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Alle Rechte für das Hanze wie für die einzelnen Teile find vorbebalten. 
Die Berlagsbudbandlung. 


Den Berfaffern der die deutjche Hausinduftrie behandelnden Berichte 
bat der Ausschuß des Vereins für Socialpolitif folgenden Fragebogen 
vorgelegt: 


Der Ausschuß des Vereins für Socialpolitit hat fi) die Aufgabe geftellt, die 
Berhältniffe der Hausinduftrie in Deutichland durch eine Reihe von Specialunter- 
fuhungen feitzuftellen und zu bejchreiben. Zwar find in neuerer Zeit mehrere dahin- 

ehende Arbeiten publiziert, aber jie treten nur jporadiich auf, fo daf fie fein ge- 
chloſſenes Bild zu bieten vermögen. Um ein folches zu erreichen, wenden wir und 
an Bertrauensmänner in den verfchiedenen Teilen Deutfchlands und fo auch an 
Sie, fehr geehrter Herr, mit der Bitte, uns über die beziüglichen Verhältniffe Ihrer 
Gegend Aufſchluß zu geben. 

Das Ziel, welches wir im Auge haben, iſt ein zwiefaches: einmal durch Klar- 
ftellung der Zuftände der Gefeggebung Unterlagen zu bieten, dann aber auch durd 
Unterfudung der Eigentümlicheiten der vorhandenen nduftrieen und der Be- 
dingungen, unter denen fie fich entwicdelt haben, darauf aufmerkſam zu maden, in 
welchen Gewerbszweigen fich noch gegenwärtig die Hausinduftrie als lebensfähig be- 
währt. Es wird daher darauf anfommen, auch Kleine, unfcheinbare Anfänge zu be- 
rüdjichtigen, wenn irgend Ausjiht auf Erweiterung für fie vorliegt, und ftets zu 
unterfuchen, nicht nur: wie gedeiht der Erwerbszweig?, jondern auch ganz bejonders: 
warum gedeiht er oder warum gedeiht er nicht? — Es gilt ferner überall den 
Unterfchied zwiſchen den Berhältnifien der Hausinduftrie und eines verwandten 
Fabrifbetriebes und Handwerks hervorzuheben, denn es ift und darum zu thun 
nachzuweiſen, worin die Hausinduftrie Vorzüge, worin Nachteile von jenen aufweiit 
und unter welchen Berhältniffen die einen oder die andern mehr in den Vorder- 
arund treten. 

Muß es auch jelbftverftändlich Ihnen völlig vorbehalten bleiben, wie Sie die 
Bearbeitung deö Themas durdführen wollen, fo fünnen wir dody nicht umhin, dem 
Wunſche verfchiedener Referenten entiprechend, eine Anzahl Fragen beftimmt zu 
formulieren, um möglichft gleichartiges Material aus den verjchiedenen Händen zu 
erhalten. Wir bemerfen aber ausdrücklich, daß wir nicht erwarten, es werde jeder 
Mitarbeiter fih an die Reihenfolge der Fragen oder an die Beantwortung jeder ein- 
zelnen unter denjelben binden. 

Wir erbitten vor allem Auskunft auf folgende Fragen: 

1. Was kann über die Geihichte der betreffenden Hausinduftrie, insbeſondere 
über die Entftehung diejer Betriebsform angegeben werden? Seit wann be- 


we 


13. 
14. 


Fragebogen. 


fteht fie? Welche Zunftitatute oder Reglements haben für fie gegolten? Wann 
find fie thatfählih und rechtlich befeitigt worden? Welche Vorgänge haben 
fördernd oder hemmend auf die Hausinduftrie eingewirkt? 

Welches ift die gegenwärtige Verbreitung (Zahl der Beichäftigten)? 


. Werden die Produkte auch fabrifmäßig hergeftellt und wo? Welches find die 


tehnifhen Vorzüge der beiden Betriebsmethoden? Iſt eine Zunahme oder 
Abnahme der fabritmäßigen Produktion zu bemerfen? 


. Wie ift die innere DOrganifation der Dausinduftrie? In weldem Verhältnis 


jtehen die hausinduftriellen Arbeiter zu den erften Abnehmern ihrer Produkte? 
Giebt es noch handwerksmäßige Hausinduftrie, bei welcher die Meinen Meifter 
ihre Erzeugniffe auf eigene Rechnung anfertigen und an Kaufleute verkaufen, 
oder arbeiten die hausinduftriellen Arbeiter gegen Lohn? it in lekterem 
Fall ein Teil des ftehenden oder umlaufenden Kapitals, mit dem fie arbeiten, 
ihr Eigentum oder wird ed ganz vom Berleger (Unternehmer) geftellt? Wer 
find die Berleger? Große, Eleine Kaufleute oder Fabrifanten, ftädtijche 
Magazine u. j. w.? Betreiben die Verleger auch jelbjt die Fabrikation und 
dient diejelbe zur Fertigmachung oder zur vollftändigen Herftellung von 
Artikeln der Hausinduftrie? 

Werden die Arbeitsaufträge direkt erteilt oder fchieben fich zwiſchen Verleger 
und Hausinduftriellen Faktore und fonjtige Mittelperfonen? Stehen diefe im 
Dienfte der Verleger oder find fie felbftändige Fleinere Unternehmer (refp. 
Auffäufer u. ſ. w.)? Wodurd wird das Faltorenweien bedingt und welchen 
Einfluß übt es auf die Geftaltung des Arbeitsverhältniffes und die Lage der 
Arbeiter aus. 

Herrſcht bei den Hausinduftriearbeitern die Fyamilienarbeit vor oder werden 
neben den Angehörigen auch Xohnarbeiter verwendet? In weldem Make? 


. Wird die Hausinduftrie in der Negel als alleiniges Gewerbe betrieben? oder 


in Verbindung mit einem Nebengewerbe? oder bildet fie jelbft nur ein Neben- 
gewerbe (rejp. Winterarbeit u. f. w.)? Befteht eine Verbindung mit der Yand- 
wirtfhaft? in welchem Maße? Iſt fie in der Abnahme begriffen? Einfluß 
insbefondere de3 landwirtichaftlichen Nebengewerbes auf die Lage der Arbeiter ? 
Die Rohftoffe nah Art, Bezugsort und Preis? 

Die fertigen Waren nad Art und Breis? Wie haben fich die Preife entwidelt ? 


. Abjatgebiete? Welche Veränderungen find in den Abjakgebieten eingetreten? 


Wie geftalten fich die allgemeinen Konkurrenzverhältniffe: a) gegenüber andern 
inländifhen Betrieben, b) auf dem Weltmarfte? 


. Wie gejchehen regelmäßig die Geſchäftsabſchlüſſe? Sind Reiſende üblich ? 


Werden Meflenibefahren? 

Was gefhieht für die fachliche Ausbildung der Arbeiter? Fortbildungsfchulen ? 
Zeichenſchulen? Wanderlehrer? Specielle Fahihulen? Dauernde Mufter- 
ausitellungen ? 

Wie ftellen fich die Löhne nad Zeit und Stüd? und wie haben fie ſich entwidelt ? 
Was ift der Wochen-, beziehungsweife Jahresverdienft der verichiedenen Kate- 
gorieen der Hausinduftriellen, insbefondere verglihen mit dem Berbdienfte von 
Handwerkern, Fabrifarbeitern, Tagelöhnern ? 


Fragebogen. VII 


. Welches find die üblichen Lohnzahlungstermine und Methoden? Kommt auch 


Trudunfug oder Halten von Spezereiladen, Wirtöhäufern durch den Verleger 
oder feine Vermittler vor und in welchem Mae? 

Welche Schwanfungen treten in den verjchiedenen Jahreszeiten in der Be— 
ihäftigung ein? 


. Welches ift die Dauer der Arbeitäzeit im Durchſchnitt in den verfchiedenen 


Jahreszeiten. 


. Wie ſtellen ſich die Arbeitsverhältniſſe der Frauen und Kinder? welcher Unter— 


ſchied zeigt ſich hier im Vergleich zu den Fabrikarbeitern? 


. Unter welchen äußeren Bedingungen wird gearbeitet? (Arbeitsräume, Tem— 


peratur, Bentilation u. ſ. w.) 


. Wie find die Wohnungs: und Ernährungsverhältniffe? 
. Wie find die Gefundheitäverhältniffe? (Kinderfterblichkeit, Alter der Ge- 


ftorbenen, bejondere Krankheiten.) 
Welches ift das durchſchnittliche Alter der Ehefchließenden, der Kinderreihtum? 
Mie find die Moralitätöverhältniffe? (unehelihe Geburten, Trunkſucht.) 


. Wie find die Armutsverhältniffe? (Zahl der aus öffentlichen Mitteln Unter: 


jtüßten, Höhe der Gemeinde-Armenlaft und ihre Entwicdlung.) 


. Welche Einrichtungen find zur Förderung der Hausinduftrie und zur Unter: 


ftügung der Hausinduftriellen vorhanden? (Aſſociationen, Berforgungsfaffen.) 


. Was fann zur Verbeflerung der Lage der Hausinduftriellen gefchehen? durch 


Staatöhülfe? durch Selbithülfe? Wie find die Ausfichten für die Zufunft? 


Bonn und Xeipzig, im Juli 1887. 


Der Ausſchuß des Vereins für Socialpolitik: 


Brof. Dr. Erwin Naſſe, Garl Seibel, 
Vorſitzender. Schriftführer. 
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Über Hausinduftrie in Berlin und den nädjit- 
gelegenen SKreijen. 


Bon 
Gewerberat von Stülpnagel. 


Über das, was man unter Hausinduftrie zu verftehen hat, ftößt man 
auf ſehr verſchiedene Anſchauungen. Cinerfeit3 rechnet man zu derſelben 
jede außerhalb des handwerksmäßigen Betriebes liegende Thätigfeit der 
Familie oder einzelner Glieder derjelben im Haufe zu gewerblichen Zmeden, 
andererfeitö wird unter Hausinduftrie nur derjenige Teil der Thätigfeit 
im Großbetriebe veritanden, welcher fih in den Wohnungen der Ar: 
beiter ausführen läßt. 

Von letterem foll hier nun die Rede fein und erjtredt er ſich in Berlin 
und den nädjitgelegenen beiden Kreifen Niederbarnim und Teltow auf 


1. die Weberei, 

2. Wäfcefabrifation, 

3. = Damentonfeftion, 

4. = SHerrenfonfeftion, 

5 Anfertigung von PVhantafieartifeln, 
6. = . = Bofamentiermaren, 
1, ⸗ Cigarren. 


Ein großer Zeil der Arbeiten der Schuhmacher, Handſchuhmacher, Sattler 
und Tapezierer, Kürfchner, Tifchler, Drechsler, Stuhlfledhter, Holzbildhauer, 
Buchbinder, Cartonnagefabrifanten, Hutmader, Pusfederfabrifanten, Silber- 
und Neufilberfabrifanten fällt zwar aud noch in das hausinduftrielle Gebiet 
der Großinduftrie, es hat aber nur die Zeit gefehlt, um die Nachrichten in 
dem erweiterten Umfange einzuziehen. 

Schriften XIII. — Deutihe Hausinduftrie IV. 1 
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1. Die Weberei. 


Die Weberei hat ihre Stühle in Berlin, Bernau, Rirdorf und 
Nomwames aufgeihlagen und ift hier alten Datums. Schon im 13. Jahr- 
hundert wurden in Berlin mwollene Stoffe gewebt. Die Berliner Weber: 
innung befist ein Dofument vom 23. Juni 1452, mit welchem der Bürger- 
meijter die Gilverechte der LYeineweber in Berlin regelt. Markgraf Friedrich 
geitattet im Jahre 1468 den Ziechnern und Yeinewebern die Bildung einer 
Innung. Im Jahre 1730 wurden Bettzeug, leinene, mwollene und halb- 
mwollene Stoffe gewebt und gegenwärtig werden von den Berliner Webern 
mwollene und halbwollene Umfchlagetücher, Konfektionsftoffe, Plüſche und 
Phantafieartifel angefertigt. 

Auh in Bernau fann die Weberei jhon im 13. Jahrhundert nach— 
gewiefen werden, welche anfangs die Daritellung mwollener Stoffe zum Zwecke 
hatte, jpäter dur den 30 jährigen Krieg verfiel, ſich dann wieder durch 
Einwanderung von ſächſiſchen und böhmischen Webern der Anfertigung von 
baummollenen und mollenen Stoffen zumandte, bis jie endlich, getrieben 
durch die hohen Baummollenpreife, während des amerikanischen Krieges und 
des mehr und mehr ſich vollziehenden Übergangs der Handarbeit auf den 
Majchinenbetrieb, lediglich die Weberei von feidenen Hutvelpel, von feidenen 
und halbſeidenen Plüfchen zum alleinigen Zwede hatte. Ein Verſuch unter 
Friedrih dem Großen, die Seidenweberei in Bernau einzuführen, mißglückte 
zwar, doch hat fie fich jeit 1830 hier einen feiten Pla erworben. 

Eingewanderte Sachſen und Böhmen führten etwa vor 300 Jahren 
die Weberei in Nirdorf em, welde fi zunächſt auf Ginghams, Bett- 
und Schürzenzeuge, jpäter und bis jest auf baummollene Plüſche, auf Tücher, 
Shawls und PBhantafieartifel erjtredt hat. 

Nowawes (zu deutſch „Neues Dorf“) iſt eine auf Befehl Friedrichs 
des Großen durd den damaligen Oberſten von Retzow im Jahre 1751 ge— 
gründete Kolonie, welche zunächft mit den aus Böhmen, wegen Verfolgung 
des evangelifchen Glaubens durd die Jeſuiten ausgewanderten Weberfamilien, 
jpäter durch Vermittelung der böhmischen Brüdergemeinde in Berlin durch 
aus Dresden und Zittau berufene Weber bevölkert wurde. 

Die Arbeit der Weber war anfangs eine lediglich handwerksmäßige. 
Sie wurde auf Handjtühlen, lediglih auf Bejtellung von Konſumenten ohne 
Zwiſchenperſonen ausgeführt. Der Konfument beitellte, was er für feinen eigenen 
Bedarf gebrauchte, beim Weber, oder der Weber verfaufte, was er etwa auf 
Vorrat hatte, unmittelbar an den Konjumenten. Wie und wann der Über: 
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gang in den Großbetrieb fi vollzog, zeigt am beiten die Geſchichte der 
Kolonie Nowawes!). Bald nah Gründung derfelben hatte der Oberſt 
v. Retzow mit einem Berliner Kattunfabrifanten Wolff einen Kontrakt ge- 
ſchloſſen (v. 21. Juni 1756), wonach derfelbe fich verpflichtete, die Koloniften 
gegen bejtimmten Lohn dauernd zu bejchäftigen, wogegen ihm die Zufiche- 
rung erteilt wurde, daß die Weber und Spinner für feinen anderen als 
für ihn arbeiten follten; es wurde auch eine fogenannte Kattunfabrif mit 
27 Stühlen eingerihtet und dazu vom Staate ein Betriebsfapital von 
6000 Thlr. gegen 6 Po Zinfen dem Wolff als Vorſchuß überwiefen, den 
er auch zurüdgezahlt hat. Später treten unter Zuftimmung des erften 
Kontrahenten zwei andere Fabrifanten aus Potsdam mit den Kolonijten in 
ein ähnliches Verhältnis. Infolgedeſſen wurden die Weber und Spinner 
fpeciell unter dieje drei Fabrikanten verteilt und ihnen verboten, für andere, 
namentlih für Berliner Fabrikanten zu arbeiten. Heimlich geſchah letzteres 
aber do, und es murde deshalb häufig Berliner Baummolle bei verdäd)- 
tigen Webern zur Strafe in Beichlag genommen. Das fontraftlich bejtehende 
Zmwangsverhältnis gab beiderfeits zu vielem Streit Veranlafjung und wurde 
mit der Zeit jo gehäflig und unhaltbar, daß die Regierung dasjelbe auf- 
löfen mußte. Darauf wurden Berliner Kaufleute und fogenannte Schuß- 
juden zur Beichäftigung der Weber engagiert. Es wurden deshalb ſogar 
fogenannte Regulative aufgeftellt (1785) und zur Beauffichtigung dieſer 
Kontraftsverhältnifje wurden zwei Beamte, ein fogenannter Fabrikrichter 
und ein Fabrifinfpeftor angeſtellt. Diefe Berhältniffe fcheinen indeß aud 
wenig zufriedenjtellend gewejen zu fein; fie haben jedoch wahrſcheinlich erjt 
mit der Einführung der Gemerbefreiheit, durch das Edift vom 2. November 
1810, ihr Ende erreicht. 

Mit der Einführung der Gemwerbefreiheit war nun zwar auch Arbeits- 
freiheit für die Weber eingetreten. jeder Fonnte fi Arbeit juchen wo er 
glaubte, jie zu finden; wenige waren aber in der Lage, von ihrer Selb- 
ftändigfeit den gehörigen Gebraudh zu machen. Den meijten fehlten die 
Mittel, um jelbjtändig ein Gejchäft anzufangen ; fie ſuchten fich daher ge— 
wöhnlich etwas Nohmaterial auf Kredit zu verfchaffen und verfauften die 
daraus gefertigten Waren in der Nadhbarfchaft im Umberziehen. Sowie 
hier für Nowawes gejchildert, mögen auch, wenigſtens annähernd ſich die 
Verhältnifje der Weber in den übrigen Ortſchaften gejtaltet haben und nod) 
in einzelnen jehr feltenen Fällen, wird der Weber zum Konfumenten wie 


ı) Geſchichte der Weberlolonie Nowawes, im amtlihen Auftrage verfaßt von 


N. Wichgraf, Regierungsrat. 
1 ” 
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früher in unmittelbare Beziehungen treten. Der mit Dampf getriebene 
Mebftuhl hat den größten Teil der früheren Weberei dem handwerksmäßigen 
Betriebe entzogen, die Macht des Großkapitals hat eine Maſſe von Artikeln, 
welche wegen der immer mwechjelnden Anforderungen der Mode vom medha- 
nifhen Webſtuhl nicht übernommen werden fünnen, auf den Markt gebracht 
und die Arbeitsfraft und Gefchidlichteit des Webers auf dem Handſtuhle 
fih zu eigen gemadt. Der unmittelbare Verkehr des Webers mit dem 
Konfumenten hat bis auf Fleine Ausnahmen aufgehört. Der Weber erhält 
feine Aufträge vom Großfaufmann und hat mit dem Vertrieb der Ware 
nichts mehr zu thun. Der Großfaufmann liefert die Mufter, die Kette, den 
Schuß, vereinbart die Preife nah Gewicht oder Maß, beftimmt die Lieferzeit 
der fertigen Ware und nimmt diefe in Empfang. Die Mufter werden zum 
Teil von eigens dazu angenommenen Leuten in den Gejchäftsräumen des 
Sroßhändlers auf Probeftühlen erfunden, teils aber auch von den Meiftern 
zur Auswahl vorgelegt. Die Bejtellungen führt der Meifter zum größten 
Teile in feiner Wohnung aus, läßt Frau und ältere Töchter am Webſtuhle 
mitarbeiten, jüngere Kinder fpulen und nimmt je nad dem Umfange der von 
ihm getroffenen Einrichtungen Gefellen und Lehrlinge an. Das Verhältnis 
zwiſchen Großfaufmann und Meiſter ift fein andauernd feites, letzterer ſucht 
jih feine Bejtellungen, wo er ſolche zu finden glaubt. Es fommt vor, daß 
ein Meijter im Laufe eines Jahres mit 10—12 Großhändlern in gejchäft- 
liche Verbindung tritt. Die Abrehnung zwifchen Meifter und Gefellen er: 
fogt meijt derart, daß der legtere von feinem Verdienſte dem Meifter den 
vierten Teil abzugeben hat, während der Meifter das Arbeitözeug unent- 
geltlih vorhält, freie Wohnung und das Mittagseffen gewährt. Der hierin 
liegende geringe Vorteil des Meifters, das Herabdrüden der Preife durch die 
Konkurrenz und der traurige Umſtand, daß von Alters her der Glaube unter 
den Webern bejteht, das Einbehalten eines Teiles der vom Großhändler zu 
liefernden Garne, das fogenannte Meten-Met oder Schmumaden, die Ber: 
deckung desjelben durch fünftliche Befchwerung oder Verlängerung der Ware 
und der Verfauf von Nrtifeln aus unterfchlagenem Materiale dur das 
Haufieren von Frauen und Kindern fei feine Unterfchlagung, haben bereits 
einzelne Großhändler bejtimmt, größere Werfjtätten einzurichten und Meifter 
mit Gefellen unter unmittelbarer Leitung des Großhändlers in ihnen 
arbeiten zu lajjen. Hiermit wäre der Anfang zum Ende der Hausinduftrie 
in der Weberei gemadt. Es ift aber zu wünſchen, daß der Anfang jtets 
ein folcher bleibe. Weder Meifter noch Gefellen haben einen Vorteil davon, 
ihr Verdienſt erhöht fi mit der Neuerung nicht, das Leben des Geſellen in 
der Familie des Meiſters, welches noch des weiteren befprochen werden wird, 
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hört auf und die Zeit, welche auf dem Wege nad) und von der Arbeits- 
ftätte aufgewendet werden muß, geht nußlos verloren. Bis jet bleiben 
glüdlichermeife die oben gejchilderten unmittelbaren Beziehungen zwifchen 
Großhändler und jelbitändigem Meifter, wie fie oben gefchildert wurden, 
immer noch die Negel. Nur in den Vororten haben die Meifter, um für 
ſich ſelbſt Zeit zu erfparen, eine Zwifchenperfon eingefeßt, welche gegen eine 
Heine Vergütung für eine Anzahl Meifter in Berlin Bejtellungen vermittelt, 
an die Meijter verteilt, auch die Ware vor ihrer Ablieferung prüft und 
Ablieferung mangelhafter Ware verhindert. 

Der Eingang der Bejtellungen tft fein fortwährend ſich gleichbleibender ; 
er wechjelt je nad den Anforderungen des Publiftums in den Jahreszeiten 
und mit der Mode. Im allgemeinen fann angenommen werden, daß in 
den Monaten Juni bis Ende Oftober die meijten Bejtellungen eingehen und 
daß in den Monaten November bis Februar in Tüchern ſchwach gearbeitet 
wird. Aus diefen Thatfachen ergiebt ſich aud die Schwierigkeit in der Um— 
jchreibung des Umfangs der Weberei. Er wird groß fein, wenn man Er- 
mittelungen in den Monaten uni bis Oftober anjtellt, und mander Web- 
jtuhl, mander Weber wird ungezählt bleiben, wenn man die ftille Gefchäfts- 
zeit zu Grunde legt. 

Nah möglichjt genauen Schägungen fünnen in Berlin etwa 5000 Web— 
ſtühle in die Arbeit gejtellt werden. 

In Bernau wurden jett 257 Stühle, 160 Meifter, 87 Gefellen und 
10 Lehrlinge gezählt. 

In Nirdorf wurden mir 400 Stühle, 200 Meijter und 150 Gefellen 
angegeben. 

In Nowawes fönnen an 1200 Stühlen 733 Meifter mit 3—400 
(Sejellen arbeiten. 

Die Heranziehung der Familienglieder zur Arbeit, von welcher oben die 
Nede war, ift hierbei außer Betracht geblieben. 

Der Lohn wird nad Gewicht und Maß bei Übernahme der Beitellung 
vereinbart und wöchentlich zweimal zwiſchen Großhändler und Meijter ab- 
gerechnet. Beitimmende Faktoren für den Großhändler find die Ausfichten 
auf den Abſatz der Ware, die größere oder geringere Dringlichkeit in der An- 
fertigung und die Konkurrenz, während der Meiiter das Maß der Gejchid: 
Iichfeit und die aufzumendende Zeit in Anjchlag bringen muß. Natürlich 
wird auch in allen Fällen der Fleiß beitimmend auf die Höhe des 
Zohnes wirken. 

In Berlin beträgt der durchichnittliche Verdienft eines Webers wöchent— 
ih 18 ME, in Rirdorf 18—9 Mf., in Bernau 15—9 ME., in Nomames 
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nicht über 12 Mt. Das ijt der Verdienft in Zeiten, wo an Beitellungen 
fein Mangel tft, er wird deshalb während der fogenannten jtillen Zeit nie- 
driger veranfchlagt werden müſſen. Es mird ferner in Betracht zu ziehen 
fein, daß wie oben angegeben, der Meijter, wenn er Gefellen annimmt und 
den vierten Teil ihres Verdienſtes für das Vorhalten des Arbeitszeuges, für 
Gewährung von Wohnung und Mittagefjen in Anfpruh nimmt, immerhin 
einen, wenn auch geringen, mit der Zahl der Gefellen ich fteigernden Vor— 
teil erzielt. 

Die durchichnittliche tägliche Arbeitszeit fann, wenn drei Arbeitspaufen 
im Gefamtbetrage von zwei Stunden in Abrechnung fommen, auf zehn 
Stunden der in den Fabriken gleich bemejjen werden ; fie wird in Zeiten, wo die 
Arbeit drängt, verlängert werden und in der jtillen Zeit geringer fein. Des 
Sonntags wird der Regel nad nicht gearbeitet, häufig auch der folgende 
Tag zu einem blauen Montag gemadt. 

Einen Nebenverdienit hat der Weber nicht, nur in ganz gejchäftslofen 
Zeiten ſucht er, von der Noth getrieben, einen anderweiten Verdienſt, um 
fofort, wenn die Verhältniſſe jich befjern, zur Weberei zurüdzufehren. 

Es iſt natürlich, daß bei dem angegebenen geringen Verdienſt der täg— 
liche Unterhalt des Webers ſich nur in ſehr befcheidenen Grenzen hält. Kar: 
toffeln oder Gemüfe mit Talg zureht gemacht, nicht immer eine fleine Bor- 
tion Fleiſch bilden die durdhfchnittlihe Nahrung ; Bier und Schnaps werden 
nur fehr felten getrunfen. Die Weber werden mir im allgemeinen als ſehr 
nüchterne Yeute gefchildert, unter denen die Trunffucht eine große Seltenheit 
it. Die Wohnungen genügen nur den bejcheidenjten Anfprüchen und find 
meist mit Webjtühlen dicht beſetzt. Zwiſchen Meiftern und Gefellen herrichen 
gewöhnlich Freundliche Beziehungen; fie und die YXehrlinge gehören zum 
Familienfreife des Meiiters. 

Um mir ein Bild über die wirtſchaftliche Lage der Weber zu machen, 
habe ich in Rirdorf und Bernau die Liſten der Einſchätzung der Weber 
für die Klafienfteuer eingefehen. In Rirdorf gab es nur 19, in Bernau 
aber 110 jteuerfreie Weber. In Rirdorf waren veranjchlagt, mit einem 
Einfommen bis 


660 Mk. — 186, 
90 ⸗ —= 21, 
1050 = = 1, 
über vr — 
bis 2400 
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In Bernau waren eingefhägt mit einem jährlichen Einfommen 
bis zu 660 ME. — 240, 


= = 900 = == 4, 
1050 =: = 3. 
Aus öffentlihen Mitteln zu unterjtügende Weber gehören zu den 


Seltenheiten. 

Vergleiht man die Yöhne der Weber mit denen der Fabrikarbeiter, jo 
jtehen jie diefen bedeutend nad; dennoch möchte der Weber feine Lage, wie 
fie fih in ihrer oben gejchilderten Gejamtheit darjtellt, nicht mit der des 
‚sabrifarbeiters vertaufhen. Er ſchätzt hierbei die Annehmlichkeit des 
Zufammenlebens mit dem Meifter, die Bequemlichkeit des Arbeitens in der 
Wohnung und die leicht zuläffige Möglichkeit des Aufrüdens in die ein- 
träglichere Stellung des Meiſters offenbar und gerechtfertigter Weiſe fehr hod). 

In den mehrfachen Unterhaltungen mit Webergefellen wurde ich, ohne 
meinerjeits dazu Veranlaſſung gegeben zu haben, darauf aufmerffam gemacht, 
dab es unter den Webern feine oder nur jehr felten Socialdemofraten gäbe. 
Auf meine Frage nad) den (Gründen wurde mir mitgeteilt, daß die Aus- 
breitung der Lehre der Socialdemofratie durch die jtarf bevölferten Arbeits- 
jtätten in den Fabriken ſehr begünftigt werde, während fie mit der Ver- 
fleinerung der Werkſtatt abnähme. Unter einer großen Zahl von Arbeitern 
finde fich ftets der Einfluß gewinnende Verführer, während er naturgemäß 
in der kleineren Zahl jelten gefunden werde. Unter den Webern, welche 
im Haufe des Meifters wohnen und arbeiten, ijt der Meifter nicht nur das 
ramilienoberhaupt für die eigene Familie, ſondern auch für jeine Geſellen 
und Xehrjungen. Das gute Beijpiel, was der Gatte und Vater feiner 
Familie jederzeit geben muß, bejtimmt auch das Verhalten der Gefellen und 
Lehrlinge dergejtalt, daß jie jich jeder Ungehörigfeit enthalten und den Ver- 
führer nicht auffommen lafjen. 

Auch die Moralitäts- und Gefundheitsverhältniffe der Weber find mir 
als durchaus befriedigende gejchildert worden. Gin frübzeitiges Siechtum 
wurde nicht bemerkt. Die Eheſchließungen des Geſellen fallen etwa in das 
25. Jahr; Nowawes hatte unter 373 Geburten nur 40 uneheliche. — 

Der Umjtand, daß der Weber auf dem Handjtuhl ſich den ftets wechjeln- 
den Anfprühen der Mode fügen und eine befondere Gefchidlichkeit in der 
Zurichtung jeines Stuhls nach einem gegebenen oder von ihm ſelbſt zu er- 
findenden Muſter bedarf, legen die Bildung von Fach- und Fortbildungs: 
ichulen dringend nahe. Solche Schulen find auch in Berlin und Nowawes vor: 
handen, werden vom Staate und der Gemeinde unterjtüßt und. in der Er- 
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fenntnis ihrer Notwendigkeit fleißig bejucht. Ihre weitere innere Ausbildung 
und Förderung erfcheint mir zur Hebung des Standes der Weber dringend 
erforderlih. Auch würde die Entjendung beſonders talentvoller Weber in 
die beſſer entmwidelten Weberdiſtrikte behufs ihrer weiteren Ausbildung und 
fpäteren Verwendung als Lehrer im heimischen Bezirke jehr aute Erfolge 
erzielen. 


2. Die Berliner Wäſchefabrikation. 


Der Beginn der Anfertigung von Hemden, Kragen, Manjchetten, Ober- 
hemden und Chemifettes, hat ſich etwa vor vier Jahrzehnten von England 
und Paris auf Berlin übertragen, zu welcher Zeit hiefige Kaufleute anfingen, 
wenn auch im Eleinen Maßjtabe, diefe Gegenjtände in den Wohnungen der 
Arbeiter anfertigen zu lafjen. Erjt im Jahre 1860, mit der Einführung 
der Nähmaſchine, nahm die Fabrifation einen immer größeren Maßſtab an, 
und mwerden gegenwärtig in 53 Fabriken 296 männliche und 4010 weibliche 
Arbeiter beſchäftigt. Aus diefen Zahlen habe ich mir die Zahl der haus 
induftriellen Arbeiter zu entwideln geſucht. Man gab mir an, da etwa 
der dritte Teil der Arbeiten von der Fabrik den hausinduftriellen Arbeitern 
übergeben werde, das iſt indes eine jehr willfürlihe Annahme, die bei einer 
Fabrik zutreffen mag, jedenfalls aber nicht als Regel gelten fann. Sicher 
it, daß die Arbeiten in der Fabrik bejjer ausgeführt werden fünnen, als 
im Haufe der Arbeiter, weil die erjtere alle Einrichtungen und Hülfsmittel 
bietet, welche zur Fertigſtellung guter tadellofer Ware notwendigerweife ge- 
hören, während foldhe Einrichtungen und Hülfsmittel in den Behaufungen der 
Arbeiter fehlen. Dies bejtimmt auch die Kabrifanten, den hausinduftriellen Be- 
trieb mehr und mehr zu bejchränfen ; dennoch fann er noch immer als fehr be- 
deutend veranschlagt werden, und wird auch für beitimmte Arbeiten, beifpielweife 
das Anopflochnähen und Verringeln, welches am beiten mit der Hand ohne 
Maſchine gemacht wird, beibehalten werden. Eine firma berechnete die Zahl 
der hausinduftriellen Arbeiter mit 6000; diefe Zahl maa zufälligerwetje 
einmal richtig fein, iſt aber ficher feine auch nur annähernd feititehende. 
Das Schwanfen der Anforderungen an die Fabrikation, die von den Fabri— 
fanten getroffenen Einrichtungen und die Konkurrenz machen jede Berechnung 
des Umfangs der Hausinduftrie auf dem hier in Rede jtehenden Gebiete 
zur Unmöglichkeit. Wenn der von einem Fabrikanten gemadte Anfang, die 
hausinduftriellen Arbeiten zur Darftellung von Wäfcheartifeln aud durd 
Männer im ſächſiſchen Erzgebirge ausführen zu laſſen, Nahahmer findet, jo 
wird die Zahl der hausinduftriellen Arbeiter in Berlin allmählich Eleiner 
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werden. Eine weitere Verminderung oder Verhinderung der Ausdehnung 
der Fabrikation von Wäſcheartikeln in Berlin liegt in den Zollverhältniſſen. 
Es kann nämlich, wie alle Fabrikanten einſtimmig behaupten, mwegey ver 
ausgezeichneten Bleiche nur iriſche Leinwand verwendet werden. Alle Ver— 
ſuche der deutſchen Leineninduſtrie, ein gleich gutes Fabrikat zu erzielen, ſind 
bisher mißglückt. Der für die iriſche Leinwand zu entrichtende Zoll iſt ein 
fo hoher, daß der Erport der Ware ſtark im Abnehmen begriffen jei. Im 
Sahre 1878 wurde in einer Petition der Berliner Wäfchefabrifanten an die 
Keichsbehörden erwähnt, daß der Preis der in Berlin fabrizierten Ware fich 
auf 15 Millionen Mark berechne, und daß von diefer Ware mehr als die 
Hälfte in Deutjchland abgeſetzt würde, während die andere Hälfte nad) dem 
Auslande, Dänemark, England, Italien, Orient, Norwegen, Schweden, Ruß— 
land, Schweiz verjchidt werde. Heute ift der Abſatz im Auslande erheblich 
geringer geworden und faſt nur auf das Inland befchränft. 

Bezüglich der Anfertigung der Wäfcheartifel bildet die Ausjchließung 
von Zwijchenperfonen die Regel. Der Fabrifant tritt mit den hausinduftriellen 
Arbeiterinnen in unmittelbare Beziehung. Er verausgabt an fie die zu— 
gefchnittene Leinwand, verfauft an fie den Zwirn und die Nadeln, vereinbart 
den Lohn der Arbeit per Stüd oder Dutzend, die Lieferzeit, nimmt die fer- 
tige Ware entgegen und zahlt den Lohn. Da aber der Fabrifant ſich nicht 
darum fümmert, ob die Perfon, welche die Beltellung entgegengenommen, 
jie allein ausführt oder Hülfsfräfte aus der eigenen Familie oder ferner- 
ftehende heranzieht, jo mag es wohl vorfommen, daß hie und da die die 
Beitellung entgegennehmende Perſon als Unternehmer anzufehen iſt. Be- 
fonders gilt dies bei dem Nähen der Knopflöcher, welches ſtets an Unter- 
nehmer vergeben wird. 

Der zu zahlende Lohn ift an und für fich derfelbe, wie der in der 
Fabrif und fönnen deshalb, um den Verdienſt aus den Hausarbeiten zu be- 
mefjen, die Zahlungen in der Fabrik zu Grunde gelegt werden. Wie bereits 
erwähnt, werden nur Stüdlöhne vereinbart. Diefelben find fehr mannig- 
faltig und beftimmen fich je nad) der Güte der Ware, nad) der Façon und 
Ausſchmückung des Artitels. Eine Arbeiterin verdient als Anfängerin oder 
mit geringem Gefhid nur 5 Marf pro Woche, während die andere es in 
derfelben Zeit auf das Dreifahe bringt. Die Art der Arbeit ıjt nicht 
immer diefelbe, fie wechjelt an einem Tage mehrmals, bei einer Art tjt der 
Verdienft ein leichter, bei einer amderen ein ſchwerer, oft arbeiten zwei 
Arbeiterinnen fich dergeftalt in die Hände, daß die eine das Vornähen, die 
andere das Fertigmadhen übernimmt und daß beide ſich den Verdienft je nach 
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dem Werte der Xeiftung teilen. Um ein Urteil über den Verdienſt zu er: 
möglichen, führe ich folgendes an: 


Ein Dugend Kragen zu nähen foitet . . » .» . . 0,50—0,80 ME. 
5 s Manjchetten zu nähen fftet . . . . 0,60—1,10 — 
Ein Hemde gegen Lieferung des fertigen Einjagee . . 2,50—6,50 
Ein Dusend mit der Hand zu ne a j 0,10 
Ein Gros mit der Maſchine . . j 0,90. 


Der zulegt gedachte Betrag wird von Er Fabrif be- 
willigt, joviel aber befannt, zahlt der Unternehmer für 


das Nähen pro Grod.. 2 2 2 2 2 2 90330—-06,85 

und für das Verrieaeln . 2 2 2 2 2 2020... 0,25—0,27 — 
im Durdidnitt . . . et a — 0,59 Mt. 
und legt aus für Garn pro Gros . Er le a Sa aa 0,01 — 
Für TMOIDIMERDE. 5: un: Sc. ad A ee ae 0,002 

für Kranfenfafjenbeiträde . . 0,015 


fo daß er die Ware, für welche er 0, 90 Mt. — mit 0,707 ME. 
rund 0,7, d. ı. um 2,3 °o billiger heritellt, als er befommt. Der Ber: 
jchiedenartigfeit der Stüdlöhne entiprechend find auch die Beträge des Wochen— 
verdienites ſehr von einander abweichende. Auf Grund der Bücher, welche 
mir ein Fabrikant zur Einficht überließ, iſt folgendes ermittelt worden: 

An je 264 Näherinnen wurden im Durchſchnitt pro Woche 15,50 Mt., 
im Marimum 19, im Minimum 5 ME. gezahlt. Gin andermal betrug der 
Durchſchnitt 13,59, das Marimum 23,55, das Minimum 6,90 ME., ein 
drittesmal der Durchſchnitt 13,80, das Marimum 20,15, das Minimum 
6,0 ME., ein viertesmal verdiente eine Anfängerin nicht unter 10 ME., eine 
andere Hausarbeiterin, neben Verrichtung der häuslichen Geſchäfte noch 
8,50, eine Manfchettennäherin 15, eine Kragennäherin 14,40, eine un— 
geübte Arbeiterin 8,16, eine Majchinenitepperin 14,35 Mk. Von diejem 
Verdienite ift der Betrag für das vom Fabrifanten zu entnehmende Garn, 
für Nadeln und DI zum Schmieren der Nähmafchine abzurechnen, welcher 
fih auf etwa 60 Bf. pro Woche veranichlagen läßt. 

Die angegebenen Löhne find die der Fabrikarbeiterinnen, jie geben aber 
auch einen Anhalt zur Abſchätzung des Verdienjtes der Hausinduftriellen, 
wenn man die Koften für Wohnung, Erleudhtung und Heizung der Wohnung, 
Anschaffung und Unterhaltung der Nähmaſchine vom Verdienſte abrechnet. 
Dennod ziehen es gerade die bejjeren Mädchen vor, zu Haufe entweder allein 
oder in Gemeinſchaft mit Geſchwiſtern und Freundinnen zu arbeiten, weil 
der Verfehr unter den Fabrifarbeiterinnen, welcher wohl manchmal anjtößig 
jein mag, ihnen nicht zufagte. Die Wäfchenäherinnen haben in Berlin 
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teild ihre eigene Familie, erhalten in derjelben Mohnung und Koft und 
tragen mit ihrem Berdienjte zum Unterhalt der Familie bei, andere haben 
in fremden Familien Aufnahme gefunden und bezahlen dafür, wieder andere 
haben jich entweder allein oder mit einer anderen eine leere Stube gemietet, 
jie ſelbſt möbliert und bejchaffen ſich ihre Mahlzeiten ſelbſt. Ein großer 
Teil diefer Mädchen hat aber nichts weiter als eine Schlafitelle für 4—6 
Mark monatlich gemietet, die fie meijt nicht für fich allein hat, fondern mit 
den ;yamilienangehörigen des Vermieters, wohl auch mit anderen Schlaf: 
ftellenmietern teilen muß. 

Die täglihe Emährungsweife einer MWäfchearbeiterin läßt ſich am beiten 
aus der nachſtehenden Berechnung erkennen. 

Es fojtet täglich: 


Schlafitelle und Kaffe . . . — MM. 20 Be. 
2. Frühſtück (Buttrbrod) .. — =: 15 = 
Das Mittaggeffen . . . — = 30 

Das VBeiparbiod . . . —  : DB 

Das Abendeflen . . . . — =: % 

Für 2 Flaſchen Bier . . . — 20 = 


Zufammen der tägliche Unterhalt 1 ME. 20 Pfg. 
oder pro Woche von 7 Tagen 8 ME. 40 Pfg. 

Da nun der durchichnittlihe Wochenverdienſt einer fleißigen und ge- 
ichidten Arbeitern auf 12—15 ME. veranfchlagt werden fann, fo behält 
diefelbe als Schlafitellenbewohnerin mit befcheidenen Lebensanſprüchen aller- 
dings pro Woche 3,60 bis 6,60 ME. für Kleidung und Erholung übrig, 
Eine Anfängerin und ungefchidte Arbeiterin fann, wenn jie auf ſich allein 
angemwiejen ift, ihren Unterhalt nicht verdienen. Eine gejchidte, fleißige 
Arbeiterin, welche in der eigenen Familie Anhalt findet, braucht nicht zu 
darben. Sehr häufig werden die häuslichen Bedürfnifje auf das äußerſte 
Maß herabgedrüdt, um die Mittel zu Pub und Vergnügungen auf Yand- 
partien, Bällen u. ſ. mw. zu gewinnen, in einzelnen Fällen aud, um den 
jelten fehlenden Liebhaber noch zu unterftüßen. 

Aus dem Vorgetragenen wird ſich entnehmen lafjen, daß die Angabe 
einer nur annähernd richtigen Dauer der Arbeitszeit in der Hausindujtrie 
der Wäfchenäherinnen zu den Unmöglichkeiten gehört. Dagegen fann an- 
geführt werden, daß das Angebot der Arbeit ſeitens der Fabrifanten unter 
Berükfihtigung des oben gejagten ſich nahezu gleichbleibt; nur zu Dftern, 
Pfingften und Weihnachten macht ji eine Erhöhung der Anforderungen 
bemerkbar. 

Ein Urteil über den Gejundheitszuftand der Mäjchenäherinnen ſich zu 
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bilden, erjcheint bei den großartigen, fich der Beobachtung entziehenden Ver— 
hältniffen der Hauptitadt und dem fteten Wechjel in Beichäftigungs- und 
Lebensweife unmöglid. Er wird, wenn man das bereits Gejagte in Betracht 
zieht, manches zu wünſchen übrig lafjen. Bon 1000 Wäfchenäherinnen find 
nad) den Angaben der Ortskrankenkaſſe 310 erfranft und 6 im Alter von 
26 Jahren geitorben. Bei den Näherinnen überwiegen Unterleibsleiden, bei 
den Plätterinnen die Schwindjudt. 

Werden Ehen geichloffen, jo geichieht dies zumeiſt im 24. Lebensjahre, 
die Zahl der unehelichen Geburten betrug 47 von 1000, 

Fortbildungs: und Fachſchulen für Näherinnen giebt es hier nicht, fie 
find auch bei der Einfachheit der Arbeit, bei welcher es nur auf Fleiß und 
Handfertigkeit dur Übung anfommt, nicht nötig. 

Die Zukunft der Hausinduftrie in der Wäfchefabrifation wird mir nicht 
freundlich gefchildert, fie leidet unter den oben gejchilderten VBerhältniffen und 
fann nur, wenn dieje jich bejjern, jich günstiger gejtalten. 


3. Damentonfeltion. 


Unter Damentonfektion verjteht man die Anfertigung von Damen- 
mänteln, Jaden u. j.w. zum Verfauf im einzelnen und aroßen, im fertigen 
Zuftande. Sie fam für Berlin fhon im Fahre 1840 in Aufnahme, war 
aber in der Entwidlung injofern beſchränkt, als nur Herrenjchneider beichäftigt 
werden durften. Das Aufhören diefer Beichränfung im Jahre 1869 und 
die Belagerung von Paris im Jahre 1870, melde die auswärtigen Groß- 
händler zwang, in Stelle diefes Monopolplages eine andere Bezugsquelle 
aufzufuchen, hob das Gejchäft in Berlin aanz bedeutend nnd hat fich diejes 
auch jeitdem troß aller Konkurrenz auf der gewonnenen Höhe erhalten. Von 
zuftändiger Seite wird mir verfichert, daß gegenwärtig auf etwa 3000 Ar- 
beitsjtellen 40 000 Schneider und Schneiderinnen beichäftigt werden. 

Dieſe Perfonen treten indeß zu dem Großfaufmann niemal3 in un- 
mittelbare Beziehung, vielmehr fteht zwischen beiden der Unternehmer oder 
die Unternehmerin. Erfterer ift meift gelernter Schneider und zieht rau und 
Kinder mit heran. Xebtere treibt das Geſchäft, wenn fie, was meift der 
Fall, verheirathet ift, neben dem Gejchäfte ihres Mannes, der irgend einem 
anderen Berufszweige angehört, ſich auch wohl beifpielsweife einen Maurer- 
gejellen durch die Frau zum Schneider heranbilden läßt. Der Großfaufmann 
liefert dem Meiſter den Stoff, den Beſatz und die Knöpfe, beitimmt das 
Mufter, die Anzahl und Größe der zu fertigenden Stüde und die Lieferzeit. 
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Das Zufchneiden wird gewöhnlich dem Unternehmer überlaffen. Für ein- 
zelne befjere Stüde wird der Preis nach der Ablieferung vereinbart, für 
Mafjenartifel vor der Anfertigung vom Großfaufmann beftimmt. 

Die Annahme der ausführenden Arbeitsfräfte, meiſt jüngere Frauen 
und Mädchen, ihre Anmweifung, Art und Dauer ihrer Beichäftigung, ift 
lediglih Sadhe des Unternehmers. Cr vereinigt die nötige Anzahl von 
Perfonen in den von ihm vorzuhaltenden, zu heizenden und zu erleuchtenden 
Räumen, bejhäftigt auch Perfonen in deren Wohnungen und überreicht jeder 
die ihr zufommende Arbeit. Dabei fommt es vor, daß nicht ein und die- 
jelbe Perfon ein Stüd ganz fertig ftellt, fondern daß Arbeitsteilung dann 
vorgenommen wird, wenn einzelne Arbeiten mit der Nähmafchine, andere 
mit der Hand ausgeführt werden müſſen oder auf die hervorragende Ge- 
ichidlichfeit einer Arbeiterin in einer befonderen Arbeit — im Knopfloch— 
nähen, Steppen, Aufjegen des Befages u. f. w. — Rückſicht genommen 
werden muß. Natürlich wird der Unternehmer feine Verabredungen einer- 
ſeits mit dem Großfaufmann andererjeitS mit der Arbeiterin fo treffen, daß 
ihm aus der Übernahme der Aufträge des Großfaufmanns fein Schaden 
erwädjt. Berüdjichtigt man nun, daß gegenwärtig Berlin weit mehr Grof- 
faufleute in dem bier in Rede ſtehenden Gebiete befist, als nötig ift, daß 
das Abfaggebiet mit dem Wachſen der Konfurrenz auch anderer Städte oder 
mit der Erhöhung der Schußzölle folcher Yänder, nach denen bisher exportiert 
werden fonnte, mehr und mehr fich verfleinert, endlich daß der Unternehmer 
einen Gewinn aus dem Gejchäfte möglichjt hoch bemißt, jo kann ſchon 
hieraus auf die Lage der Arbeiterinnen gefchloffen werden. Ob es wahr, 
was mir von letteren verjichert worden, daß felbjt der verdiente farge Lohn 
oft noch, indem mangelhafte Ausführung der Arbeit vorgeſchützt wird, nicht 
zur Auszahlung kommt, oder ob in Stelle baren Geldes MWechjel an Zah- 
lungsjtatt gegeben werden, habe ich nicht weiter unterfuchen fünnen. Sit 
derartiges vorgefommen, jo it es gewiß nur etwas Ausnahmsmweifes ge- 
weſen. Trogdem, nah dem Angeführten, der Verdienft der Schneiderin in 
der Damenfonfeftion nur ein ſehr befcheidener und, wie unten ausgeführt 
werden wird, unficherer ift, überjteigt doch das Angebot von Arbeits- 
fräften bei weitem das Bedürfnis und trägt zur Verminderung des Arbeits- 
lohnes bei. 

Die Löhne find zumeift Stüdlöhne, nur das Zufchneiden und Bügeln 
wird ſtets im Tagelohn vergütet. 

Der Verdienit der Unternehmer beftimmt ji) aus dem Umfange der 
Aufträge, weldhe ihm vom Großfaufmann überwiefen werden. Er wird von 
einem der letteren auf 900 bis 6000 Marf angegeben. Nach der Angabe 
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der Unternehmer nehmen fie den dritten Teil des Verdienites der angenom- 
menen Arbeitskräfte in Anſpruch und wird angegeben, daß eine Schneiderin 
je nach Gefchielichfeit und Fleiß zwifchen 9 und 15 Mark verdiene. 

Die Zahlung des Verdienftes erfolgt in der Regel allmöchentlich, die 
Abrechnung des Unternehmers mit dem Großfaufmann je nach Übereinfommen 
gewöhnlich bei Ablieferung der fertigen Stüde. 

Die tägliche Arbeitszeit in den Arbeitsjtuben des Unternehmers ift 
von 8 Morgens bis 8 Uhr Abends mit drei Paufen von zweiſtündiger Ge- 
famtdauer. Das Gehen von der Wohnung nach den meijt entfernt gelegenen 
Arbeitsituben und zurüd mag wohl fernere 1 bis 2 Stunden in Anjprud 
nehmen. Die in ihrer Wohnung thätige Arbeiterin führt eine fejte Arbeits- 
zeit nicht ein und mag wohl oft die Nachtſtunden zu Erzielung des nötigen 
Verdienjtes zu Hülfe nehmen. Sie fpart zwar die Wege nad) und von der 
Arbeitsjtube, hat aber dort die Beltellung entgegen zu nehmen, und die 
fertigen Stüde abzuliefern. Die Arbeit an Sonntagen iſt befonders in den 
Arbeitsjtuben nur eine jehr ausnahmsmeife. 

Die hauptfählichiten Beitellungen gehen in den Monaten Januar bis 
März und Juli bis Dftober ein, jo dab aljo die 5 Monate April bis Juni, 
November und Dezember feinen oder nur jehr geringen Verdienft bringen. 

Zu den Damenmänteln u. j. w. werden zumeiſt aus deutſchen Fabriken 
entnommene Stoffe verwendet, aus dem Auslande fie zu beziehen ift wegen 
des Zolles zu teuer. Das Abjahgebiet für Damenkonfektionsartikel ift ein 
jehr umfangreiches, da nad) fajt allen Yändern erportiert wird. Diejer Er- 
port iſt aber, wie behauptet wird im Abnehmen, begriffen und Deutjchland 
jelbjt der Hauptjächlichite Abnehmer. Die Vermittelung der Gejchäfte ift 
eine verjchiedene. Viele Großfaufleute ſenden Reifende aus, andere haben 
ihre fejten Kunden und jtehen mit denjelben in unmittelbarer Verbindung. 

Aus dem Angeführten dürfte hervorgehen, daß die Lage der Arbeiterin 
für Damenbekleidung eine weit ungünitigere ift, als die der Wäfchenäherin. 
Mährend diefe auf unausgejegte Arbeit rechnen fann, ift die Schneiderin in 
etwa 5 Monaten des Jahres gezwungen, ſich anderweiten färglichen Ver— 
dienjt etwa durch Nähen von Schürzen und Unterfleivern mit der Näb- 
majchine, wenn je eine jolche bejist, zu verfchaffen. Man behauptet auch, 
daß die Zahl der ſich der Projtitution ergebenden Mädchen bei den Schnei- 
derinnen größer ſei, als bei den MWäjchenäherinnen. Die größere Notlage der 
Schneiderin, das täglihe Sehen von Bus und der Wunſch ſich jelbit mit 
demjelben zu jchmücden, mögen verleitende Urfachen zum moralifchen Sinfen 
diefer Arbeiterinnen jein. 

Fortbildungs- und Fachſchulen können auch hier nichts helfen. Die 
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ganze Thätigfeit der Schneiderin ijt eine fo einfache, leviglih von Übung 
und Gefchidlichfeit abhängige, daß ihr durch Schulen und Unterricht fein 
höherer Wert beigelegt werden fann. Der Großfaufmann wünſcht natürlich 
die für fein Geſchäft günftigite Bemeffung der einschlägigen Zölle. In 
weldhen Maße aber mit der Hebung des Gejchäfts auf diefem Wege aud) 
die Yage der Arbeiter ſich verbeifern würde, erſcheint bei dem ſtets wach— 
fenden Angebot an Arbeitskräften, trog niedrigen Verdienftes, fraglich. 


4. Herrentonfeltion. 


Die Anfertigung von Herrenfleidungsitüden war früher eine lediglich 
handwerksmäßige. Man bejtellte fich für den eigenen Bedarf das nötige 
Kleidungsitüd entweder unter Übergabe des anderwärts aefauften oder Ent- 
nahme des Stoffes vom Schneidermeifter und dieſer ließ es durch feine 
Gejellen fertig ftellen. Im Anfang der dreißiger Jahre begann aber ein 
Kaufmann die Anfertigung größerer Maſſen von Kleidungsitüden ohne vor- 
aufgegangene Beitellung der Konfumenten und deren Vertrieb im großen 
auf dem faufmännifchen Wege. Seit jener Zeit hat ſich die letztere Be— 
triebsart ganz bedeutend entwidelt, ohne die erjtere verdrängt zu haben. 
Die bejjeren Kleivungsjtüde werden auch heute noch auf Beitellung des 
Konjumenten nah Maß angefertigt, während die geringwertigen billigeren 
Kleider ihre Entftehung der Mafjenheritelung verdanfen. Won lebterer, 
welche zum größten Teil in die Hausinduftrie fällt, foll hier nur die Nede 
fein. So wie bei der Damenkonfektion tritt auch hier zwiſchen den Groß— 
faufmann und den Arbeiter der Unternehmer, welcher nicht immer Schneider- 
meijter tft, jondern auch als Maurer, Zimmermann, Bierverleger und Schrift- 
feger unter Affiftenz der rau das Gejchäft übernimmt. Die Stoffe werden 
teils zugeichnitten vom Großfaufmann bezogen, teils in den Arbeitsjtuben 
zugefchnitten, in welchen zur rertigitellung, je nach dem Eingange der Be: 
ftellungen, eine größere oder geringere Zahl von Arbeitern meiſt weiblichen 
Geſchlechts zu bejtimmten Tagesjtunden vereinigt oder von welchen auch 
andere Arbeiterinnen in ihren Wohnungen befchäftigt werden, die dann 
wieder andere Familienangehörige oder Fremde zur Hülfeleiftung heranziehen. 
Sm allgemeinen find die Verhältniffe der Arbeiter in der Herrenkonfektion 
diejelben wie die oben befchriebenen in der Damenkonfeftion. Man giebt mir 
den Wochenverdienjt einer Arbeiterin auf 4!/2 bis 20 Mark je nad Geſchick— 
lichfeit und Fleiß an und bezeichnet die Lage eines Unternehmers nur dann 
als günjtiger, wenn ihm reichliche Beitellungen vom Großfaufmann übergeben 
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werden. Es ſoll aber auch vorfommen, daß der Unternehmer mit feiner 
Familie darben muß, namentlich dann, wenn in den Monaten Januar bis 
März und Juli bis September überhaupt feine Beitellungen eingehen, oder 
auch in der lebhaften Gejchäftszeit Dre wachſende Anzahl der Unternehmer 
das Unterbieten des Lohnes bis zur äußerjten Grenze zur Folge hat. Unter 
jolden Berhältniffen muß ſich natürlich auch die Yage des Arbeiters erheb- 
lich verjchlechtern. Fälle, in welchen der Arbeiter vom Unternehmer über: 
vorteilt, wo fogar der Lohn ganz zurüdgehalten wird, follen nicht zu den 
Seltenheiten gehören. Die hieraus jich herleitenden Streitigfeiten find, fo- 
bald der Unternehmer der Innung angehört, noch verhältnismäßig leicht zu 
ſchlichten, während die Erledigung durch die jchiedsrichterliche Behörde des 
Magiftrats, welche erſt die Zugehörigkeit zur Innung zu prüfen hat, 
größere Schwierigkeiten bietet. 

Die Abnehmer der Herrenfonfektionsartifel werden außer ım Inlande 
noch in Südamerifa, Auftralien, Oftindien und im Kaplande gefunden und 
die Geſchäfte teils durch Reiſende, teil durch brieflihen Verfehr vermittelt. 

Die Lage der Arbeiter läßt auch hier viel zu wünſchen übrig; die 
MWohnungs- und Grnährungsverhältniffe find oft fehr mangelhaft und 
felbit der Aufenthalt in den gemeinfchaftlichen Arbeitsituben des Unter- 
nehmers, wo auch durd das Bügeln die Luft verborben wird, ungefund. 
Häufig geht die Arbeiterin von der Not getrieben zur Projtitution über 
und fehrt, Dderfelben einmal verfallen, niemals zur jchlechtlohnenden Arbeit 
zurüd. Viele der Arbeiter jollen Armenunterjtüsung beziehen, die 1200 
Mitglieder umfaffende Schneiderinnung hat im Jahre 

1884 — 75 Mitglieder mit 840 ME. 


18855 — 57 — - 832 
1886 — 60 = - 998 - 
1887 — 60 - - 1049 = unterftüßt. 


Für die Einrichtung von Fachſchulen hat ebenfalls die Schneiderinnung 
lediglih aus eigenen Mitteln für ihre Mitglieder geforgt, die hierdurch 
gewiß erzielten günjtigen Refultate können indeß der große Zahl von Nicht- 
mitgliedern gegenüber nicht ſchwer wiegen. 


5. Anfertigung von Phantafienrtileln. 
Unter PBhantafieartifeln verfteht man mwollene Tüher, Shawls, Hals- 


tücher, Kopfbevedungen für Damen in den mannigfaltigjten Formen und 
Muftern. Sie führten fi mit der Anfertigung von gefärbten Wollen ein, 
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nahmen anfangs einen großen Umfang an, der aber bald durch die Über- 
tragung der Arbeit auf Mafchinen der Hausinduftrie entzogen wurde. 
Weiter wurde die Zahl der Hausinduftriellen in Berlin und Rixdorf da- 
durch verringert, daß man die einschlägigen Arbeiten in den Weibergefäng« 
nifjen Brandenburg, Anklam, Spandau anfertigen ließ, auch daß fich Unter- 
nehmer in Thüringen fanden, durch deren Vermittelung fi” namentlich 
Damen aus den beileren Ständen durch gelegentliches Arbeiten ein wenn 
auch geringes Tafchengeld verdienten. Gleihwohl ift die Zahl der Haus- 
induftriellen in meinem Auffichtsbezirfe nach fo bedeutend, daß es hier eine 
Erwähnung verdient, zumal, wenn auch der Erport nad) Rußland, Frank: 
reich, Ofterreih, Italien, Nordamerifa und Schweden dur die von dieſen 
Ländern eingeführten Schutzölle faſt zur Unmöglichkeit geworden, immer 
noch der Erport nad Aujftralien, Canada, Süd- und Gentralamerifa ein be- 
deutender genannt werden fann und dur Ausjendung von Reifenden mit 
Muftern aufrecht erhalten werden muß. Was jet hier angefertigt wird, 
ift lediglih Handarbeit. Nur die Häfelnadel und der Rahmen, in welchen 
die Wollfäden eingejpannt, geflodhten und zufammengenäht werden, find die 
Hülfsmittel. Der Großfaufmann ſteht meistens zu den Arbeiterinnen in 
unmittelbarem Verkehr. Dies hindert aber nicht, daß diejenigen Perſonen, 
welchen die Beitellungen übertragen werden, id) wieder der Familien— 
mitglieder, oft der fleinen Kinder auch fremder Perfonen, zur Ausführung 
bedienen. Natürlich ift der Lohn, welcher pro Stüd oder Dutzend bei der 
Auftragserteilung vereinbart wird, davon abhängig, welche Zeit von den 
Ausführenden aufgewendet werden fann. rauen bejorgen nebenbei ihre 
häuslichen Gefchäfte, Kinder beſuchen die Schule u. j. wm. Dennoch kann 
der Verdienft, welcher natürlich von der Gefchidlichkeit, auch manchmal von 
der Gabe der Erfindung geihmadvoller Mufter abhängt und zwar der 
einer Rahmenarbeiterin auf 14 bis 18 Marf, der einer Häflerin auf 12 
bis 14 Mark veranfchlagt werden. Mit demfelben wird die den Auftrag 
entgegennehmende Arbeiterin, welche meift verheiratet ift und in ſolchen Ver- 
hältnifjen lebt, daß fie des notwendigen Vertrauens des Großfaufmanns in 
ihre Ehrlichkeit und Sauberfeit würdig erjcheint, in eine weit bejjere Yage 
verjeßt, al3 diejenige ift, in welcher fich die Wäjchenäherinnen und Schnei: 
derinnen befinden, und zwar umfomehr, weil die Beitellungen ziemlid) regel: 
mäßig eingehen und Schwankungen wie in anderen Gefchäften nicht ein— 
treten ; freilich muß berüdfichtigt werden, daß der Wert der Hülfeleiftungen, 
welche die Auftragnehmerin in Anfprud nimmt, vom Großfaufmann nicht 


veranjchlagt wird. 
Schriften XLII. — Deutſche Hausinduftrie IV. 2 
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6. Anfertigung von Pojamentieriwaren. 


Die Anfertigung von Pofamentierwaren geſchah früher lediglich in den 
dazu eingerichteten Fabriken. Erit in den zwanziger Jahren wurden die- 
jenigen Artikel, mwelhe ohne Zuhülfenahme von Mafchinen fertig zu ſtellen 
waren, wohl aud der billigeren Arbeitslöhne wegen der Hausinduftrie über- 
wiefen. Es find dies gegenwärtig nur Knöpfe aus Seide und Bejatartifel 
aus Seide, Wolle und Baumwolle. In Berlin tritt der Fabrikant mit den 
Arbeitern in unmittelbare Beziehung ; er verausgabt an fie die Materialien, 
vereinbart den Preis und bezahlt denjelben an den Abrechnungstagen nad 
Ablieferung der Ware. In den Vororten jchiebt fich zwifchen den Fabri— 
fanten und den Arbeiter der Unternehmer, hier Stationsvorjteher genannt. 
Er erhält vom Fabrifanten die Aufträge, bezahlt aber das Material und 
jorgt für Ausführung. Die lettere gefchieht, wie unter 5 angegeben, durch 
Frauen und Kinder in deren Wohnungen. Da bier die Arbeit durd die 
Erfüllung häuslicher Verpflichtungen, durch den Schulbefuh, in den Vor- 
orten auch durch Feldarbeit häufig unterbrochen wird, jo iſt der regelmäßige 
Verdienſt einer Familie ſchwer oder gar nicht zu bemefjen. Nur beifpiels- 
weife fann angegeben werden, daß der Stationsvorfteher bei einem Gros 
Knöpfe im Preife von 2 Mi. 50 Pf. für fih einen Verdienft von 30 Pf. 
einzieht. Im Durchſchnitt kann der Verdienft während der durd häusliche 
u. f. mw. Arbeiten nit in Anfprud genommenen Zeit auf 3 bis 6 Marf 
angegeben werden. Schwieriger als das Überfpinnen der rohen Holzknöpfe 
mit Seide tft die Anfertigung der Bejatartifel, weil hier die Mufter von 
den Arbeiterinnen erfunden und halbjährlih dem Fabrifanten zur Auswahl 
vorgelegt werden müſſen. Das Geſchäft, melches namentlich durch die im 
Königreih Sachſen üblichen billigen Arbeitslöhne leidet, wird durch Reifende 
vermittelt und erjtredt fi neben dem Abjage in Deutfchland auf den 
Erport nah der Schweiz, Norwegen, Rußland und Amerifa. 

Im Übrigen ift die Lage der hausinduftriellen Arbeiter ganz jo, wie 
die im vorigen Kapitel binfichtlih der Anfertigung von Phantaſieartikeln 
beichriebene. 


1. Die Anfertigung von Gigarren. 


Als frühere Bezugsquelle von ausländiichen Tabafen aus Columbien, 
Brafilien, Nordamerifa, Weftindien, Havana für Berlin ift mir Bremen 
bezeichnet worden. Von dort aus hat ſich auch die ‚Fabrikation von Cigarren 
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erit in der Mitte der 30er Jahre nad) Berlin verpflanzt und wurde nur 
von Großfabrifanten in ihren Fabrifräumen betrieben. Das Geſchäft ge- 
warn bald an Ausdehnung, namentlih in Süddeutichland, welches durch 
jeine billigeren Arbeitslöhne einen derartigen Drud auf die norddeutſchen 
Fabrifen ausübte, daß hier die Induſtrie in weiteren Erfolgen gehemmt 
wurde. Für Berlin und Umgegend war dies umfomehr von Bedeutung, 
als hier nicht diejenigen Löhne gezahlt werden konnten, welche zur Beitreitung 
des Lebensunterhalte® der Arbeiter durchaus nötig waren. Die Erhöhung 
der Einfuhrzölle trug das ihrige bei, jo daß gegenwärtig der Abjat von 
Gigarren an arme Xeute faft auf nichts herabgegangen ift. Eine weitere 
Folge der Verteuerung der Herjtellung ift die Hausinduftrie. Größere Tabaf- 
fabrifanten geben die erforderlichen Dedblätter und Einlagen meift an frühere 
Tabatsarbeiter ab, welche fie dann neben einem anderen Gewerbe (Bortiers) 
unter Zuziehung von Frauen und Kindern, auch Fremden, zu Cigarren ver- 
arbeiten lafjen. Der durchfchnittliche Lohn tft pro Taufend 


für das Abrippen . . .» .— Mk. 50 Pfg. 
- Widelmaden . . . 93: — : 
= = Gigarrenmdden . . 6: — 


und fann darauf gerechnet werden, daß in einer 12 ſandigen Arbeitszeit 
einschließlich der Paufen vom Cigarrenmacher unter Heranziehung der nötigen 
Hülfskräfte 500 Cigarren angefertigt werden Fönnen. 

Dft kauft aber auch der in eine andere Stellung übergegangene frühere 
Gigarrenarbeiter beim Großhändler die nötigen Tabake, verarbeitet fie unter 
Heranziehung des erforderlichen Hülfsperfonald zu Cigarren, verfauft fie an 
Gaſthofsbeſitzer, Neftaurateure oder andermweite Kunden u. ſ. w. und erzielt 
hierdurch möglicherweife noch einen höheren Verbienft, als ihn der Fabrifant 
gewähren fann. 

Sole Verhältnifje haben die Arbeitsräume der Fabrifanten zu Gunften 
der Hausinduftrie um jo mehr entleeren müfjen, weil auch ausländifche 
Fabrifanten, welchen weit billigere Arbeitskräfte zu Gebote jtehen, als fie in 
Berlin möglid find, hier ihre Agenten halten und durch fie das Berliner 
Geſchäft bedeutend herabdrüden lajjen. 

Unter folchen Verhältniſſen kann von einem nennenswerten äußeren 
Abfagebiete für das Berliner Fabrikat nicht wohl die Rede fein, vielmehr 
find die Abnehmer nur am hiefigen Plate zu finden. 

Die Wohnungs: und Ernährungsverhältnifje der Cigarrenverfertiger 
find die wiederholt oben befchriebenen und richten fich nach dem Verbienft, 
welchen er unter den geſchilderten Verhältniffen zu erreichen vermag. Un— 
günftig auf die Gefundheitsverhältniffe wirft hier offenbar der Umſtand, daß 

2% 
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das Trodnen des Tabafs in den engen Wohn: und Schlafräumen vor- 
genommen werden muß. 

Um den Umfang der hausindujtriellen Thätigfeit zur Fabrifation von 
Gigarren zu bemefien, fehlt es, obwohl fachliche Gründe die Unterbrechung 
derfelben nicht bedingen, dennoch an ausreihenden Handhaben. Im Fahre 
1878 wurden gelegentlih der Tabafs-Enquäte 

101 Betriebsftätten mit 1 Arbeiter giebt 101 Arbeiter. 


167 s 2 = 334 - 
80 s : 93 = - 240 = 
28 ⸗ 4 112 
18 : 5 90 ⸗ 
6 5 6 36 
1 - 7 = 7 
1 : 8 = 8 
Zufammen 402 Betriebsftätten mit 928 Arbeitern 


ermittelt. Dieſe Zahlen, welche ſich auch nur auf Berlin bezogen, bleiben 
indeß gegenwärtig weit hinter der Wirklichkeit zurüd, auch ſchließen diefelben 
die Thätigfeit der Frauen und Kinder nicht ein. 


8. Allgemeines. 


Faßt man das obengefagte zufammen, fo ergiebt fi, daß die Haus- 
induftrie fich teilmeife aus dem handwerfsmäßigen, teild aus dem Fabrik— 
betriebe entwidelt hat. Aus dem KHandmwerfsbetriebe deshalb, weil der Hand- 
werfer von dem unbejtimmten Verdienſte, welcher ihm durch die Kunden ins 
Haus getragen wurde, nicht leben fonnte, weil ihm der Abſatz feiner Artikel 
durch Haufieren die Zeit zur Arbeit raubte und weil die Erweiterung der 
Abjatgebiete das Eintreten des Großfaufmanns und die Stellung des Webers 
in den Dienjt desfelben zur notwendigen Folge hatte. 

Aus dem Fabrifbetriebe, weil es im Intereſſe des Fabrifanten liegt, 
die Darftellung feiner Artikel möglichſt billig zu geftalten und weil er Kojten 
erjpart, wenn er Arbeiten, für welche es, wie bei der Anfertigung von 
Wäſche, Damen- und Herrenfonfeftion, Phantafieartifeln, Bofamentierwaren 
und Gigarren, nicht nötig tft, befondere Fabrifräume einzurichten, fie zu 
heizen, zu erleuchten und mit Mafchinen auszuftatten, auf die Hausinduftrie 
überträgt. Aus dem Fabrifbetriebe hat fich die Hausinduftrie, wie bei der 
Anfertigung von Cigarren auch dann entwidelt, wenn ſich aus der erfteren 
einzelne Arbeiter ausſcheiden und ſich ſelbſtändig dadurd machen, daß fie 
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das NRohmaterial faufen und die im Haufe gefertigten Waren in einem, 
wenn auch fleinen Abjatgebiete vertreiben. 

Das Gebiet der Hausinduftrie iſt dem jteten Wechjel unterworfen, der 
in erjter Linie durch die Vervolllommnung der Mafchinen herbeigeführt wird. 
Überall da, mo man die Arbeit auf die Majchine übertragen kann, wird die Haus 
industrie aufhören. Nur die Nähmafchine hat die hausindujtrielle Thätigfeit, 
fomweit fie bier befchrieben worden, mächtig gefördert. Da es ſich aber nur 
dann lohnt, die immer erheblihen Koſten der Anfchaffung von Mafchinen 
aufzumenden, wenn mit denjelben der Mode nicht unterworfene Mafjenartifel 
angefertigt werden fünnen, jo werden alle Arbeiten, bei welchen man dem 
rafch wechſelnden Geſchmack folgen muß, welche Erfindungsaabe erfordern, der 
hausinduftriellen Thätigfeit ſtets überlaffen bleiben müſſen. 

Wie alle Dinge hat aud die hausinduftrielle Thätigfeit ihre Vorteile 
und Nachteile. 

Ihr größter Vorteil beiteht wohl darin, daß durch fie nicht wie bei der 
Fabrikarbeit das Zufammenleben der einzelnen Mitglieder einer Familie un- 
möglich gemacht wird, jondern gefördert wird, daß die Kinder und jungen 
Leute während der Arbeit unter der Aufficht ihrer Eltern bleiben, daß die 
Eltern fich verpflichtet fühlen, den Kindern ein gutes Beiſpiel zu geben, daß 
Entfittlihungen, welde beim Arbeiten in großen Maſſen nahe liegen, fern 
gehalten werden, daß auch, wie bei den Webern, die Gejellen und Lehrlinge 
fih dem Einflufje des Familienlebens gern überlafjen, daß die Arbeitszeit 
nicht oder weniger dur die weiten Wege nach und von der Arbeitsftätte 
beeinträchtigt wird und daß die Mahlzeiten, die Arbeit und die Ruhepauſen ſich 
dem Bedürfnifje des einzelnen in der Hausarbeit befjer anſchließen laſſen, 
als in der FFabrifarbeit. Ein Nachteil der Hausinduftrie kann dagegen darin 
gefunden werden, daß zwiſchen den, in ihr beichäftigten Arbeiter und ven 
arbeitgebenden Großfaufmann in den meiften Fällen eine Zwiſchenperſon 
tritt, welche die Gefchäfte vermittelt und ihren Verdienſt aus dem Yohne 
des Arbeiters zieht. Diefelbe iſt aber überall da nötig, wo der Großfauf- 
mann die Art der Ausführung jeder Einzelarbeit nicht angeben, die Aus- 
führung der Arbeit nicht überwachen, ſich nicht mit jedem Arbeiter wegen 
der Abrechnung in Verbindung fegen fann. 

Der Nachteil der Hausinduftrie fann auch darin gefunden werden, daß 
die Aufficht, welche der Staat behufs des Schuges der Arbeiter gegen Über 
bürdung und gegen geſundheitsſchädliche Inanſpruchnahme ihrer Arbeitsfräfte 
ausübt, in der Hausinduftrie gänzlich mwegfällt. 

Wiegt man die Vorteile gegen die Nachteile ab, fo will es mir fcheinen, 
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daß das humanitäre Intereſſe in den Vordergrund geſtellt, die erjteren 
jchwerer in die Wagſchale fielen, als die leteren. 

Geht nun die Abficht dahin, die hausinduftriellen Verhältniffe zu befjern, 
jo wird man erwägen müſſen, „wie vermeidet man die Nachteile, ohne die 
Vorteile aufzugeben“. 

Nahe liegt der Gedanke, die Zwifchenperfon, den Unternehmer wegfällig 
zu maden. Es ift dies Schon dadurch verfucht worden, daß einzelne Fabri— 
fanten die Arbeiter, welche bisher für fie zu Haufe arbeiteten, in befonders 
für fie eingerichteten Yofalen unterbradhten und ſie hier unter unmittelbarer 
Aufficht ihre bisherigen Arbeiten ausführen ließen. Die befjere Kontrolle 
über die wirkliche Verwendung des ihnen gegebenen Materials, d. h. die 
Vermeidung der Unterfchlagung waren hier Beweggrund. Ob aber aus dem 
hieraus erwachſenen Vorteil und aus dem Wegfall des VWerdienftes der 
Zwiſchenperſon notwendigermweife eine Bejjerjtellung des Arbeiters im Lohne 
in einem ſolchen Grade gefolgert werden fann, daß diefelbe die Schlechter- 
itellung durch Aufgabe der Vorteile aus der hausinduftriellen Thätigfeit 
überwiege, erfcheint mir felbjt zweifelhaft. Der Nachteil, welcher ſich aus 
dem Wegfall der ftaatlihen Aufficht zweds der Verhinderung oder Ver— 
minderung einer Überbürdung der hausinduftriellen Arbeiter ergiebt, wird 
ſich ſchwer befeitigen lafjen. Der Staat wird nicht in der Lage fein, die 
Verfügung des Familienoberhauptes über die Arbeitskräfte der Mitglieder 
feiner Familie zu bejchränfen, dagegen jcheint e8 mir eher ausführbar, die- 
jelben Beichränfungen in der Verwendung jugendlicher Arbeiter und Kinder, 
welche er jchon dem Fabrikanten auferlegt hat, auch auf die Hausinduftrie 
dann zur Anwendung zu bringen, wenn vom jFamilienoberhaupt oder vom 
Arbeitgeber andere Perſonen, als die FJamilienangehörigen zur Arbeit heran- 
gezogen werden. Freilich wird die Ausübung der Kontrolle, zwecks der wirf- 
lihen Durchführung folder Beitimmungen, ihre großen Schwierigfeiten und 
Bedenken haben und möglicherweife dahin führen, daß alle Vorteile im Er— 
werbe, wie jie oben angeführt wurden, verloren gehen. Schon jett giebt 
es viele Fabrifanten, welche wegen der polizeilichen Kontrolle auf die Be- 
ihäftigung jugendlicher Arbeiter troß der billigen Arbeitslöhne ganz verzichten. 
Am fchlechteften wird fich befonders zur Nachtzeit, wo Häufer und Wohnungen 
geſchloſſen jind, die Kontrolle ausführen laſſen. 

Die Lage der hausinduftriellen Arbeiter tft im ganzen feine günftige zu 
nennen, troßdem nicht in Abrede gejtellt werden fann, daß die Eriftenz vieler 
Taujende von Familien von dem, menn aud geringen Verdienſt abhängt, 
daß mandes Mädchen durch den WVerdienft in der Hausinduftrie vom fitt- 
lichen Berfalle zurüdgehalten wird. Am fchlechteften geftellt erjcheint mir 
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hier der Weber, welcher, wenn er als Gefelle in Berlin wöchentlich höchſtens 
18 Mark, in den Vororten im Durdfchnitt etwa 12 Mark jo lange ver- 
dienen fann, fo lange es an Beitellungen nicht fehlt, und welcher, weil er 
nicht Sparen fann, mit feiner Familie dem bitterften Mangel ausgeſetzt tft, 
wenn ſolche nicht eingehen. Mehr nod; verdient die einzeln ftehende Arbeiterin 
da, wo e3 feine Paufen in der Beichäftigung giebt, alfo in der Wäſche— 
fabrifation, in der Anfertigung von Phantafteartifeln und Pofamentierwaren, 
wo fie je nach Belieben ihre Zeit neben der Erledigung häuslicher Gejchäfte 
ausnugen und leicht Hülfskräfte heranziehen fann. Solche Vorteile genießt 
auch der hausinduftrielle Cigarrenarbeiter, welcher ſich, auch wenn er andermweit 
in Anſpruch genommen wird, cinen Verdienft von 20 Mf. wöchentlich ver- 
ichaffen fann. 


Am ungünftigjten nächſt den Webern jcheinen mir die Arbeiterinnen 
in der Konfektion gejtellt zu fein, weil fie auf dauernde Beſchäftigung nicht 
rechnen fönnen, weil der Lohn durch das mafjenhafte Angebot von Arbeits- 
fräften, durch die Konfurrenz der Großfaufleute untereinander und durch das 
hier unvermeidliche Dazwiichentreten des Unternehmers bis auf das äußerſte 
Map herabgedrüdt iſt. 

Unter den Mitteln zur Hebung des Wertes der Arbeitskraft ijt die 
Einrihtung von Fortbildungs- und Fachſchulen angeführt worden. Von 
denjelben kann aber nur da die Nede fein, wo durd die Ausbildung in der 
Schule das Verjtändnis für eine gute Ware, der Gefchmad für das äußere 
Anjehen und die Fähigkeit in der Ausfindung der billigften Herftellung ge: 
wedt und erzogen werden fol. Das ift in meinem Auffichtöbezirfe nur bei 
den Webern der Fall und find auch hier die Bemühungen zur bejjeren 
Schulung der Arbeiter am regiten. Das Schulen der Schneider, behufs 
Heranbildung von Zuſchneidern, ift, weil es nur diefen zu gute fommt, 
wegen ihrer geringen Zahl von weniger großem Wert. 

In allen übrigen, hier in Betracht fommenden Induftriezweigen fommt 
es nur auf Gejchidlichfeit an und diefe läßt fi nur durch Übung in Aus- 
führung der einjchlägigen, an ſich einfachen Arbeiten erzielen. 

Unter ſolchen Verhältniſſen bleibt zur Verbefferung der Lage der haus: 
induftriellen Arbeiter nur zu mwünfchen, ihre Arbeiten möchten fich glei): 
mäßiger, als jegt der Fall, auf das ganze Jahr erftreden und der Verdienſt 
möchte ein reichlicherer fein, als er jet bemefjen wird. Dem einen ober 
anderen Wunfche nur näher zu treten ift der Staat außer Stande. Sämmt- 
liche Artifel der hier in Rede jtehenden Induſtriezweige gehören dem inter: 
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nationalen Verfehre an, und es muß dem Großinduſtriellen überlajjen bleiben, 
welhe Wege er einzufchlagen hat, um troß der mechjelvollen Anſprüche des 
In- und Auslandes, troß der Veränderungen im Zoll: und Transportmwefen 
feinem Geſchäfte noch einen Ertrag zu ſichern. Xeichter erfcheint mir die 
Bildung von Arbeiterverbänden zwecks gegenjeitiger Unterjtügung und 
Förderung der gemeinfamen Intereſſen. Dennod wird auch dieje Bildung 
ihre großen Schwierigkeiten haben und der Erfolg von dem feiten Zufammen- 
halten aller Beteiligten zu gemeinfamem Ziele abhängen. 


II. 


Die Hausinduftrie des Bezirls der Handelskammer 
Dsnabrüd in der Erzeugung von Eigarrenfabrilaten. 


Überreicht von der Handeldfammer zu Osnabrück (November 1887). 


3u 1. 

Als Ende der 30er und Anfang der 40er Jahre die Cigarrenfabri- 
fation ſich raſch emtwidelte, juchte dieſe Induſtrie vorzugsmeife folche 
Gegenden auf, die bis dahin einer jtärferen Bevölkerung nur geringen Ar- 
beitöverdienit gewährt hatten. Cine foldhe Gegend iſt auch das Dreied, 
welches zwifchen Osnabrück, Minden und Bielefeld liegt. 

Der einzige Nebenverdienft der ländlichen Bevölkerung diefes Bezirks 
hatte in etwas Hausweberei beitanden, der ſchwache Erwerb daraus war 
ganz zurüdgegangen und eine große Armut herrſchte allgemein auf dem 
Lande; Berfuche, andere Induſtrieen, wie Strohflechtereien Fünftlich einzu- 
führen, mißglüdten. 

Erft die Einführung der Cigarrenfabrifation gab diefen Gegenden wie- 
der einen lohnenden Verdienſt; das Aufblühen derſelben und der in den- 
jelben jett herrfchende allgemeine Wohlitand ijt lediglich der Cigarrenfabri- 
fation zu verdanfen. 

Während zunächſt wohl nur in den Fabriken gearbeitet worden tft, 
bat fich die Hausinduftrie dadurch bald entwidelt, daß die in dieſer Yabri- 
fation in großer Zahl befchäftigten jugendlichen Arbeiter jich verheirateten 
und nun das Cigarrenmachen in eigener Wohnung als Nebenbeichäftigung 
beibehielten. Dieſer Umftand ift auch jett noch im mejentlichen maßgebend 
für die weitere Entwidelung diefer Hausinduftrie. Die verheiratete Frau 
ift in den meiften Fällen nicht in der Lage, Haus und Familie zu verlafjen, 
um zur Fabrik zu gehen, welde von der Mohnftätte oft bis 3—4—5 knı 
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und meiter entfernt ift, fie hat aber neben ihren häuslichen Arbeiten, neben 
Wartung der Kinder, fowie der Beitellung des Gartens und des Aders nod 
freie Zeit genug übrig, um einige Stunden des Tages ihre erlernte Fertig: 
feit lohnend fortzufegen und dadurd dem Verdienfte des Mannes eine er- 
heblihe Summe zuzufügen. Ofter find alte oder franfe Familienangehörige 
(Kinder, Eltern) zu pflegen und dieferhalb ein Berlaffen des Haufes nicht 
thunlid. Bei den Männern ift der Grund der Hausarbeit meiftens auch 
in den häuslihen Verhältniſſen zu finden. Bei einer fränflidhen oder 
Ihwaden Frau mit oft finderreihem Haushalt ift mander nicht in der 
Zage, ohne großen Nachteil für fih und Familie Tags über vom Haufe 
entfernt zu fein; mancher Arbeiter hat ſich — oft entfernt von der Fabrik — 
ein Feines Beſitztum erworben und benußt nun die ihm neben feiner Ader- 
wirtfchaft freibleibende Zeit, zumal in den Wintermonaten, zur Anfertigung 
von Cigarren. Zum Zwecke der Beantwortung der geitellten Fragen find 
in dem vorgedachten Bezirke zwischen Dsnabrüd, Minden und Bielefeld in 
verjchiedenen Gegenden jtatiftifche Erhebungen angeitellt. Das Ergebnis 
diefer Aufnahmen wird im großen und ganzen für diefen ganzen Bezirk 
maßgebend fein. Ausſchließlich und lediglich auf diefen Bezirk bezieht fich 
alles, was in Nachfolgendem in Beantwortung der Fragen mitgeteilt it. 
Bon 100 Hausarbeitern find: 
41 verheiratete Männer, 
1 ledige 
44 verheiratete Frauen, 
8 ledige 
6 Witwen. 
Der Grund für die Hausarbeit liegt von 100 Arbeitern: 
bei 6 in eigener Kränflichkeit, 
- 24 in der Unabfömmlichkeit wegen franfer oder ſchwacher Fa— 
milienmitglieder (Frau, Mann, Kind, Vater, Mutter), 
45 in der Unentbehrlichkeit im Haushalt und bei den Kindern, 
- 25 ausfchlieglih in der zu weiten Entfernung der Wohnung 
von der Fabrik, welcher Grund bei den übrigen Hausarbei- 
tern vielfach gleichfalls auch noch der Fall iſt. 
Zunftitatute oder Neglements haben für die Hausarbeit nicht beitanden, 
fie ift ftaatlich weder gehemmt noch gefördert worden. 


3u 2. 
Genaues läßt fi über die Zahl der Hausarbeiter nicht angeben; in 
dem in Frage fommenden Diftrikt ift die Hausarbeit ziemlich allgemein vers 
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breitet, in einigen Gegenden mehr, in anderen weniger. Man darf jedoch 
die Hausarbeiter zu mindeſtens 15 %o aller hier in der Gigarreninduftrie 
beihäftigten Arbeiter annehmen und da in dem in frage kommenden Be- 
zirfe annähernd 8000 Perfonen in der Cigarrenfabrifation befchäftigt find, 
fo darf die Zahl der Hausarbeiter mit reichlih 1200 angenommen werden. 


3u 3. 


Die Cigarrenfabrifation iſt bier derartig eingerichtet, daß eine Firma 
die Arbeit dort nimmt, wo eine folde gut zu haben ijt und find dadurch 
viele Hunderte von jogenannten FFilialfabrifen entjtanden, oft 2, 3, 4 ın 
einem Dorfe, die 10, 20, 50 und mehr Arbeiter befchäftigen. Diefe Filial- 
fabrifen erhalten das Rohmaterial von der betreffenden Firma (Verleger) ; 
die Cigarren werden unter der Xeitung eines oder mehrerer Meifter an- 
gefertigt und an die Firma abgeliefert, welche die weiteren Handhabungen, 
als Sortieren, BVerpaden u. j. w. in der Hauptfabrif am Sig der Firma 
vornehmen läßt. Die Meifter erhalten entweder einen feiten Sat — fo- 
genannte PBrovifion — für das Taufend der angefertigten Cigarren — neben 
dem eigentlichen Lohn und tragen dafür alle weiteren Unfoften, als Inventar, 
Fabrikmiete, Feuerung, Licht u. ſ. w., oder fie ftehen in einem feften Mo- 
natslohn und der Fabrifant trägt alle übrigen Unfojten. Der Lohn der 
Arbeiter wird mit diefer Meiftervergütung ganz oder halbmonatlich von der 
Firma ausbezahlt. Die Hausarbeiter holen nun aus diefen Filialfabrifen 
den Tabak, je nad der Wohnungsentfernung genügend für 1—2 oder auch 
8 Tage und liefern ebendahin die angefertigten Cigarren ab, für melde 
jie denjelben Lohn erhalten, wie der Fabrifarbeiter. 

Vorzuziehen ift immer die Fabrifarbeit der befjeren Aufficht wegen und 
ift Diefe auch noch immer in der Zunahme, ohne daß ſich dadurd jedoch die 
Hausarbeit verringert hätte. 


Zu 4. 


Die Beantwortung diefer Frage ift zum größeren Teil bereits durch 
Antwort 3 erfolgt. Der Hausarbeiter arbeitet entweder allein, und diejes 
in den meijten Fällen, oder mit Fyamilienangehörigen. Unter 100 Haus 
arbeitern arbeiten: 

17 Männer allein, 


20 — mit ihren ‚Frauen, 
5 = mit rau und Kindern, 
dagegen die 


58 Frauen allein ohne Hülfe. 
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Handmwerfsmäßige Betriebe giebt es in den Städten, weniger auf dem 
Lande; dieſe verfaufen als Fabrifanten ihre Fabrikate direft an die Kon- 
fumenten, Private, Wirte u. ſ. mw. und arbeiten oft mit Hülfe von 1 oder 
2 Arbeitern, bezw. mit mehreren Familienangehörigen. In diefen Fällen 
wird die Hausinduftrie durch eigenes Kapital betrieben, während dies bei 
der hier hauptfächlih in Frage kommenden Hausinduftrie wie unter Nr. 3 
dargelegt, nicht jtattfindet. 

In der Hauptfabrif (Verleger) wird die Fabrikation gleichfalls be- 
trieben, ſonſt aber dient fie zur vollftändigen Herrichtung der in den Filialen 
und bei den Hausarbeitern angefertigten Fabrifate und als Verſandſtätte. 


3u 5. 
Bereits durh Antwort 3 erledigt. 


3u 6. 
Gleichfalls durch 4 erledigt. 
Zu 7. 


Mehr oder weniger Aderwirtichaft wird faſt von allen Hausarbeitern 
betrieben. Es jind ermittelt von den einen Hausftand führenden Arbeitern 
unter 100: 

27, welche ein eigenes Haus und eigenen Ader bejigen, 
54, welche Aderland in Pacht haben 
und nur 
19, welche weder eigenen Beſitz noch Land in Pacht haben. 
Unter den 27 Hausbefigern befinden ſich: 
21 Cigarrenarbeiter, 
6 Eigarrenmaderinnen, deren Männer einen anderen Beruf haben. 

Ferner haben unter 100 Hausarbeitern: 

23 1—2 Kühe und 1—2 Schweine, 
73 1—2 Ziegen und 1-—2 Schweine, 
4 haben fein Vieh. 

Viele der Hausarbeiter in ftehen einem derartigen Miets- oder Dienft- 
verhältnis, daß fie für den Verpächter während der Beftell- und Erntezeiten 
auf den Feldern Dienfte thun müfjen. 

Es erfolgt hieraus, daß die Hausarbeit im Sommer, bejonders wäh— 
rend der Beſtell- und Erntezeiten, weniger betrieben wird, als im Winter, 
ebenjo, daß in der Regel neben diejer Hausinduftrie aus der Landwirtſchaft 
ein Teil des Lebensunterhalts befchafft wird. Diefer legtere Umſtand kann 
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als ein ſehr günftiger für die Yage der Arbeiter betrachtet werden, ſowohl 
in gefundheitlicher, als in wirtfchaftlicher Beziehung. 

Abgefehen von diefem landmwirtfchaftlihen Nebenbetrieb bildet das 
Cigarrenmadhen bei der Mehrzahl den einzigen Erwerb. Von 100 Haus- 
arbeitern find lediglich auf die Gigarrenarbeit angewiefen: 

43 Männer, von welchen zu unterhalten haben: 


7 je 1 Perſon, 

11 = 2 Berfonen, | 

4 = 8 . ‚rauen, Kinder oder fonftige Fa— 
6 = 4 s miltenangehörige. 

8-5 

1.2.8 = und mehr 


16 Frauen, von welchen zu unterhalten haben: 


8 je 2 Perſonen, 

4 = 8 . | alte oder fonjtige Familien- 
2:5 ⸗ angehörige. 

2 =: 6 - und | 


Tagegen find 
41 Frauen mit Männern verheiratet, welche noch einen anderen 
Verdienft haben; von diefen Männern find: 
17 Gigarrenarbeiter, 
7 Tagelöhner, 
17 Zimmerleute, Maurer, Bahnmwärter, Tifchler u. ſ. mw. 

Bei den Männern iſt ſomit das Cigarrenarbeiten in der Hausinduftrie, 
abgejehen von dem landwirtichaftlichen Nebenbetriebe, der alleinige Erwerb, 
während bei der Mehrzahl der Frauen die Cigarrenarbeit in Hausinduftrie 
als Nebengewerbe zu betrachten if. Bon vielen SHausarbeiterinnen ar- 
beiten die Männer auf den Fabrifen, von denen fie das Nohmaterial 


erhalten. 
3u 8. 


Der Rohſtoff iſt Tabak. Diefer wird zum Teil aus Deutjchland be- 
zogen, die meijten hiefigen Fabriken verarbeiten nur überſeeiſche Tabale, 
bezogen über Holland, Bremen und Hamburg, welche fi verzollt durd- 
ichnittlih im Dedblatt auf 300—400 Pfge. per Pfund, in der Einlage auf 
ca. 90 Pfge. per Pfund jtellen. 


3u 9, 
Die Berkaufspreife gehen von annähernd Mi. 33 bis auf ME. 90 
und darüber für 1000 Etüd Gigarren. Da die Detailliften einen feiten Ver- 
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faufspreis — 4, 5, 6, 8 Pfge. und darüber haben, und daher über 
einen gewiſſen Einfaufspreis bei den einzelnen Verfaufspreifen nicht hinaus- 
gehen fönnen, fo unterliegen die einzelnen fabrizierten Sorten feinen oder 
nur geringen Preisſchwankungen. Die Preisihwantungen im Rohſtoff müfjen 
vielmehr in der Fabrikation ausgeglichen werden. In derfelben Weife 
mußte auch feiner Zeit der mwejentlich höhere Zoll ausgeglichen werden. Bon 
der dadurch herbeigeführten Arbeitsjtodung wurden, wie naturgemäß bei 
allen zeitweiligen Arbeitseinichränfungen, die Hausarbeiter zunächſt betroffen, 
da von diefen die meiften dur ihren Aderbetrieb in der Lage find, zeit- 
weilig den anderen Arbeitsverdienit entbehren zu fünnen. 


3u 10. 


Das Abjatgebiet ift das ganze Deutfhe Reich; ein Erport findet nur 
in befhränftem Maße ftatt. Die Fabrifate der hiefigen Gegend haben einen 
bewährten Ruf und fonfurrieren mit Erfolg mit allen befjeren und feineren 
Fabrikaten anderer Gegenden. 


Zu 11. 


Die Gefchäftsabjchlüffe der Fabrifinhaber erfolgen jährlid. In den 
Filialfabriken wird dagegen meijtens ein monatliher Abſchluß gemacht. 

Der Vertrieb des Fabrifats erfolgt durch Neifende und Agenten; 
Meſſen werden nicht befudt. 


Zu 12. 


Die jugendlichen Arbeiter werden als Lehrlinge in die Fabriken auf: 
genommen und damit als Cigarrenmacer herangebildet. Weitere Einrich— 
tungen zur Fortbildung find nicht vorhanden. 


. 3u 13. 


Der Lohn wird nah Stück gezahlt und beträgt derfelbe für 1000 
fertig abgelieferte Cigarren 6—8 Mk., auch einzeln darüber, je nah Form 
und Feinheit des Fabrifats. Wenn der Cigarrenarbeiter — der Roller — 
hierbei in dem Wickelmacher eine Hülfe hat, jo liegt die Zahlung für diefen 
mit in dem Nollerlohn. Die Löhne haben fich innerhalb ver legten 25 
Sahre um 15—33 %o erhöht, dagegen find aud die Ansprüche auf gute 
Arbeit gejtiegen. 
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3u 14. 


Der Verdienſt der Hausarbeiter ift naturgemäß ein ſehr verjchiedener. 
Die Jahreszeit — im Winter wird mehr angefertigt, als im Sommer — 
hat zunädjt Einfluß darauf. Ob es die einzige Beichäftigung, oder ob es ein 
Mebenerwerb iſt, bezw. ob andere notwendige Arbeiten viel Zeit beanspruchen, 
ob der Arbeiter Hülfe von Familienangehörigen hat, ob er mehr oder weniger 
geſchickt in feiner Arbeit iſt — alles dies beeinflußt den Verdienft fehr. Ein: 
zelne verdienen monatlih nur 16 Mf., andere bringen es auf 70 ME. 
Bei einer einigermaßen regelmäßigen Arbeit fann der durchfchnittliche Verdienſt 
der weiblichen Hausarbeiter auf 25 Mf., der der Männer auf 40 ME. pro 
Monat angenommen werden, welcher Verdienſt unter Berüdfichtigung der 
Unterbredungen in der Arbeit den ortsüblichen Tagelohn meiftens über- 
Schreitet und hinter dem Verdienjt der auf den Fabriken befchäftigten Arbeiter 
nicht viel zurüdbleibt. 


3u 15. 


Die Löhne werden halb- und ganzmonatlic ausgezahlt. Nur einzelne 
Fälle find befannt, daß die Meifter der Filialfabrifen Handel oder Wirt- 
fchaft nebenbei betreiben; wegen der damit verbundenen Unzuträglichkeiten 
wird diefes meiſtens grundfäßlich vermieden. 


Zu 16. 


Die dur die Jahreszeiten veranlaßten Schwankungen in der Beſchäf— 
tigung beruhen, wie jchon hervorgehoben, in den ?yeldarbeiten der Haus- 
industriellen ; für den Betrieb find diefe Arbeitspaufen oft recht ftörend. 


Zu 17. 


Die Dauer der täglichen Arbeitszeit der Hausarbeiter ift eine jehr 
verſchiedene; etwas bejtimmtes darüber läßt fi nicht angeben, da jede 
Kontrolle in dieſer Richtung fehlt. 


3u 18. 


Über die Beteiligung der Frau in der Hausinduftrie und deren Ver- 
dienjt ift in den Antworten 4, 7 und 14 näheres gejagt; in der Beteiligung 
an der Fabrikarbeit tritt die Frau gegen den Mann ſehr zurüd, mogegen 
fie in der Hausinduftrie überwiegt. Jugendliche Arbeiter werden in den 
Fabriken viel befhäftigt; wie weit diefe, bezw. die Kinder an der Arbeit 
der Hausinduftriellen beteiligt find, läßt fich nicht nachweiſen, da der Haus- 
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arbeiter nach der abgelieferten Zahl den Lohn ungeteilt erhält, ohne Rüdficht 
darauf, ob er allein die Arbeit ausgeführt, oder ob feine Kinder dabei be- 
teiligt geweſen jind. 


3u 19. 

Cine große Zahl der Hausarbeiter hat einen bejonderen Arbeitsraum ; 
bei anderen, wenn die Einrichtungen des Haufes und die Verhältnifje in 
der Familie dieſes erlauben, findet die eigentlihe Arbeit im Wohnraum 
itatt, während die Aufbewahrung des Rohmateriald und des fertigen Fabri— 
fats in getrennten Räumen erfolat. 


Zu 20. 

Die Wohnungsverhältniffe find den ortsüblichen angemefjen. Die Er- 
nährungsverhältniffe find als gute zu bezeichnen. Die Erträgnifje der Ader- 
wirtichaft find jomweit genügend, um den meijten Arbeitern von ihrem Ar- 
beitsverdient noch eine KRapitalanfammlung auf den Sparkaſſen zu ermöglichen. 


Zu 21. 


Die Gefundheitsverhältnifje find die normalen. Über die fpeciellen 
Aragen würden die Gemeindevertretungen Angaben machen fönnen. Daß das 
Sterblichkeitsverhältnis fein ungünftiges fein wird, ergiebt fih aus dem 
Alter der Hausarbeiter. 

Es ftehen von 100 Männern: 

26 im Alter von 20—30 Jahren, 


35 = = = 80-40 
30 - = =» 40-50 - 
9: = = 50-60 


Von 100 Frauen: 
37 im Alter von 20—30 Jahren, 


46 = = = 3040 s 
13 = = - 40-50 
4 = : - 5060 

Zu 22. 


Zum Beantwortung des erjten Teiles der Frage fehlt jever Anhalt. 
Die Ermittelungen über die Kinderzahl haben fi nur auf die noch 
unverforgten Kinder erjtredt. Danach haben von 100 Familien: 
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24 je 1 Kind, 
19 = 2 Kinder, 


10 =3 = 
198... 
10-5 


4 = 6 und mehr Kinder, 
bei 14 jind feine Kinder. 


Zu 23. 


Die Moralitätsverhältnifje find, fomweit fie von der Fabrikkontrolle aus 
beurteilt werden fönnen, durchgehends fehr gute. Es wird nur demjenigen 
oder derjenigen Hausarbeit gegeben, welcher oder welche durch das Worleben 
genügende Sicherheit für ordnungsmäßige Handhabung, gute Arbeit und 
CEhrlichfeit gegeben haben. 

Sollte ein Arbeiter fi dem Trunfe ergeben, fo wird ihm die Arbeit 
entzogen. Die meijten Hausarbeiter find verheiratet; die wenigen ledigen 
Hausarbeiter weiblichen Geſchlechts, im ganzen ca. 8 %o, find hierzu durch 
häusliche Verhältniffe veranlaft, fie wohnen bei den Eltern, bei der Mutter 
oder dem Vater, deren Kränflichfeit oder Alter in den meiften Fällen Anlaf 
zu der Hausarbeit gegeben hat. 

Schon deshalb, weil die jämtlihen Hausarbeiter — mit wenigen Aus- 
nahmen auch die Tabaksarbeiter — in den ländlichen Bezirken Ortsanfäffige 
jind, die bei ihren Familien wohnen, iſt das Moralitätsverhältnis ein 
günjtiges. 


Zu 24. 


Etwaige amtliche Ermittelungen werden zweifelsohne die Annahme be- 
ftätigen, daß unter den Hausarbeitern der Cigarreninduftrie hiefiger Gegend 
eine eigentlihe Armut nicht oder nur in fehr feltenen Fällen vorfommt und 
dies le&tere nur dann, wenn ganz bejondere Umftände dazu geführt haben. 


Zu 25. 


Befondere Einrichtungen zur Förderung und Unterjtügung der Haus: 
induftriellen find nicht vorhanden. An den bejtehenden Orts- oder Fabrik— 
franfenfafjen nehmen fie in gleicher Weife wie die Yabrifarbeiter Teil, ebenſo 
an den in einzelnen Gemeinden bejtehenden Wittwen- und Invalidenkaſſen, 
zu denen die Arbeiter ſowohl, als die Fabrikanten beitragen müſſen. Zur 
Unfallverfiherung gehören fie nur teilweife. Der Hausarbeiter foll nur 


verjichert jein während der Zeit, in welder er fih in Fabrifräumen befindet, 
Schriften XLII. — Deutihe Hausinduftrie IV. 3 
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zur Ablieferung des Fabrikats und zur Empfangnahme des Nohmaterials. 
Ein Antrag der Berufsgenoſſenſchaft an das Neichsverfiherungsamt, dahin 
gehend, die Verfiherung der Hausarbeiter auch auf ihre Gänge von und 
zur Fabrik gelten zu laffen, iſt abichläglich bejchieden worden. Da die 
Verfiherung für die furze Zeit, in welcher fi die Hausarbeiter 4—15mal 
monatlih auf 5—15 Minuten in der Fabrik aufhalten, wertlos und die 
Verficherung felbit in die freie Wahl geftellt ift, jo ift von diefer Berechtigung 
nur in wenigen Fällen Gebraud; gemacht worden. 
3u 26. 

Diefe Frage kann dahin beantwortet werden, daß der Wunſch aus- 
geſprochen wird, es mögen feine Vorfchriften, Verbote oder dergleichen er- 
folgen, mwodurd die Hausarbeit in der GCigarreninduftrie gefährdet werden 
fönnte. 

Wenn aud die Lage der meijten Hausarbeiter verbejjerungsfähig ift, 
fo iſt diefe Verbeſſerung doch in einer fortichreitenden naturgemäßen Ent- 
widlung dadurch, daß der Wohlſtand fich hebt, gefördert. 

Eben dur die Hausarbeit, ſei es als alleinige Bejchäftigung, fei es 
als Nebenerwerb, ift es einer großen Anzahl Arbeitern mit Familien erft 
möglich geworden, überhaupt befjer als kümmerlich zu leben, oder fich in 
einen gewiſſen Wohlftand zu bringen; fie hat auch zur Hebung der ganzen 
Gegend beigetragen. 

Die meiften der in der Hausinduftrie beichäftigten Arbeiter werden 
nicht in der Lage fein, zu den Fabriken zu gehen, noch ſich einen anderen 
Nebenerwerb zu verfchaffen. 

Cine Beſchränkung oder eine Verhinderung dieſer Art Arbeit hieße 
daher den Hausarbeitern den Berdienjt nehmen, — jtatt ihre Lage zu ver- 
beſſern, ihnen das Brot entziehen. 


III. 


Die Hausinduitrie des Bezirls der Handelsfammer 
Dsnabrüd in der Erzeugung von Leinen-, Woll- und 
Baumwollwaren. 


Überreicht von der Handelskammer zu Osnabrück (November 1887). 
3u 1 und 2, 


I. Leineninduſtrie. 

Im ehemaligen Fürjtentum Osnabrück und in dem benachbarten weit: 
lihen Teile Weſtfalens, von welchem der jeßige Kreis Tedlenburg dem 
Handelsfammerbezirf Dsnabrüd angehört, war Flachs- und Hanfbau ſchon 
im vorigen Jahrhundert in großem Umfange vorhanden. Jeder Yandwirt, 
jeder Häusling bebaute ein Stüd Aderland mit Flachs oder Hanf, und 
jelbjt der Lohn der Dienftmagd wurde gezahlt vermitteljt der Ausſaat eines 
bejtimmten Quantums Lein, deren Erträanis von der Magd zu einem Stüd 
Leinwand im Winter und Frühjahr zu bearbeiten war, während alle Haus— 
bewohner die der Aderbeitellung nicht zu mwidmende Zeit mit Spinnen und 
Weben ausfüllten. In jedem Haufe der Bewohner des Landes und fleinen 
Städte fummte im Winter das Spinnrad, im Frühjahr wurde gebleicht und 
gewebt, und mas von den meijtens aus gebleichten Garnen hergeitellten 
Mebereierzeuanifien dem eigenen Hausbedarf nicht diente, wanderte zu den 
von der Regierung eingerichteten Schauanftalten, den „Leggen“, um dort von 
regierungsfeitig angejtellten Beamten, den „Leggemeiſtern“ und „Xegge- 
gehülfen” gemefjen, mit einem Qualitätsſtempel verfehen und öffentlich gegen 
Meiftgebot und Barzahlung verkauft zu werden. Zum Ankauf fanden ſich 


meijtens an den Leggeorten anfäfjige Zeinenhändler ein, weldhe die Gewebe 
3* 
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zumeift zum Erport nad Spanien, Wejtindien, Südamerifa, Holland u. f. w. 
in den Handel bradten. 

Es wurden regierungsfeitig befondere Leggeordnungen geichaffen, welche 
Fabrikation und Marftverfehr regulierten, Pramien für Webjtühle und Ge- 
webe bezüglich hervorragender Leiſtung aus Staatsmitteln feitjtellten. 

Im Laufe der Jahre 1840—50 wurden die bis dahin von den Produ- 
zenten gezahlten LZeggegebühren aufgehoben und die jämmtlichen Kojten diejer 
Anftalten auf die Staatsfafje übernommen. 

Osnabrüder und Tedlenburger Yeinen erfreuten ſich großen Rufes in 
der Handelswelt. 

Um die Mitte des zeitigen Jahrhunderts waren noch etwa 12 000 Web- 
ftühle in der Hausinduftrie des Fürſtentums Osnabrück, etwa 3000 in der- 
jenigen des Kreijes Tedlenburg beihäftigt und fait fümtlih Eigentum der 
Produzenten. Der an den Leggen erzielte VBerfaufswert der Gewebe wird 
in der Blütezeit auf ca. Mk. 2000000 pro anno ſich beziffert haben, 
während der Wert der für den eigenen Bedarf erzeugten Gewebe auf min- 
deitens ME. 7 000 000 zu jchäßen fein dürfte, denn zu jener Zeit war Leinen 
die üblihe Tracht für Männer, wie für Frauen und Kinder der mittleren 
und unteren Stände. 

In den Jahren 1840—50 begann die in England auftauchende mechanische 
Spinnerei und Weberei die Verdrängung heimischer Zeinengewebe zunädjit 
an dem Hauptabjagmarfte Havana, und nad) und nad wurde der Einfluß 
der mafchinellen Erzeugnisweife jo fühlbar, daß die Errichtung mechanischer 
Betriebe ald unumgänglich ich herausitellte. 

Obgleich folche erfolgt tft, hat die Xeinen-Hausinduftrie im Bezirke des 
ehemaligen Fürjtentums Dsnabrüd fi ſoweit erhalten, daß zur Zeit noch 
etwa 2000 Handmwebejtühle während der Zeit vom November bis Mai in- 
flufive in Füllarbeit befchäftigt bleiben, teils mechanisch gejponnene Garne 
für Rechnung von Großhändlern, teils mit der Hand geiponnene Gare für 
Rechnung der Produzenten verwebend. 

Die Zahl der in diefer, jett fait ausfchließlih von Frauen und Kindern 
betriebenen Hausinduftrie bejchäftigten Perfonen dürfte auf etwa 6000 zu 
veranfchlagen fein, von welchen etwa 700 gegen Xohn, die übrigen für eigene 
Rechnung arbeiten. Letztere erzeugten zumeiſt noch aus felbjtgefponnenen, zum 
Teil aber auch aus angefauften Flachs- und Hanfgamen mechaniſchen Ge- 
fpinnftes, — neben den die Mehrzahl bildenden Geweben für den eigenen 
Hausbedarf, im Jahre 1886 laut amtlihem Xeggeberiht der osnabrüdjchen 
Leggen — für den Handel 3609 Stüd, mejjend 234 622 m ungebleichte, 
gebleichte und bunte (blau und weiß gejtreifte) Leinen, Schier- und Segel- 
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tuche, zum Leageverfaufspreife von ME. 124 461,37, wozu rund ME. 30 000 
als Verfaufsertrag der im Kreiſe Tedlenbura, woſelbſt Leggekontrolle feit 
etwa 50 Jahren nicht mehr eriftiert, erzeugten Gewebe zu zählen jein dürften. 

Das für Rechnung von Großhändlern 1886 in der Hausindujtrie des 
ehemaligen Fürftentums Osnabrück und den benadhbarten oldenburgijchen 
Gemeinden aus mechanisch geſponnenen Zeinengarnen erzeugte Gemebequantum 
beziffert fih auf etwa 7000 Stüd, mefjend ca. 600 000 m, zum Werte 
von ca. Mf. 250 000. 

Darf außerdem das Produftionsquantum der Leinen-Hausinduitrie für 
eigenen Beddrf auf rund 12000 Stüd, meſſend 1200 000 m, zum Werte 
von ca. ME. 600 000 angenommen werden, jo zeigt die Hausleineninduftrie des 
Handelsfammerbezirfs (der Anteil Oldenburgs ift unbedeutend) noch immer 
einen Umfang im Produftionsquantum von rund ca. 2200 000 m, zum 
Heritellungswerte von ca. Mf. 1000 000. 


I. Wollwareninduftrie. 


Bereits im 17. Jahrhundert beitanden in den Städten Dsnabrüd und 
Bramjhe Tuchmadergilden, welche Coatings, Flanelle, Milttärtuche und ähn- 
liche Stoffe im eigenen Hausbetriebe aus Wollen herftellten, welche zumeist 
in den jetigen Negierungsbezirten Hannover und Hildesheim gezüchtet wurden. 

An folder Fabrikation nahmen auch Tuchmader der zum Handels— 
fammerbezirt Dsnabrüd gehörenden Stadt Diepholz teil. Die Blütezeit 
diefer Gilden ſchwand ſchon im 1. und 2. Uuartale diefes Jahrhunderts, 
als Tuchfabrifen in Dsnabrüd, Lingen und Bramjche erjtanden. Die Gilde 
zu Dsnabrüd löſte ſich gänzlich auf, dagegen bejteht diejenige zu Bramfche 
noch heute. 

Diefelbe zählte im Fahre 1850 noch ca. 80 Meifter, in allen etwa 
300 Arbeiter bejchäftigend. 

Zur Zeit bejchränft fich die Mitgliederzahl auf etwa 15 Meifter mit 
55 Arbeitern. Die Gilde hat mechanischen Betrieb vermittelit Waſſerkraft 
für Spinnen, Walten, Rauhen u. f. mw. und befitt eigene Färberei und 
Trodenanitalt. 

Das Verweben der Garne und die Ausrüftung der Ware gefchieht in 
den Wohnungen der Tuchmader. Einzelne zum Teil auch noch der Gilde 
angehörende Familien bejchäftigen fich mit der Erzeugung von Strumpf- 
garnen. 

Der Umſchlag der Tuchmaderinnung wird laut Handelsfammerbericht 
pro 1886 auf 2000 Stüd Ware und 20 000 Pfd. Garn im Werte von 
Mi. 240 000 geſchätzt. 
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Die verarbeiteten Wollen wurden aus verfchiedenen Teilen Deutichlands, 
fowie über Bremen und Verviers aus dem Auslande bezogen. 

Ein vor etwa zehn Jahren neu errichtetes Statut regelt die Verhältnifje 
der Zunft. 


II. Baumwollwaren-Induſtrie. 

Sm Xaufe des 2. Uuartald des jegigen Jahrhunderts entwidelte ſich 
in der Grafjchaft Bentheim ein lebhafter Betrieb der Baummoll-Handjtuhl- 
weberet , der ſich auch auf die Kreife Berjenbrüd und Osnabrück ausdehnte. 

Die Webjtühle, welche ſich auf mehrere taufend bezifferten, befanden 
jih in den Wohnungen der Weber, welchen die Ketten und Scufgarne 
feitens der Arbeitgeber in Schüttorf, Gildehaus, Bentheim, Lingen, Nord- 
horn, Osnabrück und Bramjche oder durch von denjelben errichteten Faktoreien 
fojtenfrei zugeführt wurden. 

In ähnlicher Weife gefhah die Abnahme der Gewebe und die Lohn- 
zahlung. 

Die um die Mitte des 1850 Decenniums begonnene Errichtung von 
mechanifchen Betrieben hat die betreffende Hausinduftrie fait gänzlih lahm 
gelegt und die Rehabilitierung iſt volljtändig ausjichtslos. 


3u 3. 
Im Handelsfammerbezirfe beitehen zur Zeit nachſtehende mechanische 
Betriebe der Tertilindujftrie. 

a) Leinen. 
1 Flachsgarnſpinnerei zu ca. 4000 Spindeln mit Dampfbetrieb zu 
Osnabrüd. Produftionsquantum 1886: 80 893 Bündel Flachs- und 
Werggarn. 
4 mechanische Leinen- und Halbleinenwebereien mit insgefamt ca. 370 
Stühlen mit Dampfbetrieb zu Bramfche. Produftionsquantum 1886: 
ca. 2200 000 m Xeinen, Drelle, Schier- und Segeltuche, deren Aus- 
rüftung zumeift in den eigenen Appreturanftalten der Etablifjements, 
zum Teil in 2 Bleicherei- und Appreturanjtalten mechanischen Betriebes 
zu Bramſche ſich vollzieht. 

b) Wolle. 
3 Tuch-, Bufsfin-, Flanell- und Coatingfabrifen mit Dampfbetrieb zu 
Bramfche, 
1 Ddesgleihen zu Lingen, mit einem Gefamtumjchlag von etwa 
Mi. 560 000 pro 1886. 
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ec) Baummolle. 

1 Baumwollfpinnerei zu ca. 35 000 Spindeln zu Schüttorf, 

1 desgleichen zu ca. 3150 Spindeln zu Bramfche, 

1 desgleihen zu ca. 3000 Spindeln zu Nordhorn, ſämtlich mit Dampf: 

betrieb. 

15 Baummwollwebereien zu Schüttorf, Gildehaus, Bentheim, Nordhorn, 

Denabrüd und Bramfche, ſämtlich mit Dampfbetrieb, etwa 1600 Ar— 

beiter bejchäftigend. 

Da die diesfeitige Tertilinduftrie bislang nur Gewebe gröberer Gattung, 
3. B. die Leinen und Baummollweberei unter Verwendung von Sarnen bis 
zur Nr. 30 reſp. 50 englisch heritellt, Kunſtweberei volljtändig ausſchließend, 
fo fann der Handjtuhlweber wegen zu geringen Zohnerträgnifjes die Kon- 
furrenz des engliſchen Betriebes nicht ertragen. Sein Tagelohn überjteigt 
60—70 Pfennige felten, während der am mechanischen Stuhle arbeitende 

seber im Durchichnitt nahezu den dreifachen oder mindejtens den doppelten 
Lohn erzielt. 

Der Handjtuhlmweber treibt deshalb auch nur jogenannte Füllarbeit, d. h. 
er befchäftigt fih nur dann mit Weben, wenn jede andere lohnendere 
Arbeit fehlt. 

Am übrigen bringt der mechanische Stuhl qualitativ weit höhere Leiftung. 
Die fabritmäßige Fabrikation hat von Jahr zu Fahr zugenommen. 


3u 4, 

Zu dieſer zum Teil ſchon voritehend beantworteten Frage ift nur noch 
zu bemerken, daß handwerksmäßige Hausinduftrie, abgeſehen von einigen 
fleinen Seilereien und SHolzihuhmachereien im Handelsfammerbezirfe nicht 
vorhanden tft, (über die Cigarrenfabrifation jiehe oben ©. 25 ff.). 


3u 5. 


In der hier nur in Betracht fommenden Leinen-Hausindujtrie werden 
die Aufträge meijtens direft erteilt, ſoweit Xohnarbeit in Frage Iteht. 

In der Regel’ wird den Webern das Garn feitens der Verleger per 
Fuhre fojtenfrei zugefandt und in gleicherweife das Gewebe abgenommen. 
Ausnahmsmeife werden auch Faktoren benußt, welche gegen Provifion die 
Aushändigung der Garne und Abnahme der Gewebe bejorgen, oder als 
fleinere Unternehmer nad) Anweifung der Verleger weben lafjen, die fertige 
Mare zu meiftens vor der Herftellung vereinbarten Preifen abliefernd. In 
dem einen, wie dem anderen ‚Falle erhält der Weber einen meijtens bei Be- 
ginn der Saifon ſich bildenden Lohnſatz pro Meter und Breite des Gemebes. 
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Zu 6. 
Es herriht nur Familienarbeit vor, ausnahmsweife bejchäftigen Die 
Tuchmacher zu Bramjche auch Lehrlinge und Gefellen. 


3u 7. 

Die Beantwortung diefer Frage erfolgte ſchon vorftehend. Zur Er— 
gänzung mag hinzugefügt werden, daß die Wollmaren-Hausinduftrie als jelb- 
jtändiges Gewerbe, die Leinen-Hausinduftrie in Verbindung mit der Yand- 
wirtichaft betrieben wird. Beide find in fortgehender Abnahme begriffen. 
Der dur Viehzucht mohlhabender gewordene Landmann hat den wenig 
lohnenden Flachsbau meiftens aufgegeben, oder befchränft ihn auf den Leinen- 
bedarf im eigenen Haushalt. Der Heuerling findet Erfat in der Schweine- 
zucht, weldhe im Bezirke des ehemaligen Fürftentums Dsnabrüd große Aus- 
Dehnung genommen hat. 

Nichts dejtomeniger iſt die Erhaltung und Beförderung der Hausleinen- 
induftrie aus ethifchen, wie ökonomiſchen NRüdjichten ſehr wünſchenswert. 


Zu 8 und 9. 

Zu den auf dem Handfpinnrad gefertigten Gejpinnjten werden nur im 
eigenen Yandwirtichaftsbetrieb gebaute Flachs- und Hanffafern verwendet und 
nad) Lage der Gefchäftsverhältniffe leider ausſchließlich die geringwertigjiten. 

Die ſüdlich belegenen Dijtrifte des Handelsfammerbezirks erzeugen vor- 
züglich Schöne Flächſe, welche gehechelt ca. 2 Mk. und mehr per kg im Ver- 
ruf aufbringen, während die in den übrigen Teilen erzeugten Flächſe und 
Hanfe je nach Qualität mit ME. 1 bis ME. 1,20 gezahlt werden. Immerhin 
übertreffen diefe Produkte die ruffischen, holländifchen und mejtpreußifchen 
Fafern qualitativ, müfjen aber beim Verfauf an mechanische Spinnereien die 
Konkurrenz beitehen, und fo ift das unnatürliche Verhältnis eingetreten, daß 
die beiten Flächje zum Teil nah Irland wandern, um von dort als fertige 
Leinen, fogar auf Handftühlen verwebt, nad) Deutichland heimzufehren, 
während die heimische Leineninduftrie nur die Heede verarbeitet. Im übrigen 
it es Sitte, die Handgefpinnitgewebe aus Flachs- oder Hanfgarnfette mit 
Werggarnfhuß herzuftellen. 

Mit folhem Gewebe tritt dann das aus mechanisch geiponnenem Werg- 
garn hergeftellte billige Fabrifat in Konkurrenz, und jo ijt es erflärlid, daß 
die Hausleineninduftrie bei Aufrechthaltung der jetigen Erzeugungsmethode 
nah und nach untergehen muß. Genaue Berechnungen ergeben, daß dem 
Produzenten von Handgejpinntleinen, bei deren Verfauf am Markte an 
Spinnlohn nichts, oder jo wenig übrig bleibt, daß der Tagelohn ſich auf 
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wenige Pfennige berechnet. Ber der Mannigfaltigfeit der in der Haus— 
indujtrie erzeugten Gemwebeforten iſt eine Preisffala nicht aufzuftellen. Die 
Preife variiren für glatte ungebleichte Gewebe zwischen ME. 1,20 bis ME. 2, 
für alatte gebleichte Gewebe zwifchen ME. 1,70 bis ME. 3 per kg. _ 

Die Preife find feit drei Jahren im Nüdgang begriffen geweſen, jedoch 
im geringeren VBerhältnifje, als mechanische Konfurrenzgewebe. 

Die Tuchmader in Bramjche verarbeiten meiſtens noch hannoverfche 
Landmolle, deren Preise ſtark gefchwanft haben je nad den Marftpreifen der 
Konkurrenzforten an den größeren Wollmärften. In den eriten vier Monaten 
des vorigen Jahres waren die Wollpreife fehr niedrig, fie ftiegen dann bis 
zum Auguft um 30 bis 40 Prozent, und diefer Aufichlag wirkte günftig 
auf die Verfaufspreife der MWollmaren, deren Abſatz ſich indefjen jchleppend 
vollzog. Die Urjache iſt zum großen Teil in der Konkurrenz der Shoddy— 
und Baummollfurrogate zu juchen, namentlich verdrängen baummollene ſchwere 
gerauhte Stoffe die Coatinge. 


3u 10 und 11. 


Die Abſatzgebiete für Handituhlgewebe find außer Deutjchland, welches 
etwa °,3 fonfumiert, Holland und das nördliche Feitland von Südamerika. 
Meftindien ift nahezu ganz verloren gegangen, infolge der böhmijchen Kon- 
furrenz in ungebleichten, der englifchen und belgischen in gebleichten Geweben. 
Böhmische und belgische billigere Fläcdhfe und Arbeitslöhne und Englands 
Übergewicht im mechanifchen Betriebe haben die guten Dsnabrüder Erzeug- 
nijje dort verdrängt. 

Im übrigen ringt die Hausinduftrie auch mit der heimischen Yabrif- 
induftrie in ungleihem Kampfe, dem fie unterliegen wird, fofern fie nicht 
Mandel in der Fabrifationsweife eintreten läßt, worüber unten Näheres. 

Die Gefchäftsabjchlüffe werden durch die Verleger (Großinduftrielle und 
Großhändler) refp. deren Neifende, welche ganz Deutjchland, zum Teil auch 
Holland befuhen, für einige Firmen aud dur in den KHauptjtädten des 
Deutichen Neiches angejtellte Agenten beforgt. Mefjen werden nicht befahren. 

Die Tuhmader zu Bramfche pflegen ihre Erzeugniffe, ſoweit fie nicht 
von auswärts am Lager erfcheinenden Käufern genommen werden, im Hauſir— 
handel in benahbarten Städten und Flecken meijtens an Kleinhändler zu 
verfaufen. 


3u 12. 
Die fachlihe Ausbildung der Leinenwebereiarbeiter beſchränkt ſich ganz 
und gar auf das im Eltern- oder Dienfthaufe zu Erlernende. Leider iſt das 
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fehr wenig und hat in der Regel nur Bezug auf die Herſtellung platter, 
grober Gewebe, ausnahmsweiſe mit dem fogenannten Schnellſchützen. 
Ebenſo ſteht es mit dem Tuchmachergewerbe, mit dem Unterfchiede, 
daß die Zunfteinrichtung dem Lernenden den geringen Vorteil gewährt, auch 
den Umgang mit mecdhanifchem Betriebe wenigjtens zum Teil fennen zu lernen. 


Zu 13 und 14. 

Diefe Fragen fanden bezüglich der Yeinen-Hausinduftrie ſchon oben ihre 
Erledigung. Ein guter Tuchmadergejelle wird es auf einen Tagelohn von 
Mt. 2 bringen können. 

Diefe Löhne find feit einem Jahrzehnt eher geitiegen, als gefallen. 
Im allgemeinen find die Tuchmacher nicht beſſer geitellt, als gewöhnliche 
Handwerker. Die weniger bemittelten haben infolgedeſſen ihr Gefchäft nieder: 
gelegt und arbeiten jetzt als Weber u. j. w. in den mechanischen Betrieben. 


3u 15. 
Yohnzahlungen erfolgen ſtets in bar nad Ablieferung des Stüds, refp. 
am Ende der Woche. 


3u 16, 17 und 18. 

Während die Beichäftigungszeit der Leinen-Hausinduftriellen ſich ganz 
und gar nad) den die Außenarbeit bejchränfenden Witterungs- reſp. Ernte— 
verhältnifjen richtet, fomit in der Negel im November beginnt und im Juni 
endigt, arbeiten die Tuchmacher während des ganzen Jahres. 

Beide zeichnen ji dur großen Fleiß aus. Die Arbeit beginnt in 
der Negel um 5 Uhr morgens und endigt um 8—10 Uhr abends, oft noch 
jpäter, fowohl im Sommer als im Winter, gegenüber 10—12jtündiger 
Arbeitszeit in den Fabriken. 

Es arbeiten in beiden Fächern alle Familienglieder, welche dazu fähig 
jind. In der Negel jpulen die Kinder und die Alten, während die übrigen 
‚jamilienglieder das Weben und ſonſt vorfommende Arbeiten beforgen. Mo 
das Handipinnrad nod im Betriebe ift, ſpinnen alle Mitglieder des Haus- 
halts bis herab zu dem fchulpflichtigen Kinde. 


3u 19, 20 und 21. 

Die Wohnungsverhältniffe geitatten in der Negel, daß ein befonderer 
Raum für einen oder mehrere Webjtühle eingerichtet tjt, die fogenannten 
MWebefammern. 

Die Ernährungs- und Gejundheitsverhältnifje jind im allgemeinen be- 
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friedigende. Die Weberfamilien befigen in der Regel ausreichende eigene 
oder relativ billig angemietete Wohnungen, etwas Aderland, 1—2 Kühe 
oder Ziegen und mäjten faſt ausnahmslos ein Schwein für eigenen Haus: 
bedarf. 

Im allgemeinen find die Sterblichfeitsverhältnifje günftiger, als bei den 
‚sabrifarbeitern, namentlich in Bezug auf Kinder. 

Epidemien treten jelten auf. 


3u 22, 23 und 24. 


Ehen werben felten vor dem 25. Lebensjahre der Männer und dem 
20. Zebensjahre der rauen gefchloffen. Der Kinderjegen iſt ein normaler, d. h. 
faum abweichend von dem der befjer gejtellten Bevölferung; uneheliche Ge- 
burten fommen felten vor. 

Trunkſucht findet ſich weniger, als bei den Fabrikarbeitern. 

Die Gemeindearmenlaften jind mäßige. Aus öffentlichen Armenmitteln 
werden nur alte oder arbeitsunfähige Yeute unterftügt, da arbeitsfähige für 
die Fabrikarbeit, welche der Landbewohner überhaupt nicht liebt, in der 
Regel gejucht bleiben. 


3u 25. 


Außer der Tuchmadergilde zu Bramjche find Affoctationen nicht vor- 
handen. Dieſe hat ihre eigene Kranfenfaffe, während die Hausinduftriellen 
der Leineninduftrie auf die Verforgung aus eigenen Mitteln rejp. feitens der 
Gemeinde angemwiejen find. 


Zu 26. 


Der Hausleineninduftrie würde ein danfbares Arbeitsfeld bleiben, wenn 
fie fi von der Konkurrenz der mechanischen Weberei dadurch losmachte, daß 
fie, fomweit es fih um Erzeugung für den Verkauf handelt, das Handfpinn- 
rad gänzlich zur Seite jtellend, nur mechaniſch gefponnene Stoffe vermwebte 
zu Stoffen, welche der mechanische Stuhl vorteilhaft nicht heritellen kann. 
Dahin gehören glatte Gewebe aus Garnnummern 50 und höher in un- 
agebleiht, 30 und höher in gebleicht, gemufterte Gewebe befjerer Gattung, 
abgepaßte Handtücher jeder Gattung mit Namen und Figuren, Tafel- 
zeuge u. |. w. 

Um die Herftellung folder Gegenftände, für welche Garne aus heimischen 
Flächen fih vorzüglich eignen würden, zu ermöglichen, bedarf es befjerer, 
al3 der feitherigen Borbildung der Weber. Diejelbe iſt zu erzielen durch 
Weberei-Lehrmerkftätten an einigen Orten des Induſtriebezirkes. 
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Die Gemwerbefammer des Regierungsbezirt3 Dsnabrüd hat der fönig- 
lihen Regierung bereits dahingehende Vorſchläge gemacht, welche voraus: 
fichtlih Erfolg haben werden, und erübrigt dann nur noch, daß die gejet- 
gebenden Faktoren des Neiches der deutjchen Flachsſpinnerei und Feinweberei 
durh Erhöhung der Schußzölle für Garne über Nr. 8 engl. und der Gewebe 
über 80 Fäden per 4 Quadratcentimeter in Kette und Schuß Vorſchub leiſten. 

Denn es ift zu beflagen, daß die deutfche Flachsipinnerei, obgleich den 
Bedarf der deutſchen Weberei nur zu ca. 66 Prozent dedend, wegen der 
Garnüberproduftion des Auslandes ein kümmerliches Dafein friftet und 
Deutfchland jährlich noch über 1 Million Marf Zoll von der Einfuhr aus- 
ländifcher Zeinengewebe, zu allermeift Handſtuhlgewebe — folglich der Haus- 
induftrie zufallend — erhebt, während die technischen Bedingungen zur Her- 
jtellung des größten Teils diefer Erzeugniffe in Deutſchland volljtändig vor- 
handen find. 


IV. 


Die Hausweberei im Fichtelgebirge. 


(Bezirt Wunſiedel-Weißenſtadt.) 
Von 
C. Schlumberger in Wunfiedel. 


Die Handweberei als Hausinduftrie entwidelte fich im eigentlich engeren 
Fichtelgebirge aus der Leinmweberei für den Hausbedarf, erft jeit dem Zurüd- 
gehen der Montaninduftrie in diefem Gebiete begannen einzelne Familien 
um Lohn für andere zu weben. — Vielfach fam es früher vor, daß Leute 
im Sommer auf den Bauplägen als Zimmerleute, Handlanger u. dal. ar- 
beiteten, im Winter um Lohn webten. Die Weberinnungen hatten 
ihre eigenen Zunftjtatuten (Weißenſtadt), melde aber zum größtenteil ver- 
loren gingen. Durch die Gewerbegejetgebung in den ‘Jahren 1862 und 
1868 find diefe Zunftitatuten da, wo foldhe überhaupt noch bejtanden, that- 
Jählih und rechtlich aufgehoben worden. 

Die Entwidlung des gefamten Mafchinenmwejens, namentlih auf dem 
Gebiete der mechanischen Weberei hat ungemein hemmend auf diefe Haus- 
induftrie eingewirkt. In fogenannten „glattgewebten“ Stoffen, wie jie 
vielfah in hiefiger Gegend gemacht werden, ift die Konkurrenz mit den 
mechanischen Webereien nahezu unmöglich geworden, mogegen Arbeiten, bei 
welden für den einzelnen Arbeiter mehr Denken erforderlich ift, oder deren 
Heritellung auf mechaniſchem Wege bisher nicht befriedigend gelungen it 
(Damaft u. ſ. w.), noch erfolgreih durch Handbetrieb hergejtellt werden 
fönnen. Die Handarbeiter erzielen in diefem Fall durch größere Gejchidlich- 
feit das, was der Mafchinenweber durd größere Unkoften erreicht (Jacquard 
weberei). Mechaniſche Webereien befinden ſich jest in allen Gauen unjeres 


engeren Vaterlandes, im Fichtelgebirge namentlih zu Mit. Redwitz und 
Brand. 
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Die Zahl der in der Hausinduftrie Beichäftigten ohne ftatiftifches Ma- 
terial anzugeben, ift auch nur annäherungsmweife unmöglich (im Weißenſtädter 
Bezirke gehen 3. 3. ca. 180 Webjtühle). Viele Arbeiter waren früher 
jelbjtändige Webermeifter und verfauften ihre Erzeugnifje in Läden, auf 
Meffen u. ſ. w., während in neuerer Zeit die Fälle nur mehr felten find, 
daß Weber’ um Lohn arbeiten und gleichzeitig auf eigene Rechnung ihr Ge- 
ichäft betreiben. 

Die Arbeitgeber find meiftens felbjtändige Kaufleute („Fabrifanten“ ), 
bei welchen die Weber von Zeit zu Zeit die fertigen Ketten nebit dem 
nötigen Schußgarn abholen und nah Ablauf einer feitgefegten Lieferfrift 
die fertige Ware abliefern. 

Nicht ſelten erhalten die Weber auch nur das gefärbte Garn und 
haben das Spulen und die Heritellung der Ketten jelbjt zu bejorgen. Diejes 
Geſchäft beforgen dann Kinder und ältere Yeute. Das abaelieferte Garn 
wird nad Strängen gezählt, auch wohl gewogen; die fertigen Stoffe werden 
mit dem Fadenzähler Eontrolliert, die Yohnzahlung erfolgt jofort bei ver 
Ablieferung. 

Im Fichtelgebirge findet mehrfah auch ein fogenannter „Faktoren: 
betrieb“ jtattl. Der Faktor übernimmt von felbjtändigen Kaufleuten Auf- 
träge nach vorgefchriebenem Lohn und läßt folche durch die in feinem Be- 
zirk mwohnenden Weber ausführen. Sein Gewinn iſt in diefem Falle die 
Differenz zwijchen dem vom Fabrikanten feitgejegten Lohn und demjenigen, 
welchen er mit feinen Webern vereinbart. 

Bei Überfluß an Arbeitern „faktorieren“ wohl auch jelbitändige Verleger. 

Der Nuten des Faktorenweſens beiteht in der Möglichkeit eines fort- 
währenden mündlichen Verkehrs zwifchen Arbeiter und Arbeitgeber, ſowie 
darin, daß die Faktoren in ihrem eigenen Intereſſe fih bemühen von Ver: 
legern möglichjt viel Aufträge zu erhalten und ihre Arbeiter voll zu be- 
ichäftigen. Einzelne Faktoren arbeiten nur für einen Fabrifanten und find in 
diefem Falle alfo eigentlih als Gejchäftsführer des letztern zu betrachten ; 
die Mehrzahl derfelben jind jedoch an feine bejtimmten Verleger gebunden. 
Irudunfug u. dal. fommt bei den „Verlegen“ nicht mehr vor, wohl aber 
halten einzelne Faktoren noch nebenbei Spezereiläden oder Schenken, an 
welchen die Arbeiter wohl oder übel nicht vorübergehen können. 

In früheren Jahren und bei einigen Verlegern noch heute wurden be- 
jonders billige Bettzeuge, dann Baummollfeiderftoffe gemacht, mährend in 
neuerer Zeit durchweg beſſere Artikel produziert werden, mie ſchweres Bett- 
zeug (Baummolle), Jacquardfahen (darunter Tifchzeug, ſowie vorwiegend 
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jogar türkiſche Erportartifel), Yeinengebilde, Tifchzeug, Handtücher, ab und 
zu aud) glatte Leinwand (Halbwollwaren). 

Erport findet zum Teil nach der Schweiz ftatt, von wo namentlich 
die türkiſchen Sachen weiter vermittelt werden. 

Das Nohmaterial, meist Baummoll- und Leinengam, wird von ſäch— 
fifchen, niederländifhen, auch badischen und inländischen Spinnereien be- 
zogen, Leinwandgarn auch von Üfterreih und zwar aus den mechanischen 
Epinnereien diefer Länder. Dur die Faktoren fommt wohl aud) Wollgarn 
zur Verarbeitung und zwar Kammgarn aus fähfifhen Fabriken und Streich— 
garn aus Württemberg. 

Der größere Teil der fertigen Waren bleibt im Inlande. 

Die Konkurrenz feitens des Mafchinenbetriebes äußert ſich hauptfächlich 
dur das Drüden auf die Löhne. 

Die Weberei wird jebt im Fichtelgebirge faſt ausſchließlich als alleiniges 
Gewerbe betrieben. Frauen und erwachfene Familienglieder arbeiten nad) 
Kräften mit und ab und zu wird auch noch ein Gefelle befchäftigt. 

Die Arbeitszeit ift häufig von früh 5 bis abends 7 Uhr im Sommer 
und von früh 7 bis abends 9 Uhr im Winter. 

Früher betrieben die meijten Weber noch nebenbei Ofonomie, feit aber 
diefelbe nicht mehr jo lohnend ift, bejchränfen fie fich darauf, die zu ihrem 
Unterhalte nötigen Kartoffeln anzubauen, fei e8 auf eigenem, fei es auf ge 
pachtetem Grundftüde. Ein Stüd Vieh ift bei den bejjer fituierten Weber: 
familien häufig zu finden. 

Die Lebensweiſe ift eine ſehr einfache; Fleiſch wird nur wenig genofjen, 
und das Ausjehen der Weber iſt infolgedefjen gerade fein blühendes zu 
nennen. Trotzdem find die Gefundheitsverhältniffe nicht ungünftig; bejondere 
Kranfheitserfcheinungen, welche eine Folge dieſes Gejchäftsbetriebes wären, 
fommen, abgejehen von Magenbeſchwerden (vom Anlegen der Bruft an den 
Stuhl) nicht vor. 

Die Arbeitsräume lafjen in Bezug auf Licht und Luft nahezu alles 
zu wünſchen übrig. Die meiften Arbeiter haben eine Stube und jchlafen 
mit ihren fämtlichen, auch erwachjenen Familienangehörigen auf dem Boden 
in einem Raume. Daß dadurd die Moralität nicht gefördert wird, ijt be= 
greiflich. An außerehelihen Kindern ift in einigen Diftriften fein Mangel. 
Infolge des frühen Heiratens iſt in vielen Familien der Kinderreichtum 
groß; die Kinderfterblichfeit aber tft nicht größer bei den Webern als font 
im Bezirke. 
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Die Löhne der Weber find fehr verfchieden, je nachdem der einzelne 
Arbeiter fleißig tft oder nicht und je nachdem er einfadhe glatte Sachen 
macht, oder jolche, die auf mechaniſchem Wege nicht aut heritellbar find. 

Während für gewöhnlichere Waren ein Durchſchnitts arbeitslohn 
von faum über 5 Mi. per Woche bezahlt wird, verdienen tüchtige Leute 
bei Jacquardfahen bis zu 14 ME. MWochenlohn. Letzteres dürfte indefjen 
die höchſte Grenze bezeichnen. Hiebei möge bemerkt fein, daß die Jacquard— 
maſchinen und mandmal aud die Stühle Eigentum der Fabrifanten 
find. Nah den im Fichtelgebirge üblichen Yöhnen überhaupt jtehen ich 
fleißige tüchtige Weber, welche feit Jahren auch immer beichäftiat find, 
nicht jchlechter als Arbeiter anderer Kategorien. 

Bei den Faktoren ift das Gefhäft im allgemeinen unbejtimmter, 
jchwanfender als bei den Berlegern felbit; im Winter und Herbjte ift Die 
Nachfrage nad Waren meift größer und die Beichäftigung eine befjere und 
regelmäßige (Weißenſtadt). Im Wunfiedler Bezirf fünnten zur Zeit jogar 
noch mehr tüchtige Arbeiter Beichäftigung finden als vorhanden find. 

Eo lange in einer ‚Familie feine befonderen Unfälle, wie Krankheit 
u. j. mw. vorfommen, bedürfen fie feiner Armenunterjtügung ; für bejondere 
Notfälle jedoch ift nur felten ein Sparpfennig referviert. Im hiefigen Be- 
zirfe bejtehen einige Kranfen- und Yeichenfaffen, bei welchen häufig Weber 
beteiligt jind. 

Um die Kinder möglichjt bald zum gemeinschaftlihen Verdienen heranziehen 
zu können, erhalten jie jo wenig als möglich Ausbildung in ihrem Gefchäfte. 
Wenn der Vater feine Thätigfeit auf die Anfertigung der einfachſten Webe- 
reien bejchränft, jo iſt mit Sicherheit darauf zu rechnen, daß es auch die Kin- 
der nicht weiter bringen. — Sie zur Ausbildung an fremde Orte oder auf 
Fachſchulen zu fhiden, fommt gar nicht vor. Die Leute find zufrieden, wenn 
fie ihre Kinder ſoweit gebracht haben, daß diefelben ihnen verdienen helfen 
fönnen ; ob fie aber fpäter infolge größerer Leiſtungsfähigkeit mehr verdienen 
können oder nicht, das ziehen fie gar nicht in Betracht. Mit Stipendien 
zum Beſuche von Fachſchulen oder größeren Werkftätten ift — ſelbſt wenn 
jolde veichlicher bemefjen würden, als es zur Zeit der Fall ift — nit ge: 
holfen; es müßte den Eltern zugleich Erfat für den Entgang der „Arbeits- 
kraft” für die Dauer der Abmwejenheit vom elterlichen Haufe geboten werden. 

Ein großer Teil der Weber ift folide und nüchtern, doch ſprechen ſie 
nicht jelten der Flaſche mehr als gut ift zu, wenn vorübergehend der Ver- 
dienjt ein beſſerer geworden tft. 
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Daß eigentlihe Trunffucht weniger vorfommt, findet feine Begründung 
einerfeitS in dem geringen Verdienſte der Weber, anderfeit3 darin, daß die 
Trinfer jehr bald abfolut arbeitsunfähig in ihrem Berufe werden. 

Für die fachliche Ausbildung der Weber gefchieht im hiefigen und 
Weißenſtädter Bezirfe weder jeitens des Staates noch der Fabrifanten das 
geringite. Die allgemeine Fortbildungsjchule in Wunſiedel, und namentlich 
die Zeichenabteilung derfelben, wird von Webern faft gar nicht frequentiert, 
und die „Meberfchule“ zu Münchberg befuchen faum die Münchberger Weber 
alle, gejchweige jene aus größerer Entfernung. Allerdings ſcheint dieſe 
Schule unglücklich organifiert zu fein und deren Vorftand nicht auf der Höhe 
der Zeit zu jtehen. 

Die Ausfichten diefer Hausinduftrie können nah alledem nit als 
günftige bezeichnet werden. Db dem verbefjerten und jtets fortichreitenden 
Mafchinenbetriebe durch Staatshülfe wirkſam entgegengetreten werden fann 
ift mehr als zweifelhaft. — Vielleicht ließen ſich durch richtig geleitete Fach— 
ſchulen (und reichliche Stipendien) die Leute dahin bringen, daß ſie bejjere 
Arbeiten fertigen und dadurd höheren Verdienft erzielen. Durch Selbithülfe 
wird fchon darum fein nennenswertes Nefultat zu erreichen fein, weil der 
gefamten Weberfchaft die finanziellen Mittel fehlen, um etwa den Verlegern 
gegenüber als Genoſſenſchaft aufzutreten und felbftändig ihre Waren auf 
dem Weltmarfte abzujeßen. 
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V. 
Die Hausinduſtrie Schleſiens 


von 


Dr. Guftau Lange. 


Einleitung, 


Obwohl Schlejien, wie ſchon aus dem erjten Bande der vom Verein 
für Socialpolitif veröffentlichten Berichte über die deutſche Hausinduftrie 
hervorgeht !, zu denjenigen Gebieten im Deutfchen Reiche gehört, in denen 
die Hausinduftrie von Alters her befonders ſtark vertreten ift, jo hat man fich 
bisher nur wenig mit dieſer wichtigen Unternehmungsform befaßt. In den 
Sigungen der ſchleſiſchen Gefellichaft für vaterländifhe Kultur, jener Ver— 
einigung, welche die Kenntnis von Yand und Leuten fowie fchlefifche Wiſſen— 
ſchaft und Kunſt ſeit langen Jahren in hervorragender Weiſe gepflegt und 
gefördert hat, bezw. in den „Jahresberichten jener Körperfhaft find hin 
und wieder bei der Schilderung wichtiger Induſtriezweige der Provinz einige 
Seitenblide auf die Hausarbeit geworfen worden. Auch am Ausgange der 
eriten Hälfte unferes Jahrhunderts, als die große Not der fchlefiichen 
Spinner und Weber gebieterifh zum infchreiten des Staates drängte, 
wurde das einfchlägige Material von jachverjtändigen Männern, wie Aler. 
Schneer?, E. ©. Kries? und Alerander von Minutolit, behan- 
delt. In verfchievenen kleinen Auffäsen des verdienten Geheimen Regie- 





1 ©. 56 ff. 
? Die Not der Leinenarbeiter in Schlefien und die Mittel ihr abzuhelſen, 
Berlin 1844. 
? Die Verhältniffe der Spinner und Weber in Schlefien, Breslau 1845. 
* Die Lage der Weber und Spinner im fchlefiihen Gebirge und die Maß 
regeln der preußiichen Staatöregierung zur Verbeſſerung ihrer Lage, Berlin 1851. 
4* 


ku 
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rungsrates 2. Jacobi!, jowie in den amtlihen Jahresberichten des 
Königl. Gemwerberates für den Auffihtsbezirf Breslau: 
Liegnitz finden fih ebenfalls manderlei danfenswerte Mitteilungen über 
die Lage der Hausinduftriellen in Niederfchlefien und in der Grafſchaft Ola. 
Im Jahre 1885 hat der beveutendite Hausindujtriezweig, das Leinengemwerbe, 
durd Dr. Zimmermann? eine umfajjende Bearbeitung gefunden, und 
in neueſter Zeit hat der Verfafler diefer Arbeit durch feine Darftellung der 
Glasinduftrie im Hirfchberger Thale? einen weiteren Beitrag geliefert. Aber 
nur die lettgenannte Schrift ſowie die Berichte des Gewerberates Frief 
befchäftigen fich auch mit der Gegenwart; die übrigen behandeln ebenjo wie 
die vielfach wertvollen Mitteilungen der älteren ſchleſiſchen Provinzialblätter + 
ausfchließlih oder ganz überwiegend die Lage der betreffenden Induſtrie 
zweige und ihrer Arbeiter in älterer Zeit. 

Unter diefen Umftänden wird die folgende Abhandlung, melde nur 
eine allgemeine Schilderung der ſchleſiſchen Hausinduftrie auf Grund der 
Berufs: und Gemerbeftatijtif von 1882 in Verbindung mit eigenen Er- 
fahrungen und fonftigen Nachrichten über die weitere Entwidelung derſelben 
bis zur Gegenwart bietet, bis zum Erfcheinen befonderer Darftellungen ver 
sahlreihen noch nicht behandelten Zweige nicht ohne Intereſſe fein. 


I. Die ſchleſiſche Hausindujtrie im allgemeinen, die Hauptſitze 
und wichtigſten Zweige derjelben. 


1. Schlejiens Stellung in der Hausinduftrie Preußens. 


In der Hausinduftrie jteht Schlefien ſowohl hinfichtlih der Zahl der 
Betriebe wie nad derjenigen der darin erwerbsthätigen Perſonen unter den 
Provinzen des preußifhen Staates obenan; nur in der Rheinprovinz iſt 
jene gewerbliche Unternehmungsform noch jtärfer vertreten, wie aus folgenden, 
auf den Ergebnifjen der Gemwerbeitatijtif von 1882 beruhenden Angaben 
hervorgeht. Es betrug nämlıd) 


1 Beitichrift des Köngl. Preuß. Statiftiihen Bureaus, 1868, S. 326 ff. jowie neue 
fchlefiihe Provinzialblätter „Rübezahl“, herausgegeben von Th. Deläner, Breslau 
1864 ff. 

?2 Blüte und Verfall des Leinengewerbes in Schlefien, Breslau 1885. 

’ Staats: und focialwiffenihaftlihe Forihungen, herausgegeben von Guſtav 
Schmoller, IX. Band, 2. Heft, Leipzig 1889. 

+ Herausgegeben von Streit und Zimmermann, 1784 ff. 
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(Tabelle 1.) die Zahl der hausinduftriellen 












(Hewerbtreibenden in den 





in den | eier hd 
auptbetrieben nach den 
/ | Betriebe A 
Provinzen Haupt- | Neben- naaben 
6 | über: der 
ezw. . | ver Arbeiter Arbeit: 
im Staate _— | haupt — 
am 
im Jahresdurch— 
betriebe | — fchnitte 












Oftpreußen 3352| 1583| 3505 3647. 1902 
Weitpreußen 2144 79 j 2556 1213 
Berlin 34 238 | 60 938 
Brandenburg . 13305 | 13083 9492 
Pommern 3 520 3489 1933 
Poſen 3 356 3327 1 223 
Schleſien 54205 53868 68585 
Sachſen. 15658 15584| 18466 
Schleswig-Öolftein . 5 030 4911 3691 
Hannover . u 3316 3298 4 199 
Weitfalen . 13567 | 13479| 21077 
Heflen-Naflau . 4 936 4889 9335 
Rheinland. . 61121] 89197) 88679| 1028388 
Hohenzollern . 527 398 38. 538 

Stant 186 492 | 247 586 | 245 446 | 304 968 











Bon der Gefamtzahl der hausinduftriellen Betriebe entfällt ſonach fait 
ein Biertel (genauer 24,73 Po), von derjenigen der im Jahresdurch— 
fchnitte vorhandenen hausinduftriellen Erwerbsthätigen, nad) den eigenen An- 
gaben der legteren, mehr als ein Fünftel (21,95 ®/o) auf Schlefien, während 
in der Rheinprovinz nahezu ein Drittel der hausinduftriellen Gewerbebetriebe 
überhaupt (32,77 0) und mehr als ein Drittel der betreffenden Gewerbe— 
treibenden (36,13 %o) ermittelt wurden. Xegt man bei den Haus: 
induftriellen ftatt der eigenen Durchſchnittsangaben derjelben diejenigen der 
Arbeitgeber zu Grunde, fo fommen auf Sclefien 22/2 Prozent, während 
die nah dem Stande vom 5. Juni 1882 berechnete Verhältniszahl mit 
21,9 dem oben angegebenen Prozentfate faft gleichfommt !. 

Die Verteilung der hausinduftriellen Gewerbebetriebe bezw. der Gewerbe- 
treibenden auf die drei fchlefischen Regierungsbezirke erhellt aus folgender 
Zufammenftellung. Es betrug 


ı Die Verſchiedenheit der vorstehenden Angaben und deren Urjachen find 
weiter unten (veral. S. 61 ff.) erörtert. 
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(Tabelle 2.) die Zahl der z Yautinbuftriellen 
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26 382 m 29802 30854 





Breslau 2: 2. . 23194 3188 
Sigi - - | 19755 1904 14749 | 17669) 17560, 28528 
* 4989| 6549| 6506 9208 


Von den Hausinduftriellen Schleſiens entfällt demnah mehr als die 
Hälfte (57,2 9/0) auf den Breslauer, nahezu ein Drittel (32,0 *0) auf den 
Liegniger und der Neft (10,8 %o) auf den Oppelner Regierungsbezirf. Die 
Anteile der Gemwerbetreibenden verhalten fi ähnlich; fie belaufen ſich im 
Jahresdurhfchnitte, nad) den Angaben der Arbeiter, auf 55,3 bezw. 32,6 
und 12,1 io. 


Vergleiht man die abfoluten Zahlen der jchlefifchen mit denjenigen 
der anderen preußifchen Negierungsbezirfe, jo reiht fich der Regierungsbezirk 
Breslau bezüglich) der Betriebe an zweiter, bezüglich der Gewerbetreibenden 
an dritter Stelle ein; nur Düfjelvorf und Berlin ftehen ihm mit 49 343 
Betrieben und 73 320 Hausinduftriellen bezw. mit 34238 dergleihen Er: 
werbsthätigen voran. Alsdann folgt fofort der Liegnitzer Bezirf, während 
Oppeln erjt den achten Platz einnimmt. 


Die vorjtehenden Gegenüberjtellungen lajjen die Wichtigkeit Schleſiens 
und namentli der Regierungsbezirfe Breslau und Liegnitz für die haus- 
induftrielle Unternehmungsform erkennen; fie geben aber noch fein deutliches 
Bild von dem Umfange der letteren. Dazu muß der Hausbetrieb mit der 
Bevölkerung, insbejondere mit der gewerblichen Bevölferung und der Ge: 
famtzahl der Betriebe verglichen werden. Das ift in der folgenden Über- 
ſicht geſchehen. 
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(Tabelle 3.) entfielen am 5. Juni 1882 bezw. im Jahresdurchſchnitte 

In den auf auf 10000 Einwohner auf 1000 auf 1000 

i vo Gewerbe» | Gewerbe- 

Provinzen 1 qkm hausinbu- hausindu- Beiriehe treibenbe 

f rielle rielle hausindu⸗ hausindu— 

Degw. . Ein —— —— ftrielle ' ftrielle 
ı ‚betriebe | treibende | Betriebe | Erwerbs» 
im Staate wohner uherhaupt in Haupt- überhaupt | thätige" 
| betrieben | 

Oftpreußen . 52,1 18 19 40 24 
Weſtpreußen 53,9 16 19 35 21 
Berlin } 13 364,2 197 296 164 9 
Brandenburg . 56,9 | 33 5 58 40 
Pommern 50,4 20 23 34 20 
Roien . 57,5 18 20 40 25 
Schleſien. 99,2 115 135 159 86 
Sadien . -» - .» 92,8 56 67 12 33 
Schleswig-Holftein 59,7 33 44 37 31 
Hannwer » » » 54,9 15 16 21 12 
Weitfalen 102,4 53 65 78 35 
Heffen-Naflau . 98,5 23 | 32 35 21 
Rheinland 152,2 | 149 216 : 173 105 
Hohenzollern 55,5 | 83 63 | 12 50 


| 
Im allgemeinen fteigt mit der Dichtigfeit der Bevölkerung der Anteil 
der hausinduftriellen Betriebe und der darin erwerbsthätigen Perfonen an den 
Gemwerbebetrieben überhaupt, an der betreffenden Gefamtbevölferung und an 
der gewerblichen Bevölkerung insbejondere. Auch hier wird Schleſien nur 
von der Nheinprovinz und der wegen ihres vein ſtädtiſchen Charafterd zur 
Vergleihung faum geeigneten Landeshauptitadt übertroffen. 
Für die drei fchlefifchen Regierungsbezirke gejtalteten fi) die betreffenden 
Verhältniszahlen wie folgt. Cs kamen 
in in in 
auf Breslau Liegnig Oppeln 
10 000 Einw. hausinduftrielle Gewerbebetriebe 
überhaupt . . 171 144 35 
jr R - Gewerbetreibende 
in den Hauptbetr. 193 172 45 
1000 Gewerbebetriebe hausinduftrielle Betriebe 
überhaupt . . 203 164 72 
„ Gewerbetreibende „  Ermwerbsthätige in 
Hauptbetr.. . 111 98 36, 


! Nad) den Angaben der Arbeiter. 
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fo daß auch bezüglich des Umfanges der Hausinduftrie im Verhältnis zur 
Bevölkerung und gemerblihen Entfaltung überhaupt der Regierungsbezirk 
Breslau die beiden anderen jchlefifchen Bezirke übertrifft. Won den übrigen 
gleichartigen preußifchen Verwaltungsgebieten jteht ihm außer dem Düffel- 
dorfer auch noch der Erfurter Bezirk in diefen Beziehungen voran. 

Unterfuhen mir endlich noch die Bedeutung der Hausinduftrie für den 
Nahrungsitand der Gejamtbevölferung der Provinz bezw. der drei Regierungs- 
bezirfe, fo ergiebt fich Folgendes. Nach der Volkszählung vom 1. Dezember 
1885 kamen durdhfchnittlih auf eine Haushaltung im Regierungsbezirte 
Breslau 4,372, in Liegnit 4,129 und in Oppeln 4,651 Köpfe Wollte 
man, um die Summe der von der Hausinduftrie als Hauptberuf lebenden 
Perſonen (Ermwerbsthätige, Dienjtboten und Angehörige) zu erhalten, die Zahl 
der Hausinduftriellen in den drei Bezirken einfach mit jenen Verhältniszahlen 
multiplizieren, fo würde man offenbar zu hohe Werte befommen, da ein beträdt- 
licher Teil der in jener Unternehmungsform Befchäftigten, wie weiter unten 
gezeigt werden wird, aus ledigen männlichen und weiblichen Perfonen ſowie 
aus verheirateten Frauen bejteht und ſchon bei der Zahl der Erwerböthätigen 
berüdfichtigt worden if. Dagegen wird man vermutlich der Wahrheit fehr 
nahe fommen, wenn man die männliden KHausinduftriellen ſämtlich als 
Vorftände von yamilienhaushaltungen, diejenigen weiblichen Geſchlechts aber 
ausnahmslos als Einzelnlebende betrachtet, weil auf diefe Weiſe die Zahl 
der vermwittweten, mit Kindern zufammenlebenden Frauen ficherlich jener der 
einzelnlebenden Männer, welde als Familienväter angefehen wurden, gleich- 
fommen wird. Nach dem genannten; Verfahren ergiebt fih, daß im Jahre 
1882 in Sclefien rund 170000 Perfonen ausſchließlich oder doch haupt- 
fählic ihren Lebensunterhalt durch Hausinduftrielle Thätigfeit fanden, und 
zwar im Negierungsbezirfe Breslau 80237, in Liegnitz 66211 und 
in Oppeln 22482. 


2. Die Hauptfiße der Hausinduftrie in Schlefien. 


Will man die Verteilung der Hausinduftriellen auf die einzelnen Kreije 
Schlefiens, d. h. die Hauptfige diefer gewerblichen Betriebsform in der ge- 
nannten Provinz ermitteln, fo müfjen die Angaben der Arbeitgeber benütt 
werden; nicht etwa, weil lebtere zuverläffiger find als diejenigen der Ar- 
beiter!, fondern weil aus technifchen Gründen nur fie in den veröffentlichten 
Kreisüberfichten verwendet worden find ?, 


I Vergl. darüber die Ausführungen auf ©. 61 ff. 
? Vergl. das amtliche Duellenwerf „Preußiſche Statiftif“, Heft, LXXXIL, 2. 
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Nah den Angaben der Arbeitgeber vom 5. Juni 1882 wurden durd)- 
ſchnittlich im Jahre in Schlejien 68 585 Perfonen hausinduftriell bejchäftigt ; 


davon wurden ermittelt 


in den reifen 
A. des Reg.:Bez. Breslau: 
Namdlau - » 2 2 2 2 ne. 
Wartenberg - - » » »... 
DE ee 
ey A 
RU 4 ee 
WUDIEE N 2.0.40 0 wi ei 
VE a fer 
le; tee 
Neumart 0 0 04 
Stadtkreis Breslau. . ... 
Landkreis Breslau...» . - 


lzeblen: 3. 03.4. 10 ie 
Siuntede - - «eo. % 
Srankenftein . - - » 2... 
ei te 
Schweidni -. -.-. .:.... 
Striegauu. 
Waldenburg... 
3 ER BE RER 
Neurode 
Habelſchwerdt ».... 


B. des Reg.Bez. Liegnitz: 
Grünbergg 
real: 2.25. 
EEE u u 
BEER 2.5.00 


BUN: ae 
Soldberg-dainau - » » . . » 
Stadtkreis Liegnitz. -» » » - 
Landkreis Liegnit - - - . - 
RE 3 ee 


Zandeshut . - 2220. . 
hal.) 0: EEE RER 


überhaupt 


- Ss. 


*0 SEN ZEN 


un & 
SSER Sg 


Prozent 


0,00 
0,05 
0,03 
0,00 
0,01 
0,01 
0,02 
0,01 
0,06 
8,79 
0,64 
0,01 
0,12 
0,19 
0;04 
1,81 


auf 10 000 
Einwohner 


auf 10 000 
Gewerbe: 
treibende 


3 
94 
30 
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auf 10 0% 

auf 10000 Gewerbe— 

in den Kreiſen überhaupt Prozent Cinmwohner treibende 

Noch: B. des Reg. Bez. Yiegnig: 
Löwenberg- » «= =... 0% 1 264 1,54 196 1338 
Dana: 20 aa 9270 13,52 1395 5829 
Stadtkreis Görlit. . » . .- » 139 1,08 144 503 
Landkreis Görlif. » » . 16 0,02 3 26 
Rothenburg in der Oberlaufig 4 0,01 1 7 
Hoyerswerda. » 2.2... 38 0,06 12 131: 
C. des Reg.Bez. Oppeln: 

91311177. BE er BE 3 0,00 1 6 
Oppeln - 2. 2 2.2 0 20.“ 13 0,03 2 17 
Groß Strehlitz. » »....- 7 0,01 1 10 
Toft-Oleiwit - .,. +... 65 0,09 7 60 
Tarnowitz........ 8 0,00 1 7 
Beuihen ee 145 0,21 12 42 
Battle 1.0 en 13 0,02 1 7 
DREH: 2 ara 20 0,03 2 32 
SEWDIIER 015.55: Go ae Se 3 0,00 0,4 5 
Ratiborrr a 237 0,35 19 197 
NT ER 4 0,01 1 9 
Leobſchüß 5140 7,49 601 5293 
Neuftadt in Oberſchleſien. . . 2363 3,44 257 2096 
Faltendberg - » » » 222. . 7 0,01 2 23 
MEIBE a u: ne u ar 1175 1,71 118 834. 


In den SKreifen Nimptſch (Negierungsbezirt Breslau), Roſenberg in 
Oberſchleſien, Lublinitz, Zabrze und Grottfau (fämtlih im Regierungsbezirk 
Dppeln) waren zu Haus für fremde Nechnung arbeitende Perfonen nicht 
vorhanden. 

Bezeihnet man diejenigen Kreife als die Hauptſitze der fchlefifchen 
Hausinduftrie, in denen mehr gewerblich Thätige diefer Art als durchfchnitt- 
lih in der genannten Brovinz auf 10000 Einwohner bezw. Gewerbetreibende 
(d. ſ. mehr ala 135 bezw. 856 Hausinduftrielle) entfallen, jo genügen nur 
die 16 Kreife Sranfenftein, Reichenbach, Waldenburg, Glatz, 
Neurode, Habeljhwerdt, Sagan, Liegnitz (Stadt: und Land— 
freis), Bolfenhain, Zandeshut, Hirfhberg, Löwenberg, Lau— 
ban, Leobſchütz und Neuftadt in Oberſchleſien beiden, die Stadt- 
freife Breslau und Görlit fomwie der Kreis Neiße einer der beiden 
Bedingungen. Diefe 19 Kreife (mit zufammen 64876 oder 94,6 0 der in 
Schleſien überhaupt ermittelten Hausinduftriellen) bilden, mit Ausnahme der 
Stadtfreife Breslau, Liegnit und Görlit, des Landkreifes Liegnig und des 
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Kreifes Sagan, ein zufammenhängendes Gebiet im äußerften Weften Schle: 
fiens, zwifchen dem 50. und 51 Grade nördlicher Breite und 12° 30° bis 
nahezu 16° öftliher Yänge (Ferro). Es find die an Naturfchönheiten reichen 
Abhänge und Thäler der Sudeten (des Iſer-, Rieſen-, Waldenburger, Eulen= 
und Glater Gebirges), die Vorberge des Altvatergebirges und des mähriſchen 
Geſenkes, in denen die Hausinduftrie ihre Wohnfige aufgefchlagen hat. 

In diefen Gebirgsfreifen wohnen mehr als drei Viertel (76,74 "o) 
aller Hausinduftriellen Schlefiens, während von der Gejamtbevölferung der 
Provinz faum ein Biertel (24,11 °o), von der gewerblichen Bevölferung 
insbejondere no nicht ein Drittel (31,01 %o) hier anfällig find. Von 
fieben Gemwerbetreibenden waren immer zwei in jenem Gebiete zu Haus 
für fremde Rechnung thätig, ohne der großen Zahl derer zu gedenken, welche 
den einen oder andern Zweig der Hausinduftrie als Nebenerwerb ausübten 
oder — weil nicht in die feitend der Reichsbehörden aufgeitellte Definition 
der Hausinduftrie pafjend — überhaupt nicht erfaßt werden fonnten, 3. B. 
die für Unternehmer direft oder durch Mittelsperfonen zu Haus mit eigenem 
Nohmaterial, Werkzeug u. j. mw. arbeitenden Kleingewerbetreibenden (Kauf: 
ſyſtem). 

In den einzelnen obengenannten, als Hauptherde der Hausinduſtrie be— 
zeichneten Gebirgskreiſen ſchwankt die abſolute Zahl der Hausinduſtriellen 
zwiſchen 613 in Bolkenhain und 10581 in Reichenbach, das Verhältnis 
zur Gejamtbevölferung der betreffenden Kreiſe zwischen 1,08 %o in Neiße 
und 15,78 0 in Zandeshut, dasjenige zur Zahl der Gewerbetreibenden über- 
haupt zwiſchen 8,84 %/o ebenfalls in Neiße und 58,29 90 in Lauban. Auch 
in Neichenbah und Leobſchütz waren mehr als die Hälfte aller gewerblich 
Thätigen Hausinduftrielle und in Yandeshut wurden 50 %o nahezu erreicht. 

Jene geographifche Verteilung der fchlefiihen Hausinduftrie ift in den 
natürlichen Berhältnifjen der betreffenden Gebiete begründet. 

Hier wie anderwärts find gerade die Gebirgägegenden auf eine inten- 
five gewerblihe Beichäftigung von Alters her angemwiejen. Die hohen Berg- 
lehnen fönnen meijt nur bis zu einer mäßigen Höhe der Yandwirtfchaft 
dienftbar gemacht werden und bringen auf der dünnen Humusſchicht nur ge- 
ringen Ertrag. Die fruchtbaren Thäler eignen fi” wegen der alljährlich 
mit der Schneefchmelze und font häufig wiederkehrenden Überſchwemmungs— 
gefahr und der befonderen £limatifchen Verhältnifje auch weniger zum Ader- 
bau als die Ebene. So bleibt den Bewohnern diefer Gegenden nichts übrig, 
als fich die Neichtümer an Mineralien, Holz und Waſſerkräften zu nute zu 
machen und mit oder ohne Hilfe derſelben einheimifche oder fremde Noh- 
ftoffe zu verarbeiten. Erjteres ijt im Bergbau, in der Marmor-, Stein-, 
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Thonmwaren- und Glasinduftrie, in der Gewinnung und Verarbeitung des 
Holzes, letzteres in der mweit verbreiteten Tertilinduftrie zum Teil in groß- 
artiger Weife geichehen. Und zwar haben fi naturgemäß zuerſt diejenigen 
Induſtriezweige am ftärfjten entwidelt, deren Produkte bei günftigjten natür- 
lihen Borbedingungen leichten Abjat fanden. In den langen Winter- 
monaten war den Gebirgsbemohnern jedwede Thätigfeit im ‚Freien abae- 
fchnitten, fie mußten fih im Haufe beichäftigen. Im Sommer nahm die 
Bebauung des Bodens auch nur einen Teil der Zeit und Arbeitsfraft in 
Anſpruch. Dazu boten die Elaren Bergwäſſer und grünen Wiefen vortreff- 
lihe Bleihen, die großen Wälder reiche Vorräte zur Herjtellung der Holz- 
ajche, die nahe Ebene guten Flachsboden, deſſen Erträgnifje im Winter von 
den herrfchaftlihen Unterthanen zur Verwendung für die Weber hergerichtet 
wurden. Was Wunder, daß die hausinduftrielle Weberei und Spinnurei 
eine gewaltige Ausbreitung erlangte? 

Von den außerhalb des Gebirges liegenden Hauptfisen der fchlefiichen 
Hausinduftrie verdanfen die drei Stadtfreife und der Yandfreis Liegnik ihre 
hervorragende Stellung wohl zumeift ihrem Charakter als alte Handels- und 
Snduftriemittelpunfte ſowie den bequemen Eifenbahnverbindungen,, während 
Sagan ſich der brandenburgifchen Intereſſenſphäre der Kreife Kottbus, Sorau, 
Guben anfdließt. 


3. Die widtigiten Zweige der ſchleſiſchen Hausinduftrie. 


Zur Beurtheilung der Frage, welche Gemwerbezweige gegenwärtig in 
Schleſien am häufigjten hausinduftriell betrieben werden, dient folgende Zu- 
fammenjtellung der Gemwerbegruppen, in denen jene Unternehmungsform vor- 
fommt. Und zwar giebt die Tabelle 4 die Zahl der zu Haus für fremde 
Rechnung gewerblich thätigen Perſonen nad den drei bei der Gewerbeftatiftif 
vom 5. uni 1882 erhaltenen Angaben, um die beträchtlihen Unterſchiede 
in den Zahlenreihen erjichtlich zu machen und erläutern zu fünnen. 

(Siehe Tabelle 4 auf Seite 61). 

In der ſchleſiſchen Hausinduftrie iſt alfo die Tertilbrandhe bei weiten 
die überwiegende. Bon den Betrieben und von den Gewerbetreibenden nad 
dem Stande vom 5. Juni 1882 bezw. im Jahresdurchſchnitte entfallen nad 
den Angaben der Arbeiter nahezu drei Viertel (72,88 bezw. 73,11 und 
73,39 Po) auf diejelbe; von den letzteren nad) den Angaben der Arbeitgeber 
fogar vier Fünftel (80,93 90). Von dem Reſte gehört der größte Teil, bei 
den Betrieben 23,47 %o, bei den hausinduftriell thätigen Perfonen 22,55 
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bezw. 22,37 und 10,90 ®'o der Gruppe Bekleidung und Reinigung an; bei 
den dann noch verbleibenden Bruchzahlen find hauptfächlich die Induſtrien 
der Holz: und Schnißitoffe und der Steine und Erben beteiligt. Die ge— 
genannten Gruppen umfaflen 99,61 %o der hausinduftriellen Gewerbebetriebe 
und 99,44 bezw. 99,47 %o der betreffenden Perſonen nah den Angaben 
der Arbeiter. Nach den Zahlen der Arbeitgeber machen diejelben allerdings 
erit 97,16 °o aus und find die chemifche Induſtrie und die Bereitung der 
Nahrungs: und Genußmittel ftärfer vertreten ala die Induftrie der Steine 
und Erden. 














(Tabelle 4.) In denfelben befchäftigte 
Haus⸗ ——— nach den Angaben 
induſtrielle der Ar— 
# b i 
Sewerbegruppen — der Arbeiter beitgeder 
betriebe _- a, BER 


m an im Zahresdurrchichnitte 











Induftrie der Steine und Erden. . . 201 | 478 465 314 
Verarbeitung von Metallen... . . . 6 8 8 19 
Eifenverarbeitung. - » » 2 22 2.0. 14 | 25 24 43 
Maſchinen, Inftrumente, Apparate . . 13 29 29 111 
Chemiſche Induſtrie N ag zat- Mat ra — — — 962 
Induſtrie der Leuchtſtoffe, Öle, Harze — — * 2 
Tertilinduftrie -. - » 2 2 2 2000. 29 633 39 630 39 534 55 504 
Bapierinduftrie. - © - oc 49 96 94 114 
Leder= 2c. »Induftrie - - » 2 2 0... 25 73 62 80 
Induſtrie der Holz- und Schnikftoffe . 1128 1572 1535 3338 
Induftrie der Nahrungs» u. Genußmittel 34 47 48 610 
Belleidungsinduitrie » » » 2 2... 9541 12 221 12 048 7477 
Tolygraphiihe Gewerbe...» .. - 2 9 | 6 | 11 
Künftleriihe Betriebe. » » 2... 13 Er: 15 | — 
Summe on 40659 | 54205 | 


Es ift nötig, hier in eine Erörterung darüber einzutreten, welche der 
drei Zahlenangaben als die zutreffendfte zu erachten iſt!. 

Die aus den Angaben der Arbeiter gewonnenen Zahlen weichen nur 
fehr wenig von einander ab und geben zu befonderen Bemerkungen feinen 
Anlaß. Nur find im allgemeinen die jährlichen Durchſchnittszahlen denen 
des Standes vom 5. Juni 1882 vorzuziehen, weil in ihnen aud die zur 
Zeit der Erhebung nicht befchäftigten Arbeiter, deren Thätigfeit in einer 
andern — lebhaft zu ſein pflegt, mit enthalten ſind, während um— 


Ba dazu Statiftit des Deutſchen Reichs, N. F. 6. I. S. 82* und 83*. 
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gekehrt die Zahlen der im Juni fi eines regen Gefchäftsganges erfreuenden 
und zu einer andern Jahreszeit ruhenden Betriebe dadurch auf das richtige 
Maß zurüdgeführt werden. 

Dagegen find die Unterfchiede zwiſchen den Durchſchnittsangaben der 
Arbeiter und Arbeitgeber (14717 für die ganze Provinz, 1052 bezw. 
10968 und 2697 für die Negierungsbezirfe Breslau, Liegnitz und Oppeln) 
jo bedeutend, daß diefelben einer Klarjtellung bedürfen. 

Die Annahme!, daß dur die Angaben der Arbeiter zu wenig, durd 
die der Arbeitgeber zu viel Hausinduftrielle ermittelt wurden, und daß 
man der Wahrheit vielleiht am nächſten fomme, wenn man das arithmetifche 
Mittel aus beiden Angaben als den ziffermäßigen Ausdrud des Umfangs 
der Hausinduftrie anfehe?, läßt ſich unferes Erachtens faum aufrecht erhalten, 
wenn man die oben verzeichneten Differenzen der Regierungsbezirfe fowie 
namentlich die der einzelnen Gewerbearuppen, 3. B. bei der chemifchen In— 
duftrie, der Tertil- und Belleidungsinduftrie u. a., in Betracht zieht. 

Wenn 3. B. in der chemijchen Induſtrie die Arbeiter gar feine, die 
Arbeitgeber 962 hausinduftriell bejchäftigte Perfonen und außerdem 70 
Strafanftaltsinjafjen angeben, während die Gejfamtzahl aller Gewerbethätigen 
diefer Gruppe ſich überhaupt nur auf 898 Köpfe beläuft, fo jcheinen das 
ganz unvereinbare Daten zu fein. Aus den Specialtabellen der Reichs: 
ftattjtif erfährt man, daß von den 962 Hausinduftriellen der Arbeitgeber 
961 und fämtliche Gefangene bei der Verfertigung von Zündmwaren beſchäf— 
tigt wurden, und daß die gejamten Gewerbetreibenden diefer Branche nur 
811 Köpfe ausmadten. 

Die zutreffendfte Erflärung für jene gewaltige Abweichung iſt folgende: 
Die Hausinduftriellen bei den Arbeitgeberangaben find ſämtlich derjenigen 
Gruppe bezw. Gemwerbeart zugezählt worden, zu denen der fie bejchäftigende 
Hauptbetrieb gehört, alfo in dem eben erwähnten Beifpiele zur Zündwaren- 
fabrifation. Dagegen mußten die hausinduftriellen Arbeiter nad) ihrer ſpe— 
ciellen Beichäftigung, der Verfertigung von Zündholzruthen und Zündholz- 
ihadteln, in einer ganz anderen Gemwerbeart, der Verfertigung von glatten 
Holzwaren, untergebracht werden. Ähnliches gilt vermutlich von der Tabaf- 
fabrifation und der Verfertigung von glatten Holzwaren, von den verjchie= 
denen Beihäftigungen der Spinnerei, Bleicherei, Färberei, Appretur und der 
Weberei, von der Näherei, Schneiderei und der Konfeltion u. ſ. w. 


I Vergl. A. Petersilie: Zur Statiftif des Kleingewerbes in Preußen. Zeit- 
Ichrift des Königl. Preußiichen Statiftiihen Bureaus. Nahrgang 1887. S. 252. 

? Darnad würden fih für Sclejien 61 227, für die Regierungsbesirfe Bres- 
lau, Liegnig und Tppeln 50 328 bezw. 23 044 und 7355 Hausinduftrielle ergeben. 
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Ferner muß darauf hingewiejen werden, daß der Sit der Hauptbetriebe, 
von weldhem aus Perfonen in der Hausinduftrie befchäftigt werden, jidh viel- 
fach nicht dedt mit dem Mohnorte der für fie thätigen Hausindkitriellen. 
Niedrigere Löhne, günftigere Fabrifations- und Abfatverhältniffe und andere 
Gründe veranlaffen mande Firmen, ihre Erzeugnifje an anderen Orten, 
ja in ganz anderen Provinzen herjtellen zu lafjen. So beſchäftigen Unter: 
nehmer der Leinen und Baummollenwarenbrande, die ihre Gefchäfte und 
Fabrifen in den bekannten Weberdörfern der Kreife Neichenbah und Wal: 
denburg (Zangenbielau, Wüſtewaltersdorf, Ernsdorf, Peilau u. a.) haben, nur 
wenige Hausinduftrielle am Orte. Der größte Teil der letteren wohnt viel- 
mehr in der Umgegend der genannten Gemeinden, in den benachbarten 
Kreifen Mittelfchlefiens und der Grafihaft Glatz. Vor der Einführung des 
neuen Zolltarifs wurde ſogar ein bedeutender Anteil der rohen Leinwand, 
welche in Schlefien hausinduftriell oder fabrifmäßig weiter verarbeitet wurde, 
von Hausinduftriellen in Böhmen hergeftellt, von wo fie damals zollfrei 
eingeführt werden fonnte, weil daſelbſt die Löhne fo weſentlich niedriger 
waren al3 in Preußiih-Sclejien, daß die Differenz weder durch die Fracht 
noch durch die infolge der hohen Tantiemen der Ausgeber entjtehenden Unfojten 
ausgeglichen wurde. Konfektionsgefhäfte in Oberfchlefien haben noch heute 
einen großen Teil ihrer hausinduftriellen Arbeiter in Brieg, Breslau, Görlitz, 
ja in Berlin figen, umgefehrt Berliner Firmen in Nieder: und Mittelfchlefien ; 
Handichuhfabrifanten in Hatnau, Liegnig und anderen Orten Nieder- und 
Oberſchleſiens (Gleiwitz, Beuthen) laſſen in Landeck in der Grafſchaft Glatz, 
eine Firma ſogar in Thüringen arbeiten. 

Ein Teil der Unterſchiede in den Angaben iſt dadurch hervorgerufen 
worden, daß Hausinduſtrielle, die für mehrere Geſchäfte arbeiten, ſich ſelbſt 
nur einmal zählen durften, dagegen ſeitens derjenigen, die ſie beſchäftigten, 
mehrmals, nämlich von jedem beſonders gezählt werden mußten. In der 
Spinnerei und Weberei, bei der Verfertigung von Kleidungsſtücken und 
Wäſche, in der Handſchuhfabrikation und manchen anderen Gewerbezweigen 
Schleſiens iſt die Zahl der Hausinduſtriellen, welche gleichzeitig für mehrere 
Unternehmer arbeiten, zum Teil größer als die derjenigen, welche für ein 
Geſchäft allein thätig ſind. Bei der Leinen- und Baumwolleninduſtrie ſowie 
in der Konfektionsbranche iſt es geradezu die Regel, und zwar geſchieht es 
aus Vorſicht, um bei etwaiger Arbeitsentziehung ſeitens eines Unternehmers 
andermeitig gededt zu fein. 

Meiter ift in größeren Betrieben der Gefchäftsinhaber bezw. -leiter, in= 
folge der Faktorenwirtſchaft oder weil die Saifon der betreffenden Brande 
in eine andere Jahreszeit als die Zählung fällt, häufig gar nicht in der 
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Lage, die Zahl der von ihm befchäftigten jelbjtändigen Hausinduftriellen an- 
zugeben; noch viel weniger vermag er über die von jenen angenommenen 
Gehilfen' Mitteilungen zu maden. Deshalb war bezüglid der Gehilfen 
und Mitarbeiter der Hausinduftriellen eine Schäßungsangabe auf der Ge: 
werbefarte ausdrüdlich vorgefehen. Daß aud die felbjtändig zu Haus für 
fremde Rechnung arbeitenden Perfonen aus den oben entwidelten Gründen 
häufig geſchätzt worden find, ijt feitens der Unternehmer wiederholt zuge 
geben worden. 

Auch befinden fi) unter den feitens der Verleger 2c. angegebenen Haus: 
induftriellen nicht felten Perſonen, welche die betreffende Thätigfeit nur ala 
Nebenerwerb betreiben. Zieht man 3. B. in Schlefien die für die Neben: 
betriebe angegebenen Zahlen mit in Betracht, fo erhöht ſich die Menge der 
Hausinduftriellen nah Angabe der Arbeiter von 53868 auf rund 600001. 

Daß feitens der Arbeiter bisweilen Angaben über die hausinduftrielle 
Thätigfeit verſchwiegen oder unabſichtlich vergefjen fein mögen — namentlich 
binfichtlih der von Familienangehörigen ausgeübten Befchäftigung dieſer Art 
in größeren Städten, wo eine genaue Kontrolle dur die Behörden nicht 
mehr möglich ift, oder bei Saifonbetrieben, die zur Zeit der Sählung nicht 
ausgeübt wurden — tft ebenfalls anzunehmen. 

Schlieglih iſt mwahrfcheinlih in vielen ;yällen, mo Geiwerbetreibende 
gleichzeitig hauptfächlich oder nebenbei hausinduftriell und daneben oder vor- 
wiegend handwerksmäßig arbeiten, die Angabe der erjtgenannten Betriebs- 
form unterblieben. Den betreffenden Gemwerbetreibenden ift daraus fein 
Vorwurf zu mahen, da eine Kombination beider Beichäftigungsmeifen in 
den Formularen nicht vorgejehen war. Berbindungen der angegebenen Art 
find befonders häufig bei der ſowohl hinſichtlich der Zahl der Betriebe wie 
der Gewerbetreibenden jtarf vertretenen Gruppe Bekleidung und Reinigung. 
Schneider und Schuhmacher, Schneiderinnen, Näherinnen, Bugmaderinnen zc. 
und Wäfcherinnen arbeiten ſehr oft gleichzeitig für eine mehr oder minder 
große Privatfundfhaft und für Magazine 2c. 

Wie erheblih die durch die vorftehend entwidelten Urſachen hervor- 
gerufenen Unterfchiede im einzelnen find, erhellt aus folgender, aud den 
Stand vom 5. Juni 1882 berüdfichtigender Nachmeifung der wichtigſten 


ı Dabei ift, da Angaben über die in Nebenbetrieben erwerbsthätigen Perſonen 
für einzelne Verwaltungsbezirke in der Reichsgewerbeftatiftit nicht vorhanden find, 
die Zahl der Alleinbetriebe mit 5169 voll in Anja gebradt, und für die hausin— 
duftriellen (Neben-Mitinhaber-, Gehilfen- und Motorenbetriebe diefelbe Durchſchnitts— 
zahl der Beichäftigten angenommen worden wie bei den betr. Hauptbetrieben, näm— 
lih 2,57 Erwerböthätige für den Betried — 750 Perfonen bei 292 Betrieben. 
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hausinduitriellen Gewerbearten Schlefiens. Als folche gelten die, in welchen 
nad der einen oder anderen Angabe mehr als 100 Perfonen zu Haus für 
fremde Rechnung arbeiten. 

(Siehe Tabelle 5 auf Seite 66.) 

Bon den einzelnen Gemwerbezweigen nehmen die Leinenindujtrie (Flad)s- 
hechelei und =jpinnerei, Yeinenmweberei) mit 31,0 und die Baummollen: 
industrie (Spinnerei und Weberei) mit 29,9 90 aller im Jahresdurchſchnitte 
nach der Arbeiterangabe vorhandenen Hausinduftriellen die erjte Stelle ein; 
beide bejchäftigen nicht weniger als drei Fünftel (60,9 "/o) derjelben. Bei 
Benugung der Arbeitgeberangaben erhalten wir dagegen nur 29,3 bezw. 13,4, 
zufammen 42,7 %o. Dod iſt hier die Weberei von gemifchten Waren 
ftärfer vertreten, und da diefe Gewerbeart in Schlefien größtenteils die Be— 
triebe für Halbleinen und Halbwolle (mit Baummolle gemifcht) enthält, jo 
it es ratjam, den Prozentſatz derjelben den oben erwähnten Anteilen zuzu— 
zählen. Auf diefe Weiſe erhält man für die Arbeitgeberangaben 62,5, für 
die Arbeiterangaben 64,9 Yo, Verhältniszahlen, die fih von einander nur 
no jehr wenig unterfcheiden. Faßt man die Spinnerei einerjeits, die 
Weberei (ausfchließlih der Gummi- und Haarflechterei und =mweberei) ander- 
ſeits als befondere Beihäftigungsarten zufammen, fo ergiebt ſich für erjtere 
(mit 5057 bezw. 1124 Hausinduftriellen) ein Anteil von 9,4 bezw. 1,6, 
für leßtere (mit 31391 bezw. 45 570 SHausinduftriellen) ein ſolcher von 
58,3 bezw. 66,4, für beide zufammen von 67,7 bezw. 68,1 %'o an der Ge: 
ſamtzahl der ſchleſiſchen Hausinduftriellen. Hierbei gelten die vorderen Zahlen 
bezw. Prozentzahlen für die Jahresdurchſchnittsangaben der Arbeiter, die an 
zweiter Stelle genannten für die der Arbeitgeber. 

Nächſt der Leinen- und Baummolleninduftrie find nad den Arbeiter- 
angaben die Berfertigung von Kleidung und Put (Nähere, Schneiderei, 
Konfektion, Putzmacherei, Handfhuhfabrifation u. ſ. w.) mit 18,9 bezw. 9,3 %o, 
nach den Angaben der Arbeitgeber die Strumpfmwarenfabrifation und Stideret 
(Striderei und Wirferei, Häfelei und Gtiderei, Spitenverfertigung und 
Werßzeugitiderei) mit 4,4 bezw. 12,7 %o in der fchlefifhen Hausinduftrie 
am jtärkjten vertreten. Ebenſo verfchieden find die dann folgenden Angaben 
betreffend die Schuhmarenerzeugung mit 3,3 bezw. 1,9 und die Verfertigung 
von groben glatten Holzwaren mit 1,1 bezw. 2,9 80. 

Etwas anders gejtaltet ſich eine Überficht der wichtigften hausinduftriellen 
Gewerbearten Schlefiens, wenn man nicht die abfolute Zahl der Befchäftigten, 
jondern das Verhältnis derjelben zu den Gemwerbetreibenden des betreffenden 
Zweiges überhaupt in betracht zieht. Bezeichnet man diejenigen Gewerbe- 
arten, in denen 10 %o und mehr aller darin Erwerbsthätigen zu Haus für 

Schriften XLII. — Deutſche Hausinduftrie IV. ; 5 
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(Tabelle 5.) Zahl der Hausinduftriellen 


— — — — — 


nach Angabe der Arbeiter 3 nad An- 
am 5. Juni im Jahresdurchſchniue iue gabe der 








Gewerbearten s2 — — Arbeit— 
—* in den | „In den | geber im 
in den | Haupt: u. Jahres⸗ 
Haupt: | Neben- 
Haupt: b ieh betrieben durch— 
betrieben | e en (Schägung)'| ſchnitte 
Glasveredelung.. — 478 465 465 299 
Verfertigung von Zündwaren . - » - — — —— 961 
MWollenfpinnerei » » » 2 2 220. > 467 469 532 500 
Mungo- und Shoddyheritellung und | | 
lpinnetel 4 u 0 ne 11 11. | IE: 3 554 
Flachs- und Hanfhecelei und -Tpinnerei 1454 1454 1 608 54 
Baummollenipinnerei -. » » » 2... 3 107 3103 3616 16 
Mollenweberei - - » 2 2 2 2 2 0 0. 1005 1000 1070 2 698 
Seinenweberei - » » T 2 20 00. 15 328 15 262 17 506 20.057 
Baummollenweberei. -» » x» 2... 13 026 13008 14364 9192 
Meberei v. gemifchten u. anderen Waren 2116 2114 | 2336 13 604 
Gummi- und Haarfledhterei und »weberei 109 109 120 —_ 
Striderei und Wirferei (Strumpfmwaren- | 
Fabritatlon) 3.50% 4,0 eh 1456 | 1485 1703 | 7048 
Häkelei und Stiderei . . 2 2 2... 594 | 598 704 13537 
Spitenverfertigung u. Weißzeugſtickerei 290 290 331 128 
Baummollenbleicherei, »färberei, -drucke— | | 
rei und -appretut > 2 22 2728 270 5 — 
Sonſtige Bleicherei, Färberei, Druderei, | | 
JJ er 131 130 137 — 
Buchbinderei und Cartonnagefabrikation 96 94 104 113 
Verfertigung von groben Holawaren . 595 595 937 | 2000 
Tiſchlerei und Barfettfabrifation . . . 402 380 338 27 
Sonftige Weberei u. Flechterei v. Holz, 
Stroh u. 2... 278 276 897 | 1102 
Dredslerei u. Berfertigung v. Schnitz | 
WERNE: Eee 98 | 85 7 130 
Tabakfabrikation.. 2 2 00. 47 48 5l 610 
—— er 4920 | 4919 | 5170 5 


Schneiderei - >» > 220er nen 4262 | 4115 ; 419% 466 
Verfertigung von fertigen Kleidern und | | 


Wäſche (Ronfektion). . . »-..- - — — — 4535 

Putzmacherei, Berfertigung von künſt— 
lichen Blumen &.. « « «= 0... 258 256 214 | 64 

Berfertigung von Hofenträgern, Kra— | 
watten und Sandihuhen . . . . - 818 818 890 ı 16007 
Schuhmaderei :. - 220.20. . 1 826 1803 18338 | 1270 
[Alle anderen Gewerbearten] . .... [730] [711] | [979] , [608] 
[Summe] ji 205] | [53868] | [59787] | [68585] 








* Die Schätungszahlen find in derfelben Weife gemonnen worden wie in der 
Anmerkung 1 auf Seite 64 angegeben ift, nur dat die Verhältniszahl der durch— 
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fremde Rechnung arbeiteten, als wichtig — vorausgeſetzt, daß überhaupt 
mehr ala 500 Perſonen der betreffenden Beichäftigung oblagen — fo erhält 
man folgende Nachweifung. 











Tadbdelle 6, . wer 
— Gewerbe- | Hausin- | Auf 100 
treibende duſtrielle Gewerbe— 
(Arbeiter- | treibende 
angabe) | entfallen 
— Haußin- 


Gewerbearten überhaupt 





im Jahresdurchſchnitte | duftrielle 








Slasfabrikation und weredelung! . . x... 4780 | 465 97 
MWollenfpinnerei - © - -» - 2 2 200000. 2098 | 469 22,4 
Flachs- und Hanfhechelei und »fpinnerei. . . - 8495 1454 | 17,1 
Baummollenfpinnerei de a a a ee er Be 4841 | 3103 | 641 
Wollenwebereii.. 0 ee 6121 1000 | 16,3 
Beinenweberi - - - » 0 2 eu ana. 23 133 | 15262 | 66,0 
Baummollenweberei - -» = 2 2 2 2 2 nn en 18690 | 13008 | 69,6 
Weberei von gemifchten und anderen Waren. . 10 929 2114 19,3 
Striderei u. Wirkerei (Strumpfwarenfabrifation) 3793 | 1485 | 392 
Hälelei und Stiderei-. - - » 2 2 2 2 22 0. 876 | 598 | 683 
Spitenverfertigung und Weihzeugitiderei . . - 839 | 290 34,6 
Baummollenbleicherei, -färberei, -druderei, -ap- 

1 EEE WM EEE ee 1345 270 20,1 
Bofamentenfabritation - » 2» 2 2 2 220... 665 | 76 11,4 
Verfertigung von Holzitiften, Zündholzruten ꝛc. 565 60 | 10,6 
Verfertigung von groben Holzwaren . . . . » 1772 595 33,6 
Sonftige Weberei u. Flechterei v. Holz, Stroh ıc. 2018 | 276 13,7 
R ee Re 22725 | 4919 | 21,6 
Bianeiberel: ; 5 247%. 8 .0.182.8 00.00 00 ea 27481 | 4115 15,0 
Putzmacherei, Berfertigung von künſtl. Blumen, | 

SEEBBER 5 a 2412 | 256 10,6 
Verfertigung v. Hofenträgern, Krawatten, Hand- | 

ee 24038 | 818 | 34,0 


Nah diefer Zufammenftellung find in Schlefien nur die verfchiedenen 
Branden der Tertil- und Belletvungsinduftrie ſowie gewiſſe Bearbeitungen 
des Holzes für die hausinduftrielle Unternehmungsform von Wichtigkeit. 


fnittlih in jedem Hauptbetriebe Befchäftigten für jede Gemwerbeart befonders be- 
rechnet und zur Ermittelung der in den Nebenbetrieben Ermwerbsthätigen verwendet 
worden ift. 


I Die an die Spike geftellte Glasfabrifation und -veredelung gehört ſchon 
eigentlich nicht mehr hierher und hat nur Aufnahme gefunden, weil fie der Mini- 
malgrenze ganz nahe fommt und nad den Angaben des Standes vom 5. Juͤni 1882 
mit 11,3 %o dieſelbe jogar überschreitet. 

5* 
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4. Die geographijhe Verbreitung der hausinduftriell 
wichtigen Gemwerbearten über die Provinz. 


An der Hand der in der Neichsftattjtif und in der preußiſchen Statijtif 
veröffentlichten Ergebniffe der Gemwerbezählung von 1882 iſt es möglich, die 
geographiiche Verteilung der wichtigſten hausinduftriellen Gewerbearten über 
die Provinz im einzelnen zu verfolgen. 

Die hausinduftrielle Glasveredelung — Olasfabrifation fommt in 
dieſer Betriebsform in Schleſien nicht vor — iſt hauptjählih im Regie: 
rungsbezirfe Liegnig und zwar namentlih im Kreife Hirfchberg zu Haufe; 
hier gingen 1882 im Zadenthale nah den Angaben der Arbeitgeber 250, 
nad anderen Uuellen! 336 Berfonen diefem Berufe nad. Bon den ver: 
jchtedenen, unter dem Namen Glasverevelung zufammengefaßten Gemerben 
(Slasfchleiferei, Schneiderei oder =cifelierung, »malerei, =vergolderei u. j. m.) 
iit die Glasjchleiferei, welche die meisten Arbeitskräfte befchäftigt, deshalb 
bejonders hervorzuheben, weil fie eine Mitteljtellung zwiſchen Fabrif- und 
Hausindujtrie einnimmt. Der Glasjchleifer arbeitet wie jeder andere Haus- 
induftrielle für Nechnung eines Fabrifanten oder Händlers, der ihm aus- 
nahmslos auch das Nohmaterial liefert, außerhalb der Fabrik, aber er 
betreibt fein Gefchäft gewöhnlich nicht in feiner eigenen Wohnung, jondern 
in den, nur in bejchränfter Anzahl vorhandenen, durch Waſſerkraft getriebenen 
Scleifmühlen, die entweder ebenfalls dem Arbeitgeber oder anderen Perſonen 
gehören. In jeder Schleifmühle finden fih 10—12 Arbeitsjtellen, die ein- 
zeln gegen eine Jahrespaht von 12 bis 18 Mark („Werkjeugpadt“) vom 
Schleifer gemiethet werden. 

Die Zündmwarenfabrifation foll nad den Angaben der Arbeit: 
geber bejonders im Breslauer und Oppelner Bezirke verbreitet fein, und 
zwar weiſen die Kreife ‚sranfenjtein und Neiße je 400 hausinduftriell Er— 
werbsthätige in diefer Branche auf. 

Die Spinneret ijt ebenfalls vorzüglid im Regierungsbezirfe Breslau 
vertreten, mit Ausnahme der Flachsſpinnerei, welche vorwiegend in Liegnitz 
betrieben wird. Die meiſten hausinduftriellen Spinner find nah Angabe 
der Arbeitgeber in den Kreifen Frankenſtein (500), Waldenburg (400) und 
Yüben (102) zu verzeichnen gewejen. Indeſſen ift nicht zu bezweifeln, daß 
die Zahl der Spinner viel größer ift, und daß fih namentlich auch in den 
Birslaues Kreiſen Neichendad und Schweidnitz, in der Grafichaft Glaß, 


ı Vergl. meine Ablandlung: Die Slasinduftrie im Dirfchberger Thale. S. 57. 
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ſowie in den niederfchlefischen (Liegniter) Kreifen Yandeshut, Hirschberg und 
Lauban und im oberſchleſiſchen (Dppelner) Kreife Neiße Hausinduftrielle 
dieſer Gemwerbeart finden, die der Weberbevölferung zugezählt find oder 
größtenteild deshalb nicht angegeben wurden, weil fie ihre Beichäftigung im 
Nebenberufe ausüben. Im Kreife Reichenbach entfielen 3. B. nad den Er— 
gebniffen der Berufsjtatiftif' auf 1000 Köpfe der Gefamtbevölferung 46 
hausindujtrielle Spinner und Spuler im Hauptberuf gegen 183 Weber. 

Außerordentlich ſtark verbreitet ift die Weberei als Hausbetrieb. In 
nicht weniger als 29 fchlefifchen Kreifen haben Arbeitgeber hausinduftriclle 
Handmeber zu figen, und zwar im Negierungsbezirfe Liegnig vornehmlich 
Leinenweber, in Breslau Baummollenweber und Weber für gemifchte (halb- 
leinene) Waren; doch iſt ein großer Teil der Baummollenweber auch auf 
Leinenweberei eingerichtet und wechſelt feine Beichäftigung je nad der Kon- 
junftur in Baumwolle, Leinwand und Halbleinen. Die Wollenweberei tt 
in beiden Bezirken, aber nur ſchwach vorhanden. Mehr als 100 Weber 
wurden ermittelt in den Kreifen Strehlen (129), ranfenftein (176), Neichen- 
bad (10523), Schweidnit (658), Waldenburg (3540), Glat (2226), Neu- 
rode (1616), Habelfchwerdt (1318), Sagan (248), Stadt Liegnitz (18333), 
Liegnit Land (1500), Bolfenhain (613), Zandeshut (7549), Hirfchberg 
(1622), Löwenberg (465), Zauban (9187), Stadt Görlig (301), Neuftadt 
i. Oberſchl. (1579) und Neiße (550). Die wegen ihrer Zeinenindujtrie 
einſt hochberühmte Stadt Jauer, vor dem 30 jährigen Kriege der Mittelpunkt 
des jchlefifschen Leinenhandels, mies 1882 ebenfo wie der Kreis gleichen 
Namens gar feine Hausweber mehr auf; auch in der Stadt Breslau iſt Ihre 
Zahl auf ein Minimum (12 Perfonen) zufammengefchmolzen. Nach der 
Berufsitatijtif vom 5. Juni 1882? waren von 1000 Köpfen der Gefamt- 
bevölferung hausinduftriell mit Weberei im Hauptberufe in den Streifen 
Reichenbach 183, Schweidnig (ohne die Stadt gl. N.) 58, Waldenburg 51, 
Glatz 112, Neurode 237, Sagan 58, Bolfenhain 47, Xandeshut 182, 
Hirfchberg 37, Lauban 116, Leobſchütz 57, Neuftadt i. Oberfchl. 40 be- 
ſchäftigt. 

Über die weitere Entwickelung dieſes bedeutendſten ſchleſiſchen Haus— 
induſtriezweiges geben folgende, den Jahresberichten der Handelskammer zu 
Landeshut? entnommenen Zahlen wichtige Aufſchlüſſe. Es betrug nad den 
Angaben der Ortsbehörden 


I Statiftif des Deutſchen Reichs. N. F. Band 2 ©. 561. 

2 a. a. O. ©. 559 ff. 

3 Der Bezirk derſelben umfaßt den Kreis gl. N. mit den Städten Landeshut, 
Liebau und Schömberg. 
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(Tabelle 7.) die Zahl die Zahl der Meber, die Zahl der Ge: die Zahl 
der in we RR. bilfen, und zwar 

der ange- 

im Jahre Thätigteit einig gegen Kohn fertigten 
gewejenen] _ eigentliche — 

Webſtühle arbeiten Weber | Tpuler | Stücke 

1880 5948 251 | 4526 2589 3115 | 358018 

1881 5298 213 | 4562 2639 2551 | 281227 

1882 5958 166 | 5051 2322 3030 303911 

1888 5919 26 | 456 2642 | 3197 321 267 

1884 5987 197 | 4804 2304 | 2868 | 321244 

1885 5l4l 176 4628 1932 2554 293 609 

1886 4>44 131 4367 1810 2365 270 536 

1887 4887 123 4439 1723 | 2000 | 281339 

1888 4227 154! | 35621 1253 | 1362 | 228451 


Darnach hat jih im Verlaufe der neun Jahre 1880—88 die Zahl der 
Handwebjtühle um 1721 oder 28,9 ®o, die der hausinduftriellen Weber 
einjhl. der Gehilfen von 10481 auf 6331, d. 5. um 4150 Köpfe oder 
39,6 °/o vermindert. Und zwar war die Abnahme bei den Gehilfen der 
Hausweber, namentlich bei den Spulern, befonders ſtark. Während die Zahl 
der Handweber in der genannten Zeit von 4777 auf 3716, alfo um 1061 
PVerfonen oder 22,2 9/0 zurüdging, ſank diejenige der hausinduftriellen Ge- 
hilfen von 5704 auf 2615, d. 5. um 3089 Köpfe oder 54,2 ®/o, und die 
der Spuler insbefondere um 1753 oder 56,3 0. Ebenfo verminderte fich 
die von den Hauswebern verfertigte Ware um 129567 Stüde oder 36,2 0, 
jo daß die Durchſchnittsleiſtung eines Handmwebituhls, die 1880 nod 60 
Stüde betragen hatte, auf 54 Stüde herabging. Auch die Arbeitsleiitung 
der eigentlihen Weber (aljo ausſchließlich der Spuler) ift geringer geworden : 
1880 entfielen auf jeden hausinduftriellen Weber 48°/5, 1888 dagegen nur 
46 Stüde. Darüber, welche Zweige der Handweberei vorzugsmweife von dem 
Niedergange betroffen wurden, geben die Jahresberichte der Handelsfammer 
ebenfalls Auskunft. Die gefertigten Waren find in folgende drei Abteilungen 
zerlegt: Nohleinen und Schachwitz? (einſchl. Drillih, Sad- und Badlein- 


— — — 


! Der Jahresbericht giebt 471 ſelbſtändige und 3245 gegen Lohn arbeitende 
Weber an; doch ift nach gefälliger Mitteilung des Vorjigenden der Handeläfammer 
dabei ein Verſehen feitens einer der berichterftattenden Drtsbehörden vorgelommen 
und ftellen ji die betreffenden Daten nad erfolgter Richtigſtellung wie oben an— 
gegeben worden iſt. 

2 Eine Art gemufterten Köpergewebes in Leinen, Halbleinen oder Baum— 
wolle zu Bett: und Tijchzeugen. 
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wand), Creas! und gemiſchte Stoffe (einſchl. Damaſt). Stellt man für 
dieſe Hauptgruppen die wichtigſten Zahlen aus den Jahren 1880 und 1888 
zuſammen, ſo ergiebt ſich nachſtehende Überſicht. Es betrug die Abnahme 


bei Rohleinen bei — 

für und Schachwitz bei Creas toffen 
überh. ro überh. Proz. überh. Proz. 
Webeftüble -. -. - ... 5l6 25 102 5,1 -1103 56,2 
Weber einſchl. Gehilfen.. . 676 28,8 249 99 1472 58,7 
Spuler........ 388 443 258 28,6 1107 82,8 
angefertigte Stüde.. . . . 18163 16,8 249% 21,2 86414 65,2. 


Bei Creas zeigt ſich alfo der geringjte, bei den gemifchten Stoffen der 
jtärffte Rüdgang der Hausmweberei, was hauptſächlich darauf zurüdzuführen 
ift, daß erjtere faft noch die einzige Webware ift, welche in feineren Quali: 
täten von den mechanischen Stühlen nicht in gleicher Güte wie auf den 
Handftühlen hergejtellt werden fann?, während die gemifchten (halbleinenen) 
Maren immer mehr durch rein baummollene, auf Mafchinenftühlen erzeugte 
Gewebe erjegt werden, namentlich feitdem die Preife für leinene Garne hod) 
und für baummollene niedrig find. Aber auch die hausinduftrielle Verferti— 
gung von roher Leinwand, Drillih, Sad: und Packleinwand iſt erheblid) 
zurüdgegangen, weil gerade dieje Stoffe von den mechanifchen Stühlen in 
befferer und fchwererer Ware zu ebenfo billigen Preiſen fabriziert werden 
fünnen wie auf den Handjtühlen. 

Für den Bezirk der Handelsfammer zu Lauban? ergiebt fih Ähnliches 
wie bei Zandeshut, wie folgende Tabelle nachweiſt. 

(Siehe Tabelle 8 auf Seite 72.) 

Auch hier hat fich aljo die Gejamtzahl der Hausmweber einfchl. der Ge- 
bilfen von 8822 im Jahre 1880 auf 6293 im Jahre 1888, aljo um 
2529 Köpfe oder 28,7 °/o vermindert. Dagegen hat die Zahl der Web: 
ftühle, und zwar ziemlid regelmäßig, um 555 oder 9,7 Po zugenommen, 
eine Thatfadhe, die ſich u. E. dadurch erklären läßt, daß die Zahl der eigent- 
lihen Weber gejtiegen, dagegen die der Spuler, welche bier wahrjcheinlich 
ebenfo wie bei Landeshut mitgezählt jein werden, aber nicht bejonders er— 


! Greas ijt eine uriprünglich in Spanien zuerft heraeftellte Yeinwand aus 
weißen, gebleihten Garnen. 

2 Megen der Sprödigfeit der Leinenfafer fommen in der mecdaniichen Weberei 
hierbei zu viele Fadenbrüce in der Kette und infolgedeflen fehlerhafte Stüde vor, 
Übelftände, welche nur die fanftere Behandlung der menſchlichen Hand gegenüber der 
Maſchine zu vermeiden vermag. 

° Kreis Lauban und derjenige Teil des Kreifes Löwenberg, welder ſüdweſtlich 
vom Eifenbahndamme der jchlefiihen Gebirgsbahn liegt, mit den Städten Friede— 
berg am Queis und Greiffenberg. 


12 Dr. Guftav Yange. 


fichtlih gemadt find, abgenommen hat. Zurüdgegangen ift namentlich die 
Baummollenweberei (um 589 Stühle oder 44,5 0), aber aud die Ver— 
fertigung wollener und gemifchter Stoffe (um 16 und 19 Stühle bezw. 44,4 
und 4,7 0), während die hausinduftrielle Yeinenmweberei einen jtetigen und 
erheblihen Aufſchwung erfahren hat. Die Zahl der in Leinen arbeitenden 
Stühle jtieg von 1880 bis 1888 um 1497 oder 40,9 %o. Dieje Ent- 
widelung jteht mit den bei Landeshut erörterten Urſachen durdaus in 
Einklang. 











(za.8) | Gehilfen derſelben |. Von den gehenden Web- 
Zahl der einschließlich Zahl der ftühlen arbeiteten in 

Jahre Hand- | Familienmitglieder | gehenden | . 1: „|8: 

RI 

weber männlid) ‚ weiblich Webftühle) 3 | BEIR | 55 





5738 3659 | 1324 | 36 | 401 





1880 

1881 5612 | 3887 | 1201 | 86 | 498 
1882 6094 | 4692 | 898 | 108 | 336 
1883 5963 14684 | 810 | 85 | 384 
1384 5985 [4837 | 688 | 108 | 362 
1885 6151 | 4982 | 674 | 115 | 380 
1886 6206 | 5037 | 647 | 146 | 376 
1887 6267 15047 | 769 | 18 | 488 
1888 6293 15156 | 735 20 | 382 


Für die übrigen Webergegenden Schleſiens fehlt es leider an ähnlichen 
Nahmeifungen, da die Jahresberichte der Handelsfammern zu Görlitz, Hirſch— 
berg, Liegnitz und Schweidnitz, von denen namentlich im Bezirke der letteren ! 
die Tertilinduftrie von ganz hervorragender Bedeutung iſt, überhaupt nie 
oder doch ſchon feit Jahren feine ziffernmäßigen Ausmweife über die Hand— 
weberei mehr enthalten?. Nur für den Kreis Reichenbach liegen uns nod) 


I Die Kreife Reichenbach, Schweidnig, Striegau und Waldenburg umfafiend. 

2 Es kann nicht genug beflagt werden, dab unfere preußijchen Handels» 
fammern in ihren Jahresberichten viel zu wenig thatſächliches Material bieten und 
mit Zahlen belegen. Nur einige, darunter auch verichiedene jchleftiche, machen rühm— 
lihe Ausnahmen. Die Mehrzahl beichränft fih auf die Mitteilung ziemlich allge» 
mein gehaltener Äußerungen, Anfihten, Wünſche, handelspolitiſcher Urteile ohne 
gehörige Zahlenunterlagen u. f. w. Allenfall$ werden einige Überfichten über den 
Poſt- und Telegraphenverfehr und in neueiter Zeit über die Kranfen- und Unfall: 
verfiherung gebradht, die aber auch anderweitig zulammengeftellt und verwertet 
werden, während zuverläffige Zahlen über Jnduftrie und Handelsverhältniſſe (Pro— 
duktion, Wert derfelben, Aus: und Einfuhr nah Uriprungsländern, Zahl der be- 
jchäftigten Arbeiter, Maſchinen, Breife, Löhne u. f. mw.) nur jelten vorhanden find. 
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Angaben aus dem Jahre 1886 vor, die bei Gelegenheit der 500 jährigen 
Jubelfeter der Züchnerinnung in Neichenbah u. d. Eule veröffentlicht wur— 
den! und augenfcheinlich ebenfalls mie jene für die Handelsfammerbezirfe 
LZandeshut und LZauban auf den Mitteilungen der Ortsbehörden beruhen. 
Stellt man diefe den gleichartigen Daten aus dem Jahre 1874, die ung 
gerade zur Hand find, gegenüber, jo ergiebt jich Folgendes. Es betrug 

die Zu⸗ (+) oder Nb- 


die Zahl der — Jahre nahme (—) 

1874 18°6 überhaupt in Proz. 

BEE; 3803 3530 — 273 — 72 
Gehilfen (einichl. Familienglieder) . . 3181 2270 — 91 — 28,6 
gehenden Webitühle - - - » +. 6917 5023 — 1894 — 274 
davon: in Leinen - » 2» 2 2 2.0. 268 159 — 109 — 40,7 
:= Baummolle . . » .»... 6045 4104 — 1941 — 32,1 
Wolle. re 93 29 — 64 — 688 

: gemilchten Stoffen. ... 511 731 + 20 + 431. 


Von dem allgemeinen Niedergange der Handweberei, die auch aus diejen 
Zahlen hervorgeht, macht nur die Verfertigung gemifchter Waren eine Aus: 
nahme. 

Es iſt nicht anzunehmen, daß die hausinduftrielle Weberei in den übrigen 
Teilen Schlejiens eine günftigere Entwidlung genommen haben wird als in 
den vorjtehend unterfuchten Kreifen, auf die nach den Ergebnifjen der Ge- 
werbeftatiftif von 1882 zufammen 27 259 oder rund 60 ®/o von den 45 570 
zu Haus für fremde Rechnung arbeitenden Webern der Provinz entfallen. 

Die Striderei und Wirferei (Strumpfmarenfabrifation) wurde 
1882 in hervorragender Weife im Regierungäbezirte Oppeln als Hausarbeit 
betrieben; allein im Kreife Leobſchütz waren 4970 Perſonen in diefer Ge- 
werbeart thätig. Von den übrigen fchlefifchen Kreifen find die Stadt Breslau 
mit 552, Sagan mit 618, die Stadt Liegnit mit 1396 und Lömenberg 
mit 756 dergleihen Hausinduftriellen au verzeichnen; doch muß dabei bemerft 
werden, daß in den zulest genannten Kreifen namentlih Häfelei und 
Stiderei einfhl. Weißzeugftiderei und im Kreiſe Hirfchberg die 
Spitenverfertigung große Bruchteile der angegebenen Zahlen (in der 
Stadt Breslau 3. B. etwa die Hälfte) ausmachten. Die hausinduftrielle 
Buchbinderei und Gartonnagefabrifation hatte ihre Hauptfige 
in der Stadt Breslau und im Kreiſe Hirfchberg (64), die Verfertigung von 





Und gerade dafür find jene Körperfchaften doch die berufenen Vertreter und könnten 
der Gewerbe» und Socialjtatiftit und dadurch der Landesverwaltung und der natio- 
nalöfonomiichen Wiſſenſchaft vortreffliche Dienjte leiſten 

! Bergl. Schleſiſche Zeitung vom 17. Juli 1888. 
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zwar im Landkreiſe gleichen Namens (440) und in den Kreiſen Glatz (100) 

und Habelſchwerdt (1454). Die Geflechtmacherei (Strohwaren- und 
Strohhutfabrikation) ſtand in der Hauptſtadt der Provinz mit 1052 haus— 
induſtriellen Erwerbsſthätigen in hoher Blütel. Die Drechslerei war 
1882 in Hirſchberg (109), die Tabakfabrikation in Breslau (189), 
Striegau (250) und Ratibor (115) vorwiegend vertreten. 

Noch weiter verbreitet als der Hauptzweig der ſchleſiſchen Tertilinduftrie, 
die Weberei, aber mit einer viel geringeren Zahl von Arbeitskräften, iſt die 
Näherei und Schneiderei, die Berfertigung von Kleidungs- 
ftüden (Konfeftion), Bubgegenftänden (Blumen und Federn) und 
Handſchuhen in Schlefien, vornehmlih im Regierungsbezirfe Breslau. 
Auf die Provinzialhauptitadt allein entfiel mehr als die Hälfte der in den 
vorgenannten Gemwerbearten hausinduftriell befchäftigten Perjonen, nämlich 
3824. Von den übrigen 36 Kreifen, in welchen dergleichen Gewerbetreibende 
vorhanden waren, jeien Schweidnit mit 138, Habeljchwerdt mit 118, Glogau 
mit 167, Bunzlau mit 194, Goldberg-Hainau mit 150, die Stadt Liegnih 
mit 297, die Stadt Görlig mit 323, Beuthen i. Oberſchl. mit 137 und 
Neiße mit 181 Perſonen angeführt. Auch in Glab, Jauer, Landeshut, 
Hirſchberg waren verhältnismäßig zahlreiche Kräfte in jenen Branchen thätig. 
Die Schuhmacherei ald Hauptbetrieb blüht ganz bejonders im Kreije 
Neuitadt i. Oberfchl. (Reg.-Bez. Oppeln), wo 743 oder 58,5 %o aller Haus- 
indujtriellen diefer Gemwerbeart im Jahre 1882 ihren Wohnſitz hatten; auch 
in der Stadt Breslau (248), jowie in den Kreifen Glas, Lauban, Hoyers- 
werda und Natibor waren erhebliche Bruchteile anfällig. 

Einzelne der vorgenannten Gemwerbearten find in verſchiedenen ſchleſiſchen 
Kreifen im Verhältnis zur Gejfamtbevölferung derfelben ſtärker vertreten als 
irgend ſonſt im preußifchen Staate, 3. B. die Zündmwarenfabrifation, die 
Baummollenfpinnerei im Kreiſe Reichenbach, die Leinenweberei in Xandes- 





! Die Strohhutfabrifation hat in Breslau im legten Jahrzehnt einen ſehr be— 
deutenden Aufihwung genommen. Etwa 3000 Strohhutnäherinnen und 1000 männ- 
liche Arbeiter fanden nad einem Berichte des öjterreihiich-ungariihen Konſuls in 
jener Stadt von 1888 in diefem Induſtriezweige Beihäftigung. Die Strohgeflechte 
werden von den größeren Fabrikanten in rohem Zuftande aus japan, China, 
Stalien und der Schweiz bezogen, in Breslau gefärbt, gebleicht, zu den jeweiligen 
Façons mittel3 Nähmaſchine verarbeitet, appretiert, geformt, hydraulisch gepreßt, 
ladiert und vor dem Verſand bedrahtet und garniert. Die Fabrifate finden in 
Deutichland, Öfterreih, Schweden, Norwegen, Holland, Frankreih und den über- 
feeiihen Ländern willige Abnehmer. Während der Hochſaiſon fommen täglih etwa 
1500 Bojtpadete mit Strohhüten zum Verſand. Die Herftellung von Modellen und 
Formen fowie der Kiften beichäftigt außerdem noch viele Hände. 
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hut, die Baummollenweberei in Reichenbah, Neurode und Glatz, die Häfelei 
und Stiderei in der Stadt Liegnis, die Verfertigung von Holazjtiften und 
:ftäben in Habeljchwerdt, Stadt Liegnig, Glatz, Kreuzburg in Oberſchl., 
Schweidnitz und Neiße, die Verfertigung von groben Holzwaren in Habel- 
jhwerdt und die Strohhutfabrifation in der Stadt Breslau. 


N. Die Hausinduftriellen insbejondere. 


1. Die Hausinduftriellen nad Geſchlecht, Jamilienjtand 
und Alter. 


Über das Geſchlecht der Hausindujtriellen find zwei verfchiedene An- 
gaben vorhanden, die der Arbeiter nah dem Stande vom 5. Juni 1882 
und die der Arbeitgeber im Jahresdurchſchnitte; beide find in der folgenden 
Überficht für die Provinz und für jeden der drei Negierungsbezirke befonders 
zufammengeftellt. 


RN Geichleht der Hausinduftriellen 
Regierungsbezirke. 








am 5. Juni 1882 Jim Jahresdurchſchnitte 


Provinz. 








männlich | weiblich | männlich | weiblich 





Breslau. ........... 13381 | 16606 | 14645 16209 
A 6972 10697 12 043 16 485 
ER 24 4005 | 2544 3637 | 5566 
Provinz Schlefin. . - 2.2... 24358 | 29847 | 30325 | 38260 


Nah beiden Zahlenreihen überwiegt das weiblihe Gefchleht in ver 
ſchleſiſchen Hausinduftrie; nad) der Arbeiterangabe find unter 1000 Gewerbe- 
treibenden diefer Art 449 männlihe und 551 weibliche Perſonen, nach der 
Arbeitgeberangabe 442 bezw. 558. In den Regierungsbezirfen ift das 
Verhältnis der beiden Gefchlechter zu einander recht verſchieden; es find 
namlid von 1000 Hausinduftriellen 


im Regierungsbezirke männliche weiblide männliche weibliche 


(Arbeiterang.) (Arbeitgeberang.) 
SIEOHIEU .: 5:0 ee re en 446 554 475 525 
SERIE: 2. u 3 es 395 605 422 578 
BE u 2 ee en 612 3r8 395 605. 


Befonders auffällig ift der Unterfchied in den beiden Angaben für den 
Kegierungsbezirf Oppeln, für den es an einer ausreichenden Erklärung mangelt. 
Der im allgemeinen nod etwas jtärfere Anteil weiblicher Perfonen nad der 
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Durdichnittsangabe der Arbeitgeber erflärt jih unter Berüdfichtigung der 
früher angeführten Gründe hauptjählich dadurch, daß gerade Frauen fehr 
häufig hausinduftrielle Nebenbeihäftigung treiben. Unter denjenigen 
19 Kreifen, welche (auf ©. 58) als die Hauptfige der ſchleſiſchen Hausinduftrie 
bezeichnet wurden, ift das männliche Geſchlecht in Neujtadt i. Oberjchl. (mit 
970 Männern unter 1000 GErmwerbsthätigen der gedachten Betriebsform), 
Reichenbach (mit 626), Neurode (588), Neife (533), Lauban (520), Landes— 
hut (505), Stadt Görlit (502), das weibliche in Leobſchütz (934), Stadt 
Liegnitz (930), Stadt Breslau (800), Sagan (800), Löwenberg (759), 
sranfenftein (748), Liegnitz Yand (607), Bolfenhain (583), Habelfchwerdt 
(578), Waldenburg (554), Hirfchberg (506) und Glatz (504) vorwiegend 
vertreten. 

Welche Berufsarten oder -klaſſen das eigentliche Feld der Männer: 
bezw. Frauenarbeit in der Hausinduftrie bilden, geht aus folgender Nach: 
weiſung hervor. 





(Tabelle 10.) 








Hausinduftrielle Bon 1000 
Gewerbeklaſſen männlichen weiblichen | , aus 
— — — inbuftrielles 
Geſchlechts ſind weibliche 
Slasveredelung . » = 2 2 200. 266 33 110 
Bündwarenfabrifation . . .» 2... 233 129 758 
Spnnete 72 | 1052 936 
1 4 A ee 2445 | 21085 463 
Striderei, Wirferei und Stiderei . . 41 8 282 951 
Buchbinderei u. Cartonnagefabrifation 29 | 84 743 
Verfertigung glatter Holzwaren . . . 1090 | 937 462 
Geflehtmaderei. - » - 2 22 20. 8 1094 993 
Drechslerei u. Verfert. v. Schnigwaren 100 30 231 
zabahrasriletion „=. + 2... %. 452 158 259 
Verfertigung von Kleidung und Bus 1822 4385 706 
Schuhmaderei - » -» 2220. 1111 159 »- 125 
[Alle anderen Gewerbeflafien]. . . - [226] | [232] [507] 





[Summe] [30 325] 


Bon jämtlihen hausinduftriell thätigen männlichen Perfonen find mehr 
als vier Fünftel (80,7 90) in der Weberei beſchäftigt; nächſtdem find die 
Verfertigung von Kleidung und Putz mit 6,0 %o, die Schuhmacherei mit 
3,7 Po und die Verfertigung glatter Holzwaren mit 3,6 %o am ftärfften 
vertreten. In diefen vier Gemwerbeflafjen find zufammen mehr als neun 
Zehntel (94 90) aller männlihen Hausinduftriellen erwerbsthätig. Von 
Jämtlichen meiblihen Berfonen gehören 55,1 00, alfo mehr als die Hälfte, 
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ebenfalls der Weberei, 21,6 90 der Striderei, Mirferei und Stiderei, 11,5 %o 
der BVerfertigung von Kleidung und Putz, 2,9 %/o der Geflechtmaderei (Stroh: 
hutfabrifation) und 2,7 %o der Spinnerei an. In den genannten fünf 
Gewerbeklaſſen find wieder mehr als neun Zehntel (93,5 %r0), in der Tertil: 
induftrie allein fajt vier Fünftel (79,7 %o) derfelben beichäftigt. 

Nicht alle vorjtehend angegebenen, die Mehrzahl der männlichen bezw. 
weiblichen Hausinduftriellen umfajjenden Gemerbeflafjen find zu denjenigen 
zu rechnen, in denen die Thätigfeit der Männer bezw. Frauenhand von 
bejonderer Bedeutung iſt. Als überwiegend von Männern betrieben fünnen 
vielmehr die folgenden gelten: Glasveredelung, Schuhmaderei fowie Drechslerei 
und Schnitzerei mit über 75 90, Tabakfabrifation mit nahezu drei Vierteln 
(74,1 90), Weberet und Verfertigung glatter Holzwaren mit über 50 ''o. 
Dagegen iſt das meiblihe Geſchlecht in der Geflechtmacherei (Strohhut- 
fabrifation), in der Striderei, Wirferet und Stiderei ſowie in der Spinnerei 
mit über 90 %;o, in der Zündmwarenfabrifation, Buchbinderei und Cartonnage- 
fabrifation ſowie bei der Verfertigung von Kleidung und Pub mit über 
70 8/0 faſt ausfchließlich bezw. vorwiegend vertreten. 

In den Kreifen, in denen vorherrfchend männliche Hausinduftrielle er— 
mittelt wurden, wird hauptſächlich Weberei betrieben ; in Neujtadt i. Oberfchl. 
jteht außerdem die faft ausjchließlih Männer beichäftigende Schuhmad)erei 
in Blüte, 

Über die Altersverhältniffe und den Familienſtand der Ge- 
werbetreibenden giebt die Gewerbeftatiftif feine Auskunft; dazu müſſen wir 
uns der über die Berufsjtatiftif veröffentlichten Angaben bedienen. Hier 
find die betr. Daten aber nur für das Reich bezw. den ganzen Staat in 
aller Ausführlichfeit, alſo auch für die Selbjtändigen der Hausindujftrie ge— 
geben, jo daß die bezüglichen Verhältniffe der Hausarbeiter in der ‘Provinz 
Schleſien und in den Negierungsbezirfen bezw. Kreifen derjelben nur indirekt, 
durch VBergleihungen mit den entſprechenden Zahlen für ganz Preußen, ge— 
mwonnen werden fünnen. Dabei ergiebt fi) denn, daß von 1000 Berufs« 
thätigen in fämtlichen Berufsklaſſen — außer den Perjonen ohne Beruf 
oder Berufsangabe, den Dienjtboten zur Bedienung und den Angehörigen 
ohne Hauptberuf — 

beim männl. Geichlechte ‚beim weibl. Geſchlechte 


waren im preuß. ;. &dfofi im preuß. ; 
Bitante in Schlefien Staate in Schleſien 
ledig und geidhieden . . .. 413 393 645 638 
verheiratet - . -» 2... 599 519 123 152 
verwitwet... 0. 0.% 32 28 227 210. 


Die größere Zahl verheirateter Frauen, welche hiernah in Schlejien 
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berufsthätig tft, tritt befonders bei denjenigen Beichäftigungen hervor, welche, 
wie früher gezeigt wurde, vorwiegend oder doch zu einem beträchtlichen Teile 
von Hausinduftriellen ausgeübt werden, wie nachſtehende Überficht erfennen 
läßt. Bon je 1000 erwerbsthätigen weiblichen Perſonen 


in der Tertilinduftrie in der Bekleidungsinduftrie 


—— im Staate in Schleſien im Staate in Schleſien 
ledig und geſchieden . . . - 705 604 721 695 
verheiratet - - ». 2... 135 194 84 38 
verwitwet- » » 2 2 220. 160 202 195 217. 


Auch die verwitweten Verfonen weiblichen Gefchlehts find in den ge- 
nannten beiden Berufsflafien in Schleſien aljo jtärfer vertreten als in Preu— 
gen. Bon den NRegierungsbezirken weiſt Liegnitz für die verheirateten Frauen 
mit 210 bezw. 108 noch weſentlich höhere Verhältniszahlen auf als die 
Provinz im ganzen, während Breslau mit 188 bezw. 74 und Oppeln mit 
137 bezw. 92 größtenteils dahinter zurüdbleiben. Einzelne der hausinduftriell 
wichtigen Kreife zeigen jogar noch größere Anteile als der Liegniger Bezirk 
für die Tertilinduftrie, wie folgende Zufammenftellung des Näheren erficht- 
lih madt. Von je 1000 erwerbsthätigen weiblichen Perjonen 


aller Berufsarten! waren in der ae waren 
im Kreiſe ledig und verbei- j ledig und verbei- e 
geichieden ratet verwitwet geſchieden ratet verwitwet 
Breslau (Stadt) . . 660 91 249 789 41 170 
Frantenftein. . . . 671 158 171 5ll 249 240 
Reichenbach . . . 579 212 209 506 254 240 
Waldenburg . 608 166 226 576 222 202 
Meere 681 158 161 648 189 163 
Neurode. . .... 708 119 173 680 145 175 
Habelihwerdt . . . 751 101 148 638 158 204 
Sagan . .».... 649 140 211 679 172 149 
Liegnig (Stadt) . . 59 136 269 672 113 215 
Liegnit (Land). . . 606 199 195 622 111 267 
olfenhain .. 567 242 191 469 353 178 
Landeshut. . . . . 652 148 200 643 167 1% 
Hirſchberg. . ... 552 205 243 520 264 216 
Löwenberg 622 150 228 571 212 217 
Kauban. ». . ... 529 259 212 464 304 232 
Görlik (Stadt). . 580 150 270 532 246 222 
eobihüß. . . . - 634 162 204 620 208 177 
Neustadt in Oberſchl. 668 138 194 712 97 191 
BE. 3 200% 729 124 147 694 127 179. 


In fämtlihen 19 Kreifen ftellten ſich die betreffenden Verhältniszahlen 
für jedes Gefchleht wie folgt: Von je 1000 Ermwerbsthätigen 


! Ausfchließlich der weiter oben angeführten Berufslofen. 
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aller Beruisarten ! in der Tertilinduftrie 
waren männl. weibl. männl. weibl. 
Geſchlechts Geſchlechts 
ledig und geſchieden.. 400 642 316 589 
verheiratet: - - » 2 2 205 0% 569 151 634 209 
verwitmet . 2 2 en 31 207 50 202. 


Viel ſchärfer als beim Familienjtande tritt der Einfluß der Haus- 
induftrie in den Altersverhältnifjen der Berufsthätigen in Schlefien 
zu Tage. Von je 1000 Erwerbsthätigen aller Berufsflafjen ! 


beim männl. Gejchlechte beim weibl. Geichlechte 


ftanden im Alter gr —— in Schlefien im preuß. in Schlefien 
von unter 15 Jahren . . 24 25 32 33 
5 bi8 0 — u 143 150 237 
DD =: 0: a 258 243 281 274 
20 = 40 — Eu 209 202 125 129 
0 = 50 167 167 123 127 
50 =: 60 - 115 123 111 113 
:- 60 - M . F 67 172 68 69 
von 70 Jahren und darüber 17 18 19 18. 


Bei beiden Geſchlechtern find in Schlefien die jüngiten und die höchſten 
Altersklaffen (von 50 Jahren und darüber) ftärfer vertreten als im ganzen 
Staatögebiete. Folgende Nachweiſung, welche die gleichen Verhältniszahlen 
insbefondere für die Tertilinduftrie bringt, in der nad den früheren 
Grörterungen vier Fünftel aller Hausinduftriellen Schleſiens beſchäftigt find, 
zeigt, daß jeme größeren Anteile älterer Perſonen höchſt wahrfcheinlich auf 
das erheblihere Vorkommen der Hausinduftrie in Sclefien zurüdzuführen 
find. Won je 1000 Ermwerbsthätigen der Tertilinduftrie 

iu Mieymimi Bere Beim mist Beiktnt 
unter 15 Jahre ... . » 
von 15 bis Jahre. - . 
: 2 »-» 0 =... 


30 =» 40 
: 2 : DH = 
- 50 = 60 
60 =» 70 


70 Jahre und darüber . i 


—A 
SREBESBE 
EREREFEE 


Diefe Annahme wird zur Gemwißheit, wenn man die Altersverhältnifie 
der Berufsthätigen in den einzelnen Negierungsbezirfen unterfudt. Won je 
1000 Ermwerbsthätigen aller Berufsklaffen ! 


ı Ausschließlich der früher erwähnten Berufslojen. 
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beim männlichen Geſchlechte beim weiblichen Gejchlechte 
hatten ein Alter in den Regierungsbezirfen in den Regierungsbezirfen 
Breslau Liegnitz Oppeln Breslau XLiegnig Oppeln 


von unter 15 Jahren 26 29 21 31 35 33 
: 5 bis 0 - 146 141 160 219 279 
20 = 30 — 242 230 254 275 256 287 
4) : 50 =: 169 166 167 133 129 117 
SO =» 60 — 121 131 118 114 125 102 
60: WW = 71 85 63 zı 36 5 
70 Jahren u. dar. 18 23 14 19 25 13. 


Hier zeigt ih, daß im Negierungsbezirfe Liegnitz, deſſen bedeutenditen 
Induſtriezweig die zu zwei Dritteln hausinduftriell betriebenen Tertilgewerbe 
bilden, die Anteile der älteren Perſonen erheblich größer find als im Regie: 
rungsbezirfe Breslau, der zwar abjolut mehr Tertil- und Hausinduftrielle, aber 
daneben — beim Kohlenbergbau im Waldenburger Revier, in der Eifenverar- 
beitung, im Mafchinenbau, in der Induſtrie der Holz- und Schnitzſtoffe u. j. m. — 
auch eine bedeutende Zahl anderer Berufsthätiger beit, und im Regierungs— 
bejirte Oppeln, defjen nduftriearbeiterverhältniffe durch die oberfchlefiiche 
Viontaninduftrie ihr bejonderes charakteriftifches Gepräge erhalten. Selbit- 
verjtändlich zeigen diejenigen Kreife Schleſiens, in denen die Hausinduftrie 
bejonders jtarf vertreten ijt, im allgemeinen erjt recht große Verhältniszahlen 
für Berufsthätige in höherem Alter, wie aus folgender Überſicht hervorgeht. 
Von je 1000 Berufsthätigen überhaupt! waren alt 

beim männlichen Gejchlechte beim weiblichen Geſchlechte 
2.20 5.70 70 


im reife unter 20 2.2056.70 70 Jahre unter 20 Jahre 

Jahre u. darüb. Jahre u. darüb. 
Breslau (Stadt). . . 853 17197 
Frankenſtein 788 734 
Neihendah - . . . . 807 742 
Waldenburg. . . - 819 705 
Glatz. 2-2... 821 759 
Neurode ». 2... 814 710 
Sabelihwerdt . . . . 804 754 
Sagan....... 710 


Yiegnig (Stadt) . . » 
Xiegnig (Yand) . . . 


BEEREEBEEEREREERERE 
22 

EEB.RERBEBEEREERER. 

EEREBEREFBERBEEREFEE 
88 

ER oBERERERERBSBERE 


Bolfenhain . . . . - 

Landeshut ... . 796 694 
Hirihberg » » .- 820 759 
Xöwenberg - » . . » 813 730 

Zaubaın . ..... s19 748 

Hörlig (Stadt) . . . 837 »07 
Leobſchütz. .... 803 741 

Neuftadt in Oberſchl.. 801 726 

RE u na 825 714 11 


ı Ausschließlich der früher näher bezeichneten Berufslofen. 
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Nur die Stadtfreife Breslau, Liegnitz und Görlig ſowie der nieder: 
Schlefifche Kreis Waldenburg und der oberjchlefifhe Kreis Neiße bleiben mit 
ihren WVerhältniszahlen hinter den betreffenden Anteilen ihrer Negierungs- 
bezirfe zurüd. Breslau, Görlig und Neiße jind aber gerade diejenigen 
Kreife, welche nur teilweife die für die fchlefiihen Hauptfite der Haus- 
induftrie aufgejtellten Bedingungen! erfüllen, während Waldenburg durd) 
feine überwiegend bergmännijche Bevölferung, die zum größten Teile jüngeren 
Altersflaffen angehört, wefentlich beeinflußt wird. 

In denjenigen der vorgenannten Kreife, in denen die Tertilinduftrie 
befonders ſtark vertreten ift, find die auf die höchſten Altersklaſſen entfallen- 
den Brucdteile am größten, wie in Franfenftein, Reichenbach, Liegnig (Land), 
Bolfenhain, Landeshut (für weibliche Perfonen), Lömwenberg und Lauban. 
In einigen vderfelben find in der Tertilinduftrie verhältnismäßig ſehr viele 
fiebzigjährige und ältere Perfonen befchäftigt, wie nachſtehende Zuſammen— 
jtellung erſichtlich macht. Von je 1000 in der Tertilinduftrie Erwerbs 
thätigen maren alt 


beim männlidhen Geſchlechte beim weiblihen Geichlechte 
im Kreiſe unter 20 v.205.70 70 Jahre unter 20 2.205.70 70 Jahre 


Jahre u. darüb. Jahre u. darüb. 
Breslau (Stadt)... 161 830 9 295 634 21 
ranfenftein. . .. 10 853 37 131 803 66 
Heihendah .... 8  82l 46 12 759 49 
Waldenburg... . 121 843 36 270 693 32 
OHR = 4 0 0,4 123 837 35 227 757 16 
Heurode. . : 2... 151 819 30 245 729 26 
Sabelihwerdt ... 10 821 69 119 836 45 
Sagan ...... 140 842 18 277 703 20 
Liegnig (Stadt) .. 188 794 13 291 696 13 
Liegnig (Land). . . 147 765 88 311 667 22 
Bolfenhain .... 76 872 52 131 836 33 
Landeshut. . . . . 147 821 32 275 697 28 
Sirihberg. -» » » » 106 855 39 216 742 42 
Löwenberg -. ».. 108 850 42 170 771 59 
Lauban...... 114 839 47 195 765 40 
Görlitz (Stadt). . . 69 918 13 120 872 8 
Leobihüß. .... 244 135 21 333 654 13 
Neujtadt in Oberfhl. 214 771 15 302 687 11 
Neiße. » 192 783 25 190 799 11 


Aber nicht nur die verhältnismäßig große Zahl alter Arbeiter — die 
bei ben Kreijen leider nur in einer Altersgruppe gegeben werben fonnten, 
da andere nicht veröffentlicht find? — fondern auch die relativ geringe 
Beteiligung jugendlicher Perſonen ift eine auffällige Eigentümlichfeit der 

! Bergl. Seite 58. 

2 Vergl. Preußiſche Statiftif. Heft 76, 2. Teil. 

Schriften XLII. — Deutihe Hausinduftrie IV. 6 
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ſchleſiſchen Hausinduftrie. Seit zwei Menfchenaltern befindet ſich die leßtere, 
namentlih die wichtigiten Zweige derfelben, die Weberei und Spinnerei, 
mit furzen Unterbredungen, denen um fo jchwerere Rüdjchläge folgten, in 
einer Notlage, die als letztes und einziges radifales Heilmittel ſchon vor 
60 Jahren die Überführung der unglüdlihen Hausinduftriellen zu lohnenderen 
Beichäftigungsarten mwünfchenswert madte!. Daß die dahin zielenden Be- 
mühungen nicht ganz vergeblich gemwefen find, läßt ſich aus den vorjtehenden 
Zufammenjtellungen über die Altersverhältnifje der gefamten berufsthätigen 
Bevölkerung Preußens, Sclefiens, der ſchleſiſchen Negierungsbezirfe und der 
für die Hausinduftrie wichtigften 19 Kreife ſowie der Ermwerbsthätigen in der 
Tertilinduftrie insbefondere nachweisen. Aus ihnen ergiebt fi) nämlid, daß 
auf die jüngjte Altersflafje von unter 20 Jahren entfielen 


von je 1000 
berufsthätigen Tertilinduftriellen 
männliden weibliden männlihen weiblichen 
Berjonen? Geſchlechts 
im preußifchen Staate . . . 167 273 167 309 
in der Provinz Schlefien . . 175 270 137 235 
im Regierungsbez. Breslau. 172 250 131 230 
. : Liegnik . 170 248 121 229 
5 ⸗ Oppeln . 181 312 197 308 
in den obengen. 19 Kreilen . 163 237 141 228. 


Damit ftimmen aud die in den Tertilfabrifen gemachten Beobadtungen 
überein. So berichtet der Gemwerberat für den Auffichtsbezirf Breslau-Lieg- 
nis im Jahre 1886 über eine Abnahme der jugendlichen Arbeiter in der 
Tertilinduftrie, obwohl die lettere nicht zurüdgegangen, die Gefamtzahl der 
Arbeiter in derfelben geftiegen fei®. 


2. Die Kinderarbeit in der jhlefifhen Hausinduftrie. 


Die immerhin große Verhältniszahl der berufsthätigen männlichen Ber- 
fonen der Altersgruppe von unter 20 Jahren in der Provinz und in den 
Regierungsbezirfen hat darin ihren Grund, daß in einem großen Teile 
Schleſiens das heranwachſende Geſchlecht bis in die neuefte Zeit früher zum 
Erwerbe herangezogen wurde als in vielen anderen Gegenden des Staates. 
So waren 1882 von je 1000 PBerufäthätigen überhaupt (ohne die Berufs- 


! Vergl. darüber Minutoli a. a. D. ©. 91 und andermwärts. 

? Ausschließlich der obengenannten Berufsloien. 

® Amtlihe Mitteilungen aus den Nahresberichten der mit Beauffihtigung der 
Fabriken betrauten Beamten. XI. Jahrgang 1856 ©. 18. 
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lojen) im preußifchen Staate 26, in Schleſien 27, im Regierungsbezirke 
Breslau 28, in Liegnig gar 31 unter 15 Jahre alt. Die in den Jahres— 
berichten der Fabrikinſpektoren von 1886 und 1888 enthaltenen Tabellen 
über die in Fabrifen bejchäftigten Kinder von 12 bis 14 und der jungen 
Leute von 14 bis 16 Jahren geben ebenfalls Auskunft darüber. Darnad) 
waren von je 1000 jugendliden Arbeitern beiverlei Geſchlechts im Alter 
von 12 bis 16 Jahren Kinder von 12 bis 14 Jahren 
1884 1886 1888 

im preußifhen Staadte . . . . 66 71 60 

= Auflichtsbezirte Breslau - Liegnig 89 76 58. 
Allerdings find ſowohl hier wie bei den Angaben der Berufsitatiftif die in 
der Hausinduftrie mit Verwendung findenden fchulpflichtigen Kinder — im 
legteren falle aus der befannten Furcht vor neuen bezw. erhöhten Steuern — 
wohl ausnahmslos nicht enthalten. Wie groß die Zahl jener Kinder ift, 
läßt ſich daher auch nicht annähernd ſchätzen; doch gewähren die folgenden 
Mitteilungen einen Anhalt dafür, in wie hohem Maße bei der Beichäftigung 
derjelben noch bis zur Gegenwart in Schlefien gefündigt wird. 

Ein weit verbreiteter hausinduftrieller Nebenerwerb für viele Taufende 
ift die in der Grafſchaft Glatz (befonders im Kreife Habelfchwerdt) blühende 
Schadtelfabrifation. Während früher hauptſächlich Spahnſchachteln 
für die gewöhnlichen Phosphorzündhölzer gefertigt wurden, werden jetzt vor- 
wiegend Schubſchachteln für Schwedische Streichhölzer erzeugt. Die Heritellung 
derjelben erfolgt allerdings nur zum Teil hausinduftriell, da bis auf das 
Zuſammenkleben der einzelnen Teile die Vorarbeiten durch Schälmafchinen, 
Hobelmaſchinen u. ſ. w. in Fabrifräumen gejhehen. In der Regel find die 
Schulfinder, gewöhnlich ſchon ſogar Kinder von 5 Jahren an, unter der 
Aufficht der Mutter die Hauptlieferanten; die Fleinen Finger erlangen bald 
eine große Gemwandtheit. Eine Mutter mit drei Kindern bringt in der Moche 
3000, wenn's hoch fommt 4000 Schwedenſchachteln zu Stande. Aber dann 
müfjen die armen Kleinen früh um 4 Uhr aus dem Bett, um vor der 
Schule das Penfum abzuarbeiten; und nad der Schule dauert die Sigung 
am Abend bis 8, gewöhnlich bis 9 Uhr, wenn Not an Mann fommt nod) 
länger. Die Folgen diejer Blutarbeit, wie fie in der Schlefifchen Volks— 
zeitung, der wir diefe Angaben entnehmen, genannt wird, find Har: 
mangelhafte Ernährung, Überanjtrengung der Kinder, ungefunde Luft. Sole 
Kinder figen in der Regel in der Schule ganz teilnahmlos, matt und 
chläfrig da; wie ihr Körper, fo ift noch mehr ihr Geiſt abgefpannt, fie find 


! Rom 21. Juni 1888. 
6* 
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für die Lehrer wahre Schmerzensfinder. Die von dem Fabrikinſpektor für 
den Auffichtsbezirt Breslau-Xiegnig im Jahre 1878 entworfene Schilderung 
diefes Hausinduftriezweiges! deckt ſich vollfommen damit. Er nennt die 
Schulzeit, wenn fie innegehalten wird, die einzige Erholungspaufe, denn in 
diefer Zeit könnten die Kinder wenigſtens förperlih ausruhen! Auch be- 
richtet er, daß die Mutter, die, ſoweit es ihre Zeit erlaubt, mitarbeitet, um 
auch noch einige Pfennige zu erwerben, nicht jelten fremde Kinder heran- 
zieht, die mithelfen müfjen, um den Berdienft zu erhöhen. 

Von dem in Friedland ti. Oberjchl., ſowie Zülz und Umgegend (Kr. 
Falkenberg bezw. Neujtadt i. Oberjchl.) und im Kreife Neiße in größerem 
Umfange geübten Filetnähen heißt es in einer Zufchrift an den Ober- 
Schleftfichen Anzeiger im Juni 1888: „Das Filetnähen ift in hiefiger Gegend 
zu einem traurigen Übeljtande geworden. Der Beihäftigung damit huldigen 
nicht felten alle Glieder einer Familie, jelbjt Kinder von 5 bis 6 Jahren, 
befonders unter der arbeitenden Klaſſe. Die Arbeit beginnt früh bei Yicht 
und endet nachts nah 12 Uhr. Kurzfichtigfeit, Bruftleiden, Verfrümmung 
des Nüdgrats find die traurigen Folgen der übermäßigen Anftrengung. Die 
Lehrer berichten, daß die Mädchen ſchief werden, die Knaben in der Schule 
nicht figen fönnen. Die häuslichen Schularbeiten werden vernadjläffigt und 
der Geijt der Kinder wird abgeftumpft." Dieſe Schilderung ift nicht über- 
trieben, denn eine jeitens des Landraths zu Falkenberg auf Grund einer 
Beſchwerde angeordnete Unterfuhung, welche mit Hilfe der Schulen angeitellt 
wurde, ergab, daß das FFiletnähen, der einzige Broterwerb vieler Familien, 
die Gejundheit der Kinder thatfächlic untergräbt und die Erfolge des Unter- 
richts ſchwächt. 

Auch die von verſchiedenen Zweigvereinen des Vaterländiſchen Frauen— 
vereins vor einigen Jahren als leichte Hausarbeit eingeführte Knopf— 
häkelei hat zu ähnlichen Klagen Veranlaſſung gegeben. Dem Pleſſer 
Anzeiger? entnehmen wir darüber folgende Mitteilungen, die auch ander— 
weitig in der oberſchleſiſchen Lokalpreſſe, z. B. im Oberſchleſiſchen Anzeiger, 
Beſtätigung gefunden haben. Wegen ihrer Feinheit eignet ſich die Knopf— 
häkelei beſonders für Kinder im ſchulpflichtigen Alter, vorzugsweiſe für 
Mädchen. Bei genügender Fertigkeit und mäßigem Fleiße ſtellt ein Mädchen 
von 12 Jahren täglich 192 Dutzend Knöpfe leicht fertig und erhält für 
12 Dugend eine Mark. Diefer für arme Kinder ſchon hohe Geldbetrag 





! Jahresberichte der Fabrifinipeftoren für das Jahr 1877 S. 109. 
2Nach den Mitteilungen der Schleſiſchen Zeitung Nr. 279 vom 20. April 
1:88, 
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verleitet diejelben, täglich eine große Anzahl von Knöpfen herzuftellen, um 
nur in furzer Zeit die lodende Mark zu verdienen. Deshalb wird jede freie 
Stunde ausgenußt und ſelbſt bis in den fpäten Abend hinein, bei meiit 
ungenügender Beleuchtung, wird mit einer Haft gehäfelt, die bei längerer 
Dauer auf die Gefundheit des jugendlichen Körpers ſchädlich wirken muß. 
Dazu fommt noch, daß mande Eltern den Fleiß der Kinder ausbeuten und 
Tegtere zu immer erhöhter Anftrengung drängen. Die Folgen der Über- 
anjtrengung und des jchädlichen Nervenreizes, den andauernde Strid- und 
Häfelarbeit verurfahen, zeigen ſich auch bereits feit längerer Zeit unter den 
mit dem NKnöpfehäfeln bejchäftigten Schulfindern in auffälliger Weiſe. 
Schwächung der Sehkraft, Übelkeit und plößliches Erbrechen find von den 
Lehrern häufig beobachtete Erfcheinungen, ebenfo machen ſich körperliche 
Müdigkeit und geiftige Abjpannung vielfach bemerkbar. Einfichtigere Eltern 
verfennen auch nicht die Urjachen der krankhaften Zuftände bei ihren Kindern, 
doch wird nur felten von ihnen dagegen eingefchritten. In der Stadt Nikolai 
und den nahe dabei gelegenen Ortfchaften des Kreifes Pleß wird mit wenigen 
Ausnahmen in jedem Haufe von den Kindern Knopfhäfelei betrieben; die Ab- 
lieferung der fertigen Ware bei der Annahmejtelle erfolgt ebenfalls durch 
Kinder. 

Wenn über die Kinderarbeit in der Weberei und Spinnerei in neuerer 
Zeit feine Klagen in die Öffentlichkeit gelangt find, fo liegt das nur daran, 
daß dieſe wichtigſten Zweige der ſchleſiſchen Hausinduftrie feit Jahren fich 
im Niedergange befinden, jo daß die Zeiten ftarfer Anfpannung häufig von 
folchen fürzerer oder längerer Arbeitslofigfeit abgelöft werden. Da haben 
dann die Kinder Gelegenheit, jich beim Holz- oder Beerenfammeln im Walde 
oder dur fonjtigen Aufenthalt im Freien wieder zu erholen, fomweit das 
bei der färglichen Nahrung, den traurigen Wohnungs: und damit zufammen- 
hängenden Gejundheitsverhältnifjen möglich ift. 

Auch in fittliher Beziehung hat die Kinderarbeit in der Hausinduftrie 
ſchwere Schäden gezeitigt oder doch ſchon vorhandene wefentlich verfchlimmert. 
So berichtet der Fabrifinfpektor für den Auffichtsbezirf Breslau-Liegnitz bei 
feiner Schilderung der Glatzer Schadtelfabrifation!, daß der Vater ſich 
leider gar oft, da die Seinigen infolge Nebenverdienftes mit Schadhtelfleben 
ja nicht direft verhungern fünnen, berechtigt fühlt, feinen Lohn als Tage- 
oder Fabrifarbeiter für fih im nächſten Wirtshaus zu vergeuden. „Es find 
dies leider Zuftände, die ich perfönlid in den Stuben folder Familien 
beobachtet habe und die nicht vereinzelt daſtehen.“ Desgleichen find bei der 
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Knopfhäfelei Fälle befannt geworden, wo ſchwache Kinder ſich mit diefer ge- 
Jundheitsfhädlichen Arbeit abmühen müffen, um den Eltern das nötige Geld 
für Branntwein zu bejchaffen. 


3. Die Hausinduftriellen nad ihrer Stellung im Gewerbe. 


Obwohl die Hausinduftriellen ausfchließlihd Perfonen find, welde in 
ihrer eigenen Wohnung für Rechnung Anderer arbeiten !, die ſich aljo natur- 
gemäß in einem mehr oder minder hohen Grade der Abhängigkeit von jenen 
befinden, jo bat die Reichsitatiftift doch alle diefe Gemwerbetreibenden als 
jelbftändig angefehen und nur die bei ihnen erwerbsthätigen Angehörigen 
bezw. Gehilfen als Unfelbjtändige bezeichnet. Die folgende Tabelle enthält 
— nad den Angaben der Arbeitgeber im Jahresdurdhfchnitte — eine Nach— 
weifung darüber, wieviel Hausinduftrielle in den einzelnen Regierungsbezirfen 
und in der ganzen Provinz jeder der vorgenannten Kategorien angehören. 























Mn Hausinduftrielle 
Regierungäbezirfe Selbſtandige Gehilfen 
Provinz u — = : 
männl. | weibl. — wenn weibl. — 
Breslau . ....... 12562 | 11583 | 24145 | 2088 4626 6709 
—5 9008 | 10155 | 19163 | 3035 6330 | 9365 
en 3110 | 2627 | 5787 | 597 2939 | 3466 
Schieſien.. 24680 | 24365 | 49045 | 5645 13895 | 19540 


Bon allen in Schleſien vorhandenen felbjtändigen Hausinduftriellen 
kommt beinahe die Hälfte (49,2 90) auf den Regierungsbezirk Breslau, von 
allen hausinduftriellen Gehilfen ein fait gleich jtarfer Bruchteil (47,9 %'o) 
auf den Liegniger Bezirk. Wie groß die Anteile der Selbitändigen bei beiden 
Geſchlechtern im einzelnen und bei der Gejamtzahl der Hausinduftriellen 
find, zeigt nachſtehende Zufammenjtellung. Yon je i000 Hausinduftriellen 
find ſelbſtändig 


beim männlichen beim weiblichen ae 

* Geſchlechte Geſchlechte überhaupt 
Bredlau -s-. Anna 858 715 783 
Te Re NE er 748 616 672 
nn VRR 855 472 623 
\ 7, 105,77 Ve . . . 814 637 715, 


ı Mit Ausnahme der Glasichleifer, vergl. ©. 68. 
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fo daß im allgemeinen die Männer häufiger, die rauen feltener als ſelbſtändig 
bezeichnet werden. Bei den hausinduftriellen Gehilfen ijt das Verhältnis 
umgefehrt; hier ift das weibliche Geſchlecht ftärfer vertreten. 

In welchen Gewerben oder Gewerbeklaſſen die hausinduftriellen Selb: 
ftändigen am zahlreichſten vorfommen, ift aus folgender Überficht zu ent- 
nehmen. 








(Tabelle 12.) 






Dausinduftrielle 





Gehilfen 





Gewerbeklaſſen Selbſtändige 





über» i 
haupt 


über 
haupt 





männl. weibl. weibl. 
























Glasveredelung. . . - - - 209 32 24 57 ı|l 58 
ündmwarenfabrifation. 223 670 893 10 59 69 
Spinnerei. - 2 22.0. 70 | 1012| 1082 2 40 42 

Meberei- -.. oo... 20155 | 14559 | 34714 | 4330 6526 10856 

Striderei, Wirferei und 
Be es 324 3601 3 930 102 4681 4 783 

Yudbinderei und Garton- | 
nagefabrifation i 28 84 112 1! — 1 

Verfertigung glatter Holz: 
sr, ran eo 787 934 1721 303 3 306 

Geflehtmaderei . . - - - s | 1059 | 1067 — 85 35 

Dredslerei und Schnißerei 100 30 130 — — 

Tabakfabrikation. ... 347 76 423 105 »2ı 187 

Verfertigung von Kleidung | 
8 1295 1 955 3 250 527 2430 2957 

Schuhmaderei. -. . . . . 972 137 | 1109 139 22 161 

(Alle ander. Gewerbeklaſſen). (157) | (216) (373) (69) (16) (85) 





Darnach entfallen von allen Selbjtändigen 70,8 80 auf die Weberei, 
8,0 Po auf die Striderei, Wirferei und Stiderei, 6,6 " o auf die Verferti- 
gung von Kleidung und Pubs, 3,5 °o auf die Verfertigung glatter Holz: 
waren, 2,3 °'o auf die Schuhmadherei, je 2,2 90 auf die Spinnerei und 
Geflechtmacherei (Strohhutfabrifation) und — auf die Zündwarenfabri— 
kation; in den Reſt von 2,6 8 teilen ſich die übrigen Gewerbeklaſſen. Am 
ſtärkſten ijt die Tertilinduftrie mit 81% o vertreten. Die Selbftändigen der 
beiden Gejchlechter verteilen fich in ähnlicher Weife, nur daf bei den Männern 
die Anteile der Glasveredelung, der Weberei, Dredslerei, Tabakfabrifation 
und Schuhmadjerei, bei den weiblichen Perjonen die der Zündiwarenfabri- 
fation, der Spinnerei, der Striderei, Wirferei und Stiderei, der Buchbinderei 
und Gartonnagefabrifation, der Verfertigung glatter Holzwaren, der Ge- 
flechtmacherei und der Verfertigung von Kleidung und Put mehr oder went- 
ger groß jind als bei den Selbſtändigen in der Gefamtheit. 
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Wenn man das Verhältnis der Selbjtändigen zur Gefamtzahl der in 
jeder Gemwerbeflafje beſchäftigten Hausinduftriellen ins Auge faßt, jo beträgt 
dasselbe beim männlichen Geſchlechte bei den in Tabelle 12 einzeln auf- 
. geführten Klafjen jtets über 70, in der Zündmwarenfabrifation, der Spinnerei 
und der Buchbinderei und Gartonnagefabrifation über 90 0; bei der 
Strohhutfabrifation (Geflehtmacherei) und der Dredhslerei und Echnißerei 
find fogar alle, allerdings wenig zahlreihen, hausindujtriell erwerbsthätigen 
Männer jelbjtändig. Beim weiblichen Geſchlechte ift die Zahl derjenigen 
Gewerbeflafjen, in denen die Selbjtändigen über 90 %o ausmachen, noch 
größer; es find dies die Glasveredelung, die Zündmarenfabrifation, die 
Spinnerei, die Verfertigung glatter Holzwaren und die Strohhutfabrifation. 
Do find an mehreren derjelben die Frauen ebenfalls nur jchwadh beteiligt. 
Dasfelbe gilt von der Buchbinderei und Gartonnagefabrifation und der 
Drechslerei und Schnigerei, in denen alle weiblihen Hausinduftriellen jelb- 
jtändig find. Dagegen find die Anteile derjelben bei der Weberei mit 
69 9/0 ſchon etwas, bei der Striderei, Wirferei und Stideret mit 43,5 %o, 
bei der Verfertigung von Kleidung und Pub mit 44,6 %o und bei der 
Tabakfabrifation mit 48,1 0/0 erheblich geringer als die der Männer, ob- 
gleich einige der zulett genannten Gewerbe vorwiegend von frauen betrieben 
werden. Für beide Gefchlechter zufammen weiſt nur die Strumpfmaren- 
fabrifation (Striderei, Wirferei und Stiderei) weniger als die Hälfte aller 
Hausinduftriellen an Selbftändigen auf; in allen übrigen Gewerbeflaffen der 
Tab. 12 ift jene Kategorie häufiger als die der Gehilfen. 

Über die Zahl der jelbftändigen Hausinduftriellen ift noch eine eigene 
Angabe derfelben in der Berufsftatijtif für den Stand vom 5. Juni 1882 
vorhanden. Darmad gab es erwerbsthätige Perfonen der gedachten Kategorie 
im Negierungsbezirfe Breslau 20173, in Liegnig 10440, in Oppeln 4391 
und in der ganzen Provinz 35004. Dieſe Zahlen weichen von den weiter 
oben mitgeteilten Jahresdurchſchnittsangaben der Arbeitgeber nad der Ge- 
werbeftatiftif ganz erheblich ab; fie find bei Breslau um 16,4, bei Liegnit 
um 45,5, bei Oppeln um 23,5 und in ganz Schlejien um 28,6 °o niedriger 
als jene. Wie ſchon anderweitig ausgeführt worden iſt!, dürfte die Differenz 
durch die zeitlich verfchiedene Bearbeitung des Urmaterials zu erflären fein. 
Die Gemwerbefarten find viel fpäter aufbereitet als die Haushaltungsliften 
der Berufsjtatiftif und inzwifchen teilweife durch Nüdfragen nicht unerheblich 
verbeſſert und vervollftändigt worden. 





! Berge. Statiftif des Deutſchen Reis. N. 5.6.16. 82*, fowie Carl 
Strauf: Die Hausinduftrie im Deutihen Reiche. Jahrbüher für National» 
öfonomie und Statiftil. N. 3. XIV (1857) ©. 58. 
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Auch für die hausinduftriellen Gehilfen-, bezw. Mitinhaber- und Motoren- 
betriebe find noch befondere, von den Inhabern derjelben jtammende Nach— 
richten in der Gewerbeſtatiſtik veröffentliht. Wir jtellen diefelben der Voll- 
jtändigfeit wegen hierunter für diejenigen Gewerbearten zufammen, an denen 
die hausinduftrielle Unternehmungsform in Schlefien bejonders ftarf be- 
teiliat iſt. 








Hausinduftrielle Mitinhaber:, Gehilfen- 
und Motorenbetriebe 





Tabeue 13.) 


| In den Hauptbetrieben 


Gewerbearten daupt⸗ | Neben» beichäftigte Perfonen 















mmen 


MR am 5. Juni 1882 
Betriebe —— | fanitts- 
männl. | weibl, 1a} e angabe 


449 23 4m2| 459 

















Glasveredelung. - - 15 | — 

MWollenfpinnerei. -. . -» .»... - 7 — 14 14 23 30 
lachs⸗ u. Hanfhechelei u.-Spinnerei 2 — 4 4 4 
aummollenipinnerei . . . - - . 2 1 45 51 96 92 

Mollenweberei - - : - » 2... 1411| — 314 54 | 368 363 

Beinenweberei - - -» 2.2... 3701 | 156 | 4669| 4336 9005| 3939 

Baummollenweberei. . .... 2314 77] 3158| 2300| 5458| 5440 

Meberei von gemijchten u. anderen 
———— 502 30 698 563 1261| 1259 

Gummi-u. Haarflechterei u.-Weberei 1 — 2 2 4 4 

Striderei und Wirkerei (Strumpf: 
mwarenfabrifation). - - » .. . 28 — 20 96 116 115 

Häkelei und Stiderei . . . . . . 9| — 1 30 31 35 

Spigenverfert. u. Weihzeugjtiderei 2 — — 13 13 13 

Baummollenbleicherei, -Färberei, 

68 — 132 78 210 207 
Conftige Bleicherei, Färberei, 

Druderei, Appretur. . .. . . 20 l 115 16 131 130 
ei u. Cartonnagefabrifat. 21 — 51 17 68 66 
Berfertigung von groben Holzwaren 68 23 58 88 146 146 
Tiſchlerei und Parkettfabrifation . 5 — 349 1 350 328 
Sonftige Weberei und Flechterei | 

von Holz, Stroh x... .. . . 10| — 9 19 28 26 

Drechslerei und Verfertigung von | 

Be 23 — 78 1 79 66 
Zabakfabrifation . . ..:.. . 8 | — 12 | 9 21 22 
97 — — | 272 272 271 
Schmeideri > = 222200. 715 ı | 1183| 1542| 2725| 2578 
Pusmaderei, Verfert. von künſtl. | 

ee 9 I — — 29 29 27 

Berfertigung von Hofenträgern, 

Krawatten und Handſchuhen . - 19 — 16 42 58 58 
Schuhmaderei . -. ...... - 25 — 556 60 616 593 
Alle anderen Gewerbearten . - -» 105 3 296 | 68 | 364 345 

| 
Zn... eo 8407 | 292 | 12235 9738| 21 953] 21 616 
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Die hausinduftriellen Gehilfen- 2c. Betriebe machen 20,7 ®/o oder rund 
ein Fünftel aller hausinduftriellen Betriebe Schlefiens aus; der Prozentjat 
it etwas höher als im ganzen Deutjchen Reiche mit 19,1, aber niedriger 
als im preußifchen Staate mit 22,2. Dagegen ift die Zahl der durch— 
Ichnittlih in einem diefer Betriebe bejchäftigten Perfonen mit 2,57 geringer 
ala in beiden Vergleichsgebieten; denn fie beträgt im Reiche 2,84 und in 
Preußen 2,85 Köpfe. 

Auf die einzelnen Negierungsbezirfe verteilen ſich die Gehilfenbetriebe 
wie folgt: 





Hausinduftrielle Mitinhaber-, Gehilfen- u. Motorenbetriebe 


(Tabelle 14) 






Haupt: | Meben- In den Hauptbetrieben bejchäftigte 

























Regierungs- erfonen 
bezirfe — — — 
am 5. Juni 1882 — 
Betriebe —— nn Fe 
männl. | weibl. zuſammen angabe 





















Breslau . . 3980 210 5728 | 5050 | 10773 | 10588 
Siegnik . . 3405 77 3929 4390 8319 | 8210 
Oppeln 1022 2573 | 288 2861 | 2818 


Demnach fommt fat die Hälfte aller diefer Betriebe und der in den- 
felben beichäftigten Perfonen auf den Regierungsbezirt Breslau, während 
auf Liegnig drei Achtel entfallen und Oppeln fih etwa mit einem Achtel 
begnügen muß. Im Verhältnis zur Gefamtzahl der hausinduftriellen Be- 
triebe find die Gehilfenbetriebe in Liegnig mit 26,7 %o am jtärfften und 
in Breslau mit 17,2 90 am ſchwächſten vertreten, in Oppeln maden fie 
21,7 %o aus. Das durchſchnittlich in einem folchen Betriebe befchäftigte 
Perfonal ift in Oppeln mit 2,76 Köpfen am größten, in Liegnig mit 2,41 
am fleinften und beläuft ji in Breslau auf 2,66 Berfonen. 

Über vier Fünftel aller hausinduftriellen Gehilfenbetriebe Schlefiens und 
mehr als drei Viertel der darin Erwerbsthätigen entfallen auf die Tertil-* 
induftrie; hier find die Gehilfen faſt ausſchließlich Familienmitglieder, Frauen 
und Kinder, die mit Spulen, Schlidten! u. ſ. w. dem Pater an die 
Hand gehen, oder, wenn erwachſen, auch felbjtändig an einem zweiten Stuhle 
arbeiten. Ähnliches gilt von der Induftrie der Holz und Schnißitoffe, die 
aud verhältnismäßig viele Gehilfenbetriebe aufzumeifen hat. Dagegen find 
in den Befleidungsgewerben und in der Glasveredelung, die nächſt der Tertil- 
induftrie bezw. der Holzwarenfabrifation die höchſten Prozentfäge an Ge- 


I Vergl. Anmerkung 1 auf S. 96. 
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bilfenbetrieben aufmweijen, die Gehilfen der felbjtändigen Hausinduftriellen 
meijt fremde Perſonen. 

Was es mit der GSelbjtändigfeit der Hausinduftriellen Sclefiens für 
eine Bewandtnis hat, erhellt aus folgenden Mitteilungen. 

In der Weberei find nad den Ergebnifjen der Gemwerbeitatiftif fieben 
Zehntel, alfo bei weiten die Mehrzahl aller jelbjtändigen Hausinduftriellen 
der Provinz beſchäftigt. Won denſelben arbeitet nur noch ein fleiner Teil 
in der Weife, wie es nah Zimmermanns Schilderungen früher allgemein 
in Schlejien üblich gewejen ift, nämlich fo, daß fich der Weber das Garn 
ſelbſt bejhafft und die fertige Ware an den Händler verfauft. Den fchon 
früher angezogenen Handelsfammerberichten zufolge waren im Kreife Yandes- 
hut von 1880 bis 1887 unter 38757 Handwebern 1524 oder 3,9 P/o, 
im Bezirfe Yauban von 1880 bis 1884 unter 35747 Handmwebern 2272 
oder 6,4 °/o, in beiden Gebieten alfo von 74504 hausinduftriellen Webern 
inögefamt 3796 oder 5,1 ”/o fogenannte Selbjtändige, welche in der vor- 
bejchriebenen Weiſe arbeiteten. Dieſes Kauffyjtem findet fich gegenwärtig 
nur nod in wenigen Gegenden des fchlefifchen Gebirges, namentlich in be- 
juchten Badeorten und Sommerfrifchen oder in deren Nähe, fowie in ver- 
ſchiedenen Yandjtädten, wo den betreffenden Kleinmeiftern (Parchnern, Züch— 
nern) Gelegenheit gegeben ift, während der Sommermonate einen Teil ihrer 
Erzeugniffe an die Konfumenten direft abzufegen. Hier liegt alſo eigentlich 
handwerfsmäßiger Betrieb oder eine Verbindung desjelben mit der Haus- 
induftrie vor. Am häufigjten iſt diefe Arbeit auf eigene Rechnung — 
fo hieß fie früher amtlihd und wird fie vielfah von den Beteiligten noch 
heute bezeichnet — in der Zeinenmweberei und bei der SHerftellung halb- 
leinener Artikel. Die von jenen Webern hergeftellte Ware zeichnet fich 
häufig dur außerordentlich grobe Arbeit, ſtarken Schlichtegehalt und Schlechte 
Appretur, ſowie troß aller diefer Mängel durh hohe Preife unvorteilhaft 
genug vor den von größeren Firmen bezogenen Erzeugnifjen aus; doch 
fommen auch löblihe Ausnahmen vor. 

Der größte Teil der felbftändigen, zu Haus für fremde Rechnung 
thätigen Weber, ſowohl in der Zeinenmweberei und bei Herftellung gemifchter 
Waren wie namentlih in der Baummollenmweberei, arbeitet um Lohn, 
d. 5. es herrjcht das vollftändige Verlagsſyſtem. Der Fabrikant oder Kauf: 
mann liefert das Halbfabrifat (das Garn), bei der Creas- und Damaftweberei 
bisweilen auch die Stühle, und bejtimmt die zu fertigende Ware. Der 
hausinduftrielle Lohnweber jtellt leßtere in der einfadhiten, von Zimmer- 
mann näher bejchriebenen Weife! gegen einen feitgefegten Stüdlohn her 


1.0.XD. 6. 15-17. 
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und händigt diefelbe dem Arbeitgeber direkt bezw. durch den Vermittler (Faktor) 
zur weiteren Behandlung aus. Größere Firmen, die gewöhnlich noch eine 
mechanische Weberei oder doch eine eigene Bleiche und Appretieranftalt be- 
figen, nehmen die nun folgenden Arbeiten an den gemwebten GStoffin, 
das Bleihen und Appretieren, in ihren eigenen Anlagen vor; andere jchiden 
fie zu dem Zmwede in auswärtige Anjtalten und bejorgen nad der Rüdfehr 
von dort nur das Legen und Ausitaffieren in ihren Häufern, um die fertige 
Mare alsdann direft oder mit Hilfe von Engros- und Erporthäufern zu ver- 
treiben. 

Diefer felbjtändige Weber, der fih vielfah noch „Meifter“ nennt, 
unterfcheidet jih von feinen in den Fabriken arbeitenden Fachgenofjen nur 
dur die Arbeitsjtätte und weiter dadurd, daß ihm die nötige Hilfe von 
feinen Angehörigen, der Frau und den Kindern, geleiftet wird, während der 
Fabrifarbeiter diefelbe durch die Mafchine erhält. Die Stellung des jelb- 
ftändigen Hausmwebers dem Arbeitgeber gegenüber iſt faſt noch abhängiger 
al3 die des Fabrikwebers. Er muß pünftlih feine Ware liefern, wenn er 
nicht fofortige Entlafjung oder wenigitens Strafabzüge vom Lohne gemwär- 
tigen will; er wird, wie weiter unten gezeigt werden foll, nicht im ge- 
ringften befjer bezahlt als jener, jondern verdient größtenteils weniger. Cr 
ift bei ſchlechtem Geſchäftsgange viel eher der Gefahr der Arbeitslofigfeit aus- 
geſetzt als jener, da der Arbeitgeber durch feine Entlafjung feinen direkten 
Schaden erleidet, mie durch den Stillftand oder die zu geringe Ausnutzung 
der theuren Mafchinen. Er ift meift ganz einflußlos bei der Feſtſetzung der 
Arbeitsbedingungen, muß vielmehr in gewöhnlichen Zeiten fehr zufrieden 
fein, wenn er überhaupt bejchäftigt wird, fei es auch gegen noch fo jämmer- 
lihen Lohn. Dagegen vermögen die unfelbjtändigen Fabrikweber durch 
einen geſchickt veranjtalteten Streif, mandmal durch eine bloße Drohung mit 
demfelben,, die Arbeitgeber bis zu einem gewiſſen Grade zur Anerkennung 
ihrer Forderungen zu zwingen. 

Ein Teil der jelbjtändigen Hausinduftriellen der Belleivungsinduftrie 
befindet jich in beſſerer Lage. Die Mäntelfchneider, Koftümarbeiter bezw. 
-Schneiderinnen, Trifottaillen- 2c. -Verfertiger, Herrenfleidermader u. f. w., 
welche mit Gehilfen, meift mit Näherinnen, zu Haus für fremde Rechnung 
arbeiten, find, wie weiter oben gezeigt wurde, faft alle in Breslau oder doch 
in den Mitteljtädten der Provinz anfällig. Sie haben hier infolge der be- 
deutenden Konkurrenz, die fich zahlreiche größere, mittlere und fleine Kon— 
feftionsgefchäfte machen, Gelegenheit, namentlih in der Saifon, wo durch 
ihre Mitwirkung größere Aufträge fchnellitens ausgeführt werden müfjen, 
den Arbeitgebern ihre Bedingungen zu ftellen. Die Geſchickteſten unter ihnen 
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entwerfen in der jtillen Zeit neue Mufter, die fie den Engrosgefchäften 
u. f. mw. unter Verpflichtung der ausjchließlihen Abnahme oder Beitellung 
auf gewiſſe größere Mengen vorlegen; nicht felten werden fie zu folden 
Entwürfen und demnächſtiger Übernahme von Arbeiten aufgefordert. Da- 
neben betreiben fie ihr Gewerbe auch handwerfsmäßig, indem fie bisweilen 
für Privatfundfhaft arbeiten. In um fo traurigerer Lage befinden jich 
meift, wie fpäter noch näher dargelegt werden foll, die in den Werkſtätten 
derjelben oder in der eigenen Behaufung arbeitenden Gehilfen (Schneider 
und Näherinnen), denen jene Selbjtändigen demnach als Faktoren gegen- 
überftehen. 

Aber aud in der Konfektion überwiegt die Zahl derjenigen felbitän- 
digen Hausindujtriellen, welche ohne Gehilfen arbeiten und dem Arbeitgeber 
auf Gnade und Ungnade ergeben find. Sie werden nicht von den Firmen 
aufgejucht, jondern müſſen die Gefchäftsinhaber um Arbeit angehen. Wagt 
ein ſolcher Hausarbeiter einmal auf eigene Rechnung einen Anzug für einen 
Privatmann anzufertigen, fo riskiert er nicht nur den Verluſt der Beſchäf— 
tigung ſeitens des bisherigen Auftraggebers, fondern er fann möglichermeife 
auch bei anderen Gejchäften monatelang vergebens um Arbeit bitten, zur 
Ahndung für den fühnen Verſuch, fih, wenn aud nur in vereinzelten ‚Fällen, 
auf eigene Füße zu ftellen. In Breslau find folde Strafen vorge- 
fommen ! 

Ebenfo unterjcheiden fich die hausinduftriellen Selbftändigen der Holz- 
bearbeitung und Glasveredelung meijt in nichts anderem von den unfelb- 
ftändigen Arbeitern in gleichartigen Fabrifbetrieben, als daß fie in ihren 
eigenen Räumen thälig find, für deren Unterhaltung, Heizung und Beleuch— 
tung fie jelbjtverftändlic Sorge tragen müfjen, und mit eigenem Werkzeuge 
arbeiten, das gerade bei dieſen beiden Gemwerben nicht unerhebliche Unfojten 
verurjacht. 

Im allgemeinen ift jeder unfelbjtändige junge Mann im Comptoir oder 
Lager, ja felbft der Hausdiener des Fabrifherrn oder Kaufmanns im jtande, 
dem ſelbſtändigen Hausinduftriellen, der zur Ablieferung feiner Erzeugniffe 
und zum Empfange neuer Aufträge erjcheint, dur ftundenlanges Warten: 
laſſen, rücfichtslofe Behandlung, beleidigende Hußerungen u. dal. m. feine 
ungeheure Abhängigkeit fühlen zu laffen, und von diefer Möglichkeit wird 
noch oft genug Gebrauch gemacht. 


4. Arbeitszeit und Arbeitslohn. 


Arbeitszeit und Arbeitslohn ſtehen in engen Beziehungen zu einander. 
Um zu wiſſen, ob der Lohn für dieſe oder jene Arbeiterkategorie ein an— 
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gemefjener ift, muß man in erfter Linie das Maß der Leitungen derfelben, 
die Arbeitszeit, fennen. Wie es mit den betreffenden Berhältnifjen bei den 
ſchleſiſchen Hausinduftriellen bejtellt ift, geht aus folgenden Mitteilungen 
hervor. 

In den Glasfchleifereien fomwie in den übrigen hausinduftriellen Be— 
trieben der Glasverdelungsgewerbe! wird täglich von 7 Uhr morgens 
bis 7 Uhr abends gearbeitet mit einer halbjtündigen Frühſtücks- und einer 
1 bis 1N/eftündigen Mittagspaufe. Lebtere ift bei den Echleifern fo lang 
bemefjen wegen der bedeutenden Entfernungen, melde viele Arbeiter von 
ihrer Behaufung bis zum Schleifwerfe zurüdzulegen haben. Bei den Glas- 
Ichleifergefellen und Glasjchleiferlehrlingen, die im Haufe des Meijters bezw. 
unter dem Dache der Scleifmühle wohnen, ſowie bei den Glasjchneidern, 
-malern und =vergoldern findet eine ftrenge Innehaltung der Paufen nur 
jomweit jtatt, als der Gejchäftsgang dies zuläßt. Die Chleiferlehrlinge 
müfjen häufig länger als bis 7 Uhr abends arbeiten, um fi das Geld für 
ihre Kleidung zu verdienen. Da die Schleiferei zur Zeit qut geht und jtets 
Mangel an Arbeitern tft, jo können die zahlreihen Aufträge in der Regel 
nit in der üblichen Arbeitszeit bewältigt werden. Cs findet deshalb 
häufig Sonntagsarbeit in den Schleifmühlen jtatt. Bei den Glasjchneidern, 
malern u. f. w., die feit Jahren meift über Mangel an Arbeit flagen, 
fommt Sonntagsbefchäftigung gegenwärtig allerdings nicht häufig vor; gehen 
aber eilige Beftellungen ein, und nicht jelten drängt fi das ganze Geichäft 
auf eine verhältnigmäßig furze Zeit zufammen, fo werden auch hier die 
Sonntage, die Abende und die Erholungspaufen zu Hilfe genommen, denn 
jeder ift froh, daß das Gefchäft gut geht. Ähnliches gilt auch von den in 
den Fabrifbetrieben, den Glasraffinerien Petersdorf3 und Hermsdorfs (im 
Kreife Hirfchberg) befchäftigten Glasveredlern. Die Wocheneinnahmen (Ak— 
fordlöhne) der „Meifter“ oder felbitändigen Hausinduftriellen der Glasver- 
edlungsbrande jtellten ji in den Jahren 1886/87 bezw. 1888 auf 8,40 
bis 20, durhfchnittlich auf 11 bis 14 Mark bei ven Schleifern, auf 12 bis 25, 
durchſchnittlich 15 bis 18 bezw. 12 bis 15 Marf bei den Glasjchneidern und 
malern. Die höchſten Lohnſätze kommen nur ausnahmsmweije vor, namentlich 
bei den Glasfchneidern und =malern, bei denen nur wirkliche Künftler die 
Marima erreichen, während die höchſten Beträge bei den Schleifen häufiger 
vertreten find. Die Selbjtändigen unter den letzteren haben jährlid 12 bis 
18 Mark Pacht für die von ihnen benugte Schleifftelle zu entrichten. Der 
Scleifmühlenbefiger richtet nur das Werf her und hält dasfelbe in braud)- 


I Vergl. meine Arbeit über die Glasinduftrie im Hirichberger Thale, ©. 66 ff. 
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barem Stande; alle jonjtigen Unkoſten, namentlich Feuerung und Beleud)- 
tung, müfjen die Schleifer aufbringen. Die Schleifergefellen erhalten einen 
Wochenlohn (Zeitlohn) von 6 bis 9 Mark, haben aber gewöhnlich freie Station 
beim Meifter. Die Lehrlinge (ebenfo die der Glasjchneider und Glasmaler) 
befommen feinen Zohn, aber freie Koft und Logis; nur die über die übliche 
Arbeitszeit hinausgehende Thätigkeit wird ihnen vergütigt. Nach anderen 
Angaben beträgt die wöchentliche Einnahme eines Schleifermeifters, der mit 
einem Lehrlinge oder einem Gefellen zufammen arbeitet, 16 bis 20 bezw. 18 
bis 24 Marf. Die Gehilfen der Glasjchneider und Glasmaler wohnen 
häufig nicht beim Meifter, fondern forgen jelbjt für Wohnung und Be- 
föftigung. Ihr Wochenlohn ſchwankt zwiſchen 9 und 15 Mark, d. h. wenn 
Beihäftigung ift, was feit Jahren nur mit größeren oder geringeren Unter- 
brechungen der Fall iſt. Bei der Glasfchneiderei erhielt in neuefter Zeit ein 
Meifter mit zwei Gefellen wöchentlich 30 Mark, was darauf fchließen läßt, 
daß die niedrigften Gefellenlöhne auch noch unter 9 Mark heruntergehen. 
Bei der Glasmalerei find wegen des dauernden Mangels an Beichäftigung 
ihon feit mehreren Jahren feine Lehrlinge ausgebildet worden, jo daß 
häufig, wenn auf furze Zeit ein lebhafterer Gejchäftsgang eintritt, Arbeiter 
aus Böhmen herangezogen werden müſſen, die dann verhältnifmäßig hoch 
gelohnt werden. Dies fommt namentlih in den Glasraffinerien vor, die 
fonft ihren ftändigen Arbeitern gleiche Löhne zahlen wie ven Hausinduftriellen. 
Die Lehrlinge in diefen Fabriken erhalten ebenfalls Lohn und zwar 4,50 
bis 6 Mark wöchentlich, aber feine freie Station. 

Viel ungünftiger ala bei der Glasveredelung find die betr. Verhältnifje 
für die Hausinduftriellen der fchlefiihen Tertilinduftrie Sn der am 
ftärfften vertretenen Befchäftigungsart, der Handmweberei, iſt eine 15 bis 
16 ftündige Arbeitszeit bei denjenigen, welche diefelbe als Hauptberuf be— 
treiben, die Regel. Am frühen Morgen bei Licht wird das „Tagewerk“ 
begonnen, abends um 10 oder 11 Uhr wird es beendet, je nad) der Größe des 
Penſums und je nachdem der Weber das halbfertige Material (die Ketten- und 
Schußgarne), das im ſchleſiſchen Gebirge fat ausnahmslos vom Fabrifanten 
bezw. Verleger }geliefert wird, gejcheert oder ungejcheert bezw. in befjerem 
oder jchlechterem Zuftande befommt, jo daß zur Herrichtung der Stühle mehr 
oder weniger Zeit erforverlih iſt. Geht das Geſchäft flott und iſt viel 
Begehr nach Weberarbeit, fo figen die erwachſenen Familienglieder abwech— 
jelnd nad einander bis tief in die Nacht hinein am Stuhle und jtellen in 
5 bis 6 Tagen ein Stüd von 33 bis 34 m ber, wozu fonjt 7 bis 8 Ar- 
beitätage gebraucht werden. Regelmäßige Paufen von einiger Ausdehnung, 
in denen ſich der Körper erholen könnte von der durch die lange Dauer an- 
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ftrengenden und entnervenden Siharbeit, werden überhaupt nicht gemacht ; 
faum daß der Weber fih Zeit gönnt, fein Frühftüd oder Mittagbrot, den 
Veiperimbiß oder die Abendmahlzeit haftig zu fich zu nehmen. Der Lohn 
für dieſe fieberhafte Thätigfeit ift fehr verſchieden. Je nachdem die be- 
treffende Ware eine größere oder geringere Fertigkeit erfordert bezw. wegen 
mangelnden Abjages auf Lager gearbeitet wird oder wegen reger Nachfrage 
faum fchnell genug bergeftellt werden fann, ſchwankt der Wochenlohn für die 
gewöhnlichen marftgängigen Artikel feit Jahrzehnten zwiſchen 5, 6, 7 bis 
10 Mark, doch find auch noch geringere Beträge von 3,50 bis 4,50 Marf 
nichts Seltenes. Die große Mehrzahl der Weber fommt über einen wöchent— 
lichen Verdienft von 6 oder 61/2 Mark nicht hinaus. 

Sm Webelohn ift ſtets auch der Lohn für das Spulen der Schuß: 
garne enthalten, das der Weber gewöhnlid von der Frau, den Kindern 
u. f. mw. bejorgen läßt, doch wenn es ihm an folden Kräften fehlt und er 
ungejtört arbeiten will, von dritter Hand verrichten laſſen muß. Die Kette wird 
ihm meiſt gefcheert, bisweilen aber auch ungefcheert geliefert ; im letteren Falle iſt 
auch das Pfeifen (Aufwinden auf Rollen) und das Scheeren der Kettengarne 
Sade des Webers. Jedenfalls aber hat derſelbe das Schlichten! der Kette 
zu bejorgen. Der für Spulen, Sceeren, Pfeifen und Schlihten zu zahlende 
bejondere Lohn jtellt fich bei einem Stüd von 33 bis 34 m auf 80 Pfennig 
bis 1 Mark, der Wert der Schlichte aber auf 10 bis 12 Pfennig für das 
Stüd. Spulen und Pfeifen für Lohn verrichten Kinder oder alte Leute, 
welde zu anderer Arbeit unfähig find, vielfach aud die frauen der in den 
mechanischen Webereien bejchäftigten Arbeiter. Der dabei zu erzielende 
Wocenlohn beträgt 1 bis 2 Mark. Wie fhon aus den Tabellen 7 und 8 
auf S. 70 bezw. 72 hervorgeht, bejitt eine Weberfamilie häufig mehrere 
Stühle. Man fann außer dem Familienhaupte Großmutter, Mutter und 
Tochter — die Söhne gehen, wie ſchon früher berichtet wurde, meiſt lohnen- 
deren Beichäftigungen nah — in demjelben Zimmer am Webjtuhle finden. 
In manchen Gegenden werden auch Gehilfen, hauptfählih Mädchen, ge- 
halten, die dann die Hälfte bis zwei Drittel des MWebelohnes und freie Koft 
zu befommen pflegen. 

Von Wichtigkeit ift ferner, daß der Weber auch feinen Webjtuhl mit 
allem Zubehör, dem fog. Gefchirr, zu unterhalten hat, abgefehen von ver 
Verzinfung des darin jtedenden Heinen, aber für ihn nicht unbedeutenden 
Kapitals (von etwa 36 bis 100 Mark, je nad Verfchiedenheit, Breite und 





I Beitreihen der Kettenfäden mit Kleifter, um denselben mehr Feitigfeit zu 
verleihen. 
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Feinheit der darauf herzuftellenden Gewebe), daß er vom frühen Morgen bis 
zum fpäten Abend für hinreichende Beleuchtung jorgen muß, was namentlich 
im Winter, feiner Hauptarbeitszeit, ſchwer ins Gewicht fällt, ſowie daß er 
mehr oder minder viel Zeit durch das Holen der Garne von dem Ausgeber 
und durch das Abliefern des fertigen Gewebes verliert. Die entfernter 
MWohnenden fünnen dadurd einen ganzen Arbeitstag einbüßen. Auch die 
zur Heritellung der Kette erforderlichen Vorarbeiten nehmen gewöhnlich einen 
halben Arbeitstag für den Stuhl in Anjprud. 

In vereinzelten Fällen fommen jelbjtverjtändlich auch bei der Hand: 
weberei bedeutend höhere Löhne vor, als weiter oben angegeben wurde; doch 
trifft dies nur für folche Arbeiter zu, welche mit den funjtvollen neueren 
Stühlen umzugehen wifjen oder bejonders lufrative Modeſachen verfertigen 
fönnen, und die Zahl derfelben ift fehr gering. Im allgemeinen ijt der 
ſchleſiſche Handweber fehr einfeitig und vor allen Dingen fo arm, daß er 
die teuren Werkzeuge der Jestzeit gar nicht anzufchaffen vermag. Er ift 
daher auch nicht in der Lage, die wechjelnden Konjunfturen für diejen oder 
jenen Modeartifel auszunügen, jondern muß Gott danken, wenn der Fabri- 
fant oder Kaufmann die vielleiht nur noch wenig gangbaren altgewohnten 
Stoffe, natürlich zu den niedrigjten Löhnen, weiter arbeiten läßt. 

Vor mehreren Jahren führten Berliner Firmen in Katjcher und Um- 
gegend (Kreis Leobjhüt) die Plüfhmweberei ein und veranlaßten die 
Weber, welche bis dahin hauptſächlich baummollene Waren hergeitellt hatten, 
durch verhältnismäßig hohe Löhne und Zuficherung dauernder Beichäftigung 
zum YAufgeben ihrer alten Arbeitsbeziehungen, zur Anjchaffung neuer Stühle 
u. ſ. w. Plüſch fam aufßerordentlih in Aufnahme, fo daß gar nicht Hände 
genug aufgetrieben werden fonnten, um den allgemeinen Begehr zu befrie- 
digen. Die Löhne gingen fprungmweife in die Höhe und erreichten in der 
Blütezeit für feinere Arbeit den fehr bedeutenden Betrag von 30 Mark 
wöcdentlih. Doch bald wandte ſich die launifche Mode anderen Stoffen zu; 
auch wurde die Arbeit der Plüſchweber, denen es zu wohl ging, immer 
ichlechter, jo daß die Fabrifanten behaupteten, für die mangelhaften Erzeug— 
niffe auf dem Weltmarkte feinen Abſatz mehr zu finden. Die Aufträge 
wurden jeltener und blieben zulegt faſt ganz aus; die Löhne gingen infolge: 
dejjen auf 4 bis 6 Marf mwöchentlih herunter und bei der Mehrzahl der 
Weber, die lange ganz beſchäftigungslos war, hielt die Not ihren traurigen 
Einzug. Erſt im Frühjahr 1838 begann ſich die Plüfchweberei wieder zu 
heben und in Verbindung damit jtiegen die Yöhne bis Ende Mai des ge: 
nannten jahres wieder auf 10 Marf möchentlid. Um einen gleich plötz— 


lihen Rückſchlag wie wenige Jahre vorher zu verhindern und den Arbeitern 
Schriften XLII. — Deutſche Hausinduſtrie IV. 7 
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einen Notgrofhen für den Winter zu fichern, traf eins der Berliner Ge- 
fchäfte die Einrichtung, den Webern von dem Arbeitslohn für jedes Stüd 
eine Mark einzubehalten und in der Sparkaſſe zinsbar anzulegen; die 
Meberinnung zu Katfcher aber fuchte darauf hinzumirfen, daß die Plüſch— 
verfertigung nur von geübten Händen und forgfältig betrieben wurde. Aber 
auch diefer geringe Aufſchwung war nur von furzer Dauer; jchon im Ok— 
tober desfelben Jahres trat eine erhebliche Einſchränkung der Fabrikation 
und infolgedefjen ein abermaliges Sinfen der Arbeitslöhne um 20 bis 25 %o 
ein. Aus anderen Gegenden Schlefiens, jo aus dem Kreife Hirfchberg, wird 
ebenfalls für das Jahr 1888 über einen weiteren Nüdgang der Plüfch- 
meberei berichtet. Das wichtigſte Abſatzgebiet für ſchleſiſche Plüſche, die 
Vereinigten Staaten von Amerifa, bezogen faſt gar nichts mehr, und der 
geringe Mehrbedvarf des Inlandes konnte durch die vorhandenen großen 
Lager nicht nur befriedigt werden, fondern lettere drüdten die Preife weiter 
herab, jo daß die Arbeiterzahl und die Yöhne noch mehr eingejchränft werden 
mußten. 

Auch gegenwärtig find die Löhne der Handmweber, obwohl in verfchie- 
denen Zweigen, namentlich in der Leineninduftrie, allgemein feit dem Herbite 
1889 eine Befjerung des Abſatzes und Erhöhung der Preife jtattgefunden 
hat, noch jehr niedrig. Davon find fogar die Arbeitgeber überzeugt ; denn die 
Leinenwarenfabrifanten und Großinduftriellen der nächſtverwandten Branchen 
aus der ſächſiſchen und preußischen Oberlaufit haben aus eigenem Antriebe 
am 29. Dezember 1889 eine Berfammlung in dem ſächſiſchen Fabriforte Eibau, 
in der Nähe der ſächſiſch-preußiſchen Grenze, abgehalten, um über die Lohn- 
frage der Handweber zu beraten. Die Verfammlung mar von Vertretern 
der beteiligten Jnduftriezweige und Unternehmungen aus allen Gegenden der 
Oberlauſitz zahlreich beſucht; das Bedürfnis, die Löhne für Erzeugniffe der 
Handmweberei in leinenen, halbleinenen und baummollenen Stoffen angemefjen 
aufzubefjern, wurde angeſichts der Thatfache, daß diefelben feit jehr langer 
Zeit auf unverändert niedriger Stufe ftehen geblieben find, alljeitig aner- 
fannt, und einftimmig der Befchluß gefaßt, bei einer Erhöhung der Löhne 
mitzuwirfen. Gin engerer Ausfhuß wurde gewählt und beauftragt, die 
weiteren Maßnahmen vorzubereiten ; über den Erfolg ift uns bis jeßt nichts 
befannt geworden. 

Die Löhne der Spinner und Weber in Fabriken — deren 
Frauen vielfach für die betreffenden Firmen hausinduftriell mit Garnfpulen 
bejchäftigt werden — find durchſchnittlich etwas höher als die der Handar- 
beiter. So murden im Stadt- und Landfreife Liegnit im Jahre 1887 an 
Mafchinenipinner und -meber wöchentlih 9 bis 11 Marf, im Kreife Reichen- 
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bah im Jahre 1889 (nad Aufzeichnungen aus den Lohnbüchern) an männ- 
liche Arbeiter für Inletſtoff 7,56 bis 9,96, für Drell 8,52 bis 11,70, für 
Satinföper 8,70 bis 9,60, für Roſaköper 8,52 bis 12,72, für Atlasdrell 
8,40 bis 10,68, für feineren Köper 12,90 bis 15,48 Mark, an weibliche 
Arbeiter für Züchen 6,66 bis 8,34 Mark gezahlt. Die meiften Arbeiter 
wurden in den mittleren Artifeln bejchäftigt. Die angeführten Lohndiffe 
renzen entjtehen nach der Behauptung des Arbeitgebers nur durch größere 
oder geringere Fertigkeit ſowie durch den verjchiedenen Fleiß der Arbeiter. 
Jeder derſelben ift in der Lage, den höchſten Lohnſatz für die ihm zuge- 
wieſenen Artifel zu verdienen. Andererfeits jtellten die Spinner und Weber 
der großen Aftienfabrif in Erdmannsdorf (Kreis Hirſchberg) 1885 die Ar- 
beit wegen ungenügenden Berdienjtes ein. Erſtere forderten eine Auf- 
befjerung der Wochenlöhne von 6 auf 7 Mark, und letztere eine Erhöhung 
um 30 %o!. In Breslau wurden bei den im Auftrage des Magiitrats 
dur das jtädtifche ftatiftiiche Amt erhobenen Lohnaufnahmen in den Jahren 
1883—1886 als niedrigite Wochenlöhne feitens der Arbeiter angegeben ? 


für männliche für weibliche 

— Arbeiter 
Baumwollenſpinnerei. 10—12 Mark 3,00—4,17 Mark 
Kammgarnipinnerei . 15 = 5,00 . 
Wattenfabrf . . . —  : 4,09 


Dagegen betrugen die höchſten Wocenlöhne in denjelben Betrieben 
bei den weiblichen Perſonen 6 bis 11 bezw. 12 und 6 bis 7,20 Mark, 
für männliche Arbeiter 12 bis 18 bezw. 30 und 21 Mark. Die lebt: 
genannten Lohnſätze wurden nur an Werfführer und Auffeher gezahlt. In 
einer Baummollenfpinnerei im Kreife Neiße und einer mechanischen Weberei 
im Kreife Neuftadt in Oberſchleſien jtellten ſich nach den Ermittelungen des 
Königl. Gemwerberates für den Negierungsbezirt Dppeln® im Jahre 1888 
die e Some pi pro Kopf wie folgt: 


1 Der € Streik verlief zu Ungunften der Arbeiter. 

2 Vergl. Breslauer Statiftif. Serie X. ©. 238 ff. 

3 Jahresberichte der Königl. Preußifchen Gemwerberäte für 1888. Amtliche 
Ausgabe. Berlin 1889. Anlage 1. — Leider find der fehr inftruftiven Überficht, 
welche die Löhne der Arbeiter von 100 verfchiedenen Fabriken ꝛc. enthält, feine Er- 
läuterungen beigefügt, die den Xejer über die Gewinnung des Materiald jowie über 
die vielfach vorgelommenen Mißverſtändniſſe aufklären könnten. Wir nehmen des— 
halb davon Abjtand, die in der Quelle ebenfalld angegebenen Beträge der für alle 
Arbeiter der betr. Kategorie (im allgemeinen während eines halben Jahres, bis— 
weilen — fo bei der vorerwähnten Weberei — augenscheinlich während eines Monats) 
gezahlten Löhne mitzuteilen. er 





100 Dr. Guſtav Lange. 


für in der Baummollipinnerei in der Weberei 
pro Shit! für!a Jahr pro Schicht! für Ye Jahr 
Meifter, Aufjeher u. j. w.. 7,24 Markt? 1050,00 Mark? 3,24 Markt 640,72 Marf 
gelernte Arbeiter. . . - - 134 - 197,85 = 218 = 410,02 = 
nicht gelernte Arbeiter . . 1,09 = 195,57 — 133 — 278,36 = 
jugendliche Arbeiter . . . 0,63 = 92,22 = 0,72 = 140,29 — 
weibliche Arbeiter . - - - 0,63 = 92,10 = 0,98 = 191,44 


Außerdem wurde in der Baummollfpinnerei eine nicht näher bezeichnete 
wirtjchaftlihe Beihülfe gewährt, deren Geldwert im Ganzen auf 180 Marf, 
pro Schicht auf 29 Pfennig angegeben iſts. 

Die Arbeitszeit, weldhe in den mechanischen Spinnereien und Webereien 
auf 10 bis 12 Stunden täglich, ausfchließlich der Paufen, angegeben wird, 
iſt für viele Arbeiter thatſächlich erheblich länger. Teil haben diejelben 
mehrjtündige Wegjtreden bis zur Fabrik zurüdzulegen, teil3 werden ſie zu 
Überftunden und zur Nachtarbeit gezwungen. Legt man 3. B. bei der oben- 
erwähnten Weberei die Schichtlöhne für die Berehnung des halbjährlichen 
Arbeitsverdienftes zu Grunde, jo ergibt fi, daß die fünf genannten Ar- 
beiterfategorien bezw. 198, 188, 209, 195 und 195 Schichten geleiftet haben 
müffen, um die angegebenen Halbjahrsbeträge, melde viel höher find ala 
nah den durchſchnittlichen Tagesſätzen erwartet werden fann, zu erreichen. 
Das konnte felbjtverftändlich nur durch Überftunden, Nachtarbeit, Sonntags- 
arbeit oder dergl. geſchehen und iſt beſonders auffällig bei den jugendlichen 
und weiblichen Arbeitern. — Die Bleichereiarbeiter einer großen Spinnerei 
und Weberei im Kreife Hirfchberg waren im Jahre 1885 in der Woche 
viermal je 11 Stunden (ohne die Paufen), zweimal aber je 18 bis 20 
Stunden hintereinander thätig. Der in den letztgedachten Fällen verbleibende 
Neit des Tages wurde auf dem Fußboden oder ſonſtwo fchlafend in den 
Fabrifräumen zugebracht, da die weiten Wege für die Mehrzahl der Arbeiter 
eine Heimkehr unmöglid machten. Der Wochenlohn diefer Leute betrug ein- 
ichließlih des durch Überftunden und Nachtarbeit erzielten Mehrverdienites 
durchſchnittlich 7 bis 8 Mark. 

ı Hier wohl gleihbedeutend mit Arbeitstag. 

2 Hier dürfte ein Irrtum vorliegen. Nimmt man den Schihtlohn als richtig 
an, jo hat der betreffende Meifter nur 131 Tage im halben Jahre gearbeitet. Unter 
der Vorausfegung dagegen, dab der Halbjahrsbetrag des Lohnes richtig ift, ergibt 


fi) bei einem Normaljage von 155 Arbeitstagen ein durchſchnittlicher Schihtlohn 
von 6,77 Mark. 


3 Eine der beiden BZahlenangaben ift falfh; wenn die 180 Mark 3. B. den 
halben Jahresbetrag pro Kopf ausmadhen, jo würden während eines folden Zeit: 
abichnittes von jedem Arbeiter 621, im ganzen Jahre aber nicht weniger als 1242 
Schichten geleitet worden fein! 
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Wie aus den angeführten Beifpielen erhellt, ift auch die Lage der Ar- 
beiter in den Tertilfabrifen Schlefiens nichts weniger als glänzend. In 
der That find die hier gezahlten Löhne die niedrigjten im ganzen Deutfchen 
Neiche, wie fi) aus folgender, auf Grund der in den „Amtlihen Nachrichten 
des Neichsverjiherungsamts” veröffentlichten Nechnungsergebniffen der Be- 
rufsgenofjenfchaften hergeftellten Überficht ergibt, melde den durchjchnittlich 
auf den Kopf des beichäftigten Arbeiters entfallenden Jahresbetrag des „an- 
rehnungsfähigen Lohnes“ enthält. Derfelbe betrug Ä 

bei 1885! 1886 1887 1888 


der Leinen-B.-G.?. . . . ..  Marf 494,18 462,90 51029 502,67 
« MNorddeutichen Tertil- ». — 567,37 538,50 552,79 545,55 
- Süddeutichen Textil-⸗B.G. . . . := 541,00 54935 549,35 552,77 
- Schlefiihen Tertil-®.-©.. . . = 390,68 401,44° 410,38 414,80 
Textil⸗B.G. von Eljaß-Lothringen - 602,36 596,88* 589,13 589,95 
- Rheinifch- Reftfälifchen Tertil-B.:G. - 625,62 618,12 636,76 648,15 
- Sädfiihen Tertil-8.-6. . . . . - 592,67 53548 520,01 521,97 

Seiden-3.-G. - -» : » 2 22.0. - 615,12 587,06 602,11 607,99 
den acht Tertil-®. G. im Durchſchnitt 554,90 557,955 553,42 554,59. 


Alle acht Berufsgenoſſenſchaften der Textilinduſtrie bleiben hinter dem 
Durchſchnittsjahresverdienſte ſämtlicher, der Unfallverſicherung in den be— 
treffenden Berichtsjahren unterliegenden Arbeiter zurück, und zwar die ſchle— 
ſiſche am weiteſten, und dabei hat dieſer, der Arbeiterzahl nach zweitgrößte 
Induſtriezweig Deutſchlands eingeſtandenermaßen“ die längſte Arbeitszeit, 
freilich auch den größten Anteil an der Frauen- und Kinderarbeit aufzu— 
weiſen! 

Noch trauriger als in der Spinnerei und Weberei ſind die bezüglichen 
Verhältniſſe der Hausinduſtriellen in den übrigen Zweigen der Tertilin- 
duftrie. Beim Filetnähen 3. B., das bei feiner Einführung einen täg- 
lichen Arbeitsverdienft von mehr als einer Marf abwarf, ſank anfangs 1888 
der Tagelohn auf 50, in der zweiten Hälfte des genannten Jahres bei 


! Die Zahlen für diefes Jahr find aus den für [das 4. Quartal aufgeftellten 
Nachmeilungen durch Bervierfahung und Divifion mit der durhfchnittlichen Anzahl 
der verfiherten Perfonen gewonnen. 

2 3.0. — Berufsgenoſſenſchaftlen). 

45 Die Rechnung ergibt eigentlich 500,18 bezw. 746,10 und 569,99 Marf. 
Doc find bei den beiden erftgenannten Durchichnittszahlen bezw. bei den denjelben zu 
Grunde liegenden Gefamtfummen der anrehhnungsfähigen Löhne die Beträge für das 
4. Quartal 1885 noch einmal mit angegeben worden (vergl. darüber Nr. 29 des 
Reichs- und Staatsanzeigers von 1888, Hauptblatt S. 3). Jene Summen mußten 
daher um die betr. Beträge vermindert werden, ebenjo die von denfelben abhängige 
Durdichnittszahl für alle acht Tertilberufögenofjenichaften. 

6 Bergl. Centralblatt für die Tertilinduftrie. Jahrgang 1888 S. 947. 
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12 ftündiger angeftrengter Arbeit auf 40 bis 45, im Jahre 1889 bei 
14 ftündiger Arbeitszeit gar auf 35 Pfennig. Bei der Knopfhäkelei 
wurden 1883/84 für das Groß durchſchnittlich 1,45 Marf, 1887 bloß 1,25 
und 1888 nur noch 1 Mark bezahlt. Über die darauf verwandte Arbeits- 
zeit iſt ſchon im Kapitel von der Kinderarbeit berichtet worden. Die Tep- 
pihfnüpferei, die namentlih in Neuftadbt in Sberfchlefien jowie in 
Schmiedeberg und Umgegend (Kreis Hirfchberg) betrieben wird, bringt den dabei 
beichäftigten Mädchen und Frauen einen Tagesverdienit bis zu einer Marf ; das 
ift das überhaupt erreihbare Marimum. Bei der Wollenmwarener- 
zeugung in Liegnit erzielt die Fabrifarbeiterin bei einer 10- bis 12 ftündigen 
Arbeitszeit einen Wochenlohn von 5 bis 9 Mark. Doc wird nur der fleinjte 
Teil jener zahlreihen Produkte in der Fabrik hergeftellt; die überwiegende 
Menge ift Hausinduftrieerzeugnis, und den freien Arbeiterinnen zu Haufe, 
die fih fajt alle an einen Vermittler (Faktor) halten müfjen, wird nach der 
Auskunft der Handelsfammer dadurd der Verdienſt jehr gefürzt. 1883 
jtellte fich derfelbe nad) den Angaben derſelben Körperfchaft wöchentlich auf 
3,60 bis 5,10 Marl. Zu gewiffen Zeiten, 3. B. vom März bis Juni, 
wird Tag und Nacht gearbeitet, während der übrigen Monate ift wenig zu 
thun. Der Durchſchnittsverdienſt eines männlichen Fabrikarbeiters jtellt ſich 
gegenwärtig! auf 12 bis 15 Mark wöchentlich; in flauen Zeiten iſt indes 
mit Löhnen von 3, 4, 5, 6 bis 10 Mark zu rechnen. In einer Wollwaren- 
fabrif im Kreife Leobſchütz (der, wie ſchon früher bemerkt wurde, in Schleften 
die meisten Hausarbeiter in der Strumpfwarenfabrifation, und zwar fajt aus- 
ichließlich weiblichen Geſchlechts aufweiſt) zahlte man nad den Angaben des 
Königl. Gewerberats für den Negierungsbezirf Oppeln? im Jahre 1888 pro 
Schicht: einem Meifter, Auffeher u. ſ. w. 4,88, einem gelernten Arbeiter 
1,65, einem nicht gelernten Arbeiter 1,28, einer Arbeiterin 0,98 Marf. 
Über den Verdienft bei der Zündholzſchachtelfabrikation wird, 
ebenfalld aus dem Jahre 1888, folgendes berichtet. Für das Taufend 
Schwedenſchachteln zahlt der Fabrifant 60 Pfennig, wenn diefelben mit 
Etiketts verfehen (bezettelt) find, 70 Pfennige. Spahn und Papier wird 
von der Fabrik geliefert, den Kleifter müfjen die Arbeiter jelbit beforgen ; 
fie brauden für 2000 Schadteln ein Pfund Gerjtenmehl zu 10 Pfennig. 
Wenn die Schadteln nicht fehlerfrei find, wofür nicht immer den Arbeiter 
die Schuld trifft, fondern was bisweilen am Material liegt, 3. B. wenn 
der Spahn zu ftarf angefeuchtet ift und dadurch das blaue Papier rötlich 


1 Bergl. Protokoll des I. Deutihen Wirker-Kongreſſes und Tertil- Arbeiter- 
Delegirtentages am 6., 7., 8. und 9. April 1590 zu Apolda, S. 19. 
? Nergl. Anmerkung 3 auf S. 9. 
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gefärbt wird, jo wird die Ware als unbraudhbar mweggeworfen und die 
fleißigen Hände haben umfonft gearbeitet. Da eine Mutter mit drei Kindern, 
mie weiter oben ausgeführt wurde, wöchentlid 3—4000 Schwedenſchachteln 
fertig jtellen fann, jo beläuft jich der Nebenverdienjt pro Woche auf 1,80 bis 
2,40 Mark. Außer der Schon früher erörterten unerhörten Ausdehnung der 
Arbeitszeit, welche zur Erzielung diefes Jammerlohnes nötig ift, verlieren die 
Leute viel Zeit bei der Ablieferung der Ware durch den häufig ſehr meiten, 
oft mehr als eine Meile langen Weg und das jtundenlange Warten. 

In der Breslauer Strohhutfabrifation wird jeitens der Haus— 
induftriellen fowie in den Fabriken fait ausfchlieglih gegen Stüdlohn ge- 
arbeitet. Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt nach den Angaben der Arbeit: 
geber! 10, 10!/a und 11 Stunden; nad den Ausjagen der Arbeiter ijt in 
der Hodhjaifon eine Arbeitszeit von 15 bis 16 Stunden (von 6 Uhr früh 
bis 9 oder 10 Uhr abends) nichts feltenes. Kurz vor Djtern und zwifchen 
Dftern und Pfingften muß häufig Tag und Nacht gearbeitet werden, um alle 
Auftraggeber befriedigen zu fünnen. Im Jahre 1885 foll in verjchiedenen 
Fabriken an 30 bis 35 Sonntagen gearbeitet worden fein?, und da ſich 
inzwifchen die Bedeutung diejes Breslauer Induſtriezweiges noch bedeutend 
gehoben hat, fo werden die betreffenden Verhältnifje fi faum geändert haben. 
Nah den Ergebniffen der Breslauer Lohnermittelungen ! verdienten die Stroh: 
hutprefjer und fonftigen gelernten Arbeiter in den Fabrifen 14 bis 20, durd)- 
fchnittlih 16 bis 17 Mark wöchentlich, nad den Behauptungen der Arbeiter 
jelbjt? bei 77 Arbeitsjtunden pro Woche 12 Mark, bei täglich 11 ftündiger 
Arbeitszeit 10 bis 11, durchfchnittlich 10,74 Mark. Die Löhne der Arbeiter- 
innen (Drahterinnen, Mafchinennäherinnen) ! ſchwankten zwifchen 3 big 4 
bezw. 4 bis 10 Mark möchentlih und betrugen durchſchnittlich 3,50 bezw. 
7 Marl. Bei Stüdlohn? werden für ein Dußend gewöhnlicher Hüte 
75 Pfennig, für die gleiche Zahl feinerer Waren 1,50 bis 2 Mark bezahlt. 
Geübtere Mädchen arbeiten von billigeren Artikeln ungefähr zwei Dutend, 
von feineren Hüten ein bis höchjtens ein und ein halbes Dutend, weniger 
geübte ein bis höchſtens ein und ein halbes Dugend ordinäre Hüte, jo daß 
fi der Verdienſt auf 75 Pfennige bis 2,50 Mark, im Mittel auf 1,50 Marf 
täglih jtellt. Das Mafchinengarn wird teilmeife feitend der Fabrifanten 
geliefert, damit die Arbeiterinnen nicht zu fchlechtes Garn nehmen und durch 


! Bergl. Breslauer Statiftil. X. Serie ©. 241 ff. 

2 Schlefiihe Zeitung. April 1886. 

? Bergl. den Bericht des Gewerberats für Breslau-Liegnit in den „Ergebniifen 
der Ermittelungen über die Lohnverhältniffe der Arbeiterinnen in der Wäſche— 
fabrifation und Konfektionsbranche.“ Druckſachen des Reichätages. 7. Legislatur- 
periode. 1. Seffion 1887 Nr. 83. 
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deſſen Benugung dem Gejchäfte Schaden zufügen. Berechnet wird es den 
Näherinnen zum Selbftfojtenpreife, und zwar zum Engrospreife, fo daß die Rolle 
im Detailhandel mindeitens 1 Pfennig mehr fojten würde. Dadurch erwächſt 
den Arbeiterinnen eine Erjpamis von 1 bis 3 Pfennigen pro Tag bei einem 
Verbrauch von für 25 bis 75 Pfennig. 

In der Breslauer Befleidungsindujtrie (Mäherei, Schneiderei, 
Konfektion, Putzmacherei u. ſ. mw.) bejchäftigen nur fleinere Unternehmungen 
die meift weiblichen Arbeiter gegen Tagelohn; größere Gefchäfte vergeben die 
Arbeiten im Accord, jet es in Breslau felbjt oder in den fleineren Provinzial- 
jtädten Schlejiens fowie auf dem Lande, entweder an einzelne Arbeiter bezw. 
Arbeiterinnen oder in großen Partien an ſog. Meifter und Meifterinnen, 
welche ihrerſeits wieder Hilfskräfte gegen Tagelohn annehmen. Cine folche 
Meijterin in Breslau verdient mit zwei Mädchen 30 bis 40, mit fünf bis 
ſechs gewandten Arbeiterinnen 80 bis 100 Mark wöchentlih!. Die Mädchen 
erhalten, fofern fie an der Mafchine nähen oder Knopflöcher machen, 90 Pfennig, 
1,20, 1,50 bis 2 Marf für den Tag bei 11- bis 12ftündiger Arbeitszeit. 
Bon der Meifterin werden ihnen Garn, Nadeln u. ſ. w. geliefert. In den 
Wäſchefabriken und Konfektionsgefchäften dauert die tägliche Arbeitszeit bei 
Tagelohn und Afkordarbeit in den Werfftätten der Arbeitgeber 9 bis 14, 
im Durdfchnitt 12 Stunden, im Sommer gewöhnlich von 7 Uhr morgens 
bis 7 Uhr abends, im Winter von 8 bis 8 Uhr, bei 1!/e bis 2 Stunden 
Paufe; dagegen geben einzelne Arbeiterinnen für die Accordarbeit außerhalb 
der Fabrik im Sommer eine 14= bis 15ftündige Arbeitszeit an. In beiden 
Fällen wird bei drängenden Beltellungen auch über die gewöhnliche Stunden 
zahl hinaus gearbeitet. Der Tagelohn jchwankt zum Teil nach den Zeitver- 
hältniffen, hauptſächlich aber darnach, ob mit der Hand oder mit der Mafchine 
genäht wird und die Arbeiterin mehr oder weniger geübt ift. Im Durch— 
Schnitt erhalten! Handnäherinnen 1,20 Mark, Mafchinennäherinnen 1,60 Mark 
täglih. Im Konfektionsgeſchäft beträgt der Tagelohn 1 bis 2 Mark, im 
Durchſchnitt 1,50 Mark. Bei der Accordarbeit find die Sätze für die einzelnen 
Erzeugniffe ungemein verfchieden. In der MWäfchefabrifation werden 3. B. 
für das Stüd gezahlt: für Hemden 10 Pfennig bis 3 Marf, für Bein- 
fleidver 25 Pfennig bis 2,50 Mark, für Negligejaden 30 Pfennig bis 
3 Mark, für Kinderfleiver 75 Pfennig bis 3 Mark. Eine geübte Näherin 
vermag von Hemden zu 10 Pfennig Arbeitslohn das Stück (Arbeiter: und 
Soldatenhemden) bis 15, von Hemden zu je 3 Mark dagegen eins noch nicht 
völlig an einem Tage fertig zu ftellen, es ſchwankt der Verdienſt fomit zwifchen 


mVergl. den Bericht des Gewerberats für Breslau-Liegnitz a. a. O. 
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1,50 und 2,50 Mark und beträgt im Mittel 1,75 Mark. Im Konfektions- 
geſchäft bewegt fich der Sat für die gemwöhnlicheren Artikel zwifchen 50 Pfennig 
bis 1 Mark für das Stüd; befjere Saden, 3. B. Mäntel, werden bis zu 
2,40 Mark bezahlt. Während von den einfacheren Gegenftänden (Hofen, 
Meften) je nach der Tüchtigfeit der Arbeiterin in einem Tage drei bis vier 
Stüd fertig geftellt werden, find für Mäntel 1 bis 21/2 Tage nötig. Darnad) 
ergibt fih ein Xohn von 1,50 bis 2,50 Mark, im Durchfchnitt von 2 Mark 
für einen Arbeitstag. 

Nah den fieben meiſt halbjährlichen Xohnermittelungen des ftatiftifchen 
Amtes der Stadt Breslau vom Januar 1883 bis Juli 1886 ergaben ſich! 
beträchtlich ungünftigere Löhne für die in der Schneiderei befchäftigten Näherinnen, 
nämlich Zeitlöhne von 1 bis 2 Mark, durchſchnittlich 1,50 Mark wöchentlich 
im Januar und Juli 1883, von 1 bis 3 Mark, durchſchnittlich 2 Mark 
wöchentlich in denfelben Monaten 1884, von 3 bis 6 Mark, durchfchnittlich 
4,50 Mark wöchentlich im Februar 1885, fomie von 4,50 bis 7,50 Mark, 
durhichnittlih 6 Mark im Juli 1885 und 1886? Allerdings muß hier 
berüdjichtigt werden, daß beim Schneidergewerbe gerade im Januar und 
Februar, fowie vom uni bis September jeden Jahres fehr wenig zu thun 
it, jo daß die Arbeiter nur zeitweife einige Tage oder gar nur einige 
Stunden bejchäftigt werden fünnen, während die vorhergehenden Angaben 
des Königl. Gemwerberates ſich augenſcheinlich auf die günftigfte Arbeitszeit 
im Jahre beziehen. Für die gegen Zeitlohn befchäftigten Arbeiterinnen liefert 
der Arbeitgeber (alfo auch der jelbjtändige Hausinduftrielle) fämtliche Zu- 
thaten, höchſtens find die Nadeln nicht eingefchlojfen. Bei der Accordarbeit 
bat in der Wäfchefabrifation die Arbeiterin fat überall Garn, Nadeln und 
Mafchinenöl, bisweilen auch Band und Knöpfe zu liefen. Im Konfektions- 
gejchäft werden mit Ausnahme des Näh- und Heftzwirnes die Zuthaten meift 
vom Arbeitgeber geftellt, ohne daß eine befondere Berechnung derjelben jtatt- 
findet. Arbeiterinnen, welche das Garn felbjt beforgen, rechnen fich dafür 
eine Ausgabe von 15 bis 20 Pfennig täglich, mithin von ungefähr 100 
ihres DVerdienftes. Der Verbrauh an Garn und fonftigen Materialien ift 
fehr verſchieden bei den einzelnen Erzeugniffen. Cine Weifnäherin, welche 
von der geringiten Sorte Hemden im günftigiten Falle 15 Stüd zu je 
10 Piennig Arbeitslohn liefert und hierfür 1,50 Marf Lohn erhält, muß 
bei diefer Arbeit mehr denn noch einmal foviel Garn verwenden als zur 


! Bergl. Breslauer Statiftil. X. Serie S. 241 ff. 
2 Bei den erften fünf Erhebungen hatte die Innung, bei der jechiten und 
fiebenten die Krankenkaſſe die betr. Angaben gemacht. 
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Anfertigung von zwei eleganten Hemden zu je 1,50 Marf, mithin bei einem 
Verdienſte von 3 Mark erforderlih ift. Bei Saumarbeiten wird fajt das 
Vierfahe von Gam im Verhältnis zu anderen Näharbeiten verbraudt. 


5. Die Nebenerwerbsthätigfeit der Hausinduftriellen 
bezw. die Hausinduftrie al3 Nebenerwerb. 


Bei den, wie oben gezeigt wurde, durchichnittlich jehr niedrigen Löhnen, 
welche die Hausinduftriellen Schlejiens, namentlih die zahlreiche Klaffe der 
Weber, durch ihre Hauptthätigfeit erzielen, ſowie infolge des Umjtandes, 
daß im Hauptberufe häufig nur während einiger Monate des Jahres Be- 
ſchäftigung ift, find die Arbeiter diefer Unternehmungsform und ihre An- 
gehörigen notgedrungen auf Nebenerwerbsthätigfeit angewiefen, um wenig— 
ſtens immer foviel herbeizufchaffen, als zur Erhaltung auch ihres armfeligen 
Zebens unbedingt erforderlich ift. Die Ausübung irgend einer Nebenbejchäf- 
tigung ift denn auch unter den fchlefifchen Hausinduftriellen weit verbreitet. 
Nah den Ergebnifjen der Berufsftatiftif vom 5. Juni 1882 waren von 
den 35004 Perfonen, welde in Schlefien felbftändig zu Haus für fremde 
Rehnung arbeiteten, 6593 oder 18,8 9, in Nebenberufen erwerbsthätig !, 
darunter in der Land- und Forftwirtichaft ſelbſtändig 4773 oder 72,4 0, 
in anderer Weife 874 oder 13,3 %o, zufammen 5647 oder 85,7 °o, in 
der Induſtrie (einfchließlih Bergbau und Bauweſen) 486 oder 7,3 /o, im 
Handel und Verkehr (einfchl. Gaft- und Schanfwirtfchaft) 266 oder 4,0 %o, 
in wechjelnder Zohnarbeit oder häuslichen Dienjten 30 oder 0,5 /o und im 
Staat3-, Gemeinde: oder Kirchendienft ſowie in den fogenannten freien Be— 
rufsarten 164 oder 2,5 %o. Folgende Überficht zeigt, wie viel von den 
jelbjtändigen Hausinduftriellen der drei fchlefiihen Negierungsbezirte noch 
Nebenbefchäftigungen nachgingen. Es betrug 


in den Regierungäbezirfen 
Breslau Liegnitz Oppeln 


* Zahl der ſelbſtändigen Hausinduftriellen. . . . 20173 10 440 4391 
=: = davon ea erg gg EEE 3 396 2776 421 
Darunter: in der Landwirtſchaft u. ſ. w. Selbftändige 
A 2384 2142 247 
Prozent 70,2 771 58,7 
Nichtſelbſtändige abiolut 480 313 81 


Prozent 14,1 11,3 19,2 


I Statiftit des Deutfchen Reichs. N. F. Bd. 4, Teill, 2, 3. Die im 3. Teile 
S. 1772 und 1774 enthaltenen Summen für die Bezirke Breslau, Liegnig, Oppeln 
fowie für die Provinz Schleften find falih; die Fehler find unter den auf S. VI 
abgedrudten „Berichtigungen“ nicht aufgeführt. 
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in den Negierungsbezirfen 
Breslau et Oppeln 
darunter: in der \nduftrie abjolut. . » » 2... 269 176 41 
Prozent 7,9 6,3 97 
im Handel und Verkehr abjolut . . . . 158 88 20 
Prozent 4,7 3,2 48 
in wechfelnder Zohnarbeit oder häuslichen 


Dienften ablolui. +» » 2 + 00.0. 15 10 5 
Prozent 0,4 0,4 1,2 
im öffentlichen Dienft u. ſ. w. abfolut. . 90 47 27 


Prozent 2,7 1,7 6,4. 


Ebenſo verſchieden wie die Anteile der nebenerwerbsthätigen felbitän- 
digen Hausinduftriellen überhaupt (16,8 %/o im Breslauer, 26,6 %o im 
Yiegniger und nur 9,6 %o im Oppelner Bezirke) find auch die Prozentjäte, 
welche in den einzelnen Regierungsbezirfen auf die verfchiedenen Berufsab- 
teilungen, denen die Nebenberufsarten angehören, entfallen, jedoch ift die 
Landwirtſchaft überall bei Weitem die wichtigfte Nebenbeichäftigung. 
Ihr widmen fih — mit Ausnahme von Oppeln — mehr als vier Fünftel 
aller überhaupt Nebenerwerbsthätigen der fraglichen Arbeiterfategorie. Und 
zwar wird die Landwirtichaft größtenteils felbftändig betrieben, d. h. etwa 
drei Viertel — in Oppeln fat drei Fünftel — der felbftändigen Haus- 
induftriellen mit Nebenerwerb befiten etwas Aderland, auf dem fie ihre 
Kartoffeln und etwas Viehfutter felber gewinnen, und nur ein Bruchteil ift 
zur Erntezeit als landwirtfchaftlihe Tagelöhner u. ſ. mw. thätig. Dem 
Hauptberufe nad) find die Erwerbsthätigen der Tertilinduftrie ſelbſtverſtänd— 
(ih am ſtärkſten vertreten; auf diefelben fommen rund 88 %o aller jelb- 
ftändigen Hausinduftriellen mit Nebenerwerb. Bon den 24589 felbjtändigen 
zu Haus für fremde Rechnung arbeitenden Ermwerbsthätigen der Tertilin- 
duftrie treiben 5 800 oder 23,6 Po irgend einen Nebenberuf, darunter nicht 
weniger als 5269 (21,4 ®/o) die Landwirtichaft. Bon den 19677 jelb- 
jtändigen Hausmebern find fogar 5586 oder 28,4 Po nebenerwerbsthätig, 
davon 5126 oder mehr als ein Viertel (26,1 %/o) ebenfalls in der Land— 
wirtfhaft. Ein Gebiet, in dem die Verbindung der Hausinduftrie (Weberei) 
mit der Landwirtſchaft geradezu die Negel bildet, ift die Umgegend von 
Grüßau (Hermsdorf grüßauifch) im Kreife Landeshut. Hier erhielten im Jahre 
1810 nad der Einziehung des Klofters 1869 Meberfamilien über 3800 
Morgen Aderland nebjt dem dazugehörigen Vieh u. f. w. übermiefen!; und 
wenn auch ein Teil derfelben feinen Beſitz bald wieder an Afterpächter ver- 
äußerte, fo iſt doch die Mehrzahl der dort anfäfjigen Weber noch heute 
Eigentümer eines Häuschens und einer Fläche von 2, 2/2 bis 3 Morgen 
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Aderland, das fie jelbjt bebauen. Da hier außerdem hauptſächlich der ren- 
tabeljte Artifel der hausinduftriellen Leinenweberei, Yeinencreas, gefertigt 
wird, jo befinden fich die Grüßauer Weber im allgemeinen in befjeren Ver— 
hältnifjen als viele ihrer ſchleſiſchen Fachgenoſſen. 

Der größte Teil aller in Betraht fommenden Tertilinduftriellen ſowie 
der felbitändigen Hausweber insbefondere, nämlich 87 von je 100, treibt 
die landwirtichaftlihe Nebenbeichäftigung in der oben angegebenen Weiſe 
jelbjtändig. Dabei mag erwähnt werden, daß die Bejtellung u. f. w. des 
eigenen oder gepacdhteten Stüdchen Landes gerade im jchlefiihen Gebirge 
vielfah mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden ift, von denen die Be- 
mwohner der Ebene faum eine Ahnung haben. Hier muß eine ziemlich fteile 
Fläche von den zahllojen darauf verjtreuten Steinen gefäubert, geebnet und 
vor erneutem Überfchütten im Frühjahre bei der Schneefchmelze durch eine 
Mauer gefhügt, dort erſt über die nadten Felſen das fruchtbare, aus dem 
Thale mit vieler Mühe heraufgejchleppte Erdreich ausgebreitet werden. Wartung 
und Pflege des Aders finden entweder ganz früh vor Beginn oder abends nad 
Beendigung des Tagewerkes jtatt. Mit befonderen Anftrengungen ijt die 
Ernte verfnüpft. Das in der Mittagspaufe oder in den Abendjtunden ge- 
hauene Getreide muß auf Karren oder mittels hölzerner Tragegeitelle (Hucken) 
auf dem Nüden die teilen Fußpfade garbenmweife heruntergefchafft werden. 
Nicht jelten jagt einer der im Auguft, Anfang September auf dem Hoch— 
gebirge und in den Thälern auftretenden Stürme über Nacht die zum Trodnen 
ausgebreiteten Halme, ſelbſt ganze Garben, in alle Welt, jo die Früchte 
monatelanger mühſeliger Arbeit in wenigen Augenbliden vernichtend. 

Unter den Hausinduftriellen, welche die Landwirtfchaft nicht jelbjtändig 
ausüben, find außer den Tagelöhnern bezw. Erntearbeitern auch ſolche Ber- 
fonen, welde Dünger fammeln und einem Bauern oder anderen größeren 
Beſitzer verkaufen, der ihnen dafür meist die erfte Frucht — die Kartoffeln — 
des damit gedüngten Aderjtüdes überläßt. Die Saatfartoffeln müfjen jene 
in ſolchem Falle ſelbſt liefern, während der Aderbefiser die gedüngte Fläche 
unentgeltlich zu bejtellen pflegt. Die landwirtfchaftlihe Tagelöhnerei mit 
und ohne Verbindung felbitändigen Landwirtichaftsbetriebes (faſt ausſchließ— 
lih Kartoffelbau) ift bei den unfelbjtändigen Hausinduftriellen bejonders 
häufig. Früher wurden die Hausarbeiter allerdings gar nicht oder nur fehr 
ungern bei der Feldbeſtellung oder bei den Erntearbeiten verwendet, weil fie 
infolge ihrer mangelhaften Ernährung und ihrer fitenden Lebensweiſe ge- 
wöhnlich körperlich jo geſchwächt find, daß fie die bei der landwirtjchaftlichen 
Thätigfeit an ihre Körperfräfte gejtellten Anforderungen nicht befriedigen 
fönnen. In neuerer Zeit, bei dem großen Mangel an landwirthſchaftlichen 


Die Hausinduftrie Schlefiens. 109 


Arbeitern, finden jie während der Ernte überall, namentlih in Niederfchlefien, 
lohnenden Verdienit, jo daß es dann den Leinen- und Baummollenwaren- 
fabrifanten bisweilen ſchwer wird, die nötigen Hände für den Webftuhl auf- 
zutreiben. Meift fällt diefe mebenerwerbliche Thätigfeit der Spinner und 
Weber allerdings in die tote Saifon der Tertilinduitrie. 

Nächſt der Landwirtfhaft nimmt unter den Nebenbejchäftigungen der 
ſchleſiſchen Hausinduftriellen das Baugewerbe die erjte Stelle ein. Die un- 
jelbftändigen Hausarbeiter find es vorwiegend, weldhe im Sommer als 
Maurer, Zimmerer, namentlih aber als Handlanger und Tagelöhner bei 
Bauten ihr Brot fuhen, und zwar unterziehen ſich nicht nur die Männer, 
fondern häufig auch die rauen dieſen Bejchäftigungen. Außer den fchon 
genannten Nebenerwerbsthätigkeiten fommen noch die Forftarbeit, der Straßen- 
bau und das Ziegelſtreichen ebenfalls für beide Gefchlechter in Betracht. 
In einigen Gegenden verrichten die Weber im Sommer und Herbit Wächter: 
dienjte bei den Objtpäcdhtern, in anderen dienen fie den Tourijten ala Träger 
oder Gebirgsführer, während ihre Frauen und Kinder durch Aufmwartung, 
Wafchen, Plätten, Nähen, Ausbejlern, Botendienite, ſowie als Beeren- und 
Vilzefuher im Walde die Einnahmen der Familie zu vergrößern fuchen. 

Faſt ebenfo groß wie die Zahl der Hausinduftriellen mit Nebenerwerb 
ijt nad den Ergebnifjen der Berufsftatiftif die Menge derjenigen Perſonen 
in Sclejien, welche außer ihrem KHauptberufe noch gewerblich zu Haus für 
fremde Rechnung jelbjtändig thätig find. Es tft jchon früher darauf hin- 
gemwiefen worden, daß die für diefe Kategorie der Erwerbsthätigen gemachten 
Angaben wahrfcheinlich weit hinter der MWahrheit zurüdbleiben. Einmal: ift, 
wie oben erwähnt, jchon ein Teil derjelben von den Arbeitgebern bei den 
Hausinduftriellen nach dem KHauptberufe mitgezählt worden ; ferner ift eine 
mehr oder minder große Anzahl, namentlich von Familienangehörigen, ab: 
jichtlih nicht angegeben worden aus Furcht vor Benußung der betreffenden 
Mitteilungen bei der Steuerveranlagung, und endlich mag ein Bruchteil be- 
fonders derjenigen, welche zur Zählungszeit ohne Beichäftigung waren, un- 
abjichtlich vergefjen jein. Wenn man ferner erwägt, daß viele Berfonen, 
die zweien oder gar mehreren Beichäftigungen obliegen, häufig ſelbſt nicht 
wifjen, welche der letteren ihre Hauptbefhäftigung ift und leicht geneigt fein 
werden, diejenige als ſolche anzufehen, in der fie gerade am meijten zu thun 
haben, ſowie daß bei der Aufbereitung des zum Teil ungenau ausgefüllten 
Materials gerade bei der Ermittelung des Hauptberufes jehr leicht Irrtümer 
vorgefommen fein fönnen, jo wird es gerechtfertigt erfcheinen, die Hausin- 
duftriellen im Nebenberufe gerade hier einzufügen. Leider iſt nicht die Ge- 
famtzahl derjelben feitgejtellt worden, fondern es wurden nur 5867 Neben- 
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berufe ermittelt, welche von den betreffenden KHausinduftriellen ſelbſtändig 
ausgeübt wurden. Davon entfielen 3217 auf den Breslauer, 2405 auf 
den Liegniger und nur 245 auf den Oppelner Regierungsbezirk, und 2361 
oder 40,2 %o wurden von weiblichen Berfonen betrieben. Die darın Er- 
werbsthätigen gehörten ihrem KHauptberufe nad folgenden Berufsabteilungen 
u. ſ. w. an: 


im Regierung&bezirfe 
Sälehien Breslau Liegnig Oppeln 


Selbftändige Landwirte. . » » 2... 2130 1235 856 39 
Ebenſolche, die zugleich landwirtfchaftliche 
Tagelöhnerei treiben - » » » 2... 60 30 30 — 


Sonſtige Selbſtändige der Landwirtſchaft 
u. ſ. w., der Induſtrie ſowie des Han— 


dels und a BE 341 199 126 16 
Gehilfen und Arbeiter der Vorigen jomwie 
Perſonen mit wechſelnder Lohnarbeit . 1315 702 561 52 
Beamte, Lehrer, Künitler u. ſ. w. . . 40 24 11 5 
Anftaltsinjaffen, Selbftändige ohne Be 
EEE Par 184 123 43 18 
Angehörige RE ER TE WEBER 1797 904 778 115. 


Auch hier ift die Verbindung zwifchen Landwirtichaft und Hausinduftrie 
häufiger als die zwifchen der leßteren und anderen Berufsgruppen ; bejon- 
ders ſtark — nebengewerblich bejchäftigte Dienftboten fommen in Schleſien 
nach der genannten Quelle gar nit vor — find nächſtdem die Angehörigen 
vertreten, welche ſonſt nicht erwerbsthätig find. 

Bon den einzelnen Berufsarten, welche durch felbjtändige Hausinduftrielle 
im Nebenberufe häufig ausgeübt wurden, ſeien die nachſtehenden angeführt. 
Es wurden nebenſächlich betrieben (Mal) 


im Regierungsbezirfe 


die Sclefien Breslau Liegnig Oppeln 
Spinnerei, Hechelei, Hajpelei, Spulerei . 373 307 43 23 
ORBELEN :. 0 2: 5.4 5 a era ei 4212 2236 1931 45 
Striderei und Wirklerei. -. - - 2... 230 40 120 70 
Verfertigung von glatten Holzwaren und 
Solliiften: sa 5 ua 350 346 3 1 
Näherei und Schneiderei . » — 329 149 130 50. 


Auf diefe fünf Berufsarten entfielen 5494 oder 93,6 ®/o aller nebenerwerbs- 
thätigen felbjtändigen ſchleſiſchen Hausinduftriellen; in den einzelnen Regie— 
rungsbezirfen beliefen fi die betreffenden Anteile auf 3078 oder 95,7 
bezw. 2227 oder 92,6 und 189 oder 77,1 io. 

Leider kann diefe Unterfuhung nicht auf die einzelnen Kreife auöge- 
dehnt werden, da die zu Gebote ftehenden amtlihen Uuellen ein joldes 
Detail für fo Heine Verwaltungsbezirke nicht mehr geben. Dagegen können 
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über die Verbindung zwiſchen Landwirtſchaft und Induſtrie noch einige An— 
gaben gemacht werden, welche erkennen laſſen, daß dieſe Wechſelbeziehungen 
in den vorwiegend hausinduſtriellen Kreiſen häufiger ſind als in anderen 
Gegenden. Aus der mit der Berufszählung vom 5. Juni 1882 verbunden 
geweſenen Aufnahme über die Landwirtſchaftsbetriebe! (Zahl und Größe 
der Wirtfchaften, Umfang der Anbauflähe 2c., Viehhaltung u. f. mw.) ge- 
mwinnen wir folgende Nachweiſung: 
(Siehe Tabelle 15 auf Seite 112.) 

Die Beihränfung auf die Wirtſchaften mit einer Anbauflähe von unter 
1 ha (= 3,92 Morgen) braucht wohl faum erft begründet zu werden. Die 
Beſitzungen der Hausinduftriellen fallen nach den früher gemachten Mittei- 
lungen ganz überwiegend in diefe Gruppe; die Größe derjelben beträgt alfo 
durchfchnittlih 1 bis 1%, Morgen. 

Mas die den Hausinduftriellen aus ihrer und der Angehörigen Neben- 
beihäftigung erwachjenden Einnahmen angeht, fo ſei Folgendes bemerft. 
Wenn der Weber bei regelmäßiger, unausgejeßter Arbeit, d. h. ohne irgend 
eine Nebenthätigfeit auszuüben, durchſchnittlich wöchentlich 6—7,50 Mark 
verdient, jo läßt ſich der Verdienjt der durch ihre häusliche Beihäftigung 
vorzugsmweife in Anſpruch genommenen Frau auf einem zweiten Stuhle nur 
auf 2—3 Mark veranfhlagen. Werden die nöthigen Nebenarbeiten (Spulen 
und Schlichten, unter Umftänden auch Pfeifen und Scheeren) durch Die 
Kinder ausgeführt, fo beläuft fi” demnadh das Einfommen einer Weber- 
familie durchichnittlich möchentlih auf 8—10,50 Mark. Müſſen die Neben: 
arbeiten dagegen von Fremden oder von der Frau beforgt werben, mweil die 
Kinder noch zu Hein oder erwachſen find und anderen Beichäftigungen nach— 
gehen, jo erniedrigt fih die Wocheneinnahme um 0,90—1,50 Mark auf 
7,10—8,50 Marl. Der für die nebenerwerbsthätige Hausfrau feitgeftellte 
Sat von 2, höchſtens 3 Marf kann aud für andere Perfonen als richtig 
gelten (Landwirtfchaft Treibende, Maurer, Zimmerer u. f. w.), welche die 
Hausmweberei ald Nebenberuf ausüben. Der übliche Tagelohn während ver 
Ernte, bei etwa 14 jtündiger Arbeitszeit, beträgt für einen ermachjenen Mann 
0,75—1,50 Mark, für eine Frau 0,60—1,00 Mark; die höchiten Beträge 
(für Mäher u. dergl.) werden indeffen von den ſchwächlichen Webern nicht 
erreicht. eldarbeit fönnen Mann und Frau, wenn Kinder vorhanden find, 
nicht gleichzeitig ausüben, fondern einer von beiden muß das Hausweſen 
verjehen und kann die ihm verbleibende freie Zeit faum anders ausnutzen, 
als zum Weben, Spinnen, Spulen u. f. w., fo daß der auf diefe Weife 
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(Tabelle 15.) 


Gebiete 


Die ſieben öſtlichen Provinzen FIRE 


Provinz Schlefien.. . 





Regierungsbezirk Breslau . . . . . 


⸗ Liegnitz. 


J 


Oppeln..... 
Die 19 Sausinduftriefreiie Sctefiens 


Stadtkreis Breslau . . 
Kreis Frankenftein . . 
:- MNeicdhenbad) . 
- Waldenburg 
:- Ga . .... 
—  Neurode . .. . 
s Habeljchwerdt . ’ 
Sagan. . . - 
Stadtfreis Liegnitz .. 
Landkreis Liegnitz. .. 
Kreis Bolkenhain . .. 
Landeshut . . . 
Hirſchberg . . - 
: Xömwenberg . - - 
:» KXauban -... . 
Stadtfreis Görlik. . - 
Kreis Leobſchüß . - - 


» Meuftadt in Oberfchtefien 


⸗Neißße 


* 


- 


Zahl der 
Wirtichaften 


mit einer Ans | 
baufläde von 


unter 1 ha 


732 193 
133 034 
39 897 
36 492 
56 645 
33 374 
325 
1450 
1566 
1707 
1696 
1081 
1572 
1806 
120 
2565 
1070 
1166 
2 322 
3 235 
3 295 
sl 
3306 
3234 
1777 





Geſamtan⸗ 
bauflä 


dieſer Wirt— 
ſchaften (na) Anbaufläche 


688 
43 
372 


Auf eine 
Wirtichaft 


fommen ha 





Landwirt⸗ 

ſchaft Trei- 
bende mit 
ſonſtiger Er— 
werbsthätig⸗ 
keit im Be— 
ſitze neben— 

ſtehender 

Wirtſchaften 


650 109 
110 976 
34 240 
31 226 
45 510 
28 423 
208 
1274 
1455 
1581 
1365 
931 
1301 
1520 
81 
2358 
333 
1084 
1995 
137 
3014 
54 
2797 
2 508 
1327 











Darunter 
Gewerbe: 
treibende und 
Hilfsarbeiter 
in der In— 
duſtrie 


194 745 
49 600 
13 264 
13 769 
22 567 
14 105 

81 
551 
725 

1068 
775 
809 
551 
694 

31 
801 
433 
534 

1095 
1356 
1768 
20 
1164 
958 
691 








Auf 1000 
Landwirt⸗ 
ſchaft Trei— 
bende mit 
ſonſtiger Er— 
werbsthätig⸗ 
keit fommen 
Gewerbetrei 
bendeu. ſ. w. 


300 
447 
387 
441 
496 
496 
389 
432 
498 
676 
568 
869 
424 
457 
383 
340 
520 
493 
549 
495 
587 
370 
4 16 
382 
58 521 
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erworbene Wocenlohn im allgemeinen nicht günftiger ausfallen wird als 
wenn beide webten. Die Thätigfeit als Wald- oder Forjtarbeiter, als Obit- 
wächter u. ſ. w. wird jchlechter bezahlt als landwirtfchaftlihe Arbeit; da— 
gegen erhalten Maurer und Zimmerer auf dem Lande 2,20— 2,50, in den 
Städten 3 Marl für den Arbeitstag und felbjt die ungelernten Handlanger 
erzielen einen Tagelohn von 1—1,50 Marf. 


6. Nuhrung, Kleidung und Wohnung. 


Der verfchiedenen Höhe der Löhne entfpricht naturgemäß auch eine un— 
gleiche LYebenshaltung bei den jchlefiihen Hausinduftriellen. Auf den Tiſch 
des Ölasveredlers fommt möchentlid drei: bis viermal Fleiſch; allerdings 
machen Kartoffeln mittags und abends die hauptfählichite Nahrung aus, 
doch bringt die Beilage von Kraut (Sauerfohl) oder der Genuß von Hüljen- 
früdten und Gemüfen eine angemefjene und gejunde Abmechjelung hervor. 
Morgens wird vielfach Mehljuppe (aus Noggenmehl) und Brot genofjen, in= 
des gejtattet der Befit einer eigenen Kuh oder einer Ziege den Zuſatz von 
Mid, und ebenfo häufig wie die Morgenfuppe ift der Morgenfaffee mit 
reichlich bejtrichenem Butterbrot oder Fettfchnitten bezw. weißem Gebäck. 
Das zweite Frühſtück und das Vefperbrot, aus trodenem oder gefchmiertem 
Brot und Sped, Wurft oder anderer Beilage bejtehend, jteht hinter dem der 
bejjeren großjtädtifchen Arbeiter in feiner Weife zurüd; auch ijt der dazu 
gehörige Schluck Branntwein, bei vielen ein Glas Bier dabei nicht jelten. 
Die Kartoffeln bauen fich die meiften felbjt, nur im Winter müſſen deren 
bisweilen gefauft werden. Die Preife der wichtigſten Xebensmittel und 
Verbrauchsgegenftände im Kleinhandel jtellten ſich in den drei Glasinduſtrie— 
orten Schreiberhau, Petersdorf und Hermsdorf u. K. (Kreis Hirfchberg) 
im Sommer 1888 wie folgt: Brot pro Pfund 9,1 bis 12,5, Noggenmehl 
13 bis 14, Weizenmehl 14 bis 17, Erbfen 14 bis 18, Bohnen 20, Linſen 
30 Pfennig, Milh pro Liter 20 (im Winter 15) Pfennig, Butter pro 
Pfund 90—120, durkhfchnittlih 100 (im Winter 75— 90), Schmalz (Fett) 
60 Pfennig, Eier pro Stüd 5—6 Pfennig, Nindfleifch pro Pfund 45—50, 
Kalbfleiſch 45 (im Winter 40), Schweinefleifh 50—60, Hammelfleifh 60, 
geräucherter Sped 90, Kaffee durchjchnittlih 120, Zuder 32—40 Pfennig, 
Kartoffeln pro Gentner oder Scheffel 3 Mark, Kohlen pro Gentner 120 
Pfennig. Da faſt ausfchließlih Holz und Torf gebrannt wird, fo ift der 
Verbrauh an Kohle fehr gering und der Preis derfelben für die Mehrzahl 
der Bewohner diefer Gegend gleichgültig. Der Brotpreis beträgt ftändig 
50 Pfennig, dagegen ändert ji das Gewicht, und zwar — letzteres, 
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entfprechend den immermehr jteigenden Getreide- und Mehlpreifen, zwifchen 
51,5: und 4 Pfund in der Berichtszeit. Gerade der Brotpreis ift hier aber 
von Wichtigkeit, da nur jehr felten noch eigengebadenes Brot gegeflen und 
der größte Teil diefes wichtigen Nahrungsmittels beim Bäder gekauft wird. 
Die im ganzen verhältnismäßig hohen Preife finden in dem bedeutenden 
Fremdenverkehr der genannten Orte, die ald bevorzugte Sommerfrifchen 
norddeuticher Großftabtbewohner gelten, ſowie in den ſchwierigen Trans- 
portverhältnifjen dorthin ihre Erklärung ; fie würden zum Teil, namentlich 
in Schreiberhau, noch höher fein, wenn nicht der am leßtgenannten Orte 
fett 1874 bejtehende gut geleitete Konjumverein auf die Preisfeitfegung 
bei jämtlichen Bedarfsartifeln für das tägliche Leben einen jehr günftigen 
Einfluß ausüben würde. 

Die Hauptnahrung des armen Hauswebers bejteht aus Kaffee, oder 
vielmehr zum größten Teile aus irgend einem Surrogate (Cichorien, ge- 
branntem Roggen, Gerjte 2c.), aus Kartoffeln und Brot; letteres ift häufig 
nicht einmal in genügender Menge herbeizufchaffen und wird meiſt aus dem 
ordinärften Noggenmehl bereitet. Ein Brot von 4 bis 5 Pfund muß für eine 
vierföpfige Familie zwei bis drei Tage ausreihen. Zum Frühftüd wird in 
den meiften Hausweberfamilien eine Mehlſuppe, ausſchließlich aus haus— 
badenem Roggenmehl und Waſſer, nicht felten fogar ohne Salz zubereitet, 
genofjen. Hat der Weber, der bei feiner fißenden, Förperli wenig an- 
jtrengenden Arbeit und von Jugend auf geübten Kunft im Darben jelten 
einen regen Appetit entwidelt, feine Frühſtücksſuppe nicht aufgegeſſen, fo 
befommt er fie aufgewärmt abends wieder vorgefeßt, wobei das Brot zur 
Abwechſelung vielleicht hineingefchnitten tft. Die gemöhnlide Mittags- und 
Abendſpeiſe — mehr als zwei oder drei Mahlzeiten werden in den Weberfamilien 
jelten gehalten — find Kartoffeln, entweder mit Kaffee oder mit Fett 
(Schmalz) bezw. Leinöl, Sonntags mittags wohl auch Klöße aus Kartoffeln 
oder Gerftenmehl. Die Kartoffeln erbauen fi die Spinner und Meber 
zum Teil felber, jet e8 auf einem eigenen oder erpadhteten Stüdchen Ader, 
ſei e8 in der Seite 108 gefchilderten Weife. Fleiſch fommt bei den meiſten 
Hausinduftriellen der Tertilinduftrie nur an hohen Feſttagen auf den Tiſch; 
dagegen gejtattet man jich bisweilen den Genuß von Heringen, im Sommer von 
verfchiedenen Beeren und im Herbſte von Pilzen, die durch die Kinder im 
Walde gefucht werden. Milch liefert die als einziges Haustier im ſchleſiſchen 
Gebirge oft gehaltene Ziege, bei den Wohlhabenderen die Kuh, deren Er- 
nährung feine Schwierigfeiten macht, da die zahlreichen im Gebirge vor- 
handenen abgeholzten Waldparzellen mit ihrem dichten, zum Teil üppigen 
Graswuhs unentgeltlih oder doch nahezu umſonſt faftigen Futters die 
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Menge bieten. Für Feuerung müſſen Frau und Kinder forgen, die gegen 
Zahlung einer Gebühr von zwei Marf, das ganze Jahr hindurch, foweit 
es die Witterung zuläßt, wöcentlid an zwei Tagen Naff- und Lefeholz in 
den herrfchaftlihen Forſten jammeln. Auch ift in manden Gegenden noch 
die Stoppel- und Kartoffelnachleſe geftattet, namentlich da, wo landwirt- 
Ihaftlihe Tagelöhnerei feitens der Weberbevölferung als Nebenerwerb be- 
trieben wird. Die dabei gewonnene Roggen: und Gerftenmenge wird ge- 
brannt und als Kaffeefurrogat verwendet. 

Die unverheirateten hausinduftriellen Arbeiter in der MWäfchefabrifation 
und SKonfeltionsbrande, die Schneider und Schneiderinnen, Näherinnen, 
Putzmacherinnen, Schuhmader u. ſ. w., halten fih Brot und Butter oder 
Schmalz für das Frühftüd und Abendbrot, oder kaufen zu jeder der ge- 
nannten Mahlzeiten die erforderliche Menge Weiß- oder Schwarzbrot und etwas 
Wurſt oder Sped, und verzehren dieje Nahrungsmittel bei der Arbeit, bisweilen 
aber aud in der nächſten Kretjchmerei! zu einem Glafe Dünnbier für fünf 
Pfennig. Das Mittagefjen wird von manden bei der Wirtin eingenommen, 
welde dafür 20—30 Pfennig berechnet; in Breslau benußen viele dieſer 
Erwerbsthätigen die Volksküchen, wo fie für 15—25 Pfennig eine halbe 
oder eine ganze Portion Erbjen, Bohnen, Graupen, Reis oder ähnlicher 
Speiſen in Suppenform, Sonntags mit Fleisch, erhalten. Ein großer Teil 
behilft ji aber auch mittags mit einer Kleinigkeit im Kaffeefeller oder in 
den Arbeitsräumen des hausinduftriellen Arbeitgebers und genießt erft abends 
etwas Warmed in der Wohnung oder in einer billigen Wirtfchaft. Im 
Sommer leben viele niedrig gelohnte Arbeiterinnen die ganze Woche von 
Brot, Wurft, Hering u. f. w. und ejjen nur am Sonntag ein ordentlich 
zubereitetes Gericht. Die verheirateten Hausinduftriellen diefer Gewerbearten 
leben mit ihren Familien nicht viel beſſer als die Weber, nur daß an Stelle 
des übermäßigen Kaffeegenufjes häufig der Branntwein tritt und Brot und 
Kartoffeln, legtere in Verbindung mit „Kraut“ (Sauerfohl) oder gebratenem 
Sped mit einer Waſſer- und Mehlfauce, in größerer Menge gegefien werden 
als bei jenen. Die gerade in Schlefien fehr billigen Gemüfe werden in 
Arbeiterkreifen leider nur in ganz geringer Menge verzehrt, zum Teil, weil 
fie einer forgfältigeren Zubereitung und längeren Kochens bedürfen als die 
Kartoffeln, wozu es oft an Zeit mangelt, zum Teil aus bloßer Faulheit. 

So ſchlimm, wie es in dem angrenzenden öſterreichiſchen Gebiete, in 
den Webergegenden Böhmens, Mährens und Oſterreichiſch-Schleſiens, bezüg— 


1So heißen in Schleſien die kleinen Brauereien, in denen obergähriges, jog. 
einfahes und Doppelbier hergeftelt und größtenteils gleich direft im Kleinhandel 


verfauft wird. 
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lich der Bekleidung ausjehen jol!, wo diejelben Männer, welche die 
Leinwand in Maſſen erzeugen, fehr oft nit einmal ein Hemd ihr eigen 
nennen und ihre NRöde unmittelbar auf dem bloßen Xeibe tragen müfjen, 
jteht es in Preußifch-Schlefien bei weitem nicht. Sit auch der zur Kleidung 
verwendete Stoff der denkbar einfachſte und billigfte, fo bejitt doch jeder 
das Notwendigjte, oft allerdings nur einen Rod und ein Hemd. Alles, was 
der fchlefifche Arbeiter, und fei er noch jo arm, anzieht, ijt rein, meijt blen- 
dend jauber, jedes Loch ſauber gejtopft oder geflidt. Zerriffene Kleider und 
Saden find mir fait nie zu Gejiht gefommen. Unfinnigerweife wird ge- 
wöhnlid Sommer und Winter ein dides mwollenes Tuch, von den Frauen 
und Mädchen um den Kopf, von vielen Männern um den Hals getragen; 
die Kopfbededung der Männer in den Webergegenden ift noch überwiegend 
die glatte ſchwarze, etwas hochitehende Müte aus Tuch oder billigem Seiden- 
ſtoff. Bejonders gejpart wird an der Fußbefleivung. Kinder und Frauen 
gehen faſt ſtets barfuß, ſolange es die Witterung nur irgendwie erlaubt; 
Schuhe und Stiefel werden von ihnen nur beim Kirchgange oder bei feier: 
lichen Gelegenheiten angezogen. Auch Männer fieht man in Schlejien öfter 
‚ohne Schubzeug als in anderen Provinzen. 

Die verhältnismäßig gut gelohnten Glasarbeiter, ſowohl die Glas- 
macher wie die hausinduftriellen Glasveredler, halten darauf, nit nur auf 
der Straße, jondern auch bei der Arbeit ſich jo gut zu kleiden, als es die 
Beichäftigung nur immer zuläßt. Selten fieht man einen Glasarbeiter ohne 
Uhr, viele tragen auf der Straße auch an Werktagen weiße Wäſche. An 
den Hauptjigen der hausinduftriellen Glasinduftrie (Schreiberhau, Petersporf, 
Hermsdorf unter dem Kynaft im Kreife Hirjchberg) find unbeſchuhte Kinder 
jeltener ald in den meiften anderen Gegenden Sclefiens, barfüßige erwach— 
jene Perjonen fommen daſelbſt faft gar nicht vor. 

Während die verheirateten Hausinduftriellen der Bekleidungsinduftrie, 
namentlich die Frauen und Kinder derjelben, gewöhnlich die mangelhaftejte 
Kleidung und Wäſche befigen, jo daß nicht jelten die Armenverwaltung oder 
die private Wohlthätigfeit zur Herbeifchaffung des Nötigften eingreifen müfjen, 
zeichnen fich die in der Wäfchefabrifation und Konfeftion bejchäftigten Mäd- 
chen vielfach durch übertriebenen Putzſinn aus. Letzterer veranlaßt fie neben 
dem Hange zur Ungebundenheit und zum Vergnügen nicht felten gerade, die 
ungefunde und, wie weiter oben gezeigt wurde, wenig einträgliche Näheret, 
Schneiderei u. f. w. zu ergreifen, anjtatt daß fie ji) dem gefünderen und 


1 Veral. Baul Dehn, das Elend der Hausinduftrie, ſpeziell in öſterreich. 
Concordia 18854. Nr. 139 und 140 S. 800. 
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ihrer fpäteren Stellung als Hausfrau und Mutter entfprechenderen Berufe 
eines Dienftboten widmen. Die Putzſucht vollendet dann unter Umftänden, 
was durch ſchlechte Beifpiele und Arbeitslofigfeit mit ihrem Gefolge, dem 
Hunger, vorbereitet wurde, das Herabjinfen zum Laſter. 

Von höchſter Bedeutung für die Lage der arbeitenden Bevölkerung find 
die Wohnungen derjelben, namentlid dann, wenn fie gleichzeitig gewerb— 
ih benußt werden, wie das bei den Hausinduftriellen — mit Ausnahme 
der Glasfchleifer — ſtets der Fall if. Während jeder andere Arbeiter nur 
einen mehr oder weniger großen Bruchteil feiner Zeit in feiner Behaufung 
zubringt, diefelbe außer Sonntags meist nur zum Schlafen gebraucht, hält 
fih der Hausinduftrielle auch tagsüber faſt ausfchlieglih in diefen Räumen 
auf, fo daß diefelben einen wefentlichen Einfluß auf fein Wohlbefinden, be- 
fonder8 auf feinen Gejundheitszuftand, ausüben fünnen. Wie e3 mit den 
Mohnverhältnifjen in den Hauptſitzen der Hausinduftrie Schlefiens bejtellt 
ist, erhellt aus folgender Zufammenftellung. Auf ein (bemohntes und un- 
bewohntes) Wohngebäude entfielen nad den Ergebniffen der Volkszählung 
vom 1. Dezember 1885! 





z f Be: A f erg Be 
im Kreiſe al⸗ im Kreiſe al⸗ 
tungen wohner tungen wohner 

Stadt Breslau . .».. 73 32,0 \Boltenhain . ». .... 1,7 7,0 
Frankenftein. . .» .. - 1,7 73 I2andeshut . .»..... 1,9 7,8 
Neihendah . . .» . » . 2,7 11,4 |Sirfhberg -» -» .... 1,8 7,8 
Waldenburg. » » » » - 3,6 15,5 |2ömwenberg . . .... 1,2 5,0 
1,7 7165 !Rauban. -. - 2 2... 1,4 5,8 
Neurode ». .. 2 2.2. 1,7 7,6 | Stadt Görlik. . . . - 5,5 22,2 
Habelihwerdt . .» - - - 1,3 5,9 | Leobihüß. -. » .... 1,8 7,6 
Sag 1,7 6,9 — in Oberſchleſien 1,7 7,8 
Stadt Liegnitz. - - - 4,9 20,3 eßee 1,9 8,5 
Liegnitz Land. . ... 1,7 712 Durkfenitt der 19 Kreiſe 2,2 9,6. 





Da in der ganzen Provinz Schlefien auf ein (bemohntes und unbe- 
wohntes) Wohngebäude durchſchnittlich 2,4 Haushaltungen und 9,0 Be- 
wohner fommen, fo zeichnet ji die Mehrzahl der obengenannten Kreife 
durch recht niedrige Verhältniszahlen aus. Es wäre jedoch falſch, daraus 
auf befonders günftige Wohnungsverhältnifje der fchlefischen Hausinduftriellen 
zu fchließen. Im Durchſchnitt wohnen zwar in den hier in Betracht kom— 
menden Streifen in einem MWohnhaufe nur 1 bis 2 Familien mit 4 bis 9 
Köpfen. Die kleinen Wohnhäufer im Gebirge enthalten aber gewöhnlich 
nur ein, höchſtens zwei größere Zimmer, von denen meift nur eins heizbar 








ı Nach den im Gemeindelerilon für Schlefien (herausgegeben vom Königlich) 
preußijchen ftatiftiichen Bureau, Berlin 1888) enthaltenen Daten berechnet. 
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ift, und in denſelben jpielt ji tagsüber das Familienleben ſowie die ge- 
famte Arbeitsthätigfeit ab, jo daß der zur Verfügung jtehende Raum nicht 
allzu reichlich bemefjen erjcheint. Allerdings befinden ſich die Schlafjtätten 
außer im jyamilienzimmer vielfah aud in den unter dem Dade durd) 
Bretterwände abgeichlagenen ſchrägen Bodenfammern, namentlich ſolche für 
erwachſene Kinder oder etwa im Haufe wohnende Gehilfen und Lehrlinge. 
Daß leßtere mit der Familie des Meiſters zufammen diefelben Zimmer 
teilen, fommt in den Gebirgsfreifen nicht vor, ebenjowenig die Benutzung 
gemeinjamer Schlafräume jeitens verjchtedener Geſchlechter, wie es in den 
angrenzenden nduftriebezirten Böhmens, Mährens und Oſterreichiſch— 
Schlejiens jo häufig der Fall iſt!. 

Sn den von zahlreihen Sommerfrifchlern bejuchten Ortjchaften an den 
Abhängen und in den Thälern des Rieſen- und „iergebirges find die 
größeren, meift außer dem Erdgeſchoß noch mit einem Stodwerfe verfehenen 
Häuschen zwar reicher an Wohnräumen; doc find die letteren faft aus- 
jchließlich für die Fremden bejtimmt und die Bejiger mit ihren Angehörigen 
auch hier auf das allernotwendigite beſchränkt. Noch jchlimmer find in den 
genannten Orten diejenigen daran, welche fein Anweſen ihr eigen nennen, 
jondern zur Miete wohnen müſſen, und das iſt bei der großen Mehrzahl 
der hausinduftrielen Arbeiter der Fall. So finden die Glasveredler in den 
für die Glasinduftrie günftig gelegenen Wohnplägen Schreiberhaus und 
Petersdorfs vielfah überhaupt feine Wohnung, da dies zugleich die Gegen- 
den find, in denen die meilten Sommergäjte wohnen, und es den Eigen— 
tümern natürlich vorteilhafter erjcheint, in einem verhältnismäßig furzen 
Teile des Jahres von jenen diejelbe oder eine noch bei weitem größere Miete 
einzunehmen als von einer Arbeiterfamilie, weldhe die Räume das ganze 
Jahr hindurch innehat und vielmehr abnütt als jene. Erhalten fie dennoch 
eine geeignete Wohnung, jo müſſen fie bisweilen jich fontraftlich verpflichten, 
diefelbe während der Saiſon zu räumen und finden während diefer Zeit nur 
fhwer ein Unterfommen. Das gewöhnliche Mietsquartier der verheirateten 
Arbeiter, eine Stube mit Kammer und Kochgelegenheit — wirkliche Küchen 
find in den fleinen Mieterwohnungen felten vorhanden — fojtet in Schrei- 
berhau 45, 50, 60 bis 75 Mark, in Petersdorf gar 75 bis 90 Mark; eine 
Stube mit Kochgelegenheit fommt je nad der Gegend auf 30, 45 bis 50 
Mark, in Petersporf bis auf 75 Mark zu jtehen, während ein Zimmer 


! Vergl. Singer: Sociale Zuftände des nordöftlihen Böhmens. Leipzig 1885. 
S. 186 ff. 
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allein durchſchnittlich 30 Mark, in Petersdorf aber auch bis zu 50 Mark 
an Miete erfordert. 

Die Zimmer der meiften Wohnungen für Einheimische find niedrig und 
machen feinen befonders freundlichen Eindrud; gleihmwohl find fie aber durch: 
jchnittlih noch um vieles befjer und geräumiger als die Mafjenquartiere der 
Arbeiter in vielen Groß- und nduftrieftädten. An dem niedrigen Fenſter 
jteht der Arbeitstiih des Glasmalers oder Vergolders, das Trempelzeug 
(Werktiih mit Tretvorrichtung) des Glasfchneiders, an einem zweiten die— 
jelbe Vorrichtung für einen Gehilfen oder Lehrling; ein Teil des Raumes 
ift zur Aufitellung der rohen oder veredelten Ware erforderlich. 

Da die wenig zahlreichen jelbjtändigen Hausinduftriellen der genannten 
Berufsarten faft ohne Ausnahme Hauseigentümer find und zum Schlafen 
für fih und ihre Familienangehörigen meijt noch andere Räume zur Ver: 
fügung haben, jo iſt ein ungünftiger Einfluß der gewerblichen Beichäftigung 
in den Wohnzimmern auf die Lebens- und Gefundheitsverhältniffe in diefer 
durch eine herrliche Natur und gejunde Luft ausgezeichneten Gegend nicht 
feftzuftellen.. Die meiſt zur Miete mwohnenden Glasfchleifer arbeiten hier, 
wie jchon früher mitgeteilt wurde, überhaupt nicht in ihren Privatwohnungen, 
fondern in den großen Schleifmühlen, wo fie gepachtete Arbeitsjtühle bejiten. 
Dagegen wird auf der böhmischen Seite des Niefen- und fergebirges noch 
von Taufenden in den eigenen fleinen Behaufungen an Trempelzeugen ge: 
ihliffen; der dabei in großer Menge ſich entwidelnde fcharfe Glasitaub er: 
füllt das ganze Zimmer und wirft höchſt ungünftig auf die Arbeiter ſelbſt 
fowie auf deren Angehörige ein. 

Wenn man die oben angeführte Statiftif bis auf die einzelnen Ge: 
meinden ausdehnt, jo entvedt man gar bald, daß die großen Weberbörfer 
im Gegenfage zu den günftigen Durchjchnittszahlen der Kreife recht dicht be- 
wohnt find. So entfielen auf ein (bemohntes und unbewohntes) Wohn: 
gebäude mehr Haushaltungen bezw. Bewohner als in der Provinz Schlejien 
überhaupt (2,4 bezw. 9,0), nämlich 

(Siehe die Überſicht auf Seite 120). 

Es find das namentlich ſolche DOrtfchaften, in denen die berufsthätige 
Bevölferung ausschließlid oder doch überwiegend von der Spinnerei und 
Weberei als Haupterwerb lebt. Da, wo dieje Beichäftigungen nur nebenbei, 
etwa in den Wintermonaten, ausgeübt werden, fonft aber Land- und Forſt— 
wirtfchaft den KHauptberuf bildet, iſt die Behaufungsziffer beträchtlih gün— 
ftiger. In den niederfchlefiihen Kreifen Löwenberg und Lauban, zum Teil 
in Bolfenhain und Landeshut, find auch bei der eigentlichen Weberbevölfe- 
rung die Wohnverhältniffe befjer als in Mittelfchlefien; hier ift die Mehr- 
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zahl der ſelbſtändigen Hausinduſtriellen der Textilgewerbe im Beſitze eines 
eigenen Häuschens. Die Wohnungen ſind gewöhnlich ſehr ſauber gehalten; 
das bringt ſchon die Art der Beſchäftigung mit ſich: die zu fertigenden 
Garne und Stoffe dürfen nicht beſchmutzt werden. Dagegen iſt die in den 
Zimmern vorhandene Luft meiſt ſchlecht, häufig ſogar unerträglich, wozu 
außer dem täglichen langſtündigen Zuſammenſein mehrerer erwachſener Men— 
ſchen in verhältnismäßig niedrigen Räumen, den Kleiſter- (Schlichte-), Koch— 
und Eſſensgerüchen noch beſonders die ſchier unbegreifliche, faſt im ganzen 
ſchleſiſchen Gebirge verbreitete Unſitte, die oberen Fenſter ſtets, die unteren 
größtenteils geſchloſſen zu halten, nicht wenig beiträgt. 


* Haus⸗ 
rg Be: (Kr. Schweidnit) wohner 
ner 
(reis Neigensad) tungen wohner Groß Friedrichsfeld 21 98 
Klein Friedrichsfeld 3, 12,5 
Dreißighuben . . . . » 2,2 9,4 | Königl. Grädig . . - 24 10,1 
Ernsdorf(allevierOrti.) 3,8 15,0 | Zeutmannsdorf, 1,Bergfeite 2,7 12,3 
Königl. Peterswaldau . 2,8 12,3 . Beunueihe 2,6 11,5 
Zangenbielau I, II, IH, IV 4,1 16,6 | Nieder Bögendorf . 2,2 10,2 
Mittel Beterswaldau . 3,1 132 | Ober Seutmannsdorf . 2,8 11,8 
Nieder Peteröwaldau . . 3,0 13,2 |Seifersdorf . . ... . 2,3 9,5 
Ober Mittel Beilau. . . 2,6 11,0 J 

Ober Beilau I. . ... 37158 |, (Kr. Waldenburg) 
Ober Beilau U . .» . . 30 12,0 | Alt Friedland... . . 2,4 10,3 
Dber Peterswaldau 3,1 12,6 | Dittmannädorf . . .». 235 10,3 
Beiskersdorf. - » -» - » 2,5 10,0 |Lehmmafler.. . .. . 2,7 10,9 
Schobergrund . . . . » 2,8 11,0 Ober Salzbrunn . . 3,1 13,1 
Steintunzendorf . -. ». » 2,5 11,5 | Ober Wiüjtegiersdorf . 2,6 9,9 
Steinfeiferödorf . - » » 2,4 9,9 |Reußendorf. ... . . 3,9 16,3 
Stolbergsdorf . . - - - 2,5 96 | Seitendorf . ..... 3,5 15,3 
Meigelsdorf. - » » - - 2,4 10,0 |&orem. » ...... 3,2 13,0 
Wüſtewaltersdorf 3,1 12,9. 





Diejenigen Hausinduſtriellen, welche zur Miete wohnen müſſen, ſind in— 
deſſen auch bei der Weberei in ſchlimmer Lage. Wird doch nicht ſelten der 
Niedergang der Hausweberei darauf zurückgeführt, daß es den betreffenden 
Gewerbetreibenden an vielen Orten nicht mehr gelingen will, paſſende Woh— 
nungen zu finden. Durch die Thätigkeit an den ſchweren Handwebeſtühlen, 
von denen manche Familie zwei, drei beſitzt, leiden nämlich die im Oberſtock 
größtenteils von Fachwerk erbauten leichten Häuschen ganz beträchtlich. Die 
Mietspreiſe für eine Wohnung, beſtehend aus einer Stube mit Kochgelegen— 
heit, einer Bodenkammer (oder auch zwei dergleichen) und etwas Hofraum 
zur Aufbewahrung von Holz oder Dünger ſtellt ſich in kleinen ländlichen 
DOrtichaften auf 24—30 Mark, auch fommen bisweilen noch niedrigere Preiſe 
vor. In den größeren Dörfern mit dichter Bevölkerung jteigen fie indefjen 
auf 45, 60, ja bis zu 72 Mark jährlid, je nah der Lage im Orte und 
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der Größe der Räume. m diefen Anduftrieorten, in denen oder in deren 
Nähe fich vielfah auch mechaniſche Spinnereien und Webereien befinden, 
welche zahlreiche jüngere, unverheiratete Arbeiter beiderlei Geſchlechts bejchäf- 
tigen, hat in neuerer Zeit aud das Schlafjtellenunmwefen Eingang gefunden, 
jo daß die Behörden fchon gegen die dabei zu Tage getretenen Übelftände 
eingefchritten find. So iſt im Frühjahr 1889 unter Zuftimmung des Kreis- 
ausſchuſſes vom Landrat eine Polizeiverordnung für den Kreis Schweidnig 
erlafjen worden, welche bejagt, daß für Koft- und Uuartiernehmer unbedingt von 
der Familie getrennte Räume vorhanden fein müffen, melde mindejtens 
2,10 m hoch, mit verſchließbaren Thüren und zum Öffnen geeigneten Fen— 
jtern verfehen fein follen. Für jeden Uuartiernehmer find 10 Kubikmeter 
Luftraum und 4 Quadratmeter Grundflähe nachzumeifen. Die für jedes 
Gelaß zuläffige Zahl von Koft: und Uuartiernehmern, fowie der Raum- 
inhalt des Zimmers iſt auf eimer Tafel an der Zimmerthür anzugeben. 
Jedem Uuartiergänger ift ein Gtrohfad, Dedbett oder wollene Dede, ein 
Handtuh und für je zwei Perfonen ein Wafchgerät zu gewähren. Die Auf: 
nahme von Koftgängern u. ſ. w. ijt der Ortöpolizeibehörde innerhalb drei 
Tagen anzumelden. Bei jedem Uuartiergeber und in demjelben Haufe dürfen 
fih nur Perfonen desfelben Gejchlehts als Uuartiernehmer befinden. Die 
Räume find vom Vermieter täglich zu reinigen, alle zwei Jahre zu weißen 
und das Bettjtroh vierteljährlich zu erneuern. Der Polizei jteht jederzeit 
die Nevifion der Quartiere zu. Der Ausbrud anjtedender Krankheiten ift 
vom Quartiergeber binnen zwei Tagen zu melden. Übertretungen der Ver- 
ordnung werden mit Geldſtrafen von 1 bis 30 Mark geahndet. 

Noch weiter verbreitet ift das Schlafitellenwejen bei den Arbeitern der 
Belleidungsinduftrie in Breslau und in den jchlefischen Mittelſtädten. Von 
den Näherinnen, Schneiderinnen u. f. mw. in Fabriken und bei den felbjtän- 
digen Hausinduftriellen diefer Branche wohnen in Breslau nur 20 bis 25 %o 
bei Eltern oder Verwandten, die anderen 75 bis 80"o haben Schlafitellen 
inne, meift bei Witwen, welche zu diefem Zwede in den Vorſtädten Woh— 
nungen zu 3 bis 4 Zimmern gemietet haben und jede diefer Stuben mit 
2 bis 4 Arbeiterinnen belegen. Der Preis für eine ſolche Schlafitelle be- 
trägt 2,50 bis 5 Mark für den Monat, je nachdem, ob ohne oder mit Bett 
und Wäfche, ſowie ob mehr oder weniger Perſonen ein Zimmer teilen. Für 
die unverheirateten männlichen Arbeiter gilt Ähnliches. Sowohl in Breslau 
als aud) in verfchiedenen anderen Städten bejtehen ähnliche Vorfchriften für 
die Schlafjtellenvermieter und die Uuartiernehmer wie fie jüngjt für den 
Kreis Schweidnig erlafjen wurden, doch ift die ftrenge Durchführung der- 
felben in der Großſtadt nicht leicht. Was die Familienwohnungen der Bres- 
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lauer Arbeiter angeht, jo beſtehen diejelben größtenteils — faſt die Hälfte 
aller bei der Volkszählung von 1885 überhaupt ermittelten Mietermohnungen 
— aus einem heizbaren Zimmer und Küche oder aus einer heizbaren Stube, 
einer nicht heizbaren Kammer (oder Altoven) und Küche; beide Gruppen zu— 
fammen umfafien 32270 oder 62,10 aller 1885 in Breslau vorhanden 
gewejenen Mieterwohnungen. Die hier in Betracht fommenden Mietspreife 
jtellten ſich wie folgt: 


1 nichtheizbare Stube ohne oder mit Alkoven 45—90, durchſchnittl. 87 Mark! 
1 R n mit Küche 60—120, A 105 „ 
1 heizbare Stube mit oder ohne 48-150, R 133 
2 Stuben (davon 1 heizb.) mit oder ohne „ 90—180, ü 169 „ 


Die hohen Durchſchnittspreiſe lafjen ſchon erfennen, daß die niedrigiten 
Mieten nur fehr felten vorkommen; thatfächlid machen die 8280 Wohnungen, 
welche einen jährlichen Zins bis zu 100 Mark fojten, auch noch nicht ein 
Schjitel aller Breslauer Mieterwohnungen und rund nur ein Viertel der 
oben angegebenen Zahl aus. Der größte Teil diefer Wohnungen befindet 
fih in der fogenannten inneren Stadt, dem älteften Stadtteile mit ſchmalen 
Straßen, Kleinen Häuschen, fteilen Treppen und fehr niedrigen Näumen, oder 
in den an der Peripherie Breslaus gelegenen Straßen der Vorjtädte auf 
dem rechten Oderufer (Sand- und Oder-Vorftadt). Die Häufer und Woh— 
nungen machen vielfach einen höchſt traurigen Eindruck und die im Ver- 
hältnis zu anderen deutſchen Großftädten noch immer nicht hohen Miets- 
preife find nicht zum wenigſten auf den wahrhaft Eäglichen Zuftand der- 
jelben zurüdzuführen. Faßt man ohne Nüdfiht auf den Mietspreis alle 
Wohnungen mit feinem oder nur einem heizbaren Zimmer zufammen, fo 
gab es 39772 folder mit 149651 Bewohnern, fo daß auf eine kleinſte, 
nur den allernotwendigften Raum enthaltende Wohnung durhichnittlih 3,8 
Perfonen entfielen. Nahezu ein Fünftel derfelben (7214) enthielt indeſſen 
6 und mehr Bewohner, zählte alfo zu den „übervölferten”. Diefe Eleinjten 
Wohnungen find vorherrfchend im Keller, Erdgeſchoß, 3. und insbefondere 
4. und 5. Stod. 

Zum Schluſſe diefes Kapitels fei noch der Verfuch unternommen, für 
die notwendigiten Ausgaben einer jchlefifhen Arbeiterfamilie auf dem 
Lande bezw. in den Fabriforten des Gebirges einige Durchſchnittszahlen auf- 
zuftellen, die auf eigenen Erfahrungen, fowie mündlichen und fchriftlichen 
Crfundigungen beruhen. Darnach läßt fih der Verbraud einer 4 bis 5 
Köpfe jtarfen Familie wie folgt fchägen: 





1 Vergl. Breslauer Statiftif, Serie XI, Heft II S. 9. 
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wenigitens höchſtens durchichnittlich 


Mark Mark Mark 
Mittageſſen .. .. 105 — 160 135 
Kaffee, Frühſtück, Vesper und Abendbrot 135 — 200 160 
Wohnung . . . .. 4 — 5 45 
Heizung und Beleuchtung >... 0.15 — 60 36 
Kleidung und Wäſche.. 36 — 75 54 
Abgaben u. ſ. w. . . i 9— 15 12 
Schulbücher, Werkzeug, Hausgerät, x. . 13 — 36 24 
Zufammen 339 — 621 466. 


Das Minimum in vorjtehender Überficht ift für Arbeiter bezw. Haus- 
indujtrielle berechnet, die durch etwas Landwirtichaftsbetrieb ſich Kartoffeln, 
Fleiſch und Milch felber bejchaffen, auch für Brennmaterial, außer der ge: 
ringen Gebühr für die Erlaubnis zum Reifigfammeln, beinahe nichts auszu— 
geben haben. Das Marimum wird von den Hausinduftriellen faſt nie — 
eine Ausnahme machen unferes Wiffens nur die Glasveredler und die Ge- 
bildweber —, der Durchſchnittsſatz von der großen Mehrzahl auch nicht er- 
reiht. Wenn der Verdienjt zur Befriedigung der Bebürfnifje nicht genügt, 
muß bei dem einen oder andern Ausgabepojten gejpart werden. Letzteres ift 
in befchränftem Maße bei der Kleidung und Wäfche, fonjt aber ausfchließ- 
lich bei den Nahrungsmitteln möglih; es muß alſo von der Mehrzahl der 
Hausindujftriellen gedarbt werden. 

Für die Breslauer Arbeiterinnen, von denen die in der hausinduftriellen 
Näherei, Schneiderei, Konfeltion u. ſ. w. bejchäftigten einen bedeutenden 
Bruchteil ausmachen, berechnet Dr. Kuno Franfenjtein!, u. E. ganz zutref- 
fend, eine durchſchnittliche MWochenausgabe von 6,50 Mark, nämlich) 


für Wohnung . . » >» 14500 Mart 
„ Mittagefien . . en 
„Frühſtück und Abendeſſen ... 225 „ 
Beitrag zur Kranfenfaffe . . .». . 015 „ 


für Kleidung und Wäſche 
„ Heizung und Beleuchtung 
„ Gefundheitspflege und verfchiedene 
leibliche und geiftige Bedürfniſſe 
Da das Gros der Breslauer Arbeiterinnen indeſſen nur einen Wochen- 


1,35  „.- 


! Die Lage der Arbeiterinnen in den deutichen Großftädten. Schmollers 
Jahrbuch für Gefeggebung, Verwaltung und Bolkswirtichaft im Deutichen Reid. 
12. Jahrgang. 2. Heft S. 183 (583). 
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verdienjt von höchſtens 6 Mark, ein großer Teil jogar nur von 3 bis 5 
Mark erzielt, muß aud hier eine Einfchränfung der Ausgaben für Nahrungs: 
mittel erfolgen, was nad dem Berichte des Fabrikinſpektors! thatſächlich der 
Fall ift, wenn die betreffenden es nicht vorziehen, ftatt zu bungern ihre 
materielle Lage durch die Proftitution zu „verbejjern“. 


7. Die Gefundheits- und Sterblidfeitsverhältniffe. 


Das mehr oder weniger dichte Zufammenmwohnen einer Bevölkerung 
ſowie die Art der Erwerbsthätigfeit üben auf die Gefundheits- und Sterblid- 
feitsverhältnifje derfelben, namentlich aber auf die Lebensfähigfeit, Förperliche 
Entwidelung und den Gejundheitszuftand ihrer Kinder den allergrößten 
Einfluß aus. Wie es mit dem Zufammenmwohnen der Bevölferung in den 
Hauptfigen der ſchleſiſchen Hausinduftrie fteht, iſt ſchon früher durch Feſt— 
ftellung der Behaufungsziffer erörtert worden; ein anderes Mittel bietet die 
Dichtigkeit der Bevölkerung, welche in nachſtehender Überficht mit der Sterb- 
lichfeitäziffer der fraglichen Kreife im Durchichnitt des Jahrfünfts 1883/87 
verglichen wird. Es entfielen 

auf 1 qkm durch- auf 1000 Bewohner 


in fchnittlich durchſchnittlich 
Bewohner? jährlich Gejtorbene® 

Breslau (Stadt). - -» » > ne. 9938,3 30,4 
— EEE 104,0 26,6 
eichenbah.. 2 2222 190,1 30,9 
Waldenburg. - » .» - - a ee 311,7 34,8 
3 ee ee N a u 122,1 26,6 
FJ 2 a nee 161,1 27,2 
DOSE 5 ee 77,1 27,1 
a WERE EEE EEE EFREFTEN 50,9 25,3 
DIREE (OIIRDEN & 4:5 40 0a race 2574,0 30,7 
Liegnitz (Band): 4.5.50 Aare 12,4 29,6 
VBolkenhainnn. 88,6 30,3 
BARDEBBBE 2 ae rate 122,3 38,1 
DEIGBerE 2a 116,6 34,5 
EIWERDERB = 2 4 0 anne 84,2 33,4 
N te EN EEE 129,3 31,6 
Gorliß (Etsdl) ; - er Kanne 3129,3 27,3 
tt Pe er 125,8 26,9 
Neustadt in Oberfchlefien -. - » » » - - - 119,6 27,2 
Neme na En E nee a —— 140,8 25,8 
den 19 Kreiſen zufammen 155,7 29,8; 


1 Bergl. S. 115 dieſer Abhandlung. 

2 Die Zahlen find nad den im Gemeindelerifon für Sclejien (Herausgegeben 
vom Königl. ftatiftifchen Bureau, Berlin 1888) enthaltenen Angaben über Flächen— 
inhalt und ortsanwejende Bevölkerung berechnet. 

3 Die im Durhichnitt der Jahre 1883, 1884, 1885, 1886 und 1887 Geitor- 
benen (dem amtlihen Quellenwerke: „Preußiſche Statiftil”, Hefte LAXXIV, 
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dagegen 
auf 1 qkm durch- auf 1000 Bewohner 

ſchnittlich durchſchnittlich 
Bewohner jährlich Geſtorbene 

im preußiſchen Staate . » » » 222 .. 81,3 25,2 

A 1707 ARE RE ER TEE Re Er Er 102,0 28,9 

im Regierungäbezirf Breslau... .. - 117,2 29,4 

⸗ Liegnitz...... 76,1 28,9 

⸗ Oppeln........ 113,3 28,2. 


Sm allgemeinen jteigt die Sterblichfeitsziffer mit der Dichtigfeit der 
Bevölferung, und zwar find mit wenigen Ausnahmen beide VBerhältniszahlen 
da am hödjten, wo die Hausinduftriellen nach früheren Nachweiſungen ab- 
folut wie relativ am jtärfjten vertreten find. Bei allen 19 Kreifen zu— 
fammengenommen iſt ſowohl die Bevölferungsdichtigleit wie die Sterblichfeits- 
ziffer größer als im preußifchen Staate fowie in der Provinz Schlefien und 
in deren Negierungsbezirfen. Diefe Thatſache bleibt auch bejtehen, wenn 
man von den drei Stadtfreifen abjieht; dann fommen nämlich in den übrigen 
Hauptherden der ſchleſiſchen Hausinduftrie auf einen Quadratkilometer 114,5 
Bewohner und auf 1000 Köpfe der mittleren Bevölferung jährlih 29,7 
Todesfälle. Die erjtgenannte Verhältniszahl ift nur fcheinbar Klein, da hier 
berüdfichtigt werden muß, daß 14 von den 16 fraglichen Kreifen mehr oder 
weniger ftarf von Gebirgen durchzogen werden — nur Sagan und der Yand- 
freis Liegnig liegen in der Ebene —, die zum Teil einen erheblichen 
Flächenraum einnehmen und größtenteild® unbewohnt find, während die Ein- 
wohner in den Thälern aufßerordentlih zufammengedrängt zu fein pflegen, 
fowie daß verfchiedene diefer Kreife einen umfangreichen Waldbeſtand haben !, 
wodurch ebenfall® weite Streden unbewohnbar gemacht werden. 

Hiernah hat es den Anſchein, als ob das dichte Beifammenmwohnen 
wejentlid dazu beiträgt, die Sterblichkeit in den ſchleſiſchen Hausinduftrie- 
gebieten zu erhöhen. Aber nicht die Bevölferungsverdichtung an ſich, ſondern 
deren Urfahen und Folgen find es, welche den Gefundheitszuftand der Be- 


LXXXVIH, XCI, XCV und XCIX entnommen) find mit den bei der Volkszählung 
am 1. Dezember 1885 ermittelten Ortdanweienden verglihen worden, weil die Zahl 
der legteren der mittleren Bevölkerung der |genannten fünfjährigen Periode — das 
würde eigentlih der Stand der Bevölkerung am 1. Juli 1885 fein — fehr nahe 
fommt. 

ı Mährend im ganzen preußiichen Staate die Waldungen 23,4, in der Provinz 
Schleſien 28,9 %o der Gefamtflähe ausmachen, erreichen die Anteile im Kreife Sagan 
eine Höhe von 51,7, in Hirihberg von 48,7, in der Graffhaft Glatz (Kreife Glatz, 
Neurode, Habelichwerdt) von 33,7%. (Nah den Flächenangaben des Gemeinde- 
lerifons für Schlefien berechnet.) 
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wohner ungünftig beeinfluffen. Jene Urfachen find, abgejehen von den eigen- 
artigen Bodenverhältnifjen, die armfeligen Erträge der hausinduftriellen Be- 
ihäftigung, welde die Familienmitgliever zur äußerten Enthaltiamteit, 
namentlich auch bezüglich der Wohnung, einerfeits, zur größtmöglichiten An- 
fpannung aller Kräfte behufs Ermwerbung des Notwendigften anderſeits 
zwingen. Der fnappe Verdienſt gejtattet nur die Bezahlung einer ganz 
fleinen Wohnung. Die unaufhörliche Arbeit wirft dur die Art ihrer 
Thätigfeit jchädigend auf den Organismus. Je weniger Zutritt man der 
frifchen Luft zu den fleinen Räumen gibt, dejto wärmer bleiben fie, um jo 
geringer find die Ausgaben für Heizung. Es ift ſchon früher darauf hin- 
gewiefen worden, daß die Weber im ganzen fchleftichen Gebirge Fenſter und 
Thüren ängſtlich gejchloffen halten!, daß der von der Schlichte ausgehende 
Geruch, welcher durch die Gährung der Kleiftermafje hervorgebracht wird, die 
Zuft verjäuert und verpeitet. Dazu fommt häufig, daß die Zimmer feucht 
jind, weil entweder die leichten Fachwerfbauten aus Holz und Lehm der 
Witterung nicht immer Troß zu bieten vermögen oder weil man abjichtlich 
feuchte Räume wählt, um das allzu jchnelle Austrodnen des Fadens zu ver- 
hüten, und vor allem der mit der Arbeit verbundene Staub. Baumwollen-, 
Leinen- und Wollengarn, alle drei liefern bei der Verarbeitung mafjenhaft 
Staub, eriteres den meiften und feinjten, leteres den gröbſten und wenigjiten. 
Die Wirkung ift indefjen im allgemeinen diefelbe, da die Arbeit mit Baum- 
wolle die geringfte, die mit Wolle die größte Kraftanftrengung erfordert und 
daher bei tieferer Athmung der Zunge bedeutendere Staubmengen zugeführt 
werden. in weiterer, der Weberei eigentümlicher, gefundheitsichädlicher 
Umftand tft die Körperhaltung des Webers. Er fitt auf einem hori— 
zontalen oder, wie bei der Stoff- und Sammetweberei 2c., auf einem fchrä- 
gen Brett, das mit dem Fußboden einen ſpitzen Winfel bildet ; im leteren Falle 
wird fein Unterleib gegen den vor ihm befindlichen Bruftbaum ? gedrückt und 
fein Oberförper in eine nad) vornüber gebeugte Stellung gezwungen. Unter 
allen Umftänden iſt feine Bruft fortwährend gegen die Lade? gejtemmt und 
dadurch das freie Atmen behindert. Alle diefe gefundheitsfchädlichen Einmwir- 
fungen maden es erflärlih, wenn die Weber häufigen Erkrankungen aus- 
. ! Die oberjten Fenfterteile find nicht felten mit Brettern vernagelt, um ein 
Offnen derjelben unmöglich zu machen. 

® Derjelbe ift vierfantig oder rund, je nach der Art der Arbeit; zwiſchen ihm 
und dem Kettenbaume find die Garnfäden (die Kette oder Werfte) horizontal auf: 
geipannt. 

3 Da3 tft ein ſchweres Geftell, daS durch den Tritt der Füße pendelartig bin 
und ber bewegt wird und dazu dient, den abwecjelnd von rechts nach links geſchnell— 
ten Schußfaden feit in die Kette zu ſchlagen. 
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geſetzt ſind. Nah Hirt! leidet immer die Hälfte derfelben an irgend einem 
übel, eine Thatfache, die auch amderweitig belegt ift?, und zwar fommen 
70°/0 aller Erkrankungen auf die Atmungsorgane, darunter 30,7 %o auf 
die hronifhen Brondialfatarrhe, 3,20 auf das Lungenemphyfem, 11,10 
auf die Lungenentzündung und allen 25°%o auf die Lungenfchwindfudt. 
Damit ftimmen die von Shlodom? angeftellten Unterfuchungen über die 
Sterblichkeit an Tuberfulofe recht gut überein. Nach feinen Angaben ftarben 
in den nadjtehenden Kreifen in den Jahren 1875 bis 1879 von 100 000 
Einwohnern jährlihd an Tuberfuloje * 


in | in 


Breslau (Stadt) -. - -» 2.2... 364 Boltenhain . - » 2 2 2 2 2.2.2. 262 
Frankenſteinnn 378 Landeshut ... 2... 339 
Reichenbach.... 2 318 Hirſchberg..... een 234 
Waldenburg.... 307 | Lowenberg arte SE 247 
BIO 5 5 ee ae ee 1, Er 219 
Reuroreeeee Ae 334 Görlitz (Stadt) - - - » 2 2 2... 208 
Habelfhwerdt - » 2 > 22. 287 |Leobfhüß. - - © 2 2002002 0. 32 
2 BEE 243 | Neuftadt in Oberfchlefien . . . . . 320 
Liegnig (Stadt) -. » » 2.0. 331186ß6ßß % 292 
Liegnig (Land). . -» 2» 2 2000 264 den 19 Kreifen zufammen . . . . 303. 


Allerdings könnte es auf den erften Blid auffällig erfcheinen, daß Kreife 
mit einer fehr bedeutenden Weberbevölferung, wie Landeshut und Zauban, 
recht niedrige Verhältniszahlen aufweifen. Allein es iſt eine befannte That- 
fahe?, daß nit nur die Laien dem Standesbeamten gegenüber — auf 
deſſen Notizen befanntlich die ganze preußische Todesurfachenftatiftif beruht —, 
fondern häufig auch Ärzte auf den von ihnen ausgeftellten Todesbejcheini- 
gungen ſich der nichtöfagenden Bezeichnungen „Lungenleiden“ bezw. „Zungen- 
franfheit” bedienen, namentlih dann, wenn fie den Verſchiedenen nicht be- 
handelt haben, um fi) eine genauere Unterfuhung zu erfparen, und daf 

I Die Krankheiten der Arbeiter. Erfte Abteilung, erjter Teil: Die Staubin- 
halationsfranfheiten und die von ihnen befonders heimgeluchten Gewerbe und 
Fabrikbetriebe. Breslau 1871 ©. 181. 

2 Ebenda. 

3 Die Verbreitung der Tuberfulofe in Deutfchland und einige ihrer Urfachen. 
(Bergl. Zeitichrift des Königl. Preußiſchen Statiftiihen Bureaus, Jahrgang 1853, 
©. 245 ff.) 

* Unter der Bezeihnung „Tuberkuloſe“ werden in der „Preußiſchen Statiftif“, 
auf deren Angaben die Schlotomwfche Unterfuhung, fomweit fie Preußen betrifft, be- 
ruht, die tuberfulöfen Krankheiten aller Organe, einfchließlih der Lungenſchwind— 
ſucht und der Adzchrung der Erwachſenen über 15 Jahre, verftanden. 

" Vergl. darüber Shlodom a. a. D. ©. 263. 
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unter den an jenen Todesurjahen Geftorbenen noch zahlreihe Schwindſüch— 
tige u. f. w. fih befinden. Außerdem mag durch den Umſtand, daß ein nit 
unbedeutender Teil der Weber nur den Winter über webt, den Sommer 
aber meift in frifcher reiner Luft bei landwirtfchaftlicher oder anderer ge- 
funderer Arbeit zubringt, die angegriffene Gejundheit wieder hergeftellt oder 
menigitens der Ausbruch der Krankheit verzögert werben. 

Unter diefen Umftänden fann man fi nur mundern, dab das von 
Hirt! auf Grund der Angaben in den Kirchenbüchern zu Meffersdorf (Kr. 
Lauban) und Peterswaldau (Kr. Reichenbah) für den 25 jährigen Zeitraum 
von 1843 bis 1868 bezw. das Jahrzehnt 1860—69 bei 170 bezw. 166, zu= 
fammen 336 gejtorbenen (größtenteil® Baummollen:) Webern berechnete 
durchſchnittliche Sterbealter? fich noch auf 54,25 bezw. 49,7, im Mittel auf 
51,97 Jahre beläuft und nicht wejentlich niedriger ift. 

Von dem Flahsbrehen, der Flachs- und Hanfhechelei, der Watten- 
fabrifation und Spinnerei gilt im allgemeinen dasfelbe wie von der Weberei. 
Die Bezahlung ift zum Teil noch ſchlechter als beim Weben, infolgedeijen 
die Ernährung, Wohnung und Kleidung beinahe noch mangelhafter, dagegen 
die Staubentwidlung bei diefen Beichäftigungen noch bedeutender. Sehr be- 
denklihe Staubmengen treten 3. B. beim Auflodern der Baummolle durd) 
Schlagen mit Stäbchen, wie es kleine Wattenfabrifanten maden lajjen?, 
fowie beim Rauhen des Barchent auf; doch werden alle diefe VBerrichtungen 
heutzutage nur noch felten mit der Hand (als Hausbetrieb) ausgeführt. 

Genau ebenſohoch wie bei den fchlecht gelohnten und genährten Webern 
und Spinnern ift der Prozentſatz der an Bruftfrankheiten aller Art leivenden 
Glasſchleifer und Glasfchneider, die, wie weiter oben gezeigt wurde, einen 
viel bejjeren Verdienſt haben und infolgedefjen auf Lebensunterhalt, Kleidung 
und Wohnung viel erheblichere Aufwendungen machen als jene. Hier wird 
die hohe Erfranfungs- und Sterblichkeitsziffer ebenfall3 durch den aus jehr 
feinen und außerordentlich fcharfen, verlegenden Teilchen bejtehenden Glas- 
itaub, fowie durch die ungefunde, nad vornüber gebeugte Körperhaltung der 
genannten Glasveredler herbeigeführt, wobei der Bruftfajten eingevrüdt und 
an ausgiebiger Ausdehnung beim Atmen verhindert wird. In den Schleif— 
werfjtätten ift der Fußboden wegen des dur Wafjer bewegten und jtets 
von unten in Gang gefesten Triebwerkes mit Offnungen verfehen und daher 


1a. a. O. S. 13—1%. 

? von ihm irrtümlich immer durchſchnittliche Lebensdauer genannt. 

3 In den Fabriten wird die Baummolle mittelS der Mafchine, des fogenannten 
Wolfs, zubereitet. 
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Winter und Sommer naß und falt, jo daß der ftändige Aufenthalt in diefen 
Räumen häufig Schwere Erfältungen zur Folge hat, welche oft die Urfachen 
anderer, noch gefährlicherer Krankheiten bilden. Bei den Glasfchneidern werden 
außerdem die Augen infolge der fehr großen Feinheit und Genauigfeit der 
Arbeit verhältnismäßig ſchnell angegriffen. 

Bezüglih der Schädlichfeit der hausinduftriellen Thätigkeit der Kinder 
beim Filetnähen, Knopfhäfeln und Schadhteltleben wird auf das im Kapitel 
über die Kinderarbeit Geſagte! vermiejen. 

Bon ganz befonderem Einfluffe erweijt fich die Zebenshaltung ſowie die 
Beihäftigung der Eltern, namentlich der Mütter, auf die Lebensfähigfeit, 
die Gefundheit3- und Sterblichfeitsverhältniffe ihrer Kinder. Von der Art 
der Ermwerbsthätigfeit des Vaters — die übrigens vielfah durd die förper- 
lihe Bejchaffenheit desfelben bedingt oder wenigſtens mitbejtimmt ift — 
hängt das Maß der für den Haushalt und die Kinderpflege verfügbaren 
Mittel ab; die gewerbliche Beichäftigung der Mutter wirkt mehr oder weniger 
nachteilig fowohl vor der Geburt auf die Lebensfähigfeit der Kinder als 
nachher durch den größeren oder geringeren Mangel an Sorgfalt und Pflege 
auf die Sterblichkeit derfelben ein. Letztere ift, da die Liebe der Eltern zu 
ihren Kindern überall vorhanden und nad) der Größe der vorhandenen Mittel 
jtetS darauf gerichtet ift, das Leben derſelben zu erhalten, geradezu ald ein 
Maßſtab für die wirtfchaftliche Lage einer Bevölkerung anzufehen. Nun ijt 
aber in den Hauptfigen der ſchleſiſchen Hausinduftrie ein ſehr großer Teil 
der weiblichen Bevölkerung mit gewerblichen, die förperliche Entwidelung 
Ihädigenden Arbeiten beſchäftigt und kann fich wegen des geringen Verdientes 
auch in der Zeit vor und nad) der Entbindung nicht die genügende Schonung 
und Erholung gewähren. Da ift es denn fein Wunder, wenn ſowohl die 
Totgeburtsziffer wie die Sterblichkeit der Kinder in den von uns unterjuchten 
Gebieten Schlefiens teilweife fehr bedeutend ift, wie folgende Überſicht er- 
weil. Bon 1000 im Mittel der Jahre 1875 — 82 überhaupt Geborenen 
find durchſchnittlich jährlich 

(fiche die Überfiht auf Seite 130). 
Abgeſehen von den drei oberjchlefifchen Kreifen Leobſchütz, Neuftadt und 
Neiße, die, wie der ganze Regierungsbezirt Oppeln, fi durch ſehr günjtige 
Berhältniszahlen, namentlich bezüglich der Totgeborenen, auszeichnen, ift die 
Totgeburtsziffer und die Säuglingsjterblichfeitt in zehn der vorgenannten 
ſchleſiſchen Kreiſe außerordentlich hoch. Ja in Landeshut, Hirſchberg, 
Löwenberg, Waldenburg und Lauban iſt die Sterblichkeit 


1Vergl. S. 83 ff. dieſer Abhandlung. 
Schriften XLII. — Deutſche Hausinduſtrie IV. 9 


— 
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geſtorben bis zur Vollendung des 


in ea ie ersten Lebensjahres (einichl. der 
ehelihe Kinder !) Totgeborenen?) 
ehel. Kinder unebel. Kinder 
Breslau (Stadt). - -» .» » . 44,7 310,7 489,1 
Frankenftein. » » - 2.» - 45,1 253,3 348,3 
NReihenbah - - - =: > - 50,1 314,9 412,1 
Waldenburg. - - -» =». 53,9 382,2 486,1 
Glak. » «0000. 43,7 255,1 386,1 
Neurode » > = 2 nenn. 42,6 279,3 361,9 
Habelihwerdt . -» » - . » . 45,5 276,1 358,1 
Sagan - » «2 een 00. 54,4 228,9 326,4 
Siegnig (Stadt)... .. . 34,9 361,7 529,0 
Liegnig (Land) . ....». 55,8 307,8 381,1 
Bolkenhain . » -» 2»... 57,1 348,0 433,7 
Landeshut »- » 48,0 444,7 544,4 
Sicfhberg - - =»... +. 65,6 407,0 496,8 
Löwenderg - - » 67,7 392,2 458,2 
Zauban. -. © «een... 62,6 380,7 463,7 
Görlitz — ee 58,1 347,8 479,4 
Reobihüß- - -» 28,4 236,4 330,2 
—28 in Oberſchleſien .. 29,7 231,2 851,4 
BE a ran a ar 35,3 246,3 361,8; 
Dagegen 
im preußiichen Staate . 40,8 224,7 385,3 
im Negierungsbezirf Breslau 47,6 293,7 423,0 
E s Liegniß. 56,7 317,0 409,5 
. ⸗ Oppeln. 33,0 230,8 333,9 


der Kinder im erjten Lebensjahre die höchſte, welde im 
preußifhen Staate überhaupt beobadtet worden if. Aud 
der Stadtkreis Liegnik, der Kreis Bolfenhain, der Stadtkreis Görlig, der 
Kreis Neihenbah und der Stadtkreis Breslau werden in diefer Beziehung 
nur von ganz wenigen gleichartigen Gebieten, und zwar meiſt ebenfalls 
Schlefifchen Kreifen, übertroffen, nämlih von Gammertingen (Hohenzollern) 
mit 366,3, Goldberg-Hainau mit 356,8, Schönau mit 345,3, Sauer mit 
333,6, Sigmaringen (Hohenzollern) mit 328,3, Bunzlau mit 321,0, dem 
Zandfreife Breslau mit 314,1, Striegau mit 311,0, dem Stadtfreife Char- 
lottenburg (bei Berlin) mit 310,9, Teltow (bei Berlin) mit 310,8. Hieran 
Schließen fi) mit nur wenig niedrigerer Verhältniszahl als die des Stadt- 


ı Auf Grund der im amtlichen QDuellenwerte „Preußiſche Statiftif", Hefte 
XLII, XLV, XLVII, LI, LVI, LXI, LXVIII und LXXIV, in den Tabellen über 
Stand und Bewegung der Bevölkerung in den einzelnen Kreifen u. j. w. enthaltenen 
Angaben berechnet. 

2 Nah von Fircks, die Zeit der Geburten und die Sterblichfeit der Kinder 
während des erften Lebensjahres. (Bergl. Zeitichrift des Königl. Preuß. Statift. 
Bureaus, Jahrgang 1885, ©. 93 ff.) 
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freifes Breslau der Landkreis Liegnig mit 307,8, der Landfreis Görlit mit 
306,3 und Schweidnig mit 302,2 durchſchnittlich jährlich vor Vollendung 
des erjten Xebensjahres geftorbenen von je 1000 ehelich geborenen Kindern. 
Erwägt man, fagt Firds!, daß die Kinderſterblichkeit troß der unficheren 
Erwerbsverhältniſſe eines beträchtlichen Teiles der großſtädtiſchen Bevölkerung ? 
in den preußifchen Großſtädten durchichnittlich 283,0 und in Breslau, wo 
diefelbe höher als in den übrigen ift, 310,7 vom Taufend aller ehelich Ge- 
borenen beträgt, jo läßt ji wohl nicht verfennen, daß in den vorftehend 
namhaft gemachten Kreifen, in welchen die Sterblichkeit ehelicher Kinder noch 
höher als in der Stadt Breslau geweſen it, ein jocialer Notjtand beftehen 
muß, welcher Abhilfe fordert. Wo der standard of life bei einem großen 
Zeile der Bevölkerung fo tief gefunfen ift, daß die Eltern nicht mehr die 
zur Ernährung und Pflege ihrer Kinder erforderlichen Mittel beſitzen, befteht 
wirflihe Not, welche alsdann freilih aud dahin führt, daß feitens des 
geiftig wie förperlich verfommenen Teiles der Bevölkerung ſolcher Gegenden 
die zeitweilig vorhandenen Mittel nicht mehr ausfchließlih für die Befrie- 
digung notwendiger Bedürfniſſe und die Erhaltung der Kinder, fondern für 
fonftige, weniger dringliche Zwede verausgabt werden. 

Daß die in der vorhergehenden Überficht angegebenen Verhältniszahlen 
gerade durch diejenigen Erwerbszweige wejentlich beeinflußt find, welche vor- 
wiegend hausinduftriell betrieben werden, erhellt aus folgenden Nachweiſungen 
für die wichtigften Kreife?. Von je 1000 im Mittel der Jahre 1875—82 
überhaupt geborenen ehelihen und unehelichen Kindern, 


deren Eltern angehörten 


waren, totgeboren der Tertil- der Belleidungs- 


den Fabrikar— 


im Kreiſe induftrie induftrie re 
Breslau (Stadt). . . .. . 33,1 49,3 49,0 
Reihendbad - : . ..... 50,3 48,1 51,1 
Waldenburg. -. » x 2... 67,3 57,5 63,3 
Liegnig (Stadt) . .» . . .» - 28,0 68,4 47,4 
Liegniß (Land)... ». . . : 67,3 64,2 
Bollenhain - - - » 72,1 53,2 60,0 
Landesbut -. ». ». .».... 52,0 50,1 48,6 
Hſchtt 63,4 48,0 72,8 
Löwenberg. . . 51,9 62,4 73,0 
ZAUBERN. ee et 65,8 51,0 65,5 
Börlig (Stadt). ...... 51,9 49,1 81,1. 





10.0D. ©. 126. 
2 Die Berichtsperiode umfaßt das Jahr des Krachs (1875) und den darauf 
folgenden großen mwirtfchaftlihen Niedergang. 
3 Vergl. von Firds (a. a. O. S. 123 und 129), deffen diesbezügliche Unter: 
9* 
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Von je 1000 im Mittel der Jahre 1880—83 überhaupt geborenen ehe— 
lichen Kindern, 


deren Eltern angehörten 
den Fabrikar— 


ftarben im Kreiſe der Tertil- der Belleidungs- ,; * 
beitern, Tagelöh⸗ 
induſtrie induſtrie nern, Arbeitern 

Breslau (Stadt). . .» .». . 4 311,4 388,9 
Reichenbach . .» : 2... 306,9 339,7 328,2 
Waldenburg. . -» 2.2... 346,6 354,5 460,9 
Liegnig (Stadt)... . . . .1 356,8 378,7 
Liegnitz (FCand). .».... .1 328,5 „1 
Bolfenhain . . .. 2... 423,8 326,3 390,0 
Sandeshbut - - - » 2 2.0. 387,6 528,0 459,0 
Oirinbets. = 2.4.0.0 5 351,2 382,5 440,8 
xöwendeg - - -» » 2... 427,9 458,6 507,5 
RAUdan: .. 3... une 398,9 351,8 427,1 
Börlig (Stadt) . ..... 313,7 368,0 451,3. 


Hierzu ſei noch bemerkt, daß fich unter der Gruppe der Yabrifarbeiter, Tage- 
löhner und Arbeiter ohne nähere Bezeichnung in den Gebirgsfreifen wahr: 
jcheinlich ebenfo viele Perſonen befinden, welche im eigenen Haufe für Fabriken 
arbeiten, wie jolche, die in den letzteren ſelbſt thätig find. 

Die Zahl der Totgeborenen in den Kreifen der Weberbevölferung würde 
vermutlich noch bedeutend größer fein, wenn nicht, wie Hirt? berichtet, die 
förperliche Anftrengung,, welche bei der Bewegung der Tritte des Webſtuhls 
vonnöten iſt, bei den Frauen und Mädchen verhältnismäßig häufig über- 
mäßige Menftruation zur Folge hätte und zum Abortus führte. Derfelbe 
berechnet nad) den Angaben der Kirchenbücher zu Meffersporf (Kreis Yauban) 
für das Jahrzehnt 1850—59 von 1000 Iebendgeborenen Weberfindern 
396 Todesfälle im erjten Yebensjahre. Er führt das hauptfählic darauf 
wrüd, daß die Kinder von frühefter Jugend an in ebenjo verfehrter und 
gefundheitswidriger Art aufgezogen werden, wie die Eltern ſich ernähren. 
Bon Selbitjtillen ift bei den Müttern aus irgend einem Grunde, 3. B. 
weil es zuviel Zeit foftet, nicht die Rede; Lindenblütenthee und andere ähn- 
liche Tränfchen erfegen den oft dadurd nur dürftig gefättigten Kindern die 
Muttermilh, und nur zu bald, etwa nad) zwei bis drei Wochen, tritt Die 
Diät der Eltern auch bei ihnen in ihre vollen Rechte. Oft genug machen 
jich die Folgen einer folchen Behandlungsmweife geltend; ſieht man auch mit- 
unter fräftige, fcheinbar mwohlgenährte Kinder, jo haben doch die elend aus— 





juhung ſich auf den niederichlefifihen Induſtriebezirk insbeiondere erftredt, zu dem 
nur die oben aufgeführten 11 Kreiſe unjeres Hausinduftriegebietes gehören. 

ı Nur wenn mehr als 100 Geburten während der genannten beiden Perioden 
vorgefommen find, ijt die Totgeburts- bezw. Sterbeziffer berechnet worden. 


2 a. a. O. ©. 186 u. 187. 
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fehenden, mit Skrophuloſe reichlich gejegneten bedeutend die Mehrzahl. 
Firds! bemerkt ausdrüdlich, daß in den ſchleſiſchen Gebirasfreifen, wo die 
Tertilinduftrie in großem Umfange als Hausinduftrie betrieben werde, zwar 
die Lebensfähigfeit der Kinder gering fei; aber die Lebendgeborenen erleiden 
während des erjten Lebensjahres unerachtet der bekanntlich fehr ungünftigen 
wirtjchaftlihen Lage der Eltern doch verhältnismäßig geringere Einbuße als 
die Kinder verfchiedener anderer, zum Teil ausfömmlicher geftellten Erwerbs: 
thätigen, weil fie unter der bejtändigen Aufficht ihrer Eltern aufmwachjen. 
Sie werden durch deren Erwerbsthätigfeit in ihrer förperlichen und geiftigen 
Entwidelung erft einige Jahre jpäter beeinträchtigt, wenn fie — noch vor 
dem Eintritte in das fchulpflichtige Alter — zu Hilfsdienften beim Spinnen 
und Weben herangezogen werden. 

Darauf, daß außer den genannten Urſachen auch noch andere Umstände, 
jo namentlich die weit verbreitete Unfitte, die Kinder früh morgens, ſowie 
fie aus dem warmen Bette fommen, im bloßen Hemdchen vor die Thür zu 
bringen, ins feuchte Gras oder auf den Falten jteinigen Boden zu legen, auf 
die Sterblichkeit der Säuglinge im ſchleſiſchen Gebirge einwirken, ift von 
uns jchon anderweitig hingemwiefen worden ?. 


8. Die ſchleſiſchen Hausinduftriellen in geiftiger, 
moralifher und fittliher Beziehung. 


Der ſchleſiſche hausinduftrielle Spinner und Weber tft infolge feiner 
elenden wirtjchaftlichen Lage großenteils geiflig wenig regſam. Gleichmäßig 
fließt fein Leben zwiſchen Arbeit und Entbehrungen dahin, und treten ja 
einmal Neuerungen an ihn heran, die auf feine Verhältriffe günftig ein- 
wirfen fönnten, jo madt fein Eigenfinn, bezw. fein geradezu fanatifches Feſt— 
halten an dem Hergebradhten eine nähere Würdigung derfelben unmöglid). 
Vorſchläge zur Erreihung einer gefünderen Nahrung und befjeren Lüftung 
der Wohnung, die er ohne bejondere Kojten befolgen fönnte, werden höd)- 
ſtens mit einem mitleidigen Lächeln entgegengenommen. Er ißt Mehlfuppe 
und trinkt feinen „Kaffee“ ; verdient er foviel, daß er Einiges dabei er- 
übrigt, fo verwendet es die Frau zu irgend einem wertlofen Putzſtücke, wäh— 
rend der Mann Sonntags im Wirtshaufe beim Schnaps feinen Sammer 
zeitweilig vergißt. An Stelle deſſen Fleiſch oder andere Fräftige Nahrungs- 


1a. a. O. ©. 129. 
2 Vergl. meine Abhandlung: Die Glasinduſtrie im Hirſchberger Thale, 
©. 86 und 87. 
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mittel zu faufen oder einen Notgroſchen zurüdzulegen, wird ihm niemals 
oder do nur im feltenften Falle in den Sinn fommen. Nur wenige von 
den 137 Vorſchuß-, Kredit- und Sparvereinen, welde 1888 in Schlejien 
beitanden !, finden fi in den ländlichen Ortichaften und Städten der MWeber- 
gegenden, wie der Vorfchußverein in Friedland (Kr. Waldenburg), der Spar- 
verein „Glüdauf” in Hausdorf (Kr. Neurode), die Borfchußvereine zu Yandes- 
hut, Parchwitz (Landkreis Liegnig) und der Kredit- und Sparverein in leßt- 
genannter Stadt, der Ernsdorfer Vorſchuß- und Sparverein zu Reichenbach, 
die Vorfhußvereine zu Wüftegiersdorf und Wüſtewaltersdorf (Kr. Walden- 
burg) und der Vorſchuß- und Sparverein zu Zülz (Kr. Neuftadt i. Oberſchl.). 
Rohitoff-, Produftiv- und Magazingenofjenihaften fommen noch feltener vor: 
unfere Quelle giebt für 1888 nur die Rohjtoffafjoziation für baummollene 
und leinene Garne in Schönberg bei Görlig, die Tuchmachergenoflenjchaft in 
Neurode und den Tuchfabrifverein in Sagan an, wobei wir es dDahingejtellt 
lajjen müjjen, ob leßtere nicht Vereinigungen von Handwerkern find. Kon- 
jumvereine zur Beichaffung von Lebensmitteln und fonjtigen Verbrauchs: 
gegenftänden waren im Berichtsjahre in riedrihsgrund bei Peterswaldau 
(Kr. Reichenbach), in Liebau (Kr. Landeshut), in Nieder- und Ober Langen- 
bielau und Wüftegiersdorf (Kr. Reichenbach) vorhanden. In anderen als 
Hauptfite der Hausinduftrie bezeichneten Kreifen fommen vergleichen meift 
eingetragene Genofjenfchaften häufiger vor; doch iſt es ſehr wahrſcheinlich, 
daß die Hausinduftriellen bei allen diefen Unternehmungen nur in ganz ver- 
ihmwindender Minderzahl beteiligt find. Auch die in den Webergegenden 
befindlichen fommen hauptjädhlih den Spinnern und Webern in Fabriken 
zu Gute. 

Armut und mangelhafte gemwerblihe Vorbildung hindern den Weber 
auch daran, ji die bedeutenden technifchen Berbefjerungen zu Nube zu 
machen, welche gerade auf dem Gebiete der Weberei jtattgefunden haben. 
Es hat fajt ein Jahrhundert gedauert, ehe die Schnellihüten bei den jchle- 
ſiſchen Webern allgemeineren Eingang fanden und die Verwendung der 
„Jacquardftühle mußte ſelbſt dann bisweilen unterbleiben, wenn der Fabrifant 
die legteren liefern mwollte, weil niemand da war, der fie zu handhaben 
verjtand. 

Die Hausinduftriellen der Befleivungsinduftrie befinden ſich bezüglich 
ihrer Fachbildung in ähnlicher unbefriedigender Lage wie die Tertilindu- 
ſtriellen. Sie find meift nur einfeitig ausgebildet; die Männer arbeiten 

I Vergl. Jahresbericht über die auf Selbhilfe gegründeten Deutihen Erwerbs: 


und Wirtjchaftsgenofienihaften von F. Schend, Anwalt des Allgemeinen Deutichen 
Senofjenichaftsverbandes. Leipzig und Berlin 1889. 


Die Hausinduftrie Schlefiens. 135 


3. B. nur Nöde, nur Weſten oder nur Beinkleider, die Schuhmader nur 
Herrengamajchen, nur Damen oder Kinderftiefel u. ſ. w., die Näherinnen 
in der Konfeftion und Wäfchefabrifation jtellen ausſchließlich Taillen oder 
Röcke oder Nachthemden oder Schürzen u. ſ. w. ber, einzelne nähen an den 
Mänteln nur die Hauptnähte zufammen, andere liefern bloß Beſatz, noch 
andere machen nur Knopflöcher. Sie wollen auch gar nicht mit anderen 
Arbeiten bejchäftigt werden, da fie bei dem färglichen Lohne nur bejtehen 
fönnen, wenn fie in ihrem Specialzweige, in dem fie eingearbeitet find und 
alles flint von der Hand geht, zu thun haben. Solche Hausinduftrielle jind 
niht im Stande, Privatbeitellungen auf Lieferung ganzer Anzüge, vollitän- 
diger Kleidungsjtüde u. f. mw. anzunehmen. Ein Beifpiel für viele! Ein 
Schuhmader, der in Breslau für ein Magazin arbeitete und einen aus— 
gezeichneten Stiefel lieferte, auch fonjt rechtichaffen und ordentlich war, er= 
hielt durch Verwendung eines Gönners das nötige Handwerkszeug und Leder 
und zugleich verfchiedene nugbringende Aufträge. Alle Mühe war aber um- 
fonjt, denn er fonnte weder richtig Maß nehmen noch einen Stiefel zu— 
Schneiden. 

Dagegen gehören die Glasveredler zu den intelligentejten Arbeitern, 
deren verhältnismäßig günftige Löhne nicht zum wenigjten dem Umjtande 
zu danken find, daß fie eine forgfältig geregelte Lehrzeit abjolvieren mußten 
bezw. noch jest durchzumachen pflegen, während welcher jie Gelegenheit hatten 
und haben, fich eine ziemlich qute technifche Bildung in ihrem Gewerbe an- 
zueignen. Leider ijt es bei der zahlreichiten Gruppe derjelben, den Glas- 
fchleifern, vielfah üblich, den Verdienſt in liederlicher Geſellſchaft durchzu— 
bringen und ihre Gefundheit durch gefchlechtlihe Ertravaganzen und den 
Trunf zu untergraben. Daß ein Teil der Konfeltionsarbeiterinnen, Wäfche- 
näherinnen u. ſ. w. in Breslau und den fchlefifhen Mittelſtädten wöchent- 
lid an zwei Abenden und außerdem jeden Sonntag von 4 Uhr nachmittags 
ab auf dem Tanzboden liegen, ift befannt; daß fie infolge ihrer Genußjucht 
oder aus anderen Gründen nicht felten der Proftitution zum Opfer fallen, 
wurde ſchon früher erwähnt. Won den Webern wird berichtet!, daß die 
Thätigfeit ihrer Beine am Webjtuhle — das Treten der Lade — eine hef- 
tige Erregung des Gefchlechtätriebes zur Folge habe?. Frühes Heiraten ijt 
daher bei ihnen an der Tagesordnung. Mit 20, 22, höchſtens 23 Jahren 
führen jie ein gleichaltriges Mädchen heim, ohne zu forfchen und zu über- 
legen, ob und wovon jie leben können; das Proletariat, der Mangel, das 


ı Hirt a. a. D. ©. 180. 
? Sollte die Thätigfeit weiblicher Perfonen an der Nähmaschine nicht ähnliche 
Folgen nad) fich ziehen? 
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Elend werden dadurch natürlich erhöht. Nichtsdeſtoweniger ſind ſowohl bei 
ihnen wie bei den übrigen Hausinduſtriellen uneheliche Geburten recht häufig, 
wie aus folgender Überſicht hervorgeht. Im Mittel der Jahre 1883 — 87 
waren unter 1000 durchſchnittlich jährlich überhaupt Geborenen unehe— 
lihe Kinder! 


| 





in in 

Breslau (Stadt) - - » 2... 166 | Löwenderg . » » > 2 2 222. 161 
Ssennlenftein. - - 000% 174 | Bauban: sn 153 
Reihendbah . . » - 222... 186 Görlitz (Stadt) - - » 152 
Walbenburg... 5088 mr ET? Br RER re 101 
150 Neuſtadt in DOberfchlefien.. . . - . 85 
Mitade: 2 es 18 |RNefe ... 22-0000 135 
Habelihwerdt - . - » > 2.2... 173 den 19 Areifen zufammen . . . . 138: 
7 re 139 dagegen | 

Riegnig (Stadt) . » » » 113 im preußiihen Staate . ..... 82 
Liegniß (Banb).. » 2.0. 0.8 5% 116 in Schlefien. - - - : - 22... 109 
Bolkenhain..... . a 141 im Reg.Bez. Breslau . . . . . . 136 
BOnDeBEut. = = #.0.5.%,.0% 2,04 119; \ ” a .. . 136 
Hirſchbherrgg 5% 2.4 139| „ 5 Dppeln. -. ..... 68. 


Es unterliegt hiernah wohl Feinem Zweifel, daß gerade die bedeuten- 
den Anteile unehelicher Kinder, welche die meiften KHauptherde der Haus- 
induftrie aufweifen, mwefentlih zur Erhöhung der für Schlejien und feine 
einzelnen Regierungsbezirfe berechneten Verhältniszahlen beigetragen haben 
müſſen. 

Schon 1868 bemerkt ein Gewährsmann Jacobis? über die ſchleſiſchen 
Spinner und Weber zum Zeugnis deſſen, wie die moraliſche Kraft dieſer 
unglücklichen Bevölkerung gebrochen ſei: „Sie darben eher, als daß ſie ſich 
aus ihrer Ruhe aufſtören laſſen“. Das iſt im Weſentlichen auch noch heute 
fo. Während andere Handwerker und Gewerbetreibende, ſelbſt landwirt— 
ſchaftliche Tagelöhner, in Zeiten der Not ihre Scholle verlaſſen, um ſich 
anderwärts Arbeit und Verdienſt zu ſuchen, ganz gleich in welchem Berufe, 
hält der Weber im allgemeinen inmitten alles ihn umgebenden Elends beim 
ererbten Stuhle und Gewerbe aus, bis auch ſeine an Entbehrungen ge— 
wöhnte Natur dieſelben nicht mehr zu ertragen vermag. Dann — greift 
er zum Strid oder geht ins Waſſer. In der That ift die Zahl der Selbft- 
mörder in den von uns näher unterfuchten Gebieten eine ganz beträcht- 
liche. Es endeten im Jahrfünft 1883—87 durchſchnittlich jährlih durch 
eigene Hand von je 1000 Geitorbenen ® 





ı Nah den bezüglihden Angaben des amtlichen Uuellenwerfes „Preußische 
Statiftif“ (Hefte LXXIX, LXXXVL LXXXIX, XCIV und XCVII) berechnet, 

2 a. a. O. ©. 328. 

? Vergl. Anm. 3 auf ©. 124 dieſer Abhandlung. Die in der beſonderen 
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in in 

Breslau (Stadt). » » 2.2. . 83 | Löwenderg - - » > rn. 10,7 
Frankenſteiin.. 34 ub 13,1 
Reihendad - - » > 22000. 11,1 Görlig (Stadt)... 0... 16,8 
Waldenburg: - -» : 22200. 10,6 | Leobihüß, . . - - «+: +. - 3,8 
BE: a are 6,2 Neustadt in Oberfchlejien. -. - - -» 2,5 
ODE 2 SDLREABE-ı 4 4 an 82 
Habelihwerdt - » » 2 2 2 220. 7,4 den 19 reifen zuiammen . . . . 9,5; 
0 Mr BR er a — 14,4 dagegen 

Liegnik (Stadt) -. - - .. 2... 13,2 im preußifchen Staate. - - » - » 78 
Liegnig (Land) » » 2 2 2220. 16,5 in Schlefien .. er. 8,3 
Molfenbatn: =.3.% 5. cu 06 we m 14,9 im Reg.Bez. Breslau...» . . . 10,8 
Landeshut » > 2: 22000. 10,3 r e Liegnitz... .. . 13,3 
Sſtheeee 16,6, „ R ER. N re 2,4. 


Auch hierbei mahen die oberſchleſiſchen Kreife Leobſchütz, Neujtadt und 
Neiße ebenfo wie die Grafihaft Glatz (Kreife Glatz, Neurode und Habel- 
fchwerdt) wieder rühmliche Ausnahmen, doch mweifen die erjtgenannten immer 
noch höhere Anteile auf als der Negierungsbezirf Oppeln im ganzen. 

Zu vorftehender Überficht mögen folgende Angaben noch als Erläute— 
rung dienen. Im Staate endeten im genannten Zeitraume von 1000 ge- 
ftorbenen Tertilinduftriellen durchfchnittlih jährlih 9,3, in Schlejien 10,8 
durch Selbitmord ; von den befannten Selbſtmordurſachen entfielen auf Nah- 
rungsverfall, Arbeits- und Ermerbslofigfeit im Staate 6,61, in Schlefien 
7,59 io. 

Daß die jchlefifhen Hausinduftriellen troß ihrer großenteils elenden 
Lage im Allgemeinen ſich rechtichaffen ernähren, bemweifen die verhältnis- 
mäßig geringen Anteile, melde dieſe Grwerbsthätigen zu den Mer: 
brechern ftelen. Auf je 10000 Köpfe der am 1. Dezember 1885 vorhan- 
denen ftrafmündigen! Civilbevölferung famen im Durchſchnitt der fünf Jahre 
1883—87? Berurteilte wegen 

(fiehe die Überfiht auf Seite 138). 


Abgefehen von der Großſtadt Breslau, deren bezüglihe Verhältnifje 
hierbei nicht in Betracht fommen können, werden die Durchſchnittszahlen des 
preußifchen Staates ſowohl bei den Verbreden und Vergehen überhaupt wie 
bei den befonders namhaft gemachten Delikten nur in einzelnen Fällen über- 
fchritten, die höheren für Schlefien meift nicht erreicht. Trotzdem mag nicht 
Selbftmordftatiftit Preußens angegebenen abjoluten Zahlen weichen von den bier 
verwendeten ftandesamtlichen infolge genauer Nüdfragen alljährlich etwas ab, doch 
fonnten diefelben von uns deshalb nicht benußt werden, weil fi die darauf bezüg- 
lihen Beröffentlihungen nicht auf Kreiſe erjtreden. 

ı d. h. über 12 Jahre alten. 

? Berge. Statiftit des Deutichen Reiche. Neue Folge, Bd. 37, IL. 25. 
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Gewalt u. gefähr- 
Derbreigen Drohungen licher Dieb 


in u. Bergeben p Betrugs 
n gegen Be- Körper: ſtahls 
überhaupt amte ꝛc. verlegung 
Breslau (Stadt) - - - - 213,8 17,3 19,5 52,0 8,4 
Srankenftein . » - - - » 110,2 3,6 13,0 318 4,7 
Reihenbah. - -» - - »- -» 112,5 3,0 14,3 29,5 4,2 
Waldenburg :» -» 88,0 3,9 10,9 26,5 2,5 
BE: ea ee 112,2 3,1 8,2 35,9 6,4 
Neuste 2.0.0 % 93,2 3,6 7,2 25,9 4,7 
Habelihwerdt. . » . » -» 83,8 3,3 4,5 27,9 6,0 
BOBaR: 2.0.5000 00% 82,1 3,7 7,3 27,4 2,7 
Liegnig (Stadt)... - - - 108,9 3,9 9,0 37,3 67) 
Liegnig (Xand) . .». - -» 71,5 0,62 7,4 23,2 1,9 
Boltenhain . . » .. >» 44,5 0,86 2,6 18,1 0,86 
Landeshut » 2... 71,0 2,8 4,1 24,9 2,2 
Öirfhberg - » +. 95,0 3,7 5,6 33,1 3,7 
Löwendberg - » - +» 68,6 1,9 5,0 22,7 3,1 
DEWbEN 2 070.00. 80 58,5 3,0 3,8 21,9 3,0 
Görlitz (Stadt) -. . - - - 115,6 8,5 7,3 38,8 7,6 
Leobihüß - » 103,4 3,8 17,0 31,0 2,3 
Neuitadt in Oberfchlefien . 104,9 4,4 11,3 81,6 24 
Heben 34,0 5,8 7,4 24,8 2,9; 
dagegen 
im preußifchen Staate . . 101,8 4,1 14,5 29,6 3,2 
in Shlefien . .».:.. » 128,7 5,8 16,7 38,3 3,6 
im Reg.Bez. Breslau . - 126,4 6,2 14,9 37,0 4,3 
R 2 Liegnitz . - 78,4 2,7 6,3 26,6 3,1 
E 2 Oppeln . . 167,9 7,8 26,4 48,2 32 


unerwähnt bleiben, daß die bei Zimmermann regelmäßig immer wieder— 
kehrenden Klagen der Unternehmer über unehrliche Arbeit der Spinner und 
Weber auch heute noch nicht vollſtändig verſtummt ſind. Dagegen kommen 
wohl betrügeriſche Handlungen der Arbeitgeber, wie zu der Zeit, als die 
Spinner und Weber meiſt noch auf eigene Rechnung arbeiteten, nicht mehr 
vor, weil überall das Verlagsſyſtem in dieſem Zweige der ſchleſiſchen Haus— 
induſtrie herrſcht. Dafür ſuchten die Unternehmer bis vor Kurzem deſto 
eifriger die Löhne zu drücken, um auf dieſe Weiſe gegen die elſäſſiſche und 
rheiniſch-weſtfäliſche Konkurrenz aufkommen zu können. 


9. Die Hausinduſtriellen und die gewerblich beſchäftigten 
Gefangenen. 


Seit Jahren machen die verſchiedenen gewerblichen Korporationen und 
Vereine (Innungen, Gewerbevereine u. ſ. w.) in Preußen wie in den übrigen 
deutſchen Staaten vergebliche Verſuche, die ihnen durch die gewerbliche 
Strafanſtaltsarbeit erwachſende Konkurrenz zu beſeitigen. Bald wünſcht man, 
daß letztere gänzlich abgeſchafft und die Gefangenen allein in der Landwirt— 
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ſchaft bejchäftigt werden, bald petitioniert man um ausfchließliche Verwen— 
dung der Inſaſſen jener Anjtalten für ftaatlihe und militärifhe Zwecke. 
Da eine jtrenge Durchführung des einen oder andern Vorfchlages aus vielen 
und nicht zum wenigjten praftifchen Gründen vorerjt, wenn nicht überhaupt, 
unthunlich erjcheint, jo wird man nad wie vor mit diefer Konkurrenz zu 
rechnen haben und ab und zu der Umfang derjelben fejtgeftellt werben 
müſſen, um örtlich hervortretende, befonders augenfällige Mißſtände befeitigen 
zu fönnen. 

Mährend man gewöhnlich die Strafanjtaltsarbeit mit dem Handmwerf 
vergleicht, wird im folgenden der Verſuch unternommen, die erjtere der Haus- 
induftrie gegenüber zu ftellen. Dazu veranlaßt uns nicht bloß der rein 
äußerlihe Umftand, daß die Beichäftigung von Gefangenen in den Ber- 
öffentlichungen über die Berufs: und Gemerbeftatiftif von 1882 als eine 
Unterabteilung derjenigen von Perfonen, welche zu Haus für fremde Rech— 
nung arbeiten, angejehen it. Wir find vielmehr der Meinung, daß die 
gewerbliche Thätigfeit der Strafanftaltsinfaffen in der That der Hausinduftrie 
viel näher verwandt ijt als dem Handmwerf. Die Anwendung bedeutender 
mafchineller Vorrichtungen oder andermeitiger Motoren ift bei der Straf- 
anjtaltsarbeit meiſt ausgefchlofjen; die Inſaſſen find vorwiegend mit ihren 
Händen und möglichjt einfachen Werkzeugen thätig, ganz wie die Hausindu- 
itriellen. Sie verwenden ausschließlich das jeitens der Unternehmer gelieferte 
Nohmaterial oder Halbfabrifat, wie der größte Teil der felbjtändigen Haus- 
arbeiter. Sie arbeiten wie die letteren für fremde Rechnung, wenn auch 
nicht zu Haus, jo doch ebenfalls nicht in den Werkſtätten der Arbeitgeber. 
Es ift mehr ala wahrſcheinlich, daß, wenn heute die gewerbliche Gefängnis- 
arbeit abgefchafft würde, die überwiegende Zahl der arbeitgebenden Firmen 
zur hausinduftriellen Betriebsform übergehen würde. Weitaus die Mehrzahl 
aller derjenigen Betriebe, welche in Strafanjtalten arbeiten laſſen, befchäftigt 
ſchon jett gleichzeitig Hausinduftrielle.e Auch find die Fälle durchaus nicht 
jelten, daß geſchickte und tüchtige Anjtaltsinfaffen nad ihrer Entlafjung aus 
dem Gefängniffe 2c. in der erlernten Beichäftigung bei demjelben oder 
einem anderen Arbeitgeber hausinduftriell weiter thätig find; 3. B. bei der 
Verfertigung künſtlicher Blumen und ‘Federn, in der Strohhutfabrifation, 
namentlich aber in der Tabaffabrifation fommt dergleichen häufig vor. Da- 
gegen find gerade die Innungen bemüht, ihre Mitglieder von der Abhängig- 
feit der Verleger und Magazine zu befreien und dem Handwerk den gol- 
denen Boden wieder zu erobern, den dasjelbe in den letten 50 Jahren, u. 
E. unmiederbringlid, verloren hat. Sie würden alfo von der Aufhebung 
der Gefängnisarbeit faum einen Nuten haben. 
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Nah den Ergebnifjen der Gemwerbeftatiftif! wurden im Durchſchnitte 
des Jahres 1882 in Schlefien von 1295 Hauptbetrieben aus 68585 Haus- 
induftrielle und 3652 Inſaſſen von Straf» und Befjerungsanftalten gemwerb- 
lich bejchäftigt. Davon entfielen 701 Betriebe mit 30854 Hausinduftriellen 
und 2080 Gefangenen auf den Breslauer, 432 Betriebe mit 28528 Haus- 
induftriellen und 914 Gefangenen auf den Liegniter und 162 Betriebe mit 
9203 Hausinduftriellen und 658 Gefangenen auf den Oppelner Regierungs- 
bezirt. Auf je 1000 Hausinduftrielle famen demnah in Breslau 67, in 
Liegnitz 32, in Oppeln 71 und in der ganzen Provinz Schlefien 53 gewerb- 
lich beichäftigte Strafanftaltsinjaffen. Das find ziemlich niedrige Verhältnis- 
zahlen. Man würde jedoch irren, wenn man daraus einen geringen Einfluß 
der Gefangenenarbeit auf die Thätigfeit der freien Hausinduftriellen herleiten 
wollte. Dan erhält ein wefentlich anderes Bild, fobald man die Verteilung 
der gewerblich bejchäftigten Häftlinge u. f. w. auf die einzelnen ſchleſiſchen 
Kreife und auf die verfchievenen Gewerbearten verfolgt?. Für die Kreiſe er- 
gibt fich Folgendes. Es wurden ermittelt 


gewerblich beichäftigte Gefangene 


im Kreife , Paus- i 
i ste N auf 1000 Haus- 
—— überhaupt induſtrielle 
Breslau (Stadt). . ... 6031 657 109 
Beie te 80 489 6112 
Schweidnitz. .... 899 204 227 
Striegau. ....... 262 703 2633 
Waldenburg - » -» . » - 3958 27 7 
gm Sa Ze rn 27 25 926 
ee sel 170 193 
Bunzlau.. Ne 227 45 198 
Liegnig (Stadt). . - - - 3054 52 17 
Zaneere 67 148 2209 
Lauban.. ar 9270 20 2 
Görlitz (Stadt) . . . . - 739 454 614 
Toft-Sleiwiß . .» +» - 65 93 1431 
Seüßkßen 145 10 69 
Ratibor - - - 2: 2 20. 237 485 2046 
Neuitadt in Oberſchleſien. 2363 70 30. 


Bei diefen 16 Kreifen famen zufammen auf 28305 Hausinduftrielle 3652, 
auf 1000 alſo 129 gewerblich thätige Strafanitaltsinfafjen, und in einzelnen 
derfelben war die Zahl der letteren ein Vielfaches der erjteren. Allerdings 
ilt zu bemerfen, daß die bejchäftigten Gefangenen nicht durchgängig Inſaſſen 


1 Statiftif des Deutihen Reihs. N. F. 7 IL 
2 Mit Hilfe des Heftes LXAXXIN Teil II des amtlichen Quellenwertes „Preu— 
ßiſche Statiſtik“. 
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von Anjtalten der oben genannten Kreife find; in den letzteren befindet fich 
nur der Sitz der Betriebe, von welchen aus dergleichen Perſonen beichäftigt 
werden. Dasjelbe wurde aber früher! aud von den Angaben über die 
Hausinduftriellen nad) Kreifen nachgewieſen, und es ift fein Grund zu der An- 
nahme vorhanden, daß in diefer Hinficht zwifchen beiden Beichäftigungsmweifen 
wejentliche Unterſchiede obwalten, jo daß die betreffenden Zahlen wohl ver- 
gleichungsfähig erjcheinen. 

Offenbar hängt die Größe der Einwirfung, welche die Gefangenenarbeit 
auf die hausinduftrielle Erwerbsthätigfeit ausüben kann, aber davon ab, ob 
die Arbeiter beider Unternehmungsformen diefelben Gewerbezweige betreiben. 
Folgende Tabelle bietet deshalb zunächſt für die ganze Provinz eine Über- 
ficht, in welchen Gemwerbeordnungen die genannten Arbeitergruppen fonfurrieren. 

















(Tab. 16.) Auf 1000 
Haus— 
Haus⸗ Gewerblih induſtrielle 
Gewerbeordnungen induftrielle beichäftigte fommen 
Gefangene gewerblich 
beichäftigte 
Gefangene 
Zeugſchmiederei u Helge Ann Die Sr Br he Ya ch — 90 
Fabrikation von Nadlerwaren und Draht- | 
BB nee 43 59 1372 
EEE 5 5.0: a 5 80 27 837 
Anfertigung von Zündwaren . . . . . 961 70 73 
Stearin- und Wachskerzenfabrikation. . 2 | 2 1000 
Harzverarbeitung, Fabrikation von Fir: 
niffen und Kitten. . » 2 2 2 2.2. — 12 
Flachsſpinnereie.. 2 220. 54 80 1481 
ZEGBEREREEEN: 56 2698 100 37 
Baummollenweberei - » » 2» 2 22... 9192 8 1 
Gummi- und Haarflechterei und weberei — 50 
Strickerei und Wirkerei . ». 2.2... 7048 222 31 
Hälelei und Stiderei - . » . 2... 1537 43 25 
Bofamentenfabrilation. . .». .» 2... 8 140 17 500 
17225 ee 1 20 20 000 
Sackmacherieieee.. 53 69 1302 
Bunt- und Luruspapierfabrifation. . . 1 60 60 000 
Buchbinderei, PBapier- und Pappen— 
verarbeitung.. ea a 113 295 2611 
Sattlerei und Xederwarenfabrifation. . 77 219 2844 
Berfertigung grober Holzwaren . . . - 2000 97 48 
DEREN. sen 0 27 105 3889 
Drechslerei und Schniterei. . . . . - 130 214 1646 
Kamm, Bürften- und Pinfelmaderei . 5 25 5000 
Tabakfabrilation - - » 2220. 610 1351 2215 
BR N EEE 4535 122 27 
Eieimaderi .. : 20. 0026 1270 172 135 
@umme. - - > 2220. 30 445 3652 120 





! Beral. S. 69. 
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Nach vorjtehender Zufammenftellung fann der Einfluß der Strafanitalts- 
arbeit nur auf wenige Zweige der Hausinduftrie als einigermaßen be- 
deutend bezeichnet werden, und zwar im allgemeinen! auch nur unter der 
Vorausfegung, dab beide Unternehmungsweiien an demjelben Orte oder 
wenigjtens in demjelben Kreife vorfommen. Das iſt nun thatſächlich der Fall 
bei der Fabrifation von Nadlerwaren und Drahtgeweben im Kreife Schweid- 
nig mit 43 Hausinduftriellen und 35 Gefangenen, bei der Uhrmacherei im 
Kreife Waldenburg mit 4 bezw. 27, bei der Anfertigung von Zündwaren 
in Neuftadt in Oberfchlefien mit 26 bezw. 70, bei der Strideret und Wir- 
ferei, Häfelei und GStiderei in den Städten Breslau und Liegnig und im 
Kreife Sagan mit zufammen 2566 bezw. 265, bei der Pojamentenfabrifation 
in der Stadt Görlig mit 8 bezw. 70, bei der Sackmacherei in Breslau mit 
30 und 50, bei der Bunt- und Luruspapierfabrifation ebendafelbit mit 1 
und 60, bei der Buchbinderei und Gartonnagefabrifation in derfelben 
Stadt mit 25 und 16, bei der Sattlerei und Fabrikation feiner Leder— 
waren in Görlit mit 39 und 166, bei der Verfertigung grober Holz- 
waren in Toft-Gleiwis mit 2 und 71, bei der Tijchlerei in Schweidnitz, 
Striegau und Beuthen mit zufammen 15 und 105, bei der Drechslerei und 
Schniterei in Sauer und Görlig mit zufammen 8 und 204, bei der Tabaf- 
fabrifation in Breslau, Brieg, Schweidnitz, Striegau, Jauer, Görlit und 
Natibor mit zufammen 586 bezw. 1329, bei der Konfektion in Schweidnitz, 
Sagan, Bunzlau und Görlig mit zufammen 669 bezw. 122, bei der Schuh: 
macherei in Görlig und Ratibor mit zufammen 91 und 165 Hausinduftriel- 
len bezw. gewerblich bejchäftigten Gefangenen. In diefen Beichäftigungen 
machten ſich insgefamt 4113 bezw. 2755 der genannten Perſonen Konkurrenz, 
jo daß auf 1000 Hausinduftrielle durchſchnittlich 670 gewerblich beichäftigte 
Strafanftaltsinjaffen entfielen. In den einzelnen Kreifen, 3. B. in Breslau, 
Waldenburg, Jauer, Görlitz, Toft-Gleiwit und Neuftadt in Oberfchlefien, war 
das Verhältnis vielfah noch ungünjtiger für die Hausarbeiter, wie eine Ver: 
gleihung der vorftehend mitgeteilten abfoluten Zahlen ohne weiteres er- 
fennen läßt. 


I Bei einzelnen Gewerbezweigen, 3. B. bei denjenigen, die nur in beftimmten 
Gegenden bezw. an wenigen Orten betrieben werden, fann auch die gewerbliche 
Thätigfeit in entfernteren Strafanftalten einen größeren Einfluß ausüben. So wird 
3. DB. bezüglich der befonders bei der Fabrikation fünftliher Blumen im Königreiche 
Sachen häufig vorfommenden gejegwidrigen Beichäftigungen von Kindern behauptet, 
daß diefelbe durch die Konkurrenz der preußiichen Gefängnifle in den letten 6 bis 
8 Jahren hervorgerufen worden jei (vergl. Schlefifhe Volkszeitung Nr. 13 vom 
9. Januar 1889). 
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Seitdem ift der Einfluß der Gefängnisarbeit nicht geringer geworden. 
Allein in den fieben unter der Verwaltung des Minifteriums des Innern 
ftehenden Strafanftalten zu Breslau, Brieg, Striegau, Jauer, Görlit, Sagan 
und Natibor! wurden in den Etatsjahren 1886/87 und 1887/88? durd)- 
fchnittli täglich 3770 bezw. 3864 männlihe und weiblihe Zuchthaus, 
Gefängnisgefangene und Gefangene in gejchärfter Haft („Gefangene mit 
Arbeitszwang“) für dritte gegen Lohn beichäftigt, davon 3712 bezw. 3814 
mit gewerblichen und induftriellen Arbeiten verfchievener Art. Dazu famen 
für 1886/87 etwa 3000 Inſaſſen der ſchleſiſchen Gerichtsgefängniffe®, fo 
daß im genannten Berichtsjahre zufammen rund 6700 oder fat doppelt fo 
viel Gefangene den freien Gemwerbetreibenden in Schlejien Konkurrenz mad)- 
ten ala 1882. 

Mie äußert fih nun aber die Konfurrenz der Gefängnisarbeit? So— 
wohl Hinfichtlich der Arbeitszeit und des Arbeitöverdienftes wie namentlich 
bezüglich der Ernährung und in fanitärer Beziehung find die gewerblich be- 


I Die neue demjelben Reſſort unterjtellte Anjtalt zu Groß Strehlig war in 
den Berichtsjahren noch nicht fertig. 

2 Nach der feit 1869 alljährlich ericheinenden „Statiftif der zum Reſſort des 
Königl. Preußiihen Minifteriums des Innern gehörenden Straf- und Gefangenan- 
ftalten.“ 

3 Diejelben gehören zum Reſſort des Juftizminifteriums und ftehen unter der 
Aufficht des OberftaatSanwalts zu Breslau, der wie alle anderen derartigen Beamten 
alljährlich die entiprechenden Nachrichten an feine vorgejekte Behörde einzureichen 
bat, ohne daß merkwürdigerweife jeitens der letteren bisher eine Veröffentlihung 
derjelben erfolgt wäre. Einer Zeitungsnotiz (vergl. Schleſiſche Volkszeitung Nr. 406 
vom 7. September 1887) zufolge wird in der Nachweiſung für 1886/87 geſagt, daß 
in 98 von 126 Gerichtögefängnifien, welche Schlefien damals zählte, die Gefangenen 
befhäftigt wurden. Betrieben wurden als häusliche Arbeiten — außer allen Arten 
von landwirtfchaftlicher Feld-, Garten- und Ziegelarbeit, Erzförderung u. j. wm. — 
Klempnerei, Weberei, Striderei, Buchbinderei, Lederappreturarbeit, Gerberei, Roß— 
haarzupfen, Tifchlerei, Kiftenfabrifation, Stuhl- und Korbflechterei, Kaffeeldien, Tabak: 
und Cigarrenfabrifation, Näherei, Schneiderei, Aufnähen von Haken und Öfen, Schuh: 
macherei, Wäfcherei, Druderei, Kohlentragen, Räumarbeiten, Möbeltransport und 
Umladen. Überall haben aber auch die beiden Hauptarten der Gefängnisarbeit, 
welche immer zuerjt und als Lüdenbüßer in Angriff genommen zu werden pflegen, 
das Federnreißen und das Holzipalten, eine ftetig wiederkehrende Rolle geipielt. Es 
fonnten im Durdichnitt nur 53UV/e %o der Gefangenen beichäftigt werden; der Nein- 
ertrag der Arbeit belief fi auf 270271 Mark oder 90 Mark pro Kopf. 86 805 Marf 
wurden den Gefangenen als Berdienftanteil gezahlt bezw. gutgefchrieben. Der Bericht 
hofft eine umfangreichere Beihäftigung der Arbeiter von einer größeren Gentrali- 
fation des Gefängniswejens; auch wird darin gejagt, daß eine Kollifion mit der 
Brivatinduftrie fi) wohl vermeiden ließe, wenn den Strafanftalten die Herftellung 
eines Teild der Belleidungs: und Ausrüftungsgegenftände für das Heer über: 
tragen würde. 


144 Dr. Guftav Zange. 


ſchäftigten Gefangenen im allgemeinen erheblich beſſer geitellt als die Mehr- 
zahl der freien Arbeiter, namentlih die der Hausinduftrie. Während die 
Strafanftaltsinjaffen inftruftionsmäßig nur 8—12 Stunden mit gewerblichen 
Arbeiten beichäftigt werden dürfen und für den größten Teil derfelben ein 
täglicher Bruttodurdhfchnittsverdienit von 50 Pfennig bis zu einer Marf 
erzielt wird!, muß fih, mie weiter oben gezeigt wurde, die überwiegende 
Menge der felbjtändigen ſchleſiſchen Hausinduftriellen bei 14= bis 16ftündiger 
Arbeitszeit mit demjelben Einkommen begnügen. Allerdings erhält der 
Gefangene nur einen Bruchteil jenes Arbeitsverdienites als Prämie?. Dafür 
hat er aber auch freie Koft, Kleidung und Wohnung und infolgedefjen gar 
feine notwendigen LZebensbedürfnifje zu beftreiten, fondern kann den ganzen 
Betrag fparen oder zur Verbefferung feiner Lebenshaltung verwenden. Und 
dabei iſt die letztere ſchon weſentlich befjer als die der meijten freien Haus: 
induftriellen. Der Häftling empfängt inftruftionsmäßig zweimal wöchentlich 
Fleiſch, mindeftens zweimal täglih warme, reichlich zugemefjene Speife?, 
kann fich bei gutem Wetter täglich Ya—1 Stunde im Grünen oder doch in 
der freien Luft ergehen, jchläft in gut gelüfteten, im Verhältnis zu den 
großjtädtifchen Arbeitermohnungen recht geräumigen Gelafjen und darf bei 
Leibe nicht mit Arbeiten befchäftigt werden, die der Gefundheit nachteilig find. 

Man vergleihe damit die in früheren Abjchnitten dargelegten ent- 
ſprechenden Berhältniffe der fchlefifhen Hausinduftriellen und entfcheide dann, 


ı Nah der „Statiftif der zum Neffort des Königl. preußiſchen Minifteriums 
des Innern gehörenden Straf: und Gefangenanftalten” betrug bei Beihäftigung 
für Dritte gegen Lohn der Bruttoertrag für den Arbeistag (Pfennig) 

(fiehe die Hierzu gehörige Tabelle auf Seite 145) 

2 Diefelbe betrug nad der obengenannten Quelle durdichnittlich für den Hopf 

und Arbeitstag (Pfennig) 


in für im Jahre 

; 1886/87 1887/88 
DErBlan . 4 Männer 3,3 3,1 

— ee Weiber 2,9 3,2 
a Männer 8,8 8,7 
Striegau...... ⸗ 7,2 7,0 
SENER =- 5: 0 0. . 6,2 6,5 
SL een P 9,5 9,3 
u Pr Weiber 6,1 5,6 
EHBOE: 40. 0. Männer 8,1 7,9. 


® Die Portionsfäge find wie folgt fetgeftellt: 


SE OTRERTRINER: 1: 00a a ee ee ee 0,50 1 0,50 1 
Nittägsgerihheeee I-1,25- 075 1— 
—äo,e 5 u wre ee Ba air ee ie 0,75 = 0,75 = 


‚15 
En nn pro Kopf und Tag >00 8 400 8. 


— 
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- ur — | — | | | | 
Schloſſerei en. | 1887/88 90,0 er | — 2 | = En | = zu 
Berf. von Eiſenwaren. 1887 88 GN — | OR RER | 0 PB: | w | 5 
Spielwarenfabritation .| u Seel el Be = — 
: . ‚[1 1886/87 | — — 4699| — — — — — 
Seiden⸗ u. Plüſchwebereiſſ jus7 88] 464 — mel arte 
Krimmer- und Stoff: [188687 | — — — — — — — 1695 
Be. 5%. 1878 — | — —ı — | — — (ie I 
Band-u. Bortenweberei eh —-— 1/71 — | - | —-|.> 
— , 86/8 — — — — — — 8349 — 
Striderei ER er ae: ur WER | — 88 — = — — — — 33,5 — 
1887 — — —| - | —- | — — 
Rahmenarbeit er: \ 1887/88 Br 25,0 pn a I — — — 
—— (1188687 | — | 3176| — | — — - |) 8656| — 
ende »..... ' 1887188 BR 41,2 el el u 
Tapifferiearbeiten. . 4 es = 278 En het 
Cartonnage-, Gtuis, f 1856/87 | 57,0) — | 65,0 | 52,2 | 472 — — — 
Portefeuillefabrik. 188788 = 22 337 — 479 — | — = 
FÜR ısseisz | 128 | 1680| 2387| —! -—, -!ı - | — 
Buppenfabrifation . 4 1887/88 | 18,6 | 15,5 | 25,7) — —— NL — 
J : a — | — | le | — 208 
Reel, Täfchnerei A 1887/88 F — — 168111088| — Se 2 
Beitichenfabrifation.. . DE en — — 616 — — — a 
. EFRPÄNE N 886/87] 90,01 — — 697! — 1867| — (14, 
Tiſchlerei Schreinereh. 18877881 00 — | — | 8671| — 1100| — | 88 
ER... 1886/87 — — 598 — — — 
Holzſchnitzerei . . . — 187841 — = — | ll = Be — 
SR 188687 | — | — tel le | 
Knopffabritation . . -lınsws| — —  — = ll 
ji Br, 18856871 — — — 2291 — — — ec 
DBürftenfabrifation . A  — | I le el | 
2 Re sus | — | — | — 1500| — = — 5. 
— 1886/87 | 47,1| 85 84,1| 417 57,7 722 55,8 58, 
Cigarrenfabrikation. iss7881 43,3 10,7 79,1| 42,1! 64,9 | 75,1 F 48,5 
m B ., 1886371 — | 2798| — | — | — | — a 
Handnäherei — — 88 — 32,4 — * = — 49,7 5 
Zn , il 188687 | 69,61 — | 60,2| 50,3 | 40,6| 41,4) — | 59,6 
Schneiderei... . - \lısszes| 647 | — | 67,7| 40,0 | 405|402| — | 512 
Fabr. von Federn und 1886871) — | 400 — — — 1359| — 
fünftlichen Blumen .\| 185785 - 400 — | — — F 5,0 Sn 
- f 11188687 | 4001| — | 46,4 | 544 41,0 40,1 — | 8, 
Schuhmacherei . - -\| 1887/28 | 40,0 — | 74,9 | 51,7 | 40,4 | 40,0 78,1 
Berk. von Filz und JI188687 | — | — | — — - 2843 — — 
geflochtenen Schuhen 183788 * — — —| — 2842 
isssz—1266 | - — -| — _ 
———— un 1887/88 | 190 | — | De ea ae Ze 
Lithographiſche Arbei- [188657 | — — | 60,0 a Fu 
ten, Kolorieren. . .\ 188788] — | — | 60,0| - - — | — — 
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in welchem Lichte dem „freien“ Arbeiter eine folche Freiheit, namentlich wenn 
gänzliche Arbeitslofigfeit mit dem Hunger im Gefolge eintritt, dem Leben 
des Gefangenen gegenüber ericheinen muß. 


II. Bejondere Beitrebungen auf dem Gebiete der Hausinduitrie 
in Schleſien. 


Beitrebungen zur Beſſerung der Lage der in der Hausinduftrie in 
Schleſien befhäftigten Perfonen find zum Teil ſchon recht alt. Verſuche zur 
Hebung der Zeineninduftrie find 3. B. Schon unter öfterreihiicher Herrichaft 
unternommen worden, und die preußifche Negierung hat es fich ſeit der 
Befignahme der Provinz angelegen fein laſſen, nicht nur die bejtehenden 
hausinduftriellen Erwerbszweige durch allerlei zoll- und jteuerpolitiiche Maß— 
nahmen, ſowie dur Bewilligung von Prämien und perjönlichen Vorteilen 
zu pflegen, fondern auch die Wiederbelebung älterer, in Vergefjenheit ge— 
fommener Zweige oder die Neueinführung folcher eifrig zu fördern. Plan— 
mäßig geſchah Teßteres feit der Mitte der 30er Jahre, als infolge des 
langjährigen Nüdganges bezw. gänzlichen Darniederliegens der Spinnerei und 
Weberei, der zu damaliger Zeit wichtigjten, faſt ausſchließlich hausinduftriell 
betriebenen Erwerbszweige Schlejiens, eine Viertelmillion Menſchen körperlich, 
geiftig und fittlich verwahrloft und dem Untergange nahe war. Auf An- 
regung der Negierung erfolgte die Errichtung der Fofephinenhütte und im 
Anſchluſſe daran die fünftlerifhe Ausbildung zahlreiher Glasveredler in 
Schreiberhau, Petersdorf und Hermsdorf u. K. im Hirfchberger Kreife, die 
Heritellung feinerer Gewebe und künſtleriſch ausgeführter Mufter in der Leinen— 
induftrie, Die weitefte Verbreitung der Jabrifation baummollener und halbleinener 
Waren. Mit Unterjtügung des Staates und König Friedrich Wilhelms IV. 
wurde durch die Gebrüder Eppner die Uhrenfabrifation 1850 in Yähn im 
Kreife Löwenberg heimifh gemacht, wodurch zahlreihe Metall- und Holz: 
arbeiter anfangs auch außerhalb der betr. Fabrikanlagen Beichäftigung er- 
hielten und ein Teil der Weberbevölferung einem einträglicheren Erwerbe zu— 
aeführt wurde. Die Erzeugnifje der Fabrik, welche 1870 nad Silberberg 
verlegt wurde, find in der ganzen Welt befannt und verbreitet. Im Jahre 
1853 wurden auf Anregung des jpäteren Geheimen Kommerzienrats Schmidt 
und nad Befürwortung der Görliger Handelsfammer durch die Staats- 
regierung zwei Weber nad) Smyrna entfandt, um dajelbft das Anüpfen der 
Teppiche zu jtudieren. Nach der Nüdfehr derfelben ließ der obengenannte 
Vater der dee unter Leitung des einen der beiden Weber ebenfalls in Yähn 
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die erften Einrichtungen zur Einführung des neuen Hausinduftriezweiges 
treffen. Im Jahre 1856 wurde die Verfuchsanjtalt von dort nah Schmiede- 
berg im Niejengebirge verlegt und entwidelte ſich hier allmählich, nad} Über- 
mwindung mannigfadher Schwierigkeiten, zu hoher Blüte. Gegenwärtig iſt 
die Schmiedeberger Teppichfabrit von Gevers und Schmidt, die im Jahre 
1888 rund 450 Arbeiter bejchäftigte, die bedeutendſte in Deutjchland und 
ihre Fabrifate genießen einen Weltruf. In den verfchiedenften Größen, 
Formen und Qualitäten erzeugte diefelbe an Smyrnateppichen aus Woll-, 
Jute- und Leinengarn, fowie an Dedenzeugen durchweg befjerer Qualität in 
den verjchiedenften Breiten und Yängen aus Woll-, Baummwoll-, Haar und 
Jutegarn 


im Jahre Teppiche (Stck.) Decken (Stck.) im Jahre Teppiche (Stck.) Decken (Stck.) 


1881 3544 1589 1885 3578 1382 
1882 3883 1430 ' 1886 3826 1688 
1883 4330 1272 | 1887 3880 1550 
1884 4308 1370 ı 1888 3990 1953. 


Noch jest wird in induftriearmen Gegenden der Arbeiterbevölferung das 
Erlernen der Teppihfnüpferei durd Unterjtügung feitens der Behörden 
erleichtert. So bereifte im Frühjahr 1888 ein ingenieur J. Frandhen im 
Auftrage des Minifters für Handel und Gewerbe allerdings nur die größeren 
und indujtriell wichtigeren Städte Schlefiens, um unentgeltlich Unterricht in 
einer neuerfundenen Art der orientalifchen Teppichfnüpferei zu erteilen. 
Leider beitanden feine Zuhörer und Schülerinnen größtenteild aus Damen 
der mittleren und befjeren Stände, welche die betreffende Hausarbeit entweder 
nur zu ihrem Vergnügen betreiben oder den armen Mädchen und Frauen, 
die von ihrer Hände Arbeit ſich gänzlich erhalten müfjen, behufs Erlangung 
eines kleinen Tafchengeldes ungebührlihde Konkurrenz machen. In Görlit 
wurde zur felben Zeit einer Dame zu den Kojten ihrer Bejtrebungen für die 
Einführung und Ausbreitung der Teppichfnüpferet als Hausarbeit feitens 
desjelben Minifters eine Staatsbeihilfe bewilligt. 

Anderwärts, fo in Schurgaft im Kreiſe Falkenberg, wurde aus Staats- 
mitteln eine Korbflechtichule errichtet und unterhalten, deren FFlechtmeijter 
jüngſt vom Handelsminifter nach Berlin berufen wurde, um hier die Samm— 
lung fünftliher Korbflehtarbeiten im Kunftgewerbemufeum, ſowie die 
Auslagen der großen Berliner Firmen in diefer Branche perfönlich fennen 
zu lernen und dadurd zur Hebung der Leiftungen der unter feiner Zeitung 
jtehenden Anjtalt angeregt zu werden. Auch verjchiedene ftädtifche Behörden 
haben fich der Pflege gerade dieſes KHausinduftriezweiges unterzogen. In 

10* 
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Natibor befteht eine ſtädtiſche Korbflechterei, deren Erzeugnifje fih in immer 
weiteren Kreifen Anerfennung erringen, jo daß jelbit aus entfernteren Ge— 
genden zahlreiche Aufträge eingehen. Die Kommune hat einen langgejtredten 
fisfalifchen Weidenwerder an der Oder gepadtet, wo durchſchnittlich im 
Sommer 60 und mehr Perfonen mit dem Schneiden, Entlauben und Schälen 
der Weidenruten bejchäftigt find, während die Zahl der Flechter eine un- 
gleich größere it. Auf diefe Weiſe haben alte Perſonen, welche zu jchwereren 
Arbeiten nicht mehr geeignet find, ſowie Kınder einen immerhin noch lohnen- 
den Verdienjt. Der Yeiter der gut eingerichteten jtädtifchen Korbflechterei in 
Koſel ijt Ende 1888 jeitens der Negierung veranlaft worden, die weiße 
Korbflechterei in den an der Oder belegenen Dörfern des Hreifes Kofel ala 
Hausinduftrie einzuführen. In Birama und Klodnitz, ſowie an verjchiedenen 
anderen Orten find Unterrichtsfurfe in der neuen Hausarbeit, zunächſt in 
den Schulen, von ıhm eingerichtet worden. Auch der Kreisverein zur Ein— 
führung der Hausindujftrie für den Kreis Tojt-Gleiwig hat im Frühjahr 1888 
die Anlegung und Unterhaltung einer Weidenmufterfhule im Anſchluß an 
die in Peisfretiham bejtehende Kreisbaumſchule beichloffen. Der Verein 
hofft hierdurch das Intereſſe für diefen im Kreife noch wenig befannten 
landwirtfchaftlichen Kulturzweig zu mweden, dadurd den ländlichen Mohlitand 
zu heben und zur Einbürgerung einer nußreichen und nährenden Haus— 
indujtrie anzuregen. Die Mufterfchule bringt zunächſt in je drei Jahrgängen 
10 für verjchtedene Böden geeignete Weidenjorten zur Darftellung. Die 
Anlage weiterer Mujterfchulabteilungen an anderen Orten des Kreifes ift in 
Vorbereitung. Die technifche Leitung iſt dem Kreisbaumfchulgärtner in Peis— 
kretſcham übertragen; derjelbe iſt gehalten, nterefjenten aus dem Kreife jede 
gewünjchte Auskunft, Nat und Anleitung bei Prüfung des Bodens, Auswahl 
der geeigneten Weidenjorten und Anlage von Kulturen unentgeltlih zu er: 
teilen. Xeider werden dieſe Bejtrebungen bezügli der Korbflechterei in 
Schleſien immer nur eine lofale Bedeutung haben fünnen, da auf einen 
umfangreichen Abjat faum zu hoffen ijt!. 

ı In Lichtenfels, Sand am Main und Hirihaid bei Bamberg (ſämtlich im 
bayeriihen Negierungsbezirfe Oberfranken), im nahe dabei gelegenen Coburgiſchen 
Gebiete, in Zeit, Zwenkau bei Leipzig, Fürftenberg, Wittenberge, Dahlhaufen in 
Weftfalen, Bilshaufen in Sannover, fowie in Berlin, Dresden, Hamburg und 
Stettin, wo fi die Hauptſitze der Korbmweideninduftrie befinden, wird bereits über- 
produziert. Allein in Yichtenfels und Umgegend wurden 1857/88, nad einem bei 
Gelegenheit der von der Deutichen Landwirtichafts:Wefellihaft im Juni 1588 in 
Breslau veranftalteten deutichen landwirtichaftlihen Ausftellung eritatteten Berichte, 
1500 bis 2000 Weidenarbeiter beichäftigt. Dagegen kann die Ichlefiihe Landwirt» 
Ihaft von einer Hebung der Korbweidenfultur nicht unbeträchtliche Vorteile erwarten, 
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Ähnlich wie die Korbflechterei hat ſich neuerdings in Oberfchlefien (in 
Nikolai und Umgegend im Kreife Pleß) die Bejenbinderei als Haus- 
industrie eingebürgert. Diejelbe hatte Anfangs einen quten Abſatz; all- 
wöchentlich wurden mehrere Wagen mit Befen gefertigt und leicht verfauft. 
Es fcheint indefjen fehr fraglih, ob diefer neue Zweig häuslicher Neben— 


Schon jept wird der größte Teil der in Deutichland verarbeiteten Weiden aus 
Schleſien bezogen, wo nach derfelben Quelle etwa 3600-3800 Morgen Land mit 
Korbweiden bepflanzt find. Hiervon find etwa 2000 Morgen als eigentliche Kultur: 
anlagen zu bezeichnen, während 1600—1800 Morgen in mehr oder weniger wilden 
Hegern an Flüffen mit Weiden bebaut find. Größere Nulturanlagen befinden fich 
in Glumbowiß (Kr. Wohlau), auf den Breslauer ftädtifchen Niefelfeldern bei Oswitz, 
in Schwanowitz (Kr. Brieg), Groß Neudorf (Kr. Brieg) und Daubig (Kr. Rothenburg 
in der Oberlauſitz). Der Ertrag pro Morgen ſchwankt zwifchen 12 und 80 Gentner. 
Die Art der Verwertung beitceht zum arößten Teile im jährlichen Berfauf auf dem 
Stod zum Selbftihnitt im Frühjahr; vielfach find die Anlagen auf mehrere Jahre 
hinaus an Korbmader oder Händler verpactet. Die Heineren Kulturanlagen werden 
meift im Derbit und Winter von den Befigern ſelbſt aeichnitten und die gewonnenen 
Meiden teild grün, teils geichält verfauft. Schälmaichinen find zum Teil, Band— 
ftodbetrieb nur wenig in Anwendung. Größere Betriebe verfenden ihre Waren nad 
Bayern, Sachſen, Hamburg u. ſ. w., Heinere Anlagen find meift auf den Abſatz in 
der nädhjten Umgebung angemwiefen. Der Preis der Weiden in Echlefien hat in den 
legten Jahren einen Rüdgang von 30 bis 50 %o erfahren. Der Preis grüner 
Weiden ift von 1,50 Mark auf 1 Mark für den Gentner, der für geichälte Weiden 
fogar von 14 auf 7 Mark gelunfen (vergl. Schlefisches Morgenblatt Nr. 275 vom 
3. Oktober 1888). In den obengenannten Mittelpunften der Korbweideninduftrie 
galten dagegen (vergl. Schlefiihe Zeitung Nr. 616 vom 2. September 1888) Mitte 
1888 folgende Preiſe: 
für Weiden von 30 bis SO cm Länge pro Gentner 18—20 Dart 


: - « 80 » 110 - 5 5 5 14-16 - 
: : 110 =» 150 u. mehr =» : 11—14 — 
Ausſchußware 5—8 . 


Die höheren Preife wurden nur für ausgezeichnete Ware bewilligt. Die ganz Heinen 
Längen werden aus Frankreich und Belgien, ein Teil der mittleren aus Öfterreich 
bezogen; beide Anteile betragen etwa je 10 %o. 

Da namentlih grüne Weiden ſchwer Abjag finden, jo ijt die Anlage von 
Weidenichälanftalten in Schlefien zu empfehlen. Die vom Ingenieur Schnacken— 
burg erfundene, inzwijchen patentierte Korbweiden-Schälmajchine, auf der ſich Weiden 
aller Yängen und Stärken jchälen laflen, foll 3. B. mit Hilfe von drei Arbeitern 
in 10 Stunden 6 Gentner jchälen, während ebenfoviel Perſonen in derfelben Zeit 
mit der Hand nur 1 Gentner fertig bringen (vergl. Breslauer Zeitung Nr. 148 
vom 28. Februar 1889). 

Übrigens hat in den letzten Jahren die Verwendung von grünen Binſen den 
Weidenverbraud jehr beeinträchtigt. 
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bejchäftigung von langer Dauer fein wird, da er faſt überall ausgeführt 
werden fann und die billige Ware einen weiten Transport faum verträgt. 

In Mittelmalde, Kreis Habelichwerdt in der Grafihaft Glatz, hat fich 
im Jahre 1888 ebenfalls eine neue hausinduftrielle Beichäftigung gefunden : 
die Anfertigung von Palmblattkörbchen zur Cigarrenverpadung. 
E3 waren nad) der „Neuen Gebirgszeitung” Ende 1888 zwei Unternehmer 
vorhanden, welche Arbeiter für diefen Artifel juchten und auch thatſächlich 
ihon viele Perjonen befchäftigten. Die Arbeit ift leicht und fann aud von 
Kindern im Alter von 10 bis 12 Jahren ausgeführt werden, doch be- 
ihäftigten ji damals auch jehr viele ältere Leute damit, denen die Näheret 
und Gardinenjtopferei, welche bis dahın hauptſächlich dort gepflegt wurden, 
nicht mehr zufagte. Bei einigem Fleiß liefert eine Perſon 15 Stüd Palm— 
blattförbehen täglich, für das Stüd werden 5 Pfennig Arbeitslohn gezahlt. 
Die Körbchen werden in verfchievenen Formen zur VBerpadung von 50 und 
100 Stück Cigarren hergeftelt und alle nah Süddeutſchland verfandt. 
Den eingehenden Bejtellungen fonnte anfangs kaum nachgekommen werben. 

Während im Kreife Hirfchberg die mit großen Mühen und Kojten vor 
etwa 20 Jahren eingeführte bezw. in weiteren Kreifen befannt gemachte 
Spitennähtereinur ein fümmerliches Dafein frijtet und erft in neueſter Zeit 
infolge des regen Intereſſes, das die faiferliche Familie jenem Hausinduftrie- 
zweige zugewandt hat!, wieder ein wenig emporfommt, hat man im reife 
Leobſchütz, zu Pilgersdorf, am Beginne des Jahres 1889 auf Anregung 
des dortigen Lehrers eine Spitenklöppelfchule errichtet. In den öfter: 
reichiſchen Grenzorten jener Gegend wird die Spitenflöppelei fehr leb- 
haft betrieben, in Hotzenplotz ijt fogar eine bejondere, vom Staate geprüfte 
und von der Regierung befoldete Lehrerin für den Unterriht im Klöppeln 





’ Im März 1889 bejtellte die Kailerin Augufta Viktoria für ihre Schweiter, 
die jetzige Prinzeſſin Friedrich Leopold von Preußen, bei der jchlefiichen Spigen- 
manufaltur in Hirfchberg einen Brautichleier von 3 m Länge und 1!/e m Breite, 
6 m Volant, 30 cm breit, ſowie Spiten zur Garnierung einer Robe. Der Schleier 
allein ift aus 450 einzelnen Stüden zujammengefegt und Hat mehreren Hundert 
Arbeiterinnen lohnenden Verdienſt verjchafft, da eine derjelben immer nur ein hand- 
großes Stüd herzuftellen pflegt. Die Teile werden fchließlich in ein Ganzes fo zu— 
fammengearbeitet, dab man die Zujammenfügung nicht erfennen fann. Auch der 
feine Tüllfonds ift gleichzeitig mit dem Mufter mit der Nadel bergejtellt worden, 
weshalb dieſe Art der Spitenarbeit point d’aiguilles genannt wird. Das graziöie 
Mufter und die vortrefflihe Ausführung jener Arbeiten haben die Kaiferin Fried» 
rich im Herbſt 1889 zu einem ähnlichen Auftrage veranlaßt und es fteht zu hoffen, 


dat auch ein größeres Bublifum dem feitens des Hofes gegebenen Beilpiele folgen 
wird. 
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angeftellt. Die Spigen felbjt werden faſt ausfchließlih nad Preußen ver: 
fauft, und daher fcheint der Gedanke nicht unrichtig, die dafür gezahlten 
Beträge der einheimifchen Bevölferung und Induſtrie zuzuwenden, voraus: 
geſetzt, daß der Verdienjt der fih damit Beichäftigenden ein angemefjener 
ift!. Auch aus Nikolai (im Kreife Pleß) fommt die Nahricht?, daß dafelbit 
durh ein Mädchen, welches aus der Heimat des Spibenflöppelns dorthin 
verzog und dieſe Handarbeit jehr funjtvoll betreibt, das Klöppeln über die 
ganze Stadt verbreitet und fomit eine neue Hausinduftrie ganz von felbit 
eingeführt worden: ift. 

Die Kirhe bezw. mit derfelben zufammenhängende Körperfchaften 
und Vereinigungen haben fich diejer Seite gewerblichen Yebens ebenfalls an- 
genommen und namentlih die Ausbildung und Beichäftigung weiblicher 
Perfonen gepflegt. Zahlreihe Konferenzen des über ganz Schlefien (ein- 
Schließlich der zu einem öſterreichiſchen Sprengel gehörigen Grafſchaft Glatz) 
verbreiteten Vincenzvereins haben feit einem WVierteljahrhundert, zu einer 
Zeit, wo der Handarbeitsunterriht nur in den Volksfchulen großer Städte 
befannt war, Induſtrie-, Näh-, Strid- und Flickſchulen für Mädchen einge: 
richtet und auf diefe Weife den fpäteren Müttern eine praftifche Vorbildung 
für ihren bausmwirtjchaftlichen Beruf mitgegeben ins Leben, vielfach aber 
auch dadurch für alleinftehende weibliche Verfonen die Grundlage gelegt zu 
dauerndem Erwerbe. Aus der von Borromäerinnen geleiteten Anitalt 
„Mariahilf“ in Frankenſtein wird dasfelbe berichtet. Die evangelifche kirch— 
liche Armenpflege bezwedte und erreichte Ähnliches. Eine nadhahmenswerte 
Einrihtung befist 3. B. der evangelifche Armenverein in Breslau, nämlich 
eine bejondere Arbeitsfommiffion, welche feit länger als einem Jahrzehnt 
durchſchnittlich jährlih 100—120 Frauen mit Wäfchenähen und Strümpfe: 
jtriden 2c. befchäftigt. Die Jahresausgaben für Arbeitsmatertal belaufen ſich im 
Mittel auf 2600— 3000 Marf, an Strid= und Nählohn wurden 1887 ca. 2200 
Mark ausgezahlt, und zwar für ein Hemd 30, für Beinfieider 30—40, Nachtjaden 
40, Schürzen 20—40, Überzüge 40, Strümpfe 30—60 Pfennig. Der Verkauf 
wird durch verjchiedene Ladeninhaber vermittelt, bei denen die Sachen in Kom: 


ı Nach einer Mitteilung der Kölnifhen Zeitung, auszjugsweile abgedrudt im 
„Schlefifchen Morgenblatt*“ Nr. 148 vom 29. Mai 1888, gab es damals im Erz: 
gebirge alte rauen, die mit Klöppeln nicht mehr als 8—10 Pfennig bei etwa zehn— 
bis zwölfftündiger Arbeit den Tag verdienten. Bon den meift nicht mit Glüds- 
gütern geiegneten Gemeinden erhielten fie Armenunterftüßung, die felten mehr als 
eine Mark für die Woche beträgt, und mit diefen beicheidenen Mitteln mußte die 
alte Klöpplerin haushalten. 

? Neral. Schlefiihe Zeitung Nr. 156 vom 3. März 1890. 
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miffion gegeben find, ſowie durch den alljährlih im Herbſt jtattfindenden 
Wohlthätigkeitsbazar. Beim Verkauf wird pro Marf ein Zuſchlag von 
10 Pfennig gemadt, die den Ladenbefitern zu Gute fommen. Seitens 
des Vereins werden befonder® Witwen berüdjichtigt, die, weil fie ihrer 
Häuslichkeit vorftehen und ihre Kinder beforgen müſſen, nicht dauernd bei 
der Arbeit bleiben und daher nicht pünktlich für Unternehmer liefern können, 
bei denen fie außerdem infolge der jchlechten Löhne gar zu wenig verdienen 
würden. 

Ein befonderes Verdienjt um die Hebung der gewerblichen Tüchtigfeit 
der Gebirgsbewohner bezw. verjchiedener Zweige der Hausinduftrie hat fich 
der Verein zur Förderung des MWohles der arbeitenden 
Klaffen im Kreife Waldenburg erworben. Derjelbe gründete am 
23. April 1879 zu Ober Waldenburg eine Arbeitsfchule, die im eriten Halb- 
jahre 42 von 5 Lehrmeiftern unterrichtete Schüler zählte. Der günjtige An- 
fang ermutigte das Kuratorium der Anftalt ſowie den Vereinsvorftand zu 
weiteren Schritten, und fo find unter thatkräftiger Förderung des begonnenen 
Werkes durch Staatsunterftügungen, wie auch dur Beihilfen von ver- 
fchiedenen Körperfchaften und Privatperfonen im Laufe eines Jahrzehnts 
noch die Arbeitsjchulen zu Dörnhau, Wüſtegiersdorf, Gottesberg und Rudolfs— 
waldau mit einem Koftenaufwand von ungefähr 35 000 Mark errichtet und 
unterhalten worden. Diefe Schulen wurden Ende 1888 von 276 Knaben in 
27 Abteilungen befucht ; die 20 Lehrkräfte waren größtenteils Handmwerfsmeifter. 
Bei den Arbeiten der Schüler ift das Augenmerk der Lehrer hauptſächlich 
darauf gerichtet, daß nur ſolche Gegenjtände hergeftellt werden, die für den 
Haushalt von wirflidem Nuten find. So werden 3. B. in der Abteilung 
der Tischler vorzugsmeife Näh-, Schmuck-, Handſchuh-, Tabafskäften, Schränf- 
hen zu Hausapothefen, Gewürzfchränfhen, Fußbänke u. f. w. angefertigt, 
während die Abteilung der Metallarbeiter ſich wieder mit der Herftellung 
verschiedener Draht- und Blecharbeiten für die Küche beichäftigt. Außerdem 
wird Drechslerei und Korbflechtarbeit betrieben. Die durch den Verkauf fertiger 
Saden erzielten Einnahmen werden teils zur Beichaffung neuer Werkzeuge, 
Modelle, Zeichnungen u. dgl., teils dazu verwendet, den Schülern durch 
Weihnachtsgeſchenke eine Freude zu bereiten. Auf dieſe Weife find im Laufe 
des Jahrzehnts zahlreiche tüchtige Hausinduftrielle, Handwerker und gelernte 
Arbeiter für Fabriken ausgebildet worden. Dem wachſenden Intereſſe an 
den Schulen entjpricht der fteigende Andrang von Schülern. Der Minifter 
für Handel und Gewerbe hat im Jahre 1888 zur Unterhaltung der Schulen 
2000 Mark, die Niederfchlefiihe Bergbauhilfsgefelihaft zu aleihem Zwecke 
600 Mark bewilligt. 





— 
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Einem weiteren Plane des Vereins, der die Gründung einer Fachſchule 
für Holzſchnitzerei bezwedt, hat die Königl. Regierung zu Breslau ebenfalls 
ihr Intereſſe zugewendet und zur Verwirklichung derfelben thatkräftige Unter- 
ftügung zugefagt. Deshalb ift ſchon im Dezember 1888 dem Vorfitenden 
des Bereins empfohlen worden, den gedachten Plan mit den betreffenden 
Intereſſenten nochmals in reiflihe Erwägung zu nehmen, demjelben einen 
möglichjt beitimmten Umfang zu geben, auf Grund desjelben einen Koften- 
anſchlag in Geftalt eines Gtatsentwurfs aufzuftellen und dieſe Unterlagen 
demnächſt vorzulegen. Die Negierung hält es für der Sache förderlich, den 
Hauptzwed einer ſolchen Schule nicht allein auf die Holzfchnigerei, wodurch 
allerdings die Einbürgerung einer Hausinduftrie im fchlefischen Gebirge er- 
reicht werden würde, zu befchränfen. Sie denkt fich vielmehr eine ſolche An- 
ftalt als eine allgemeine Induſtrieſchule, welche jich ‚die höhere Aufgabe 
der methodischen Vorbildung junger Leute für den Eintritt in größere in- 
duftrielle oder funjtgewerbliche Anjtalten, wie Tifchlereien, Uhrenfabrifen, 
Orgelbauanjtalten u. dgl., jtellt und das Ziel erreichen will, ihre Schüler 
zur Verwendung als Gehilfen und felbjtändige Arbeiter bezw. auch als 
Werkführer und Werkmeiſter in folchen Betrieben zu befähigen. Die Regie— 
rung ijt der Anficht, daß durch eine folche Einrichtung die Abficht, möglichit 
viel Knaben der armen Gebirgsbevölferung einer lohnenderen Beſchäftigung 
zuzuführen, am ficherften erreicht und zugleich der allgemeine und gemwerb- 
lihe Zuitand in der Gebirgsgegend gehoben werden könne. Es würde 
hiernah die geplante Fachſchule nicht eine bloße Holzſchnitzſchule bleiben 
dürfen, fondern auch Tijchlerei und Drechslerei ſowie die damit zufammen- 
hängenden Arten der Holzindustrie berüdfichtigen müffen, umfomehr, da die 
neue Anjtalt, wie die Negierung durchaus billigt, im Anfchluß an die be- 
reits bejtehenden Arbeitsjchulen eingerichtet werden fol. Immerhin aber 
fönne, da die Verhältniffe der Waldenburger Gegend nun einmal darauf 
hinzuweifen fcheinen, als eine Art Übergang zunächſt eine Holzſchnitz-Fach— 
jchule eingerichtet werden. Für diefen Fall gibt die Negierung beachtens- 
werte Natfchläge, von denen wir nur erwähnen: wollen, daß die Notwendig: 
feit eines mindejtens 14 bis 16 Stunden mwöchentlih umfajjenden Unter: 
richt3 im Freihand-, geometrifchen und angewendeten Zeichnen hervorgehoben, 
daneben auch ein Unterricht im gewerblichen Rechnen, in Buchführung, in 
Materialien: und Werkzeugfunde für unerläßlich und ein folcher in Handels- 
geographie und allgemeiner Wirtfchaftslehre für höchſt wünſchenswert erklärt 
wird. Die Dauer eines ſolchen Fachkurſus bei vollftändigem Ausbau bemißt 
die Negierung auf 3 bis 4 Jahre. 

Übrigens hat der Verein auch noch verfchiedene andere Wohlfahrts- 
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beitrebungen für Arbeiter und gemeinnüßige Unternehmungen unter feine Ob- 
hut genommen, wie die Echaffung von Arbeitergärten durch Verpachtung von 
Gartenparzellen (Dftober 1887 waren deren an 494 Arbeiter vergeben), von 
Schulgärten (damals bejtanden 14 derartige Anlagen), und wollte fich neuer- 
dings mit dem Bau von Arbeitermohnungen und der Einrichtung von 
Arbeitsfurfen im Nähen und Kochen für junge Mädchen der arbeitenden 
Klaſſen befafjen. 

Als jehr bedeutender Faktor auf dem Gebiete der Hausinduftrie, nament- 
li da, wo diefelbe zur Bejeitigung von Notjtänden oder um denfelben vor- 
zubeugen in neuerer Zeit eingeführt wurde, iſt die Thätigfeit der Vater- 
ländifhen Frauenvereine hervorzuheben. Die Vereine laffen es ſich 
angelegen ſein!, die Hausinduftrie nur für foldhe Artikel einzuführen, bei 
denen diefelbe ohne erhebliche fremde Beihilfe gedeihen fann, und zwar 
namentlich für rauen und Kinder, aber jo, daß erjteren Zeit genug bleibt, 
fih ihrer Wirtfchaft und der Pflege ihrer Kinder zu widmen. Betrieben 
wurden bezw. werden namentlid Handweberei (Leinwand und Bardent), 
Strohflechterei, Teppichfnüpferei, Knopfhäkelei und Stiderei in Falkenberg 
i. Oberſchl.,, Gleiwis, Hausdorf bei Neurode, Kattowig, Kofel, Kreuzburg 
i. Oberſchl., Neuftadt i. Oberfchl., Ratibor, Rybnik ꝛc. 

Der Frauenverein in Hausdorf bei Neurode hat das früher betriebene 
MWebereigefhäft im Jahre 1885 aufgegeben, weil die Gejchäftsleitung 
mannigfahen Anfeindungen ausgefegt war. Der Verkauf erfolgte nämlich 
zum größten Teile durch direfte Verjendung an mehrere Taufend in ganz 
Deutjchland gewonnene Kunden; ein fleiner Teil der hergeitellten Ware 
wurde in der Gentralverfaufsjtelle des Vaterländifchen Frauenvereins in Berlin 
umgejegt. Später wurde das Gefchäft von einer Handelsfirma in Gnaden- 
frei fortgefeßt; doch auch diefes Verfahren führte zu ſchweren Unzuträglich- 
feiten, jo daß der Verein zur Zeit ſich vor die ſchwere Aufgabe geftellt fieht, 
neue Abjagmwege ausfindig zu machen, da er der ſehr armen Bevölferung 
die wichtige Unterjtügung nicht entziehen fann, wenn jte nicht ganz zu 
Grunde gehen fol. Wie anfehnlic die Hilfe des Vereins hier geweſen iſt, 
erhellt aus folgenden Angaben: Im Jahre 1883 wurde von rund 250 Webern 
ca. 130000 m gemwebte Ware hergeftellt und dafür 16193 Marf 51 Pfennig 
an Lohn gezahlt; es fam alſo auf das Meter etwas über 12 Pfennig Ar- 
beitslohn und auf den bejchäftigten Arbeiter nahezu 65 Marf. Außerdem 


ı Nad) den Berichten über die Generalverfammlungen des PBrovinzialverbandes 
in Sclefien von 1884 bis 1886; neuere find mir troß vielfaher Bemühungen nicht 
zugänglich gemacht worden. 
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wurden den Webern für 3111 Mark 80 Pfennig Lebensmittel geliefert, fo 
daß der Gejamtlohn eine Höhe von 19305 Mark 31 Pfennig erreichte und 
auf jeden Weber durchjchnittlih 774 Mark entfielen bei einem Arbeitslohn 
von 14°/s Pfennig für das Meter. Im Jahre 1884 arbeiteten ca. 160 Meber 
über 200000 m Ware und erhielten dafür 29039 Mark 98 Pfennig Lohn, 
mithin jeder durchfchnittlich 181" Mark und für das Meter 14 Pfennig. 
Befieren Erfolg, auch bezüglich des Abjates, hat die vom Zmweigverein 
zu Neuftadt i. Oberfchl. im Jahre 1883 eingeführte Teppichfnüpferei gehabt. 
Die Lehranitalt befaßt ſich mit der Herftellung von Teppichen jeder Größe 
nach Art der echten perſiſchen Fabrifate und in Muftern, welche den beiten 
alten Exemplaren entnommen find. Indeſſen werden auch Teppiche in jeder 
gewünjchten anderen Stilart ſowie zu jeder Möbeleinrihtung genau pajjend 
nach zuvor eingefandten Möbeljtoffproben angefertigt. Die mit Kammgarn 
auf fertigen Stoff gefnüpften Teppiche eignen fi wegen ihrer Weichheit 
und Dauerhaftigfeit vorzüglich zu Fußbodenteppichen. Der Preis für einen 
ſolchen jtellt fih auf 23 bis 26 Mark für den Quadratmeter. Cine zweite 
Art Teppiche ift in orientalifcher Angorawolle auf dem Rahmen gefnüpft; 
diefelben eignen ſich vorzüglich zur Dekoration, namentlich als Divanbeflei- 
dung und zu Wandbehängen. Die Molle befist einen feidenartigen Glanz 
und große Haltbarkeit in den Farben. Bei diefer Teppichart ftellt fih ein 
Duadratmeter auf 60 bis 70 Marf. Der Verein verbindet mit dieſer 
Schule den Zwed, eine Hausinduftrie zu begründen, welche weiblichen Per- 
fonen einen ausfömmlichen Verdienſt fichert und Farbenfinn und Mujter- 
geihmad zur Verwertung auch in anderen Verhältnifjen ausbildet. In der 
Teppichichule werden während des ganzen Jahres, bisweilen auch außerhalb 
der Anftalt, 30 — 40 Mädchen beſchäftigt. Der tägliche Verdienjt beträgt 
nad) beendigter Lehrzeit 80 Pfennig bis eine Mark; im Jahre 1886 wurden 
an Arbeitslohn insgefamt 5600 Mark ausgezahlt. Die Erträge für Die 
gefertigten Teppiche find bisher in Verbindung mit der Staatsbeihilfe von 
1500 Mark jährlich zur Unterhaltung der Anftalt ausreichend gemwefen. Die 
Erzeugnifje der Schule finden ſowohl auf den öffentlichen Ausjtellungen als 
auch bei Privatperfonen immer weitere Anerkennung. Auf der Kunjtgewerbe- 
ausftellung zu München erhielten fie eine bronzene Medaille und ein Diplom. 
Auf der Weltausftellung in Melbourne jtanden diefe Teppiche im Wett- 
bewerbe mit echten orientalifhen Teppihen und erhielten die goldene Me- 
daille. Auf der Gemwerbeausftellung zu Kopenhagen wurden von den aus- 
gejtellten Neuftadter Teppichen zwei Drittel verfauft. In Berlin liegen fie 
in der Gentralverfaufftelle der Zweigvereine des Vaterländifchen Frauen— 
vereind und im Königlichen Kunftgewerbemufeum aus. Auch die Kaijerin 
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Augusta Viktoria, die jüngft verftorbene Kaiſerin Auguſta, die Königin von 
Sachſen, die Prinzeffin Albrecht von Preußen haben Erzeugniſſe der Neu: 
jtadter Teppichfnüpferei erworben und ſich über diefelben jowie über die ge- 
Shmadvollen Farbenzufammenftellungen jehr amerfennend geäußert. Ende 
1889 wurde eine größere Beltellung der Kaiferin Friedrich ausgeführt. 

Dagegen mußte der Zweiqverein Gleiwitz die mehrere Jahre hindurch 
geübte Teppichfnüpferet (und Strohflechterei) eingehen lafjen, weil die Aus- 
gaben fortdauernd erheblich größer waren als die Einnahmen. 

Die Strohflechterei wird in größerem Maßftabe von dem Zweigvereine 
in Falkenberg i. Oberfchl. durch die von ihm vor einigen Jahren begründete 
Strohflechtichule betrieben. Diefelbe wird alljährli von einer größeren An- 
zahl Kinder (4O—50) bejucht, erfordert aber bisher ſtets einen Zufhuß von 
mehreren Hundert Marf. 

Einen auferordentlihen Auffhwung nahm Anfangs die Anopfhäfelet, 
welche zuerjt von den Zweigvereinen in Kattowit, Natibor und Nybnif vor 
einigen Jahren eingeführt wurde, ſich aber dann auch anderwärts, jo nament- 
lih in den Kreifen Pleß und Lublinitz, verbreitete. Hier nahm ſich befonders 
die Frau Prinzeffin Anna zu Hohenlohe - Ingelfingen in Kofchentin dieſes 
Zweiges hausgewerblicher Thätigfeit an, indem ſie Mädchen ſowie Er- 
wachjenen in der Jnduftriefchule zu Woifchnif Unterricht darin erteilen ließ. 
In Natibor wurden hauptſächlich feidene, in Rybnik und Pleß einfachere 
Knöpfe — über Kattowig und Woiſchnik find befondere Angaben nicht vor: 
handen — hergejtellt, und zwar betrug 


die Zahl der das geleiftete die gezahlte 


im Jahre im Kreiſe beichäftigten — Lohnmenge 
Perſonen (Groß) (Mart) 
1888 Malıbot:. 2 5 55: 200 8 262 12 334,90 
Mann 160 869" /a 972,92 
1884 | Ratibor . . . . - ca. 265 11 942 15 894,15 
A 65 120 4 27414 4 611,70 
1886 Matibor. ...-» - 250 . 15 953,90 
12. ME 347 i 16 796 
1888 DEREN rt 422 9121 11 478,56. 


Berechnet man hiernach die durchſchnittlich von jeder befchäftigten Perſon 
hergejtellte Menge, ſowie den verdienten Gefamtbetrag und den für das 
Groß Knöpfe bezahlten Arbeitslohn, jo ergeben ſich folgende Zahlen. Es 
wurden durchjchnittlich 


’ In einer Ausgabeftelle (zu Nikolai) innerhalb 8 Monaten. 
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von jedem Beichäftigten 


im Jahre im Kreif verdient 
im Jahre il hergeſtellt überhaupt pro Groß 
(Groß) (Mart) (Mark) 
1883 Ratibor. . » .»... 41,3 61,67 1,49 
en Rybnit 2 2222... 5,4 6,08 1,12 
1884 Ratibor. - » . .. 45,1 71,30 1,58 
- INYbnit....... 35,6 2. 1,08 
Ratibor-. - - » » .- » ; 63,81 , 
1886 8 a 48.80 
1888 SUB. 5% 21,6 27,20 1,26. . 


Aus der letten Angabe des Kreifes Pleß läßt ſich weiter annähernd 
genau fejtjtellen, daß durchfchnittlih pro Tag etwa 13 Stüd Knöpfe von 
jeder beichäftigten Perſon gefertigt wurden, wofür dieſelbe 11,33 Pfennig 
erhielt, jo daß die durchfchnittlihe Wocheneinnahme ſich auf rund 79 Pfennig 
ftellte (einſchl. Sonntag). 

Da bei der Einführung der Knopfhäfelei in erjter Linie ein erziehlicher 
Zwed, nämlih die Gewöhnung der Kinder, vorzugsmweife der fchulpflichtigen 
Mädchen, an Arbeit und Fleiß beabfichtigt war, und der für diefe an ſich 
leichte häusliche Kinderarbeit zu erzielende Lohn als Mittel zum Zweck erjt 
in zweiter Reihe jtand, jo hätte man von den erreichten materiellen Erfolgen 
durchaus befriedigt fein fünnen. Leider war dem jedoch nicht jo, jondern 
die Anopfhäfelei hat, wie weiter oben berichtet wurde, fchnell alle die Nach— 
teile gezeitigt, welche bei genauerer Unterfuhung noch faſt in jedem Zweige 
der Hausinduftrie gefunden wurden. Auch noch andere Unzuträglichfeiten 
hat die Anopfarbeit im Gefolge. Nicht genug, daß fich ſonſt erwerbsunfähige 
Kinder, für welche die ganze Einrichtung allein bejtimmt ijt, mit Knopf— 
häfelei über das zuträglihe Maß bejchäftigen, auch von fehr vielen Er— 
wacjenen, Frauen, Mägden, ja felbjt jungen Mannsperjonen wird jene 
Arbeit ausgeführt. Man fann 19- und 20jährige Burfchen mit den kleineren 
Schweſtern um die Wette Knöpfe häfeln fehen. Gefunde, fräftige Weiber 
und jtarfe Mägde ziehen es vor, anftatt durch Lohndienſt Erwerb und Unter: 
halt zu juchen, von früh bis abends bei der Knopfarbeit zu fiten, bei der 
erwachjene Perfonen allerdings einen nennenswerten Verdienſt haben. Es 
it fajt zur Unmöglichkeit geworden, aus der engeren Umgebung Dienjtmäd- 
chen zu erhalten, troßdem diejelben jehr gejucht find. 

Der damals ausgeſprochene Wunſch, daß dem mafjenhaften Zudrange 
Erwachfener zu der genannten Hausarbeit wirffame Beſchränkungen entgegen- 
gefest und die Kinderarbeit auf ein erträgliches Maß zurüdgeführt werde, 
ift inzwifchen in Erfüllung gegangen, wenn aud in anderer Weife, als da- 





I Vergl. ©. 85 diefer Abhandlung. 
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mals erwartet wurde. Anfangs 1889 find die beiden Hauptausgabeitellen, 
unter denen ſich eine von Berlin aus eingerichtete befand, eingegangen — 
warum fonnten wir leider nicht in Erfahrung bringen — und damit iſt der 
Anopfhäfelei in dem bisherigen großen Maßjtabe ein ziemlich jähes Ende 
bereitet worden. Die jo plößlich arbeitslos gewordenen Erwachſenen aber 
haben ficherlich in der heimifchen, an Arbeitern Mangel leivenden Landmwirt- 
fchaft oder als jog. „Sachſengänger“ bald wieder Lohn und Brot gefunden. 

Der im Jahre 1882 auf Anregung des verjtorbenen Zandrats Winter: 
feldt gegründete Verein zur Förderung der Hausinduftrie und 
Bodenkultur im Kreife Ple$, welder Anfangs 1889 ein Vermögen 
von 7381 Marf bejaß, bemilligt alljährlich einen Betrag zum Ankauf von 
Zeinfamen für eine bejtimmte Gemeinde und jtellt dem Vereinsvorfitenden 
eine andere Summe zu Prämten zur Verfügung für ſolche Frauen im Kreife 
Pleß, die ſich den Winter über durch fleißige Flachsſpinnerei hervorthun. 

In einigen Gegenden bejteht noch die alte Einrichtung des Wett— 
jpinnen3, zu dem fich gewöhnlich Spinner verfchievener Ortfchaften ver: 
einigen. in foldhes Wettipinnen fand 3. B. am 21. Februar 1889 zu 
Weitenberg im Kreife Neiße ftatt, zu welchem 11 Teilnehmer aus dem ge— 
nannnten Orte felbjt und noch zwei anderen Gemeinden angemeldet waren. Das 
Spinnen, an dem fih nur Männer beteiligen durften, dauerte eine Stunde. 
Im ganzen wurde ein Strähn und 18,07 Gebind Garn hergeftellt. Der Sieger 
leiftete in diefer Zeit 15,10 Gebind, das mindejte Gefpinnft betrug 2,11 
Gebind. Das Weifen hatten die Frauen beforgt. Ebenjo wurde ein Frauen— 
ausihuß gewählt, welcher das Garn auf feine Güte zu prüfen hatte. Im 
allgemeinen wurde dasjelbe als gutes Geſpinnſt bezeichnet; die zwei bejten 
Sorten wurden prämtirt, desgleichen wurden jechs Prämien für Meijtgeipinnft 
verteilt. Schließlich wurde das geſamte geiponnene Garn meiftbietend ver- 
fteigert und brachte einen Erlös von 5,75 Marf. 

Ein indirekte Förderung erfährt die Hausinduftrie durch die in vers 
ſchiedenen ſchleſiſchen Städten, jo in Görlig, Grünberg und Sauer beftehen: 
den Kinderbefhäftigungspereine bezw. -anjtalten. Hier werden 
ichulpflichtige Kinder armer Eltern im Alter von 6 bis 14 Jahren nad) 
Beendigung der Schularbeiten und einer angemejjenen Erholungs: und Spiel- 
pauje unter gewifjenhafter Aufficht zu allerlei nüglichen häuslichen und ge- 
mwerblichen Arbeiten angehalten, in denen fie e8 mit der Zeit zu einer be» 
deutenden Fertigkeit bringen. Die Knaben werden mit Dütenfleben, Cee- 
graszupfen, Klopfen von Nägeln, Schälen von Weiden, Korbflechten, Striden 
von Neben, Knüpfen von Ligen u. dergl. m., die Mädchen mit Handarbeiten 
verschiedener Art, bejonders mit Striden und Häfeln bejchäftigt. Ein Teil 


Die Hausinduftrie Schleftens. 159 


des Arbeitsverdienftes wird zur Beſchaffung von Kleidung, Wäfche u. f. w. und 
von Weihnachtsgejchenfen für die Kinder, ein anderer zur Anlegung in die 
Sparfajje verwendet, jo daß außer der Arbeitsfreudigfeit und Schaffensluft 
aud die Drdnungsliebe und der Sparjinn der Kinder entwidelt werben. 
In ähnlicher Weife fönnen die feit kurzem allenthalben ins Leben gerufenen 
Sugendhorte wirken. 

Auch die gerade in Schlefien überall blühenden Gewerbevereine 
fönnten zur Pflege der Hausindujtrie beitragen, wenn fie das von dem Gör- 
liter Gewerbeverein gegebene Beifpiel befolgen wollten. Derfelbe richtete in 
den Jahren 1872 und 1873 Unterrichtsfurfe für Mufterzeichnen und Zu- 
Schneiden der Wäſche und Damengarderobe ein, an denen ſich 56 Angehörige 
der Vereinsmitglieder beteiligten. Bon den Teilnehmerinnen errichtete fpäter 
eine ein felbjtändiges Mäfchegefchäft, ſechs wurden Direftricen in Wäſche— 
und Konfektionsgefchäften, acht jelbftändige Hausinduftrielle für dergleichen 
Geſchäfte mit Gehilfinnen und neun ohne Gehilfinnen, jo daß zufammen 
24 einem zum Teil recht lohnenden Ermwerbe zugeführt wurden. 

In noch großartigerer Weife pflegt der Frauenbildungsverein zu 
Breslau, der bereits auf eine fajt 30 jährige fegensreiche Thätigfeit zurüd- 
bliden fann, die Berufsthätigkeit des weiblichen Gefchlehts. Neben der 
Ausbildung von Handarbeitslehrerinnen, Kindergärtnerinnen, Buchhalterinnen 
u. ſ. w. und in den häuslichen Arbeiten der Frau — Nadelarbeiten aller 
Art (namentlich auch Fliden, Stopfen), Kochen, Wajchen u. ſ. w. —, wird be— 
fonders die funjtgewerbliche Thätigfeit gepflegt, um alleinftehende weibliche 
Perfonen im Kampfe ums Dafein fonfurrenzfähiger zu madhen. Wir fommen 
darauf noch im Schlußwort zurüd. 


Schlußbetrachtung. 


Die Ergebniſſe der vorſtehenden Unterſuchung laſſen ſich kurz wie 
folgt zuſammenfaſſen. 

1. Die Hausinduſtrie Schleſiens iſt nächſt derjenigen in der Rhein— 
provinz die ausgedehnteſte in Preußen. Wahrſcheinlich iſt die Zahl der— 
jenigen Perſonen, welche zu Haus für fremde Rechnung thätig ſind, ſogar 
noch erheblich größer, als ſich in den amtlichen Quellen angegeben findet, 
da gerade die Hausinduſtrie als Nebenerwerb in Schleſien außerordentlich 
verbreitet iſt, dieſe Form aber nad) Lage der Umſtände teils gar nicht, teils 
nur unvollftändig bei der Berufs: und Gemwerbeitatijtif von 1882 erfaßt 
werden fonnte. 

2. Mehr als drei Viertel aller ſchleſiſchen Hausinduftriellen wohnen in 
den 14 mejtliden Kreifen der Provinz, an den Abhängen und in den 
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Thälern der Sudeten, des Iſer-, Rieſen-, Waldenburger und Eulengebirges, 
in dem Vorlande derſelben und des mähriſchen Geſenkes; weitere 20° o 
entfallen auf die großen fchlefifchen Städte (Breslau, Görlit und Liegnitz), 
ſowie auf die Landkreiſe Liegnig und Tagan. 

3. Über 55% aller Hausinduftriellen Schlefiens gehören dem weib— 
lichen Gefchlechte an; verheiratete Frauen, ſowie Berfonen in höherem Alter 
jind unter denſelben jtärfer vertreten als in anderen Unternehmungsformen 
und (Segenden des Staates. 

4. Unter den hausinduftriell betriebenen Ermwerbszweigen nehmen die- 
jenigen der Tertilinduftrie die erſte Stelle ein; auf diejelben entfallen vier 
Fünftel, auf die verfchiedenen Zweige der Weberei allein zwei Drittel aller 
Hausinduftriellen. 

5. Gerade die tertilinduftriellen Hausarbeiter, aber auch andere, treiben 
häufig — in der ftillen Saifon oder um des befjeren Verdienjtes willen — 
Nebenerwerb ; am weitejten verbreitet ift derjenige in der Landwirtſchaft oder 
in verfchiedenen Zweigen des Baugemerbes. 

6. Die mwirtjchaftlihe Yage der ſchleſiſchen Hausinduftriellen it fait 
durchgängig eine höchſt traurige, ganz glei, ob fie fogenannte Selbjtändige 
(Meifter) oder Hilfsarbeiter der letteren find. Bei einer meiſt fehr aus- 
gedehnten, 14 bis 16jtündigen, Arbeitszeit erwerben ſie großenteils nicht 
joviel, um ſich angemefjen zu nähren und zu kleiden oder eine den befcheiden- 
jten janitären und hygienischen Anfprüchen genügende Wohnung zu behaupten. 
Cine Ausnahme davon maden nur die Glasveredler. 

7. Auch um den Gejundheitszuftand der meijten Hausinduftriellen iſt 
es ſchlecht bejtellt. Die mangelhafte Ernährung, die erbärmlidhen Wohn- 
verhältnifje, die mit der Art der Arbeit notwendig verbundene ungejunde 
Körperhaltung, der ſich dabei entwidelnde Staub führen insbejondere ſchwere 
Erkrankungen der Atmungsorgane herbei. Die geringe Schonung, welche 
fih die ſchwangeren Frauen auferlegen fönnen, untergraben ihre eigene Ge: 
jundheit und die ihrer Kinder. Der färgliche Verdienſt gejtattet feine ge- 
nügende Pflege der Neugeborenen ; infolgedefjen ift die Säuglingsiterblichkeit 
erſchreckend hoch, vielfach die höchite im ganzen preußifchen Staate. Dabei 
fällt namentlich au der Umftand erfchwerend ins Gewicht, daß die Haus- 
industriellen der gejeglichen Krantenverficherungspflicht nicht unterworfen find !. 

8. Allerdings muß zugegeben werden, daß ein Teil der Schuld für 
diefe elenden Zujtände den Arbeitern zur Laſt fällt, da ſie auch bei bejjerem 


ı Das Neichögeieß über die Krankenverfiherung der Arbeiter vom 15. Juni 
1833 läßt die ftatutariihe Ausdehnung auf die Hausindustriellen — foweit diefelben 
das Rohmaterial und die Hilfsitoffe vom Unternehmer geliefert erhalten, $ 2 Ziffer 
5 — zu. Von diefer Bejtimmung ift in großem Umfange aber nur im Regierungsbezirke 


Die Hausinduftrie Schlefiens. 161 


Verdienſte ihre Zebensweife felten ändern. Vielfach flagen die Unternehmer 
darüber, daß fie auch bei lohnenden Artifeln feine Handweber finden, Die 
gut und fehlerfrei arbeiten, und mehrere führen die Ummandlung ihrer bis 
in das lette Jahrzehnt hausinduftriell betriebenen Geſchäfte in Fabrikbetriebe 
geradezu auf diefen Umjtand zurüd. 

9. Die wichtigsten und älteften Zweige der fchlefifshen Hausinduftrie, 
die Spinnerei und Weberei, find meift im Niedergange begriffen, und man 
fann das in den meijten Fällen nicht einmal bedauern. Bietet doch die Be- 
Ihäftigung in der Fabrik mit ihrer geregelten Arbeitszeit und ihrem meijt 
bejjeren Lohne, befonders jeit Einrichtung der Kranfen- und Unfallverjiche: 
rung und der immer weiter ausgedehnten Arbeiterſchutzgeſetzgebung, ungleich 
mehr Garantie für Leben und Gefundheit des Arbeiters als die Haus: 
induftrie. Anderſeits werden von der Negierung ſowie namentlich durd) 
wohlthätige und gewerbliche Vereinigungen feit Jahren Anftrengungen ge- 
macht, neue Zweige jener Unternehmungsform in Schlefien einzubürgern oder 
den Arbeitern jchon vorhandener in Zeiten der Not und Erwerbsloſigkeit 
Verdienſt zu verjchaffen. In letterer Beziehung würde es ſich namentlich 
empfehlen, der ſchleſiſchen Weberei durch Gründung ftaatliher Webejchulen 
technifch gut vorgebildete jüngere Kräfte zuzuführen. Erſcheint es doc fait 
unglaublih, daß die Heimat der fchlefifschen Leinwand bis jet feine einzige 
derartige Anftalt, deren Nutzen allerwärts anerfannt iſt, beſitzt. 

Infoweit jene Bejtrebungen darauf gerichtet find, den Hausinduftrie- 
arbeitern eine befjere gewerbliche Vorbildung zu geben, fie zur Heritellung 
funftgewerblicher Erzeugnifje zu befähigen, können diefelben von Erfolg ſein 
und fann man ihnen denfelben wünſchen. Andernfalls werden jie den 
drohenden Untergang der gewöhnlichen Hausinduftriearbeiten nicht aufhalten, 
jondern höchſtens verlangjamen. 

Vereinigungen der Arbeitgeber einerfeits, um eine Beendigung der 
Schleuderfonfurrenz, fowie eine Aufbefjerung der Preife und eine davon ab— 
hängige Erhöhung der Löhne herbeizuführen, eine allgemeine Ausdehnung 
der Schon bejtehenden Arbeiterverficherungs- und Arbeiterfhußgefeggebung auf 
die Hausinduftriellen ohne jede Ausnahme — erjtere unter Heranziehung der 
Unternehmer, wie bei den Arbeitern in den Fabrifbetrieben — anderfeits, 
halten wir für die einzigen Mittel, um hier Wandel zu fchaffen oder wenig- 
jtend anzubahnen. 


Düffeldorf Gebraud gemacht worden. In Schlefien, wo dies ganz bejonders nötig 
wäre, ift uns von einer ſolchen Erweiterung der VBorfchriften nichts befannt geworden. 
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Stein=Hardenbergijchen Reformperiode wurden dur das Wohlmollen 
de3 Staat3minifter3 und Miniſters des Innern, Herin Herrfurth, 
geichaffen, dem der Verfaffer für die Erlaubnis, die Akten des Mini— 
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Breslau, 6. Juli 1890. 
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Einleitung. 


In einer Zeit, in welcher der uralte Kampf der Germanen mit den 
Slaven auf der ganzen Linie wieder entbrannt ift, dürfte es fich der Mühe 
lohnen, der Bildung und Weiterentwidelung der deutjchen Bauerngemeinde 
auf dem Slavenboden dftlich der Elbe einen Teil der Aufmerkſamkeit zu= 
zuwenden, die jeit den Publikationen von Georg Ludwig vd. Maurer der 
Gemeindeverfafjung rein deutjcher Gegenden entgegengebracht wird. 

v. Maurer, der nach dem Zwede feiner Arbeiten das ehemalige Kolo= 
niftenland nur jtreifen konnte, bezeichnet von diefem Standpunfte aus in 
feiner „Einleitung“ ! die Dorfanlagen nach deutfchem Rechte in Schlefien 
und Brandenburg als jchon deshalb bejonders intereffant, weil aus ihnen 
Schlüfje auf den Zuftand der grundherrlichen Dörfer Deutjchlands im 13. 
und 14. Jahrhundert, ja jogar auf die Anfiedelungsweife in den Römer- 
provinzen gezogen werden fönnten. Soviel jteht jedenfalls feſt, daß neben 
der Koloniſationsweiſe die politifchen Zuftände und die Art der Ber: 
teilung und Bewirtichaftung des Bodens, die in den Kolonialländern längere 
Zeit unverändert geblieben find, während in Deutjchland der Zerjegungs- 
prozeß der alten Agrarverjaffung nur allzu jchnell fortjchritt, in ebenſolchem 
Maße ein Licht auf deutſche Verhältniſſe werfen, wie die Landverteilung 
in Gallia cisalpina im Anfange unjerer Zeitrechnung die römijche Agrar— 
verfaffung der beiten Tage der Republik oder der wirtjchaftliche und fittliche 
Zuftand der Neu-England-Staaten in dem erjten Jahrhundert ihres Be— 
ſtehens das England des Lord-Protektors in jchärferer Beleuchtung hervor— 
treten läßt. Umgekehrt aber weit diefer zunächſt den Hiftorifer des engeren 
Deutſchland intereffierende Vergleich gerade darauf Hin, daß folgerichtig ein 
Berftändnis für die Neubildungen vor allem einen Einblid in die Ver— 
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hältnifje des Mutterlandes erfordert, dem die Einzöglinge entjproffen waren. 
Freilich darf dabei nicht überfehen werden, daß freie Auswanderer, wie die 
deutichen Bauern, nur dann veranlaßt werden fonnten, die Heimat mit 
fernen und zunächſt unwirtbaren Wohnfigen zu vertaufchen, wenn ihre wirt— 
ichaftliche oder rechtliche Lage fich durch diefe Überfiedlung bedeutend ver- 
beſſerte. Was die Auswanderer in ihrer Heimat verloren hatten oder was 
ihnen doch arg gefährdet war, den Vollgenuß der perfönlichen freiheit, 
Eigentum an Grund und Boden, die wirtjchaftliche Unabhängigkeit, haben 
fie jenjeit3 der Elbe gefucht und auf Jahrhunderte gefunden. 


Kapitel J. 


Die Kolonijation. 


Es ift ficherlich eine Mehrzahl von Gründen gewejen, welche die jchon 
durch die Kreuzzüge aufgeregte bäuerliche Bevölkerung zu einer Auswande— 
rung nach dem Oſten veranlaßte, die relativ ſtärker geweſen zu jcheint als 
diejenige, welche fich in unferen Tagen ununterbrochen nach Amerika ergießt. 
Mirtjchaftliche Notjtände können nur vereinzelt den Anftoß gegeben haben, 
jofern fie eben durch elementare Greigniffe, durch Sturmfluten der Nordſee! 
oder durch die im 11. und 12. Jahrhundert in den Rheingegenden außer— 
ordentlich häufig und verheerend auftretenden Hungersnöte?, hervorgerufen 
waren. Im allgemeinen war vielmehr die öfonomische Lage der unteren 
Klafjen der aderbauenden Bevölkerung bei dem jtarfen Steigen der Boden- 
rente und damit des Bodenwertes, mit dem das Anmwachjen öffentlicher 
und privater auf dem Grund und Boden ruhenden Laſten nicht gleichen 
Schritt gehalten Hatte, im 12. und 13. Jahrhundert eine jehr günftige 
gewworden®. Der Bauer bejand fich vielfach in einem Wohlſtande, der 
jpäter niemal® wieder erreicht worden ift und welcher nur durch die all- 
mähliche Übervölferung des Landes bedroht werden Eonnte*. 

Mehr noch ala die Schwierigkeiten, die ftetig zunehmende Bevölkerung 
zu ernähren, mußte auf den deutfchen Bauer, der die nötigen Mittel zur 
Auswanderung befaß, der Umjtand einwirken, daß fich jeine rechtliche 
Stellung allmählich merklich zu verjchlechtern anfing. 


ı Schröder, Niederländiiche Kolonieen ©. 30. 31. 
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Die Markgenoſſenſchaft der Urdörfer war bereits in vollem 
Derfall!. Ihr Gebiet hatte durch Abmarkung der FFronhöfe, der größeren 
Waldungen und der einzelnen Dorfmarken, die fich in der gemeinen Mark 
der Urdörfer gebildet, bedeutend abgenommen, jo daß fie im Begriff war, 
in ihre außgejchiedenen Beftandteile völlig aufzugehen. Selbjtverjtändlich 
ift hier nur don den Dörfern mit urfprünglicher Feldgemeinſchaft die Rede, 
während das Schidjal der Hofanlagen ohne Feldgemeinjchaft, die noch heute 
in den Alpenländern, im Odenwalde, in Teilen Wejtialend die Regel 
bilden, zunächſt außer Betracht bleiben fann, da ähnliche Bildungen in 
dem folonifierten Oſten nur vereinzelt auftreten ?. 

In den Dörfern mit Feldgemeinfchait war das Privateigentum nicht 
nur an der Hofjtätte, jondern auch am Acer die Regel geworden, jo daß 
periodijche Verteilungen desfelben nur noch in wenigen Gegenden vorlamen. 
An der Allmende dagegen, dem nicht vergebenen Teil der Dorfflur, der 
damal3 außer dem Unlande die Wälder, Wiefen und Gewäffer zu um— 
fafjen pflegte, beitand das Recht jämtlicher Dorfmarkfgenofjen fort, „die 
Mark“, „die gemeine Mark”? nach feſten Rechtönormen für ihre Sonder-= 
intereffen, nicht etwa zum Beten der gejamten Gemeinde zu nutzen“. 
Nicht allein in diefer Art der Benußung der Allmende, fondern noch aus— 
drudsdoller in der Bewirtichaftungsmethode des Sonderguts zeigte fich, 
daß der alte Zufammenhalt der Dorfmarkgenofjenjchait, die Feldgemeinjchaft, 
noch nicht erftorben war? Die damalige Wirtichaft gründete fi) mit 
Notwendigkeit auf den Flurzwang, welcher allein die übliche Drei- oder 
Mehrfelderwirtichaft möglich machte. Auch die Weide auf der Brache, die 
fämtlichen Markgenoſſen zujtand, jegte eine Regelung des Wirtjchaftsftandes 
durch die Gemeinfchaft voraus, defjen Nefte fich noch heute in Weinländern 
in dem Verbote, in gefchlofjenen Zeiten die Weinberge zu betreten, vor- 
finden. Dorfmarkgenoſſe fonnte demnach diejer wirtjchaftlichen Stellung 
zufolge nur eine Perfon fein, die, auf der Feldmark angefeffen, im Dorje 
wohnte und ihr Land jelbjt bebaute®. Ausmärker (Forenjen), Häusler, 
Snlieger u. j. w. waren nie Dorfmarkgenofjen. Zur Regelung dieſer faſt 
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ausschließlich Landwirtichaftlichen Angelegenheiten bedurfte e8 eigener Beamten!, 
die die Genoſſenſchaft in ihrem freigewählten Schultheiß (Schulzen, Bauer: 
meijter) nebjt defjen Gehülfen gefunden hatte. Die Zuftändigfeit derjelben reichte 
jelbftverjtändlich nicht Über die Dorfmark hinaus; ihre Gerichtsbarkeit ftand 
ohne Beziehung zur obrigkeitlichen Gewalt, weshalb der Dorfrichter ala 
folcher nie den Königebann hatte, fannte aber deshalb auch feine Berufung, 
die erjt in fpäterer Zeit, als die Grundlinien der VBerfaffung vermwijcht 
waren, in bereinzelten Fällen vorfam?. Die Quelle alles Rechtes war die 
Berfammlung der Marfgenofjen, die Dorigemeinde. 

Aus dieſer rein wirtjchaftlichen Natur des Verhältniſſes folgte auch, 
daß es grundjäßlich? für die Eigenjchait eines Dorfmarkgenoſſen unerheblich 
war, ob er perjönlich voll oder nur vermindert frei, ſowie ob das von ihm 
bebaute Grundſtück ihm zu eigen gehörte oder ob es von einer Grund— 
berrichaft unter irgend einer Rechtsform gegen Dienjte und Abgaben 
zur Benußung überlafien war. In den Angelegenheiten der Dorfmark— 
genofjenjchaft waren Freie und Hörige, Eigentümer wie Laß- und Pacht: 
bauern gleichberechtigt ; alle unterftanden hier dem Dorfgericht *. 

Thatjächlich gejtaltete fich freilich das Gemeindeverhältnig in dieſen 
Sahrhunderten in den meijten Fällen anders“. In den gemijchten 
Dörfern, in denen freie und grundherrliche Bauern zufammenwohnten oder 
in denen verjchiedene Grundherrichaften angejeffen waren, wurde obiges 
Verhältnis allerdings nur jehr allmählich abgeändert, da hier von einem 
Überwiegen eines wirtjchaftlich ſtärkeren Teiles felten die Rede fein konnte. 
In den grundherrlichen Dörfern dagegen, in denen das Bedürfnis nad) 
einheitlicher Bewirtichaftung der Mark fortbejtand, die einzelnen Höfe aber 
und deren mit Dienjten und Laſten bejchwerte Beſitzer fich ökonomiſch 
immer mehr um den Gutshof (mansus indominicatus, curtis) in Form der 
Hofigenoſſenſchaft gruppierten, zeigte fich in jener Zeit regelmäßig, daß be— 
reitö aus dem urjprünglich genofjenjchaftlichen Gemeindevorjteher ein Beamter 
der wirtjchaftlich ſtärkeren Gutsherrichaft geworden war, eine Entwidelung, 
die bejonders dadurch unterftügt wurde, daß die Hofangehörigen von jeher 
in Angelegenheiten des Fronhofes nicht dem Gemeindegericht, jondern dem 
Hofgericht nach Meierrecht unterworfen gewejen find. 
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Dieſe grundherrlichen Dörfer hatte die Grundherrſchaft mehr und 
mehr auch der Einwirkung der öffentlichen Gewalt!, dem Landrichter 
mit Königsbann, zu entziehen gewußt. Die Zeitverhältniffe waren bei 
dem Abjterben der Gentralgewalt dem Bejtreben der Grundherren, die recht- 
liche Selbftändigfeit der Dorfmarkgenoffen zu vernichten, beſonders günftig. 
Hatte jchon die Bildung der Dorimarkgenofjenichaft in der alten Mark, da 
jene in der Regel mit dem weit ausgedehnteren Gerichtsfprengel nicht zu= 
jammenfiel, die urfprüngliche „Einheit der gerichtlichen und wirtfchaftlichen 
Intereſſen gefprengt”, jo brachte es allmählich die Grundherrichait, nach- 
dem in einer Zwijchenftufe ihr Meier zugleich ala grundherrlicher Richter 
des gejamten Dorfes gegolten hatte, dahin, daß fie Gerichte mit einem mehrere 
grundherrliche Gemeinden umfaffenden Bezirke bilden Eonnte, jo daß fich die 
Mitwirkung der einzelnen Gemeinden auf die Entjendung einiger Schöffen 
beichränfte. Dazu kam, daß den Grundberren infolge der fortgefeßten Ver— 
äußerungen der höheren Gerichtäbarfeit und der durch Privileg aus fonftigen 
Gründen entjtandenen Immunitäten, welche die alte Einteilung des Landes 
nach Grafſchaften jchon längſt überwuchert hatten, eine Reihe der wichtigften 
landesherrlichen Befugniffe zuftand ?. Schließlich trugen auch die Verwand— 
(ung des echten Eigens in Lehn-, Zins- und Vogteigüter und der Über- 
gang der Mehrzahl der Vollfreien in die Klaſſe der Vogteileute das Ihrige 
bei, die beftehende Dorigemeindeverfaffung unhaltbar zu machen®. 

Sp waren die Dorfmarkverhältniffe insbefondere in den grundherrlichen 
Dörfern geordnet, die faſt mit Notwendigkeit als Vorbild bei den Dorf- 
gründungen in den Kolonijationslanden gedient haben *. 

Es würde num ein Irrtum fein, wenn man ohne weiteres die Anfiedelungen 
der Kolonijten den Trümmern der alten Markgenoſſenſchaften gleichjtellen wollte, 
wie fie fich zur Zeit der Auswanderung in Deutichland ala die Grundlagen 
der ländlichen Berhältniffe vorfanden. Die Koloniftendörfer unterjchieden 
fih von den Gemeinden des deutjchen Weſtens in wejentlichen Punkten. 
Sie find nicht zufällig entjtanden, fondern gleihmäßig angelegte An— 
fiebelungen ®, fie find alſo nicht allmählich aus der Markgenofjenichaft zu 
politifchen Gemeinden erwachjen, jondern don Anfang an Gründungen jo= 
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wohl öffentlich wie privatrechtlichen Charakters. Sie find ihrer Ver— 
faſſung nach darauf berechnet, vereinzelt unter Stammesfremden ohne 
Zujfammenhang mit Nachbarorten zu beftehen!. Gie find jchließlich nicht 
auf dem Boden der freien Mark, jondern in gewiſſem Sinne ſämtlich auf 
grundherrlichem? Boden angelegt, obgleich Grundherrſchaft und Lan— 
desherrichaft Häufig zujammenfielen und das Maß der Abhängigkeit vom 
Grundherrn ein äußerſt verfchiedenes war. Hinzutritt die Menge der Ab» 
ftufungen zwijchen den zu deutjchem Rechte ausgethanen und den flavifchen 
oder preußifchelittgauifchen Niederlaffungen, die im Laufe der Zeit mit 
deutfchem Rechte bewidmet wurden und die ihrerjeit3 eine nicht geringe 
Einwirkung auf die Einwanderer ausübten. 

Wenn nun auch in den obenerwähnten Punkten im wejentlichen über» 
einjtimmend, zeigen doch die heutigen preußifchen Provinzen öftlich der 
Elbe, mit Ausnahme Poſens, das als Kolonijationsland erjt in neuerer 
Zeit in den Vordergrund getreten it, Berjchiedenheiten, die fich aus der 
Natur des Landes, der Eigenart des Stammes, dem der deutjche Anbauer 
entiproffen, ſowie aus der Dichtigfeit erklären, in der die einheimifche Be— 
völferung im Lande fiten geblieben war. Bor allem entjcheidet die Art, in 
der die Landeöherrichaft dem Deutjchtum den Boden erwirbt, in hartem 
Kampfe, wie der Orden, halb als Eroberer halb durch Verträge, wie die 
Markgrafen von Brandenburg, oder auf dem Wege freudiger Annahme 
deutjcher Art und Gefittung, wie die germanifierten Herzogsgefchlechter 
Schlejiens und Pommern. 


8S1. 
Das Ordensland Preußen. 


Das Kernland des deutſchen Ordens, welche die jetzigen Provinzen 
Oſt- und Weſtpreußen umfaßte, zeigte in nationaler Beziehung eine ſelt— 
ſame Miſchung. In der großartig zielbewußten Weiſe, wie im Mittelalter 
nur die Kirche und kirchliche Inſtitute vorgehen konnten, in denen allein 
ein Prinzip über den Streit der Sonderintereſſen und den Wechſel der 
Perſönlichkeit erhaben war, Hatte der Orden, der ſeit 1228 in den Landen 
öftlich der Weichjel, zunächjt im Kulmerlande und Pomefanien, Fuß gefaßt 
hatte, bei jeinen das ganze Jahrhundert erfüllenden Kämpfen zur Eroberung 
Preußens nie das Ziel auß den Augen verloren, daß nur deutjche 
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Gefittung dem ringsum von Teinden bedrohten Ordensſtaate wahrhafte 
Kraft verleihen fönne. Auf den Grundlagen des Rechts der Kulmer Hand 
fefte!, die grundjälich Eigentum unter Ausſchluß jeder bäuerlichen Dienite 
verlieh, befiedelte er das Land mit Deutjchen. 

In den MWeichjelniederungen zwifchen Elbing und Danzig ſowie in 
den Ebenen, die im Norden der Memel durchfließt, entitanden die Nie= 
derlaffungen in Form von Hofanlagen, in deren Berbande auf den 
vereinzelten Höfen die frieftch-flämifchen Einwanderer jaßen?. Überall im 
Lande zerftreut, am dichteften aber am rechten Weichjelufer ſowie im Erm= 
lande und Samlande, bildeten fich auf der Grundlage der Dorigenofjen- 
ſchaften deutjche Gemeinden zumeift niederfächfiichen Stammes. Orden 
und Landesbifchöfe, denen ein Dritteil des Bodens gehörte®, gingen dabei 
in der Weiſe vor, daß fie einem deutjchen Einzögling, dem ſpäteren Schult- 
heiß, öfters einem Mitterbürtigen, vorwiegend aber aus dem Bauernftande, 
Ländereien, die noch nicht urbar gemacht oder deren Einwohner vertrieben 
waren, anwieſen, um dort ein Dorf zu gründen*. Die Verleihungs— 
urkunden lehren, daß dann die einzelnen Hufen an andere Einzöglinge vom 
Schultheißen erblich zu kulmiſchem, jpäter auch zu magdeburgifchem Rechte 
verliehen wurden, wobei dem Orden oder Landesbifchofe beim Ausſterben 
der Erbberechtigten ein mehr oder minder wirkſames Heimfallarecht zuftand. 
Die Bauern’ Teifteten neben Abgaben zu Eirchlichen Zweden einen Re— 
fognitiongzing von 2 Markpfund oder einem kölniſchen Pfennig für die 
Hufe, waren im Kriegsfalle dem Orden zur Landfolge verpflichtet, unter— 
ftanden defjen hoher Gerichtäbarfeit®, während die niedere dem Schultheißen 
(locator) ? zufiel, der außerdem noch Freihufen, Fleiſch- und Brotbänfe 
u. ſ. w. erhielt. Einen Grundheren Hatten diefe Kulmerdörfer nicht 
über fih, von Scharwerf waren fie daher frei. Es fam auch vor, daß 
einzelne Grundherrichaften, insbejondere der deutjche Adel, der mit dem 
Orden ind Land gefommen war, auf ihren Territorien unter ähnlichen Be- 
dingungen Dörfer anlegten ®. 
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Die deutjchen Adligen?! felber, die vom Orden mit teilweife jehr 
bedeutenden Schenkungen bedacht worden waren, hatten daneben ihre mit 
einem Zeile der hohen und mit der niederen Gerichtöbarfeit ausgejtatteten 
Güter, die auch fie zu KHulmerrecht, aber mit Vorrechten, wie fie für den 
Adel üblich waren, erhielten. Ihnen waren als Unterthanen ein Teil der 
altpreußifchen Einwohner nach Höfen oder Dörfern zugeteilt worden, über 
die fie aber Rechte anderer Art ausübten als die, welche ihnen in den 
wenig zahlreichen grundherrlichen Kolonialdörfern deutjchen Stammes zu— 
fanden. Die Preußen nämlich, denen, joweit fie fi) dem Orden unter- 
worjen hatten, im Frieden von Chriſtburg, am 7. Februar 1249, durch 
Vermittlung des päpftlichen Legaten jehr milde Bedingungen — perjönliche 
Freiheit und erblicher Befig ihrer Grundftüde — zugejtanden waren, 
verloren nach ihrem allgemeinen Abfall vom chrijtlichen Glauben und vom 
Drden nach den Bejtimmungen jenes Vertrages völlig die ihrer Perſon und 
ihrem Befite zugejtandenen Rechte. Der Teil, der die blutigen Eroberungs- 
friege der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts überlebte, immer noch 
zahlreich genug, um im öjtlichen Zeile des Landes zufammen mit den 
Litthauern den Grundftod der Bevölkerung zu bilden, wurde vom Orden 
al3 Hörige, feine Ländereien als Eigentum der Landesherrichaft betrachtet ?. 
Menn nun auch die Lage der Stammespreußen injoweit erträglich war, 
daß fie noch im Jahre 1444 nach einer Verordnung de Hochmeiſters 
Konrad dv. Erlichshauſen? das Recht hatten, ihren Herren zu kündigen, und 
man ihnen auch im Landesfulturinterefje das thatfächliche Innehaben ihres 
Grundbefites beließ, jo wurden fie doch mit ihren Grundjtüden an deutjche 
Einwanderer ritterbürtigen Gejchlecht8 und in vereinzelten Fällen an treu ges 
bliebene Preußen verteilt, ſofern fie nicht unmittelbare Unterthanen des hier 
zugleih ala Landes und Grundherrfchaft auftretenden Ordens blieben *. 
Gleichgut, ob fie in Dörfern oder vereinzelt lebten, bildeten fie feine rechtlich 
anerfannte Gemeinde, hatten daher feinen Schultheiß und unterjtanden, wenn 
der Grundherrfchaft die Gerichtöbarkeit verliehen war, diefer, jonjt nicht etwa 
eigenen Richtern, jondern dem Landvogt des Ordens oder des Bijchofe. Dazu 
machte fie ihre allgemein durchgeführte Scharwerföpflichtigfeit von Anfang 
an wirtjchaftlich zu einer Zubehör de Guts?. Wer fich jchließlich recht: 


1 Voigt, Gejchichte Preußens III 469. 

2 Ebenda III 453. 

39. Harthaufen, Ländliche Verfaſſung Preußens ©. 211. 
* Boigt, Geſchichte Preußens III 455, VI 577. 

5 Ebenda VI 576. 
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zeitig dem Sieger angeſchloſſen Hatte, Iebte! teil3, wie die im Samlande 
zahlreichen Withinge (Überrefte des altpreußiichen Adels), nach dem Rechte 
der Ritterbürtigen, teils als Preußifch- Freie nach kölmiſch-bäuerlichem Rechte. 
Jedoch war jelbjt in diejer den Eingeborenen jo ungünftigen Zeitepoche 
wie weit jpäter noch, 1744, nach dem „ius Culmense ex ultima recensione“* 
die Nechtövermutung für die Freiheit und gegen die Hörigfeit jedes Landes— 
bewohners?. 


82. 
Die Mark Brandenburg. 


Es ijt vielfach und mit Recht darauf Hingewiejen worden, daß die 
Marken von den Askaniern doch nur zum Zeil durch die Gewalt der Waffen 
erworben wurden?. Als Albrecht der Bär 1157 die Feſte zu Brandenburg 
gejtürmt Hatte, war der Widerjtand der heidnifch gebliebenen Wenden ge— 
brochen. Die Zauche und dag Havelland wurden jchon durch Erbichait er— 
worben. Seit 1200 endlich hatten es die Markgrafen mit den chrijtlich-jlavi= 
ſchen Fürften der Oftländer zu thun, denen bald durch Vertrag, bald durch 
Kampf Land abgedrungen wurde, bis 1250 das Land Lebus und in den 
folgenden Jahrzehnten die Neumark die Erwerbung vollendeten. Die That— 
jache, daß die Eroberung nicht in Raſſenkämpfe, wie im benachbarten Med- 
lenburg und im Drdenslande, augartete, läßt es erflärlich erjcheinen, daß 
von einem allgemein durchgeführten Herabdrüden der jlavifchen Bevölkerung 
in rehtlicher Beziehung nichts befannt if. Die an fich wohl wenig 
zahlreichen Wenden wurden beijeite gejchoben *, ihre Aderbeete wurden 
verteilt, und fie jelbjt zogen es vor, ſoweit fie fich nicht mit den Ein- 
wanderern vermilchten, in die Wälder und an die Flußufer fich zurückzu— 
ziehen, um als Fijcher und Jäger, ohne die harte Arbeit des Aderrodens, 
weiter zu leben. An ihre Stelle trat, von den Askaniern berbeigerufen, 
der niederdeutjche und flämifche Einwanderer, „populi fortes et innu- 
merabiles“, wie der Chroniſt Helmold fie nennt. Seltſamerweiſe haben ſich 
in den Marken Ausjeßungsverträge, die auf Dorfichaften Bezug haben, 


! Vogt, Geihichte Preußens III 420 ff. 

2v. Harthaufen, Ländliche VBerfaffung Preußens ©. 213. 195. 

3 Korn, „Bäuerliche Rechtöverhältniffe in Brandenburg“, in der Zeitichrift 
für Nechtsgejhichte XI 8. 9. — Droyſen, Preußiſche Politit I 21. 41 

* Droyjen a. a. O. I 4. 

5 Rudolph, Die niederländijchen Kolonieen der Altmarf ©. 20, der übrigens 
in die Zahlenangaben der Chronica Slavorum durchweg Mißtrauen jeßt. 
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nicht erhalten!, wogegen die Stiftungäbriefe märkiſcher Städte, nicht nur 
von der Bedeutung wie Frankfurt und Landsberg, jondern auch die Eleiner 
Zandjtädte, vorliegen?, die denjelben Typus zeigen wie die mit Urkunden 
zu belegenden Dorfgründungen des germanifierten Oſtens. Hieraus und aus 
dem jpäteren Zuftand der faſt durchweg mit einem Lehnjchulzen bejegten 
Dörfer? kann mit Sicherheit der auch bei der Gleichheit der jonftigen Ver— 
hältniffe naheliegende Schluß gezogen werden, daß die Kolonifation durch 
Unternehmer, fogenannte locatores, auch in der Mark üblich war. 
Ausgetdan wurden die Dorfmarken nicht etwa von den Vajallen 
oder Minifterialen der Markgrafen, aus denen fich der niedrige Adel bildete, 
jondern überwiegend von den Landesherren, daneben auch von den Landes= 
bifhöfen und Klöſtern jowie feitend einiger weniger vom Hohen Adel *. 
Auch Hier wurde der feiner rechtlichen Natur nach zweifelhafte, oft als 
Kaufgeſchäft bezeichnete Vertrag zwijchen dem Landesherern und dem regel- 
mäßig nicht ritterbürtigen Unternehmer gejchloffen?, der gegen namhafte 
Vorteile, die in dem Lehnsbeſitz des Schulgengut3 gipfelten, das Herbei— 
schaffen der Einwanderer übernahm. Echtes Eigentum konnten freilich auch 
in der Mark die locatores nicht überlafjen, wohl aber ein demfelben nahe— 
fommendes Erbzinsrecht. Auf den einzelnen Hufen lajtete ein Grundzing 
(census) ®, der dem Grundherrn als dem Obereigentümer, alfo in der Regel 
dem Markgrafen, zufam. Dazu trat noch der urfprünglich bijchöfliche, dann 
weltlichen Herren überlaffene Zehnt (decem)?, der mit dem Grundzing 
unter dem Namen „Pacht“ (pactus oder pactum) zufammengefaßt wurde. 
Als Abgabe an den Landesheren trat die Bede Hinzu, die feit 1282 einen 
ftändigen Charakter? angenommen Hatte. Dienfte perfönlicher Art? wurden 
nur zu öffentlichen Zweden, zum Unterhalt der Burgen, Dämme und Wege 
geleitet. Der Heerdienft (servitium curruum) bejtand in der Ausrüftung 
eined Heerwagens in jedem Dorfe. Srgendwelche Leiftungen an Private 
wurden bei der Gründung der Dörfer nicht ausbedungen. Unbezweifelt 


ı forna.a.D. ©. 1. — Wohlbrüd, Geſchichte von Lebus I 200. 

2 Wohlbrüda. a. O. I 186. 

8 Korna.a. D. ©. 4 Nähere ftatiftiiche Nachweile für Lebus bei Wohl- 
brüd, Geihichte von Lebus I 210— 212. 

+ Korn a. a. D. ©. 7. — Droyjen, Preußiiche Politik I 45. 

5 Ebenda I 45. 

6 Ebenda J 46. — Wohlbrüd a. a. DO. I 231. 

? Ebenba I 233. 234. 

8 Droyjen a. a. D. 149. 

’ Koın aa. O. © 7. 
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war die perjönliche Freiheit der Bauern, die als Jmmediatunter- 
thanen betrachtet wurden und an die im 13. und 14. Jahrhunderte 
direkte Befehle des Markgrafen ergingen!, in denen fie mit den Mannen 
und Bürgern auf eine Stufe geftellt wurden. Der Lehnſchulz Hegte im Na— 
men des Markgrafen das niedere Gericht?. Bauern jaßen auf der Schöffen- 
bank. Auch bei Ausübung der hohen Gerichtsbarkeit jcheinen nach einer Stelle 
im Landbuche von 1375 „septem villani* al Schöffen fungiert zu haben, 
denen der Unterthan jede Standes unterworfen war®. 

Die Ritterbürtigen, Minifterialen wie Vajallen, konnten nicht in 
diejer jtraffen Gemeindeorganifation eine Stelle finden*. Sie befaßen ala 
Entjehädigung für den Kriegsdienſt ihre Ritterhufen zu Lehen, die in der 
Udermart und Neumark, in denen die alte jlavifche Freiheit bei der Eroberung 
ihon ausgeartet war?, mit wendiſchen Knechten bejeßt jein mochten, unter- 
ſtanden ala Dienjtmannen dem Hof bezw. Lehngericht des Markgrafen, 
zahlten auch feine Abgaben, da fie ja den Kriegsdienſt perjönlich leiſteten. 
Sie hielten ſich jomit ganz außerhalb der ohne ihr Zuthun gegründeten 
Dorigemeinde, von der fie auch räumlich durch ihren Aufenthalt am Hofe 
oder durch die Pflicht, die landesherrlichen Burgen zu bewohnen, getrennt 
blieben. Keineswegs galten fie als Grundherren, wie auch der Lehnsſchulz 
weder Abgaben an fie abführte noch in ihrem Namen das Gericht Hegte. 


8 8. 
Pommern. 


Im Gegenſatz zu Preußen und den weſtlichen Teilen der Mark war 
in Pommern der Germaniſierung die Chriſtianiſierung des Landes und 
zwar unter ſchweren Kämpfen mit Polen und Dänen vorhergegangen ®. 
Die pommerjchen und rügianischen Fürſten des 12. und 13. Jahrhunderts 
hatten daher ganz bejondere Veranlafjung, die zufammengejchmolgene Be- 
völferung ihrer Länder durch neue Anfiedler zu vermehren. Wenn nun 
auch Wenden aus der Mark und aus Medlenburg jowie Dänen anjcheinend 


ı Dal. Aufzählung bei Wohlbrüd a. a. D. I 326 fi. 

® Möglicherweije ftand in manchen Orten die wendijche Bevölferung, foweit fie 
nicht Aderbau trieb, unmittelbar unter der Gerichtäbarkeit des Markgrafen. — Bal. 
Korn a. a. O. S. 9 über die Gründung der Stadt Märkiſch-Friedland im Jahre 1244. 

3» Wohlbrüd a. a. D. I 329. 

ı Korn a.a. D. ©. 12. — Droyſen a. a. D. 139. 

5 Ebenda I 42. 

° Fuchs, Untergang des Bauernftandes in Neu-Vorpommern und Rügen ©. 12.13. 


Die Kolonijation. 13 


nicht prinzipiell abgewiejen wurden!, jo richtete fich doch naturgemäß das 
Augenmerk des Landesfürſten auf den fchier unerjchöpflichen Strom der 
deutjchen Auswanderer, die ihnen, den Slaven, doch als Mitchrijten 
und aus wirtichaftlichen Gründen willlommen waren. Die pommerfchen 
Slaven?, bei denen unter einem grundbefienden Adel ein „in hohem Grade 
abgaben= und dienftpflichtiger”, anjcheinend in Hörigkeit verſunkener Bauern- 
ftand den Grundjtod der Bevölkerung ausmachte, zeigten fich bei diefer durch- 
aus friedlichen Kolonifation wenig widerjtandsfähig. Eine völlige Neu— 
verteilung des Bodens war jedoch den Rechten des noch immer zahlreichen 
ſlaviſchen Adels gegenüber unthunlich, ſetzte auch eine Machtfülle und 
Tolgerichtigkeit des Handelns voraus, die bei den patriarchalifchen Fürften 
jener Zeit faum vorhanden war. 

Neben den Anfiedelungen der Koloniften auf den eigenen Gütern des 
Fürſten waren es vorzüglich die äußerjt zahlreichen Vergabungen an die 
neugegründeten Klöfter, welche Deutjche in das Land brachten ?., 

Die regelmäßige Formel in den Stiftungsurfunden: „dedimus fratribus 
potestatem vocandi ad se cuiuscunque gentis et Cuiuscunque artis ho- 
mines“ * diente dazu, deutſche Bauern auf ungerodetem Boden anzu— 
jegen oder flavifche Dörfer mit den Fremden neu zu befiedeln, wobei ein 
allmähliches FFortichieben der eingeborenen Bevölkerung unvermeidlich war. 
Der ſlaviſche Herrenftand, der ebenfalls durch Schenkungen an die KHlöjter 
der Germanifierung Fräftig Vorjchub geleijtet hatte, wurde jelbjt durd) das 
Eindringen deutjcher ritterbürtiger Ginzöglinge, die ihre Anjchauungen vom 
Lehndienjte bald zu den herrjchenden machten, gewaltig verändert. Hinter 
den deutjchen Adligen, die Land zur Bebauung durch deutjche Kolonijten 
vom Fürſten angewiejen erhielten und fich dabei jehr gut ftanden®, wollte 
der größere Teil des eingeborenen Adel3 nicht zurüdbleiben®. Der ihnen 
gezahlte Preis für den Eintritt in die Vafallenftellung war die Aufgabe 
der zahlreichen Rechte, welche dem Landesfürjten an den Hinterſaſſen des 
Adels nach der ſlaviſchen Verfaffung zuftanden. So trat an die Stelle des 
Obereigentums der Fürften deren Lehnsherrlichkeit.. Aus den zu Eigentum 
bejefjenen Gütern twurden die feuda oblata mit dem dominium utile de Bajallen 7, 


ı 9. Bilomw, Abgabenverhältniffe in Pommern und Rügen ©. 22. 

2: Fuchs a. a. O. ©. 4. 

3 Ebenda ©. 15. 

+ Vadberg, Ländliche Verfaſſung Pommern? ©. 207. 

5 9. Bilow, Abgabenverhältniffe S. 24. 25. 

° Fuchs a. a. D. ©. 22. 

Padberg a. a. D. ©. 218. 219. — v. Bilow, a. a. D. ©. 85— 87. 
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was in Pommern anjcheinend ohne weiteres das jolgenjchwere Recht in fich 
jchloß, gleichtwie der deutjche Ritter, auch ohne ausdrüdliche Erlaubnis 
des Landesherrn Land an deutjche Bauern auszuthun oder jlavifche Nieder- 
laffungen in bdeutjche Dörfer umzuwandeln. Zwiſchen Landesherrn und 
Kolonijten ſchob fich alfo in den meiften Fällen der Grundherr, mochte es 
nun ein Klofter, ein Adliger oder eine der aufblühenden Städte jein. 

Die Art der Anfiedelungen war durchweg die auf Slavenboden ge= 
wöhnliche!: das Austhun des Grund und Bodens an einen Unternehmer 
(Hier auch magister indaginis genannt), der ſeinerſeits mannigiache Vorteile, 
insbejondere aus der Verwaltung der niederen Gerichtäbarfeit, erhielt. Die 
Niederlaffung felber erfolgte regelmäßig in der Form der Dorfanlagen mit 
Feldgemeinfchaft, nur in Zeilen der an Medlenburg grenzenden Kreije ſowie 
in den Sagendörfern längs der Dftfee, in den Kreifen Schlawe, Fürjtentum 
und Greiffenberg, glaubt Padberg? Hofanlagen ala Grundtypus der Ko— 
lonijation wiederzuerfennen und darnach die Herkunft der Bewohner als 
Niederfachien und Weitjalen beftimmen zu können. Daß der deutjche Bauer 
perjönlich frei war®, iſt auch Hier unbeftritten, wie auch das Beſitzrecht 
desjelben an der ihm zur Bebauung überlaffenen Hufe zum mindeften ein 
Grbzinsrecht* war, aus dem der Anfiedler den Grundherren eine Geld» oder 
Körnerabgabe (census) zu leiften Hatte?. Daneben jchuldete er dem Für— 
ften oder dem Bifchofe den Zehnten und erjterem regelmäßig die ordinäre 
Dede und den Müngpfennig als öffentliche Abgaben. Auch Dienfte und 
Leitungen waren urfprünglich nur öffentlichrechtlicher Natur ®. 

Daß daneben für die flavifchen Landleute ein anderes Rechtsverhältnig 
fortbeitand,, welches ſich nur ſehr allmählich mit dem beſſeren Rechte des 
herrſchenden Volksſtammes ausglich und jchlieklich dieſes auf fein Niveau 
herabdrüdte, ijt wiederholt bezeugt. Der Slave baute, joweit er nicht mit 
deutſchem Rechte begabt wurde, unter dem Drucke zahlreicher Abgaben an 
Fürſt und Grundherrn den Ader ala Höriger weiter”. In Slavennieder- 
laffungen war auch von einer Gemeindeverfaffung gegenüber dem Über: 
gewichte des Grundheren nicht die Nede. Die Hinterjafien erfchienen viel- 
mehr ala Gutsunterthanen, welche dazu beftimmt waren, neben ihren eigenen 


1Fuchs a. a. O. ©. 1%. 

Padberg a. a. O. ©. 49. 50. 

Fuchs aa. O. ©. 37, 

+ Babberg a. a. D. ©. 242. 

Fuchs a. a. O. ©. 9. 

6 v. Bilow, Abgabenverhältniſſe ©. 207 ff. 

Padberg a. a. D. ©. 197. 198. — v. Bilow a. a. D. ©. 125. 
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Hufen den Herrenader zu bejtellen. Bejonders für Hinterpommern, wohin 
fih der eingeborene Adel! allmählich zurücdgezogen hatte, iſt diefe primitive 
Art der Gutöherrlichkeit die Abhängigkeitsform der Zukunft geworden. 


84. 
Schleſien. 


Schleſiens Germanifierung bietet, wenn fie auch weit unvollſtändiger 
zu jtande gefommen ift, viel Analogieen mit der Pommerns. Auch hier 
folgte der Anfiedler dem chrijtlichen Sendboten nach, auch Hier erfreute fich 
da8 fremde Volkstum der auögejprochenen Borliebe der Fürſten. In 
Schlefien wie an den Ufern der Oſtſee findet fi faum eine Spur des 
Widerſtands? gegen die Eindringlinge, obwohl da3 polnische Hinterland 
nationalen Bejtrebungen einen gefährlichen Rückhalt hätte bieten können?. 
Die Einwanderer trafen das in viele Linien gefpaltene Fürftengefchlecht der 
Piajten, einen zahlreichen grundbefigenden Adel und ein Volk an, das ala 
Leibeigene (Kmethen, Lazaki, Schmarden) das Land bebaute*. Neben den 
Hürften, die unter dem Einfluß deutſcher Gemahlinnen? und: Hofgetjtlicher, 
mehr aber noch aus finanziellen Gründen die Einwanderung begünftigten, 
waren die Klöſter gleichjam die Brennpunkte des neuen Lebens. Schließlich 
war auch der flavifche Adel jelber bemüht, die Anfiedler bei fich jeßhaft 
zu machen, deren Anzahl Meiten® aut 150—180 000 Seelen veranjchlagt, 
die fich im 13. und 14. Jahrhundert in circa 1500 neuangelegten Dörfern 
niederließen. Ungleich jchärfer ala in Pommern tritt in den zahlreichen 
Urkunden über Schlefiens Beftedlung, die übrigens durchweg in den formen 
der Dorfanlagen mit Feldgemeinjchaft erfolgte, joweit von einer jolchen bei 
der Ausbildung des Privateigentums an dem Ader überhaupt noch die 
Rede jein fonnte, der Umftand hervor, daß e8 vor allem der Erlaub- 
nis des Landesherrn”? bedurfte, um Dörfer mit Deutfchen zu befeßen 


! PVadberg a. a. D. ©. 215. 

2 Der Widerftand der polniichen Geiftlichkeit gegen die Germanifierung, ber 
im GStreite Heinrich IV von Breslau mit dem Biſchof Thomas II jelbft in Nom zu 
febhaften Klagen über den Abbruch, den Polen erleide, geführt hat, erklärt ſich aus 
rein kirchlichen Urjachen. Siehe Stenzel, Geihichte Schleſiens ©. 85. 

° Meiken, Urkunden jchlefiicher Dörfer. Einleitung ©. 97. 

+ Fihoppe-S tenzel, Urkundenfammlung ©. 57. 66. 68. 

5 Beheim: Schwarzbad, Befiedlung von Dft:Deutichland ©. 17 ff. 59. — 
Weinhold, Verbreitung und Herkunft der Deutjchen in Schlefien S. 164. 

s Meiten a. a. D. Einleitung ©. 103. 

Tſchoppe-Stenzel a. a. O. ©. 145 ff. 
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oder doch mit deutſchem Rechte zu begaben, wenn auch dieſe Privilegien 
mitunter allgemein für ganze Landftriche erteilt worden find. Es folgte 
dies mit Notwendigkeit daraus, daß der Landesherr vorab auf die ihm 
ex iure polonico zujtehenden umfangreichen Rechte zu Gunften des Grund» 
herrn verzichtete, insbejondere aber die Anfiedler von der Gerichtäbarfeit 
des Kaftellans und fonftiger Beamten befreite und fich nur die „obere Gerichts 
barkeit” in jchwer zu beitimmendem Umfange, Grundjteuer und Heerdienft 
jowie einen Zeil der Gerichtsgefälle nebjt dem Befteuerungsrechte vorbebielt. 
Nah Erteilung diejes Privilegs ſchloß der Grundherr einen Kontrakt mit 
einem Unternehmer ab, der den Verträgen in den bereitö gejchilderten Ge— 
genden im allgemeinen entiprach!, wie ja alle dieſe Rechtsgeſchäfte auf ein 
Urbild, jene von Auguft dv. Werjebe zuerjt behandelte Urkunde?, zurüd- 
geführt werden können, in der im Jahre 1106 Erzbifchof Friedrich von Bremen 
fi mit den im Kirchjpiel Horn und deflen Nachbarjchaft anzujegenden 
Holländern vertrug, nur daß im Slavenlande der locator, nicht wie in 
Niederjachfen bisweilen die Genofjenichaft der Anfiedler, als Kontrahent 
auftritt®. Der Grundherr erhielt die niedere Gerichtäbarfeit, die aber 
in feinem Namen der Schulze (Scholz) im Dorfgericht augübte*, fofern der 
Grundherr nicht ſelbſt — gewöhnlich dreimal im Jahre im fogenannten 
Dreiding — Gerichtötag abhielt. Nicht immer waren die Erb= oder Frei— 
icholtifeien Kleinere Beſitzungen; es fommen auch größere Güter ala jolche 
vor, die 3. B. im Bifchofslande an Ritterbürtige gegen die Verpflichtung 
zum Roßdienſt nach Lehnrecht ausgethan wurden. Die Bauern jelber 
waren frei?, erhielten ihre Hufen zu erb und eigen gegen Zins, im allge- 
gemeinen mit der Befugnis, fie nach Belieben zu veräußern. Der Zins 
fiel an. den; Grundheren, während eine Art Grundfteuer, das Herzogs» 
forn®, dem Landesheren, der Zehnt bald dieſem, bald dem Biſchof gebührte. 
Dienjte wurden nicht an die Grundherrjchaft, wohl aber in jehr verfchiedenem 
Umfange an den Herzog geleiftet?. 

ı A der älteren Zeit jcheint der locator den Grund und Boden unentgeltlich 
erhalten, jpäter aber ihn erfauft zu haben. Zihoppe:-Stenzela. a. D. ©. 149. 

2 Meigen a. a. D. Einleitung ©. 97. — Weinhold a. a. D. ©. 168. 

3» Mit den älteften beutjchen Anfiedlern, ben hospites, jcheinen übrigens die 
Herzöge ohne Mittelsperſonen Befiedlungsverträge eingegangen zu fein. Siehe Häusler, 
Geichichte des Fürftentums Ols ©. 69. 60, wie deis auch in anderen Gegenden zu gefchehen 
pflegte. Siehe Schröder, Die niederländifchen Kolonieen in Norddeutichland S.37.38. 

+ Fihoppe:Stenzel a. a. D. ©. 151. 152. 

5 Ebenda ©. 155. 

s Ebenda ©. 164. 

? Ebenda ©. 167. 
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Die zahlreich daneben beſtehen bleibenden Dörjer zu polniſchem 
Rechte! zeigten nicht das für das deutjche Necht charakteriftiiche Merkmal 
der Übertragung der Gerichtsbarkeit an den Grundherrn, woraus fich ſchon 
zur Zeit der Anfiedlung, alfo weit früher ala in anderen germanifierten 
Slavenländern, die Dominialgewalt zu entwideln begann, ſondern fie 
blieben? unter dem polnischen Gerichte des Herzogs, ohne auögebildete 
Gemeindeverfaflung, ohne erbliche Befigrechte von Grund und Boden, und 
ficherlih auch mit der geminderten perjönlichen Freiheit des ſlaviſchen 
Bauerd jener Zeiten — Merkmale des Laffitifchen Beſitzrechts, welche fich 
in der wendifchen Oberlaufiß, in Oberfchlefien und in Niederjchlefien auf dem 
rechten Oderufer bis in dieſes Jahrhundert Hin erhalten haben. Vereinzelt 
im 14., al® Regel aber im 15. Jahrhundert nahmen fich auch die Grund» 
herren heraus, jelbitändig, wenn es ihnen beliebte, ihre polnischen Hinter- 
jafjen durch Anſetzen eines Schulzen jtaatsrechtlich zu Gemeinden deutjchen 
Rechts? zu machen, ohne daß in allen Fällen die privatrechtliche Seite 
des neuen Rechts in Bezug auf Laſten und Abgaben und die Eigentums 
verhältnifie zwijchen Gutsherrn und Bauern durch diefe Maßregel ein- 
geführt wurde. Nur blieben diefen Setzſchulzen urjprünglich polnischer 
Dörfer die Vorrechte der Freiſchulzen“ verfagt, wenn fie auch ebenſo, wie 
dieſe in den Kolonijtendörfern, die Gerichtsbarkeit im Namen des Grund- 
herren ausübten, eine Gerichtsbarkeit, die jtreng genommen niemals vom 
Herzoge aufgegeben, alfo nicht, wie in den Koloniftendörfern, durch Privileg 
erworben war. Es geht demnach vom deutjchen Rechte im Gegenjaß 
zum polnischen diefe Einfchränfung der Fürftengewalt im Intereſſe der 
Grundherren aus, welche fpäter ala ein Teil der Dominialgewalt be- 
zeichnet wird. 


ı Das alte jlavifche Dorf, neben dem öfters das deutjche mit ber ‘Pfarrkirche 
gejegt war, wurde dann durch das Vorwort: Wenig: (jpäter Klein) von der Neu: 
gründung unierjchieben, jo Wenig: Monau neben Groß: Monau. Beifpiele j. bei 
Weinhold a. a. D. ©. 167. 

? Meigen a. a. D. Einleitung ©. 99 ff. — Häusler a. a. DO. ©. 89-92. 

° Häusler a. a. D. ©. 283. — Meitzen a. a. D. Einleitung ©. 101. 

+ Häusler a. a. O. ©. 9. 99. 
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Kapitel 11. 
Endergebnijje der Kolonijation. 


81. 
Landesherr und Adel. 


Nicht nationale Unterjchiede allein, ſondern auch die verjchiedene 
ftaatsrechtliche Stellung der Landesherren, unter deren Schube die Koloni— 
jation vor fich ging, haben es bewirkt, daß Abweichungen von dem in allen 
oben erwähnten Ländern übereinjtimmenden Grundtypus bei der Bildung 
von Landgemeinden und Grund wie Gerichtöherrichaften vorfamen, die noch 
lange Zeit erfennbar fortwirkten. Die landesherrliche Stellung in 
der Markt war verfchieden einerjeit3 von der des Hochmeiſters, anderſeits 
aber auch von der eingeborener Herzöge in Pommern und Schlefien. Die 
Markgrafen famen ald Beamte des deutjchen Königs in das Land, was 
troß der Erblichkeit des Amtes und des loſen Lehnanerus auf den Charakter 
der fürftlichen Gewalt immerhin noch bedeutenden Einfluß ausüben mußte. 
Gie umgaben fich deshalb zuförderft zu militärischen Zweden! mit einem 
ſtraff organifierten deutjchen Beamtenadel, den Minifterialen, und mit 
Lehnsleuten desjelben Volks, neben denen Überreſte der flavifchen Nobilität 
verſchwanden. Als Beamte des Reichs in einem Lande ohne Reichs— 
unmittelbare und faiferliche Nejervatrechte wie ala Eroberer waren fie an 
eine allzuängitliche Beachtung wohlerworbener Rechte nicht gewöhnt. Sie 
folonifierten ohne Grundherrichaft fraft ihrer Landesherrlichen Machtvoll— 
fommenheit. Ausnahmen zu Gunften der Geiftlichkeit und vereinzelter 
iberi domini bejtätigten nur die Regel. Grundfäglich”, unterftanden die 
neuen Bauerngemeinden ihrer Jurisdiktion, zahlten ihnen den Grundzins, 





! Droyjen, Preußiſche Politit I 32. 
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zehnteten und fteuerten an fie. Die Souveränität de8 Ordens — denn 
eine folche beitand tra der nominellen Lehnshoheit de Papites that- 
ſächlich! — gab diefem in Preußen in Verbindung mit der VBollgewalt 
des Siegers über ein Volk, das gänzlich niedergeworjen war, eine Stellung, 
die der Amtsbefugnis der Markgrafen mindejtens gleichkam und noch kon— 
jequenter verwertet wurde. Aber die Notwendigkeit, einen deutjchen Land» 
adel? zu jchaffen und ihn angemefjen mit Grundbeſitz auszuftatten, ließ in 
manchen Gegenden über den börigen Preußen eine grundherrliche Gewalt 
entjtehen , die in den deutjchen Kölmerdörfern ſtets unbekannt geblieben ift. 
In Pommern und Schlefien? nahmen die eingeborenen Adligen 
gegenüber den Herzögen, deren oft bejtrittene Lehnsabhängigkeit eine formelle 
geblieben ift, eine Stellung ein, die den Landesherrn zu großen Rüdficht- 
nahmen bewegen mußte Gin Zeil der Kolonifation konnte nur durch fie, 
das ganze Unternehmen nur mit ihrer ſtillſchweigenden Billigung vorge- 
nommen werden. Schon die Thatjache, daß der Adel in den Lehnanerus 
nur gegen Konzejfionen eintrat, die zum Zeil in der Beireiung von dem 
läftigen polnischen Verwandtenerbrecht*, zum Zeil aber in der Erlaubnis 
der Anfegung deutjcher Bauern oder in der Begabung eines flavifchen 
Drtes mit deutjchem Rechte beitanden haben werden, ftärkte auch für die 
Zukunft die Stellung des Dominiums. Wie jchon erwähnt, hatte der Adel 
und neben ihm vielfach Städte und Hlöfter durch die Herzoglichen Gründungs- 
privilegien die niedere Gerichtsbarkeit über die deutjchen Bauern erlangt. 
Über die flavifchen Laffiten und Hörige befaßen fie dagegen urfprünglich nur 
die aus dem polnifchen Rechte fließenden, allerdings jehr ausgedehnten 
Befugniffe der Grundherrſchaft, während die höhere Gerichtsbarkeit den 
Kaftellanen, die niedere den Supanen® verblieb. Es ſaßen alſo des 
öfteren freie deutjche Bauern auf erblichem Zinsgut unter dem Gerichtabann 
derjelben Herrichaft, welche ala Hinterfaffen ihrer Dominialgrunditüde un— 
freie Slaven zu laffitiichem Befigrecht unter fich hatte, deren Richter aber 
grundjäglich ein herzoglicher Beamter war — ein Zuftand, der mit Deut- 
lichkeit die beiden Wurzeln erkennen läßt, aus denen die Dominialgewalt 
der jpäteren Zeit entjtanden ijt. 


ı Voigt, Geichichte Preußens III 519. 
2 Voigt a. a. D. VI 561 ff. 
3 Stenzel, Geſchichte Schlefiena S. 136. 
* Stenzel, Liber fundationis von Heinrihau S. 43. 
5 Zihoppe:-Stenzel, Urkundenfammlung ©.76. 77. — Häusler, Geſchichte 
des Fürſtentums öls ©. 89. 
2* 
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8 2. 
Die Landgemeinden in politiiher Hinficht, 


In allen diefen Betrachtungen unterliegenden Ländern zeigten in den 
eriten Zeiten die deutjchen Landgemeinden troß ihrer verjchiedenen Stellung 
gegenüber Fürft und Grundherrfchaft eine gleiche Struktur, die, an fich 
äußerjt einfach, dennoch zur Erfüllung der verjchiedenartigften Funktionen 
hinreihte.e Das Gemeindehaupt, der Schulze (Schultheiß, Scholz, 
Dorfrichter), der in den deutſchen Dörfern regelmäßig ein aus feiner 
Eigenſchaft ala locator hergeleitetes erbliches Recht! auf diefe ausgezeichnete 
Stellung hatte, war zugleich das Organ des Staates oder an deſſen Stelle 
in grumdherrlichen Dörfern der Grundherrichaft, der politifchen und der 
Nealgemeinde. Nach der modernen Terminologie ift er aljo nicht nur 
unmittelbarer beziehungsweiſe mittelbarer Staatsbeamter, fondern auch 
Beamter der GSelbtverwaltung und Organ einer privatrechtlichen Kor— 
poration. 

Die deutjche Yandgemeinde von den ältejten Zeiten bis zur Gegenwart 
herab erfüllte nicht nur Aufgaben der öffentlichen Gewalt, fondern wur— 
jelte vor allem in einer genoffenjchaftlichen Bereinigung „zur Benußung 
von Grund und Boden“ ?, Beziehungen, die fich links der Elbe allerdings 
nur kurze Zeit unvermiſcht erhalten haben, die aber dennoch die Wirkung 
nach fich zogen, daß in Niederfachjen, dem Heimatslande der meijten Ko— 
loniſten, zwijchen den Organen der Staatsgewalt, dem Landrichter, Grafen 
und Gografen, und denen der Realgemeinde, dem Markrichter und Holz: 
grafen', noch bis ing ſpäte Mittelalter ein Unterjchted wahrgenommen wer: 
den fonnte?, Im germanifierten Often konnte eine jolche Doppelftellung 
der Gemeinde jchon aus dem Grunde nicht Hervortreten, da im Gegenjaß 
zu den rein deutjchen Einrichtungen — nach denen politiiche und Neal- 
gemeinde nur in der ältejten Zeit, identifch war und oft bei dem Fort— 
beftehen dieſer jene zeritüdelt oder mit einer unter derjelben Herrichait 
itehenden Nachbargemeinde vereinigt wurde — die Natur der Kolonifation 
die außfegenden Fürſten oder Grundherrjchaften ebenfo wie den locator dazu 
zwang, Realgemeinde und politifche Gemeinde, die beide von Perjonen 


Zuzugeben ift freilih mit v. Harthaujen, Ländliche Gemeindeverfaffung 
Preußens S. 236, daß im Ordenälande in den auf landesherrlichem Gebiet angelegten 
Kölmerdörfern die freie Wahl des Schulzen vorgefommen: ift. 

2 Stüve, Welen und Verfaſſung der Landgemeinden S. 24. 

* Siehe auch v. Maurer, Gejchichte der Dorfverfaffung II 34—38. 186. 187. 
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fremden Rechts und fremder Abftammung umgeben waren, auch territorial 
zufammenfallen zu laffen. Als eine weitere Folge der urfprünglichen Ber: 
einzelung der Koloniftengemeinde mußte fich der Umstand herausbilden, daß 
hier die Organe der beiden nur in der Theorie verſchiedenen Gemeinden 
diefelben waren und daß dor allem) die Leitung der Gemeinden ein und 
derjelben Perfon anvertraut wurde. 

Aber auch im einzelnen zeigte fi) der Schulze der Koloniftengemeinde 
von dem mit mannigjachen Namen bezeichneten Haupte der Dorf-Mark— 
genoſſenſchaft und dem der politifchen Gemeinde des weltlichen Deutjchlands 
verſchieden. Zuerft trat dies in den öffentlichrechtlichen Befugniffen des 
Schulzen zu Tage. Einen nur formellen Unterfchied! begründete die in 
ihrer Tragweite bisweilen überjchäßte jachjenrechtliche Beſtimmung, die bei 
den Inhabern des Schulzenamtes neben der perjönlichen Freiheit noch 
rechtes Eigentum (die proprietas) als vorhanden verlangte, da fie nur 
ichöffenbar freie Leute, „die ihr eigen Freiheit haben an ihrem eigen und 
an ihrer perjon“? für qualifiziert erachtete. Denn der Umjtand, daß es 
nur mit befchränftem, aber erblichem Eigentum (der hereditas) angeſeſſene 
Freie in den Kolonifationslanden gegeben hat, würde eine Übertragung 
der jächfifchen Gerichtöverfaffung wohl kaum gehindert Haben. Wichtiger 
war, daß dieje eine territoriale Einteilung des Landes in Grafjchaften und 
Gemeinden mit gleichartiger Nationalität, alſo auch zu gleichartigem Rechte 
voraugjeßte, was der fprungweife fortjchreitenden Kolonifation nicht ent= 
iprechen konnte. Bei der flavifchedeutichen Bevölkerung trat nochmals 
das altgermanifche Syftem des Perfonalprinzipe im Recht mit jolcher 
Schärfe hervor, daß nur in der Hleinften politischen Einheit, der Land— 
gemeinde, die ja grundjäglich aus Perjonen gleichen Stammes beftand, zu— 
gleich den Bedürfniffen der Nechtseinheit und einer gewiſſen ftaatlichen 
Ordnung genügt werden fonnte. Vor allem aber fette die urjprüngliche 
deutfche Gerichtäverfaffung eine Ausübung des Richteramtes durch Tandes- 
herrliche Beamte voraus, unbejchadet der immer zahlreicher twerdenden 
Gremtionen, die durch die Immunitäten bedingt waren. Unterſtützt 
wurden Landrichter und Graf durch den Landſchulzen, der ihnen teils als 
Schöffe beim Urteilsfinden diente, teil eigene® Schulzengericht im Namen 
des Landesheren, in letzter Linie des Königs, hegte?. Am reinjten iſt diejer 
Zuftand in die unbeftritten zum Neiche gehörige Mark übertragen worden, 


ı Riedel, Schulzenamt ©. 28. 44. 
2Glofſe zum jächfiichen Landrecht B I Art. 2. 
’Niedela. a. O. ©. 8. 28. 
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in der in der That die Schulgengerichte urfprünglich im Namen des Markgrafen 
Recht ſprachen und von einer grundherrlichen Gerichtsbarkeit nur jelten die 
Rede fein konnte. Auch in Preußen trat in der großen Mehrzahl der 
Kölmerdörfer der Orden oder der Landesbifchof ala Inhaber der Gericht3- 
barkeit auf, während fich dort, wo eine Grundherrichaft Dörfer ausgeſetzt 
hatte, Eigentümlichkeiten ausbildeten, die in Pommern und Schlefien bei 
den nicht unmittelbar von den Herzögen gegründeten Dörfern die Kegel 
wurden. Sn Kolonijtendörfern dieſer Art ruhte mit Notwendigkeit 
Grund- und Gerichtäherrichait in einer Hand. Nur die Grundherrichaft 
hatte über das benötigte Land zu verfügen; die Gerichtägewalt aber mußte 
— fiherlih in den erſten Zeiten — ſpeciell durch landesherrliches Privileg dem 
Grundherrn übertragen werden !, der feinerjeit3 mit dem locator fontrabhierte. 
Ohne eine folche Übertragung nämlich, die ein Aufgeben ftaatlicher Hoheits- 
rechte enthielt, würde e8 für den Unternehmer jchwierig gewejen fein, Ab— 
nehmer für die von ihm zu befiedelnden Hufen zu finden, da die deutjchen 
Bauern vor allem darauf Wert legten, nach eigenem Rechte zu leben und 
von eigenen Richtern Recht zu nehmen. Ein Ausweg, der darin gelegen 
hätte, daß der Landeöherr feine Beamte nach deutjchem Rechte zu richten 
angewiejen hätte, verbot fich vor allem mit Rüdficht auf die vereinzelte Yage 
der Kolonijtendörfer, wozu die anfängliche Unbefanntjchaft mit dem deutjchen 
Rechte, hauptjächlich aber die Unmöglichkeit Hinzutrat, die Grundherrichaiten 
für jolche Kolonieen zu intereffieren, in denen ihnen die pefuniär ungemein 
einträgliche Einnahme aus den Gerichtsjporteln * entgangen wäre. Wenn 
num alſo grundfäßlich die Jurisdiftion, joweit nicht die obere Gerichts— 
barfeit, welche jaft überall landesfürftlich blieb, in Frage fam, der Herr: 
ichaft zuftand, ſo beichränkte fich dieſe doch im Intereſſe der deutjchen 
Einwanderer zunächſt darauf, nur einige Male im Jahre, gewöhnlich im 
Dreidinge, perfönlich dem Gerichte vorzufigen, wobei ihr der Schulze ala 
einer der Schöffen und ala Vollſtrecker des Urteils diente®. In den jon= 
jtigen Fällen wurde das Dorfgericht, deſſen Kompetenz zum Zeil jehr ums 
fangreih war, vom Schulzen gehegt, der nach dem Brauche der Gegend, 
aus der die Koloniften jtammten, mit feinen Schöffen Recht fand. In 
beiden Fällen Hatte der Deutjche die Sicherheit nach einheimischen Gewohn— 
beiten und mindeſtens unter Teilnahme von Landsleuten gerichtet zu werden. 


ı Kiebel a. a. O. ©. 40. 41. 

* Meiten, Urkunden jchlefiicher Dörfer. Einleitung ©. 99. 

3 Ebenda ©. 99. — Häusler, Geichichte des Fürftentums öls ©. 98. 99. — 
Riedel a. a. D. ©. 33. 34. 103 fi. 
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In den grundherrlichen Dörfern war dadurch, was zunächit den Beteiligten 
gleichgültig war, dag Schulgenamt zu einem mittelbaren Staatamte gewor- 
den; in ihnen Hatte fich zwifchen Staat und Gemeindegenofjen in Bezug auf 
die Rechtspflege die Grundherrfchaft 'gejchoben, wie die auch durch die 
Anfiedlung auf fremdem Grund und Boden gegen Zins in Bezug auf die 
Beiteuerung zu gejchehen begann. 

Daß in dieſe Gerichtöverfaffung das niederfächftiiche Amt des Go— 
grafen!, welcher das Gericht über Landjaffen ohne Grundeigentum hegte, 
nicht Hineinpaßte, hatte zur Folge, daß auch diefe Gerichtsbarkeit ein Teil 
der Amtäbefugniffe des Schulgen bildete. In den vereinzelten Fällen 
jchließlich,, in denen in einer Dorfniederlaffung Deutjche und Einheimijche 
zufammenlebten, unterjtanden nach dem ftreng durchgeführten Perfonal- 
rechtsſyſtem? dieje micht der deutfchen Gemeindeobrigkeit, ſondern blieben 
den landesfürjtlichen Beamten, in Preußen dem Landvogt?, in Schlefien 
den Kaftellanen und Wlodarien“ unterworfen. Aus der urjprünglichen 
Obliegenheit des Schulzen ala locator, für ‚die Unterbringung der Hufen 
an ordentliche Wirte zu jorgen, erklärt fich feine in der Folgezeit erwähnte 
Prliht, Zins und Zehnten einzufammeln und an die Grundherrichait ab» 
zuliefern?. Als Ergänzung diefer ihm als grundherrlichem Finanzbeamten 
auferlegten Obliegenheit wird auch eines Auspfändungsrechts ® gedacht und 
im Ordenslande ſogar eines Strafrecht? gegen den ſäumigen Zind= und 
Zehntpflichtigen überhaupt ?. 


S 8. 
Die Landgemeinde als NRealgemeinde. 


Wie bereits vorausgeſchickt, hatte in dem hier interejfierenden Often 
eine Trennung der politifchen von der NRealgemeinde weder in Bezug auf 


ı Riedel a. a. D. ©. 31 und die dafelbft citierten Quellenftellen. 

? Eihhorn, Staat: und Rechtsgeſchichte II 537. 

® Voigt, Geichichte Preußens III 480. So auch in der Verichreibung bes 
Dorfes Neuendorf bei Filhhaufen vom Jahre 1335, abgebrudt bei Riedel a.a. O. 
©. 206209. 

+ Siehe die bei Zihoppe:-Stenzel, Urkundeniammlung ©. 286 und 289 
abgedrucdten Privilegien Heinrich I aus den Jahren 1226 und 1228. 

°» Zihoppe:-Stenzel a. D. ©. 152. — Riedel a. a. O. S. 151 ji. — 
Häusler aa. O. ©. 77. — v. Bilow, Abgabenverhältniffe in Pommern und 
Rügen ©. 50. 51. 

s Tihoppe:-Stenzel a. a. O. ©. 248. — Riedel a. a. O. ©. 158. Es be 
ftand auch in Preußen bezüglich des Pfarrzehnten, fiehe Voigt a. a. D. IV 616. 

"Voigt a. a. O. III 479. 
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ihr Territorium noch in Bezug auf ihre Beamten ftattgefunden. Gefonderte 
Drgane für Angelegenheiten der Markgenofjenjchaiten kamen auch im Welten 
bei grundberrlichen Gemeinden nur felten und verfümmert vor!, da e& nur 
zu natürlich war, wenn die Grundherrichait fich die ökonomiſch wichtigen 
Funktionen eine® Organs der NRealgemeinde entweder bei der Gründung 
vorbehielt oder bei dem allmählichen Erwerb der Grundherrlichkeit zu ver- 
ſchaffen ſuchte. Im Oſten war der Erb- oder Lehnichulge, dem regel» 
mäßig die Ausübung der niederen Gerichtsbarkeit, wenn auch in den grund 
herrlichen Gemeinden nur namens und in Vertretung der Herrichait, zu— 
gefallen war, die gegebene Perſon, um auch die Angelegenheiten der Dorf- 
marfgenofjenichaft, an deren Gründung und Ausgeſtaltung er ala locator 
den meiften Anteil hatte, zu ordnen und zu leiten. Selbſt in den in 
Sclefien und Pommern bei weitem überwiegenden grundherrlichen Gemein- 
den Hatte fich die die Koloniften anjegende Grundherrichait im wohlverjtan- 
denen eigenen Intereſſe gehütet, in die Selbjtverwaltung der deut- 
ichen Bauern einzugreifen, die freilich nach der Natur der Gründungen von 
einer Wahl des Gemeindevorftehere dem Erb- oder Lehnſchulzen gegenüber 
abzujehen hatte?. 

Welche einzelnen Befugniſſe die zur Bertretung der Gemeinde und 
Unterftügung des Schulzen Hinzugezogenen Schöffen gehabt und in wel- 
cher Weife die Gemeindeverfammlung? jelbjt eingegriffen hat, dafür 
finden fich für die ältejten Zeiten um jo weniger genaue Angaben, als in 
den Gründungsprivilegien der Herzöge und in den Verträgen mit den 
locatores feine Beranlafjung vorlag, Verhältniſſe zu ordnen, die nicht für 
den Grundheren, fondern nur für die Unternehmer und die von ihm ans 
äujegenden Bauern ein unmittelbares Intereſſe hatten, Verhältniſſe zudem, 
bezüglich derer ein fejtgegründetes Gewohnheitsrecht auch wohl den Grlaß 
jchriftlicher Ordnungen entbehrlich machte. Gemeindeglieder konnten 
nach der Natur der Realgemeinde nur in der Dorfmark angefeffene? Wirt 


I 9 Maurer, Geichichte der Dorfverfaffung II 120 ff. 

2 An den zu polnifchem Rechte auägefegten Ortichaften Schlefiens waren die 
Gemeindevorfieher — Wlodarii, Vögte — mangels jeber jelbftändigen Gemeinde: 
verwaltung lediglich Beamte des Grundherrn. — Siehe Häusler, Geichichte des 
Fürftentums Öls ©. 77. 

® So verhandelte 3. B. am 7. Mai 1429 „die gancze Gmeyne des Dorffes zu 
Crampicz“ (heute Krampitz, Kreis Neumarkt in Schlefien) mit einem Friedensſtörer. 
Siehe Meiken, Urkunden jchlefiicher Dörfer. Urkunden S. 225. 

+ v. Harthaufen, Ländliche Berfaffung Preußens S. 240. — Meittzen 
a. a. D. Einleitung S. 119. 

° 9. Maurer a. a. D. 1120. 
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fein und zwar, wenn ein Dorf nicht völlig, fondern nur in einzelnen Höfen zu 
deutjchem Rechte ausgethan war, nur die in diefer Weife berechtigten. Überall 
befaßen die deutfchen Bauern ihr Land zu Eigentum gegen Entrichtung eines 
Erbzinſes, nicht aber ala Erbpäcdhter!. Die Vermutung von Knapp? dagegen, 
daß nur derjenige Kolonift ein Erbzinsmann war, der fich auf ungerodetem 
Boden niederließ, läßt fich allein für die Mark durch Johann v. Buch be- 
legen, der im Gegenſatz zu den fächfifchen Laffiten den brandenburgiichen 
Erbzinsmann, weil er wüjte Hufen durch feine Arbeit befjer macht, auch 
zu befjerem Rechte Leben läßt?. Zu einer folchen Scheidung zwijchen 
Bauern, die ihr Land erft roden mußten, und denen, die auf bereits an- 
gebauten Lande angeſetzt waren oder ala Slaven deutjches Recht erhielten, 
geben die Quellen im allgemeinen feine ausreichende Veranlaffung*, wenn 
auch zuzugeben ift, daß fich jpäter die Anfänge des Laffitifchen Befitzes gerade 
bei den letztgedachten Klaſſen gezeigt Haben mögen. Weit ungezwungener 
läßt fich das Vorkommen von Laffiten in jener Zeit aus der rechtlichen 
Lage des Teild der Bevölkerung erflären, der dem flavifchen Rechte 
unterworfen blieb und daher in der Verfügung über Grundbefiß jehr be= 
ſchränkt war?, 

Bei der Gründung oder Neubejegung eines Dorſes pflegte man ans 
icheinend folgendermaßen vorzugehen. Zuerft wurde die gemeine Mart 
zum Nutzen aller ausgejchieden, die neben dem Unlande in Weiden und 
Holzungen bejtand und deren Dafein für die damalige Wirtjchaftsart un- 
entbehrlich war®. Bon dem zum Aderbau auserſehenen Lande wurde ala* 
dann das Echulzengut ausgeſondert, der Reit in grundfäßlich gleich große 
Anteile? von ein oder mehreren Hufen zerlegt, um unter die Anfiebler ver— 


ı Für Schlefien: Meitzen a. a. O. Einleitung ©. 109. 

2 Knapp, Bauernbefreiung I 40. 

* Glofie zum Sadjenfpiegel II Art. 59, nach Analogie des Sachſenſpiegels III 
Art. 79. 

+ Für Schlefien: Häusler a. a. O. ©. 81. 

5 Ebenda ©. 286. 

s 9. Maurer, Einleitung zur Geichichte der Markverfaſſung S. 84. 279. So 
findet ſich ein ſolches Ausfcheiden der gemeinen Mark bei der Gründung bes Dorfes 
Falkowitz in Schlefien im Jahre 1309, fiehe v. Maurer a. a. DO. 141; bei 
der Gründung der Stadt Müllrofe vor dem Jahre 1268, vgl. Wohlbrüd, Ge: 
ſchichte von Lebus I 398; vielleicht auch im „primum privilegium villici de Budsow“ 
in Scjlefien aus dem Jahre 1221; vgl. Stenzel, Liber fundationis von Hein: 
richau ©. 47. 

’ Korn, Bäuerliche NRechtäverhältniffe in Brandenburg, in ber Zeitjchriit für 
Rechtägeichichte XI 4. 
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loft zu werden!. Unklar bleibt es dabei, ob die Belanntichaft mit der 
Gewanneinteilung eine fpätere Neueinteilung der Feldmark hervorgerufen 
hat, wie dies Meiten? für Schlefien im 14. Jahrhundert anzunehmen 
geneigt ift. Eine jpätere Auslofung der Hufen, etwa am Ende eines Wirt- 
ichaftsturnus im Wege des „Reepningäverfahrens“, hat jedenjalld niemals 
ftattgefunden®. Da mit Ausnahme der oben erwähnten Hofanlagen ohne 
Feldgemeinſchaft im allgemeinen Dorfanlagen mit Feldgemeinjchaft die Regel 
waren, jo ergab fich als Anbauart, da die Ader unzweifelhaft ſchon in dag 
Ginzeleigentum übergegangen waren, die Bewirtfchaftung nach Fluren oder 
Schlägen in der Form der damals allgemein üblichen Dreifelderwirtichaft, 
während bei den Hofanlagen die Koppelwirtichaft frühzeitig vorfommt *. 
Die Dreifelderwirtichaft ſetzte aber nicht nur eine beftimmte Einteilung des 
Aderlandes voraus, jondern zog auch eine Reihe von Beitimmungen?® über 
Pflug, Saat: und GErntezeit, Ruhejahre, Beweidung der Bradhe, Ein— 
jäunung der Felder nach fich, die, nirgends aufgezeichnet, al gewohnheits- 
rechtliche Quellen Beichlüffe der Nealgemeinde zur Grundlage haben®, 
deren Dafein nur gelegentlich an das Tageslicht tritt. 


1v. Maurer, Einleitung u. ſ. w. ©. 267; vgl. auch die Urkunde vom 
25. Mai 1223 über die Gründung von Dörfern in der Umgegend von Ujeſt in Ober: 
ichlefien, die allerdingg aud noch eine andere Auslegung zuzulaſſen jcheint, bei 
Zihoppe-Stenzel, Urkundenfammlung ©. 282. 

2 Meiten a. a. D. Einleitung ©. 111. 

3 Ebenda ©. 108. 

+ In den Urkunden jener Zeit findet fich nur jelten eine ausdrüdliche Erwäh— 
nung der Dreifelderwirfchaft, wie 3. B. in der Ausjegungsurfunde von Zwant (jebt 
Biſchdorf, Kreis Neumarkt in Schlefien) vom Jahre 1256, bei Meiten a. a. D. Ein- 
leitung ©. 93; vgl. auch Nachweifung bei Meitzen a. a. D. Einleitung ©. 36 für 
Domslau, Kreis Breslau, 1306 zu deutſchem Rechte ausgethan; für Schönbrunn, 
Kreis Sagan, das 1263 deutfches Recht erhielt, ebenda ©. 78. 

> 9. Maurer, Einleitung u. |. w. S.147. In welcher Weije übrigens bei diefem 
legten Refte der Feldgemeinſchaft die Gutsherrſchaft, insbejondere bei der Behütung 
ber Feldmark, rechtlich konkurriert, ift jehr verichieden. Vgl. Meiten a. a. D. Ein: 
leitung ©. 113. 

s v. Harthaufjen, Ländliche Verfaſſung Preußens ©. 236. 237. 


Kapitel IM. 
Die gutöherrlicde Gewalt. 


81. 
Die Entitehung der gutsherrlichen Gewalt. 


War auch urjprüglich in den einzelnen Zandesteilen die Stellung des 
Adels zu der Klaſſe der bäuerlichen Befiger eine ſehr verfchiedene, jo zeigte 
doch die MWeiterentwidelung dieſes Verhältniffes unter der Einwirkung 
paralleler äußerer Faktoren unverkennbar eine gleichartige Tendenz, wenn 
auch das Endergebnis, die gutäherrliche bäuerliche Verfaſſung des 17. 
und 18. Jahrhunderts, keineswegs ein fo troftlos einförntiges geweſen ift, 
wie man es lange Zeit hindurch in Halb unbewußter Abneigung gegen 
politifche und fociale Zuſtände der jüngjten Vergangenheit hingeftellt hat. — 
Bei der Neugeftaltung der ländlichen Zuftände, die dem adligen Grund- 
befi fchließlich die Stellung des „dominium*, die Qualität als „Rittergut“ 
verleihen jollte, fam es vor allem darauf an, ob der Adel aus der Sturm: 
und Drangperiode der Kolonifation mit großen und wirtjchaftlich geſchloſſe— 
nen Gütern hervorging oder aber fich einen arrondierten Beſitz noch zu er: 
werben hatte!. 


a. Die Markt Brandenburg. 


In der Mark und in Teilen von Vorpommern würde der ritterbürtige 
Lehnamann und Minijteriale, der durchjchnittlich nur mit 4—6 Hufen Ader- 
landes bedacht war?, die im Gemenge mit dem Bauernlande und oft nicht 


1Es wird bei dieſer Betradhtung ber Adel kurzer Hand an Stelle aller derer 
gejegt, die, wie Städte, Stifter, einzelne Bürger und nicht zum mindeften die Landes— 
fürften jelbft, jpäter im Bei jogenannter Rittergüter fich befanden. 

2 MWohlbrüd, Geihichte von Lebus I 248 und Korn in der Zeitichrift für 
Rechtsgeichichte XI 12. 
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einmal in derjelben Dorfflur lagen, zu ewiger Bedeutungslofigfeit verurteilt 
gewefen fein, wenn er nicht, wie vielfach in Niederdeutichland, insbeſondere 
aber in Schleswig-Holftein, wo ebenjalla der Befi des Adels in „Streu- 
hufen“ beftand!, die Schwäche und Geldnot der Fürften, feine Stellung ala 
Kriegerkafte und jchließlich ein fremdes, ihm günftiges Recht zu feiner 
Kräftigung benutzt hätte. Charakterijtiich für die Mark ift, daß dieſe Ent— 
widelung, in der nicht allein Gerichtögewalt, landesherrliche und Eirchliche 
Zinsrechte, kompakter Yandbefig — Dinge, die der Adel des Ditens jchon beſaß 
— erworben, jondern zugleich damit auch die Erbunterthänigfeit der Bauern 
und die Laßpflicht der bäuerlichen Güter fonjtituiert wurde, in einer Periode 
fürftlicher Ohnmacht jo rapide verlief, daß der erfte Hohenzoller die Grund- 
lagen des jtändifchen Staates weit vollftändiger vorfand, ala fie in den 
anderen Ländern des Dftens ausgebildet waren, in denen doch nur um den 
zuleßt erwähnten Zeil der Beute ein Kampf von nöten gewejen war. 

In Brandenburg, wo in der Regel der Markgraf zugleich Grundherr 
und Landesherr war — die Beſitzungen einzelner geijtlicher und weltlicher 
Großen können ala Ausnahmen nicht in Betracht fommen —, ftanden ihm 
jowohl grundberrliche ala öffentliche Rechte zur Verfügung, die nach den 
damaligen Anfchauungen dazu dienen konnten, jeinen Adel für außer: 
gewöhnliche Leiftungen in fehdereichen Zeiten zu entjchädigen. Daß auf 
dieje Weife einzeln, ſtückweiſe, wie es die Anfprüche des zu Befriedigenden 
und die Not gerade erforderte, der Grundzins und der ſchon längſt nicht 
mehr der Kirche gehörige Zehnt an die Ritterfchaft fam, ift leicht be— 
greiflih. Maren es doch fisfalifche Vermögensobjekte, die auch nach 
heutiger Anjchauung, ebenfo wie Domänen und landesherrliche Forſten, 
unbejchadet der Staatsfoudveränität veräußert werden konnten. Für bedenklich 
hätte man es aber jelbft bei der damaligen privatrechtlichen Vorſtellung 
vom Staate aus rein politifchen Gründen halten jollen, daß auch Bede 
und Öffentliche Dienjte in immer jteigendem Maße Privatperfonen gefchuldet 
wurden, daß jchließlich auch die finanziell jehr einträgliche Gerichtähoheit, 
freilich in verfchiedenem Umfange, den Adel übertragen wurde. Auch dieje 
Veräußerung öffentlicher Rechte? erfolgte in einer heute faum glaublichen 
Weiſe planlos, willfürlih, ohne NRüdficht auf die Anforderungen einer 
einigermaßen verftändigen Verwaltung und Finanzwirtſchaft. In ein und 
demjelben Dorfe waren nicht nur Grundzind und Bede, die bald in den 
Augen des Volkes als eine Abgabe betrachtet wurden, hufenweiſe abgegeben, 


— 





Hanſſen, Aufhebung der Leibeigenſchaft in Schleswig-Holſtein ©. 7. 
2Korn aa. O. ©. 18 ff. 
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hatte der eine Bauer diefem, der andere jenem Junker die ehemals öffent- 
lichen Wagendienfte zu leiften, jogar die Gerichtöbarkeit ging zerftüdelt an 
verſchiedene Perjonen! über, die ihre Rechte bald ala Zaungerichtöbarkeit 
über einen Hof, bald ala Straßengerichtsbarkeit auf dem Gemeindeeigen aus— 
übten. Statiftiiche Angaben über dieje Entwidelung find jelbftverftändlich 
mehr als unficher. Nur lafjen die Aufzeichnungen des Landbuchs Karla IV 
im Jahre 1375 erkennen, daß damals jchon die größere Hälfte der Gerichts— 
barkeit in die Hände von Privatperjonen gelangt war?, während die Bede 
in der Neumark nur noch in fünf Dörfern dem Landesherrn zujtand®, der 
im Lande Lebus nicht mehr in einem einzigen Dorfe Zehntempfänger wart, 

Daß diejes Chaos Neugejtaltungen hervorbrachte, dafür jorgte das In— 
terefje des Adels, da jelbjtverftändlich der Befi einer Reihe örtlich zerjtreuter 
Rechte, die noch dazu oft genug einzeln einen genügenden Ertrag nicht 
liefern konnten, dazu drängte, durch Austaufch oder auf anderen Wege 
territorial abgerundete Rechtsfomplere herzuftellen®. Noch waren nicht die 
Perfonen der Bauern und deren Güter, fondern nur die urjprünglich grund 
und landesherrlichen Befugniſſe Objekte diefer Rechtsgeſchäfte. Aber auch ohne 
die Annahme, daß diefe Rechte von ihren Enwerbern gemißbraucht wurden, 
auf dem Boden der Rechtsordnung mußte es doch dahin kommen, daß all- 
mählich aus dem bisherigen adeligen Nachbar, der vorerjt nur wohlhaben— 
der geworden war und eine höhere jociale Stellung beanjpruchte, rechtlich 
aber Privatmann und Unterthan geblieben war, eine Art obrigfeitliche Perjon 
wurde, welche die niedere Gerichtöbarfeit befaß, Anfprüche auf Abgaben, 
wie ehemals der Landesherr, geltend machte und die ein lebhaftes Intereſſe 
haben mußte, ihre Privilegien als Grund» und Gerichtsherrſchaft dazu 
auszunugen, um die überall im Mittelalter etwas unklare Frage, welche 
Rechte denn der Bauer an dem von ihm genußten Grund und Boden be— 
fie, von dieſer günftigen Pofttion aus zu unterfuchen. So hatten fich in 
Brandenburg Grundbefi, Rechte auf Abgaben und die Gerichtsbarkeit all- 
mählich in einer Hand zufammengeballt, wirtfchaftliche Güter, welche die 
Art der Kolonijation in dem übrigen Oſten jchon von Anfang an kon— 
centriert an den Adel vergeben Hatte, 


ıMWohlbrüd a. a. DO. I 346. — Kühns, Geſchichte der Gerichtäverfaflung in 
der Mark I 168. 169. 172. 

® Ebenba I 168. 

Korn a. a. O. ©. 14. 

Wohlbrück a. a. O. I 289. 366. 254. 

’ Bol. Analoge Entwidlung in Schleswig:Holftein bei Hanfien a. a. O. €. 3, 
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b. Die übrigen Territorien des Dftens. 


Es wäre gewagt, wenn man diejen Entwidelungsgang in den Marken 
zu dem der übrigen Provinzen des preußijchen Oftend in einen jchroffen 
Gegenjaß ftellen wollte, der gerade im Mittelalter, das feine geregelte 
Gejeßgebung und feine centralifierte Verwaltung kannte, am wenigften 
berechtigt wäre. Zuzugeben ift für diejenigen Teile Schlefien, Bommerns ! 
und auch wohl des ehemaligen Ordenzlandes, die unmittelbar vom Landes: 
fürften ala dem Grundheren befiedelt waren, daß eine analoge Entwid- 
lung, ein allmählichese Abbrödeln von SHoheitsrechten zu Gunften von 
Privatperfonen, aus gleichen Urfachen, wie in der Mark, ftattgefunden bat, 
während fich der Reft der fürftlichen Güter, die fpäteren Domänen, in eben- 
derjelben Weiſe Eonfolidierte, wie dies für die einzelnen Güter im Privat- 
befit, die fogenannten Dominien, im folgenden gezeigt werden wird. 

Dort nämlich, wo neben den Klöftern und Städten die FKolonifation 
von dem grundbefibenden Adel auf eigenem Landgebiet ausgegangen tar, 
wuchs eine bunte Mannigfaltigkeit von Rechtsformen empor, bald deutjchen, 
bald ſlaviſchen Einflüffen gehorchend,, in der fich aber doch ein Grundtypus 
erkennen läßt. — Die Grundherrfchaft? war hier von Anfang an Privat» 
perjonen zuftändig; die neu entjtehende Dominialgewalt jchwebte alio 
nicht, wie in der Mark, beim Mangel eines eigenen Dominialgebietes eine 
Zeit lang in der Luft; die territoriale Grundlage, Eigentum an dem Boden, 
der an Deutfche ausgethan, wie an dem, auf dem der ſlaviſche Aderbauer 
figen blieb, war hier der Ausgangspunkt der Entwidlung; der Grundzins 
gehörte demnach Hier von Anfang an dem Adel kraft eigenen Rechte. 
Dazu fam, daß, wie bereits oben erwähnt, um die Gründung deutjcher 
Dörfer überhaupt zu ermöglichen, dem Grundherrn vom Landesfürften 
ausdrüdlich oder ftillfehtweigend die niedere Gerichtsbarkeit verliehen war, 
die jener durch den Erb- oder Lehnſchulzen innerhalb der im Lokations— 
vertrage angezogenen Grenzen, micht aber perjönlich, auszuüben pflegte. 
Auf völlig legalem Wege nun, durch Einziehen diefer Schulgengüter, falls 
deren Heimfall nach dem Rechte, zu dem fie außgethan, einmal eintrat, find 
vorzüglih in Pommern und in der Mark? diefe behäbigen Befitungen 
mit ihren Gerichtsfporteln und Bannrechten mancherlei Art nach und nad 


ı v. Bilow, Abgabenverhältniffe in Pommern ©. 219 ff. 

2 Ebenda ©. 126 ff. 
s Mohlbrüd a a. D. E. 371. — v. Baflewik, Die Kurmark PBrandens 
burg ©. 23. 
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an die Grundherren gefommen, jo daß fi in Pommern öftlich der Oder 
ichließlih nur auf den Domänen dieſe privilegierte Kafte von bäuerlichen 
Befigern erhalten hat!, während in Schlefien dieſes Aufjaugen bereits auf 
den zahlreichen geiftlichen Gütern Halt gemacht zu haben fcheint. Die 
Gerichtöherren hatten nunmehr die Verpflichtung, für eine andere Perjönlich- 
feit zur Wahrnehmung der richterlichen Funktionen zu forgen; fie fanden 
diefelbe, auch wenn fie bedeutend geringere Vorteile boten, ala mit dem 
Befig der Schulgengüter der Kolonifationsperiode einft verbunden gewefen 
waren, nötigen Falls aber auch durch Anwendung von Zwang. Diefer von 
der Herrichaft gejegte Mann, der beiten alla einen Zeil des alten Guts 
und der Einkünfte erhielt, hatte nicht allein dadurch, fondern auch an Un- 
abhängigkeit und Anjehen eingebüßt. Sein Dafein erleichterte den Über— 
gang der Gerichtöbarkeit in die eigene Hand des Gerichtöherrn. In den 
ſlaviſchen Dörfern, die entweder noch nicht oder bisher in einzelnen 
Stüden, vorzüglic um die Abgaben in bar erheben zu können, mit deut- 
ſchem Recht bewidmet waren, in denen aljo die Gerichtsbarkeit prinzipiell 
Sache des Landesheren geblieben, vollzog fich die Unterwerfung unter die 
Jurisdiftion des Grundheren mit großer Leichtigkeit. Der Landesherr ala 
der bisherige Inhaber der Gerichtsbarkeit erteilte im Intereffe der Landes- 
fultur und der fortfchreitenden Germanifierung in zahllofen Fällen aus— 
drüdlich Die Erlaubnis, polnischen Dörfern deutjches Recht zu verleihen, 
womit der Übergang der Gerichtsbarkeit auf den Grundherrn vollzogen 
war, um jchliehlich, al3 die Anſchauung, Grundherr und Gerichtöherr müſſe 
ein und diefelbe Perfon fein, einmal Wurzel gefaßt hatte, den ihm ver: 
bleibenden Reft der Jurisdiktion auf den Rittergütern jtilljchweigend dem 
Adel zu überlaffen. 

Es ift natürlich, daß der Nitterftand danach ftreben mußte, nun au 
die Öffentlichen Abgaben und Dienfte, die die letzte direkte Beziehung zwifchen 
Landes herrn und Bauern barftellten, an fich zu reißen, nicht allein aus 
pefuniären Gründen, um die ordentliche, ja außerordentliche Bede ſelbſt erheben 
zu können?, fondern auch, um in jeder Beziehung ala Herr feiner Hinter- 
ſaſſen dazuftehen. Nur fo ift es verftändlich, weshalb nach diefer Überlaffung 
der alten Abgaben neue Steuern nicht mehr den Bauern direft, jondern 
erit nach vorhergegangener Repartition auf die einzelnen Dominien auferlegt 


wv. Bilow a. a. D. ©. 133. 

? Fuchs, Untergang bes Bauernftandee in Neu-Vorpommern S 43. — 
dv. Bilow a. a. DO. S. 1%. 110. — Knothe, Stellung der Gutsunterthanen in der 
Oberlaufik, im Neuen Laufiter Magazin LXI 235. 
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wurden!. Aus denjelben zwingenden Urjachen, wie in der Mark, jahen 
fich die Landesherren auch Hier veranlaßt, diefe Entwidlung gehen zu laſſen, 
die doch den feiner bisherigen Hülfsquellen beraubten Staat nach außen 
wie nach innen wehrlos machen mußte. 


Die Gründe für die Verichledhterung der Lage des Bauernitandes. 


Es ift von vielen Seiten betont worden, daß e8 von rein wirtjchaft- 
lihem Standpunkt dem Bauer zunächit gleichgültig fein fonnte, ob er dem 
Landesherrn oder der neu entitehenden Gutsherrſchaft zinfte und frondete, 
und ob er von dem landesfürjtlichen oder gutsherrlichen Schulzen Recht nahm, 
vorausgeſetzt daß die Anjprüche auf feine Leiftungen und die Sporteln nicht 
wuchſen. Schon an und für fich würde e8 einem Gejege der geichichtlichen 
Entwidlung entjprechen, daß bei diefem unmittelbaren Verhältnis zwifchen 
Berechtigtem und Berpflichtetem der wirtjchaftlich ftärfere Zeil auf die 
Dauer gewinnen und daß fich diefe Entwidlung bei der Teilnahmlofigkeit 
der Staatsgewalt unter dem Schwergewicht der politifchen Macht auf der 
einen, gegenüber der Hülflofigkeit auf der andern Seite immer mehr über: 
ftürzen mußte. Im Deutjchland des 15. und 16. Jahrhunderts traten 
aber noch bejondere Gründe Hinzu, welche, allgemeiner Natur, früher 
oder ſpäter auch jene dom großen Verkehr mehr abgelegenen Territorien 
beeinflußten. 

Das plötzliche Sinken des Geldwerts, welches im Gefolge der 
durch die Entdekung der neuen Welt in Europa einftrömenden Metallichäße 
eintrat, hätte an und für fich den Bauern, joweit fie auf feiten Geldzing 
gejeht waren, nur günjtig fein können und hat in Wirklichkeit für diejenigen 
unter ihnen, die ihrer rechtlich beſonders geficherten Yage oder des ge— 
rechten Sinns der geiftlichen oder jtädtifchen Herrfchaften halber davon Vor— 
teil zu ziehen vermochten, diefe Folge gehabt?. Der Adel aber, der zum 
Zeil auf diefe minderwertig gewordenen Bezüge angewiejen war, im allge- 
meinen auch, während der Neichtum der Städte zunahm, von der Preid- 
fteigerung nur geringfügig profitierte und dennoch die ſtets zunehmenden 
Luxus- und Bildungsausgaben zu beftreiten hatte, mußte, wo es ihm nicht 
gelang, eine Erhöhung der Geldzinjen durchzujegen, fi an den neuen, 


ı forna.a D. ©. 15. 
2 Anothe a. a. D. ©. 239. — Meiten, Der Boden umd die landwirtichafts 
lichen Berhältnifie des preußiichen Staates I 386. 
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früher landesherrlichen Naturaldienften ſchadlos halten. Eben diefe Münz— 
entwertung war auch einer der Gründe, welcher die ſtets geldbebürjtigen 
Fürſten, die mit Ausnahme eines Teil des Domänenfundus alles an 
irgendwie verwertbaren Rechten längjt abgetreten batten!, gänzlich in die 
Hände der Stände gab, denen das Steuerbewilligungsrecht zuftand, ein 
Zeitalter ftändifcher Allmacht, das ganz beſonders gegen die politifch nicht 
vertretenen Bauern ausgenußt werden konnte. Wie groß dieſe Geldnot 
war, ließ fich daraus ermefjen, daß ſelbſt die Einziehung der Kirchengüter, 
die unter dem Einfluffe der Reformation mit Ausnahme Schlefiens und 
zwar zumeiſt zu Gunften des fürftlichen Kammerguts erfolgte, keine nennens- 
werte Beflerung der jtaatlichen Finanzlage herbeigeführt zu haben fchien. 

Die Notwendigkeit, die Kriege mit geworbenen Söldnertruppen zu 
führen, machte zudem die Kriegsdienſte des Adels entbehrlich, der fich mit 
dem allmählichen Aufhören des Fehderechts und der fortjchreitenden Kon— 
jolidierung der Territorien immer mehr darauf angewiejen jah, fich auf feine 
Güter zurüdzuziehen und Aderbau zu treiben. Sit e8 auch nur für 
die Mark gültig, was Knapp von der Unzulänglichfeit des urjprünglichen 
Beſitzes für eine ftandesgemäße Lebenshaltung anführt?, jo lag doch überall, 
auch dort, wo, wie in Schlefien, Pommern und Preußen der Adel jtetz 
mehr landwirtjchaftlichen Beichäftigungen nachgegangen als im Dienjte der 
Fürſten ins Feld gezogen war?, einem nunmehr gänzlich auf diefe Be— 
ſchäftigung angewiejenen Stande der Gedanke nahe, durch Erweiterung des 
Gut? auf Koſten der Bauernäder fich einen mehr arrondierten und wert- 
volleren Befit zu verichaffen. 

Gleichzeitig und im Zujammenhange mit jenen Anreizungen zum 
Bauernlegen tauchte eine Nechtötheorie auf, die den Bauernftand im Dften 
dem Ruin nahe bringen jollte.e Das römische Recht, welches damals, 
getragen von der öffentlichen Meinung , fiegreich vordrang , beeinflußte jehr 
bald die rechtliche Auffaffung der bäuerlich-gutsherrlichen Verhältniffe auf 
das erheblichfte. Ohne Zweifel lag gerade in diefer Einwirkung die dunfelfte 





ı Ein in die Augen ſpringendes Beijpiel, wie weit die Veräußerung ber Landes⸗ 
boheitärechte getrieben wurde, bietet der bei v. Bilow a. a. D. ©. 229 erwähnte 
Freibrief Bolezlaus’ VII von Pommern für die Familie v. Flemming aus dem 
Jahre 1406, wonach biejer jämtliche Staatsabgaben und Leiſtungen jogar in ihren 
fünftigen Befigungen unter ausdrücklichem Berzicht auf das Einforbern ber außer: 
orbentlichen Bede abgetreten wurden. 

® Anapp, Bauernbefreiung I 37 ff. 

39. Bilow a. a. D. ©. 155. — dv. Brünned in den Yahrbücdern für 
Nationalöfonomie, Neue Folge XVI 370 (eine Beiprechung bes ai Buches). 

Schriften d. Ber. f. Socialpolitit. XLIN. 
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Seite der Anwendung der Gefeße des die Latifundienbildung begünjtigen- 
den faiferlichen Roms auf die durchaus anders gearteten deutjchen Agrar: 
verhältniffe. Auf Jahrhunderte hinaus waren jelbft bei dem beiten Willen 
die Berwaltungsbeamten und Richter mit ihrer einjeitig römijchrechtlichen 
Bildung außer jtande, dem Bauern, der fich in der Regel nicht auf Ur- 
funden zum Beweije für feine frühere befjere Lage berufen fonnte, fein ge= 
ichichtliches, wohl erworbenes Recht werden zu laffen. Die neu aufflommende 
Anschauung! knüpfte vornämlih an die Stellung an, die das ſinkende 
römiſche Reich einjt den adscripticii und coloni angewiejen hatte, fand auch 
Analogieen in der perfönlichen Freiheit, aber dabei jtrengen Schollen- 
pflichtigfeit? der Kolonen und ihrer unvollftändigen Vermögens⸗— und 
Prozeßfähigkeit?. Sie mußte bei den zahllojen Verfuchen der Bauern, fich 
dem drüdenden Joche zu entziehen, mit befonderem Wohlgefallen die mannig- 
fachen Bejtimmungen begrüßen, die die Kaifergefeßgebung * gegen flüchtige 
Kolonen und Perfonen, die diefen Unterfchlupf gewährten, vorgefehen Hatte, 
verichmähte fie doch jelbit eine gelegentliche Bezugnahme auf die servilis 
conditio der Bauern nicht. Daß das römische Recht, welches den Kolonen 
ihlechterdings gar feinen Rechtsanjpruch auf das von ihnen bebaute Land 
einräumte, jondern deren Verbleiben von dem wirtjchaftlichen Intereffe des 
Herın abhängig machte, auch auf die Ausbildung des dinglichen Rechts, 
das den Bauern am Hofe zuftand, zu deren Ungunften einwirken mußte, 
liegt auf der Hand, obwohl gerade hier das fremde Recht gegenüber 
heimifchen Anfchauungen jchon aus Gründen der Staatsraifon nie völlig 
durchgedrungen ift. Wo aber einmal das „Bauernlegen“ im Schwange war, 
da fanden fich auf dasſelbe von den Juriſten die Grundfäße der Expro— 
priation unbedenklich angewendet?. Bei diefem Mangel jeder hiſtoriſchen 
Aufaflung konnte man jchließlic” auch zu dem Sate kommen, daß die 
Dienfte der Bauern, gleichwie die der römischen Kolonen, präfumtiv un— 
gemeſſen jeien. Der zu erbringende Beweis des Gegenteild war nach Lage 
der Sache in den allermeiften Fällen nicht zu führen. 

Nachdem einmal den Gutsherren die wirtjchaftliche Notwendigkeit oder 
Zwedmäßigteit, das Dominialland auf Kojten der Bauern zu erweitern 


Knothe a.a. O. ©. 242. 266. — E. M. Arndt, Geichichte der Leibeigenjchaft 
in Pommern und Rügen ©. 170 ff. 

2 1.1 Cod. de colonis Thracensibus XI 51. 

° 1.2 Cod. in quibus causis coloni censiti dominos accusare possunt XI 49. 

* Tit. Cod. de agricolis et censitis et colonis XI 47. 

° Knapp, Bauernbefreiung 1 39. — Korn a. a. D. ©. 30. 


Die gutäherrliche Gewalt. 35 


erwiejen jchien und nachdem fich das römische Recht ala eine bequeme 
Handhabe für diefe Hiftorifch jo wenig begründeten Anfprüche gezeigt hatte, 
fing man an, um größere Aderwerke zu erhalten, den Bauern mit oder 
ohne Entjchädigung zu relegieren und das Bauernland zum Hofland 
zu fchlagen. In der Mark! beichräntte man fich bis in das 17. Jahr— 
hundert darauf, daß nur für den Fall, in dem das Bauernland zum 
Herrenhofe gejchlagen wurde, nicht aber zu Spefulationszweden, und "überall 
nur gegen Entjchädigung des Tarwertes, ein jolcher Auskauf geftattet wurde, 
während in Pommern? nach) der Bauer und Schäferordnung von 1616 
geradezu nach Willkür und mit Ausnahme der jogenannten Kaufhöfe ohne 
Entichädigung dad Bauernlegen möglich war. Auch in Schleften muß man nach 
Maßgabe der dort publizierten Landesordnungen der öfterreichifchen Periode 
einen ähnlichen Rechtszuftand annehmen, wie denn die Landesordnung für die 
Fürftentümer Oppeln und NRatibor von 1562 im Art. 46 die Beſtim— 
mung traf?: „wenn ein Unterthaner dem Herren nicht gefället, und ihn 
unter fich nicht leiden will, jo joll der Bauer zu verfauffen pflichtig ſeyn“, 
während die Ölfer Landesordnung vom 27. April 1617 Zeil V Art. 19 
den Auskauf nur gegen einen feiner Exrbherrichaft „ungehorjamen und wider: 
wärtigen” Bauern nach vorhergegangener Unterfuchung durch die landes— 
fürjtliche Obrigkeit zuiießt. In beiden Wällen fand übrigens der Zwangs— 
verkauf nur nach einer aufgenommenen Taxe jtatt. 

Für das vergrößerte Areal des Hofes bedurfte es vermehrter Arbeitz- 
fräfte, die troß des aufgefommenen Gefindedienftzwanges der Bauernkinder 
und der anfcheinend in Preußen häufiger vorkommenden freien Feldarbeiter? 
im wejentlichen doch nur von den ihrer Zahl nach verminderten Bauern 
geleiftet werden konnten. Damit wuch® auch das Intereſſe der Gutöherren, die 
Bauern jtatt der urjprünglich bejtimmten Verpflichtungen auf ungemefjene 
Dienfte zu fegen, und die Anzahl der thatjächlich oft zu Unrecht geforderten 
Scharwerfstage vermehrte fich derart, daß den Bauern Häufig genug feine 
Zeit blieb, den eigenen Ader ordnungsmäßig zu beftellen ®. 


ı Rorna. aD. ©. 40. 41. — v. Petersdorff in ben „Beiträgen zur Ges 
jchichte der Mark im dreifigjährigen Kriege“, publiziert in den „Forfchungen zur Bran⸗ 
denburgifchen und Preußifchen Geſchichte“ II 15, führt an, dab fich der Beſitz ber 
Ritterichaft in bem Ländchen Ober-Barnim von 1634—1671 um 80 %o vermehrt habe. 

® Fuchs, Untergang des Bauernftandes in Neu:Borpommern und Rügen & .71 ff. 

3 Brachvogel, Privilegien, Statuten u. j. w. bes Landes Schlefien VI 1713. 

*Ebenda IV 1121. 1122. 

> vd. Brünned inden Jahrbüchern für Nationaldlonomie, Neue Folge XVI 358. 

s Korn a. a. O. S. 33ff. — Knothe a. a. O. S. 241 ff. — Fuchs aa De 
©. 76 fi. — Val. auch die Verſuche, die Dienfte ber Bauern auf ein Maß zurückzu— 

3* 


36 Kapitel II. 


Zu einer offenen Auflehnung gegen diefen Drud ift es jeitens der 
Bauern im DOften, wenn man von einem Aufruhr im Jahre 1525 im 
Samlande! und von Unruhen in der Oberlaufiß * zu derfelben Zeit abfieht, 
nicht gefommen. Die Volksſtimmung äußerte ſich in unendlichen Rechts— 
jtreitigfeiten, die befondere prozefiualiiche Maßnahmen gegen das angeblich 
frivole Klagen der Bauern zur folge hatten®, wobei diefen in Weitpreußen 
unter polnifcher Herrichait feit dem 16. Jahrhundert die Fähigkeit, gegen 
ihre Herren gerichtlich aufzutreten, völlig verloren ging*. Auch der ab— 
folute Staat, der von fFräftigen Charakteren unter den Fürften, von 
Ferdinand I in den unmittelbar der Krone Böhmen unterworfenen Zeilen 
Schlefiens, von Joachim I in Brandenburg und von Boleslaus X in Pome 
mern angeftrebt wurde, mußte zunächſt, um politifch Herr der Stände zu 
werden, diefen wirtjchaftliche Konceffionen auf Koften des „armen Mannes“ 
machen, wie offiziell der Bauernitand, allerdings ohne den focialreforma= 
torischen Beigefhmad unjerer Tage, genannt wurde. 

Co wohlthätig auch die Kirhenummälzung auf die Erziehung 
und Bildung der unteren Bolfsklaffen des platten Yandes einwirken mochte, 
deren wirtjchaftliche Lage wurde dadurch keineswegs gebeſſert. Kam doch 
der Bauer vielfach don dem milden NRegimente des Krummſtabs unter die 
Herrichaft der fürftlichen,, kameraliftiich vorgebildeten Bögte und Amt 
männer, die weit jtrenger Abgaben und Leiſtungen einzutreiben und in 
allem das fiskaliſche Intereffe zu wahren wußten. Auffallend ift e8 auch, 
daß von Luther anfangend die ganze Reihe der der neuen Lehre anhängenden 
Geiftlichen nur felten Verſtändnis für die mikliche Lage des Bauernjtandes 
zeigte, ja ſogar oft in eifrigfter Weife die Intereſſen des Herrenſtandes als 
mit den Geboten der göttlichen Ordnung übereinftimmend vertreten bat’. 

Die Not des deutjchen Krieges, der nach der Organifation der da— 
maligen Heere ganz bejonders auf Kojten des platten Landes geführt wurde, 
vollendete die Entwicklung. Der Reit der Bevölkerung, joweit er noch auf 
den vermwüjteten Höfen fiten geblieben war, mußte alles von der Hülfe des 


führen, in Art. 11 und 12 Zeil V ber Ölfer Landesorbnung bei Brachvogel 
a. a. ©. IV 1114. 1115. 

ı 9. Harthaufen, Ländliche Verfaffung Preußens ©. 211. 

2 Knothe a. a. O. ©. 248 fi. 

’ Korna.a. O. ©. 20. 

* dv. Brünned a. a. D. ©. 364. 

> Als Beiipiel diene eine Schrift des Liegniker Paſtors und Superintendenten 
Georg Bezold: „Kurzer Unterricht von dem nunmehr veralteten Dreyding u. ſ. w.“. 
Liegnitz 1595. 
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Gutsherrn erwarten, dem doch wenigitens der Kredit, wenn auch in noch 
jo geringem Maße, geblieben war. Seht war der Bauer nicht mehr in 
der Lage die bei der Verödung des Landes gejteigerten Anforderungen des 
Herrendienftes von fich zurücdzumeifen, er konnte jehr zufrieden jein, wenn 
er nunmehr als laffitiicher Untertfan mit einer dürftigen Hofwehr neu 
ausgeftattet wurde!. Das verlaufene und verdorbene Volk aber, das erſt 
lange nach dem Kriege, zum Zeil unter obrigkeitlichem Zwange, fich be— 
wegen ließ, Bauerngüter zum Wiederanbau anzunehmen, konnte, perfönlich 
unzuverläffig und wirtjchaftlich untüchtig, wie e8 war, jelbjtverftändlich nicht 
erblich, ſondern nur auf Widerruf angejeßt werden, um eine allzugroße 
Schädigung der Herrſchaft, die doch das nötige Vieh und Adergerät Hin- 
juzugeben hatte, zu vermeiden. 

Mit dem Berlufte der perjönlichen Treiheit und des eigentumgleichen 
Befigrecht? des Bauernftandes waren aber auch die Grundlagen der bis— 
berigen Gemeindeverfafjung unwiderbringlich dahin. Ohne in fich jelbft 
genügende Kraft, ohne bei Staat und Kirche nennenswerte Unterftügung 
zu finden, mußte der Bauernjtand feinem Geſchick erliegen. 


ı Fuds a. a. O. © 92 ff. — Korn aa. D. ©. 42. 43. — Knothe 
a.a. D. ©. 264. 
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Gutsherrſchaft und Landgemeinde bis zur Kataſtrophe 
von 1806'. 


S 1. 
Der Bauer, 


Die oben gefchilderten Thatjachen, die nicht immer im ruhigen Gleich- 
maß, jfondern des öftern in einer Reihe gewaltjamer Stöße von örtlich 
verjchiedener Stärke auf die Agrarzuftände einwirkten, hatten zur Folge, 
daß die gut&herrlich-bäuerlichen VBerhältniffe ein nach den einzelnen Gegen- 
den und deren politiichem Schidjal jehr verfchiedenes Bild darboten, das 
einem Verſuch, das Refultat einer Entwidlung überfichtlich zu jchildern, die 
Pflicht auferlegt, einen Typus aufzufuchen, welcher der durchjchnittlichen 
Lage des einzelnen Bauern am meiften entſprach. Maßgebend muß Hierbei 
vor allem die Erwägung fein, ob diefer Typus in ausreichender Menge 
vorhanden und ob er auf Grund einer möglichjt von Einzelurſachen unab— 
hängigen organifchen Entwicklung entjtanden ift. 


ı Hier müſſen in manchen Punkten die Beftimmungen be ALR. heran 
gezogen werden, obwohl gerade bei der Regelung ber Agrarverhältnifje der fubfidiäre 
Charakter des Gejehbuches eine unmittelbare Einwirkung auf bie beftehenden Der: 
hältnifje nicht oft zulaffen mochte. In dem bier in Betracht kommenden Titel 7 
Zeil II „vom Bauernftande“ wird ganz bejonders Häufig — vgl. 88 87 ff. 117. 
137. 146. 246. 323 — auf Provinzialrecht und fonftige partituläre Rechtöquellen 
verwiefen. Obwohl bad ALR. erft am 1. Juni 1794 in Kraft getreten ift, jo wie 
berholt eö in dem oben citierten Titel zum Zeil nur die Anordnungen Friedrichs 
bes Großen im Edikt vom 10. Dezember 1748 (für Schlefien) und in ber Berorbnung 
vom 8. November 1773 (für Oft- und Weſtpreußen). Bgl. v. Brünned in ben 
Jahrbüchern für Nationaldlonomie, Neue Folge XVI 360. 
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Das beite der bejtehenden Bejitrechte, das der Erbpächter und 
Erbzingleute, das nur in Niederfchlefien! und den angrenzenden Teilen der 
Mark? überwog, jowie dad Recht der den Eigentümern gleich geachteten 
Kölmer in Preußen? war lokal zu beſchränkt, beruhte in lebtgedachter Pro— 
vinz auch auf zu eigenartigen gejchichtlichen Grundlagen, um als Normal: 
fall des bäuerlichen Beſitzrechts gelten zu können. 

Es war die häufigſte Erfcheinung im Oſten und zugleich das kon— 
jequente Refultat der Entwidlung, wie fie oben gejchildert ift, daß der 
Bauer laffitiichen Befit Hatte, d. i. „daß ihm ein Grundftüd zur Kultur 
und Benußung gegen gewiſſe dem Eigentümer vorbehaltene Vorteile ein= 
geräumt worden iſt“, worüber er nicht frei verfügen fann*. Die Vorteile 
waren Dienfte und Abgaben der mannigjachiten Art zu Gunften der Herr- 
schaft. Stellte fich dieſes Nußungsrecht ala ein erbliches dar, jo ähnelte 
es , obwohl eine Verfügung unter Zebenden unzuläffig und die von Todes 
wegen beſchränkt war?, troß der darauf lajtenden drüdenden Dienfte in 
etwas dem Grbzinärecht bezw. der Erbpacht. Ein jolches Verhältnis über: 
wog in der Kurmark®. — In Oberfchlefien, der Neumark, Udermarf, 
in Preußifch- " und Schwedisch: Pommern, in der Oberlaufig? und in 


ı Nach einer Defignation vom 14. März 1765 zählt das Glogauer Kammer: 
bepartement (die Kreiſe Freiſtadt, Glogau, Goldberg, Grünberg, Guhrau, Hirſchberg, 
Jauer, Liegnitz, Löwenberg, Lüben, Militſch, Sagan, Schwiebus, Sprottau, Steinau, 
Wohlau) 

a. an Erbzinsleuten: 
Bauern 11380 Stellen, 
Gärtner 20435 =: 
Häusler 28065 =: 
b. an Raffiten: 
Bauern 45 Stellen, 
Gärtner 1174 — 
Häusler 209 — 
und zwar die Laffiten Hauptjächlich in den Kreiſen Militih und Wohlau; vgl. die 
Akten der Kriege: und Domänentammer Breslau im bortigen Staatsarchiv: „Acta 
generalia von Erblichmachung der Auftifalftellen auf dem Lande u. f. mw.“ 

2 Knapp, Bauernbefreiung I 16. 

39. Haxthauſen, Ländliche VBerfaffung Preußens ©. 195 ff. 

* 85 626. 629 I 21 ALH. 

5 88 634 ff. ebenba. 

6 9. Baſſewitz, Kurmark ©. 410. 

Knapp a. a. O. J 18. 

s Fuchs, Untergang des Bauernſtandes ©. 102, welcher ©. 140 daneben zahl: 
reiche Zeitpächter aufzählt. 

® Anothe a. a. D. ©. 265 ff. 
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Preußen! war der Stellenbefiter regelmäßig unerbliher Lajfit; er 
hatte das oben definierte Nutzungsrecht thatjächlich, wenn auch nicht recht 
lich, auf Lebenszeit mit der Ausficht, daß ihm, fofern nicht befondere Gründe 
eine Veränderung wünfchenswert machten, eine geeignete Perjönlichkeit aus 
feiner Familie im Befſitz nachfolgte. 

Das Befigrecht der Bauern entjchied übrigens keineswegs die Frage 
der perſönlichen Abhängigkeit, obwohl ein gewifler Zufammenhang 
zwiſchen beiden Verhältniffen nicht zu verfennen if. Perſönlich voll=- 
frei d. i. außerhalb jeder gutsherrlichen Gewalt jtanden von Perjonen bäuer- 
lichen Standes nur die preußifchen Kölmer? da, die jogar jelbjt wieder ab— 
hängige Bauern haben konnten. Auch müflen einzelne rei: und Lehn— 
ſchulzen in Schlefien und Pommern zu diefer befjer berechtigten Klaſſe 
gezählt werden. Die Maſſe der befigenden bäuerlichen Bevölkerung, mochten 
fie nun GErbzinsleute oder Laffiten fein, und jämtliche befiglofen Leute 
diejes Standes waren unterthänig, jedoch feineswegs derart, daß hieraus 
jemals eine Leibeigenſchft im eigentlichen Wortfinn mit völliger civilrecht- 
licher Erwerbsunfähigfeit hergeleitet worden wäre. Die jtrengite Form der 
Abhängigkeit, in der der Leibeigene nur für den Herrn erwarb und auch 
ohne das Gut veräußert werden konnte, ift nur in vereinzelten Fällen in 
Schwediih-Pommern?, in Brandenburg*, in Dftpreußen® nachweisbar, 
mochte aber thatjächlich der Lage der bäuerlichen Bevölkerung in dem polniſch 
gewordenen Weltpreußen® entjprechen. 

Als typisch zu Grunde zu legen dürfte demnach bei einer Unterfuchung 
der Gemeindeverfafjung der Fall jein, daß der Bauer unerblichen laſſitiſchen 
Befit hat und zugleich als Unterthan einer Herrichaft unterworfen ift. 

Mer im einzelnen Fall diefe Herrichaft war, der Landesherr auf den 
in der Regel verpachteteten Domänen oder der Adel, eine geijtliche Körper: 
Ichaft, eine ftädtifche Kommune — Perfonen bürgerlichen Standes waren 
ohne bejondere Erlaubnis vom Beſitz adliger Güter ausgeſchloſſen? —, 


I 9. Harthaujen a. a. D. ©. 215. 

2 Ebenda ©. 195 ff. 

» Fudha a. a. D. ©. 111. 176. — C. M. Arndt, Gejchichte der Leibeigen: 
ſchaft ©. 171. 

* Rnapp a. a. DI 25. 

5». Brünned a. a. D. ©. 364. 

° Ebenda S. 364 und Preußiſches Notifitationzpatent vom 28. September 1772. 

° 88 37. 51. II 9 ALR. — Es ſcheint übrigens nicht bloß Nüdficht auf Er: 
haltung ber ſtändiſchen Gliederung, jondern Miktrauen gegen die moraliſche Qua: 
Iifilation der Bürgerlichen maßgebend gewejen zu fein, wie aus einem Schreiben 
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verſchlug für die rechtliche Seite vorerft wenig. Die Domänenbauern hatten 
ebenjo in den vom Staate gejegten Pächtern — „Beamte“ genannt — 
ihre Obrigkeit zu jehen wie die Privatbauern in dem jedesmaligen Befiter 
des Guts. Thatjächlich zwar wurden die Domänenbauern ſowie die der 
juriftifchen Perſonen, da fie weniger Objekte einer perfönlichen Willkür 
waren, gleihmäßiger und im allgemeinen milder behandelt. 


S 2. 
Gutöherrichaft und politiſche Gemeinde, 


Unrichtig würde es fein, fich vorzuftellen, ala ob die Erbunterthänig- 
keit, weil in erfter Linie öffentlichrechtlicher Natur, Lediglich die Geftaltung 
der politijchen Gemeinde, die Laffitenqualität der Güter dagegen, formell 
eine rein privatrechtliche Eigenjchaft, nur die Nealgemeinde beeinflußt hätte. 
Die Wirkungen beider Berhältnifie find jehr tiefgehend und greifen derart 
ineinander, daß, obwohl dieje Zweiteilung aus Zweckmäßigkeitsgründen im 
großen und ganzen dem nachfolgenden Teil der Darftellung zu Grunde 
gelegt ift, das Gezwungene einer ſolchen Scheidung nicht verfannt werden ſoll. 

Es liegt etwas Wahres in der gehörten Behauptung, daß der Staat 
des ancien regime in Preußen bei den Dominien aufhöre. Der frühere 
Zuftand, in dem es autonome Gemeinden gab und neben diejen Gutäherren, 
die, jelbjt unter dem fürftlichen Lehngericht ftehend, nur über ihr Gefinde 
Gewalt Hatten, war gegen den Ausgang des 17. Jahrhunderts nicht mehr 
vorhanden. Der Staat kannte ala Eleinfte Einheit der Verwaltungs- und 
Gerichtsorganifation nur die Dominien oder Rittergüter, deren Gebiet fich 
in Öffentlichrechtlicher Beziehung auf die Gemeindefeldmark miterjtredte. 
Nebenher, unbeachtet, man Eönnte beinahe jagen wider Willen, jedenfalls 
ohne Zuthun der Staatögewalt, friftete innerhalb des dominialen Herr— 
Ichaftäbezirks, der Heute Gutöbezirk genannt werden würde, die Landgemeinde 
ihr bedeutungslofes Dafein. 


des jchlefiichen Minifters v. Schlabrenborff an bie Breslauer Kriegs: und Domänen: 
tammer vom 13. Juni 1761 hervorgeht, in bem es u. a. heißt: „Diejenigen, jo ablige 
Güter befien und nicht vom Adel feien, jollen bei dem erften Vorfall, wo jie mit 
denen Unterthanen rude umgehen oder ihnen neue onera obtrudiren, angehalten wer: 
ben, fogleich ihre Güter an Edelleute zu verkaufen, weil daraus conftiret, daß fie nicht 
Bernunft no Qualitäten befien, die Unterthanen raisonnable zu gouverniren.“ 
Band I ber Akten bes Breslauer Staatsarchiv „Bon den Pflichten und dem Be: 
tragen ber Herrichaften und Unterthanen gegeneinander, bejonderd wegen ber Ro- 
bothen und ®Dienfte.“ 
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a. Erbherr und Unterthanen. 


Das Rittergut ald Gegenjtand der gutsherrlichen Gewalt, alſo Ritter- 
gut im publiziftiichen Sinne, umfaßte nicht nur dag im Beſitz und Eigen- 
tum des Erb- und Gerichtäherren ftehende Land, jondern auch die von den 
Bauern bejeffenen Ader, gleichgut welches dingliche Recht gerade diefe an 
denjelben anſprachen. Mochten jchon früher häufig genug Bauern- und 
Ritteräder im Gemenge gelegen haben, das ausgedehnte Bauernlegen Hatte 
gewiß dazu beigetragen, dieſes Durcheinander zu vermehren. Die Geburt 
auf Dominialboden, der alfo alle diefe Ländereien umfaßte, machte zum 
Untertbanen; daneben auch die Heirat mit einem unterthänigen Manne 
jowie die Annahme einer zur Unterthänigfeit verpflichteten Stelle; auch mag 
freiwillige Hingabe in die Unterthänigkeit vorgefommen fein!. Der Herr— 
ichaft jchuldete der Unterthan Treue, [Ehrfurcht und Gehorfam? und Hatte 
ihr den Unterthaneneid zu leiften. Diefer allgemeinen Gehorſamspflicht ent- 
floffen vornämlich eine völlige Aufhebung der Freizügigkeit und Beſchränkungen 
der Berehelichungsfreiheit?. Ohne Erlaubnis des Herrn durfte der Unter: 
than das Gut nicht verlaffen; er war jchollenpflichtig, glebae adscriptus, 
wirtichaftlich eine Zubehör des Guts, mit dem er veräußert wurde*. 

Die Notwendigkeit eines Ehekonſenſes? legte e8 in die Hand des 
Gutsherrn, ungzeitige und ihm jonft nicht genehme Ehen zu hindern. Zu 
den für die, Gutsherrfchaft wirtjchaftlich wertvolliten Seiten der Unter= 
thänigfeit gehörte aber die Pflicht der Unterthanentinder, gewiſſe Jahre 


88 93 ff. II 7. ALR. — Arndt, Leibeigenihaft S. 170. 

288 133 II 7 ALM. 

a 88 147 ff. ebenda. 

+ Landedordnung von 1577 und 1640 für dad Herzogtum Preußen bei 
v. Haxthauſen a. a. D. ©. 212. — Berordnung vom 8. November 1773 für 
Of: und Weftpreußen, Nov. Corpus Constitut. Ve 2471. — Korn a. a. D. ©. 43 
für Brandenburg; 88 12 und 16 Tit. XI der erweiterten und erklärten Bauer: und 
Shäferordnung vom 16. Mai 1616 für Pommern bei Fuchs a. a. D. S. 71. — 
Unterthanenordnung für bie Oberlaufig vom 4. Juli 1651 bei Knothe a a. O. 
©. 268 ff. — Art. 46 der Oppeln:Ratiborer Landesordnung von 1562 bei Brad: 
vogel a. a. ©. VI 1712 ff. — Art. 7 Buch V der Ölfer Landesordnung von 1617 
bei Brachvogel a. a. DO. IV 1110. — Edikt vom 10. Dezember 1748 bei Korn, 
Schleſiſche Ediktenfammlung III 232. 

> 88 161 fi. II 7 ALR. — ölſer Dreidingsordnung Nr. 24 bei Brad- 
vogel, Schlefiihe Privilegien II 389. — Arndt, Leibeigenſchaft S. 216. Anders 
in der Oberlaufiß, vgl. Anothe a. a. D. ©. 287 fi. 
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auf dem Gutshof ala Gefinde zu dienen!, und die Notwendigkeit für beſitz— 
loſe Tagelöhner ?, ihre Dienfte zunächſt der Herrſchaft anzubieten, die ſchließ— 
lich noch dag unter Umftänden ſehr drüdende Recht hatte, erledigte Bauern- 
ftellen mit Gutsunterthanen jelbft wider deren Willen zu bejegen®. Auch 
unterlag die Dispofition über Bauerngüter, jelbft wenn fie zu Eigentum 
ausgethan waren, gewiffen im Intereſſe des Herrn liegenden Beſchrän— 
fungen®. Sonftige Dienfte und Abgaben, außer mannigfachen Los⸗, Abzugs- 
und Schußgeldern, entjprangen aus dem Unterthanenverhältnis in der Regel 
nicht. Daß dieſes Verhältnis aber einen jehr realen Wert Hatte, dürfte 
aus einer Zufammenjtellung der jchlefiichen Generallandichaitsdireftion vom 
11. März 1808 bervorgehen, die bei Aufhebung der Erbunterthänigfeit, um 
zu beweijfen, daß die Sicherheit der landjchaftlichen Pfandbriefe durch dieje 
Maßregel ſtark vermindert worden ſei, ala Beijpiel eine Berluftrechnung 
für einzelne Dominien des Kreifeg Schweidnig aufgemacht hat — vgl. An = 
lage A —, die freilich eine gewiffe Subjektivität der Auffafjung nicht ver- 
leugnen Tann. Eben diejes pekuniäre Intereſſe macht es auch erklärlich, 
weshalb den Schulzen in den Kammergütern des Fürſtentums Ols die 
Berpflichtung oblag, alljährlich zu Weihnachten ein „Seelenregifter” aller 
Unterthanen einzureichen °. 


b, Gerichtsobrigkeit und Gerichtgeingejfejjene. 


Maren dies alles obrigfeitliche Berechtigungen, welche der Gutsherrſchaft 
kraft eigenen Rechts zuftanden, jo jchloffen fich hieran Befugniffe, bezüglich 
derer das Bewußtfein, daß fie einjt jtaatlich gewejen und daß fie daher dem 
Gutsherrn nur auf Grund einer Delegation zuftanden, derart lebendig ge= 
blieben war, daß bei Aufhebung der Erbunterthänigkeit diefe Rechte ein halbes 
Jahrhundert und noch länger fortbejtehen konnten, obwohl fie den oben 
behandelten vielfach ähnelten und von ihnen mehr hiſtoriſch ala ihrem 
Mejen nach verfchieden waren. 

Auf Grund urfprünglicher Verleihung oder zahlreicher Veräußerungen 
ftand dem Gutöheren die Gerichts: und Polizeigewalt in gewiffen Umfange 


ı Born a. a. D. ©. 32. — Knoſthe a. a. D. ©. 280.— Art. 46 ber Oppeln: 
Ratiborer Lanbesorbnung bei Brachvogel a. a. O. VI 1712 ff. — Verordnung 
vom 8. November 1773, Nov. Corp. Constitut. Va 2479. — 88 185 ff. II 7 ACH. 

2 Meiten, Der Boben und bie landwirtfchaftlicden Verhältniffe bes preußi— 
Ichen Staates I 380. — Knothe a. a. D. ©. 283: — 8 181 II 7 ARR. 

3 Meitzen a. a. O. 1380. — $ 181 II 7 ARR. 

4 88 246 ff. II 7 ALR. 

» Ölfer Dreidingsordnung Nr. 29 bei Brachvogel a. a. O. II IM. 
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zu, wobei zwiſchen beiden zunächſt nicht ſcharf unterfchieden wurde. Hieran 
ſchloß ſich ein Verordnungsrecht! des Gutöhern, der Anordnungen der 
Wohlfahrt: und Sicherheitspolizei treffen konnte und bisweilen in reichem 
Mae auch getroffen hat. Bei Ausübung diefer gerichtlichen und polizeilichen 
Berugniffe hatte aber die Dorigemeinde, wie fie fich innerhalb des domi— 
nialen SHerrichaftögebietes noch erhalten Hatte, ein gewilles Maß von Selb— 
jtändigfeit gerettet, das in feiner VBerquidung mit gutöherrlichen Rechten 
ein eigenartige Bild von der Zähigfeit bot, mit der auch unter den un— 
günftigften Berhältniffen der Bauernftand an den Reften feiner althergebrachten 
Selbftverwaltung feſtzuhalten ſuchte. Diefe Kämpfe, welche mit dem völligen 
Grdrüden der Gemeindeautonomie endigten, haben einen nach der Örtlichkeit 
jehr verjchiedenen Charakter, der einer einheitlichen Darftellung allzugroße 
Schwierigkeiten bereiten würde. Schlefien jedoch mit feiner Fülle parti— 
fularrechtlicher Bildungen, das erſt nach der preußifchen Befignahme die 
fefte Hand des modernen Staates zu jpüren anfing, erjcheint aus diefem 
Grunde zur Darftellung jener Entwidlung vorzüglich geeignet, die in den 
übrigen Provinzen parallel, aber einförmiger verlaufen fein wird. 

Es ift immer eine lofal zu beantwortende Frage gewejen, welches die 
Kompetenz des UntergerichtE war, das von der Gerichtäherrichait gehegt 
wurde. Im allgemeinen kann man an der Hand der Praris? annehmen, 
daß alles, was mit dem Blutbann in Verbindung ftand, Sache des landes— 
fürftlichen Obergerichts blieb, wie auch die Olſer Landesordnung dom 
27. April 1617 Teil V Art. 1® nur fchwere Kriminalverbrechen der Kom— 
petenz diejes Gericht? unterwarf, während der Reit der Strafgerichtsbarteit, 
vorzüglich aber die geſamte Givilgerichtäbarfeit nebjt den acta iurisdic- 
tionis voluntariae nach Art. 2 a. a. O. den Untergerichten zuftand. Auf welche 
Weiſe diefe untere oder patrimoniale Gerichtöbarkeit ausgeübt wurde, ent= 
weder durch dad Dorfgericht d. i. Schulze und Schöffen im Namen des 
Gutsherrn oder unter deffen unmittelbarem Vorſitz, fcheint eine Zeit lang 
geſchwankt zu Haben, bi das Dominium hier den Vorſitz dem Schulzen 


ı Stobbe, Geichichte der beutjchen Rechtäquellen II 211. — Im einzelnen: 
Dreidingsorbnung bes Frhr. v. Logau in Schlefien von 1694, in der Zeitichrift 
be3 Vereins für Geſchichte und Altertum Schlefiend XIV 235. 236. — Dreidinge: 
ordnung bes Frhr. dv. Hohberg auf FFürftenftein in Schlefien von 1657, ebenda 
XV 137 ff. — Dorfordbnung in den gräflid von Dohnaſchen Gütern in Oftpreußen 
von 1626 und 1769 bei v. Harthaufen, Ländliche Verfaffung Preußens ©. 241. 

® Riedel, Schulgenamt ©. 107. — Knothe im Laufiger Ma azin I.XI 209. 

3 Brachvogel a. a. O. IV 1103. 1104. 
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überließ. Das jo zufammengefegte Dorigericht, welches dem gebotenen 
Dinge der älteren Zeit entiprach, da es fich nur auf Ladung und nach Bes 
dürfnis zu verfammeln, auch nur von dem Schulzen, den Schöppen und 
Parteien befucht zu jein pflegte!, ift ſcharf zu unterfcheiden von einem In— 
ſtitut, das deutlich die Merkmale des echten, ungebotenen Dings der Vor— 
zeit zeigte, dem jogenannten „Dreiding“. An fich mochte anfangs jeine 
Kompetenz nicht] anders geordnet jein als die des Dorigerichts, wie ja 
gebotene® und ungebotenes® Ding der älteren Zeit hierin feinen Unterjchied 
zeigten®, wenn auch natürlicherweife wichtigere Angelegenheiten mit Vorliebe 
im Dreiding unter dem Vorſitz der Herrichaft verhandelt wurden. Wejentlich 
blieb aber für dieſes Dreiding, welches fich urjprünglich, wie in alter Zeit, 
dreimal im Jahre, alle 18 Wochen, zu verfammeln pflegte und daher feinen 
Namen führte* (auch „Yahrding“, „Eheding“ in der Oberlaufiß genannt), 
der Vorſitz der Herrichaft und die Verpflichtung für die ſämtlichen“ Ge- 
meindemitglieder, ungeladen zu erjcheinen. 

Zugleich Hatte fich in Schlefien im 14. Jahrhundert, wohl im An— 
ihluß an das vom geiftlichen Sendgericht ausgeübte Rügerecht, welches 
allmählich an die weltliche Obrigkeit übergegangen war, ein Rügegericht 
entwickelt, das feinen Grundjägen und feiner Entjtehung nach mit der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit nicht zufammenfiel®. Schulz und Schöppen 
wurden verpflichtet, an den Tagen des ungebotenen Dings alle zu ihrer 
Kenntnis gelangenden Miffethaten zu „rügen”, d. 5. der Obrigkeit zur 
Strafverfolgung anzuzeigen ?. 

Dieſes Nebeneinanderbejtehen des gebotenen und ungebotenen Dinge 
unter dem Namen des Dorfigerichtd und des Dreidingd ſowie das Vor— 
fommen eines bejonderen NRügeverjahrens mußte bei dem geringen Umfange 
der patrimonialen Gerichtöbezirke zu Unzuträglichkeiten führen. Allmählich 
wurden die Dreidinge jeltener, vielleicht nur einmal im Jahre oder in noch 


I Liegniger Dreibingsordnung ven 1660 Nr. 45 bei Bradvogel a. a. O. 
IV 1147. 

2 Bol. analoge Entwidlung in der Mark bei Kühns, Gerichtäverfaffung in ber 
Mart II 62 ff., in der Oberlaufig bei Knothe a. a. D. ©. 217 fi. 

’ Kühns a. a. D. II 65. 

+ Riedel a. a. D.©. 108. 104. 108. — Häusler, Geſchichte des Fürſten— 
tums Öls ©. 98. — Tſchoppe-Sten zel, Urkundeuſammlung ©. 328. 584. — 
Stölzel, Entwidlung des gelehrten Richtertums I 867 fi. 

’ Anothe a. a. D. ©. 218. 

® TZihoppe:Stenzel a. a. D. ©. 222. 538. 

’ Stölzel a. a. D. 1369 ff. — v. Maurer, Gefcdichte der Dorfverfaffung 
II 151. 152. 
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größeren Zwifchenräumen abgehalten!. Die Gefchäfte übertrugen fich aber 
nicht etwa auf das Dorfgericht, jondern auf eine neu auftauchende Perjon, 
den herrichaftlichen Juftitiar oder Gerichtähalter. 

Obgleich nämlich für den Dften ein ftrikter Nachweis bisher noch 
nicht geführt worden ift, kann man doch mit Rüdficht auf den jpäter be— 
ftehenden Rechtszuftand in Verbindung mit dem Inhalt der in der An— 
lage B wiedergegebenen Urkunde eine gleiche Entwidlung vermuten, wie fie 
Stölzel für den Welten Deutſchlands, insbejondere aber für Heſſen, gejchildert 
bat?. Bei dem allmählichen Auflommen des römifchen Rechts müſſen zu— 
nächſt die Dorfgerichte zu Gunften des gutöherrlichen Juſtitiars (Nent- 
meijterd u. ſ. w.) die gejamte ftreitige Eivilgerichtöbarfeit und die Kriminal— 
gerichtöbarfeit mit Ausnahme der Aburteilung geringfügiger Übertretungen ® 
verloren Haben. Ihr Fortbeſtand rechtfertigte fi) wohl nur durch die 
Erwägung, es jei zwedmäßig, Handlungen freiwilliger Gerichtsbarkeit, wie 
Teftamentsaufnahmen *, Bormundjchaftsbeftellungen?, Auflaffungen u. j. w. 
an Ort und Gtelle zu behandeln. Wo insbeſondere Schöffenbücher be— 
ftanden, erjeßten diefe in gewiſſer Hinficht die Grundbücher einer fpäteren 
Zeit®. Aber auch bei dem unter dem Vorſitz des Juſtitiars abgehaltenen 
Dreiding erlofch allmählich die Gewohnheit, jtreitige Givil- und Straffälle 
von einiger Bedeutung zu verhandeln, wozu die Schöffenbanf dem Gerichts- 
halter, der allein römijches Recht zu traftieren verjtand, unnötig, ja binder- 
fi war. Zuerft wohl mit dem Willen der Parteien ex compromisso, 
dann unter dem Drude des erftarkenden fremden Rechts ex lege ift auch in 
Schlefien diefer Teil der Gerichtsbarkeit völlig an den herrfchaftlichen Beamten 
gefommen. Eine aus diefer Überganggzeit ftammende Urkunde, das in An- 
lage B abgedrudte Protokoll über das am 8. Juni 1581 zu Glaufche, 
Kreis Namslau, abgehaltene Dreiding, läßt erkennen, wie auch hier, ganz 
im Einklang mit der von Stölzel für Hefjen nachgewiejenen Entwidlung ”, 
alle nicht zur fofortigen Entjcheidung geeigneten bürgerlichen Nechtäftreitig- 





ı Meiten, Urkunden jchlefiicher Dörfer. Urkundenjammlung ©. 170. 177. 

2 Stölzel a. a. D. passim, insbefondere I 343 ff. 

38 81 II TALK. 

+8 93 112 ALR. 

’ Liegniger Dreidingsordnung von 1660 Nr. 45 bei Brachvogel a. a. D. IV. — 
ölſer Dreidingsordnung Nr. 25 ff., ebenda II. — Fürſtenſteiner Dreidingsordnung von 
1657 Nr.43, in ber Zeitfehrift des Vereins für Gefchichte und Altertum Schlefiens XV, 
publiziert von Kerber. 

6 Meißen a. a. O. Einl. ©. 22. 119. — Knothe a. a. O. ©. 214. 

" Stölzel a. a. O. J 331. 381. 
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feiten im Dreiding jelber an dad Amt verwiejen wurden!, während in 
einem Injurienhandel bereits mit Erfolg die progeßhindernde Einrede gebraucht 
wird, man babe fich vor dem Beamten, dem Unterhauptmann, „vertragen“. 
Auf einer anderen Seite aber fand das Dreiding, dem alfo in Konkurrenz 
mit dem Dorfgerichte jchließlich nur Handlungen freiwilliger Gerichtäbarkeit 
verblieben waren, eine gar nicht in feiner Natur ala ungebotenes Ding liegende 
Zuftändigfeitgerweiterung. Man jand es bald in einer VBerfammlung, in 
der noch immer alle Gemeindemitglieder erjcheinen mußten?, ganz beſonders 
am Plage, dem urjprünglich nur zeitlich damit zufanmentreffenden Rüge— 
verfahren weiteren Spielraum zu gewähren, indem man nicht nur Schulz 
und Schöppen, jondern jedem Gemeindemitglied die Pflicht auferlegte, ge= 
ichehene Unbill zur Sprache zu bringen®. Seltſamerweiſe entwidelte fich in 
Antnüpfung an den Namen „Dreiding”, deffen Urſprung aus dem Gedächtnis 
der Gebildeten ſchon längſt verſchwunden war, unter dem Einfluß theologijcher 
Anſchauungen die Meinung, das im Vordergrund ftehende Rügeverfahren 
müfle, „drei Dinge“ oder Teile umfaffen, nämlich die Vergehen gegen Gott, 
gegen die Obrigkeit, gegen die Gemeinde und deren Mitglieder, jo daß nach 
diefem Syſtem fonftige Handlungen feine rechte Stelle finden konnten“. 
Eben dieſes Nügeverfahren war die legte Zuflucht der Gemeindeautonomie. 
Der Beamte der Herrichait war ficherlich lange Zeit rechtlich, mindeſtens 
aber thatjächlich an die Anficht über den Gtraffall gebunden, den die feier- 
ih zujammenberufene und forgiältig ausgewählte? Echöffenbanf auszu— 
Iprechen beliebte. Daß die kirchlichen Vergehen vom Pfarrer perfönlich ge— 
rügt wurden, war bei der dominierenden Stellung der proteftantijchen 
Geiftlichkeit de8 Neformationgzeitalters, die außer dem Firchlichen Zucht- 
mittel auch noch die Gewalt der öffentlichen Meinung auf ihrer Seite hatte, 
jehr bezeichnend für das Anjehen, deffen fich diefer letzte Reſt der Volksgerichte 
noch im 16. Jahrhundert erfreute®. Auch blieb e8 nicht bei dem Rechte 


! Damit ftimmen überein die in Nr. 20 der fFürftenfteiner Dreidingsordnung für 
die Zuftändigfeit der Dorfgerichte getroffenen Anordnungen. 

? Bezoldud, Unterricht vom Dreiding 1. 

3 Saband, Breslauer Stadt: und Gerichtsbücher, in der Zeitichrift des Vereins 
für Gejchichte u. f. w. Schlefiens IV 17. 

Bezoldus a.a. D., der don unverfennbarem Einfluß auf die Ölfer Dreidings: 
ordnung und von ihr oft wörtlich ausgeſchrieben ift. 

5 Bezoldus a. a. D.Ia. ©. 

s Diefe harakteriftiichen Züge des Rügeverfahrens treten in bem oben in ber 
Anlage B reproduzierten Dreidingsprotofoll bejonders deutlich hervor, welches auch 
noch ein anfchauliches Bild davon giebt, wie ſich Ende des 16. Jahrhundert? an die 
Rüge die Vornahme gerichtlicher Handlungen angeſchloſſen hat. 
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zu rügen; die Gemeindeautonomie zeigte fih auch darin, daB Vorſorge 
gegen Wiederholung der gerügten Vorfälle getroffen werden konnte. Es 
entwidelte fich auf dem Dreiding, die Leitung und Zuftinmung des berr- 
ichaftlichen Beamten immer vorausgeſetzt, ein mehr oder minder ausgedehntes 
Selbſtverwaltungs- und Berordnungsrecht der Gemeinde in Angelegenheiten, 
die in der Regel die wirtichaftlichen Intereffen der Gefamtheit betrafen !, 
Die Stellung de8 Dreidings als Berfammlung der Dorigemeinde, nicht 
bloß als die der Unterthanen des Gerichtsheren, zeigte fich auch darin, daß, 
alle in einem Dorfe mehrere Gerichtöbarfeiten nebeneinander vorhanden 
waren, Dreiding don jedem Herrn für das ganze Dorf gehalten werden 
mußte ?. 

Nah dem dreißigjährigen Kriege, deffen Schreden dag Band zwifchen 
Gutöheren und Bauern gelodert Hatten und der an Stelle einer alt— 
angefeffenen Bauernjchaft ein Gemifch von verarmten und verwilderten Land— 
leuten, abgedankten Soldaten und Landftreichern zurückließ, zeigte fich für 
die Landes- wie Gutsherrſchaft die Notwendigkeit, die Zügel itraffer an— 
zuziehen und gute Polizei zu halten®. Die zahlreichen damals entjtehen- 
den Dreidingsordbnungen der Herzöge, der größeren Herrichaften, aber auch 
fleiner Serren, weijen eine, jo ftarfe Betonung der Dominialrechte, eine 
jo unerhörte Einmifchung in alle Lebens und Erwerbsverhältniffe auf, daß 
man an der Lebenskraft eines Volkes zweifeln muß, das fich eine derartige, 
wenn auch gut gemeinte Bevormundung willig gefallen ließ. Einer Mit— 
wirkung der Gemeinde bedurfte e8 im Dreiding nicht mehr“. Die Schöffen 
ſanken zu bloßen Statiften herab, welche leere Förmlichkeiten mit dem Ge— 
rihtshalter austaufchten. Der Hauptnahdrud lag nunmehr in der Ver— 
(efung der Dreidingsordnung, deren Vorſchriften den Unterthanen möglichit 


1 Val. die offenbar in einem Dreiding gegebene Willkür von Olbersdorf in 
ber Oberlaufit vom Jahre 1484 bei Anothe a. a. D. ©. 227, fowie aud) die am 
7. November 1557 in dem Stabtdorf St. Mori bei Breslau verfündete Gemeinde- 
ordnung bei Laband a. a. D. IV 20. 21. 

2 Art. XVI Zeil II der Ölfer Landesordnung vom 27. April 1617 bei Brad: 
vogel a. a. O. IV 1071. 

3 Dal. Vorrede zur Liegniger Dreidinggordnung von 1660 bei Brachvogel 
a. a. DO. IV 1132. 

+ Nah mündlichen Mitteilungen des Herrn Amtögerichtörats Frauenftädt 
zu Breslau, auf Grund von FForjchungen. im Breslauer Staatsarchiv. — Eine 
Girkularverfügung der Breslauer Kriegs: und Domänentammer vom 4. Oftober 1751 
jet voraus, daß Dreiding noch überall gehalten wird; vgl. die im Breslauer Staatö- 
archiv befindlichen „Acta, betreffend allerhand zur Ordnung... der Dorfgemeinden 
getroffene Verfügungen“. Vol. 1. 
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eingejchärit werden jollten. Ob auf den fleineren Dominien des Adels 
überhaupt noch derartige Verfammlungen abgehalten wurden, erfcheint zweiſel— 
haft; ficher ift dieg nur für die Kammer:, Stift3- und ftädtijchen Güter. 
An diefer Verfaffung, als ein bequemes Publifationsorgan für landesherr- 
liche und herrfchaftliche! Verordnungen, bisweilen als ein Polizeigericht für 
geringfügige Frevel, hat fich das Dreiding, immer jeltener ſich verfammelnd, 
troſtlos einförmig in feinen Verhandlungen, durch die Stürme der napoleo- 
niſchen Zeiten ala ein mit der Patrimonialgerichtöbarfeit zufammenhängen- 
des Wahrzeichen biß in die vierziger Jahre des Laufenden Jahrhunderts 
erhalten. 

Während jo Dreiding und Dorfgericht verfümmerten, hatte ſich die 
Jurisdiktion durch einen Herrichaftlichen Beamten, den Gerichtshalter, völlig 
fonjolidiert?. Von dem vornehmjten Nügeberechtigten der Gemeinde im 
Dreiding und dem Vorſitzenden des Dorfgerichts war der Schulze zur Stel- 
lung eines Grefutivbeamten der Gutsherrſchaft als der Gerichts- und Polizei 
obrigfeit herabgefunfen?, dem aus diefem Grunde und auch, weil er in 
Steueraushebungd- und Ginquartierungsangelegenheiten unter Aufficht der 
Herrſchaft thätig war, der jtrafrechtliche Schuß eines „Unterbedienten des 
Staates” zugebilligt wurde*, während er im allgemeinen als mittelbarer 
Staatöbeanter galt?. 


e. Nittergutsbefißer und Kontribution. 


Verwifchte fich dem Staate gegenüber unter dem vom Herrenſtande 
bewußt geförderten Einfluß der Erbunterthänigkeit und der Gerichtd- und 
Polizeigewalt des Gutsherrn immer mehr der Unterfchied zwifchen Ritter: 
und Bauernader zu Gunjten einer fommunalen Neubildung, des Dominiums, - 
das bereit3 eine Reihe der wichtigjten jtaatlichen Yunktionen übernommen 
hatte, jo war e8 dennoch bezeichnenderweife gerade das Klafjenintereffe des 
Adel, wie e8 in der Steuerfrage bervortrat, welches den Zerfall des Lan— 
des in zwerghafte Aiterfouderänitäten Hinderte. Nachdem Grundzins, Zehnt 
und Bede in die Hände von Privatperfonen gefommen waren und die ſtets 
wachjenden Staatsbedürinifje durcd neue Abgaben gededt werden mußten, 


ı Anothe a. a. D. ©. 228. 
2 ss 23 ff. und 73 ff. II 17 AEM. 
3 Ölfer Dreidingsordnung Nr. 37 bei Brachvogel a. a. DO. II 398. — $ 63 
II 7 ALR. — v. Baſſewitz, Kurmark ©. 20. 
* 8 64 117 ACH. 
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war es für ein vorwiegend Aderbau treibendes Land nur natürlich, zar 
Grundlage der Steuerverfafjung auf dem platten Lande wiederum die Hufen- 
einteilung zu nehmen, und ſomit auf dem Yundament der im wmejentlichen 
noch bejtehenden urfprünglichen Agrarverfaffung eine Grundjteuer zu erheben, 
während die Städte mit ihrem Handel und ihren Anfängen von Jnduftrie 
jehr bald zu Berzehrungsabgaben übergingen. War nun auch im 16. umd 
17. Jahrhundert die militärifch wertlos gewordene Verpflichtung des Adels, 
perfönlich Nitterdienfte zu leiften, mehr und mehr in Abgang gekommen, 
fo beitand fie doch theoretifch fort. Einft waren die Ritterhufen gegen diefe 
Verpflichtung ausgethan; es entbehrte alſo rechtlich nicht der Begründung, 
wenn fie bei den neuen Steuern, ſoweit dieje zu Landesverteidigungszweden 
dienten, nicht in Anja gebracht wurden. ine folche Unterjcheidung in 
der Verwendung der neuen Abgaben war aber jelbitverjtändfih, obwohl 
deren Namen in ihrer Mannigjaltigkeit bezeichnend genug waren, aus Ver— 
waltungsrückſichten ſchwer thunlich. Für die Landjtände genügte, daß fie 
zum größten Teil durch das Bedürfnis des Staates, ſtehende Heere zu 
halten, hervorgerufen waren, um ohne weiteres die Gremtion der Ritter 
gutöbefiger von ihnen zu begründen, eine Anficht, der von den Landes— 
herren mit Rüdficht auf das ſtändiſche Steuerbewilligungsrecht jchwer wider: 
iprochen werden konnte. 

Diefe Steuerjreiheit, die in der Mark! und in Pommern? bereits in 
den Zeiten der Bede anerkannt war, wurde freilich in der Not des deutjchen 
Krieges, als Freund und Feind dem Lande beinahe unerfchwingliche Lajten 
auferlegte, häufig genug nicht refpeftiert. Die Kontribution, eine jehr rohe 
Art der Grundjteuer, die zuerft zur Beitreitung von Lieferungen und Brand» 
ſchatzungsgeldern jowie zum Unterhalt der eigenen Soldatesfa erhoben wurde, 
mußte, um ergiebig zu fein, gerade den noch relativ Leiftungsfähigen Guts— 
herren befonders zu treffen fuchen, wie denn zum Beifpiel das Protokoll 
über die Kontributionen und Kriegskoften des DOberbarnimer Ländchens im 
Jahre 1643 nicht nur nicht eine Eremtion, fondern beinahe durchgehends 
eine Mehrbelaftung der Ritterfchaft um 50% erfennen lLäßt?. Nach Be- 
endigung des Krieges trat aber der alte Rechtszuftand jofort wieder in 


I Bgl. Urkunden von 1281, abgedbrudt bei Schimmelfennig, Die preußiichen 
direften Steuern. 2. Aufl. I 336. 

? Badberg, Ländliche Beriaffung Pommern? ©. 260. — v. Bilow, Abgaben: 
verhältniffe in Pommern ©. 183. 

® dv. Petersdorff, MWirtichaftägefchichte der Mark, in ben Brandenburgifch: 
Preußiichen Forſchungen II 40—67. 
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Kraft, wie ſich dies in der Mark in den Beſtimmungen des Landtags— 
receſſes vom 26. Juli 1653 zeigte!, und auch die abſolute Monarchie, die 
für Erhebung von Steuern zu Defenſionszwecken ohne ſtändiſche Bewilligung 
in dem $ 180 des JRA. von 1654 und der „kaiſerl. Reſolution über 
die verlangte Extenſion“ diejeg Paragraphen? von 1670 eine reichägefeß- 
liche Handhabe gefunden hatte, hütete fich auß naheliegenden Gründen wohl, 
dem Landadel, deſſen politische Wichtigkeit ala Landjtand fie vernichtet 
hatte, das Privilegium der Steuerfreiheit, joweit es früher beftanden hatte, 
in irgend einem Punkte zu bejchneiden. So jeßte der Adel in der Mark 
und in Pommern eine völlige Befreiung, in Preußen, Schlefien und in der 
Lauſitz eine geminderte Belaftung des ritterfchaftlichen Areals in Bezug auf 
die vderjchiedenen Formen der Grundjteuer durch. 

Prinzipiell erfannte zwar Friedrich Wilhelm I? im Edikt vom 1. Febr. 
1718 die Grundjteuerbefreiung der Rittergüter an, allerdings unter Fort— 
dauer der DVerpflichtung, die Lehnpferdegelder zu zahlen, jedoch jcheinen 
diefe Grundjäße nur für die Marken völlig durchgeführt zu fein‘. In 
Hinter-Pommern waren die Nittergüter, jojern auf je fünf Hufen ein Zehn» 
pierd zu ftellen war, in dem fonftigen Pommern das ganze Areal derjelben 
nad) dem Bejtande des Normaljahres 1600 gegen Leiſtung des Roßdienſtes 
frei von Grundjteuern®. Die Befreiung der Nittergüter in der Nieder- und 
Ober-Lauſitz erjtredte fi) nur auf einen Zeil der Grundjteuer, wofür aber 
fogenannte „Donativ- Gelder“ zu entrichten waren®. Seit dem 1. November 
1719 genoß in Oftpreußen, ebenjo wie feit der Occupation im Jahre 1773 
in Wejtpreußen, das adlige Gut das Privilegium, nur den vierten Teil des 
Grtrages außer Lehnware und Ritterdienftgeldern ala Kontribution zu zahlen, 
während dieje in Dftpreußen bei Bauerngütern in Höhe der Hälfte, in 
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MWeftpreußen in Höhe eines Drittel® des Ertrages zu entrichten war!. Ja 
Schlefien jteuerte der Adel ſeit 1744/45 281300 des Neinertrages, der 
Bauer 34/0 deöjelben, nachdem das Jahr 1635 ala Normaljahr für den 
Beitand des privilegierten Ritteraders angenommen war. Lehnpferdegelder 
wurden bier nicht gezahlt ?. 

Wurde diejer Befteuerungsmodus beibehalten, jo bildete er eine un— 
verwiichbare Grenze für den Umfang de Ritterguts in öffentlichrechtlicher 
Beziehung, während das Privateigentum des Gutsheren durchaus nicht mit 
demjelben zufammenfallen mußte. Aber jelbjt die vom Gejehgeber wieder— 
holt ausgeſprochene Abficht, kontribuable und nichtontribuable Ader jtreng 
gejondert zu Halten, vermochte Anjäge in der Ausbildung des Dominiums 
zu einer Steuereinheit nicht fernzuhalten. Die alte Form der Grundjteuer 
in Matritularbeiträgen zwar, wie fie die Stände für den Hufenſchoß ge= 
fannt hatten?, und deren Erhebung durch den Patrimonialherın hatte der 
Staat feit Friedrich Wilhelm I für feine Steuer, die Kontribution, aufs 
zuheben verſucht‘. Lag es doch zu ſehr auf der Hand, daß, wenn der 
Gutsherr die auf das Dominium entfallende Summe von den Hinterjafjen 
eintrieb, für eine gerechte Steuerverteilung feine Gewähr geboten war und jede 
Beziehung zwiichen dem Staate, dem der Gutsherr die Steuer bewilligte, 
und dem Unterthanen, der fie dem Gutäheren entrichtete, fortfallen mußte. 
Höchſt bezeichnend blieb es aber für das neue Regime, daß dennoch 
durh Edikt vom 16. Dezember 1716 den Gutsbeſitzern in Dftpreußen ? 
der bisherige Kopj-, Huf- und Klauenſchoß der Untertanen ala Beihülfe 
zur Aufbringung der Kontribution überlaffen wurde. In Zeilen Weit: 
preußens ferner war eine Art Kopfiteuer, das „Schutzgeld“, feit 1780 dem 
Dominium zur Erhebung auf eigene Rechnung angewieſen, das jeinerjeits 
dafür ein Fixum an die Staatäfafje abführte®. In Altvorpommern? floß 
jeit 1752 der auf den fleinen Leuten laſtende „Nebenmodus” und „die 
Quartalſteuer“ den Gutsbefigern gegen Erhöhung der Hufenkontribution zu, 
die den Ertrag zur Erleichterung jämtlicher zur Grundjteuer Verpflichteten 
verwenden jollten, in der That aber Häufig für fich eingezogen haben. Alle 


ı dv. Harthalujen, Ländliche Verfafjung Preußens S. 199. 200. 
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diefe den Nittergutsbefigern zur eigenen Erhebung zweds Anrechnung auf 
die Kontribution überlaffenen Abgaben Lajteten auf befitlofen oder doch 
nur mit einem minimalen, der Grundjteuer nicht untertworfenen Beſitz an— 
gefeflenen Unterthanen, den Inliegern, Gärtnern, Handwerkern, die aljo auch 
in diefem Punkte in eine genaue Abhängigkeit vom.Dominialheren gerieten. 
Aber ſelbſt für die zur Kontribution beitragenden Hufenbefiger wurde die 
Natur der Grundfteuer ala einer ftaatlichen Abgabe immer mehr verdunkelt, 
als allmählich wie früher die Stände, fo jet der Staat, zunächſt wohl 
aus Rüdfichten der leichteren Beitreibbarfeit, möglicherweije in Antnüpfung 
an eine ältere, den Bajallen bei Einforderung der Bede obliegende Laſt!, 
fi daran gewöhnte, dem Gutsherrn eine Vertretungspflicht für den Steuer: 
ausfall aufzubürden, die fich in manchen Gegenden in die Verpflichtung, 
die Steuern beizutreiben, ummwandelte?. Da auch der Staat, fobald ihm 
nur die Steuer richtig abgeliefert wurde, nicht nach der Provenieny der 
eingefommenen Geldfumme fragte, jo wird der Zuftand, wie ihn Padberg ? 
für Hinterpommern al3 den normalen Hinftellte, daß nämlich der Gutsherr 
ſelbſt die Kontribution für die Bauernhufen zahlte, dafür aber, ſofern es 
bei der wirtjchaftlichen Lage der Unterthanen überhaupt möglich war, fich 
durch Erhöhung der ihm zuftehenden Abgaben und Leiltungen ſchadlos hielt, 
auch in anderen Provinzen nicht felten gewejen fein, ein Rejultat, welches 
auf das Syitem der Matrifularbeiträge hinauslief. Ob diefe Vertretungs— 
pflicht, wie Hier angenommen wird, aus der Unterthänigfeit oder aus der 
Laßqualität eine Gutes erfloß, ift bald nach Aufhebung der Erbunter- 
thänigkeit in den Jahren 1809 und 1810 zwijchen dem Finanzminijterium 
und dem Minifterium des Innern ftreitig geworden *, jo daß jchließlich das 
Regulierungsedift vom 14. September 1811 im $ 6 ausdrüdlich den Weg- 
fall diefer den Gutsheren ungemein drüdenden Laſt vorgejehen hat. 

So ftand der abjolute Staat vor der Kataftrophe von 1806 in Ge: 
fahr, auch die Steuerhoheit mit Unterthanen teilen zu müſſen. 


ı MWohlbrüd, Geichichte von Lebus I 248. 
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S 8. 
Gutsherrichaft und Nenlgemeinde. 


a. Gutsherr und Bauer. 


Die Agrarentwidlung im 17. und 18. Jahrhundert Hatte zwiſchen 
Gutsherrn und Bauer, vorzüglich wenn diefer zugleich Yaßbefiter und Erb— 
untertfan war, ein jo enges wirtichaftliches Verhältnis herausgebildet, daß 
beide ohneeinander nicht bejtehen zu können vermeinten. Schon die jehr 
häufig vorfommende Gemengelage! der Dominial= und Ruftifaläder, die 
eine Unterordnung unter die Regeln der bis in die Mitte des 18. Jahr- 
hunderts faſt durchweg herrſchenden Zreifelderwirtichaft nötig machte, die 
gegenfeitigen Weiderechte, die gemeinfame Benugung von Wald und Heide 
brachte Gutäheren und Bauern täglich in die engite Berührung. Aber auch 
das in Schlefien, bisweilen auch in der Mark und Pommern beftehende 
Auenrecht, nach welchem der nicht in Hufen eingeteilte Reſt der Dorffeld: 
mark, gleichgut ob er zu Gemeindezweden benußt wurde oder nicht, 
Eigentum desjenigen Dominiums blieb, das einſt zur Zeit der Kolo— 
nifation die Bauern angejeßt hatte, jo daß diejes auch die Aue, jofern nur 
Wege und Viehtriften frei blieben, an Häusler oder Gärtner austhun 
fonnte, fchlang in jenen Gegenden ein fejtes Band um Gutshern und 
‚Bauern ?, 

Von ganz bejonderem Einfluß waren Hier aber die von den Bauern 
geichuldeten Fronden. Ein Promemoria? eines Antereffenten aus dem 
Herrenſtande, des Grafen von Schlieben, vom 17. Juli 1811 erklärte in 
Bezug auf die Provinz ‚Preußen Hardenberg gegenüber, daß bei den meijten 
Gütern mit jeharwerköpflichtigen Bauern überhaupt fein Inventar und fein 
Gejinde gehalten wurde, fondern daß man fich gänzlich auf die der Herr: 
ichaft gehörige Hofwehr und die Dienjte der Bauern verlaffen habe, jo daß 
nur der Hirt und etwaige Handwerker von dem Dominium felbjt geftellt 
werden mußten. Es war deshalb ökonomisch gewiß berechtigt, die Dienite 
der Bauern, mochten fie nun aus dem Laßbefit oder einem anders ge= 
arteten Anfegungsvertrage fließen, ala Zubehör des Guts zu betrachten. 
Die Bauern galten eben, wie e& eine königl. jchwedijche, für Pommern er— 
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lafiene Rejolution vom 19. Dezember 1720! präcis ausdrüdte, als ein in 
den Gütern ſteckendes und mitangefchlagenes Kapital, das ſich möglichit 
Hoch verzinjen mußte. Auch bei der Einrichtung des Grundſteuerkataſters 
in Niederjchlefien? war in der Inſtruktion vom 27. Juli 1742 mit großer 
Sorgfalt der durch die Unterthanendienjte gefteigerte Gutswert in Geld ver— 
anjchlagt. Die fpeciell aus der Erbunterthänigkeit den Dominien zufließenden 
materiellen Borteile ließen ſich rechnungsmäßig ſchwer darftellen, obwohl 
dies für einen Zeil bderjelben von interejfierter Seite in der Anlage A 
gefchehen ift. Zudem war in einzelnen Gegenden, im Fürjtentum Ols?, in 
der ſchleſiſchen Herrſchaft Fürftenjtein* und in der Oberlaufiß?, dem Unter: 
thanen auferlegt, feine landwirtjchaftlichen Produkte, ehe er fie auf den 
Markt brachte, der Herrichaft zum Berkaufe anzubieten, der auf Diele 
Weife ein Monopol auf Verwertung der Erzeugniffe jämtlicher Bauerngüter 
zuſtand. 

Dieſen Rechten der Herrſchaft ſtanden aber ſchwerwiegende Laſten gegen— 
über. Für Zeiten einer allgemeinen Notlage war es beſonders drückend, 
daß das Dominium überall für „Konſervierung“ der Unterthanen zu ſorgen 
batte®, und zwar auch dann, wenn der Bauer nicht auf Widerruf, ſondern 
zu befjerem Rechte den Boden bebaute. Bei den Laßbauern gehörte ohne— 
dies Hof und in der Regel auch die Hofwehr der Herrichaft, die ihn im 
ortsüblicher Art ausjtattete, alle Baulichkeiten in Stand erhielt und für 
Erſatz etwaigen Abgangs an Inventar zu jorgen hatte, jo daß das Intereſſe 
des Bauern an feiner Stelle notwendig ein geringes war”. 

Bei diefen ineinander verjchlungenen Beziehungen mußte im Zweifel 
immer das Intereſſe des wirtjchaftlich Stärferen, nämlich das des Gutsherrn, 
entjcheiden. Ihm jtand nicht allein thatfächlich, ſofern die ihm gejchuldeten 
Dienjte „ungemeſſene“ waren, durch willkürliche Inanjpruchnahme des 
Bauern die Macht zu, deſſen MWirtjchaftsbetrieb entjcheidend zu beeinfluffen, 
jondern in jedem Falle auch das Recht, den Unterthan, jofern fich derjelbe 


! Fuchs, Untergang des Bauernftandes S. 174. — Ahnlich für die Oberlaufit 
bei Knothe, Neues Laufiger Magazin LXI 275. 

® Schimmelfennig a. a. D. I 238 ff. 

3 Ölfer Dreidingsorbnung Nr. 59 bei Brach vogel a. a. O. 1139. 

+ Fürftenfteiner Dreidingsordnung Nr. 57, in der Zeitichrift für Geſchichte und 
Altertum Schlefien® XV 148. 

> nothe a. a. O. ©. 275. 

s 88 130—132 II 7 ALR. 

"Knapp a. a. D. 171. 72. — Für Schwediih-Pommern Arndt, Geichichte 
der Leibeigenihaft ©. 192 ff. 


56 —Kapitel IV. 


Yiederlich oder überhaupt nur widerjpenjtig zeigte, zum Berfauf der Stelle 
zu nötigen!. Im allgemeinen lag es aljo in feiner Hand, die Grundjäße 
fejtzuftellen, nach denen Herren= und Bauernäder zu bewirtichaften und deren 
Erträgnifje zu derwerten waren. Der Gutsfompler in feinem großwirt- 
ichaftlichen Betriebe mit allen Licht» und Schattenjeiten eines ſolchen ftand 
im Begriff, die Eleineren von ihm abhängigen Griftenzen nicht nur politisch, 
fondern auch wirtjchaftlich zu abjorbieren, jo daß auf dem Immobilienmarkte 
nur das Dominium mit Bauern, nicht aber das einzelne bäuerliche Grund» 
ſtück im Verkehr war. 


b, Die Realgemeinde. 


Den auf Ritterboden angefiedelten Perfonen, dem Gutsherrn mit jeiner 
Familie, dem Gefinde, etwaigen Gutshandwerfern und Tagelöhnern (Inſt-— 
leuten) jtand die alte Realgemeinde der angejeffenen Wirte, rein äußerlich 
betrachtet, noch ungebrochen gegenüber, wie fie fich auch noch im Allge— 
meinen Zandrecht?, das aber gerade hier jeiner fubjidiären Natur nach dor 
Dbjervanzen und Lokalftatuten wenig zur Anwendung gefommen jein mag, 
ala die Grundlage der Dorigemeinde darftellte. Nur der Beſitz der inner: 
halb der Dorfmark belegenen bäuerlihden Grundjtüde machte zum 
„angefeffenen Wirt“, d. i. zum vollberechtigten Gemeindemitgliede mit 
Stimmredt. Ein Grundftüd war aber nur dann ein bäuerliches, wenn es 
mit jpeciell bäuerlichen Laften, d. i. im ftaatsrechtlichen Sinne mit der nach 
dem Hufenftande verteilten Kontribution beſchwert war?, gleichgut ob die 
Ritterhufen des Rechtsgebiet? gänzlich befreit oder nur geringer veranlagt 
blieben. So wirkte Hier die alte Flureinteilung nach und verhinderte nicht 
nur, daß Häusler ohne Aderbefit ala vollberechtigte Gemeindemitglieder 
anerfannt wurden, ſondern ftand auch grumdjäßlich der Gleichberechtigung 
der Koffäten und Gärtner im Wege, die bisweilen mehr Land als die 
Halb» und PViertelabauern bejaßen, aber Land, welches nicht in der ur= 
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fprünglichen Feldflur, jondern in Werten (Feldgärten)! ; oder auf ehemaligen 
Gemeindeboden gelegen war. Zuzugeben ift freilich, daß diefe Begriffs— 
beitimmung des „angefeffenen Wirtes“ des Öfteren auch auf Koffäten zu= 
traf, jofern fie im Laufe der Zeit ebenfo wie die Haußbefiter kontributions— 
pflichtig geworden waren. Weit jeltener befanden fi Häusler (Kötner) 
in einer bejjeren Rechtslage. Siedelten fich diefe in DOftpreußen auf Ges 
meindeboden an, jo erlangten fie bisweilen vollen Anteil an kommunalen 
Rechten, waren fie aber lediglich Hinterfaffen eines Bauern, der ihnen 
Grund und Boden abgegeben hatte, jo wurden fie auch durch diefen in 
der Gemeinde vertreten?. Daneben eriftierten noch Perfonen, welche nicht 
Grundbejiger waren, Einlieger, die fich durch Tagelohn ernährten, Dorf: 
bandwerfer? u. j. w., die aber gar feine Gemeinderechte ausübten, zumal 
ihre Arbeitäfraft mehr den Intereffen des Dominiums als denen der ein- 
zelnen Bauernwirtichait dienftbar fein mochte. 


Dafür, daß fi) gegen Ausgang des vorigen Jahrhunderts das Ver— 
hältnis der eigentlichen Bauerngüter zu den jonftigen Stellen zahlenmäßig 
als ein derartiges darftellte, daß in der bevorrechtigten Stellung der Hufen- 
befiter innerhalb der Gemeinde feine allzufühlbare Ungerechtigkeit zu er— 
bliden war, bürgen die jtatiftiichen Angaben von Leopold Krug * für die 
Zeit von 1797—1803, nach welchen in den damaligen VBerwaltungabezirken, 
welche ungefähr dem Gebiete der Provinzen öftlich der Elbe mit Ausnahme 
Pojens, Neuvorpommerng und des preußifchen Anteil® der Oberlaufi ent= 
iprechen, 27586 GSchulzengüter (Kölmergüter u. ſ. w.), 168246 Bauern- 
güter, 127749 Kofjätenhöfe und 91619 Häuslerſtellen gezählt wurden. 
Diefe Erhaltung einer präftationsfähigen Klafje von kleineren Landbeſitzern 


ı Anapp, Bauernbefreiung I 12. — v. Petersdorff in den Brandenburgifch: 
Preußiſchen Forſchungen II 13. 

2 v. Harthaufen, Ländliche Verfaflung Preußens S. 239. 240. — Ähnlich 
vd. Maurer, Geihichte der Dorfverfaflung I 150 ff. 

® Nur beftimmte Klaſſen von Handwerkern durften auf dem platten Yand 
wohnen, io in der Mark nach dem Regulativ vom 4. Juni 1718 nur: Schmiede, 
Rademader, Zimmerleute, Müller, Flickſchneider; vgl. v. Baſſewitz, Kurmarf 
S. 22. — In Schleſien galten ähnliche Beftimmungen für Handwerker in dev Nähe 
von Städten, die das Meilenrecht hatten, jonft war beren Anfiedblung mit Aus: 
nahme der Branntweinbrenner, Fleiſcher und Bäder ungehindert. — Val. Patent 
vom 10. Dezember 1748 bei Korn, Schlefifche Ediktenfammlung III 239 ff. 

+ Krug, Betradhtungen über ben Nationalreichtum des preußifchen Staates. 

5 Dal. Nachweifung bdiefer Zahlenangaben in der Anloge €. 
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auf der Bafis des alten Hufenjtandes! erklärte fich zum Teil aus den 
Rechten der Herrichaft, bei Veräußerungen von Unterthanengütern zu kon— 
jentieren? und fich bei Todesfall einen Anerben herauszuſuchen, der die 
Miterben zu einer ermäßigten Tare abzufinden hatte®, jo daß jchlechte Wirte 
jerngehalten werden fonnten, zum Zeil aus der rechtlich gewährleifteten 
Gejchlofjenheit des Bauerngutes t, fchließlich nicht zum geringjten aus dem 
Syitem des jogenannten „Bauernſchutzes“, d. i. der für die Gutsherrſchaft 
firierten Notwendigkeit, die bejtehenden Bauernftellen weder durch Einziehen 
noch durch Zufammenjchlagen zu vermindern?, ein Syftem, auf das fpäter 
noch eingegangen werden muß. 


c. Gemeindelajten und Gemeindevermdgen. 


Ein jo jchroffer Gegenſatz“ zwiſchen vollberechtigten Bauern und min 
der berechtigten Beijaffen, wie er in den legten Jahrhunderten die Gejchichte 
der Landgemeinden im wejtlichen und jüdlichen Deutjchland ausfüllte, konnte 
im Oſten unter dem auf allen gleihmäßig laftenden Drude der Erbunter- 
thänigfeit und auch bei dem relativ unbedeutenden Gemeindeeigentum, das 
der Nußung der Realgemeinde unterlag, nicht entjtehen. Gleichwohl erklärt 
fi) die Sorgfalt, in der bis in das gegenwärtige Jahrhundert hinein zwi— 
ihen Bauern, als den vollberechtigten, und Kofläten, Häuslern, Inliegern 
u. j. w., als den nicht vollberechtigten „Dorfeinwohnern“ ?, unterfchieden 
wurde, nicht zum geringjten dadurch, daß auch Hier die Gemeindelaften nach 
dem Maße der Gemeinderechte abgewogen wurden®. Freilich ift der alte 
deutſche Grundſatz, daß nur die eigentlichen Mitglieder der Markgenoſſen— 
ichaft, die Hufen oder Hufenanteile befitenden Wirte, zum Tragen der Ge- 


1 Für die Erhaltung des alten Hufenftandes in der Mark jpricht bejonders bie 
zu anderen Zweden bei v. Bajjewit, Kurmarf, in der Anlage V aufgeftellte Nach— 
weifung des Zuftandes von 10 Dorfgemeinden aus verjchiedenen Zeilen des Landes. 
Überall, nur nicht im Dorfe Ziethen in der Mittelmark, ift die Hufeneinteilung völlig 
fonjerviert. Es find durchweg Amtsdörfer. 

2 53 255. 258.259 117 ALR. — Ölfer Dreidingsordnung Nr. 23 u. 55 bei Brad: 
vogel, Schlefiiche Privilegien ©. 388. 398. — FFürftenfteiner Dreidingsordnung Nr. 55 
in der Zeitjchrift für Geichichte u. j. w. Schleſiens XV 148. 

3» 88 272. 280 II 7 ALR. 

+ ss 247. 261. 262 ebenda. 

588 14. 15 ebenda. 

° v. Maurer, Geihichte der Dorfverfafjung I 247 ff. 

° 8 21 I1 7 ACH. 

2B829 ebenda. 
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meindelaften wie zum Genuß des Gemeindevermögens herangezogen werden 
jollten, nicht mehr in voller Reinheit erfennbar!. Die wohl nirgends be— 
trächtlichen baren Gemeindeumlagen, die mit Ausnahme der zum „Nachbar= 
recht” gehörigen Laſten nur mit Erlaubnis der hierin jehr fchwierigen 
Regierung erhoben werden konnten, deren Höhe und Verwendung auch einer 
iharfen obrigfeitlichen Kontrolle? unterlag, wurden allerdings nach dem 
Verhältnis der Tandesherrlichen Steuen?, d. i. in damaliger Zeit der 
Kontribution, aufgebracht, die ja die Beſitzloſen wie die Befiter Kleiner 
Parzellen gänzlich) außer Anja ließ. Im übrigen war der Grundſatz feſt— 
gehalten, daß die Gemeindedienjte, die mit Gejpann verrichtet werden fonnten, 
von den Spannfähigen, die Handdienſte aber je nach der Objervanz geleijtet 
werden mußten‘. Im Fürftentum Ols Hatte fich das Prinzip entwidelt, 
daß alle Laſten unterjchiedslos von jämtlichen Gemeindemitgliedern zu tragen 
waren?d. „Das Grundprinzip der ländlichen Kommunalleiftungen ift der 
klaſſifizierte Hufenjtand“, bemerkt PBadberg® für das preußische Pommern, 
eine Auffaffung, die auch für die übrigen Provinzen Bedeutung beanjprucht. 
Mie in Sachen, Bayern und Franken”, jo bejtand auch im öjtlichen 
Deutichland auf diefer Grundlage ein örtlich jehr verjchiedenes Umlage— 
verfahren, nach dem 3. B. in Pommern? ein Bauer — 3 oder 4 Koſ— 
läten — 6 Büdnern, im Sreife Liegnig? ein Hufenbefiter == 4 Gärtnern 
oder anderen beäderten Leuten — 8 unbeäderten Leuten in Anſatz ges 
bracht wurde. Die Gemeindelaften felber hatten mit Ausnahme der Er— 
füllung weniger der Kommune obliegenden rein jtaatlichen Pflichten Bezug 
auf die Mealgemeinde, wie denn das ALR. in dem $ 37 II 7 als „Ges 


!v. Maurer a. a. O. 1197 ff. — Bol. über die Auswüchie dieſer Rechts: 
bildung in Dithmarſchen und Heſſen: Gierke, Deutiches Genoffenichaftsrecht I 676 ff. 
? Edift vom 4. September 1738 in Corp. Constit. March. Cont. I 210. 

3843 117 AM. 

+ 88 38 ff. ebenda. 

5 Ölfer Dreidingsordnung Nr. 51 bei Brachvogel, Schlefiiche Privilegien 11397 

sPadberg, Ländliche Berfaffung Pommern ©. 341. 

"9. Maurer a. a. D. I 140 und 366. 

s PBadberg a. a. D. ©. 341. 

Vgl. einen in den Alten des Breslauer Staatsarchivs „betreffend allerhand zu 
Ordnung und Konjervation der Dorfgemeinden getroffene Verfügungen“ enthalte: 
nen Bericht de3 Liegniker Landrat? vom 30. Juli 1792 über den damals beftehenden 
Rechtäzuftand, nach dem im Kreiſe die Hufenzahl der ganzen Gemeinde „pro prin- 
eipio distributionis“ genommen, Hausleute und Jnlieger nicht zu Abgaben, jondern 
nur zu Handdienften herangezogen] wurden. — Ahnliche Umrehnung in Schönbrunn, 
Kreid Sagan, bei Meiten, Urkunden fchlefiicher Dörfer. Einleitung ©. 79. 
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meindearbeiten“ und „machbarliche Pflichten” Wege: und Wafferbauten, 
Einhegungen, Unterhaltung von Schmieden, Hirtenhäufern, Brunnen, des 
Dorfbullen, Verſorgung des Hirten und Wächter und Feuerlöfchpflichten 
autzählte. 

Weitere Anſätze dazu, den Verband der Realgemeinde zu fprengen, 
zeigten fich darin, daß man die nicht vollberechtigten Gemeindeglieder wie 
an den Laſten, fo auch an den Nußungen der Gemeinde teilnehmen Tief. 
Das Gemeindevermdögen beitand regelmäßig in Beſitz von Weide und 
Wald! und kann auch nach dem Ergebnis jpäterer Gemeinheitäteilungen 
bisweilen nicht ganz unbedeutend gewejen fein. Nach dem damaligen 
Stande der Landwirtichaft, bei der Gewöhnung, unter Ausſchluß der Stall- 
fütterung das Vieh im freien zu Halten, erjchien neben den Hütungs— 
gerechtigkeiten das Vorhandenſein diejes Rejtes der gemeinen Mark geradezu 
als eine Notwendigkeit. Nur fing man an, der ftetig wachjenden Zahl der 
angeſeſſenen Beiſaſſen ſeitens des Grundheren und der Gemeinde Mit- 
benußungsrechte an den Gemeindegründen zu gewähren ?, zwar geringere als 
die der Gemeindegenofjen, aber doch für jene von der größten Bedeutung, wie 
denn zum Beilpiel in Schlefien genaue Vorſchriften? über die Stüdzahl 
des Viehs galten, da3 der Bauer, der Gärtner und der Häusler auf die 
Gemeindeweide treiben durfte. Wo den ärmſten der Dorfinfaflen, den 
Inliegern, ein folches Mitbenubungsrecht nicht eingeräumt war, hatten fie 
doch thatjächlich gunftweife oder aus Mangel an Kontrolle den Mitgenuß 
der Gemeindeweide zur Hütung ihres Kleinviehs oder des Gemeindewaldes, 
um Raff- und Leſeholz zu holen. 

Auch die Anfichten über die rechtliche Natur diejes nugbaren Gemeinde— 
landes Hatten unter dem Einfluß des römischen Recht? eine bedeutjame 
Wandlung erfahren. Schon längjt Hatte man der Dorjgemeinde Korpora- 
tiongrechte zuerfannt?, ihr aljo als Rechtsſubjekt die Fähigkeit gegeben, 
Eigentum im abftraft römischen Sinne zu befigen. Dieſe Konftruftion ftand 
aber mit dem Hiftorifchen Rechte und der Wirklichkeit in argem Mißverhältnis. 


ı v. Harthaufen, Ländliche Berfaffung Preußens ©. 246. — vd. Baſſewitz, 
Kurmark, Anlage II. 

2? 9. Maurer a. a. D. 1227 fi. — $ 28 II 7 ALM. 

3 Ölfer Dreidingsordbnung Nr. 45, Liegnitzer Dreidingsordnung Nr. 34—38 bei 
Brachvogel a. a. O. II 395 und IV 1143. 1144. 

+ dv. Maurera. a. O©.1229. — Knapp, Bauernbefreiung 1304 ff. — Kries, 
Betradhtungen über die Armenpflege, in der (Tübinger) Zeitfchrift für die gefamte 
Staatswiſſenſchaft IX 361. 

5 9. Maurer a. a. D. 11 220 ff. — $ 19 II 7 AL. 


Gutsherrſchaft und Landgemepide bis zur Kataftrophe von 1806. 61 


Die beitehenden Nutungsrechte der Gemeindegenofjen an dem Gemeindebefit 
führten demnach auch im Oſten zu Verfuchen, in diefem Punkte die ein= 
beimifchen mit den berrjchenden fremden Rechtsanfchauungen zu verſchmelzen. 
Man nahm einerjeitS wohl ein eigentliches Gemeindevermögen — patri- 
monium universitatis — mit Eigentum an Hirtenhäufern, Wegen, Brun— 
nen u. j. w. an, glaubte aber im landrechtlichen Preußen das für die 
wirtichaftlichen Zwecke der einzelnen Gemeindegenofjen bejtimmte Vermögen ! 
— res universitatis in specie — als im Miteigentum der einzelnen Bes 
rechtigten befindlich betrachten zu follen, ein condominium, das ſchon ala 
ſolches, da jedem Intereſſenten ein Recht auf Teilung zuftand, den Keim 
der Auflöfung in fich tragen mußte?. 


d. Die Gemeindeorgane. 


War die politifche Gemeinde durch die aus dem Unterthänigkeits— 
verhältnis entjpringende Stellung der Erbherrichaft jaft ganz bedeutungslos 
geworden, jo daß, wie oben angeführt, Organe derjelben nur ala Exekutiv— 
beamte der Herrſchaft vorfamen, jo litt, wenn auch in minderem Maße, die 
Realgemeinde unter dem Drude der focialen Übermacht des Gutsherrn. Die 
Dorigemeinde als Korporation wurde in erfter Linie durch die Gemeinde: 
derfammlung vertreten, welche fämtliche angejeffene Wirte und nur diefe 
umfaſſen follte?, in der Praris aber wohl jchon hie und da andere Dori- 
injafjen, jofern fie Grundbefiger waren, in ihre Mitte aufgenommen hatte. 
Mochten diefe Verfammlungen, deren Beichlüffe ala Gemeindewille galten, 
als Korporationsorgane formell ziemlich unabhängig gejtellt jein *, materiell 
beduriten Willensäußerungen von größerer Bedeutung, wie Gefchäfte über 
unbewegliche Güter und die Kontrahierung von Schulden, der Genehmigung 
der Gutsherrichait?, gegen deren Verfügungen der Staat angerufen werden 
fonnte, wenn auch die Bevormundung im Gebiete des gemeinen Rechtes, 
welches die Gemeinden völlig den Minderjährigen gleichitellte®, noch er= 
heblich drüdender war. Aus diefer geringen jachlichen Zuftändigfeit er— 





ı Gierfea. a. DO. 1 663. 

2532117 —$ 72116 — 88 1’ ff. 117 ALR. 

» SS 18—20 117 ALR. — Die Befiger der in der Gemeindefeldmarf gelegenen 
bäuerlihen Grundftüde, welche außerhalb des Gemeindebezirks wohnen (fForenfen), 
find nicht ſtimmberechtigt. Siehe Urteil des Oberverwaltungsgericht3 vom 7. Mai 
1887, in den Enticheidungen XV 169 ff. 

+S 19 II 7 und II 6 AM. 

588 33 ff. II 7 ACH. 

%® L. 3 Cod. de iure reipubl. XI 29. 
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Elärte fi) wohl der Mangel an Intereſſe, welchen die Gemeindegenofien 
Berfammlungen entgegenbrachten, in denen neben der meijt nicht ausſchlag— 
gebenden Berhandlung über kommunale Angelegenheiten nur Anordnungen 
des Staat? und der Gutäherrichaft verfündet wurden, jo daß in Schlefien! 
das Erjcheinen der Gemeindegenofjen zu einem jolchen „Gebot“ durch Geld- 
ftrafen ficher gejtellt werden mußte. Zum mindejten waren Weiber oder 
Kinder zum Anhören deffen, was verfündet wurde, abzujenden. 

Die Einberufung und die Leitung der Berfummlung jtand dem 
Schulzen als dem Haupte der Gemeinde zu ?, der, neben feinen gericht: 
lichen und polizeilichen Funktionen als Organ der Herrichaft und als 
Staatsbeamter, jämtliche Angelegenheiten , insbejondere die Vermögensver— 
waltung®, wahrzunehmen hatte. Seine Stellung ala Borfteher einer Real— 
gemeinde war noch zu erfennen, da ihm ganz bejonders die Aufficht über 
Naine und Grenzen innerhalb der Gemarkung, über Wege, Stege, Zäune, 
Gräben, über die Dorfau und das Gemeindeeigentum, jowie jchließlich über 
das gejamte wirtjchaftliche Gebahren der Gemeindemitglieder, ferner auch 
die Kontrolle der untergeordneten Gemeindebeamten, des Flurſchützen, Hirten, 
Mächters u. j. w. zujtand*. 

In Grmanglung eines Lehn- oder Erbjchulzen, der kraft eigenen 
Rechts, ſofern ihm die erforderlichen Eigenschaften nicht mangelten, das 
Amt antrat, wurde der Schulze von der Herrſchaft aus den angejejjenen 
Gemeindemitgliedern ernannt?, was in den adligen Dörfern, in denen die 
Schulzengüter entweder ausgefauft oder beim Heimfall nicht wieder aus— 
getan waren, die Regel bilden mochte®. In einzelnen Freitölmerdörfern 
Preußens fam auch Wahl durch die Gemeinde mit einem Beftätigungs- 
rehte der Herrichaft vor, während in Weſtpreußen das Schulzenamt 
jogar bisweilen als Reihelaſt betrachtet wurde, ein Anzeichen dafür, 


ı Ölfer Dreidingsordnung Nr. 5, Liegniker Dreidingsordnung Nr. 64 bei 
Brachvogel a. a. O. II 385, IV 1158. 

2 8 52 II 7 AL. 

° 8 56 II 7 ALR. — 8 5 Abichn. IV der Inſtruktion für die Dorfichulzen in 
Sclejien vom 1. Mai 1804. 

* 55 58. 69-71 II TALR. — 88 3. 4. 9. 10. Abfchn. IV ber Suftruftion 
für die Dorffchulgen u. ſ. w. — Liegniger Dreidingsordnung Nr. 21.40.44 und Ölfer 
Dreidingsordnung Nr. 20 bei Bradvogel IV 1139. 1145. 1146 und 11 387. — 
v. Harthaufen a. a. D. ©. 242 und die dort aufgeführten Dorfordnungen für 
Oft: und Weftpreußen. 

° 88 47 fi. II 7 ALR. 

s v. Baſſewitz, Kurmart ©. 23. 
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daß dasjelbe nicht mehr als cine Ehre, jondern als ein privilegium 
odiosum galt!. | 

Die von der Herrfchait ernannten, bisweilen auch von der Gemeinde 
gewählten * Schöffen oder Gerichtsmänner waren, abgejehen von ihren Funk: 
tionen im Dorfgericht, lediglich Bertreter des Schulzen, bildeten aljo 
feinegwegs mit ihm zufammen eine follegiale Behörde. Über die Herkunft 
der in Shlefien häufig vorkommenden „Eltejten“, die neben jenen auf der 
Schöffenbant faßen, aber auch die Gerechtfame der Nealgemeinde wahr: 
nahmen, laffen fich nicht einmal Vermutungen auftellen. 


Ss 4. 
Armen: und Schullaiten. 


Genofjenschaftlichen Zweden, bezüglich deren es im Prinzip zweifelhaft 
jein konnte, ob fie ein öffentlichrechtliche® Organ oder die Realgemeinde 
zu erfüllen hatte, dienten Armen- und Schullaften. Erſt ſeit der Reforma— 
tion, nachdem in dem überwiegend protejtantifch gewordenen Oſten Kirchen 
und KHlöfter ihren Beruf auf dem Gebiet der Wohlthätigkeit und des Unter- 
richt8 zu erfüllen außer jtande gejeßt waren, traten beide Aufgaben in 
größerem Umfange an die weltliche Gewalt heran, um feit diefer Zeit fort- 
während fich jteigernde Anfprüche an die Leijtungsfähigfeit derer zu machen, 
die ihnen zu genügen verpflichtet wurden. 

Gejeggebung und Lokale Gewohnheiten des Oſtens befanden fich zu— 
nächit durchaus im Einklang mit der Reichsgeſetzgebung?, wenn fie der 
Gemeinde die Armenlaft in der Pflicht zur Ernährung der ortsangehörigen 
Armen auferlegten, wie dies durch Edikt Joachims II de dato Montags 
nach Margarethen 1565 * für die Marken und durch No. 60 der Drei- 
dingsordnung dom 1. September 1660’ für das Fürſtentum Liegnitz ge: 
jchehen war. Aber auch in diefem Punkte zeigte fich, daß die Ausbildung 
der Dominialherrfchaft den neuen Machthabern neben gewichtigen Rechten 
auch kommunale LZaften übertragen Hatte. Die Verforgung der Ortsarmen 
wurde auf dem Lande allmählich) Sache des Erbherrn als der Obrigkeit ®, 
wie dies unter gleicher Agrarverfaffung in Schwedijch- Pommern der Fall 


!p. Harthaufen a. a. D. ©. 244. 

2 Padberg a. a. D. ©. 340. 

° 9. Maurer, Geichichte der Dorfverfaffung I 344. 

* Corpus constitut. March. Zeil V Abſchn. V Kap. 1 Rr. 1. 

5 Brachvogel, Privilegien Schlefiena IV 1154. 

s Bornhak, Geſchichte des preußifchen Verwaltungsrechts III 158. 
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war!. Für die furbrandenburgifchen Lande Hatte Kurfürſt Friedrich III 
dieje ſchon gewohnheitsrechtlich beitehende Verpflichtung in dem Edikt vom 
10. April 1696? gefeglich ausgejprochen und ebendies als König in der 
Armen: und Bettlerordnung vom 18. März 1701 wiederholt?, worin den 
Gutäherrfchaften, ſofern fie durch allzuzahlreiche Ortsarmen überbürdet 
waren, eine Vereinigung mit benachbarten Dominien zur gemeinfchaftlichen 
Tragung der Laſten anempfohlen wurde. In der lehtgedachten Verordnung 
ift auch, um die Armenkaffe jedes Ortes zu jpeifen, beiläufig einer Kon— 
furrenz von Kirche, Gemeinde und Patron gedacht, ohne daß damit die 
Derpflichtung des Gutsheren in erfennbarer Weife berührt wurde. Auf 
dieſem Standpunkte blieb die Geſetzgebung bis zum Erlaß des Allgemeinen 
Landrechts jtehen, nur daß fie mit der Zeit für die Landarmen, die man 
früher möglichft über die Grenze abzufchieben bemüht war, Anordnungen 
der Fürſorge getroffen bat*. In Schlefien allein Hatte fich die Erinnerung 
an den älteren Rechtszuſtand, der die Gemeinde als Trägerin der Armen 
lajt betrachtete, foweit erhalten, daß hieran anfnüpfend die beginnende 
preußiiche Herrichaft in dem Edikt vom 14. Dezember 1747 zwijchen Do— 
minten und Gemeinden Gejamtarmenverbände bilden fonnte?, welche auch 
Ortsarme, die nicht unterthänig waren, dort, wo fie fich in den lebten 
10 Jahren am längiten aufgehalten, zu verpflegen Hatten. Im übrigen 
darf man fich troß der beredten Klagen der zahlreichen landesherrlichen 
Edikte die Armenlaft jener Zeit nicht allzudrüdend vorftellen. Die den 
Armen in der Regel gebotene Möglichkeit, Weide, Wald und fonitige 
Nubungen in etwas mitzugenießen, und die Gewohnheit, denjelben den 
Unterhalt in Naturalien zu gewähren®, minderten das Gewicht der nicht 
allein in den Gejegen, fondern in der Sitte begründeten Berpflichtung. 
Nur die Halb erziwungenen Gaben an vagierende Bettler fcheinen jchon da= 
mals eine Landeskalamität gewejen zu fein. 

Das Allgemeine Landrecht verfuchte wieder auf die alten, durch das 
Emporfommen der Patrimonialherrichaften verdunkelten Grundſätze zurück— 
zugehen. Obwohl es formell den Staat ald Träger der Armenlajt profla= 
mierte?, hütete es fich doch weislich, die unüberjehbaren Konjequenzen diefer 





! Arndt, Geichichte der Leibeigenihaft S. 210. 

2 Corp. const. March. Zeil V Abichn. V Kap. 1 Nr. 22. 
3 Ebenda Nr. 32. 

+ Bornhal a. a. O. II 334. 335. 

5 Korn, Schlefiiche Ediktenfammlung II 540 ff. 

° v. Baſſewitz, Die Kurmark Brandenburg S. 280. 

Ts 1 II 19 AR. 
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Theorie zu ziehen. Es beftimmte ! vielmehr, daß, von den Landarmen 
abgejehen, diejenigen Ortsarmen, die zu „den gemeinen Laſten“ eines Ortes 
jemals beigetragen hatten, alſo verarmt waren, don der Gemeinde ernährt 
werden follten. Die Hauptmaffe der Ortsarmen, die niemals befjere Tage 
gejehen, fiel, wie früher, der Fürforge der Gutsherrſchaft anheim, die fich 
auch auf die innerhalb des dominialen Herrichaftsgebiet3 wohnenden, zu 
feiner Gemeinde gehörigen Perjonen erftredte?. Wenn nun ferner berüd- 
fihtigt wird, daß ebenderjelben auch die Verpflichtung auferlegt war, da= 
für zu forgen, daß ihre Unterthanen nicht verarımten, und fie in Notfällen 
zu unterftügen®, jo ift e8 wohl begreiflih, daß nach Aufhebung der Erb» 
unterthänigfeit alle Veranlaffung vorlag, fortan auf die Dorfarmenanftalten, 
für die mit dem Aufhören diefer präventiven Armenpflege die Laſt bedeu— 
tend größer zu werden drohte, jeitens der Regierung mehr Sorgfalt zu ver: 
wenden, wie dies in einem Bericht der Breslauer Kriegs- und Domänen 
fammer vom 25. Januar 1808 außeinandergejeßt wird*. Für eine frühere 
Zeit konnte aber der nur im befchränften Maße fejtgelegten Verpflichtung 
der erbunterthänigen Dorfgemeinden, für ihre Ortsarmen zu forgen, da die 
Gutöherrjchaft jeder Verarmung entgegenzutreten Hatte, praftiiche Bedeu: 
tung faum zugejchrieben werden. 

Im Gegenjaß zu den Armenlajten find die Schullajten, jobald nach 
dem Gingehen der Firchlicherjeit3 unterhaltenen Anjtalten eine Regelung 
ftaatlicherfeit3 eintrat, jtet3 als „Polizeianftalten“ und demgemäß auch in 
der Mar? als von der Herrſchaft zu unterhaltende Inſtitute angejehen 
worden. Nachdem aber durch das Edift vom 9. Oftober 1717 die all: 
gemeine Schulpflicht eingeführt war, mochte diefe Laſt als eine gar zu 
unbillige erfcheinen. Bon nun an wurden Schulverbände gebildet, in denen 
Herrfchaft und Gemeinde nach verjchiedenartigen Grundfäßen zu den fach: 
lichen und perfönlichen Laſten der Landjchulen beitrugen, wie dies für 
Preußen in den prineipiis regulativis vom 30. Juli 1736, in Pommern 
duch Reglement vom 18. September 1737 und für die Neumarkt durch 
Reffript vom 11. Januar 1738 bejtimmt worden iſt. Im letztgedachten 


ı 88 10—15 II 19 ALR. 
2v. Bafſewitz, Kurmarf ©. 23. 279. 280. 
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* Acta be3 Breslauer Staatsarchivs „betreffend da3 Edikt vom 9. Oktober 
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ee ° Schneider und v. Bremen, Das Volksſchulweſen im preußiichen Etaate 
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Nefkript findet fich auch noch die Neuerung, daß, um einen Grundftod für 
einen Schulfonds zu jchaffen, die Verpachtung „der Gemeinde- oder Gilde: 
wiejen“ angeordnet wurde, was Bornhak! als den Keim der Entwidlung 
der preußifchen Landgemeinde zu einem kommunalen Berbande angejehen 
wiſſen will, obwohl, abgejehen von dem Umfange des in Rede ftehenden 
Nechtagebiets, auch fachlich diefe Behauptung bei dem oben nachgewiefenen 
Zujammenfallen der bdeutjchrechtlichen Eorporativen Bildung der Real» 
gemeinde mit der politijchen Gemeinde kaum gegründet erjcheint. Das 
fatholifhe Schulreglement für Schlefien vom 3. November 1765? und 
defjen Ergänzung, das Schulreglement vom 18. Mai 1801? für die 
niederen katholiſchen Schulen Schleſiens, ftehen ebenjall3 prinzipiell auf 
dem Standpunft, daß Dominien und Gemeinden zu den Schulfaften kon— 
furrieren. 

Die Verfaſſer des Allgemeinen Landrecht? haben eine Zeit lang ge= 
ſchwankt, wen fie diefe Laften aufzuerlegen Hätten*. Der von Suarez und 
Klein ausgearbeitete erſte Entwurf macht die Gemeinde zur Trägerin der 
Schulunterhaltungspflicht und wollte ala Berteilungsmaßjtab das Verhält— 
nis der Öffentlichen Abgaben anwenden, was eine Überbürdung der an- 
gejeffenen Wirte zu Gunften der jteuerfreien und oft jehr Einderreichen 
jonftigen Dorjeinwohner bedeutet hätte. Der Großfanzler von Carmer dagegen 
beabfichtigte jämtliche Inwohner heranzuziehen, ein völliger Bruch mit dem 
vom Landrecht feftgehaltenen Prinzip der Realgemeinde. Aus diefem Streite 
iſt ſchließlich die Faſſung der SS 29 fi. II. 12 ALR. bHervorgegangen. 
Man jchuf jelbjtändige, keineswegs mit der Gemeinde zufammenfallende 
Schuljocietäten, die auß den Hausvätern d. i. aus den wirtichaftlich jelb- 
ftändigen Perfonen jedes Ortes beftanden, jo daß ein Heranziehen des Ge— 
meindevermögens zu diefen Laſten fernerhin nicht mehr jtattfinden konnte. 
Daß die Dominien auch bier nach den SS 33 und 36 a. a. D. beitragapflichtig 
blieben, änderte an dem Charakter diefer Societäten nichts. Nur provinziell, 
3. B. in katholifchen Teilen Schlefiena, erhielt fich derjenige Rechtszuſtand, 
der die Gemeinde al3 Trägerin der Schullaft vorausſetzte. 


! Bornhaf, Das preußiſche Unterrichtsweien, im Archiv für öffentliches 
Recht IV 112. 

® Schneider und vd. Bremen a. a. D. III 694 ff. 

® Ebenda III 706 ff. 


+ Erkenntnis des Oberverwaltungsgericht3 vom 30. September 1382, abgedrudt 
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Somit ſchied damals die Sorge für die Schule aus der Zahl der 
regelmäßigen Gemeindeaufgaben aus, um auf eine eigene, öfonomijch oft 
wenig leiltungsfähige Organifation übertragen zu werden, — ber Beginn 
der Loslöſung einer Reihe fommunaler Funktionen zu Gunjten von Sonder= 
bildungen, die den Heut beftehenden Rechtszuftand formell zu einem unüber- 
fichtlichen gemacht und wirtjchaftlich die Kräfte der Gemeindeangehörigen 
vielfach verzettelt haben. 


Kapitel V. 


Das Königtum umd die wirticdaftlide Hebung des 
Bauernitandes bis zum Jahre 1806. 


Daß im vorigen Jahrhundert im Oſten die Yage des Bauernitandes 
überall für eine höchſt gedrüdte und verbeflerungsbedürftige galt, führte nur 
in Preußen unter dem thatkräftigen Regiment des Nationalöfonomen auf 
dem Throne, Friedrich Wilhelms I, und feines großen Sohnes zu entſchie— 
denen Maßregeln, die fich bezeichnend genug jämtlich nur die wirtjchaftliche 
Hebung der bäuerlichen Klaſſen als Ziel ſetzten, während die frage, ob es 
auch politifch ziwedmäßig fei, don der MWiederherftellung einer fich ſelbſt 
verwaltenden Gemeinde ala der Grundlage des Staates abzujehen, niemals 
zur Erörterung gekommen zu fein jcheint. Der abfolute Staat des ancien 
regime mit feiner jtändijchen Gliederung und dem Bejtreben, jedem Stande 
zur Wahrnehmung jorgtältig abgewogener jtaatlicher oder wirtichaftlicher 
Funktionen eine feſte Aufgabe anzuweifen, rechnete jehr genau mit den ein= 
zelnen Bauern, aber nicht mehr mit Bauerngemeinden, deren Zuſammen— 
jeßung und Präftationstähigkeit ihm folange, ala das adlige Gut nur 
leiftungsfähig blieb, ziemlich gleichgültig fein fonnte. Trugen die dominia 
die Laſten der theoretiich dem Staate zuftehenden Gerichts- und Polizei» 
Hoheit für denjelben, jorgten fie für den richtigen Eingang der Landes— 
jteuern, verjahen fie faſt ausfchließlich die fommunalen Funftionen, lieferten 
zudem noch ihre Befiger großenteil® dag Material für die ungenügend be= 
joldeten Offizier- und höheren Beamtenftellen, jo jchien es auch eine Pflicht 
der Billigfeit zu fein, an der privilegierten Stellung des Adels und der 
adligen Güter nicht zu rühren, während in Frankreich vor der Revolution 
diefe Lajten in der Hauptjache bereit3 vom Staate übernommen waren, jo 
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daß von einer Gegenleijtung des dortigen Adels für feine Vorrechte füglich 
nicht die Rede fein konnte!. 

Anders jtand e8 auf dem wirtjchaftlichen Gebiet, auf dem der Bauern» 
ftand zu offenfichtlich benachteiligt war. Hier verlangte e8 die in den oben- 
gedachten Trägern der Krone bejonderd ausgeprägte hohenzollernſche Auf: 
faffung der Pflicht des Königtums, Gerechtigkeit gegen alle Stände zu 
üben, mehr noch al3 das wohlverjtandene finanzielle und militärische In— 
terefje de Landes, daß die Bauern nicht nur vor dem drohenden Unter: 
gange bejchüßt, jondern daß ihnen auch der Genuß der Früchte ihrer Arbeit 
gewährleijtet wurde. Abgejehen von den zahlreichen dahin zielenden ge= 
legentlichen Willensäußerungen beider Herrſcher?, deren wahrhaft landes— 
väterliche Fürforge grell abſticht von der indolenten Gfleichgültigkeit der 
furfächfiichen und öfterreichiichen Nachbarn? und von dem engherzigen Wider: 
ftande de in Standesintereffen befangenen Teil des eigenen Beamtentums, 
waren es eine Reihe organifher Maßregeln, die es einer fommen- 
den Generation überhaupt möglich gemacht haben, Zeiten entjeßlichiter Not 
mit einem lebensfähigen Bauernjtande zu überdauern. 

Die planmäßige Beförderung der Kolonifation durch Heranziehen 
von Ausländern jeden Standes und jeden Glaubens ftellte mehr dar ala 
eine rein mechanijche Vermehrung der Volkszahl. Schon im 16. Jahr— 
hundert, unmittelbar nachdem eine hobenzollernjche Linie in den Beſitz des 
jäfularifierten Ordenglandes gekommen war, hatten fich deren Herrfcher und 
ihre Nachfolger, die brandenburgifchen Kurfürften, auf das eifrigfte bemüht, 
den öſtlichen Teil des durch die fortlaufenden Kriege um die GEriftenz des 
Ordens entvölferten Landes durch Heranziehen von Koloniften, notgedrungen 
meiſt polnijcher Nationalität, wieder emporzubringen?. Leider bedeutete 
dieje Befiedelung des heutigen Maſurens einen dauernden Verluſt für das 
Deutichtum. Den durch die Folgen des dreißigjährigen Krieges allgemein zur 
Staatsraifon erhobenen Gedanken, die Fürften hätten vor allem für die 
„Peuplierung” ihrer Länder zu jorgen, griff Friedrich Wilhelm I mit be= 
fonderem Nachdruck auf, um dem durch Peſt und Krieg entvölferten Alt- 


! Meier, Reform der Verwaltungsorganijation ©. 353. — Bornhak, Ge 
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preußen aufzubelfen. Aber, jowenig engherzig der König auch war, wenn 
es galt, tüchtige Leute in das Land zu ziehen, Polen und Szamaiten durften 
nach feinen jehr bejtimmten Befehlen nicht angejeßt werden!. Der Erfolg 
fonnte den mit großen Koften verknüpften Bemühungen nicht fehlen. Man 
berechnet für das Ende feiner Regierung ala Folge der Einwanderung eine 
Bevölferungszunahme von 600 000 Seelen?, denen fein großer Sohn troß 
der langen und verderblichen Kriegsjahre noch 300000 ausländifche An— 
fiedler® in 900 Dörfern und zahllofen „Etabliſſements“ Hinzufügte, die, 
da vornehmlich auf tüchtige Wirte gejehen wurde*, dent Aderbau jehr zu 
gute famen. Die Ankömmlinge waren als freie Leute aus ihrer Heimat, 
dem Salzburgifchen, der Pfalz, der Schweiz, eingewandert. Es mußte da= 
her, obwohl fie mit mäßigen ronden) zu Gunften des Domänenfisfus 
beſchwert wurden, in Bezug auf ihre Perfonen von jeder Erbunterthänigfeit 
abgejehen werden?, eine Thatfache, die für die weitere Entwidlung der 
Rechtöverhältnifie in den Königlichen Amtern von vorbildlicher Bedeutung 
gewejen ijt, obwohl gerade die Verfuche Friedrich Wilhelms I, alle Amts- 
bauern zu Freien zu machen, an dem Schwergewicht der bejtehenden Zu— 
ſtände gejcheitert find ®., 

Die Erblichfeit der bäuerlichen Laßgüter durchzuführen, ift Fried— 
rich II und feinem unn ittelbaren Nachfolger jchließlich doch nur auf den 
Domänen gelungen?. Bezüglich) der Privatbauern zeigten die nur in 
Schlefien unternommenen Verfuche in ſehr auffallender Weife, daß auch der 
Wille des Monarchen gegenüber dem paffiven Widerjtand der mit den 
Ständen gemeinfame Sache machenden Beamten wenig vermochte. Als 
auf verjchiedene königliche Ordreg am 14. März 1765 eine Defignation 
über die in Schlefien vorhandenen bäuerlichen Befitungen übergeben wurde ®, 
zeigte e& fih, daß nach, diefer 154008 erblichen? nur 15138 unerbliche 
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Bauern, Gärtner- und Häußlerftellen gegenüberjtanden, wovon 1428 Stellen 
auf das den größten Teil Niederfchlefiens umfaſſende Glogauer Departement 
entfielen. In den halbjährigen über die Befeitigung der unerblichen Stellen 
von den Landräten eingefandten Berichten verminderte fich die Anzahl diefer 
Anweſen überrafchend jchnel. Auf dem Papier zählte man im Breslauer 
Departement am 31. Dftober 1768 nur noch 26 unerbliche Stellen, wäh- 
rend das Glogauer Departement völlig von diefer Befigform befreit zu fein 
ihien. Wie wenig genau aber diefe Angabe gewejen jein muß, zeigte ein 
neuer Bericht vom 9. Juli 1771, wonach das Breslauer Departement wie- 
der 4639 unerbliche Stellen aufwies. Die Folge gejchärfter königlicher 
Beiehle war, daß 1775 offiziell überhaupt nicht mehr unerbliche Stellen 
eriftierten.. Im fchneidenden Gegenſatz zu diefer unter einem Friedrich dem 
Großen, der mit eigenen Augen zu jehen gewöhnt war, doppelt auffallenden 
Art von Statiftik beklagt fi am 28. Mai 1785 die fgl. Breglauifche Haupt» 
Urbarien-Kommiſfion der Kriege und Domänenfammer gegenüber, daß in 
den Kreifen recht? der Oder und in Oberjchlefien die Gefchäfte der Urbarien 
Kommiffionen durch die Nichterblichkeit der Stellen jehr gehindert würden 
worauf die leßtgedachte Behörde das Fyortbeitehen der verpönten Unerblich- 
feit damit zu entfchuldigen juchte, daß es oft unmöglich fei, zwifchen Herr: 
ihaft und Unterthanen eine Einigung zu ftande zu bringen, weil dieje die 
Stellen durchaus nicht übernehmen wollten. 1798 fanden fich wiederum« 
im Breslauer Departement in 14 meift oberjchlefiichen Kreifen nicht weniger 
ala 38798 unerbliche Stellen, alſo beinahe das Doppelte der Zahl, die 
1765 Friedrich dem Großen für ganz Schlefien angegeben wurde, wa? 
Harakteriftifch genug amtlich diesmal von der vorgefehten Behörde „der 
abfichtlichen Unthätigkeit der oberjchlefifchen Urbarien » Kommiffionen“ zu— 
geichrieben wurde. 

In einem entfcheidenden Punkte aber gelang es dem großen König, 
dem Bauernjtande thatjächlich zur Hülfe zu kommen. Die fchon früher 
geichilderten Tendenzen der Gutöherren zum „Bauernlegen“, d. i. das, 
Einziehen der rechtlich ungenügend geſchützten Laßgüter zum Dominium, 
waren nach Beendigung des fiebenjährigen Krieges unter dem Einfluß bejon- 
derer wirtjchaftlicher Konjunkturen mit neuer Kraft wieder herborgetreten. 
Das Aufkommen des Klee» und Kartoffelbaues und damit einer neuen Frucht: 
folge, welche die altgewohnte Dreifelderwirtſchaft befeitigte, machte die hol— 
ſteinſche Koppelwirtfchaft auf den größeren Gütern befonders rentabel!, 
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während der Laßbauer, dem es an Intelligenz, Kapital und gefichertem 
Befihrecht mangelte, diefen ökonomiſchen Umſchwung nicht mitmachen konnte. 
Hinzu trat die Gunft politischer Verhältniſſe. Die Seekriege während des 
amerikanischen Unabhängigkeitskampfes und in der Zeit der franzöſiſchen 
Revolution verhalfen dem Getreidehandel der Neutralen, insbeſondere dem 
Preußens, Schwedens und Dänemarks, die hier als die Inhaber der Korn 
erportierenden deutjchen Oſtſeeküſte bejonders in Betracht kamen, zu hober 
Blüte. Die Getreidepreife brachten eine ungeheuere Steigerung der Grund» 
rente und damit des Gutswerts hervor, jo daß ſich in Ländern, in denen 
gejeliche Schranken nicht im Wege jtanden, alle größeren Grundbefier, 
Domänenfisfus, Städte, Prälaten und bejonders der Eleine Adel auf das 
Bauernlegen warf, um dad Gutsareal zwecks vermehrter Getreideproduftion 
auf Koften des bisweilen kaum einen Verkaufswert vepräfentierenden ! 
Bauernader3 zu vergrößern. Wo der heimatlos gewordene Bauer blieb, 
galt für eine untergeordnete Trage; er mochte in die Stadt ziehen oder ala 
Tagelöhner auf feinem einjtigen Beſitze verbleiben. Auf diefe Weiſe ver: 
minderte fih in Schwediſch-Pommern, troß aller Verſuche der an fich wohl» 
wollenden, aber den Ständen gegenüber ohnmächtigen fremden Regierung, 
die Zahl der Bauernftellen in jo erjchredender Weife, daß nach einer Zäh- 
(ung im Jahre 1820, aljo 4 Jahre nach der preußifchen Befiergreiftung, nur 
noch 1461 Bauern= und Kofjätenhöfe im ganzen Lande erhalten waren®, 
Auf den adligen Gütern war diefer Stand fogut wie verfchtwunden *, 
Troß des Motjchreies, den Arndt im Jahre 1816 an den Staatsfanzler 
Fürften Hardenberg richtete, Fonnte die neue Regierung daran nichts 
Mejentliches mehr ändern, fie hat im übrigen eine Reform der Landes- 
fulturgejeßgebung für diefe Erwerbung auch nicht einmal verfucht®. 
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Beim „Bauernſchutz“ ſetzte Friedrich) der Große im Jahre 1749 
in Anfnüpfung an einen vergeblichen Verſuch aus dem letzten Regierung?- 
jahre feines Vaters ein! und führte das Verbot des Einziehend und Zu— 
jammenjchlagen® von Bauernhöfen nach dem fiebenjährigen Kriege mit der 
größten Strenge durch, die fich auf das 1772 erworbene Weftpreußen über- 
trug und nur in DOftpreußen erlahmt. Man zwang nicht den Gutäherrn, 
den Bauern als Perſon zu behalten, dag „Abmeiern“ aus gejeglichen Grün 
den blieb geftattet; nur die Wiederbefegung der Stelle im alten Umfange 
wurde erzwungen, jo daB durch dieje Gefegebung nicht der einzelne Bauer, 
wohl aber der Bauernjtand gejchüßt wurde. Nicht nur im Kantonsintereffe 
30g der große König Bauernjöhne, die etwas zu verteidigen hatten, befiß- 
loſen Proletariern vor. Er jah voraus, daß das Bauernlegen, durch welches 
in Medlenburg und Schwediich-Pommern den unteren Ständen jede Hoff: 
nung auf Landbeſitz abgefchnitten wurde, fchließlich die Verödung des 
platten Landes herbeiführen müſſe. Auch fühlte er deutlich, daß ohne dieje 
Schugmaßregeln den Bauern moraliſch Unrecht gefchehe, jo oft ihm auch 
Behörden und Stände die Legalität des Hiftorifch Gewordenen deduzieren 
mochten. 

Vorausſetzung der Einführung technifch » landwirtjchaftlicher Reformen, 
die freilich weniger von den Intereſſenten ſelber als vom Könige für not— 
wendig erachtet wurden, war die Befeitigung der Hemmnifje, welche durch 
die Gemengelage der Grundftüde, den Flurzwang und das Bejtehen aus— 
gedehnter Gemeindegründe auf dem Landbau Tajteten. Gerade dad Beijpiel 
Englands?, das jeit 1689 mit Maßregeln vorangegangen war, deren 
Schattenfeiten zu jpät erfannt worden find, hatte den König feit der Mitte 
des Jahrhunderts veranlaßt, in der ihm eigenen perjönlichen Weiſe für 
Gemeinheit3teilungen und für Separationen, d. i. Zujammen- 
fegung der einem Befiter gehörigen, auf derjelben Feldflur zerjtreut liegen— 
den Grundftüde, einzutreten. Weit jtand ala Ariom der damaligen national= 
ökonomischen Anjchauungen, daß jede Kommunion dem öffentlichen Wohle 
jchädlich jei. Es galten dafür nicht nur die im Befi der Realgemeinde 
befindlichen Liegenjchaften, wie Weiden, Waldjtreden, Heiden, Moorflächen, 
fondern auch alle gegenjeitigen Grundgerechtigfeiten von Herrfchait und Ge— 
meinde ſowie die einzelner Gemeindemitglieder untereinander. Die Sepa— 


ı Knapp, Bauernbefreiung I 52 ff., II 45—53. 
2 Meißen, Boden u. ſ. w. des preußifchen Etaates 1391. — Stladelmann, 
Friedrich der Große ©. W. 


74 Kapitel V. 


rationen jener Zeit! bejchränkten fich aber, da es den Bauern in der Regel 
an gutem Willen mangelte, notgedrungen auf die fogenannte „General« 
jeparation”, während die Bauern mit ihrem großenteils unficheren Befig« 
recht feinen befonderen Trieb fühlen konnten, Gemengelage und Flurzwang 
im Wege einer mit Koften verbundenen Specialfeparation auf eine ungewifje 
Zukunft Hin aufzugeben. In der Regel lagen fortan Herrſchafts- und 
Bauernäder in getrennten Fluren, ein nicht zu unterjchäßender Vorteil für 
eine künftige Augeinanderjegung beider Zeile. Als Muſter fpäterer gejeh- 
geberijcher Schritte Hat immer das für Schlefien erlafjene Reglement vont 
14. April 1771 gegolten?, jo daß ſchon dadurch diefer Zweig der Thätig- 
feit Friedrich II von ganz bejonderer Bedeutung für die Geſtaltung der 
Agrarverhältniffe geworden ift. 

Daß der diefen Plänen von vielen Seiten entgegengejeßte Widerftand 
ſchließlich auch eine berechtigte Seite hatte, daß der Zufammenhang der 
Gemeinde gelodert wurde und daß die bei der Gemeinheitäteilung nirgends 
berüdfichtigte Klaſſe der befitlofen Dorfeinwohner in Gefahr ftand, mit dem 
Megfall der bisher thatjächlich genofjenen Nubungen an dem Reſte der 
gemeinen Mark ſchwer gefchädigt zu werden, wurde weder von den Inter— 
ejjenten genügend hervorgehoben noch vom König nach feiner Einwirkung 
auf das Gemeindeleben Hin gewürdigt, jo daß die noch zu erörternden Folgen 
diefer Reformen — verjchärft durch die Gejeggebung feit dem Jahre 1807 — 
durchaus nicht als voll und ganz beabfichtigt angejehen werden können. 

Der Schlußjtein diefer Epoche, das Landrecht, welches ebenfalls den 
Bauernſchutz in feine Beitimmungen aufgenommen batte?, wiederholte da= 
mit die einzige rechtliche Anderung, welche durch die ganze Reformarbeit 
in den kommunalen Berhältniffen eingetreten war. Fiel früher die Grenze 
zwijchen Landgemeinde und Dominium — wenn man von der im Steuer- 
intereffe aufzumwerfenden Trage nach der Kontributionspflichtigkeit abſieht — 
im Sinne des öffentlichen Rechts mit dem privatrechtlichen Befititand der 
Intereſſenten zufammen, dedte fich alſo das eigentliche Dominium mit den 
jeiteng des Gutsherrn jelbft in Kultur genommenen Ländereien, jo war jeßt 
durch da Verbot des Bauernlegens an Stelle diefer jeden Augenblid ver— 
änderlichen Grenze eine fejte Schranke getreten, welche jedenfalls eine Ab- 





! Knapp, Bauernbefreiung I 59. 60. — Meiten, Boden u. j. w. des preu⸗ 
Bilchen Staates I 394. 

? Stadelmann, Friedrich der Große S. 9% ff. Friedrich Wilhelm II, 
©. 18. 

» 88 14—16 II 7 ALR. 
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jorption don Ruftifal= Ländereien gänzlich Hinderte. Dem Gutöheren da— 
gegen jtand es frei, auch fernerhin herrichaftliche Grundftüde an Bauern zu 
veräußern und dadurch gleichzeitig den Befikjtand der Gemeinde zu ver= 
größern!. Zu berüdfichtigen ift freilih, daß, da das Landrecht den ver— 
waltungsrechtlichen Begriff „des jelbjtändigen Gutsbezirks“ der Neuzeit 
nicht fannte und da8 Dominium im engern Sinne nur rein negativ im 
Gegenjaß zur Gemeinde in Betracht fam, die letere lediglich ala fommu- 
nale Unterabteilung mit einigen eigenen Funktionen innerhalb der kommu— 
nalen Einheit, dem durch die Erbunterthänigfeit zufammengehaltenen 
dominialen Herrjchaftsgebiete des Erb- und Gerichtöheren, ge= 
golten hat. 


ı Enticheidung de3 Oberverwaltungsgericht3 vom 22. Februar 1882, in den 
GEnticheidungen VIII 101 ff., insbefondere 106. 
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Die Verſuche unter der Regierung Friedrid) Wilhelms III, 
eine Landgemeindeordnung zu jdhaffen. 


81. 
Der Freiherr vom Stein und das Edikt vom 9. Dftober 1807. 

Es it für die Würdigung der Grundfäbe des Freiherrn vom Stein, 
der am 4. Oktober 18071 an die Spiße der Verwaltung de8 durch den 
Frieden von Zilfit verftümmelten Landes berufen wurde, ungemein be= 
zeichnend, daß er, um dem Staate wiederum neue Lebenskraft zuzuführen, 
einesteild in genauer Anknüpfung an die Fridericianifche Wirkfamkeit wirt: 
Ichaftliche Reformen anftrebte, andernteild aber — was der große König 
für feinen bis in das geringjte Detail kunſtvoll ausgebauten Staat nicht 
einmal wünſchen konnte — gerade von diejen Neuerungen unmittelbar poli= 
tiſche Wirkungen durch Belebung des Gemeingeiftes erwartete. Das be— 
rühmte Edikt vom 9. Dftober 1807, „den“ erleichterten Befig und den 
freien Gebrauch des Grundeigentums, ſowie die perjönlichen Verhältnifie 
der Landbewohner betreffend“, welches eine langer Hand vorbereitete Reform 
unter dem Drud der höchſten Not ana Tageslicht fommen Tieß, zeigte 
gegenüber den Entwürfen des preußiichen Provinzialminifters v. Schrötter 
und des Mitglieds der damaligen Immediatkommiſſion dv. Schön bei aller 
Entfeſſelung der wirtjchaftlichen Kräfte des einzelnen, daß Stein fih vor 
allem einen zahlreichen, aber auch leiſtungsfähigen Bauernftand ala Grund- 
lage für den Staat der Zukunft erhalten wollte?. 


ı Meier, Reform der Verwaltungsorganifation ©. 145 
2 Anapp, Bauernbeireiung I 126 ff. 
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Es ijt dabei wohl möglich, wie dies mehrfach in den Außerungen höhe⸗ 
rer Beamten hervortritt!, daß die Aufhebung der Leibeigenſchaft in dem 
aus preußifchen Gebietäteilen neu gejchaffenen Herzogtum Warſchau, dem= 
jenigen Nachbar des Staates, der mit demjelben die längſte Grenzlinie ge— 
meinfam hatte, in Artikel 4 der Konftitution vom 22. Juli 1807? den 
äußeren Anjtoß zu diefem reformatorifchen Vorgehen gegeben hat, wenn 
auch die Beforgnis, daß die unterthänigen Zandbewohner ſich in das unter 
der einheimifchen Berwaltung in die alte Adelsherrſchaft zurückfallende 
Polen flüchten könnten, nur die Ausgeburt eines damals jehr natürlichen 
Kleinmuts jein mochte. Jedenfalls läßt fich eine gewiffe Parallelität der 
agrariſchen Entwidlung in den beiden fo unähnlichen Staatengebilden nicht 
verfennen. In dem nach dem Mufter franzöfiicher Geſetze verwalteten 
Polen nämlich wie in Preußen juchte der Adel, der feine obrigfeitliche 
Stellung gegenüber den Erbunterthanen nicht mehr völlig behaupten konnte, 
eine Kompenfation feiner Berlufte auf politifchem Gebiete in materiellen 
Vorteilen und verlangte durchaus in Einverjtändnis mit den Fejtländijchen 
Anhängern von Adam Smith ala Konjequenz der Emancipation der Perjon 
die Freiheit des Grundſtücksverkehrs und damit die Aufhebung des Bauern- 
ſchutzes. In der That wurde auch den polnischen Gutöherren in $ 3 der 
berzogl. warjchauifchen Verordnung vom 21. Dezember 1807 das Recht 
gegeben, nach Ylblauf eines Jahres die nicht erblichen Bauernftellen nach 
Belieben einzuziehen?, was bis in die Mitte des Jahrhunderts ein eifriges 
Bauernlegen — v. Sybel* rechnet, daß beinahe die Hälfte der Bauern 
heimatlo8 wurde — zur Folge Hatte. Auch das Edikt vom 9. Oktober 1807 
bob nicht nur in feinen SS 10—12 die Erbunterthänigkeit der Privat» 
bauern ſpäteſtens zum Martinitage 1810 auf, fondern ftatuierte Freiheit 
des Güterverfehrs und freie TZeilbarkeit der Grunditüde, allerdings 
unter Einſchränkungen bedeutjamer Art. Ausdrücklich hatte der preußifche Adel 
als eine Entjchädigung für die von ihm gebrachten Opfer die Aufhebung 
des Bauernſchutzes gewünfcht und fich ſogar erboten, an Stelle der Bauern 
Tagelöhnerfamilien mit 2—3 magdeburgifchen Morgen Land anzufeßen, 
um die Zahl der Bevölkerung durch das intendierte Bauernlegen nicht zu 


ı napp, Bauernbefreiung I 127. II 152. 155. 

2 Erläutert durch die Herzogl. warjchauifche Verordnung vom 21. Tezember 1807, 
wonach unter Leibeigenſchaſt auch die Unterthänigkeit verftanden war. Vgl. Dönniges, 
Landkulturgeſetzgebung Preußens I 317. 

3Dönniges a a. O. 

+ vd. Sybel, Begründung des Deutſchen Reichs II 457. 
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vermindern!,. Diejen für die Grundlagen eines Aderbau treibenden Staates 
beſonders gefährlichen Beitrebungen, denen man nachzugeben jchon im Be— 
griff ftand, trat Stein in den SS 6 und 7 des Edikts, die durchaus auf 
feine perfönliche Initiative zurüdzuführen find, nach Möglichkeit entgegen. 
An Verbindung mit den Augsführung3verordnungen? jchüßten diefe Paragraphen 
wenigſtens die Bauernftellen älteren Beitandes vor der Einziehung, indem 
zwar das Zufammenfchlagen in größere Bauernwirtichaften gejtattet wurde, 
eine Verwandlung in Vorwerksland aber nur dann eintreten konnte, wenn 
der Dominialbefiter eine gleiche Fläche in großen erblichen Bauerngütern 
austhat. Eine Ergänzung des Edikts, das nur die Privatbauern zu freien 
Leuten machte, bildete die Aufhebung der Erbunterthänigfeit auf jämtlichen 
Domänen, die in Anfnüpfung an den in Oſtpreußen und Littauen ſeit der 
Verordnung vom 29. Dezember 1804 beftehenden Zuftand® durch das 
Edikt vom 28. DOftober 1807 ausgefprochen wurde. 

Es würde mit der großartigen Auffaffung Steins, der die Notwendig- 
feit einfchneidender Reformen wiederholt betont hatte, ganz unvereinbar 
jein, wenn er fich aus freien Stüden mit der Aufhebung der Erbunter- 
thänigfeit begnügt Hätte. Wurde doch durch das Edilt vom 9. Oktober 
1807 in fommunaler Beziehung ein Vakuum gefchaffen, das fich erjt im 
Laufe der Jahre durch die Praris und noch dazu recht ungenügend aus— 
gefüllt hat. War einmal das „dominiale Herrſchaftsgebiet“ des Erbherrn 
geiprengt, fo erlangten damit die fchon beftehenden, vom ALR. ala Kor- 
porationen anerkannten Landgemeinden als Baufteine einer ftaatlichen Neu— 
gründung eine bisher ungeahnte Bedeutung. Nachdem fie nunmehr die 
unterfte autonome Einheit geworden, bedurften fie, um ihren Zweden im 
Staate zu entjprechen, einer Neuorganifation, die ihre Stellung den fort— 
bejtehenden Rechten der Dominialbefiter gegenüber, mochten diefe nun privat- 
rechtlicher oder üffentlichrechtlicher Natur fein, ſcharf abgrenzte. Das Gut 
aber, welches bisher den Kern des dominialen Herrſchaftsgebiets gebildet 
hatte, ſchwebte jetzt ohne gejeßliche Regelung feiner publiziftiichen Funk— 
tionen fommunal gleichjam in der Luft. Man mußte dasfelbe entweder zu 
einem der Landgemeinde gleichwertigen Gebilde auägeftalten oder es in 





ı Knapp, Bauernbefreiung I 129. 

2 Kür Preußen vom 14. Februar 1808, für Schlefien vom 27. März 1809, 
für Pommern und die Marlen vom 9. Januar 1810, von benen die erfte noch unter 
Leitung Stein? von Schön ausgearbeitet wurde. Es waren darin für die einzelnen 
Provinzen Normaljahre feftgejeht, welche die Stellen älteren Beftandes von benen 
neueren Urſprungs jchieden. Bol. Rnapp a. a. D. II 221. 

3 Dank, Agrariſche Geſetze des preußiſchen Staates J 45. 46. 
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irgend einer Form diefer einverleiben, die dadurch öffentlichrechtlich völlig 
an die Stelle des Dominiums im alten Sinne getreten wäre. Beſonders 
brennend war die politifch bedeutſamſte Frage, ob die patrimoniale Gerichts— 
und Polizeigewalt, die auch nach dem Erlaß des Edikts den Ritterguts— 
befißern delegiert blieb, wieder ftaatlich werden und ob in diefem Falle 
fih die Wirkfamkeit der föniglichen Behörden nicht nur auf die Gemeinde, 
ſondern auch auf das Rittergut felber erftreden ſollte. 

Für das innere Leben des Staates ift es verhängnisvoll geweſen, daß 
Etein mitten in der Fülle feiner zugleich erhaltenden und regenerierenden 
Entwürfe bereit? am 24. November 1808 den brutalen Drohungen Nas 
poleons weichen mußte. Welche Kommunalverfaffung Stein fchaffen wollte, 
läßt fich freilich auß den in diefem Punkte jehr knappen Andeutungen in 
dem Schreiben Steins an den Minifter Frhr. vd. Schrötter „über die Or- 
ganifation der Provinzialunterbehörden”“ vom 27. Juni 1808, da® nur 
auf die beftehende jchlefiiche Dorfverfaffung verweift, nicht erfennen!. Da— 
gegen erhob Steins „politiiches Teſtament“, welches am Tage feiner Ent: 
laſſung aus dem Gtaatödienfte in Form eine don Schön entworfenen 
Rundjchreibens den höchſten Verwaltungsbeamten fekret überfandt wurde, — 
tonform mit dem Inhalt eines von Stein ald Programm der neuen Zeit 
im September 1808 veröffentlichten Zeitungsartikels? — im Intereſſe der 
Staatsfouveränität mit Nachdrud die Forderung, daß Polizeis und Gerichts- 
gewalt nur dom König ausgeübt werden follten, erwähnt auch ausdrüdlich, 
daß bereits bejtimmte Vorſchläge zur Ausführung diefer Reformen ge— 
macht jeien®. 

Böllig unerfindlich iſt es nun, wie man noch in neueſter Zeit Stein 
den Borwurf machen konnte *, er würde durch feine Toryanfchauungen auf 
immer gehindert gewejen fein, die dingliche Befreiung der Bauern durch 
die Eigentumsverleihung und damit eine notwendige Vorarbeit jeder kom— 
munalen Reform in Angriff zu nehmen, einen revolutionären Schritt, den 
nur eine Natur wie Hardenberg habe wagen können. Diefer Behauptung 
jteht vor allem der entjcheidende Anteil entgegen, den gerade Stein an dem 
Zuftandeflommen der Verordnung vom 27. Juli 1808 genommen bat, 


— — _— 


ı Perf, Leben Steins II 670 fi. — Woher dad Material für bie Behauptung 
Treitjchles in deſſen „Deutſcher Gejchichte” III 100 ftammt, Stein habe den Entwurf 
einer Landgemeindbeorbnung faft vollendet Hinterlaffen, konnte nicht feftgeftellt werden. 

2 Berk a. a. O. II 248. 

® Ebenba II 310. 

+ Bol. Bornhak, Geſchichte des preußischen Verwaltungsrecht III 6. 
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durch die als Vorbereitung einer allgemeinen Emancipation den $mmediat- 
bauern in Preußen und Littauen das Eigentumsrecht an ihren Höfen ver- 
lieben wurde!. Seine Denkſchrift vom 14. Juni 18082, welche diejem 
gejeßgeberifchen Akte vorherging, hob ausdrüdlich, ohne einen Unterjchied 
zwijchen Domänen= und Privatbauern zu machen, die Hiftorifchen Thatjachen 
hervor, welche dag urjprüngliche Recht de Bauern auf feinen Hof ver: 
jchlechtert Hatten, jo daß die weitere Ausdehnung der Regulierbarfeit auf 
die Privatbauern nur eine logifche Folge dieſes Gedankengangs geweſen 
fein würde. Geradezu ungereimt wäre e8 aber, wenn der Staatsmann, 
dem die Aufhebung der Erbunterthänigfeit zu verdanken war, der die patri- 
monialen YJurisdiktionsrechte im weiteften Umfange verftaatlichen wollte, 
der bereits den Amtsbauern das volle Eigentum zugewendet hatte, Lediglich 
aus Scheu vor der Verlegung anderer wohlerworbener Rechte vor einer 
Inſtitution Halt gemacht hätte, deren Aufhebung zwar tief in bejtehende 
Privatrechte eingriff, aber auf die Dauer nicht zu umgehen war. Alle diefe 
Dinge befanden fich vielmehr im Fluß, als Steins erzwungene Entlaffung 
die Bewegung [wieder ins Stoden brachte. Nach ihm hat niemand — jo 
wollte e8 Preußens Geihid — Einfluß und Kraft genug bejeffen, um die 
agrariiche und kommunale Reform in einem Gufje zu vollenden. 


S 2. 
Die Zeit des Minifteriums Altenftein-Dohna. 


War es Stein auch nicht mehr bejchieden, der vielgefeierten Städte- 
ordnung dom 19. November 1808 die folgenſchwerſte That der innern 
Gejeßgebung, eine Landgemeindeordnung, Hinzuzufügen, jo verdankt doch 
Preußen jeiner furzen Leitung der Staatögefchäfte jelbjt in diefer Hinficht 
eine Fülle von Anregungen, die auch nach feinem Rüdtritt bei Anhängern 
und Gegnern lebendig blieben. Der Minifter des Innern im Minifterium 
Altenjtein-Dohna , welches nach Steins Abgang die Gejchäfte übernahm 
und big in den Juni 1810 fortführte, der Graf zu Dohna-Schlobitten, der 
ipäter auch noch unter Hardenberg bis zum 3. November 1810 feinem 
Reſſort vorjtand, war verhängnisvollerweije ebenjo geneigt, Rejormpläne 
anzuregen, als beim Mangel eines fejten Willens ungeeignet, unter der 
Fülle der Projekte das mögliche auszuwählen und mit der Energie, die 





ı Anapp, Vauernbeireiung II 187 ff. — Perk a. a. ©. II 146 fi. 
2 Abgedrudt bei Pertz a. a. D. II 634 fi. 
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den Staatsmann fennzeichnet, zur Durchführung zu bringen !. An Thätig— 
keit fehlte es wahrlich nicht. Überallhin ergingen die Aufforderungen ; 
voluminöjfe Entwürfe liefen ein. Der Minifter, der eine Abneigung gegen 
franzöftfch-weitfälifche Adminiftrationsgrundjäge Hegte, konnte aber auch nicht 
zu dem Entjchluffe fommen, deren Gegnern zum Giege zu verhelfen. Bon 
diefer perfönlichen Averfion abgejehen , verraten die Akten des Miniſteriums 
faum, daß damals eine leitende Perjönlichkeit über dem Widerſtreit der 
Meinungen gejtanden hat. Unvermittelt freugten fich die Einflüfje, die dag 
Genie Steins [auch noch in der Ferne ausübte, mit den Beftrebungen der 
Männer, die fpäter den Kreis der Hülfsarbeiter Hardenbergs gebildet Haben. 


a. Der preußifche Provinzialminijter Freiherr v. Schrötter. 


Der Miniſter für die Provinz Preußen, die bis zur Räumung deg 
Zandes durch die Franzoſen der Sitz der oberjten Staatöbehörden war, 
Freiherr dv. Schrötter, ein fenntnisreicher und auch jchon vor der Kata— 
ſtrophe von 1806 zu Reformen geneigter Staatsmann, der überall vorfichtig 
an die bejtehenden Berhältniffe anzufnüpfen liebte, Hatte noch dem Frei— 
herrn dv. Stein, der mit ihm über die Organifation der Provinzialunter- 
behörden in Kommunikation? getreten war, am 13. Oftober 1808 in 
Königsberg eine Denkjchrift überreicht?, in welcher er in Anfnüpfung an 
die Polizeiverwaltung auf den Domänenämtern der Provinz VBorjchläge zur 
Neuregelung der Kreis- und Polizeiverfaffjung machte, kommunale Einrich— 
tungen aber zunächſt unberüdfichtigt ließ. Es ift nämlich interefjant, daß 
über den Berfuchen, die Polizeiverwaltung, deren Reform am dringendjten 
ihien, neu zu gejtalten, die Behandlung fommunaler Angelegenheiten jehr 
in den Hintergrund trat, obwohl theoretifch genommen nach Aufhebung 
der Erbunterthänigfeit gerade Hier zunächſt eine gejegliche Regelung hätte 
itattfinden müfjen. Am Tage des Scheideng Steins aus dem preußiſchen 
Dienfte, am 24. November 1808, wurde ihm noch von Schrötter mit 
einem Schreiben, betitelt: „Gegenbemerkungen zu Nr. 214 des General: 
departements über den Plan zur Errichtung von Kreisbehörden“ eine weitere 
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I Meier, Reform der VBerwaltungsorganifation S. 162— 165. — v. Treitjchte, 
Deutiche Geſchichte I 331. 
2 Bol. die bei Berk a. a. O. II 670 ff. abgebrudten Schreiben Steins vom 
27. Juni und 25. Auguft 1808. 
? Acta generalia des Minifteriums de3 Innern betreffend Organijation der 
Kreisverwaltungs» und Polizeibehörden des platten Landes I 45 ff. 
Schriften d. Ver. f. Socialpolitit. XLIII. 6 
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Denkſchrift! über „die Organifation der Ortsbehörden auf dem platten 
Lande“ überfendet — vgl. Anlage D „Entwuf Schrötter” —, die in 
Anlehnung an das NAltgewohnte jchonende Reformvorſchläge auch für die 
Kommunalverfafjung der ihm unterjtellten Provinz enthielt. 

Die darin aufgeftellte Regel, daß die Ortspolizeibehörde in 
einem Bezirk, zu welchem alle Grundjtüde ohne Unterjchied gehörten, durch dag 
Schulzenamt, d. i. den Schulzen und zwei Geichworene, dargeftellt werden 
jollte, wurde nach Yage der konkreten Verhältniffe ſofort zur Ausnahme, 
wenn Schrötter vorſchlug?, in Bezirken, in denen fich adelige Güter befänden, 
jollten deren Befiger perjönlich oder durch von ihnen ernannte Stellvertreter das 
Schulzenamt repräfentieren, mit der Maßgabe, daß, wenn mehrere derart qua= 
Lifizierte Güter in einem Bezirke vorhanden ſeien, dieſes Vorrecht unter den 
Befigern von 6 zu 6 Jahren wechjeln jollte. Huch den in der Provinz Preußen 
mehr ala fonft im DOften vorhandenen Gemeinden, die, vom Gute räumlich 
getrennt, nicht zu einem gutsherrlichen Polizeibezirte gehörten, war die 
Wahl der Mitglieder des Schulzenamtes nur unter der Bedingung gewährt 
worden, daß die Grundftüde nicht ganz oder doch nur zum geringeren 
Teil dem Gutsherrn gehörten?, denn in den Laffitendörfern jchlug diejer 
ihm genehme Perfönlichkeiten dem Landrate vor. Außer der Polizei- 
verwaltung war diejen Schulgenämtern die Rechtiprehung in geringfügigen 
Givil- und Kriminaljachen übertragen‘. Im allgemeinen follte fich die 
fommunale mit der polizeilich-adminiftrativen Organifation deden, jo daß 
ein Dorf jowohl einen Ortöpolizeibezirt als auch eine Gemeinde bildete. 
Gine wejentliche Abweichung war aber darin zu erkennen, daß Kommunal: 
und Ortspolizeibehörden ebenjo wie deren Bezirke in dem überaus häufigen 
Falle auseinanderfielen, in welchem Rittergüter in dem Ortspolizeibezirk 
inforporiert waren. Dann bildete das Dorf mit Ausjchluß jemer privi« 
legierten Befigungen eine Landgemeinde, deren „Kommunalvorfteher” nicht 
mit dem Schulzen identifch war, fondern von der Gemeinde gewählt wurde. 

Schrötter unterfchied demnah an kommunalen Gebilden ſcharf das 
Rittergut und die Landgemeinde und machte in diefer Hinficht den herr— 


! Acta generalia des Minifteriums des Innern betreffend Organijation der 
Kreitverwaltungs: und Polizeibehörden des platten Yandes I 89 fi. — Meier, 
Reform der Berwaltungsorganijation S. 386 ff. 

2 Nr. 7 des Entwurfs Schhrötter. 

3 Mr. 8 ebenda. 

+ Ir. 12—14 ebenda. 

5 Nr. 21 ebenda. 
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ichenden Anfchauungen jchon aus dem Grunde feine Koncejfionen, weil er 
mit Recht das Zufammenfafen von Rittergutsbefigern und Lafjiten in dem— 
jelben Kommunalverbande vor Regulierung der Eigentumsverhältniffe für 
unmöglich hielt, während in Bezug auf die Polizeigewalt eine Ausgleichung 
divergierender Prinzipien jtattfand, die ficherlich in einem Übergangajtadium 
nur nüßlich fein konnte. Der Verfafler des Entwurfs fürchtete! nämlich, 
falls man den Gutäbefigern die ortöpolizeiliche Gewalt nehme, werde dies 
„ungünstige Senjation” hervorrufen; es entipreche auch eine ſolche Maßregel 
weder dem Verhältnis der Gutsbefiter zu den bisher erbunterthänigen 
Landbewohnern noch dem in den unteren Volksklaſſen herrichenden Mangel 
an Bildung noch jchließlich den verfchiedenen Berechtigungen der Ritter: 
güter und Auftifalftellen. Leider hatte Schrötter felbft nicht mehr Gelegen- 
heit feine maßvollen Vorjchläge fernerhin zu vertreten. Er zog fih am 
Ende des Jahres bei der Neuordnung der Verwaltung vom Staatsdienfte 
zurück?, — ein großer Berluft für jene an Talenten zwar überreiche Zeit, 
die aber gerade einen ebenjo vorurteilsfreien ala jedem Erperimentieren ab» 
geneigten Geijt nur ſchwer miffen konnte. 


b. Brittifche Ideale. 


Während Schrötter bei aller feiner Geneigtheit für Reformen den feſten 
Boden der Hiftorifch gegebenen Verhältniffe nicht verließ, waren es zwei 
jüngere Staatsmänner, der Geheime Staatärat v. Schön und der frühere 
Kammerpräfident in Münfter und Hamm dv. Winde, welche unter dem 
Einfluß engliſcher Ideen diefem ala dem Hort der Freiheit gegenüber Na- 
poleond Tyrannis hochgepriefenen Lande Inſtitutionen entlehnen wollten, 
durch welche fie die Negeneration des preußifchen Staates herbeizuführen 
gedachten. Freilich ijt die Annäherung an englijche Zuftände bei beiden 
eine jehr verjchiedene. Der Oftpreuße Schön, der allerdings einmal in Eng- 
(and gewejen?, Hatte die im feiner Getreide exrportierenden Heimatsprovinz 
jenem Inſelreiche, dem Vorkämpfer des Freihandels, entgegengebrachten 
Sympathieen als rücdfichtslofer Doftrinär ohne weiteres auf das politijche 
Gebiet übertragen, ein Typus der Parteimänner fommender Zeiten. Binde 


—— 





' Bol. bie oben citierten „Gegenbemerkungen“ in ben Akten betreffend bie 


Kreisverwaltungd: und Polizeibehördenorganifation I 81 fi. — Meier aa. D. 
©. 403, 


? Meiera.a.D. ©. 154. 
° 9. Bodelſchwingh, Leben Vindes I 131. — v. Treitſchke, Deutiche Ge: 
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dagegen, ſchon als Weſtjale und einfliger Kammerpräfident in Oſtfries— 
fand mit dem englifchen Weſen vertrauter, war durch zweimaligen längeren 
Aufenthalt in den Jahren 1800 und 1807 den dortigen Staatseinrichtungen 
näher gefommen und brachte eine zwar auf genauer Kenntnis der Ver— 
hältniſſe bafierende, aber auch faſt Eritiflofe Vorliebe für das damalige 
Mufterland der Selbjtverwaltung von dort zurüd, Gindrüde, die er in 
einem im Frühjahr 1808 gejchriebenen ! Auffage, den Niebuhr 1815 heraus» 
gegeben, zufammenhängend dargeftellt Hat. Schön wie Binde, Doltrinär und 
Praktiker, überfahen beide volljtändig, daß, wenn die königliche Ernennung 
der Friedensrichter als der hauptjächlichiten Selbjtverwaltungsbeamten auf 
Preußen übertragen würde, fie jchon aus dem Grunde etwas ganz anderes 
als in England bedeutete, weil dort in Konjequenz der völlig ausgebildeten 
Parlamentsherrſchaft die Bejtallung in der That nicht vom Könige, Jondern 
von den Organen des jedesmal am Ruder befindlichen Teils der englijchen 
Ariftofratie ausging. In diefer Weife ernannte Beamte ftanden alfo nicht 
über den Parteien, jondern jo recht innerhalb einer jolchen, während gerade die 
tönigliche Ernennung im Gegenjaß zur Wahl durch jtändifche Körperſchaften 
begrifflich, wie von Schön ausdrüdlich betont wurde?, ala ein Attribut der 
erblihen Monarchie im Gegenjag zum Wahlreich und als die Delegation 
einer monarchiſchen Gewalt aufgefaßt wurde. So wandelte fich unter 
den Händen der Anglomanen das den Zweden einer Arijtofratie dienende 
Inſtitut unbemerkt zu dem Organ der Gelbjtverwaltung eines monarchiſchen 
Staates. 

Der Hauptinangel englijcher Zuftände, der damit auch den Vorſchlägen 
der beiden Staatsmänner anhaftete, war die gänzliche Vernachläſſigung 
der Landgemeinde zu Gunften eines größeren fommunalen und Verwaltungs— 
bezirks, der Grafichaft, und deren Erja durch das Kirchſpiel, das, urjprüng- 
li) nur zur Tragung von Armen und Kirchenlaſten geichaffen, in Not— 
jällen weitere fommunale Funktionen übernehmen mußte?. Machte doch 
der Mangel einer generellen Gemeindeordnung und die Syitemlofigkeit der 
bejtehenden Organilationen überhaupt jede analoge Anwendung brittijcher 
Inſtitutionen auf Preußen zu einer jehr bedenklichen. Nichtsdejtoweniger 
haben die Pläne Schöns und Vinckes in ihrer Fülle neuer Ideen mit 
vollem Recht die größte Beachtung der damaligen Generation gefunden. 


ı 8. Schr. dv. Binde, Darftellung der inneren Verwaltung Großbrittanienz, 
herausgegeben von B. G.Niebuhr. Berlin 1815. — Vgl. auch v.Bodelihwingh 
a. a. D. I 354. 355. 

2 Meier, Neform der Verwaltungsorganifation ©. 402. 

39 Binde, Großbrittanien S. 110—121. 
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Schön, der ſich in einem Schreiben vom 13. Dezember 1808 den 
Schrötterſchen Borjchlägen gegenüber wider den Vorwurf „englifche For— 
men gedankenlos zu übertragen“! verwahren zu müſſen glaubte, jtellte in 
jeinem Votum vom 14. November 1808? folgende Grundjäße auf. Seiner 
Anfiht nach) mußte zunächſt die patrimoniale” Gerichte und Polizei— 
gewalt völlig wegfallen, damit das „im politifchen Teſtamente“ Steins 
enthaltene Prinzip, „nur der König ſei Herr“, auch zur Wahrheit werde. 
Vorwerke und Domänen follten mit den Dörfern zu Ortspolizeibezirken 
vereinigt werden; Polizei und Kommumalverwaltung waren in allen In— 
ftanzen zu trennen, obwohl Schön jelbjt eine jolche Vereinigung auf der 
unterften Stufe wieder halb und Halb zugelaffen hat. An der Spibe ber 
Kreispolizeiverwaltung ftand ein vom König ernannter Landrat, unter ihm 
als Ortspolizeibehörden die Schulzenämter, beftehend aus einem Schulzen 
und Gejchworenen, die der Landrat bezw. der Friedensrichter ernennen 
würde. Diefem Friedensrichter — feine Zwiſcheninſtanz zwiſchen Landrat 
und Echulgenamt, fondern der geborene Präfes des letzteren — waren im 
Kreife eine Anzahl Schulzenämter zugewiefen, denen er nach Gutdünken 
präfidierte, ohne daß diefer VBorfig ein notwendiger war. Betraf die An— 
gelegenheit Perfonen aus verjchiedenen Gemeinden, jo war fein Vorſitz im 
fogenannten Oberfchulgenamt wejentlich, dem auch, wenn Parteien aus ver- 
Schiedenen Friedensrichterdiſtrikten intereffiert fchienen, mehrere Friedens— 
tichter unter dem Vorſitz des ältejten beiwohnen konnten. Sache der Re— 
gierung follte es jein, geeignete Rittergut&befiter zu Friedensrichtern zu er- 
nennen, die nach Aufhebung ihrer bisherigen Vorrechte ſich im eigenften 
Sintereffe zu diefem Amte drängen würden. Schön überfah dabei, daß, 
wie Schrötter ihm mit Recht vorwarf, eine Organifation, in der das Ein— 
greifen der Friedensrichter beim Schulzenamt ein willfürliches und daher 
unregelmäßiges war, jede geordnete Verwaltung unmöglich machte, da int 
Zweifel die Schulzenämter immer die Initiative des überlafteten Friedens— 
richters abwarten würden, 

Einem fo organifierten Schulzenamt vertraute Schön neben der Polizei- 
verwaltung auch die Polizeigerichtsbarfeit an; fommunale Berhältniffe 
dagegen jollte' e8 ohne Zuziehung des Friedensrichters verwalten, jo daß 
hier eine prinzipwidrige Doppelnatur des Inſtituts Hervortrat. Ob das 
Rittergut in eben der Weife zur Landgemeinde wie zum Ortspolizeibezirk 


ı Alten betreffend Organifation der SFtreidverwaltungd: u. ſ. mw. Behörden 
I 94. 
2 Ebendba I 77. — Meier a. a. DO. ©. 399 ff. 
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gehören follte, obwohl deſſen Befiger als präfumtiver Friedensrichter ohne 
Einfluß auf kommunale Angelegenheiten war, darüber äußerte ſich die 
flüchtige Skizze überhaupt nicht. 

Unbedingte Anhänger fand Schön in Djftpreußen in dem Geheimen 
Staatärat dv. Auerswald und dem Regierungspräfidenten Brogcovius. Er— 
jterer verteidigte in einem Promemoria vom 31. Januar 1809° das In— 
jtitut der Friedensrichter. Seiner Meinung nach waren die Landratöftellen, 
falle nicht dem Gutäherın die Polizeigewalt genommen wurde, wegen der 
jortwährenden unvermeidlichen Kollifionen mit diefem wahre „Civil-Kriegs— 
pojten“, wogegen der Landrat ohne weiteres mit einem Schulzenamte aus— 
fommen werde. Broscovius betrachtete in feiner Denkichriit vom 2. Februar 
1809? den Friedensrichter der Schönfchen Vorfchläge ala den commissarius 
perpetuus des Landrats und Gontroleur der Drtspolizeibehörden feines 
Diftrilts, obwohl er damit wohl faum die urjprüngliche Auffaffung des 
Autors wiedergegeben Hat. 

Binde lehnte fich in den Denkjchriften, die Hier in Betracht kommen, 
in der „über die Organifation der Unterbehörden, zunächjt für die Polizeiver- 
waltung“, de dato Berlin, 4. Juni 1808? — dem Frhrn. dv. Stein übrigens 
erjt anı 8. Auguft 1808 überreicht * — jowie in der Denkfchrift „über die 
Kommunalverwaltung“ — ohne Datum, überreicht ebenfalls am 8. Auguft 
1808° — und in derjenigen „über die Organijation des Polizeiwejens“, 
de dato Königsberg, 19. März 1809, viel näher, aber auch viel un» 
jelbjtändiger an die englifchen Vorbilder an. Ja man kann mit Yug be— 
haupten, daß fich jedes der dort auifgejtellten Prinzipien jchon als einer 
der von Binde lobend gejchilderten englifchen Berwaltungsgrundjäße in 
deflen Schrift über die innere Verwaltung Großbrittanniens dorfindet. 

Zunächſt verlangte Binde unter Yortiall jeder patrimonialen Juris- 
diftion und Polizei Ernennung der nach Art der englifchen Friedengrichter 
und Constables einzuführenden Landräte — jpäter von ihm Kreißdeputierte 
genannt — und Schulzen durch den König bezw. Landrat’. Den Schwer- 


ı Akten betreffend Organifation der Kreisverwaltungs- u. ſ. w. Behörben 
I 9. 

2 Ebenda I 97 ff. 

3 Gbenda I 62 ff. — in ben Hauptftellen abgebrudt bei Meier a. a. D. 
S. 365 ff. 

+ 9. Bodelſchwingh a. a. O. I 396. 

5 Rurze Inhaltsangabe bei Bodelſchwingh a. a. D. I 403. 

6 Akten betreffend Organifation u. ſ. w. I 100 ff. 

? 9. Binde, Großbrittanien €. 20. 82. 
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punkt der Ortspolizeiderwaltung, polizeiliche Thätigkeit in aus— 
gedehntejtem Maßſtabe, wie Sicherheitö-, Gejundheits-, Armen-, Gewerbe» 
polizei, verlegte er in die für jeden Kreis unter den angejehenjten Guts— 
befigern und fonjtigen vermögenden Perjonen zu ernennenden Landräte!, 
die gleich den englifchen Friedensrichtern mit fonkurrierender Gewalt aus— 
gejtattet waren, wie Binde denn zum Beifpiel 15 Landräte auf den Ober: 
barnimer Kreis mit feinen 27 Quadratmeilen und 40000 Einwohnern 
rechnete. Diefe Beamten follten eine gemeinjame Vollmacht, „Landrats- 
fommijfion” erhalten, in der angegeben fein mußte, in welchen Angelegen- 
heiten fie allein, in welchen fie nur unter Zuziehung eines beſonders tüch- 
tigen und vertrauenäwerten Kollegen zu handeln hatten?. Genaufo wie in 
England war es dem Publikum überlaffen, an welchen Landrat feines Ver— 
trauen es fich wenden wollte. Ihre SKreisvereinigungen?, die alle drei 
Monate zufammentraten, dienten neben der Erledigung von bejonders wich» 
tigen Geichäften und von Beichiwerden in der Polizeiverwaltung als eine 
Art Kreisfommunalbehörden, die bejonders in Schule, Wege: und Armen— 
jachen thätig fein follten. Die Schulzen wurden, um die ihrer patrimonialen 
Rechte beraubten Gutäbefier nicht eiferfüchtig zu machen, reine Exekutiv— 
beamte ohne eine Kognition irgendwelcher Art*. Binde mußte fie not— 
gedrungen unter den Kleinen Grundbefigern, die ohne Eigentum in ding- 
licher Abhängigkeit von den Gutsherren jtanden, zu finden juchen und fie 
auch ſchon deshalb jeder größeren Macht entkleiden. Für ihre amtliche 
Thätigkeit bewilligte er ihnen übrigens Ehren mancherlei Art, wie doppeltes 
Stimmrecht bei Wahlen, bejonderen Sit in der Kirche, nach mehrjähriger 
tadellofer Amtsführung Titel und Orden. 

Da das Stieffind der englifchen Verwaltungsorganifation, die Land» 
gemeinde, feine eigenen Beamten fannte?, fondern fih jür kommunale 
Zwede, die nicht das Armen- und Kirchenwejen betrafen, bald des Friedens— 
richters und Konftablers, bald des Kirchipielvorjtehers bediente, jo wäre 
Binde, dem hier das englifche Vorbild verfagte und der eine Nachbildung 
der ehemaligen weitjälifchen Amter- und Kirchfpielverfaffung, alſo eine 
Bergrößerung der bisherigen fommunalen Bezirke und eine den „Erben- 
tagen“ analoge Kommunalvertretung, anriet, an diejer Klihype voraus— 


vd. Binde, Großbrittannien ©. 26 ff. 33 ff. 

2 Bol. das englifche Quorum bei Binde a. a. ©. ©. 36. 

° Bal. die englifche Quarter-Session bei Binde a. a. O. ©. 53 ff. 
+ Bol. die englifchen Constables, ebenda S. 30 —87. 

® Ebenda ©. 113 ff. 
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fichtlich gefcheitert. Seine Denkſchrift vom 25. Mär; 1809 „betreffend 
die Gemeindeverfaffung auf dem platten Lande”! jchlug auch ſchon ganz 
andere Bahnen ein und jchloß fich auf das engjte der am 19. November 
1808 zum Gejeg erklärten Städteordnung an, wo ihre Würdigung eine 
Stelle finden mag. Während Schön unter englifchen Formen eine Herr— 
ichaft der Bureaufratie aufrichtete, wollte Binde ehrlich Selbftverwaltung, 
aber nach englifhem Mufter. Wenn er Hinterher den feftländijchen An- 
ihauungen Zugeftändniffe machte und bejonders die Anjtoß erregende kon: 
furrierende Kompetenz der Landräte wegfallen ließ, jo, verftand er e& doch 
nicht, zwifchen der auf befonderem Hiftorischen Boden ertwachjenen infularen 
Derfaffung und dem neuen Preußen des Edikts vom 9. Dftober 1807 ge= 
nügend zu unterfcheiden. Den Plänen des ausgezeichneten Berwaltungs- 
beamten fehlte das Schöpferifche wahrhaft ſtaatsmänniſcher Ideen. 


e. Franzöſiſch-weſtfäliſche Einflüffe und der Minijter 
Graf Dohna. 


Es ift bezeichnend für die Vorurteilslofigkeit des damaligen preußifchen 
Beamtenjtandes, daR es gerade Binde war, der Anhänger des Selfgovernment, 
welcher feinen fchärfiten fachlichen Gegner, Borfche, den Präfekten im königlich 
weitfälifchen Harzdepartement? in Heiligenftadt, der dort die ganze Orga— 
nifation der Neuſchöpfung Napoleons mitgemacht hatte, durch feine Empfeh- 
(ung in preußische Dienfte zurüdbrachte®. Borfche, der ald Vicepräfident 
in Stargardt Verwendung fand, war, wie viele ausgezeichnete Beamte feiner 
Zeit des Lobes voll über ein Syitem, dad, in jedem Lande verwendbar, 
die Verwaltung auf Koften der Selbjtändigfeit der unteren Organe ftraff 
centralifierte und dem unleugbar Napoleon einen großen Teil feiner admini= 
jtrativen Erfolge verdankte. 

Wenn auch in der modernen franzöfifchen Berwaltungsorganijation 
zunächit diefe vollendete Koncentration der äußeren Machtmittel in der 
Hand des GStaatsoberhauptes in die Augen fällt, jo liegt doch das 
eigentlich Revolutionäre und den Hiftorifch gewordenen Zuftänden Feind— 
liche nicht im diefen mehr äußerlichen Umſtänden — eine technifch freilich 
nicht jo vollendet außgebildete Gentralifation bejtand auch unter dem 
ancien regime —, fondern in den Prinzipien, nach denen einjt die assem- 


ı Alten betreffend Organijation zu. ſ. w. I 108 fi. 
2 Göcke, Königreich Weftfalen ©. 62. 
? dv. Bodelſchwingh, Leben Vindes I 372. 
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blee nationale das Geſetz vom 14. Dezember 1789! Eonjtruiert hatte, die 
jeitdem in Frankreich niemals angetaftet worden find. Die Verfammlung, 
in der das Genie des Abbe Sieyes dominierte, erfannte jehr wohl, daß es 
fh, um die Nefultate der Revolution unwiderruflich zu machen, zu— 
nähft darum handeln müfje, jeden Partitulariamus, der auf die Stände, 
Landichaiten und Kommunen gejtüßt der Neuordnung der Dinge gefährlfh 
werden könnte, durch völlige Aufhebung der alten Verfaffung zu vernichten. 
Sie befeitigte daher nicht nur den fommunalen Unterjchied zwischen Stadt und 
Land, jondern das auf eigenem Nechtsboden erwachjene Gemeindebürgerrecht 
durch die Proffamierung des Grundſatzes: jeder aktive Staatsbürger d. i. 
jeder jelbjtändige Tünfundziwanzigjährige Franzoſe, der in einer Gemeinde 
ein Jahr domizilierte und eine direkte Staatöjteuer im Werte von drei 
Arbeitötagen zahlte, jei zugleich ala Gemeindebürger ſeines MWohnortes zu 
betrachten. Die alten Kommunen, die fich gegen jeden Nichtbürger, mochte 
er Franzoſe oder Ausländer jein, ftreng abgejchloffen hielten, waren dadurch 
mit einem Schlage zerjprengt. An ihre Stelle trat die Einwohner: 
gemeinde, die für ihre Mitglieder lediglich den Bei des Staatäbürger- 
recht vorausſetzte. Aus der einjt unter fi und mit dem Grund umd 
Boden eng verwachjenen Genofjenjchaft war eine unorganifche Maffe von 
Individuen geworden, die, ohne Zufammenhang mit dem Lokalen Bezirke, 
jeden Tag ihre Zufammenfegung ändern konnte. Daß mit diejer Geftaltung 
nicht notwendigerweise eine ftraffe Gentralifation und völlige Unterordnung der 
Gemeinde unter die Staatögewalt verbunden war, lehrte das Geſetz felber, 
das unter Durchführung des Prinzip der weitejtgehenden fommunalen Auto= 
nomie die Beamten und Organe der Kommune — den maire, den procureur 
de la commune, den corps municipal, die notables, endlich den conseil 
general de la commune — völlig aus lokalen Wahlen hervorgehen ließ und 
diefer Gemeinde unter einer zum Schaden der Allgemeinheit beinahe wirkungs— 
loſen ftaatlichen Oberaufficht nicht nur die Löjung kommunaler Aufgaben 
und die Polizei, fondern auch nach Bedürfnis die Ausübung jtaatlicher 
Funktionen in Bezug auf Steuererhebung und öffentliche Arbeiten übertrug. 

E3 wäre unbillig, einem Volke, das in revolutionären Stürmen mit 
diefer Gemeindeverfaffung auf fommunalem Gebiete nicht? geleiftet Hat, 
jondern fich gegen Ausgang der Bewegung im Zuftande der vollkommenſten 
Desorganifation befand ?, aus diefem Grunde jede Befähigung zur Selbit- 


! Duvergier, Collection complete des lois, d&crets etc. I 75: decret relatif 
à la constitution des municipalites, suivi de l’instruction. 
2 Thiers, Gefchichte de3 Konfulats, Überfegung von Heyne, II 90. 
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verwaltung abzujprechen. Sit e8 doch diejer eigen, daß fie ſich nur unter 
einer ftarfen und zugleich legitimen Gentralgewalt auf die ihr zugewiefenen 
Angelegenheiten bejchränft, während fie fich, wie die Generalratswahlen im 
heutigen Frankreich zur Genüge lehren, andernfalls willig ala Kampfmittel 
der Parteien gegen die fich ihres illegitimen Urſprungs bewußte Staats» 
gewalt herzugeben pflegt!. Daß die jene Autonomie der Gemeinden fo jehr 
begünftigende Kommunalverfafjung des Jahres 1789 nur einer rein äußer- 
lichen Umgeftaltung bedurfte, um als Werkzeug des willfürlichiten Abſo— 
lutismus verwendet zu werden, lag vornehmlich in der geringen eigenen 
MWiderjtandsfähigkeit der durchaus unhiſtoriſchen Einwohnergemeinde. 

Ebenfo wie der Erjte Konjul die einſt am 26. Februar 1790 im 
Intereſſe der territorialen Einheit vorgenommene Departementseinteilung ? 
für feine Zwecke verwendete, benußte er die jedes Hiftorischen und mates 
riellen Haltes entbehrende Einwohnergemeinde, welche in Art. 6 der Kon— 
ftitution vom 22. Frimaire des Jahres VIII® aufrechterhalten wurde, 
um fie aus der weiteftgehenden Selbjtändigkeit in die genaueſte Abhängig- 
feit vom Staatsoberhaupt zu bringen. Das berühmte Gejeg vom 8. Plu- 
viose des Jahres VIII*, das Frankreich in Departements, Arrondifjements 
und Municipalitäten einteilte und dadurch die Kantond-Municipalitäten, die 
inzwifchen eine Zeit lang beftanden hatten, aufhob, um die alten Gemeinde: 
grenzen wiedereinzuführen, übertrug einem vom Staate ernannten Beamten, 
dem Maire mit feinen Adjunkten, die Fülle der Kommunalgewalt, in Eleineren 
Gemeinden auch die Ausübung der Polizei. Dem Maire zur Seite fand 
ein Municipalrat, deffen Mitglieder gleichfall® von der Regierung ernannt 
wurden, der jährlich einmal, regelmäßig am 15. Pluviose, auf 14 Tage zu— 
fammentrat, um Rechnungen abzuhören, Bejtimmung über Verteilung von 
Gemeindeeinkünften jowie über Gemeindearbeiten zu treffen und fjchließlich 
über kommunale Bedürfniffe und deren Dedung zu beratfchlagn — im 
wejentlichen fein mit Befugniffen zu entfcheiden ausgerüftetes, jondern ein nur 
fontrollierendes und beratende Organ. Der Maire war von Rechts wegen 
Mitglied und zwar Vorfigender des Municipalrats®; nach einer ſpäteren 


ı Meier, Das Verwaltungsrecht, in v. Holtzendorffs Encyklopädie der 
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Beitimmung wurde er vom Staatsoberhaupt aus der Zahl der Municipal- 
räte ernannt!. Nur dann, wenn Berwaltungsrechnungen geprüft wurden, 
hatte er den Vorfig einem Vertrauensmann des Rats einzuräumen und jelbit 
abzutreten.. Wie die Regierung das Recht der Ernennung hatte, jo ftand 
ihr auch die Berugnis zu, Maire und Municipalrat ohne weiteres don den 
Funktionen zu ſuſpendieren. 

Nur eine Revolution, welche alle hiſtoriſche Kontinuität gründlich zer— 
ſtört hatte, machte es Napoleon überhaupt möglich, dieſe rein mechaniſche 
Verwaltungseinteilung an die Stelle kommunaler Selbſtändigkeit zu ſetzen 
und damit für die Folgezeit jedes Gemeindeleben in Frankreich nahezu zu 
beſeitigen. Damals freilich waren die Schattenſeiten dieſes Syſtems noch 
wenig hervorgetreten. Die Leichtigkeit, mit der Napoleon nicht nur Armeen, 
ſondern auch widerwillige Völker zu ſeinen Werkzeugen machte, konnte auch 
erfahrene Staatsmänner über die innere Schwäche dieſer Adminiſtration hin— 

weg täujchen. 
Borjche jelbjt war ala einer der von der neuen Regierung übernont= 
menen preußifchen Beamten bei der Übertragung der franzöfiichen Grund» 
ſätze auf Weftfalen thätig geweſen und jchilderte auf eine am 1. Auguft 
1809 ergangene Aufforderung Dohnas? die Organijation und die Ziele 
der Verwaltung des neuen Königreichs?, das, durch Dekret Napoleons vom 
15. November 1807 mit einer Schein Konftitution beſchenkt, anfangs von 
einer großen Zahl feiner Untertdanen durchaus nicht uniympathifch begrüßt 
wurde, wie es denn auch die Aufmerfjamfeit des übrigen Deutjchlands in 
hohem Grade auf fih zog‘. Auch in Weftfalen wurde, um dem alten 
Zuftande gänzlich ein Ende zu machen, das Land ohne Rüdficht auf die 
frühere politiiche Zufammengehörigfeit nach geographifchen Begriffen in 
Departements, Diltrilte, Kantons und Municipalitäten eingeteilt?, von 
denen die Kantons ® urjprünglich rein jurisdiktionelle Bezirke eines Friedens— 


I Art. 13. des Senatäfonfult? vom 16. Thermidor des Jahres X, vgl. 
Duvergier a. a. D. XIII 505. 

2 Alten betreffend Organifation ber Kreisverwaltungs- u. ſ. w. Behörden I 
121 fi. 
3 Ebenda: Dentichrift „über bie neue Organifation des Königreich Weftialen 
mit Rüdficht auf die Verwendung berjelben im Preußiſchen“, ohne Datum, jedoch 
offenbar aus dem Jahre 1809. 

+ Dal. Brief des preußifchen Gefandten Küſter bei Göde, Königreich Weſtfalen 
S. 122. 

5 Verwaltungdorbnung vom 11. Januar 1808 im Bulletin des lois du royaume 
de Westphalie. Zweite Ausgabe. I 306 ff. 

* Art. 47 der weftfäliichen Konftitution. 


92 Kapitel VI. 


tichter8 waren. An die Spite der beiden eritgedachten Verwaltungsbezirke 
traten, wie in Frankreich, Präfekten und Unterpräfeften, an die der Munici— 
palitäten ein jeit dem Dekret vom 13. Dezember 1808! bejoldeter Maire. 
Mar e8 auch ſchon in den ehemals deutichen Grenzgebieten Frankreichs nötig 
gewejen, mehrere Ortſchaften unter einen Maire zu ftellen?, eine Thatjache, 
die in der jpäteren rheinischen Gemeindeverfafjung eine wichtige Rolle fpielen 
jollte, jo wurde im Königreich Weftfalen, two e8 noch mehr wie dort an 
zuverläffigen franzöfifch jprechenden Perjonen zur Bejegung der Mairepojten 
fehlte, Ddiefe Organifation nach Borfches Referat dadurch erjeßt, daß man 
an die Spibe des Kantons einen Kantonmaire jtellte, der ala Mittelsperſon 
zwifchen dem Unterpräfeften und den Maires der einzelnen Gemeinden dienen 
jollte, in der That aber durch feine Vertrauensitellung und Gejchäftserfah- 
rung die leßteren noch unjelbjtändiger machte, als dies in der Konftitution 
vorgejehen war. Daß die Einzelgemeinden dadurch ihre Selbjtändigkeit 
verloren, war urjprünglich weder in Frankreich noch in Weitialen beabfich- 
tigt. Es lag aber in der Natur der Sache, daß die ganze Organijation 
Ichließlich auf Bildung don größeren Gemeinden auf Koften der urſprüng— 
lichen Kommunen binauslaufen mußte, wenn auch dieje Entwidlung in den 
faiferlich franzöſiſchen Gebietsteilen, wo es nur einen Maire für mehrere 
Gemeinden gab, weit größere Yortichritte machen mußte als in Weitfalen, 
das die Vorfteher der einzelnen Kommunen unter dem Santonmaire bei— 
behalten Hatte. Sonſt jchloß fich die Organifation jtreng an die franzö— 
fiiche Schablone an. Auch Hier bildete die Einwohnergemeinde, obwohl es 
nirgendg ausdrücklich ausgejprochen wurde, die adminijtrative Grundlage. 
Kommunalverwaltungschet, in Eleineren Gemeinden auch oberiter Polizei— 
beamter war der Maire; ihm konnte noch eine Reihe rein ftaatlicher, be— 
ſonders fisfaliicher Funktionen übertragen werden®?. Die Kompetenz und 
Zujammenfegung des Municipalrat3 jowie deffen Stellung zum Maire war 
ganz wie in frankreich geordnet; jedoch wurde noch bejonderd beſtimmt, 
daß die Ratsbeſchlüſſe nur fraft einer vom Präfekten erteilten Genehmigung 
in Vollzug gefeßt werden fonnten*. Bei Bildung der Gemeinden, die in 
Stadt und Land gleichmäßig organifiert waren und auch die Rittergüter 
mitumfaßten, Hatte man nach Borfches Berichten darauf gejehen, Bezirke 
don mindejtend 200 Seelen zujammenzuftellen. Die Neuordnung der Ber: 


! Bulletin des lois II 870 ff. 

? Bornhak, Geſchichte des preußiichen Verwaltungsrechts III 38. 
° Art. 30. 31 der Verwaltungsorbnung vom 11. Januar 1808. 

+ Art. 32—49 ebenda. 
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hältniffe wurde durch die Aufhebung jeder patrimonialen Gerichte- und 
Polizeigewalt jowie der Leibeigenſchaft vollendet, wobei jedoch der dies— 
bezügliche Art. 13 der Konftitution durch ein Dekret vom 23. Januar 
18081 vorfichtig genug dahin interpretiert wurde, daß nur Perſonalfron— 
den, ungemefjene Dienfte und jeder Ausfluß der Erbunterthänigkeit ver- 
ihwanden, die dinglichen Rechte der Gutsherren aber aufrechterhalten blieben. 

Borfche gab bereitwillig zu, daß dieſe Verwaltungsordnung den Ge— 
meinden zu wenig einräume, obwohl er umgekehrt der Anficht war, die 
Städteordnung in Preußen thue darin des Guten zu viel. Auch wünſchte 
er den Maire die Möglichkeit, Polizeitontraventionen zu ftrafen, was in 
Weitfalen nach dem Gefeß vom 6. Auguft 1808 nur dem Friedengrichter 
zuftand?. Beſonders energisch Hielt er am der Aufhebung der patrimo= 
nialen Polizeigewalt feſt, obwohl er jelbit zugeftehen mußte, in Wejtfalen 
mit Vorliebe Gut3befier für den Mairepoſten vorgejchlagen zu haben. Ob 
freilich derartige Ernennungen unter Jerome ftets ohne Anwendung eines 
mehr oder minder gelinden Zwanges zu realifieren waren, bleibt troß des 
augenjcheinlichen Intereſſes der Gutsbefiter zur Übernahme diejesg Amtes 
eine offene Frage. Jedenfalls ift ein Vorfommmnis, wie es aus dem Groß 
herzogtum Berg berichtet wird?, in dem ein zwangsweiſe zum Maire ge— 
preßter Gutäbefiter hartnädig jede Vornahme von Dienftverrichtungen ver— 
weigerte und auf dieſe Weife feine Abjegung im Wege des Disciplinar— 
verfahrens hHerbeiführte, für das Königreich Weſtfalen nicht überliefert. 

Dffenbar im erjten Eifer für die franzöſiſch-weſtfäliſchen Einrichtungen 
ſchlug Borfche in einem anonymen, undatierten Auffaget: „über die Ver— 
waltungs= und, Polizeibehörden des platten Landes in Pommern, ihre (!) 
Mängel in der Einrichtung derjelben und deren Abftellung“, der, am 20. 
Auguft 1809 zu den Minifterialakten genommen, nach einer jpäteren Äuße— 
ung Dohnas unzweifelhaft diefem Verfaſſer zugejchrieben werden muß, eine 
Übertragung der fremden Einrichtungen auf diefe Provinz in Bezug auf 
die Kommunalverfafjung mit der Abänderung vor, daß der Gemeindes oder 
Dlunicipalrat von den Gemeindemitgliedern gewählt wurde. 

Unter dem Einflufje der entjchicdenen Abneigung des Miniſters gegen 
weittälifche Zuftände, die in den Alten in vielen Kleinen Zügen, beſonders 


! Bulletin des lois I 334 ff. 

? Ebenda II 196 ff. 

39. Bodelſchwingh, Leben Vindes I 484. 

* Alten betreffend Organifation der Kreisverwaltungs» u. ſ. w. Behörden I 
134 ff 
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in boshaiten Randbemerkungen zu Borjches Entwürfen herortrit, mußte 
ſich dieſer freilich bequemen, Weſſer in feinen Wein zu gießen. Am 6. Juni 
1810 überreichte er feinem Chef einen völlig ausgearbeiteten „Entwurf zur 
Drganifation der Dorigemeinden“ T, der dad Datum des vorhergegangenen 
Tages trug, mit einer Neihe von Bemerkungen? zu diefer Denkichrift. 
Der Entwurf — die Anlage E — zeigte zunächſt die bei Borfches Sinnes— 
weile auffällige Zulafiung der Möglichkeit, daß ein Rittergutäbefier, welcher 
auf dem in der Feldmark des eigenen Dorfes gelegenen Gute feinen Wohn- 
fit hatte, ſowohl für feine Perfon ala für feine Grundftüde außerhalb des 
Gemeindeverbandes bleiben konnte, während jein Pächter Gemeindemitglied 
werden mußte?. Es blieben aljo auch in den Lafliten- Dörfern diejenigen 
Privatgüter, deren Herren abjentierten, daneben alle Domänen, ftädtifche 
und Kapitalagüter, im Gemeindeverbande. Borſches Abficht, diefe „Ano— 
malie“, welche er „auf höhere Anordnung“ in feinen Entwurf babe auf: 
nehmen müffen, in ihrer Anwendung möglichft zu bejchränfen, Teuchtet in 
allem Elar hervor. 

„Die Gejeßgebung muß mit einem Fuße in der Gegenwart, mit dem 
andern in der Zukunft ſtehen“, ſetzte Borjche an die Spitze feiner Erläute- 
rungen. Sedenfalls kann man ihm die Gerechtigkeit widerfahren laſſen, daß 
er diefem feinem Programme treu geblieben ift. In dem Gemeindebezirke, 
der auch die bisher jelbjtändigen Gtabliffements umſchließen jollte, war im 
Gegenſatz zu den franzöfiich-weitfälifchen Anfchauungen ein eigenes Gemeinde: 
bürgerreht vorhanden, das nur denjenigen, die jelbftändig „Aderbau, Vieh: 
zucht, Handel, Fabrik oder Handwerk” * betrieben, fowie den Grundbefigern 
als den Gemeindemitgliedern zuftand, aber auch dem Prediger und Schul · 
lehrer nicht verſagt wurde. Die übrigen Einwohner zählten nur als Ge— 
meindeangehörige. Dadurch war mit dem Prinzip der auf Grundbeſitz 
baſierenden Realgemeinde gebrochen, ohne das der Einwohnergemeinde zu 
acceptieren. Wurde ſonach der Erwerb eines Grundſtücks mit der Erlan— 
gung der Gemeindemitgliedſchaft in Verbindung gebracht, ſo war die Frei— 
zügigkeit nur durch den Nachweis eines unbeſcholtenen Rufes und die Mög— 
lichkeit, ſich zu ernähren, bejchränft?. Gemeinderechte, wie das aktive und 


Aklten betreffend Organiſation der Kreisverwaltungs- u. ſ. w. Behörden 
Bd. III (nur Bd. I ift foliiert!). 


2 Ebenda Bd. III. 

»$$ 10. 11. 13 des Entwurfs Borſche. 
18 5 ebenda. 

» 88 7. 8 ebenda. 
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paffive Wahlrecht, mit der Befugnis, an den Gemeindeverfammlungen teil- 
zunehmen, jowie die Nußungen an den Gemeindegrundjtüden, die nicht ver— 
pachtet waren, ftanden nur den Gemeindemitgliedern zu, während zu ben 
Abgaben auch die Gemeindeangehörigen beizutragen hatten. Forenſen waren 
ala Gemeindemitglieder vorgejehen und entiprechend belaftet!. Die Koften 
der Armenpflege jollten eine Gemeindelaft fein ?. 

An Stelle des weſtfäliſchen Municipalrats trat eine mit ähnlichen, 
aber erweiterten Bejugniffen? außgeftattete VBerfammlung aller Gemeinde- 
mitglieder; in Dörfeın mit mehr als fünfzig Gemeindemitgliedern war jo= 
gar eine NRepräfentativverfaffung mit Gemeindeverordneten vorgefehen *. 
Der Schultheiß dagegen — ſeltſamerweiſe follten die Erbicholtifeien fort— 
bejtehen — wurde in Anlehnung an das fremde Vorbild vom Staate er— 
nannt und zwar auf Lebenszeit und gegen Gehalt; die Beifiter des Schulzen- 
amtes wählte die Gemeinde, der Staat bejtätigte?. Diefer Schultheiß war 
nicht nur der allein maßgebende Kommunalbeamte, fondern e8 jtand ihm 
auch die Polizeigewalt zu®, während das Schulzenamt in feiner Geſamt— 
heit polizeiliche Streitigkeiten” entjcheiden konnte, aber auch mit Yinanz- 
angelegenheiten, mit der Repartition der Kommunalfteuern und jchließlich 
auch mit dem Gintreiben ftaatlicher Abgaben befaßt war®. 

Graf Dohna jelbjt hat unter dem 1. Juli 1810, alfo bereit3 unter 
dem Minifterium Hardenberg, die Vorjchläge Borjches einer eigenhändigen 
Kritik gewürdigt”. Schon in feinen Mtarginalbemerkungen zu den Erläu— 
terungen,, die Borfche dem Entwurfe vom 5. Juni 1810 Hinzufügte, warf 
der Minijter die gewiß jehr berechtigte Frage auf, welches „vernünftige Kom— 
munalinterefje“ denn zwiſchen Scharwerfäbauern und Gutäherren jtattfinden 
könne. Für eine Einordnung der Güter in die Landgemeinden war er dem— 
nach nicht zu haben. Aber auch die nötige Reife, um in einer dörflichen 
Selbjtverwaltung thätig zu fein, erwartete er bei den Laffiten nicht au 
finden. Nach feiner Anficht hatten die Dienjte der Bauern, bejonders in 


88 14. 21 des Entwurfs Borfche. 
$ 17d ebenda. 
$ 30 ebenda. 
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den Marken, „die höchite Höhe der Härte“ erreicht, jo daR diefe völlig un— 
jähig geworden feien, jelbjtändig Handelnd aufzutreten. Bei dem „mora= 
lich unmündigen“, „ölonomifch unendlich gejhwächten“ Landmann hülfen 
feine „Zauberworte” ; nicht einmal das genüge, daß man ihn zum Eigen— 
tümer eines Teil® der von ihm bebauten Grundjtüde machen und die Natu— 
raldienfte ablöfen wolle; da der Realkredit faſt ganz vernichtet jei, werde auch 
die gejeßliche Möglichkeit, Schulden aufzunehmen, nichts vermögen. Nur 
die Ausführung der neuen Gemeinheitsteilung (?) könne bier Hülfe fchaffen. 

Dennoch war Dohna geneigt, die gefamte Kommunalverwaltung Schulzen- 
ämtern anzuvertrauen, falls fie folgenden Vorausſetzungen entjprächen. In 
den von Eigentümern und Erbpächtern bewohnten Dörfern, wozu jeit der Ber: 
ordnung vom 27. Juli 1808 alle Domänendörfer gehörten — Dohna ſchätzt fie 
auf zwei Drittel der Gefamtzahl — wollte er die Schulgenämter ohne guts— 
herrliche Aufficht und Einwirkung laſſen. In den Laſſiten- oder Schar- 
werfsdörfern dagegen, die mit dem Tortfchreiten der Auseinanderſetzung ſich 
immer mehr vermindern würden, jei der Grundherr „natürlicher Oberſchulze“; 
ihlimmften Falls müſſe ihm das Recht zuftehen, den Schulzen vorzujchlagen. 
Auf den adeligen Gütern endlich fei wiederum der Grundherr der „natürs 
liche” Schulze feines Guts, der auf jedem Vorwerk einen Subjtituten er= 
nennen werde. Gerade die weſtfäliſche Mairieeinrichtung, die in manchen 
Fällen dazu führte, daß die Bauern ihren früheren Herren gegenüber die 
Obrigkeit jpielten, hielt Dohna für die Hauptquelle der Unzufriedenheit in 
dem neuen Königreiche. Eine bejondere Abneigung brachte er auch den 
gleichmäßig organifierten Berwaltung&bezirfen Napoleons entgegen. Er 
meinte, „Uniformität und Gintönigteit“ könnten doch unmöglich „als die 
oberjten leitenden Prinzipien der Staatseintichtungen“ betrachtet werden. 
Eine geijtvolle Parallele zwijchen Gartenkunft und VBerwaltungsorganifation 
in England und Frankreich, die jehr zu Gunften der naturgemäßen und 
zwanglojen Neigungen des brittijchen Volkes ausfiel, beichloß dieſe Betrach- 
tungen, die, fo ſchwankend und unjelbjtändig auch der Charakter Dohnas 
geichildert wird, einen hohen Grad von praftifcher Einficht verraten. Bes 
zeichnete er doch die Augeinanderjegung zwiſchen Gutsherren 
und Bauern als die unerläßlihe VBorbedingung jeder Gemeinde- 
Autonomie. 


d. Die Anhänger der Städteordnung. 


Die Städteordnung vom 19. November 1808, neben dem Edikt vont 
0, DOftober 1807 das bedeutendjte Reformwerk der damaligen gejegeberifchen 
TIhätigkeit, deifen jpäter auch von Stein anerfannte Mängel damals noch 
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nicht hervorgetreten fein konnten, jand beſonders bei denjenigen Politikern 
Anklang, die — Gegner des franzöſiſchen Präfekturſyſtems, ohne doch Be— 
wunderer engliicher Berhältnifje zu fein — von einer Gelbjtverwaltung der 
Kommunen, alfo auch der Yandgemeinden, die Regeneration des Staates er= 
hofften. In diejen Kreiſen erfannte man gem und willig an, daß die 
Städte die Beiugnis, durch ihre Behörden Recht zu ſprechen und die Polizei 
kraft eigenen Nechtes auszuüben, zu Gunjten des Staates verlieren mußten, 
wie denn der Magiftrat nach $ 166 der Städteordnung die Polizei nur 
vermöge jtaatlichen Auftrages verwalten konnte. Auf der andern Geite 
jtellte fich ihnen dafür die Städteordnung als die vollftändigjte Verwirk— 
lihung der Gemeindeautonomie dar, joweit fie überhaupt nur in modernen 
Staaten möglich) war. — „Kleine Republiken“ hat man in Wiederholung 
eines im Jahre 1821 gebrauchten Ausdruds von v. Bülow-Gummerom ' 
noch im Jahre 1850 in einem Kommiffionsberichte der zweiten Kammer 
nicht mit Unvecht die jo organifierten Städte genannt ?, die damals wenig 
in den Rahmen des neuen Eonjtitutionellen Staates hineinpafjen wollten, 

In ſcharfem Gegenjage zu dem faiferlichen Frankreich und dejjen Nach- 
ahmern unter den Rheinbundſtaaten, zu Weitialen, Berg, Bayern, Heilen, 
beſchränkte fich nach der Städteordnung das überaus enge Auifichtg= 
recht des Staates? in der Praris auf die Genehmigung von Entwürfen zu 
Neueinrichtungen*, auf Entgegennahme von Bejchwerden in Etatzjachen ? 
und die Beitätigung der Wahlen von Magijtratsmitgliedern®. In Wahrheit 
wurde die Kommune don dem frei gewählten Stadtverordnetenkollegium 
regiert, welches über fämtliche Gejchäite von Wichtigkeit Beſchluß faflen, 
vor allem aber den Gtat aufzuftellen hatte, ohne in jeiner Machtvollkom— 
menbeit irgend wie eingejchränkt zu jein?. Der Magijtrat jtellte nur fein 
Erefutivorgan dar, deſſen jelbjtändige adminijtrative Beiugniffe jehr be— 
ichränft waren ®. 

DVorurteilöfreie Anhänger des Seligovernments, wie Binde, mußten 
diejer jüngjt auf deutjchem Boden erwachjenen Selbjtverwaltung um jo ſym— 
pathijcher gegenüberjtehen, als fie ihr eine im Inlande lebensfähige englijche 





Ip Bülow: Cummerow, Ein Punkt aufs J. S. 55. 
2 GE. Meier, Reform der Verwaltungsorganifation ©. 306. 
3 Ebenda ©. 347 ff. — $ 2 ber Städteordnung vom 19. November 1808. 
+ $ 171 der Stäbteordnnung. 
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Schriften d. Ber. f. Socialpolitit. XLIII. 7 


98 Kapitel VI. 


Ginrichtung nicht gegenüberzuftellen vermochten. Unter dem mächtigen Ein= 
drude der Städteordnung wollte Binde nunmehr in feinem „Promemoria 
betreffend die Gemeindeverfafjung auf dem platten Lande“, de dato Königs— 
berg, 25. März 1809, die jämtlichen Beitimmungen der leßteren in den 
Titeln I, II extt. SS 3 und 7, III extl.S 35°, IV und V, die im weſent⸗ 
lichen von der Oberaufficht des Staates, von Bürgern und Schußverwandten, 
von der VBerfaffung und dem Vermögen der Städte handelten, ohne weiteres 
mit entjprechenden Namensänderungen in eine Landgemeindeordbnung über- 
tragen. Im übrigen wünfchte er Dorigemeinden von mindeſtens 50—75 
Teuerjtellen, die alle Grundftüde, auch die Rittergüter, umfaßten. Je 25 
Feuerſtellen bildeten einen Dorfbezirk, in dem ein Vorfteher gewählt wurde. 
Mährend die Polizeigewalt der von den Gemeindemitgliedern gewählte 
Schulze allein ausübte, wurden die Kommumalangelegenheiten durch den 
Schulzen und fämtliche Vorfteher — das Schulgenamt — verwaltet. Gine 
Repräjentation durch Dorfverordnete war nicht beliebt; an deren Stelle trat 
die Verfammlung der jtimmfähigen Gemeindemitglieder d. i. derjenigen 
Grundbefiter, die entweder Eigentümer oder Zeitpächter von zwanzig Morgen 
Magdeburgifch waren bezw. zwölf Thaler jährlich Kontribution zahlten. 
Die Verfaſſung war ſonach völlig auf Grundbeſitz vadiziert. 

Auch Präfident Merkel entichied fih in feinen „Bemerkungen? zu 
dem Entwurf Schrötter”, welche Breslau, den 9. Mai 1809 datiert 
waren, in Bezug auf die Kommunalverhältniffe für eine analoge Anwen 
dung des Steinſchen Reformwerks. 

In ftrengiter Anlehnung an das Syſtem der Städteordnung und jogar 
mit möglichit gleichlautender Faſſung des Kontertes verfuchte Staatsrat 
Köhler, welcher bereits in einer Denkichrift vom 5. Mai 1809* die Not- 
wendigfeit, die Städteordnung auch für das platte Land ala „Modell“ zu 
veriwenden, betont Hatte, in einem am 27. September 1809 zu den Akten 
eingereichten Entwwurfe — Anlage F—, den er zugleich mit ausführlichen 
Erläuterungen begleitete, der brennenden Zeitfrage näher zu treten. 

In theoretifcher Weife wurde zunächit die Notwendigkeit der Anwen— 
dung des Prinzips der Städteordnung auf das platte Land und damit der 


ı Aften betreffend Organijation der Kreisverwaltungs- u. ſ. w. Behörden I 108 ff. 

2 Die ausgeſchloſſenen Paragraphen bezogen fi) auf die Berhältniffe der 
„Dorftäbte”. 

3 Akten betreffend Organifation ber Kreisverwaltungs- u. |. w. Behörden I 138 ff. 

* Gbenba I 125 ff. 
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Aufhebung der gutäherrlichen Sonderjtellung aus der faum eingeführten 
Gleichheit der jtaatsbürgerlichen Rechte hergeleitet. Köhlers Bedenken neben 
dem niedrigen KHulturzuftande der Landbevölferung war das Fortbeſtehen 
der „Herrenrechte“, welches er aber mit der Argumentation befeitigte, ding- 
liche Rechte, die das perfönliche Verhältnis zwiſchen Gutöherren und Bauern 
vechtlich unberührt ließen, könnten fein Hindernis abgeben, beide Stände 
in einem und demjelben Kommunalverbande zu vereinigen — eine jo einjeitig 
juriftiiche Anficht, daß man fie faum aus dem Munde eines Verwaltungs- 
beamten erwarten jollte. Wie der Kreis nach Befeitigung des oft gemiß— 
brauchten Repräjentationgrechts der Rittergutsbefiter „ein Aggregat von ein- 
zelnen Gemeinden“ vorjtelle, jo müſſe — meinte Köhler — die Gemeinde 
„ein Aggregat von einzelnen Individuen” fein, womit Privilegien unver— 
einbar wären. 

Der Plan ſelbſt verlangte in möglichjtem Anschluß an die Kirchipiele, 
die er nur in Teilen Littauens für zu groß erachtete, Gemeinden von mins 
deitend 60 Feuerjtellen und 300 Geelen!, damit die Laften Leichter zu 
tragen und geeignete Kommunalbeamte beſſer aufzufinden feien. ühnlich 
wie in der Städteordnung wurden Gemeindemitglieder und Einſaſſen unter— 
ſchieden. Neben freiwilligen Gemeindemitgliedern, die im Orte anfällig und 
perjönlich unabhängig fein mußten?, waren alle jpannfähigen Grundbeſitzer, 
joweit fie die Grundſtücke erblich oder auf länger ale 6 Jahre in Zeitpacht 
befaßen ?, notwendige Gemeindemitglieder; unerbliche Laffiten dagegen 
blieben, gleichgut wie groß ihr Befiktum war, neben dem Gefinde gejeb- 
fi vom Gemeinderechte ausgeſchloſſen“‘. Auf den Gemeindemitgliedern 
ruhte die Verpflichtung, kommunale Amter anzunehmen und die Laſten prins 
cipaliter zu tragen. Die übrigen Einwohner, die Einfaffen, hatten zwar 
leßteren gegenüber eine geminderte Beitragspflicht“, dafür aber auch feiner- 
lei fommunalpolitifche Rechte. Wie fich die Sache in jolchen Orten ftellen 
würde, in denen nur unerbliche Laſſiten vorkamen, ließ Köhler unerörtert. 
Lediglich in einer Beziehung zeigte der Entwurf einige Nüdfichtnahme auf 
derartige, damals häufig genug beftehende Berhältniffe, wenn er die Ein- 
führung des Repräſentativſyſtems davon abhängig machte, daß mindeſtens 
20 Gemeindemitglieder im Dorfe vorhanden jeien®. Sonſt erſetzten diefe 
S 9 des Entwurfs Köhler I. 

1 
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gewählten und vom Staate bejtätigten Repräfentanten — „Landverordnete“ 
genannt —, 6—9 an der Zahl, die Verfammlung der gefamten Gemeinde, 
die unter Umjtänden jehr zahlreih, nach Köhlers Anficht „ärger war als 
der polnifche Reichstag”. In dieſen Zandverordneten , die einen Vorjteher 
ihrer Wahl an der Spite Hatten, ruhte analog der Städteordnung der 
eigentliche Schwerpunkt der Verwaltung”, insbejondere die Verfügung über 
Gemeindeeigentum und das Etats- und Steuerbewilligungsreht. Als kom— 
munales Erefutivorgan trat das Schulzenamt? ein, aus zwei oder drei 
von den Landverordnneten gewählten und obrigfeitlich beitätigten Schulzen 
und einem vom Staate ernannten Oberſchulzen bejtehend +. Als Prinzip 
jollte auch hier gelten, daß die Regierung den Gutsbefiger zum Oberjchulzen 
beitellte; jonft, fürchtete Köhler, würde den Gutäbefitern die ganze Neue— 
rung al& zu revolutionär erjcheinen. Im übrigen zeigte fich der jtaatliche 
Einfluß nur in einer jehr laren Oberaufficht?, die ficherlich in der Ver— 
borgenheit ländlicher Berhältniffe noch böfere Früchte, als aus der Städte: 
ordnung erwachjen jollten®, getragen hätte. Dagegen war kraft jtaatlicher 
Delegation die Polizeigewalt dem Schulzenamte übertragen, wie denn auch 
die daraus erfließenden Kojten der Kommune allein zur Laft fielen”. 

Daß übrigens Köhler, der in diefem Entwurje, obwohl halb wider: 
willig, noch Unterjchiede zwijchen Stadt und Land gelten ließ, mit der Zeit 
immer radifaler wurde, zeigte jein Promemoria vom 2. Juli 1811° über 
die demnächjt zu beiprechenden Frieſeſchen Entwürfe, in dem er unter An— 
erfennung der Mängel der Städteordnung zu dem Schluffe gelangte, man 
müſſe eine für Stadt und Land gemeinjame Kommunalordnung entwerfen. 
Dabei forderte Köhler jchon aus dem Grunde große Gemeinden, um durch 
die dann nötige Repräjentativverfaffung den „publie spirit“ zu erweden — 
Gedanken, die der Staatsrat Hoffmann in feiner Denkichriit vom 22. Juli 
1811, „Grundzüge einer allgemeinen Kommunalverfaflung und einer 
Reform, die Polizei und Juſtiz betreffend“, dahin erweiterte, daß er min— 
deitend 1000 Einwohner für die Kommune verlangte, obwohl in einem 
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Biertel der damaligen Monarchie ſoviel Seelen nicht einmal auf die Cuadrat- 
meile kamen. 

Daß Stadt und Land aus fpäter zu emtwidelnden inneren Gründen 
tommunal nicht gleichzuftellen feien, dafür fehlte Schon den Liberalen Theo- 
retifern jener Zeit jedes Verſtändnis. 


d. Landgemeinde und Großgut. 


„Der Entwurf zu einer ländlichen Gemeindeordnung” des Staatsrats 
im Minifterium des Innern Frieſe, einer Perfönlichkeit von hoher Be— 
deutung, die in der Reformbewegung jpäter noch eine wichtige Rolle fpielen 
Sollte, verdient troß einzelner ermüdender Längen da® Lob, welches ihm die 
Darftellung Ernjt Meier geipendet Hat!. Bereits in dem vom 15. Oktober 
1809 datierten Votum „über die Entwürfe des Herrn Staatsrats Köhler 
zu einer ländlichen Gemeinde» und einer ftändifchen Verfaſſung“? Hatte Frieſe 
nachdrüdlich hervorgehoben, wie fehlerhaft die angeſtrebte Übereinftimmung 
der ländlichen mit der jtädtifchen Gemeindeverfaffung fein würde. Mit Recht 
wies er darauf hin, daß ganz abgefehen von den gutöherrlichen Rechten auf 
dem Lande eine wirtichaftliche Abhängigkeit der Nachbarn voneinander be— 
jtehe, die in den Städten gar nicht vorfomme. Er begriff ferner nicht, wie 
man von dem thatjächlichen Machtverhältnis gänzlich abjehen und einen 
Herrſchaftsbeſitzer ebenfo wie den Inhaber einer Dorfkate, beide ala gleichberech- 
tigte Glieder einer Gemeinde behandeln könne. Vor allem aber vermißte 
Frieſe den Nachweis für die Notwendigkeit, die fommunale Selbftändigfeit 
der Güter aufzuheben. Es war aber für die Zeitftrömung höchſt bezeich- 
nend, daß er nicht für dem Hiftorischen Großgrundbeſitz, das adlige Gut, 
fondern für das „Großgut“, d. i. für einen Wirtſchaftskomplex, der ein ge- 
wifjes Areal umfaßte, eine Sonderjtellung beanjpruchte, die mit der des 
jelbftändigen Gutsbezirk3 der Gegenwart im wefentlichen zufammenfällt. 

In dem bereits auf VBeranlaffung des Staatskanzlers Freiherrn dv. Harden- 
berg, der am 3. November 1810 auch das Minifterium des Innern an 
Stelle Dohnas übernommen hatte, ausgearbeiteten Entwurfe vom 29. Dezember 
1810? — Anlage 6 —, dem ein Promemoria vom 14. November 


ı & Meier, Reform der Verwaltungsorganifation S. 416. 

2 Bd. I’ der Alten betreffend Organifation der Kreisverwaltungs- u. |. w. 
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1810! vorausging, war die fommunale Trennung und Gleichitellung von 
Großgut und Gemeinde Friejes leitendes Prinzip, während im übrigen die 
enge Anlehnung an das Allgemeine Landrecht der Arbeit einen bejonderen 
praftifchen Wert verlieh. 

Die ländlichen Kommunen zerfielen Hiernach in Landgemeinden von 
mindejten® 15 yeuerjtellen und Großgüter von mindejtend 600 magde= 
burgifchen Morgen und 60 Einwohnern, jofern nur diefe Güter von einem 
Eigentümer als ein Ganzes bewirtjchaftet wurden und noch nicht einem Ge— 
meindeverbande angehörten?. Das Gemeinderecht der Mitglieder im Gegenjaß 
zu den Schußverwandten war VBorausfegung für Grundbefit, Gewerbebetrieb 
und Ausübung kommunaler Rechte?. Den notwendigen Gemeindemitgliedern 
jtanden freiwillige mit einem Minimaleintommen* zur Seite; alle mußten 
übrigens wirtjchaftlich jelbjtändig jein, jo daß Dienjtboten und Tagelöhner 
nicht berüdfichtigt wurden. Die Freizügigkeit war anerfannt?, auch Forenfen 
mit Gemeinderecht vorgejehen®. Die Satungen über Gemeindevermögen, 
fommunale Nußungen und Laſten entiprachen im allgemeinen denen im All— 
gemeinen Landrecht?. Auch die Schußgverwandten, die keinerlei kommunal— 
politifche Rechte bejaßen, hatten an den Laſten mitzutragen;, ihnen war auch 
mindejtens bis zur Gemeinheitsteilung das wertvolle Weiderecht auf Ge— 
meindegründen zugebilligt®. Ausgeübt wurde die jehr weitgehende kommu— 
nale Autonomie in Gemeinden unter 50 Mitgliedern durch die Gemeinde- 
verfammlung, jonjt durch gewählte Gemeindeverordnete, deren Zahl auf die 
einzelnen in der Kommune vertretenen Berufßarten verteilt werden jollte®. 
Die Beiugnis, über Gemeindegrundftüde zu verfügen, war nur in Gemeinden, 
die ganz oder zum Zeil aus Lajfiten beftanden, an den Konfeng der Herr— 
jchaft gebunden 0. 

Der bejoldete Gemeindevorjteher (Schulz) !! war Erefutivorgan der Ge- 
meindeverordneten, hatte aber das Recht, ungejegliche oder gegen polizeiliche 
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Anordnungen verjtoßende Gemeindebeichlüffe zu ſuſpendieren. Ernannt wurde 
er vom Landrat auf Vorjchlag der Gemeinde!, welcher wiederum der Schulz 
die Beifiter (Gejchworenen) zur Auswahl vorihlug?. Schulz und Ge— 
jchworene bildeten das Schulzenamt, dag mit einer Strafgewalt gegen die 
Übertretung der Gemeindefagungen ausgerüftet war ®. 

Während eine Gemeindeordnung nichts weiter über das Großgut ent= 
Halten Eonnte, traten in dem oben erwähnten auch die Polizeigewalt behan— 
delnden Promemoria Friefeg vom 14. November 1810 Gemeinde und 
Großgut ala foordinierte Ortspolizeibezirfe nebeneinander. Wie in der 
Gemeinde der Schulz, jo war auf dem Großgute der Beſitzer ſelbſt Polizei- 
obrigfeit, der im Falle feiner Abwejenheit dem Landrate einen Stellvertreter 
präfentieren konnte. In allen Fällen aber wurde die Polizeigewalt im 
Namen des Königs ausgeübt. Kleinere Polizei» und Giviljtreitigkeiten ſollten 
die Schulgenämter entjcheiden, während für wichtigere Fälle aus 5—8 Groß— 
gütern oder Gemeinden ein Polizeibezirt mit einem Ordnungsgerichte unter 
dem DVorfi eines Oberjchulzen gebildet wurde, der Delegierter des Land— 
rats war. Das Großgut, dieje halb widerwillig dem privaten Großgrund- 
befiß, der fich noch mit dem Landadel dedte, gemachte Koncejfion, würde 
wahrfcheinlich der praftifchen Verwendbarkeit de Entwurfs zu gute ge— 
fommen fein, jowenig auch dieſe Ynjtitution in die Gleichheitsſchablone 
des damals die öffentliche Meinung vertretenden Beamtenjtandes hineinpaſſen 
mochte. Dazu fam, daß jene Pläne im inneren Zufammenhange mit den 
umfafjenden Entwürfen Frieſes jtanden, die auf eine durchaus harmoniſche 
Umbildung der gefamten Juſtiz- und Verwaltungsorganijation hinausliefen“. 

Obwohl von ebenderjelben Gliederung in Gemeinden und Gutsbezirke 
wie der Frieſeſche Entwurf, kann der von dem Staatsrat Baron v. Reh— 
diger eingereichte Plan vom 13. Mai 1810’ daneben nur ein jefundäres 
Intereſſe beanjpruchen. Denn wenn derjelbe auch jämtliche Dorigemeinden 
eines Diftrikts zu einer Landgemeinde und jämtliche dort gelegenen Güter 
zu einer Gutsherrengenoſſenſchaft zufammenfaßte, jo waren dies nicht etwa 
Organijationen fommunalen Inhalts, etwa „Samtgemeinden“ oder dem Ana— 
loges, jondern lediglich Wahlkörperjchaften zur Ernennung von Kreisverord— 
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neten. Im übrigen zeigte der Entwurf, der eine Neugeftaltung des Ver— 
waltungs-, Juſtiz- und Kommunalweſens bringen follte, eine fo verwirrende 
Mannigfaltigkeit der Organifation, daß die Kritik Dohnas: „ich finde dag 
Ganze zu kompliziert und bezweitele durchaus die Ausführbarfeit einer mit 
fo vielen Formen überladenen Einrichtung“, mehr ala gerechtfertigt erfcheint. 
Erkennbaren Einfluß auf fpätere Vorfchläge hat übrigens weder der Plan 
jelber noch der Verfaſſer desjelben jemals ausgeübt. 


8 3, 
Der Staatsfanzler Fürſt von Hardenberg. 


a. Das Regulierungsßedift vom 14. September 1811. 


Alle dieſe bisher fkizzierten, vielfach höchſt bedeutfamen Pläne litten, 
wie fich die Verfaffer zum Zeil jelbjt eingeftanden, an einem weſentlichen 
Mangel. Entweder jeßten fie überhaupt die Regulierung d. i. eine Eigen= 
tumsverleihung an die Laßbauern als vollendet voraus, oder fie juchten fich, 
fogut es gehen wollte, mit den beitehenden Berhältniffen abzufinden, ob= 
wohl auch diefen Autoren klar fein mochte, daß eine lebensfähige Land» 
gemeinde — gleichqut ob fie mit dem Gutsherrn ala Gemeindemitglied oder 
ohne das felbjtändig gewordene Gut gedacht war — unter eigentumsloſen, 
auf Widerruf angejegten Bauern unmöglich fein mußte. Beſonders Binde, 
in den Jahren 1809 und 1810 Negierungspräfident in Potsdam, fprach 
fich bitter darüber aus!, daß mit der Aufhebung der Grbunterthänigkeit 
ohne Eigentumsverleihung nur wenig gewonnen jei. 

Es ift nur zu befannt, mit wie großen Schwierigkeiten die fogenannte 
Regulierungsgefeßgebung infolge des zähen MWiderftands des Landadels zu 
fämpfen hatte. Welche fommunalen Zuftände fich entwidelt haben würden, 
alla diefe Oppofition gefiegt und die Regierung von einjchneidenden Ein— 
griffen in das Privatrecht abgehalten hätte, das fann ein Ausblick auf dag 
deutjche Nebenland des damaligen Dänemarks, auf die Herzogtümer Schles- 
wig und Holftein ar machen, die bei der Ahnlichkeit der focialen und 
wirtichaftlichen Verhältniſſe zu einem folchen Vergleiche geradezu auffordern. 
Freilich ſoll bei diefer Parallele nicht verfannt werden, daß in den Herzog— 
tümern eine mit dem Lande verwachjene moderne Negierungsgewalt nicht 
vorhanden war. Ahnlich wie der in London refidierende deutjche Kabinets- 
mintjter für Hannover, ließ die deutjche Kanzlei in Kopenhagen die Land— 
ftände, ohne irgend einzugreifen, in der Regelung innerer Angelegenheiten 
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möglichit unbehindert, jo daß fich wunderliche Zuftände gemächlich entwideln 
und in aller Reinheit erhalten konnten !. 

In Schleswig-Holftein war man im Anfange diefes Jahrhun— 
derts, ala in Preußen kaum die Beltrebungen zur Agrarreform in Fluß ge— 
fommen und nennenswerte Rejultate noch nicht erzielt waren, der deutjchen 
Großmacht weit voraus. Wie bereit3 angedeutet ift, verdankte das Land 
diefe Wohlthat nicht feiner zwar wohlwollenden, aber durchaus paffiven Ne= 
gierung, jondern — ein in Deutjchland einzig dajtehender Erfolg der öffent« 
lihen Meinung — in der Hauptjache der rein privaten Initiative des 
moralifch und intelleftuell bochitehenden Standes der adligen Grundbefiger ?. 
Die Berfoppelung d. i. das Zujammenlegen der auf einer Feldflur zerjtreut 
liegenden Grundjtüde desjelben Beſitzers, in Preußen Separation genannt, 
war um die Wende des Jahrhunderts bereit3 beendet?. Durch Königliche 
Verordnung vom 19. Dezember 1804 war* im vollen Einverjtändnis und 
jogar auf Anregung der Stände zum 1. Januar 1805 die Leibeigenjchaft 
(Erbunterthänigkeit) und die Verpflichtung zu unbejtimmten SHofdienten 
aufgehoben. Ber Frage aber, ob die bäuerlichen Grundjtüde als Eigentum 
deg Herrn zu betrachten jeien, ward bezeichnenderweife faum gedacht. Und 
doch hätte es, da das dortige Privatrecht einen Unterjchied zwifchen Hof— 
und Bauernfeld nicht zu kennen jchien?®, gerade hier, wu die Intereſſen— 
vertretung der Gutäbefiger mit ihren Neuerungen Halt machte, der kon— 
jequenten Weiterführung der Reform durch die Staatägewalt bedurft. Ohne 
jede Diskuſſion galt Bauern wie Ritterader ala Eigentum des Gutäherrn. 

Dafür freilih, daß Zujtände, wie die oben für Schwedilch- Pommern 
geichilderten, nicht eintraten, jorgte weniger eine mangel® jeder Kon— 
trolle wirkungsloſe Vorſchrift der Berordnung vom 19. Dezember 1804, 
die den Bauernfchuß bezwedte, als der gejunde Sinn des Adels, 
der ein Bauernlegen in größerem Umfange nie auffommen ließ. Die 
tommunale Entwidlung aber nahm, nachdem einesteild den Inhabern 
des Bauernfeldes jedes Recht darauf abgejprochen war, andernteils die 
Bauernwirtichaften thatjächlich fortbejtanden, zumal bei der Regierung? 
lofigkeit des Landes fehr jeltiame Formen an. Da der Gutäherrichaft 
in den ritterfchaftlichen Diftritten al® Trägerin der weitaus meijten 
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obrigfeitlichen Funktionen von alters her die ausgedehntejte Autonomie zu= 
ftand!, jo Hatte fie auch die Ordnung der Kommunalverhältniffe völlig 
jelbjtändig zu treffen. Ihr eigenjtes Intereffe aber mußte ihr anraten, fich 
der kommunalen Laſten möglichjt zu entledigen, ohne doch ihre Rechte und 
ihren bejtimmenden Einfluß preiszugeben. Bei der Löfung diejer Frage war 
ein Widerftand der bäuerlichen Bevölkerung nicht zu erwarten, die feine 
Drganifation irgend welcher Art befad. Stand doch nach Aufhebung der 
Zeibeigenjchaft nicht mehr die Gemeinde, jondern eine Reihe von Pächtern 
einzelner Gutsparzellen dem Grundherrn gegenüber, der das Land als jein 
unzweifelhaftes Eigentum an feine früheren Hörigen pachtweife, teils erblich, 
teil8 auf Zeit, ausgethan hatte. Eben dieſe Pachtkontrakte, die doch jonjt 
nur zur Schaffung privater Rechte zu dienen hatten, benußte man, um auf 
Hummer und Inſten als „Gutsuntergehörige“ einen Teil der eigenen kommu— 
nalen Pflichten, Juftiz-, Polizeir, Armen, Schule und Wegelaften abzu— 
wälzen. Waren doch die „Gutsuntergehörigen“ nicht nur gejeglich, fondern 
zu allem Überfluß bisweilen auch noch kontraktlich zum Gehorfam gegen die 
Verordnungen der Gutsherrſchaft verpflichtet. 

Diejer Gefahr, die auch bei der ftrengjten Gentralifation drohte, daß 
nämlich die bejtehenden Gemeinden in ähnlicher Weile wie in Schleswig: 
Holjtein nach Aufhebung der Erbunterthänigfeit fommunal von den jelb- 
fändig gewordenen Rittergütern aufgefogen würden, entging Preußen 
durch das „Regulierungsedift“ vom 14. September 1811 und die fich daran 
Ichließenden Geſetze. 

So berechtigt es jein mag, fich Stein und Hardenberg, an deren Na= 
men der Ruhm der MWiederaufrichtung der preußifchen Monarchie unauf- 
löslich geknüpft ift, foweit Organiſations- und Berfaffungsfragen in Be- 
tracht kommen, in einem ausgeprägten Gegenjate zu denken, dennoch zeigt 
ih, daß beide Staatsmänner über die Mittel zur wirtſchaftlichen 
Kräftigung des Staates oft genug ein und derjelben Anficht waren. Ver— 
dankten über 30000 Wirte der Amtsdörfer Preußens und Littaueng der 
aus der Initiative Steins hHervorgegangenen Verordnung vom 27. Juli 
1808 ihr neues Eigentum ?, jo war es eine der erften Sorgen Hardenbergs, 
der am 6. Juni 1810 als Staatäfanzler die Leitung der Gejchäfte über: 
nommen Hatte, diefen jchwierigiten aller Schritte auf der Bahn der agra= 
rischen Reformen zu vollenden und neben dem Reſte der Jmmediatbauern 
die laſſitiſchen Hinterfaffen der Dominien zu Eigentümern zu erheben. 





ı Hanifen, Aufhebung der Leibeigenfchaft in SchleswigsHolftein ©. 117 ff. 
2 Knapp, Bauernbefreiung II 187—196. 
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Kraft des Ediktes vom 14. September 1811, „die Regulierung der 
gutöherrlich-bäuerlichen Verhältniſſe betreffend“ ", wurde den bäuerlichen Be— 
figern,, gleichtgut welchen Namen deren Nahrungen führten, das Eigentum 
ihrer Stellen verliehen?, den exblichen Laſſiten gegen Abtretung eines 
Drittels, dem umerblichen und den Zeitpächtern gegen Abtretung der Hälfte 
ihres Landes an den Gutäheren. Auf Erbpächter dagegen und Erbzinsleute, 
die ein befferes Befirecht beſaßen, bezog fich diefes Geje überhaupt nicht. 
Zugleich follten die den Bauern und Gutsherren gegenfeitig zuftehenden 
Dienitbarkeiten und Berechtigungen gegen wechjelfeitige Entſchädigung ab— 
gelöjt werden. Nach der Augeinanderfegung trat auch die Verpflichtung 
des Gutsherrn, die Höfe mit Bauernwirten zu bejeßen, der alte Bauern- 
ihuß, außer Kraft?. Das unter gleichem Datum erlaffene Edikt „zur Bes 
förderung der Landeskultur““ hob ferner die Gefchloffenheit de Grund- 
befites aller Klaſſen in der ausgejprochenen Abficht auf, dadurch „den 
fleinen Leuten“ Gelegenheit zum Landerwerb zu geben’. Freiheit in der Ver: 
äußerung, Verſchuldung und Vererbung des Bauerngute® war fomit feit 
dem Jahre 1807 die Regel geworden, wenn auch bezüglich der regulierten 
Höfe die Modifikation eintrat, daß fie nur bi8 zum Vierteil des Wertes 
mit Hypotheken belaftet werden follten, und auch die Parzellierung ent— 
iprechend beſchränkt war®. In ſeiner urfprünglichen Geftalt hat freilich 
das Regulierungsedift in den Kriegsjahren wenig Wirkung haben können, 
waren doch bis zum Anfange des Jahres 1818 in den Hier in Betracht 
fommenden Provinzen überhaupt nur 542 Regulierungen beendet, dazu 
879 in Angriff genommen”, was offiziell übrigens ala ein günftiges Re— 
jultat angejehen wurde. Der unausgeſetzte Widerfpruch der durch den 
Fortfall der bäuerlichen Dienjte gejchädigten Gutsbeſitzer, die zudem erjt 
allmählich mit den bedeutend größer gewordenen Gütern wirtjchaften Lernten, 
machte jchließlich doch auf König und Staatskanzler einen ſolchen Eindrud, 
daß dieſes Edikt in der Allerhöchiten Deklaration vom 29. Mai 1816 ° 
einer tiefeingreifenden Umarbeitung unterzogen wurde, die bis zum Jahre 


Geſetzſammlung für die Königl. Preußifchen Staaten von 1810/11 ©. 281 ff. 
ss 3. 4. 6. 10. 35. 37 des Regulierungsebifts. 
8 32 ebenda. 
Gejejammlung u. ſ. w. von 1810/11 ©. 300 ff. 
$ 1 des Landeskulturedikts. 

° 85 29. 31. 54 des Regulierungsedikts. 

" Anapp a. a. D. 11 391. 392. Offenbar beziehen fich die Angaben auf die 
Anzahl der Dorfichaften. 

8 Geſetzſammlung u. ſ. w. für 1816 ©. 54 fi. 
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1850 die entjcheidende Norm für die KRegulierungen gebildet hat. Der 
Hauptnachdrud lag auf der Beitimmung, daß fortan nur „ipannfähige“ 
Nahrungen regulierungsfähig waren!; Kofläten und fonjtige Kleinere Be: 
fier blieben von der Wohlthat des Geſehe⸗ ausgeſchloſſen, weil die Guts— 
beſitzer ihrer Handdienſte nicht entbehren zu können glaubten. Die weiteren 
Neuerungen, daß die Stellen kataſtriert, alten Beſtandes? und dem Be— 
ſetzungszwange unterworfen geweſen ſein mußten, ließen aber das Laſſiten— 
verhältnis auch bei manchen ſpannfähigen Beſitzern fortbeſtehen. Von be— 
ſonderer Wichtigkeit war noch, daß der Bauernſchutz, der ja für regulier— 
bare Stellen bis zur Auseinanderſetzung fortbeſtand, nach Art. 77 der 
Deklaration aber durch die Willenseinigung von Gutsherren und Laßbauern 
auch vor der Regulierung beſeitigt werden konnte, nach der Anſicht der 
Praris? für die nicht regulierbaren Nahrungen überhaupt fortgeiallen war, 
wobei noch der privatrechtliche Schuß, der in der Natur des einjt über: 
lafjenen Nutungsrechts Tome Grund Hatte, oft genug nicht genügend reſpek— 
tiert wurde*. 

Zeigten ſich die Wirtungen der Agrargeſetzgebung zunächſt auch nur 
langſam — bis zum Schluß des Jahres 1820 waren erſt 18 256 neue Eigen— 
tümer durch die Regulierung entjtanden? —, mochten ihre Folgen für den 
einzelnen Gutäbefißer und Bauer wohlthätig oder jchädlich fein, gegründete 
Ausfiht, auf der Bafis des freien Gigentums eine Landgemeinde— 
ordnung zu Schaffen, war nunmehr für alle Zukunft gegeben, denn es 
konnte nur eine Frage der Zeit fein, wann die Regulierung auf den Reit 
der meift Eleinbäuerlichen Stellen ausgedehnt wurde, joweit diefe überhaupt 
den Vergrößerungsgelüften des Gutsherrn Widerſtand geleijtet hatten. 


b. Das Gendarmerieedift vom 30. Juli 1812. 


Die Organifation der inneren Verwaltung, die Hardenberg demnächſt 
in Angriff nahm, zeigte im Gegenfaß zu den in fich fonfequenten Reformen 
wirtjchaftlicher Art eine völlige Abkehr von den Idealen Steind. Es 








' 8napp a. a. O. J 189. 

* Die Normaljahre waren: für die Marken und Pommern der 15. 
1763, für Schlefien der 14. Juli 1749, für Oftpreußen das Jahr 1752, für} 
preußen und Grmland da3 Jahr 1774. — Val. Anapp a. a. O. I 187} 

° Dönniges, Landeskulturgeſetzgebung Preußens I 87. 

* Rnapp a. a. D. I 2832 fi. 

’ Meiten, Boden, und landwirtichaftliche VBerhältniffe des preußif 
I 431. 
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wurde zunächſt nur ein Proviforium geſchaffen, — dasſelbe bedeutete aber 
die völlige Negation der Gelbjtverwaltung. 

Das jehr merkwürdige Gendarmerieedift vom 30. Juli 1812, welches 
durchweg don Echarnweber,, einem der eifrigiten Bejörderer der wirtichafte 
lichen GSelbjtändigfeit auf dem Gebiete der Agrarreform, ausgearbeitet 
war!, kündigte ſich nach Aufftellung einer Reihe von Prinzipien, was 
jeinen organifatorischen Zeil anlangte, Lediglich ala eine provijorijche 
Gejegesmaßregel an. Um in der Zeit des höchſten Drudes, als Preußen 
dem franzöfiichen Kaiſer gezwungen SHeeriolge leiftete, für den äußer- 
jten Fall nicht durch eine ſchwerjällige Adminiftration gehindert zu fein, 
jondern mindeftens doch einen technisch vollftommenen Verwaltungs— 
apparat zu befiten, waren die Formen der franzöſiſch-weſtfäliſchen Staats— 
verwaltung in wejentlichen Dingen nachgeahmt worden. Zwar behielt 
man ich die im Prinzip beichlofjene Neueinteilung des Landes in Militär- 
goudernement® und Megierungsdepartementse und die Neubildung der 
Kreife zur Zeit noch dor, wie auch die Aufhebung der Patrimoniale 
gerichtöbarfeit zu Gunjten der Land» und Stadtgerichte vorerjt noch Pro— 
jeft blieb. Der neue vom Staate ernannte Kreisdireftor aber mit feinem 
aus gewählten Deputierten aller Stände und einem AYuftitiar beftehenden 
Kreisverwaltungstollegium ähnelt doch gar zu jehr dem Präfekten des fran— 
zöfifchen Syftems mit feinem Generalrat. Zudem verlette diefer Teil der 
Drganijation auf das empfindlichjte die bisherigen Nechte der Ritterguts— 
bejiger aut Präfentation des Yandrats und in Bezug auf die Zujammen- 
jegung des Kreistags. 

Die fommunalen Verhältniſſe des platten Landes unterlagen 
vorerjt feiner wejentlichen Anderung. Das Edikt verwies nur auf eine 
zufünftige für Stadt und Land gemeinfame Kommunalordnung und bes 
merkte, die ländlichen Gemeinden follten jpäterhin „zwedmäßiger zuſammen— 
gejeßt werden“. Für die bejtehenden Verhältniſſe war allein wichtig, daß 
neben der Landgemeinde „der Dominialhof” als jelbjtändiger kommunaler 
Körper gedacht ?, aljo deſſen Infommunalifierung nicht beabfichtigt wurde, — 
eine der erjten Spuren der gejehlichen Anerkennung für den „jelbjtändigen 
Gutsbezirk“ der Jetztzeit. 

Die Polizei fiel im Prinzip in die Hände des Kreisdirektors?, der 
in der Gendarmerie, die dem Edikte einen wenig bezeichnenden Namen ges 





1 G, Meier, Reform ber Verwaltungsorganifation ©. 430. 
2 8 2 des Edikts vom 30. Juli 1812. 
s ss 33. 34 ebenda. 
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geben Hat, ein fräftiges Erefutivmittel nach franzöfifchem Mufter erhielt. 
„Die Gutsbeſitzer fahren fort, die Lofalpolizeiverwaltung der Dorfgerichte 
zu fontrollieren” ?, unter diejer jcheinbar formloſen Anknüpfung an angeblich 
beitehende Zuftände wurde ihnen nur das Recht gelafien, „in dringenden 
Fällen zu verfügen und zu remedieren“. In der Regel jtand der Dorf- 
jchulze ebenjo unter dem Kreisdireftor wie in Bezug auf das Dominium 
der Gutsbeſitzer jelber?; beide waren lediglich Hülfsorgane der in der 
Kreisftadt centralifierten Xofalpolizeibehörde?. Daß Hardenberg damals 
die Abficht gehabt hat, den Kommunen in der künftigen Gemeindeordnung 
möglichite Unabhängigkeit von ftaatlichen Einflüffen zu gewährleijten, ließ 
fih nach der Art, wie er den Kreis fommunal ala Appendir des Ver: 
waltungsbezirts fonftruiert hatte, kaum erwarten. 

Gegen dies Geſetz erhob fich ſofort die lebhafteſte Oppofition ſowohl 
feitens der Beamten, die mit diefer überftürzten und unfertigen Organi— 
jation nicht einverjtanden jein fonnten*, ala auch der damals in Berlin 
verſammelten eriten Volksvertretung Preußens, der interimiftiichen National- 
repräfentanten?®. In deren Kreiſen reflamierte man — allerdings gegen 
den MWiderjpruch der bäuerlichen Abgeordneten — in einer Eingabe vom 
26. September 1812 auf das eifrigite mindeftens die patrimoniale Givil- 
jurisdiftion in dem bisherigen Umfange, wollte auch die Polizeigewalt der 
Gutsherren und die allgewohnte Unterordnung der Dorfgerichte unter deren 
Anordnungen ungejchmälert wiffen®. In welchen Landesteilen eigentlich das 
Edikt mit Ausnahme der Bejtimmungen über die Gendarmerie unter den Kriegs— 
wirren und bei der Abneigung aller Welt ausgeführt worden ift, bleibt 
unklar’. Nach einer Bemerkung von v. Bülow-Cummerow, einem der eifrigiten 
MWortführer des Adels gegen das Hardenbergjche Verwaltungsſyſtem, jcheint 
man in Pommern am weiteften damit gediehen zu fein®. Eine fulminante 
an Hardenberg gerichtete Eingabe der Nationalrepräfentanten vom 16. Fe— 


$ 39 des Edikts vom 30. Juli 1812. 
SS 40. 41 ebenba. 
$ 34 ebenda. 
+ d. Treitjchte, Deutiche Geichichte I 350. 
° Stern, Zur Gejchichte der preußiichen Reformzeit ©. 183. 184. 140. 
6 Röpell, Beiträge zur neueren Geſchichte Preußen?, in den Publikationen ber 
ichlefifchen Geſellſchaft für vaterländiiche Kultur. Jahrg. 1847. ©. 349. 355. 356. 
Kloſe, Leben Hardenbergg ©. 314. — v. Treitſchke a. a. O. J 380. 
° 9. Bülow-Cummeromw, Verwaltung Hardenberg: ©. 79. 
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bruar 1814 ° mag jchließlich auf den Erlaß der das Edikt fufpendierenden 
Kabinettsordre vom 19. Mai 1814 nicht ohne Einfluß geweſen fein ?. 

So jcheiterte der Verfuch, das Präfekturfyitem in Preußen einzuführen. 
Die Anhänger der Selbitverwaltung konnten zufrieden fein, noch mehr aber 
die Vertreter der befonders bedrohten ftändifchen Intereffen, in denen noch 
nach Jahrzehnten die Erregung über dies verwegene Projekt nachzitterte, wie 
denn d. Rancizolle in den vierziger Jahren des Jahrhunderts keinen Teil 
der Hardenbergichen Thätigkeit einer gereizteren, aber auch treffenderen 
Kritik unterzieht? als dieſes Edikt, das doch den Stempel eines Notgeſetzes 
einer jchweren Zeit an fich trägt und gerechterweile als ſolches beurteilt 
werden muß. Patrimonialgerichtsbarkeit und Polizeigewalt blieben nun- 
mehr auf lange Zeit dem Adel gefichert. 


c. Köhler Kommunalordnung für Stadt und Land. 


Noch im Jahre 1814, als fich der Kriegslärm kaum verzogen hatte, 
begann man einer Anderung der Städteordnung näher zu treten. Wiederum 
tauchte bei den Vorarbeiten der Gedanke auf, daß ed nur einer Kommunal« 
ordnung für Stadt und Land bedürfe, daß alſo jeßt die erwünjchte Ge— 
(egenheit gegeben jei, die ländliche Kommunalverfaffung zugleich mit der 
ftädtifchen in einer SKodififation zu ordnen. Köhler, der fich jchon in 
jeinen früheren Projekten, dem Entwurf vom 27. September 1809 — Ent— 
wurf Köhler I — und dem Promemoria dom 2. Juli 1811, einer folchen 
Löfung jehr geneigt gezeigt Hatte, überreichte in Konſequenz dieſer Beſtre— 
bungen, indem er die in dem Entwurf von 1809 formell aufrechterhaltene 
Scheidung in eine Stadt- und in eine Landgemeindeordnung nunmehr 
fallen ließ, dem inzwiſchen zum Minifter des Innern ernannten Herrn 
v. Schudmann unter dem 30. Januar 1815 den Plan eines Geſetzes!, 
das, im feinen Grundzügen für Stadt und Land gemeinfchaftlich beftimmt, 
nur in der Ausführung einzelner Partieen jpecielle Anordnungen für ftädtifche 
und ländliche Verhältniffe enthalten follte. 

Belehrt durch die ſchon damals läſtig empfundene allzuausgedehnte Auto— 
nomie der Städte, Hatte e8 der Verfaffer vor allem für gut befunden, die 
Kommune einer möglichit wirfjamen Staatsfontrolle zu unterwerfen. In dem 


ı Röpcella. a. D. ©. 359. 

» Meier a. a. D. ©. 444. 

av. Sancizolle, Über Königtum und Landftände in Preußen S. 179 ff. 

* Acta des Minifteriums des Innern wegen der im Jahre 1814 notwendig 
erachteten Revifion der Städteordnung u. ſ. w. 
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Schreiben an Schumann, das den Entwurf begleitete!, führt er an, von 
diefem Gefichtöpunfte aus habe er die fommunale Kompetenz, die Ober 
aufficht des Staates und das Selbitbeitimmungsrecht der Kommune geordnet. 

Köhler ging diesmal wiederum davon aus, daß die Rittergüter in die 
Gemeinden aufzugeben hätten; auch war die Verbindung einer Stadt mit den 
umliegenden ländlichen Ortſchaften und Rittergütern zu einem Kommunal» 
verbande vorgefehen, jo daß neben rein jtädtifchen und Ländlichen auch Ge— 
bilde gemifchter Natur vorkamen. Als Grundprinzip war übrigens das 
des Entwurfs vom 27. September 1809 geblieben, jo daß Hier nur die 
Abweichungen kurz jlizziert werden follen. Die Gemeinde, die mindeitens 
200 Feueritellen und 1000 Einwohner umfaffen mußte, konnte in Bezirke 
zerfallen, die aber, ohne irgend welche Selbjtändigfeit zu haben, nur den 
intereffen einer überfichtlichen Verwaltung dienten. An der Spitze der 
Gemeinde ftand ala deren Vorſteher der Schulze. Ein Gut mit mindeſtens 
fünfzig Seelen bildete jedesmal für fich einen Bezirk, fein Befiger war der 
geborene Bezirfsvorfteher. Sämtliche Schulgen und ein von ihnen der Re— 
gierung präfentierter Amtmann bildeten das Schulzenamt, das zugleich an 
Stelle der früher von Köhler beliebten Landverordneten die Repräfentativ- 
verfammlung der ländlichen Kommune daritellte, denn das Plenum der 
umfangreichen Gemeinde war mit Ausnahme der Schulzenwahl nicht 
mehr zu irgend einer Thätigkeit berufen. Der lebenslängliche, unbejoldete 
Amtmann war zugleich Inhaber der Polizeigewalt und oberfter Kommunales 
beamter, die Schulgen in den einzelnen Bezirken feine commissarii perpetui, 
Veitgehalten war der Unterfchied zwifchen Bürgern und Schußverwandten. 
Zu den erjteren gehörten, wie früher, im wejentlichen die erblichen Beſitzer 
oder nicht bloß vorübergehenden Zeitpächter eines fpannfähigen Grunditüde ; 
jedoch war der Kreis der Perjonen, die das Bürgerrecht erwerben konnten, 
jo ausgedehnt, daß ein Genfus don mindeitens 300 Thaler Einkommen 
nur die Proletarier fern hielt. Gefinde, Tagelöhner und Laſſiten blieben 
wiederum ausgeſchloſſen. 

Ein bejonderes Verdienſt gebührt aber gerade dieſem Köhlerichen Ent: 
wurje?, indem er es unternahm, jowohl die Aufgaben derKommune 


! Acta be3 Minifteriumd des Innern wegen ber im Jahre 1814 notwendig 
erachteten Revifion der Städteordnung u. ſ. w. 

2 Während der übrige Teil des Entwurfs Köhler II, der materiell nicht 
allzuviel Neues dem Entwurf Köhler I gegenüber enthält, nicht abgedrudt wurde, 
ift dies mit dem Tit. I S$ 1—14, ber die Kommunalfompetenz, und dem Tit. X, 
ber das Befteuerungsrecht regelt, in Anlage H der Fall. 
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gegenüber den allgemeinen Staatözweden näher zu präcifieren als auch 
zum erjten Male ein Steuerprogramm aufzujtellen, was über Die 
Bedürfniffe des Tages weit hinausgehend dazu beitimmt jchien, finanz- 
fräftige Körperfchaften ins Leben zu rufen. 

Köhler ging davon aus, daß e8 kommunale Anftalten an ich nicht 
gebe, jondern daB der Staat diejenigen Zwede der bürgerlichen Ge- 
ſellſchaft ausdrüdlich bezeichnen müſſe, die er zu kommunalen jtempeln 
wolle — ein prinzipielle Wahrung der Staatsautorität als der Quelle 
allen Rechtes, die gegenüber den Tendenzen der Städteordnung nötig ſchei— 
nen mochte. Köhler unterjchied ' zunächjt Anftalten gegen Feuers- und 
Waſſersgefahr, die Sicherheitspolizei und das Gejängniswejen von Injtituten 
zur Öffentlichen Bequemlichkeit. Hierzu rechnete er Unterhaltung von Stra= 
Ben, Dämmen, Brunnen, Gräben, Brüden, Fähren und Einhegungen aller 
Art. Hinzutrat die Sorge für Beleuchtung und angemefjene Erholungs» 
orte. Alles dies jollte der Gemeindefürforge unterliegen. Er jeßte ferner 
voraus, daß fich die Gemeinde folcher Anjtalten annähme, die zwar nur 
einzelnen, aber bejonders im öffentlichen Intereſſe betriebenen Gewerben 
dienten. Gichungsämter, Plätze um das Transportgewerbe zu Waller und 
zu Lande zu fördern, Schlacht- und Brauhäufer, Schmieden, Mühlen u. }. w. 
gehörten unter dieje Kategorie. Da die Gemeinde nach Möglichkeit mit dem 
Kirchipiel zufammenjallen follte, verlangte er ohne Nüdficht auf Hiftorijche 
Entwicklung und Eonjeffionell gemijchte Gegenden die Übernahme der Kirchen- 
laſten, dazu auch unter Bejeitigung der Schulfocietäten die der Lajten für 
den Elementarunterricht auf die Gemeinde. Die Sanitätspolizei, Kranken— 
häufer, Bejoldung eines Medizinalperfonal® waren ebenfalls fommunale An= 
gelegenheiten geworden, deögleichen „ſtatiſtiſche“ Anjtalten jeder Art, wie 
Führung der Katafter, Vermefjungsregijter u. j. w.; das Übertragen der 
gefamten Armenlajt auf die Gemeinde war dadurch verjchärft, daß in die— 
jer Beziehung die Rechtsvermutung für die Verpflichtung der Kommune 
ſprechen jollte. 

Diefen jehr umfafjenden, jchon ganz modernen Anforderungen zu ges 
nügen, konnte die Kommune nicht mehr auf ihre früheren Hülfgmittel, auf 
Naturalleiftungen der Gemeindemitglieder und auf die Einkünfte des durch 
die fortjchreitende Gemeinheitsteilung immer mehr gejchmälerten Gemeinde- 
vermögen zurüdgreiien, fie bedurfte neuer Steuerquellen. Zunächſt blieb 
auch Hier das Prinzip der Staatsſouveränität ftreng gewahrt. Nur dem 
Staate jtand die Steuerhoheit zu, die den Kommunen zwecks Befriedigung 


ı Fit. 18$ 1—14 Entwurf Köhler I. 
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der Gemeindebedürfniſſe delegiert werden konntel. Kommunale Wege— 
und Pflafterabgaben, Fuhr- und Schleufengelder follten im Prinzip nur 
die Unterhaltungskoften deden, man mußte alfo einzelne von den in der 
Hauptjache bisher dem Staate vorbehaltenen Steuern der Kommune über- 
weien. Köhler hielt „Konſumtions- oder indirefte Steuern“ und die Ge- 
werbefteuer für jo durchaus umgeeignete Gemeindeabgaben, daß fie nicht 
einmal von fommunalen Körperichaiten in Vorſchlag gebracht werden 
dürften. Auch Grundjteuern und Erbichaftzjteuern wollte er nicht zulaffen, 
Qurusfteuern nur in einem mäßigen Betrage zu Gunften der Armenkaſſe. 
Das Steuerrecht der Kommune bezog ſich demnach nur auf direkte Steuern, 
und zwar benannte Köhler ala jolche nach dem damaligen Stande der 
Steuerpolitit die Vermögens und Einkfommenfteuer, die Mietſteuer, die 
Kopf: und KHlaffenfteuern. Wie weit Köhler feine weitausfchauende Für— 
forge erjtredte, zeigte der lebte (XI.) Titel der Gemeindeordnung, in dem 
außer einer genauen Vorſchrift, warn und wie Anlehen zu fontrahieren, 
auch die Zahlungsunfähigfeit und der Konkurs einer folchen öffentlichen Kor— 
poration in Erwägung gezogen war. Köhler große, leiftungsfähige Kom— 
mune fonnte eben nur mit einem bedeutenden Gtat bejtehen; ihm boten 
daher für feinen Plan nur wohlhabende Städte, nicht aber die Güter und 
die Zwerggemeinden des Oſtens brauchbare Analogieen. 


d. Der Entwurf der Immediatkommiſſion vom 7. Auguft 1820. 


Die Notwendigkeit, die durch die Frreiheitäfriege neu oder wieder er— 
worbenen Landesteile in den Organismus der preußiſchen Monarchie ein= 
zufügen, gab den damaligen Staatsmännern jehr bald nach dem Friedens— 
ichluffe die erwünſchte Veranlaſſung, ihre alte Lieblingsidee, eine allgemein 
gültige Gemeindeordnung für den ganzen Staat zu fchaffen, mit er- 
neutem Eifer wieder aufzunehmen. 

Freilich Hatten fich die Aufgaben gegen die frühere Zeit bedeutend ver- 
ichoben. Das Preußen des Tilfiter Friedens mit feinen im wejentlichen 
homogenen Bejtandteilen und den auf Grund einer einheitlichen Geſetzgebung 
in voller Reform befindlichen Agrarverhältniffen war zwar das Kernland 
der Ländermafje geblieben. Im Dften aber gliederten fich polnifche Landes— 
teile an, die unter der berzoglich warjchauifchen Regierung der dem Kultur— 
zuftand des Landes nicht entfernt entjprechenden neufranzöfiichen Gejeggebung 
unterworfen gewejen waren. Hier wurde der Bauer zwar perjönlich frei, 
hatte aber den Verluſt jedes Rechts an den von ihm bebauten Ländereien 


ı Vol. Hierfür und für da3 Folgende Zit. X des Entwurf! Köhler II. 
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zu beklagen, während die Gemeinde» und Polizeiverfaffung, wenn auch in 
verjchleierter Form, dem Adel die Fortdauer feiner Herrfchaft ſicherte. Im 
Norden fonjervierte das neu erworbene Schwedich- Pommern die Zuftände 
des vorigen Jahrhunderts. Es blieb bei der Vernichtung des Bauern- 
ftandes und damit auch der Landgemeinde. Im Weſten hatte die Zwifchen- 
herrſchaft Frankreichs und der Rheinbundftaaten — Weſtfalen, Berg, 
Hefien, Naffau — mehr oder weniger gründlich mit dem Hiftorifchen Rechte 
aufgeräumt, auf dem rechten Rheinufer wohl die dinglichen Rechte der Guts— 
herren, nirgends aber deren politijche und perfönliche Privilegien beftehen 
laffen, während die Gemeindeverfaflung überall die des Eaiferlichen Frank— 
reich war. In den jächfifchen Landesteilen endlih, an der Südgrenze 
des Landes, waren nach altjtändifchem Brauche die Vorrechte des Adels noch 
intakt, die Reform der agrarifchen Verhältniffe nicht einmal in Angriff ges 
nommen. Die Objervanz regelte da3, was man die Berfaffung der Ge- 
meinden nennen fonnte. 

Diefe chaotifchen Rechtszuftände auch nur einigermaßen auf gleiche 
Normen zurüdzuführen, ſchien im erften Mugenblide unmöglid. Das Staats— 
minifterium hatte demnach auf die Yrage, ob eine allgemeine Kommunal: 
ordnung abgefaßt werden folle, zunächjt verneinend konkludiert!. Im regen 
patriotifchen Eifer wollte man aber wenigjtens in den wejtlichen Provinzen 
die Mairieen aufheben und die Städteordnung, für das platte Land aber die 
auf dem Allgemeinen Landrecht beruhende Berfaffung einführen?, Allein 
nicht nur widerfprachen die Regierungen der neuen Provinzen, hier von den 
Sympathieen der gejamten Bevölkerung getragen, auf das lebhafteſte — 
hatte doch die leicht zu handhabende fremdländiiche Organifation gerade für 
Berwaltungsbehörden etwas Bejtechendes —, auch der König griff, veranlaßt 
durch das Lob, welches die Zeitungsberichte der Regierungen während einer 
Teuerung den Bürgermeiftereien ald großen und darum Teiftungsfähigen 
Verbänden geipendet Hatten, perfönlich ein und befahl in einer Kabinetts— 
ordre vom 29. März 1817, daß die jenfeits der Wefer vorhandenen Bürger: 


! Bol. die Bemerkung vom 13. Januar 1817 in ben Alten bes Minifteriums 
be3 Innern betreffend die Organijation des Ländlichen Gemeindeweſens u. ſ. w. Bd. I. 

2 Girkularverfügung des Minifterd de3 Innern vom 30. April 1817 an die 
Dberpräfidenten und Regierungen in Rheinland und Weftfalen — Bericht bes Mini: 
fter3 von Schuckmann an Hardenberg vom 13. Januar 1818, beides ebenda Bd. I 
bezw. Bd. 11. 

3 Erwähnt in dem Schreiben Schumann! an Hardenberg vom 13. Januar 
1818, in den Akten betreffend die Organijation de3 Ländlichen Gemeindewejens 
u. ſ. w. Bd. II. — Auf die weftfälifch gewejenen Zeile der Provinz Sachen, Magder 
burg, die Altmark, Halberftadt u. j. w., bezog fich diefe Anordnung nicht. 

8 * 
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meijtereien bis auf weiteres fortbeftehen follten. Allein der Staatäfanzler 
Fürft von Hardenberg war keineswegs gewillt vor dem rheinifchen Parti= 
fularismuß Halt zu machen. Der neue Minifter de Innern, von Schud= 
mann, war gerade damit bejchäftigt, die auf jein Girkular vom 30. April 
1817 an die Oberpräfidenten und Regierungen von Rheinland und Weit- 
jalen! eingegangenen Gutachten, wie denn die beitehenden Einrichtungen 
zwedmäßig in die intendierte Neuordnung der Dinge übernommen werden 
fönnten, zu fichten, als Hardenberg in einem Schreiben aus Enger? dom 
6. Januar 1818? urplößlich eingriff und ihm die konkrete Frage vorlegte, 
in welcher Lage fich die Organifation des Kommunalweſens befinde und ob 
die Gemeindeordnung bereit? im Entwurfe vorliege. Nötigen Falls ftellte er 
geeignete Maßregeln in Ausficht. Hardenberg hatte fi) nämlich damals, 
um eine perjönliche Anjchauung von den Verhältniffen zu gewinnen, ſelbſt 
an den Rhein begeben, wo ihn eine Reihe von Deputationen den Wünfchen 
des Landes zugänglich zu machen bemüht war. 

Schudmann bezog obige Anfrage, anjcheinend mißverjtändlich, nur auf 
die Ordnung des Kommunalwejend in den neu erworbenen Zandesteilen 
und berichtete demgemäß am 13. Januar 1818®, daß er bezüglich der 
Rheinlande noch das Nefultat einer Beratung der Verwaltungscheis in 
Godesberg abwarte, der die Kabinettsordre vom 29. März 1817 über den 
Fortbeſtand der Bürgermeiftereien zur Bafis diene. Auch für Sachſen habe 
er Vorarbeiten für eine Kommunalordnung angeordnet; für Pofen dagegen 
jet nichts in Ausficht genommen, falls nur die größeren Städte die Städte: 
ordnung verliehen erhielten. Wirklich reichte bereit? am 24. Januar 1818 
der überaus thätige Oberpräfident von Weftjalen, Frhr. von Binde, eine 
Gemeindeordnung für Stadt und Land der Provinzen Weitfalen, Nieder- 
rhein und Jülich-Kleve-Berg ein*, die nach Anficht Schuckmanns? zugleich 
das franzöfifche Syftem und die Grundfäße der Städteordnung billig be— 
rüdfichtigte. 

In eine überaus peinliche Lage geriet aber der Minijter, ala er davon 
Kenntnis erhielt, daß Hardenberg, ohne fich vorher mit ihm ind Einver- 
nehmen zu feßen, bei jeinem Aufenthalte am Rheine Mitglieder der 





ı 3b. I ber citierten Alten. 

? Anfrage Hardenbergs an Schudmann, de dato Engerd, 6. Januar 1818, 
ebenda Bd. II. 

3 Ebenda ®b. II. 

+ Ebenda ®b. II. 

> Edhreiben Schufmanns an Binde vom 27. Februar 1318, ebenda ®b. II. 
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Koblenzer Regierung mit der Ausarbeitung eines Kommunalordnungsentwurfes 
beauftragt hatte. Zweimal, das lebte Mal am 12. März 18191, richtete 
Schudmann die Bitte an den Staatsfanzler, ihn über die Sachlage und 
darüber, ob das Staatskanzleramt oder der Reflortminifter die Leitung über- 
nehmen jollte, aufflären zu wollen. Vergeblich — jede Anfrage blieb un— 
beantwortet. Inzwiſchen, im Frühjahr 1820, Tief im Minifterium der 
Entwurf des jächfiichen Oberpräfidenten von Bülow und infolge eines 
mündlichen Auftrages von v. Schudmann ein folcher des brandenburgijchen 
Dberpräfidenten von Baſſewitz mit ausführlicher Begründung ein, welche 
beide zu den Alten genommen wurden. 

Es lag in Hardenberg Art, der in großen Fragen überall felbft die 
Initiative ergriff, daß er den ihm ala Reffortminifter untergeordneten Schud= 
mann, dem er offenbar den Reformplan nicht anvertrauen wollte, einfach 
beifeite ſchob; daß er dieſes aber in jo rüdfichtslofer Weife that, hat 
jeinen Entwürfen wahrlic” nicht zum Heile gereiht. Mit Recht klagte 
Schudmann in bitteren Worten nach dem Tode Hardenberg: in einem an 
Vincke gerichteten Schreiben vom 26. April 1823? auf deſſen lebhaftes 
Drängen, endlich einmal vorwärts zu kommen, er fei an der Verzögerung 
unschuldig. Hardenberg oder deifen Geheimer Rat Eichhorn habe gelegentlich 
einer Reife des Staatskanzlers in die Rheinprovinz die Sache an fich ges 
zogen. Er jei ſomit nicht bloß amtlich jufpendiert, fondern der Angelegen- 
heit auch innerlich entfremdet gewejen. 

Daß aber dieje verzeihliche Animofität auch das Urteil Schudmanns in 
der Sache jelbit zu einem durchaus fubjektiven machte, zeigte deſſen Kritik des 
im folgenden näher zu befprechenden, auf Hardenbergs Anregung zu ftande 
gelommenen Entwurfs. Bedenklich war es jchon, daß Schudmann der nicht 
mehr aufzufindenden Anweiſung Hardenbergs an die jpäter zu erwähnende 
Immediatkommiſſion vorwarf, fie habe „die Sache bloß a priori nach einer 
neuen Theorie” anfafjfen wollen. Beſonders Binde, einem Mitglied diefer 
Kommiffion, gegenüber war eine Behauptung wie die, „Hardenberg habe jo 
gethan, als wenn noch feine Gemeinden eriftierten, gleich ala ſolle durch 
deren Bildung der Grundjtein zu einem neuen Staatögrundvertrage gelegt 
werden; auf diejer Grundlage habe die Kommiſſion ſelbſtverſtändlich nichts 
leiften können“, mindeſtens eine jehr gewagte zu nennen. Schudmann ſchil— 
derte dann noch, wie „die Harmonie diefer Ideen mit der berüchtigten da- 
maligen Adrefje des p. Görres“ — eines überfpannten Radikalen, der den 


ı Ebenda 2b. II. 
2 Ebenda Bd. IV. 
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Staatöfanzler ohne irgend ein Mandat im Namen der Rheinlande aben— 
teuerliche Wünfche vorgetragen hatte! — „über die zu bildende Konjtitution “ 
ihm zuwider gewejen, jo daß er fich gegen alles habe ausſprechen müflen. 

Mit diefem jo lebhaft angefeindeten Entwurje der Jmmediat- 
kommiſſion, einer ebenſo charakteriftifchen wie bedeutenden Schöpfung 
der Hardenbergichen Epoche, der nach langer Verfchollenheit von Treitſchke 
im Nachlaſſe Schudmanng aufgefunden und in deffen „Deuticher Gefchichte‘ 
zuerjt jeinem Inhalte nach kurz wiedergegeben ift?, verhielt es fich folgen— 
dermaßen?. Nachdem einmal Friedrich Wilhelm III feinem Volke zu wieder- 
holten Malen, bejonders in der Verordnung „über die zu bildende Repräfen- 
tation des Volkes“ vom 22. Mai 1815, Reichajtände verheißen hatte*, war 
Hardenberg auf das eifrigjte bemüht, im Hinblick auf diefe Zufage, deren 
Denvirklihung damals unmittelbar bevorzuftehen jchien, alle größeren 
Drganijationggejege noch vor dem Zufammentreten des eriten Landtages 
unter Dach und ach zu bringen. Zrug er doch mit Necht Bedenken, die 
Grundlagen des Staates den Zufälligfeiten ungefchulter parlamentarifcher 
Berfammlungen preiszugeben, wie fie damals in Süddeutſchland den Re— 
gierungen jchwere Berlegenheiten bereiteten; denn dab die kommunalen 
Drganijationen zu diefen Zundamentalgejegen gehörten, war jelbftverjtänd- 
lich. Hinzu trat aber noch der Umstand, daß nach der Meinung aller 
einfichtigen Männer die Reichsſtände organisch) aus den Ordnungen für 
Land- und Stadtgemeinden, für den Kreis, für die Provinz hervorwachſen 
mußten. Ein Mißlingen diefer Pläne wog jchwer; es bedeutete mindejtens 
den Berzicht auf die gejamte Reform, ja auf eine friedliche Entwidlung 
Preußens zu einer Eonftitutionellen Monarchie’. 

Daß ein folches Werk, welches den Erfolgen Hardenbergs in der 
inneren Politik die Krone auffegen follte, nicht heimlichen Gegnern, wie 


1v. Treitjchte, Deutiche Geſchichte II 456. 

2 Ebenda III 768. 

3 Wie vollftändig das Dajein und die Arbeiten der Immediatlommilfion in 
Vergeſſenheit geraten waren, wird durch die Thatſache illuftriert, dat eine im Jahre 
1844 nad amtlihen Quellen zufammengeftellte Dentichrift diefe Immediatkommiſfion 
gar nicht zn kennen jcheint, obwohl fie der Differenzen Hardenbergs und Schuckmanns 
Erwähnung thut. Es ift dies die „altenmäßige Darftellung der jeit dem Jahre 1814 
ftattgefundenen Grörterungen wegen veränderter legiälativer Feſtſetzungen über das 
ländliche Kommunalwejen“, umdatiert und ohne Angabe des Verfaſſers. Aus ben 
Akten betreffend Organifation des Ländlichen Gemeindewejens u. |. w. Bd. VII. 

+ vd. Sancizolle, Rechtsquellen S. 3—9, der die verjchiedenen diesbezüglichen 
Erklärungen des Königs zuiammengejtellt hat. 

5 9. Treitichte a. a. O. III 99 ff. 
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Schudmann, fondern der Blüte der vom Gtaatäfanzler jelbjt gebildeten 
Beamtenjchule anvertraut werden mußte, erfannte die Allerhöchſte Kabinetts- 
ordre vom 12. Februar 1820, und die auf Grund derſelben erlafjene 
Verfügung Hardenbergs vom folgenden Tage voll und ganz an!. Die 
Immediatkommiſſion war zujfammengefegt aus dem Staatsſekretär und 
Cheipräfidenten der Bank Frieſe, dem Mirklichen Geheimen Ober: 
regierungsrat Köhler, dem Geheimen Regierungsrat Strediuß — einem 
bei der Teilung Sachjens übernommenen Beamten —, dem Geheimen Lega— 
tionsrat Eichhorn, der im Bureau de Staatskanzleramts bejchäftigt 
war, dem Geheimen Regierungsrat vd. Bernuth aus dem Minifterium 
des Innern, dem Oberpräfidenten Frhr. v. Binde und dem Gebeimen 
Staatarat Daniels?, von denen Frieſe, Köhler und dv. Vinde durch ihre 
frühere Thätigfeit auf diefem Gebiete ala bejonders jachverjtändig gelten 
fonnten. Ihre Aufgabe war die Ausarbeitung einer Kommunal» und 
Kreißordnung, in Verfolg deren fie bereit? am 7. Auguft 1820 dem Staate- 
fanzler nachfolgende Entwürfe überreichten: 

1. ein Gejeß, die Einführung einer Gemeinde- und Kreisverfafſung 

betreffend, welches zugleich die Übergangabejtimmungen enthielt, 

2. eine Städteordnung auf der Grundlagen des Gejeßes vom 19. No— 

vember 1808, 
3. eine Ordnung für die Landgemeinden — Anlage I —, 
4, eine Kreisordnung, 
5. Erläuterungen zu diejen Gefeßentwürfen. 

Dinde und Köhler hielten ich zudem verpflichtet, da fie im einzel: 
nen Punkten abweichender Meinung waren, Separatvoten vom 5. bezw. 
12. Auguft 1820 zu den Alten einzureichen. 

Troß diejer vielgliedrigen Kommiffion, in der fich die Anjchauungen 
oft genug jchroff gegenüberftehen mochten, zeigte der Entwurf doch nicht 
die Spuren eine Kompromißwerfes, welche die auf parlamentarifchem Wege 
zu ftande gekommenen Gejege der Neuzeit nur zu häufig aufweijen. Sein 
Ausdrud war knapp und treffend, feine Beitimmungen elaftiich, aber aus 
einem Guß. Und doch Hatte die Kommiffion, wie die Motive erkennen 
lafjen, in einer Hinficht mit gebundener Marjchroute vorgehen müſſen. 


ı Dogl. hierfür und für das Folgende: „Die Entwürfe zu einer Städte, Land— 
gemeinde: und Kreisordnung in der preußischen Monarchie”, zur Zeit im Geh. Staats— 
archiv zu Berlin. 

2 Vielleicht ift Danield mit dem von v. Treitſchke a. a. O. II 224 erwähnten 
Präfidenten de3 Kölner Appellhofs identisch. — FFriefe, Köhler, Eichhorn, v. Vinde 
und Daniel3 waren zugleich Mitglieder des Staatsrats. 


120 Kapitel VI. 


Mit innerem Widerftreben und gegen das ausdrüdliche Votum Köhlers 
mußte die Kommilfion das Prinzip adoptieren, daß es zwar in den weſt— 
lichen Provinzen bei der Aufhebung der Privilegien der adligen Güter ver- 
bleiben, im Oſten dagegen das Rittergut mit feinen publiziftifchen 
Rechten Eonjerviert werden ſolle. Daß diefe Beitimmung, welche nicht nur 
den Forderungen einer Hiftoriichen Kontinuität, jondern auch den realen 
Machtverhältnifjen durchaus entfprach, zugleich notwendig und nütz- 
lich fein könne, diefe Möglichkeit wurde am wenigiten von den Mitgliedern 
der Kommiſſion jelbft in Betracht gezogen, die als Kinder ihrer Zeit kaum 
gewöhnt waren, nationalöfonomijche Poftulate ausreichend zu beachten. Mit 
den Stoßſeufzer, man müfje die Vorjchläge dem Beftehenden anpaffen und 
lieber etwas Mangelhaites ala etwas Unausführbares liefern, fpendete die 
Kommiffion dem Prinzip der Regierung, wohlerworbene, wenn auch „bedenk— 
liche“ Rechte nur gegen Entſchädigung zu bejeitigen, ein faum jehr aufrichtiges 
Lob und jprach dabei die Fromme Hoffnung aus, der Gutäherr, dem zur Zeit 
Dienfte und Abgaben, die Gerichtäbarkeit, die Polizeigewalt, Freiheit von 
der Grundſteuer und in Laffitendörfern noch dazu dad Eigentum zuftehe 
und der deshalb nicht Gemeindegenofje jein könne, werde einftmals dieſe 
Rechte verlieren und dann in den Gemeindeorganismus hineinpafien. Bis 
zu diefem unbeftimmbaren Zeitpunkt ließ man den Gutsbezirk völlig un— 
berüdfichtigt, ja jogar außerhalb der im Kreiſe vorgefehenen kommunalen 
Verbände, der Samtgemeinden, unbefümmert darum, daß dadurch un— 
ihätbare Kräfte für die Bildung jener Körperſchaften verloren gingen. 

An diefen Fortbeitand der Rittergüter im Oſten Inüpfte der Wort- 
führer der wejtlichen Provinzen, der Weſtfale Binde an, um einer all= 
gemeinen Landgemeindeordnung für die ganze Monarchie zu widerfprechen, 
In der That waren die Schwierigkeiten, auf die ſich Binde berufen fonnte, 
nicht zu unterfchägen. Das freie Eigentum, die Gleichheit öffentlicher 
Rechte, die franzöſiſche Bürgermeifterei ſtanden im fchroffen Gegenſatz zu 
den Vorrechten der Gutäherren und zu den Zwerggemeinden der Laffiten im 
öftlichen Preußen. Auch fand die Kommiſſion mit Recht weitere Bedenken 
einer allgemeinen Regelung in der fparfamen Bevölkerung und dem Vor— 
berrichen des Pachtverhältniffes in den ſlaviſchen Zandesteilen!, die feine 
Spur von Gemeindeeinrichtungen zeigten. Für dieje nicht deutfchen Provinzen 
geftand fie deshalb der Regierung die Berugnis zu, die Landgemeinde- 
ordnung teilweife zu fufpendieren und erſt bei fortjchreitender Klärung der 
Agrarverhältniffe zur weiteren Ginführung zu fchreiten, denn „um der 


I Bol. auch v. Treitjchte III 350. 
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Bormundichafit überhoben zu werden und feine Angelegenheiten zu verwalten, 
muß man mündig fein”! Im übrigen, war man der Meinung, jei der 
Unterjchied des Bildungsgrades der einzelnen Provinzen nicht allzugroß ; die 
vorgejchrittene Kultur in den überwiegend katholischen Rheinlanden werde 
durch die Kraft des Protejtantigmus im Oſten reichlich aufgewogen. 

Auch in einer anderen Frage erlitten die franzöſiſch-rheiniſchen An— 
ichauungen eine Niederlage. Binde hatte in ihrem Namen eine gemein» 
fame Kommunalordnung für Stadt und Land verlangt, um den 
Fortbeftand der aus den Städten und Landgemeinden gebildeten Bürger- 
meijtereien zu ermöglichen. Formell hätte man, obwohl nicht ohne Unzu— 
träglichkeiten für den praftifchen Gebrauch des Gejeges in Laienhand, nach: 
geben und jämtliche Bejtimmungen für Stadt und Land, wie Köhler in dem 
Entwurf II vom 30. Januar 1815 gethan, in einem Gefeße vereinigen fönnen. 
Materiell aber jtanden nach der Meinung der Kommiffion einer ſolchen Löſung 
fchwerwiegende Bedenken entgegen. Beide Gemeinden waren Korporationen, 
aber die Verwaltungsiormen mußten notwendig andere in einer Stadt ala in 
einer Landgemeinde jein, „deren Rechnung vielleicht vom Schulzen zeither 
im MWirtshaufe mit Kreide auf dem Schenktifch abgelegt und durch Weg- 
wiſchen jwftifiziert wurde”. Die Stadt erforderte ferner, jo argumentierte 
man, Berufsbeamte zu ihrer Verwaltung, die mit ihren aus dem Standeögeift 
erwachjenen Sonderintereffen in einem gewiſſen Gegenjage zur Gemeinde 
ftanden; ihnen mußte daher ein bejchließendes und zugleich kontrollierendes 
Drgan, die Bürgerfchaft, zur Seite gejeßt werden. Schulz und Schöffen 
einer Dorigemeinde dagegen erjchienen der Kommilfion vornehmlich ala Ge- 
meindeglieder, die in fich den Kaftengeift des Beamtentums nicht auffommen 
laſſen würden und daher unbedenklich an den Schlüffen der Gemeinde 
teilnehmen könnten. Auch die Repräfentativverfaffung, die für die Städte 
unentbehrlich war, glaubte man für die Eleineren unter den Gemeinden des 
landrechtlichen Gebiets und der ehemals jächfifchen Landesteile, welch letztere 
bisher objervanzmäßig nur Gemeindeverfammlungen gekannt hatten, durch: 
aus nicht ala wünſchenswert anfehen zu können. 

Der erbittertite Streit erhob fich bei der Beratung der folgenfchweriten 
aller Fragen, wie denn die Gemeinde gejtaltet werden follte, ob als Gin» 
zelgemeinde, als Bürgermeifterei oder aß Samtgemeinde!. 


ı Der in ben ehemals königlich weftfälifchen Landesteilen beftehenden Kantonmairie 
ward faum gedacht. Sie ift feine befondere fommunale Bildung, da dem Kanton— 
maire im Gegenfah zum Maire in ben Rheinlanden nur die Vermittlung zwijchen 
dem IUnterpräfetten und den Maires der Einzelgemeinden übertragen war. 
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Mit gewohnter Zähigkeit hielten die Rheinländer an der Bürgermeijterei 
ihrer Heimat feſt. Man hatte fchon vergefjen, daß dieje Einrichtung, nach 
der urſprünglich ein Maire und ein Municipalrat für mehrere Gemeinden 
mit einer Zahl von 4000—6000 Seelen funktionieren jollten, während bie 
Selbjtändigkeit der einzelnen Kommunen unberührt blieb, nur der Ber- 
legenheit der neuen franzöfifchen Behörden ihren Urfprung verdanfte, die 
nicht genug franzöfiich fprechende Perfonen in den einzelnen Gemeinden vor— 
fanden. Vergeſſen blieb, daß diefe Einrichtung aus Bequemlichkeit bei- 
behalten und derart ausgebildet war, daß man anfing, die Vermögen der 
einzelnen Gemeinden zu einem Bürgermeiftereivermögen zu vereinigen. DaB 
der Mairieverfaffung die Einwohnergemeinde zu Grunde lag, war ein neues 
Motiv, um dieje partikulariftiiche Eigentümlichkeit nicht fallen zu laffen. Auch 
die preußifchen Behörden, die jehr bald einfahen, wie bequem es ſei, ftatt 
mit unzähligen ungebildeten Dorſſchulzen e& mit einer bejchränkten Zahl 
leidlich gebildeter Berufsbürgermeifter zu tun zu haben, glaubten diefem 
Syitem das Wort reden zu follen. 

Die Mehrzahl der Kommiffion aber hielt unverrüdt an dem Gedanken 
jet, daß eine Zweiteilung der Monarchie durch eine Berfchiedenheit in 
der Gemeindeorganijation nicht zugelaffen werden dürfe, fie betrachtete die 
Gemeinde als den Mikrokosmus des in fich einigen, gleichartig zu gejtaltenden 
Staates. Bejonders Köhler polemifierte heftig gegen jede andere Auffaffung ; 
ihm ſchien ſchon das Allgemeine Landrecht, welches die Begriffe Societät, 
Korporation und Gemeinde nicht jcharf auseinandergehalten, mit feinen 
privatrechtlicden Anfchauungen unerträglih. Man hob das allen Gemeinden 
des Staates angeblich ſchon jegt Gemeinſame: Korporationgrecht, gefonderten 
Haushalt (?) und gejonderte Verwaltung (?), hervor und behauptete jogar, 
daß überall der Erefutivbehörde eine Art Gemeinderepräfentation zur Seite 
jtehe. Die Kommiffion verwarf demnach die Bürgermeifterei und acceptierte 
die Einzelgemeinde, indem fie zwar die freiwillige Vereinigung don kleinen 
Gemeinden wünfchenswert fand, ſich prinzipiell aber durchaus auf den 
Boden der hiſtoriſchen Kommunaleinteilung ftellte. 

Unmöglich konnte e8 aber fo gewiegten Verwaltungsbeamten entgehen, 
daß die Zwerggemeinden des Oſtens — Treitjchke rechnet für die öjtlichen 
Provinzen gegen 25000 Landgemeinden, neben denen ungelähr 15 000 
Nittergüter bejtanden! — kommunalen Aufgaben von irgend welcher Be- 
deutung nicht gewachfen waren. Zum erjtenmal trat mit diefem Entwurf 
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ein Gedanke auf, der ganz unzweifelhaft die Zukunft der lommunalen Ent: 
widlung für fich hat, der der Samtgemeinde", 

In ſehr mweientlichen Punkten unterjchied fich diefe Kommune von der 
Bürgermeifterei, wie auch Binde anerkannte, der fie dann aber freilich in 
unzutreffender Weife mit der Kantonmairie des Königreichs Weſtſalen verglich. 
Mährend die Bürgermeifterei in ihrer urfprünglichen Gejtalt die Verwal: 
tung mehrerer Gemeinden centralifierte, aljo die abminiftrative Gelbftändig- 
feit der vermögensrechtlich fortbeitehenden Ginzelgemeinden nicht mehr an— 
erfannte, beabfichtigte die Samtgemeinde, die ebenfalla die Einzelgemeinden 
als Korporationen fortbeftehen Tieß, nicht einmal ein folches Auffaugen 
derjelben als Berwaltungsförper. Grundfäglich follte auch die Einzel- 
gemeinde ihre Selbjtändigfeit ala kommunale und Verwaltungseinheit mit 
allen dazu erforderlichen Organen bewahren?; nur fielen fommunale Bes 
dürfniffe, deren Befriedigung zweckmäßig allein in größeren Verbänden erreicht 
werden fonnte, wie Armenwefen, Hofpitäler, janitäre Anftalten, Wegebau, 
Unterhaltung von Dämmen und Schleufen, Feuerlöichanftalten u. ſ. w., 
jowie die Schullaft in den Zuftändigkeitzfreis der Samtgemeinden®. 

Die Bildung diefer Gemeinden war völlig in die Hände der Regierung 
gelegt*, ein MWiderfpruchsrecht der Ginzelgemeinden war nicht anerkannt. 
Man wollte den neuen Kommunen „einen folchen Umfang und eine folche 
Kraft geben, daß fie alle Zwede der Vereinigung erreichen“ konnten. Als 
Grundjaß follte gelten, daß die rheinifch-weitfälifchen Bürgermeiftereien — die 
Städte ausgenommen — in Samtgemeinden umzuwandeln jeien. Auch war 
die jehr zwedmäßige Beitimmung getroffen, daß ein und dieſelbe Ortſchaft 
nicht zu verjchiedenen Samtgemeinden gehören ſollte; eine Samtgemeinde 
müßte alle Bebürfniffe, mochten fie auf dem Gebiete des Schulweſens oder 
der Armenpflege Liegen, ausſchließlich erfüllen. Gin wirres Durcheinander, 
das Sichkreuzen der Befugniffe öffentlicher Verbände, welches die ländlichen 
Verhältniffe Heutzutage oft jo unüberfichtlich macht, war damit vermieden. 
Größere Verbände zum Deichbau, zur Errichtung von Verficherungsanftalten, 
alfo gewiffermaßen Samtgemeinden höherer Ordnung, galten übrigens aus— 
drüdlich als zugelafen. 


1 63 foll nicht behauptet werben, bat ed in Preußen noch nicht vereinzelt 
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Das Drgan diefer kommunalen Neubildung wurden die Samt- 
verordneten, die aus den Schulzen, nächjt diejen aus den Schöffen, 
nötigen Falls auch aus bejonderen Delegierten bejtanden. Sie waren ala 
Derfammlung von 6—15 Perfonen gedacht, die fich ausdrüdlich mit der 
Berteilung der Umlagen auf die Einzelgemeinden oder deren Einwohner zu 
bejafjen hatte, ohne daß ihre Kompetenz jonft beſchränkt geweſen wäre!. Der 
Grefutivbeamte der Samtgemeinde, dem auch die Aufficht über die Orts— 
polizei ald dem Gehülfen des Landrat3 übertragen werden konnte, war ein 
von der Samtverordnetenverfammlung gewählter, von der Regierung be= 
ftätigter,, verſuchsweiſe unbejoldeter Oberſchulz, deflen Amt drei Jahre 
dauern follte?. Außerdem bedurfte e& noch eines aus der Mitte der Samt: 
verordneten gewählten Kaffierer3 ſowie der Dienjte der einzelnen Schulzen, 
um Geldbeiträge und perjönliche Leiſtungen in den Ortſchaften einzutreiben?, 
Don diejer überaus entwidlungsfähigen Inftitution waren, wie erwähnt, 
nur die Gutsherren mit ihren Domänen ausgefchlofien, die man num ein— 
mal auf den Ausſterbeetat gejeßt hatte. 

Die Einzelgemeinde blieb territorial die althijtorijche der Kolo- 
niſationszeit, nur daß ihr jämtliche einzeln gelegene Etabliffements, wie 
Krüge, Mühlen, Worjthäufer, einverleibt wurden‘. Die Gemeinde- 
autonomie war eine völlig außreichended. In allen Fällen umjaßte fie die 
Ausübung aller Korporationsrechte, die Wahl der Gemeindeorgane, die 
Verwaltung de Gemeindevermögens und die Aufbringung der Gemeinde- 
bedürfnifje, wie e& denn die ausgefprochene Tendenz des Entwurfes blieb, 
über die Ordnung der inneren Verhältniffe der Kommune nicht hinaus— 
zugehen. Nur jobald die bereit3 bejtehenden gejeglichen Beitimmungen es 
zuließen, lag der Gemeinde auch die Verwaltung der Kirchen: und Schul- 
angelegenheiten, der piae causae und fonjtiger gemeinnüßiger Anftalten ſowie 
die Aufbringung der Staatsabgaben ob. Gegen diejenigen Mitglieder, welche 
fih in Erfüllung ihrer Pflichten ſäumig zeigten, bejaß fie ein Strafrecht ®. 
Der Staat blieb im wejentlichen Beichwerde- und Kontrollinſtanz“, der 
jede Kompetenzüberjchreitung zu ahnden Hatte. 
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Bei der Regelung der Rechte der einzelnen Ginwohner in der 
Gemeinde zeigte fih, wie durchaus unhiſtoriſch das Beamtentum der 
Harbdenbergichen Epoche dachte. Daß die alten Realgemeinden bei der 
Neuordnung der Dinge nicht fortbejtehen konnten, erjchien natürlih. Das 
Vermögen, deffen Nubung den Mitgliedern der Realgemeinde bisher zu— 
itand, jollte, fofern deren „Recht an dem Beſitz eines Grundſtücks“ baj- 
tete, nach dem Einführungsgeſetz ala das „bejonderer Gejelljchaften in der 
Gemeinde“ betrachtet werden. In Konſequenz diefer Auffaffung erklärten 
die Motive — jehr zum Schaden der, zukünftigen Landgemeinden —, nur 
im Weiten gebe es ſeit der franzöfifchen Revolution wahres Gemeinde- 
vermögen, im Dften dagegen jei alles Klaſſenvermögen. Sie verlannten, 
daß dort die Grundbefiter, welche die neue Geſetzgebung zu einer Ein» 
wohnerflaffe zu degradieren im Begriff war, bisher allein die Gemeinde 
gebildet hatten. 

Trotzdem jcheute man fich doch mit vichtigem Takte, die Einwohner: 
gemeinde des franzöfiichen Rechtes pure anzunehmen, obwohl die Verpflich- 
tung, Steuern und perfönliche Dienjte zu leijten, alle Einwohner in dem— 
jelben Verhältnis traf!. Die angefeflenen Wirte mußten das Gemeinderecht 
erwerben, wurden alſo vollberechtigte Gemeindegenofjen. Berjagt 
fonnte es nicht werden den Pächtern und Berwaltern größerer Ländlicher 
Nahrungen jowie allen Hausvätern, jofern fie nicht zur Klaſſe der Tages 
(öhner und Dienjtboten gehörten. Ohne einem politifchen Radikalismus 
zu Huldigen, Hatte man ſomit die Möglichkeit gefchaffen, alle wirtſchaft— 
lich jelbjtändigen Kräfte dem Gemeindeleben dienjtbar zu machen, wenn 
auch die Aufhebung eines jeden Genfus bei der gleichartigen Regelung des 
Stimmrechts bedenklich werden fonnte. Im übrigen verwies der Gejeh- 
entwurf hier auf eine Ergänzung durch das Provinzialrecht. 

Nur den Gemeindegenofjen jtanden kommunal-politiſche Rechte zu; die 
Schußverwandten, aljo der Reit der Einwohner, entbehrte derjelben 
gänzlih. Eine faſt völlige Freizügigkeit? — nur friminelle Strafen von 
erheblicher Natur und Verarmung berechtigten zur Zurückweiſung der An— 
ziehenden — erleichterte den Wechſel des Wohnort? und damit auch der 
Zugehörigkeit zu einer Gemeinde. Bon den Folgen einer jolchen Ungebun— 
denheit freilich Hatte jene Zeit der bejchränften Verkehrsmittel und der 
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Zolllinien, in der der Aderbau auf dem platten Lande noch ausschließlich 
dominierte, feine rechte Vorſtellung. 

Als Bafis des Gemeindeetat3 dachte fich der Entwurf die Ein- 
fünfte aus dem Gemeindevermögen, das, joweit e8 in Grundſtücksrevenuen 
bejtand, durch die Notwendigkeit eines ftaatlichen Konfenjes zur Veräußerung 
von Immobilien der Kommune fichergeftellt werden follte!. Auch die Forft- 
wirtſchaft unterlag jtaatlicher Aufficht?. In Bezug auf die Entwidlung 
der Steuerkräfte zu kommunalen Sweden begnügte man fich im Gegenjaß 
zu dem weitaugfchauenden Entwurf Köhler II mit einigen wenigen grund 
legenden Prinzipien. Die Kommunalfteuern®, welche von jämtlichen Ein= 
wohnern nach Verhältnis ihres Vermögens getragen wurden, jollten fich dem 
ftaatlichen Steuerſyſtem anpafjen und dem inneren Verkehr nicht Hinderlich 
fein, womit allerdings die große Mehrzahl der indirekten Abgaben für Ge— 
meindezwede unverwertbar wurde. Die Auflage neuer und die Erhöhung 
bereit bejtehender Steuern ſowie eine Abänderung des Verteilungsmaßſtabes 
war der Kontrolle der Regierung unterworfen*. Daß Gemeindejchulden 
nur zu nüßlichen Anlagen, nicht aber zur Abwälzung von perjönlichen 
Leiftungen der Einwohner oder gar von Kriegskontributionen gemacht 
werden durften, wäre in Notfällen wohl eine bedeutungslofe Vorſchrift 
gewejen ®. 

Die Organe der Gemeinde waren in einfacher und durchfichtiger 
Weiſe nach dem Muſter altpreußifcher Zuftände gebildet. Gegenüber Binde, 
der, um den Nationalgeijt auf eine künftige Volksvertretung vorzubereiten, 
überall Repräfentanten verlangte, hatte die Kommiſſion provinziellen Eigen- 
tümlichkeiten möglichjten Spielraum geben wollen. 

Die Gemeindeverfammlungen bejtanden, joweit die Anzahl 
der Gemeindegenofjen dreißig nicht überjtieg, aus allen, ſonſt nur aus einem 
Zeil der Genoſſen, die ihre Rechte abwechjelnd ausübten. In beiden Fällen 
fonnte aber ftatutenmäßig eine Gemeindevertretung von 6—15 Mitgliedern 
eingeführt werden®. Auf jeden Fall wählte dag Plenum? den Schulzen, 
die Schöffen und etwaige Gemeindeverordnete,; erjtere waren immer Mit» 
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glieder des Nepräfentantenfollegiums und zwar der Schulz ala Bor 
figender!, 

Diefe Gemeindebeamten, von denen die Schöffen nur ala Ge— 
bülfen des Schulgen betrachtet wurden, follten, aus den wohlhabenderen 
und angejeheneren Gemeindemitgliedern gewählt, der Bejtätigung des Land— 
rats unterliegen, der Schulz auch ein Minimum von Bildung befigen. Zu 
den Schankwirten oder jonjt der polizeilichen Aufficht beſonders bedürftigen 
Gewerbetreibenden durfte er nicht gehören. Verlangte e8 der Schulz, fo 
mußte ihm die Gemeinde für die dreijährige Amtsdauer, welche er mit den 
Schöffen teilte, ein Gehalt auswerfen, wogegen er andererfeit3 zur Annahme 
der Stelle verpflichtet war?. Im Gegenjaß zur Städteordnung, die einen 
Zwang zur Annahme befoldeter Amter nicht kannte, hatte die Kommilfion 
diefe Bejtimmung für nötig erachtet, da man beim Fehlen eines entwidelten 
Gemeinfinns geeignete Kandidaten jchwer zu finden fürchtete. Der Schulz 
war die Ortäpolizeibehörde und als jolcher Staatsbeamter mit der Be— 
rehtigung alle gejeßwidrigen Gemeindebejchlüffe zu jujpendieren ®. Als Kom— 
munalvorjteher hatte er die Verwaltung zu leiten und mit Unterjtüßung 
der Schöffen Gemeindeunterbeamte, wie Hirten, Feldwächter u. ſ. w., zu 
beauffichtigen*. Die Kaſſe verwaltete ein Schöffe unter Kontrolle des 
Schulzen?. Zwecks Bermittlung von Rechtäftreitigkeiten bildeten Schulz 
und Schöffen ein Sühneamt®. 

Ein nur fcheinbarer Einfluß war den Gutsherren in den Dörfern 
gelafjen, in denen fie noch dingliche oder publiziftiiche Rechte ausübten ?. 
Standen dem Gutsherrn Laffiten gegenüber, jo mußte er biß zur Regulie— 
tung von Gemeindejchlüffen rechtzeitig in Kenntnis gefeßt, ihm auch jeder= 
jeit das Gemeindebuch vorgelegt werden, um Grinnerungen machen zu 
können, die ihm etwa aus einem privatrechtlichen Titel zuftanden. Der 
Gutsherr, welcher lediglich Gerichtähere geblieben war, behielt nur das 
Recht der Bemängelung der Schulzen- und Schöffenwahlen, jofern diefe 
nicht den Beitimmungen des Entwurfs jelbjt entjprachen. Ihm verblieb 
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auch die Polizeigerichtsbarfeit, die ein Gerichtshalter, nicht der Gutäherr 
jelber, neben der fonjtigen Jurisdiftion auszuüben hatte. Der dem Ge— 
richtöheren ala WPolizeifunftionär jubordinierte Schulze war andererjeitg 
verpflichtet, direkte Befehle des Landrats zu reipektieren. 

Auf Grund einer jo gearteten Landgemeindeordnung gedachten die Ver— 
fafjer des Entwurfs mit Sicherheit das Ziel zu erreichen, welches fie fich 
in den Anjangsworten des Einführungsgejeges geitedt hatten, die Selbit- 
verwaltungsgrundjäße der Städteordnung vom 19. November 
1808 auf alle Kommunen auszudehnen, „um mit der größeren 
Selbftändigfeit, welche hiernach den Gemeinden zu teil wird, auch eine 
rege Teilnahme für ihre gemeinfchaftlichen Angelegenheiten unter allen ihren 
Gliedern zu erweden und auf einer in diefem Sinne gebildeten Gemeinde- 
einrichtung die Grundlagen der fünftigen Verfaſſung zu erbauen“. Mit 
welcher Gewißheit die Kommilfion auf ein Gelingen rechnete, beweilt, daß 
fie jchon den 1. Januar 1822 ala GEinführungstermin aller Entwürfe be— 
zeichnete. Auch im Publitum teilte man offenbar diefe Anfiht. Ruhm— 
redig verfündete einer der eifrigiten Anhänger des Staatäfanzlerd, Benzen- 
berg, in einer anonymen Flugſchrift, „die Verwaltung des Staatskanzlers 
Fürſten von Hardenberg”, die im Jahre 1821 erfchien, die Fundamente 
zum Repräfentativfyftem feien jchon aus der Erde heraus, da überall ein 
Stand freier Aderbauer hervorgerufen und eine neue Gemeindeordnung „jo= 
gut wie vollendet jei“ !, 

Waren die Hoffnungen der Männer, welche die Kommiffion gebildet 
hatten, berechtigt? War der Entwurf in der That [ebensfähig? Der 
einzige Hijtoriker, welcher bisher die Arbeiten der Kommilfion gekannt hat, 
Treitjchke, urteilt in feiner „Deutichen Gefchichte im 19. Jahrhundert” jehr 
abjprechend über die Landgemeindeordnung wie über die fonjtigen Geſetz— 
entwürfe?. Nach feiner Anficht war der Entichluß, eine allgemeine 
Zandgemeindeordnung für den ganzen Staat zu fchaffen, ein ſchwerer 
Mißgriff, der das Scheitern des ganzen Werkes zur Folge haben mußte. 

Aber gerade die von Treitſchke weiter bemängelte Unvolljtändigfeit des 
Gejeßes, dag in wichtigen Punkten auf eine Ergänzung durch partifuläre 
Beitimmungen angewiefen war, eröffnete eine Ausficht auf Erfolg, die alle 
Bedenken gegen eine generelle Regelung der Kommunalverhältnifje überwog. 
Es genügte nicht, daß die Normen einfach und elaftiich waren; mit gutem 
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Vorbedacht Hatte die Kommilfion dafür geforgt, daB den provinziellen 
Gigentümlichkeiten in Bezug auf Gemeindebildung, Steuer und Repräfentativ» 
verfafjung freier Spielraum verjtattet würde, um jchließlich in der Schaffung 
der Samtgemeinden eine Yormel zu finden, die noch Heute die Ausſöhnung 
der größten Gegenfäße erhoffen läßt. Dadurch, daß den Rheinländern die 
großen und leiftungsfähigen Kommunen in der entwidlungsfähigen Form 
der Samtgemeinden gelaffen waren und die Regierung es jederzeit in der 
Hand hatte, bei weiterem KHulturfortjchritt, intenfiveren Gemeindebedürfnifien, 
einer regeren Teilnahme am kommunalen Leben von einzelnen geeigneten 
Zandesteilen auß das Inſtitut der Samtgemeinden im Oſten einzubürgern, 
hätte allmählich ohme Preisgeben de8 inneren Zuſammenhangs in allen 
Provinzen eine nicht jchematifche, jondern lebenskräftige Einheit der Ent- 
widlung erblühen können. Für die Unfkultur der polnischen Landesteile 
war es der Regierung zudem möglich, die Anwendung der Yandgemeindes 
ordnung, joweit e8 erforderlich jchien, zu fujpendieren und Übergangsnormen 
an deren Stelle zu jeßen. 

Ein unverzeihlicher Fehler war es freilich, daß die Lebenskraft des 
Rittergut3, die allmählich in der Entwidelung des jelbjtändigen Guts— 
bezirls zu Tage trat, jo jehr unterjchägt wurde. Nur Duldung, nicht aber 
Anerkennung feiner Gleichwertigfeit mit der Landgemeinde konnte diejer 
fommunale Organismus zur Zeit durchjeßen. Infolge dieſer Unter: 
laffungsfünde verzichtete man freiwillig auf ſehr wertvolle Elemente bei der 
Bildung von Samtgemeinden, die, aus Gemeinden und Gutsbezirken zu— 
fammengejeßt, noch Heute das deal einer leiltungsfähigen Kommune im 
Dften vorjtellen. Aber diefer Mangel war fein unheilbarer,; eg hätte nur 
einiger Änderungen in der Berfaffung der Samtgemeinden bedurft, um unter 
volltommener Wahrung der Grundgedanken diefer Neuerung Eingang zu 
verichaffen. 

Auch ein Hochpolitiiches Moment jprach für eine jchleunige Vollendung 
der Reform. Für die damalige Monarchie, die aus jehr verfchiedenen, zum 
Teil der Staatseinheit widerjtrebenden Landesteilen zujammengejeßt war, 
gab es nur zwei Möglichkeiten zur inneren Einheit zu gelangen. Den 
einen Weg, den die Schöpfungen de Nheinbundes, Bayern, Helen, 
Württemberg, Baden, einjchlugen, durch eine parlamentarische Berfammlung, 
in der alle Zandesteile vertreten waren, das in Süddeutſchland bejonderg 
ſchwach ausgebildete Gefühl der jtaatlichen Zufammengehörigfeit zu er— 
weden, konnte Preußen jchon nach feiner Entwidelung als Militär- und 
Beamtenftaat nicht betreten, am wenigjten aber bei der Individualität des 
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Königs, der die allen Taktes baren und dazu noch ziellofen Parteitämpfe 
der jungen Landtage gründlich verabjcheute. Wollte das neue Preußen 
nicht ala ein Produkt parlamentarifcher Weisheit erjcheinen, ſondern fich 
auf gefunden Grundlagen erheben, jo konnte es nur den anderen, weit be— 
ichwerlicheren Weg einfchlagen. Der Staat mußte langſam zufammenwachien, 
einesteild3 durch einheitlichen Aufbau der Gemeinde», Kreis: und Provinzial- 
verfaffung, andernteild durch eine peinliche Yürforge für die materiellen 
Intereſſen. Daß letzteres klar erfannt war, dafür bürgte die Richtung der 
Steuer- und Handelapolitif Preußens, die in der Gründung des Zollvereing 
auslaufen ſollte. Daß das Bedürfnis nach einer harmonifchen Ausbildung 
aller fommunalen Ordnungen dagegen vernachläffigt wurde, jollte fich in der 
Zukunft ſchwer rächen. Der künftigen Verfafjung fehlte e8 an einem Unter- 
bau, dem Lande aber an der Schulung, die ein gemeinfames Wirken für 
öffentliche Zwede jtet3 hervorgebracht hat. 

Es waren aber nicht allein fachliche Bedenken, die den Entwurf zu 
Grabe trugen; diejenige Partei, welche die Entjtehung der Berfaffung nicht 
wollte, mußte fich auch folgerichtig den Vorläufern einer jolchen auf das 
äußerfte widerfegen. Der Sturm richtete fich freilich Hauptjächlich gegen 
die Kreisordnung, die mit dem wichtigften Rechte des Adels, der Kreis— 
Ttandichaft, definitiv aufräumen wollte!. Berechtigte und unberechtigte 
Angriffe gingen wirr durcheinander, Hatten aber den Erfolg, daß Friedrich 
Wilhelm III, der aus politifchen Gründen in der Zeit der füdenropäifchen 
Revolutionen einer Verfaſſung nicht günftig fein konnte, den Vertretern der 
Meinung zuneigte, ftändifche Provinziallandtage jeien das äußerſte Zu- 
gejtändnie. Der Adel, jelbjt der verbitterte Stein?, das hochkonſervative 
Beamtentum mit Schuckmann an der Spiße, nicht zum wenigjten aber der 
Kreis, welcher dem Kronprinzen nahe jtand, waren einig in der Verurtei— 
lung der Entwürfe, die ald Werke des Bureaufratismus gekennzeichnet 
wurden®. Provinzialftände zog man den Reichsftänden vor, nur jenen 
wollte man eine Mitwirkung bei der Ordnung der fommunalen Angelegen- 
heiten anvertrauen. 

War aber einmal der Gedanke der Neichgeinheit dem ſtändiſchen Par— 
tifularismus unterlegen, jo bedeutete es nur noch wenig, daß eine ohne 
Wiſſen Hardenberg zufammenberufene neue Immediatkommiſſion in einen 
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Bericht vom 19. März 1821 die bisherigen Vorarbeiten völlig verwarf 
und für jede Provinz befondere unter dem Beirat der Stände zu Jchaffende 
Entwürfe verlangte!. Hardenberg, dem der König ſchon lange innerlich 
entfresydet war, bat das Scheitern diefer feiner Pläne nicht mehr erlebt?, 
Er ftarb am 26. November 1822, bis zuleßt in der fanguinischen Er—⸗ 
wartung, e8 werde ihm fchließlich doch noch gelingen, die Reformen, bie 
das Werk feines Lebens krönen follten, zu einem glüdlichen Ende zu führen. 
Die altftändifche Partei mit Schumann ala Minifter des Innern behauptete 
nımmehr ausschließlich das Tyeld. 


I v. Treitſchke a. a. O. III 228. 229. 
2 Ebenda III 251. 252. 


9* 


Kapitel VII. 
Die Zeit der Provinzialitände, 


8], 
Die Epigonen. 


Zeiten außergewöhnlicher Anjtrengungen lafjen erkennen, daß Staaten 
wie Individuen demfelben Naturgefege unterliegen. Auch Preußen, das 
nach unerhörten Opfern feine Selbjtändigkeit wiedererlangt hatte, verfiel in 
einen Zuftand legißlativer und adminiſtrativer Apathie. Alle Kräfte des 
Öffentlichen Lebens, die noch wirfjam geblieben waren, wandten fich der 
unjcheinbaren und doch jo notwendigen Arbeit der wirtichaftlichen Wieder: 
herftellung zu, welche die dereinjtige politische Einigung Deutjchlands nach 
fich ziehen ſollte. Ob eine VBerfaffung im modernen Sinne diefer Zeit 
der jtillen Sammlung gefrommt haben würde, diefe im Streit der Par- 
teien jo oft diskutierte Frage wird ihrer Natur nach niemals eine be= 
friedigende Löfung finden. Auf jeden Fall meinten die leitenden Männer 
nach Hardenbergs Tode, die Schudmann, Ancillon, Wittgenftein, es jei 
Zeit, die Epoche gejetgeberifcher Erperimente zu beenden und an das hifto- 
riſch Gegebene, an die — freilich in Trümmern liegende — altjtändiiche Ber: 
faffung der einzelnen Provinzen anzufnüpfen. Einen entjcheidenden Rüd- 
halt fanden diefe Anfchauungen an der Stimmung des Königs und an den 
Ideen, die fi) der Thronfolger über Staat und Stände gebildet hatte. 

Die zur Prüfung der Hardenbergjchen Entwürfe eingejegte Jmmediat- 
kommiſſion fand es demnach angezeigt!, ihrem dieſe Reformpläne ablehnen= 
den Botum den Vorſchlag hinzuzufügen, die künftige Kommunalverfafjung 
provinziell zu ordnen und diefe Organifationsgejege den Ständen zur 
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Beratung vorzulegen. Geſtützt auf die Zuftimmung einer neuen Kommiſſion, 
die unter dem Vorſitz des Kronprinzen am 20. Oktober 1821 zuſammen— 
getreten war, um über die Bildung der Provinzialitände zu beraten!, erließ 
der Minifter des Innern v. Shudmann, der durch das Eingehen des 
Staatöfanzlerpoftens nach Hardenbergs Tode jeht eigentlich erſt Herr in 
feinem Reffort geworden war, im unmittelbaren Anfchluß an das Geſetz 
vom 5. Juni 1823, „wegen Anordnung der Provinzialftände” ein Girkular- 
rejfript vom 27. Juni 1823? an fämtliche Oberpräfidenten, welches die— 
jelben zur Einreihung don Entwürfen einer Landgemeindeordnung aufs 
forderte. Während die Städteordnung fortbeftehen und nur fpäterhin in 
einigen Punkten abgeändert werden ſollte, beftimmte der Minifter, daß auf 
dem Lande das Allgemeine Landrecht, insbejondere die Beitimmungen 
ss 18 fi. II 7 und SS 25 ff. II 6 ALR., die Grundlage für die nad 
Provinzen zu jondernde Neuordnung der Dinge bilden werde, jo daß eine 
jchöpferifche Geftaltung der beabfichtigten Kodififation ſchon im Keime er— 
ftictt wurde. Diefe Bafis follte, wie der Minifter fich fpäter in einem 
Botum an das Staatöminifterium vom 11. Januar 1826 deflaratorijch 
ausdrüdte?, Für alle Provinzen gemeinjfam fein, „vorbehaltlich der durch 
provinzielle VBerhältniffe gebotenen Berjchiedenheit in Nebenjachen“. 

Daß der Hinweis auf die Abficht, allen provinziellen Landgemeinde- 
ordnungen das Allgemeine Landrecht zu Grunde zu legen, in der Praris 
ohne Bedeutung jein mußte, zeigte fich fofort. Abgejehen von Neu-Vor- 
pommern, da& dem Wedrufe Emjt Morik Arndts zum Trotze feine Eigen: 
tümlichkeiten in aller Stille zäh behauptete*, waren die großen Rechts— 
gebiete im Weiten und Often der Monarchie viel zu verfchieden, um fich 
einer jolchen Yormel zu unterwerfen. 

Am Weften, in der vorwiegend franzöfifch geweſenen Rheinprovinz 
und in Weitjalen, das direft oder als Teil eines NRheinbundftaates Na— 
poleons Gejegen untertworfen gewejen war, wollte da® Volk wie die preu- 
Bifchen DVerwaltungsbehörden durchaus eigene Wege gehen. Man war in 
feiner Weiſe gewillt wie vom franzöfifchen Recht überhaupt, fo von der 
fremden Gemeindeverfaffung zu laſſen. Die Oberpräfidenten Frhr. v. Binde 


19 Treitſchke a. a. D. III 236. 247. 

2 Alten des Minifteriums des Innern die Organijation des Ländlichen Gemeinde: 
weſens u. |. w. betreffend Bd. IV. 

3 Votum des Minifterd des Innern „die Regulierung der Kommunalverhältnifje 
in den Rheinprovinzen und Weftfalen betreffend“, ebenda Bd. IV. 

4 Bornhat, Geichichte des preußifchen Verwaltungsrechts III 50. 
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in Münfter und dv. Ingeröleben in Koblenz bejchäftigten fich wohl mit der 
Vorbereitung für eine Kommunalordnung, aber immer nur unter der Vor» 
ausfegung, daß diejelbe im Boden des rheinifch-weitfälifchen Partikularismus 
wurzeln müfle!. Diefem Anfinnen konnte Schuckmann, der ja bereit? prin— 
zipiell die Idee der Staatseinheit den Sonderinterefjen der Stände geopfert 
hatte, auf die Dauer nicht widerftehen. Schon in feinem oben erwähnten 
Votum an das Staatöminifterium vom 11. Januar 1826, in dem er Licht- 
und Schattenfeiten der bejtehenden Zuftände jorfältig abwog, gelangte er zu 
dem Sclufje, die Entjcheidung in die Hände der Provinzialftände zu legen, 
deren Intentionen ihm doch wohl befannt waren. Wenn nun auch bier 
eine Reform erjt nach langen Jahren zu ftande kam, der Weiten Hatte jeine 
partifulariftiichen Gigenheiten gerettet, für ihn famen die alten Provinzen 
als Borbild nicht mehr in Betracht. 

Auh im ſlaviſchen Dften ging das Geſpenſt napoleonifcher Ge— 
ſetzeskunſt noch einige Zeit lang um. Wie bereits erwähnt, war in dem 
preußifchen Polen, das einjt zu dem Herzogtum Warjchau gehört Hatte, 
die Kommunalverjafjung der Revolution eingeführt, zugleich aber durch die 
dem Adel gewährleijtete Freiheit, den Laßbeſitz zu kündigen, der lebte Reit 
von Gemeindeleben vernichtet worden. Die preußifche Regierung verfuchte zwar 
dem herrjchenden Stande durch das Regulierungsgejeg vom 8. April 1823 
wirtfchaftlich feine Opfer zu entreißen?; politifch ‘aber blieb der Adel auch 
unter dem Landrecht, das jeht für Gemeinden und Güter die Norm bildete, 
im Befig der Macht. Sogar das von der herzoglich warjchauischen Re- 
gierung gejchaffene Amt eines Woyt, des ftaatlichen Verwalters der Polizei- 
gewalt über eine Mehrzahl von Gemeinden, geriet durch Kabinettsordre 
vom 16. April 1823 in Abhängigkeit von den Grundherren®?. Schließlich 
überreichte der Oberpräfident Zerboni di Spofetti dem Minijter unter dem 
6. Juli 1824 einen Entwurf*, der eine jonderbare Mifchung von land— 
rechtlichen Beltimmungen mit warfchauifchen Inſtitutionen zeigte und 
der den unbhaltbaren Zuftand gegen den Proteft des Statthalter Fürſten 


’ Entwurf Vinckes einer Yandgemeindeorbnung für Weftfalen vom 6. Februar 
1524 — Entwürfe Ingerslebens, die Rheinprovinz betreffend, mit einem Schreiben 
an Ehudmann vom 23. März 1524 — Schreiben Vindes an Schudmann vom 
9. März 1826 — Schreiben Ingerslebens an Schudmann vom 3. Mai 1826. Bol. 
für dieſe Materialien: Akten betreffend die Organifation des ländlichen Gemeinde: 
weſens u. j. w. 3b. IV. 

? Knapp, Bauernbefreiung I 207. 

3 Bornhata. a. D. III 68. 35. 
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Radziwill zu verewigen bejtimmtchien. Zerbonis Nachfolger Baumann verwarf 
freilich unter Zuftimmung des Minifters diefen franzöfiich gedachten Entwurf! ; 
feine eigene Anficht, Poſen ſei noch nicht reif für eine Gemeindeordnung, 
fand in den Thatfachen ihre volle Beitätigung. Berichte der Pojener und 
Bromberger Regierung aus viel jpäterer Zeit, aus den vierziger Jahren, 
wiederholten immer und immer wieder, daß von eigenem polnifchen Ge— 
meinbeleben feine Spur zu finden ſei; erjt die fortjchreitende Regulierung 
zwifchen Gutäherren und Bauern jchaffe Gemeinden, die dann durch die 
Generallommiffionen auch in Bezug auf öffentliches Recht organifiert 
würden?, Diejen nicht unfruchtbaren Boden mußte alfo der Staat noch 
brach liegen lafjen. Der polnischen Inſurrektion von 1831 war es vor— 
behalten, die preußifchen Staatsmänner darauf hinzuweiſen, daß man nicht 
ungejtraft Polizeiverwaltung und Aufficht über die Gemeinde einem unzu— 
verläffigen fremden Adel ausliefern könne. Die Kabinettordre vom 10. De: 
zember 1836, welche auf Beranlafjung des Oberpräfidenten von ylottwell 
die Diſtriktskommiſſarien, ftaatliche Polizeibeamte, an die Stelle des guts- 
herrlichen Woyt jehte, bezeichnete hier den Wendepunkt?. 

Schieden diefe Rechtögebiete aus, jo konnten homogene Einrichtungen 
nur im deutjchen Oſten möglich fein, wobei aber auch die Provinz 
Sadjen, die im wefentlichen aus föniglich ſächſiſchen und königlich weit- 
fälifchen , zum Zeil ehemals preußifchen Gebieten zuſammengeſetzt war, als 
ein Gebiet partifulärer Normen in der Hauptſache außer Betracht bleiben 
mußte. 

Sehr bald follte Schudmann den vollen Umfang der Schwierigkeiten 
erkennen, welche fich auch in den Kernlanden der Monarchie einer provin= 
ziellen Regelung des Kommunalweſens entgegenjtellten. Die beiden zuerſt 
einlanfenden Berichte des Oberpräfidenten von Wejtpreußen, v. Schön, der doch 
immer im Rufe Liberaler Gefinnung geitanden hatte, und desjenigen von 
Oftpreußen, v. Auerswald, vom 7. und 29. Dezember 1823 * rieten dringend 
davon ab, zur Zeit eine Landgemeindeordnung jchaffen zu wollen. Beide 
betonten neben dem niedrigen Hulturzuftand der Provinzen die Unmöglichkeit 


! Bericht Baumann an Schumann vom 16. September 1826 — Schreiben 
Schuckmanns an Baumann vom 5. Oktober 1826, ebenda Bd. IV. 

? Derwaltungsbericht der Regierung zu Bromberg für dad Jahr 1843, ebenda 
Bd VII. — DVerwaltungsbericht der Regierung zu ofen für das Jahr 1846, 
ebenda Bd. X. 
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eines gejeßgeberifchen Vorgehens, während die Regulierung der gutäherrlich- 
bäuerlichen Berhältniffe noch im Gange fei; Auerswald fügte noch das Be— 
denten Hinzu, daß die Koſten der Neuregelung von den ojtpreußifchen Ge— 
meinden nicht aufgebracht werden könnten. Dabingegen hielten es dieſe 
hoben Beamten für angezeigt, die bejtehenden polizeilichen Vorſchriften in 
eine Dorfordnung zufammenzufafen. Diefen der Sachlage entiprechenden 
Standpunkt, eine provinzielle Kommunalordnung jei erft nach Abſchluß der 
Regulierungsarbeiten möglich, acceptierte der Minifter voll und ganz. Auch 
ihm mag es klar geworden fein, daß wohl die Hardenbergiche Immediat- 
fommiffion don 1820 eine Regelung des Ländlichen Gemeindewejen® im 
Zufammenhang mit dem kommunalen Ausbau des ganzen Staats troß der 
ſchwerſtwiegenden Bed enken unternehmen durfte, weil dag politisch notwendige 
Hundament für die Neichaftände zu fchaffen war, nimmermehr aber die 
Urheber partifulärer Ordnungen, die nicht in wahrhaft fchöpferiichen Ge- 
danken ihre Legitimation fanden. Empfahl es fich aber, abzuwarten, bis 
überall das Band zwi fchen Gutsherren und Bauern wirklich gelöft jei, fo 
waren nicht mehr der Minifter des Innern und feine VBerwaltungsbeamten, 
fondern die Generalfommiffionen die entjcheidenden Faktoren für die Be— 
handlung der ganzen Frage. Schudmann, der die Anficht, vor Beendigung 
der Regulierung fei nichts zu unternehmen, in den beiden Boten vom 
24. Dezember 1824 und 11. Januar 1826 bei Gelegenheit der Behandlung 
der rheinifch-mweitfäliichen Berhältniffe dem Staatsminifterium gegenüber 
fefthielt", mußte demnach einen Entwurf des pommerjchen Oberpräfidenten 
Sad vom 18. Oftober 1826, der die Bedenken nicht teilte, jondern fich 
an die urfprüngliche Willensmeinung des Minifterd hielt, als verfrüht 
zurüdweifen ?, 

Dad neue Organ des Öffentlichen Lebens, von dem der Kronprinz fo 
viel erhoffte, die Provinziallandtage, verharrte hier zunächſt im 
Stillſchweigen. An Selbftthätigfeit wenig gewöhnt, erwartete e8 die Ini— 
tiative der Regierung; nur die geiltig ſtets regſamen Schlefier machten 
eine Ausnahme. 

Schon der erjte fchlefifche Provinziallandtag von 1825, von dem die 
Regierung ein Gutachten über die Organijation der Freisftändifchen Ver— 
fammlungen verlangt hatte, glaubte fich berufen, den Entwurf einer Land— 
fommunalordnung ala Bafis der Kreisordnung vorzulegen?. Die Stände 
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fchilderten bie durch fich oft widerfprechende Verfügungen der Verwal— 
tungsbehörden feit dem Jahre 1807 auf Grund der neuen Gefegebung 
entjtandenen Berhältniffe und hoben bervor, daß die Kompetenz der Guts— 
herren wie der Schulzen, aber auch der Staatäbeamten des Kreiſes dem 
Laien immer mehr fich verdunfelt habe. Ihr Entwurf enthält in einer 
Dorfordnung Beitimmungen über die fommunalen Berhältniffe des vierten 
Standes, daneben aber auch entiprechende Abfchnitte über die den Fürften 
und Standesherren als dem eriten und den Rittergutöbefiern als dem 
zweiten Stande foncedierten kommunalen Rechte!. Die Oberlaufiß war 
mit einer bejonderen Kommunalordnung bedadht. Im Landtagsabjchiede 
vom 2. Juni 1827 erwiderte die Regierung hierauf freundlich, aber kurz, 
daß die in den Entwürfen der Stände berührten Gegenftände außer der 
Kreißtagsordnung bejonderen Zweigen der Gejeßgebung angehörten und noch 
gar nicht vorbereitet jeien. Den Ständen bleibe es überlafien, bei dem 
nächften Landtage gehörig motivierte Vorjchläge zu machen. Gegenüber 
diefer in einem Königlichen Erlaß vom 30. Dezember 1827? noch näher 
dahin erläuterten Ermächtigung, man möge Borjchläge zur Abänderung 
und Ergänzung der beftehenden Dorfordnung vom 1. Mai 1804 anbringen, 
entwarf der zweite ſchleſiſche Provinziallandtag von 1828 wiederum eine 
umfaffende Kommunalordnung, die bejonder® das Verhältnis der Orts— 
angehörigfeit, welches bei der beftehenden Freizügigkeit dringend einer Re— 
gelung bedurfte, berückfichtigen wollte Der Landtagsabichied vom 
22. Februar 1829? ftand aber jchon auf durchaus negativem Standpuntte 
und hielt außer der Neuredaktion der Dorfpolizeiordnung, die auch nicht 
zu ftande fam, ein Eingreifen zur Zeit für nicht opportun. So war Schud- 
manns Berwaltung ohne greifbare Reſultate geblieben. 

Schuckmanns Nachiolger im Minifterium des Innern, der Freiherr 
von Brenn, den nach Treitjchkes Angaben * bald alle Parteien ala einen 
unfähigen Kopf bezeichneten, legte in dieſer jchiwierigen Materie durchaus 
nicht Proben davon ab, daß jenes abjprechende Urteil berechtigt ſei, wenn- 
gleich er mit befonderem Unglücd operierte. In einem Girkularerlaß vom 
20. Juni 1831° an die Oberpräfidenten von Schlefien, Pojen, Pommern 
und Brandenburg betrat er hoffnungsfreudig die Pfade feines Vorgängers 
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vom Jahre 1823, Gr bezeichnete e8 darın als höchſt wünſchenswert, nuns 
mehr endlich die ländlichen Kommunalverhältniffe durch ein Geſetz zu ordnen, 
was bisher wegen der jchwebenden Regulierung hätte unterbleiben müfjen. 
In Sachen, wo die Freiheit des Bauernjtandes feit langer Zeit beitanden 
habe (?), befinde fich zudem bereits ein Entwurf im Staatsminiſterium, 
jür den Meften ein folcher im Staatsrat zur Beratung. Sollte nun eine 
Zandgemeindeordnung am Plate fein, jo autorifiere er die Oberpräfidenten 
zur Ausarbeitung einer folchen; Prinzip jei: provinzielle Regelung und 
möglichite Freiheit und GSelbjtändigfeit der Gemeinden in Bezug auf ihre 
Haushaltungsangelegenheiten. 

Die auffallende Übergehung der Provinz Preußen in obigem auf der freien 
Initiative des Minifter® beruhenden Neftript erflärte fich daraus, daß die 
preußifchen Stände des vierten Landtages von 1831 auf ihre Petition um 
Erlaß einer „Dorj: und Kommunalordnung” im Landtagsabichiede vom 3. Mai 
1832 die königliche Zufage erhalten Hatten, daß die Provinzialbehörden zur 
Vertigftellung von Vorarbeiten angewiejen feien!. Auf der Grundlage dieſes 
Zandtagsabjchieds ging nunmehr die provinzielle Regelung ihren gefonderten 
Gang. Schön, der mit der Angelegenheit betraut war? — ihm wurde bei- 
jpielaweile die Frage vorgelegt, ob nicht für Littauen, wo fi) außer den 
Domänen wenig Gutsbefiger befanden, Samtgemeinden einzurichten ſeien — 
blieb den Idealen feiner großen Zeit getreu und reichte im Dezember 1835 
einen Entwurf ein, der durchaus auf der revidierten Städteordnung don 
1831 beruhte; der hartnädige liberale Theoretifer wollte einen prinzipiellen 
Unterjchied von Stadt und Land einmal nicht anerkennen. Das zu Er— 
wartende, aber auch durchaus Notwendige geichah: Schöns Entwurf wurde 
jeitena des Minifters als unbrauchbar verworfen. 

Inzwiſchen hatte der Cirkularerlaß dem Freiherrn von Brenn bittere 
Früchte getragen. Der König jelber, der Schudmann in Konjequenz der 
Beſchlüſſe der Ießten am 30. Oktober 1821 zufanmengetretenen Immediat— 
fommiffion hatte frei gewähren laffen, war mit dem eigenmächtigen Auftreten 
feines neuen Minifters wenig zufrieden. Gine Kabinettsordre vom 11. Sep- 
tember 1832 ſprach fich über die von diefem geplante Gemeindeordnung 
dahin aus: „dieſe Angelegenheit muß mit bejonderer Vorficht behandelt 
werden, da die Abänderung der bejtehenden Einrichtungen, welche das Be— 
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dürfnis noch befriedigen, eine unzeitige Aufregung veranlaffen würde“ !, 
Der Minifter wurde dann weiter angewiejen, die erforderten Berichte zu 
teponieren, bis die Stände jelbjt auf eine Mobdifitation der beftehenden 
Ginrichtungen antragen oder fonft ein dringende Bedürfnis nachgewiejen 
würde. Auch dann ei zunächit an den König zu berichten und jede auch 
nur vorläufige Anderung bis zu feiner Entjchließung auszuſetzen. Obige 
Willensmeinung wurde noch in einer an dad Staatsminifterium gerichteten 
Kabinettsordre vom 31. März 1833 wiederholt ?, die nochmals Einstellung 
jeder Verhandlung mit den Unterbehörden gebot, da dadurch „der ruhige 
Zuftand der Provinzen leicht gefährdet werden könnte“. Etwaige Zweifel 
jollten nach den beftehenden Objervanzen entjchieden und nur die Verhand— 
[ungen mit den preußifchen Ständen weitergeführt werden ?®. - 

In einem im Zone der Rechtfertigung gehaltenen Schreiben vom 
20. Juli 1833 verfuchte Brenn dem König gegenüber jein Berfahren 
unter Berufung auf die alte Eirkularverfügung Schudmanna vom 27. Juni 
1823 zu erflären. Als Anlaß feines Vorgehens bezeichnete er eine Anfrage 
im Schoße des Staatsminifteriums, ob nicht manches, was der Staatärat 
für den Weiten gut befindet, auch im Dften einzuführen fei. In den ſtän— 
diichen Beratungen des brandenburgifchen Provinziallandtages ſei ebenfalls 
allgemein das Bedürfnis anerkannt worden, „wenigften® diejenigen Gegen= 
ftände der ländlichen Gemeindevertvaltung, welche durch die neuere Geſetz— 
gebung bedeutende Veränderungen erlitten hätten, durch geſetzliche Beſtim— 
mungen zu ordnen“. 

Eine legte Kabinettsordre vom 4. September 18335 beließ e8 lediglich 
bei den Bejtimmungen über die Einjtellung der Verhandlungen, wie fie der 
König am 11. September 1832 verfügt Hatte, rügte aber zugleich in 
iharfem Zone „das voreilige und unbefugte Einfchreiten der Regierung zu 
Potsdam durch Verteilung ihres Entwurfes in der Provinz“. 

Der Minifter von Brenn mochte demnach mit feiner Behauptung wohl 
recht haben, daß vorzüglich die Beſchwerden einiger Gutäbefiter bei dem 





! Bal. die oben citierte „altenmäßige Darftellung“ über dag Kommunalwejen 
in ven Alten betreffend die Organijation des ländlichen Gemeinderyejens u. |. w. Bd. VI. 

2 Ehenda. 

3 An bdemjelben Tage wurden vom Könige bie beiden Berord} gen vollzogen, 
welche in den ehemals fönigl. weftfäliichen Zeilen der Provinz Sachſen durch Tren- 
nung ber Rittergüter von den Gemeinden und Aufhebung ber fönigl. weftjäliichen 
Derwaltungsordnung vom 11. Januar 1808 den Nechtszuftand der alten Landes— 
teile faft vollftändig wiederhergeftellt haben. 

+ Akten betreffend die Organijation des ländlichen Gemeindeweſens u. ſ. w. Bd. VI. 
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Bekanntwerden des Potsdamer Regierungsentwuris dem Könige Veranlafiung 
zum Ginfchreiten gegeben hätten. Jedenfalls mochte die allgemeine poli- 
tiſche Konjtellation nach der Julirevolution, die im außerpreußiichen Deutſch— 
land mancherlei Bewegungen nach fich gezogen Hatte, e8 dem alternden und 
überaus vorfichtigen Monarchen rätlich erfcheinen laſſen, von allen Neue 
rungen abzufehen. Zudem fehlte es damals im Minifterium an Zalenten, 
welche Reformpläne aufzuftellen und dem Könige zu imponieren vermocht 
hätten, gänzlich. 

Brenns Rolle, der nach einiger Zeit zurüdtrat, war damit ausgeſpielt. 
Sein Nachfolger von Rochow hielt fich jtreng an die Intentionen des 
Könige. Wenigſtens wurde dem fünften ſächſiſchen Provinziallandtage vom 
Sabre 1837 ausdrücklich eine neue Landgemeindeordnung für die öftlichen 
Provinzen als fjchwierig, aber auch unnötig bezeichnet. Der Erlaß eines 
jolchen Gejeges ſei völlig aufgegeben!. Nur in Bezug auf die Provinz 
Preußen ging Rochow, gejtüßt auf eine KHabinettsordre vom 18. Februar 
1837, weiter? und legte nach Bejeitigung des Schönfchen Entwurfs den 
zum jechiten Provinziallandtage im Jahre 1837 verfammelten Ständen 
eine Reihe Fragen vor, um auf etwaige Lüden und Mängel des landrecht— 
lichen Zuftandes aufmerfjam gemacht zu werden. In ihren Antworten be: 
zeichneten die Stände ala einer Regelung bejonders bedürftig die Beitrags- 
pflicht der Gemeindemitglieder zu den Gemeindeleiftungen und das Stimm: 
reht in den Gemeindeverfammlungen, welches auch für bisher nicht 
ftimmberechtigte Dorfeinwohner, jofern fie Grundbefiter waren, erbeten 
wurde. Die Notwendigkeit einer Gemeinderepräfentation an Stelle der 
Gemeindeverfammlung erfannte man nicht an, da die Provinz nicht jo 
große Gemeinden wie die anderen Landesteile zähle. Das Refultat blieb 
immer das gleiche negative. Der Landtagsabichied vom 28. Dütober 1838 
derneinte rundweg die Bedürfnisfrage und verwies auf die biäherigen Hülfe- 
mittel zur Fortbildung des Nechtszuftandes, auf adminiftrative Maß— 
regeln ®. 


g 2. 
— ge “ur Wiederbelebung des Dreidings. 


€ ..ip” ftiſch für die Befliſſenheit, mit der man in den letzten Re— 
gierur in Friedrich Wilhelms III bemüht war, jeder Neugeftaltung 


impf-Nitſchke, Landtagäverhandlungen der Provinzialftände XIV 434. 
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aus dem Wege zu gehen und an deren Stelle längjt antiquierte Einrich- 
tungen zu £onfervieren, waren die Verſuche, das jchon dem Erlöfchen nahe, 
zur völligen Bedeutungslofigfeit herabgefunfene Injtitut des Dreidings in 
jeinem Heimatslande Schlefien zu neuem Leben auferftehen zu laſſen. Un— 
verfennbar zeigte fich Hier wie in vielen Regierungsmaßregeln der dreißiger 
Jahre neben der natürlichen Abneigung des greifen Monarchen gegen Ber: 
änderungen der Einfluß des Kronprinzen und feiner auf rechtshiſtoriſchem 
Gebiete hervortretenden romantiſchen Geijtesrichtung, während die damals 
beabfichtigte NRevifion der Provinzialgejege und die darüber erforderten Gut— 
achten der drei jchlefiichen DOberlandesgerichte den äußeren Anjtoß zur Ent= 
dedung dieſer Antiquität gegeben haben mögen. 

Die ftreng fonjervativen Stände Schlefiens, welche mitten im Leben 
ftehend die Eifolglofigkeit diefer Bejtrebungen ſofort einſahen, verhielten fich 
der großen Majorität nach jo ablehnend, wie es ihnen nur ihre Ehrfurcht 
vor dem königlichen Willen irgend erlaubte. Der vierte jchlefiiche Pro— 
vinziallandtag von 1833 einigte fich gegenüber der königlichen Propofition, 
ich über feine Wünjche bezüglich der Aufhebung oder Beibehaltung des 
Dreidings zu äußern, dahin, daß er jehr wohl den Nuten diefer nicht mehr 
gerichtlichen, jondern jegt nur „rein polizeilich verwaltenden Inftitute”, jo= 
weit fie überhaupt noch bejtanden, anerkannte, deren Fortleben aber nu 
big zur Einjührung einer volljtändigen Kommunalordnung für erjprießlich 
hielt!. Demgegenüber verhieß der Landtagsabjchied vom 22. Juni 1834 
— was über das jtändifche Petitum weit Hinausging — den Erlaß all- 
gemeiner Vorſchriften über die Wirkſamkeit des Dreidings, zeigte fich auch 
der Wiederherjtellung des Inſtituts auf Wunjch der Sntereffenten beſonders 
geneigt ?. 

Der fünfte Provinziallandtag von 1837 erklärte ſich einjtimmig noch» 
mals gegen die obligatorische und allgemeine Einführung des Dreidings 
— der vorhergehende Landtagsabjchied war nämlich in diefer Hinficht nicht 
ganz unzweideutig gefaßt — und hielt jelbjt bei einer interimiftifchen Reviſion 
des Inſtituts die Wiederbelebung der kirchlichen, polizeilichen und gericht- 
lichen Funktionen jür völlig ungzeitgemäß. Nur eine lokale adminiftrative 
Zhätigfeit, wie Abnahme von Gemeinderechnung‘, Anbringen von Bes 
Ihwerden gegen gutsherrliche Beamte u. j. w., wollte man ihm geftatten. 
Auf jeden Fall, jo forderten die Stände, follte der Gutsherr, ‚er ben 
Vorfig übernehmen und außer dem Schulzen und den Gerichtgm auch 
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Abgeordnete aus den berfchiedenen Kiaſſen der Dorfeinwohner Hinzuzieher, "- 
Diefen Borjchlägen jtimmte der Landtagsabichied vom 20. November 1838 
in furzen Worten zu?. 

Hier brachte der Thronwechſel eine durchgreifende Anderung. Dem 
ſechſten Provinziallandtage von 1841 ließ Friedrich Wilhelm IV unter 
Aufgabe des biäherigen Regierungsftandpunftes eine umfangreiche Propofi- 
tion? mit der Motivierung zugehen, er habe diefem Inftitute, welches fich 
vorzugäweije eigene, „ein wahres und kräftiges Vollsleben“ hervorzurufen, 
jeine bejondere Aufmerkjamkeit zugewendet. Er beabfichtigte, das Dreiding 
mit der Abhaltung der patrimonialen Gerichtstage in Verbindung zu bringen, 
aljo feinen gerichtlichen Charakter wieder herzuftellen und zu diefem Zwecke 
ihm auch Handlungen freiwilliger Gerichtöbarkeit zu übertragen. Sämtliche 
Hausväter follten auf ihm erjcheinen, weshalb er nach Möglichkeit im Freien 
abgehalten werden ſollte. Den perjönlichen VBorfit des Gutäheren bezeichnete 
die Propofition als unumgänglich notwendig. Ein diefen Geſichtspunkten 
entfprechender Entwurf wurde dem Provinziallandtage zur Begutachtung 
vorgelegt. Die Stände fanden*, daß diefe Vorfchläge feiner der früher 
ausgefprochenen Bitten „um Erlaß gefeßlicher, die Ländlichen Verhältniſſe 
ordnnender und die Volksſitte jördernder Beltimmungen“ entfprächen, und 
vereinigten fich unter ausdrüdlichem Hinweis auf die veränderten focialen 
und wirtjchaftlichen Zuftände zu dem einftimmigen Gejuch, die vorgelegte 
Dreidingsordnung „ganz zurüdzunehmen und davon völlig zu abftrahieren“. 
Einem fo energifchen und wohlberechtigten Widerjtande gegenüber ließ end- 
lich der Landtagsabichied vom 6. Auguft 1841 die Materie fallen, trotz- 
dem der abweichende Regierungsftandpunft nachdrüdlich betont und bie 
Wiederherjtellung des Dreidings als mit den Forderungen des Tages wohl 
vereinbar bezeichnet wurde°. 

Die Epifode war zu Ende; von dem Dreiding ift nie wieder die Rede 
gewejen. 


3 
Die Anfänge der Regierung Friedrid Wilhelms IV. 


Die Erwartungen, mit denen man überall dem Regierungsanttritte 
Friedrich Wilhelms IV entgegengejehen Hatte, erfüllten ſich in den weſt— 
ı Verhandlungen des fünften jchlefiichen Provinziallandtages ©. 32. fi. 

2 Ebenda ©. 71. 

3 Verhandlungen des fechften jchlefiichen Provinziallandtages ©. 13. 14. 
+ Ebenda ©. 51 ff. 
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lichen Provinzen, die fo lange nad) einer Neuordnung der Semelndeverhält- 
niffe verlangt hatten, verhältniemäßig fchnell. Hier fand der König Ge- 
(egenheit, aufzubauen und den Einfluß der Revolution auf das öffentliche 
Leben, wenigjtens formell, zu bejeitigen. Echon am 31. Oktober 1841 er— 
bielt Weſtfalen, nachdem feine Städte die revidierte Städteordnung an— 
genommen hatten, die Landgemeindeordnung. Nach Möglichkeit fchonte man 
die bejtehenden Gigentümlichkeiten, ließ die Rittergüter, fofern beide In— 
terefienten übereinftimmten, im &emeindeverbande und bemühte fich, den 
Gemeinden, welche unter der fremden Gejeßgebung mehr oder minder Teile 
der Mairie oder des Kantons geworden waren, ihr Selbjtbeitimmungsrecht 
zurüdzugeben. Gemeindemitglieder wurden alle jelbftändigen Einwohner und 
die mit einem Wohnhauſe angejefjenen Forenjen, aber nur die Mteiftbeerbten, 
d. i. Hausbeſitzer, die ein den Regeln des Anerbenrecht3 unterworfenes oder 
ſchon im Jahre 1806 vorhandenes größeres Bauerngut bebauten, ſowie 
diejenigen unter den übrigen, welche eine gewifle Grundjteuer bezahlten, ge- 
nofjen politische Rechte!. Gemeinden und etwaige jelbjtändige Rittergüter 
waren Bejtandteile der Ämter, d. 5. von Verwaltungsbezirken, die fich mit 
den ehemals faiferlich franzöfifchen Mairieen, königlich weittälifchen Kantons 
u. 5. mw. deden jollten, zugleich aber in fommunaler Beziehung die Funk— 
tionen von Samtgemeinden haben fonnten?. Der Vorſteher derjelben, der 
Amtmann, war zugleich Ortspolizeibehörde. 

In ganz ähnlicher Weife ward durch die Gemeindeordnung dom 
23. Juli 1845 die Rheinprovinz organifiert, nur daß Hier der Unter- 
ſchied zwijchen Stadt und Land — nur wenige Städte waren mit der 
revidierten Städteordnung einverjtanden gewejen — gänzlich wegfiel, die 
Rittergüter immer der Gemeinde inforporiert wurden und jede Bürger: 
meifterei notiwendigerweije eine Samtgemeinde bildete, deren Bürgermeijter 
im wejentlichen die Stellung des Amtmanns einnahm. 

So Hatte man im Welten eine Löſung der Fragen gefunden, die fich, 
wenn auch bureaufratiiche Einflüffe eine wirkliche Selbftverwaltung er: 
jchwerten, in der Praris durchaus brauchbar erwies. Die Hauptgefahr des 
franzöfiichen Radikalismus wurde dadurch befeitigt, daß man die Einwohner: 
gemeinde ihrer politifchen Rechte zu Gunften einer auf Grundbefiß bafteren- 
den bäuerlichen Ariftofratie entkleidete. Endlich hatte man die bloß mechanijch 
durch Addition der einzelnen Gemeinden entjtandenen Mairieen und Kantons 
unter Wahrung der Autonomie der Ginzelgemeinden zu Organismen, zu 
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Samtgemeinden entwidelt, welche größeren kommunalen Bedürfniſſen 
in diefer Form am beiten genügten. 

Was aber die Rheinprovinz gar nicht, Weitfalen nur in verſchwinden— 
dem Umfange kannte: kommunale Selbjtändigfeit des Ritterguts, patri= 
moniale Gerichtöbarfeit und Polizei, der Begriff der Gerichtäobrigfeit, alles 
dies eben machte die Zuftände im Oſten dem König lieb und wert. Als 
die Haude- und Spenerjche Zeitung am 16. März 1842 die Trage auf 
wari, ob die neue Landgemeindeordnung für Weitjalen auch für die öftlichen 
Provinzen ein Bedürfnis fei, erjchien im April in der Staatszeitung als 
Antwort ein vom König ausdrüdlich gebilligter Artikel, in dem ausgeführt 
wurde, die ländliche Kommune des Oſtens jtelle die alte deutfche Land— 
gemeinde dar, fie ſei unter ihrer Gerichtobrigfeit freier und unabhängiger 
ala die Gebilde franzöfifchen Urjprungs!. Zum förmlichen Programm wurde 
dieje Anfchauung in dem Landtagsabjchiede vom 30. Dezember 1843 den 
preußifchen Ständen des achten Provinziallandtags gegenüber, die wieder 
um eine Kommunalordnung petitioniert hatten?. Es wurde den öftlichen 
Provinzen vorgehalten, daß fie das Glüd gehabt hätten, die Grundlagen 
ihrer ländlichen Kommunalverfaflung nicht, wie dies im Weiten gefchehen 
jei, durch eine revolutionäre Gefeßgebung aufgelöjt zu ſehen. Der Erlaß 
einer Zandgemeindeordnung wurde um jo mehr abgelehnt, als dadurch die 
wohl begründeten Rechte und Berfafjungsverhältnifje der einzelnen Landes— 
teile nach Anficht der maßgebenden Perjonen ohne Bedürfnis verlegt und 
erjchüttert wurden. Sogar die allgemeine Kodififation der bejtehenden Ver— 
hältniffe erjchien bedenklich, weil fie „die naturgemäße Entwicklung des 
ländlichen Gemeindeweſens“ jtören fünnte. In eben diefem Sinne wurden 
durch den Landtagsabichied vom gleichen Datum die jächfiichen Stände des 
fiebenten Provinziallandtages beichieden?. Ein ſeltſames Verhängnis war 
es für den geiftreichen und geſchichtskundigen Monarchen, daß er unter dem 
Banne mittelalterliher Anjchauungen die unter der Herrſchaft des Guts— 
herrn allmählich verkrüppelte Zwerggemeinde des Oſtens für identifch mit 
der alten deutjchen Gemeinde hielt. 

Als eine leichte Abweichung von diefer Anjchauung konnte es er— 
fcheinen, wenn bereit3 am 1. Dezember 1844 der Minifter des Innern, 


ı Nr. 63 der Haubde: und Epenerfchen Zeitung, Jahrgang 1842, vgl. Atten 
beireffend die Organifation bes ländlichen Gemeindeweſens u. |. w. Bd. VI. 
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von Arnim, die Oberpräfidenten der Provinzen Preußen, Schlefien und 
Sachſen anwies, Materialien für die Neugeitaltung der inneren Kom— 
munalverfaffung der Landgemeinden zu jfammeln!, In den leitenden Kreijen 
Hatte ſich nämlich inzwifchen die Meinung gebildet, man könne diefe innere 
Gemeindeverfaffung unabhängig einerjeit3 von dem Verhältnis der Gemeinde 
zum Gutöheren, andererjeit3 von der Beziehung, in der Gemeinde und 
Staat zueinander ftänden, einer provinziellen Regelung unterwerfen. Dan 
meinte, diefe beiden Grenzgebiete bebürften feiner Neuordnung, das Ver— 
Hältnis zum Gutsheren ſchon darum nicht, weil es „durch ein Langjähriges 
geſetzliches Beſtehen ein allen unzweifelhafter Teil der ländlichen Berfaffung 
geworden“ jei, etwaige Mängel könnten zwedmäßige adminijtrative Maß- 
regeln bejeitigen. 

Als nun der achte jchlefifche und der neunte preußifche Provinzialland» 
tag im Jahre 1845 ihre alten Bitten an den Thron brachten, konnten die 
Lundtagsabſchiede vom 27. Dezember 1845 beiden Ständen eine freundliche 
Erwägung diejer Petition in Ausficht ftellen?; waren doch jchon Kom— 
mifjarien zur Unterfuchung der bejtehenden Berhältniffe ernannt. Der jchle- 
fifche Oberpräfident, Herr von Wedel, reichte in den Jahren 1846 und 
1847 nicht weniger als drei Entwürfe ein®, von denen die beiden erjten 
dem Autor ſeitens des Minifters des Innern, von Bodelfchwingh, zur Um— 
arbeitung zurüdgegeben wurden“. Auch in Sachjen fand erjt der zweite 
Entwurf des Oberpräfidenten von Bonin den Beifall des oberften Ber- 
waltungschefs“, jo daß im März 1848 die beiden Geſetzesvorſchläge im 
Staatöminifterium zur Beratung gejtellt werden fonnten®. Der Minifter 
ftimmte einzelnen Grundjäßen des hier vorwiegend interejfierenden jchlefifchen 
Entwurfs, wie der unmittelbaren Beauffichtigung der ländlichen Gemeinde- 
verwaltung durch den Gutsheren als Poligeiobrigkeit, im Prinzip zu, vers 


ı Atten betreffend die Organijation des Ländlichen Gemeindeweſens u. ſ. w. 
Bd. VII, fiehe auch Nachtrag zu denſelben. 

2 Verhandlungen des achten jchlefiichen Provinziallandtagee S. 109. 206. — 
v. Lancizolle, Nechtäquellen II 119. 120. 
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1846, Bd. X — Entwurf vom 1. November 1347, Bd. XI der citierten Alten. 
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citierten Alten 
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wahrte fich aber gegen eine zu ausgedehnte Bevormundung durch denfelben, 
dem er nicht mehr Einfluß als dem Bürgermeijter in der Rheinprovinz 
oder dem weſtfäliſchen Amtmann zugeftehen wollte. Auch jah er ein, daß 
bei größeren Landgemeinden, wie fie in den langgejtredten gewerböfleißigen 
Bergthälern Schlefiend häufiger waren, eine Gemeinderepräjentation nicht zu 
umgehen jei. Ob bezüglich diefer Entwürfe noch ein Beichluß des Staats— 
minifteriums ergangen ift, läßt fich nicht ermitteln. Von den einzelnen 
Mitgliedern, an die die Entwürfe zur Verteilung gelangt waren, jprach fich 
der Staatsminijter von Rother, dem die Leitung der Finanzen übertragen 
war, in jeiner Kritit vom 17. März 1848 jehr jcharf gegen die Entwürfe 
aus!. Nach jeiner Behauptung waren die Verjchiedenheiten innerhalb einer 
Provinz, 3. B. in Sachſen, ebenfo große wie innerhalb der ganzen 
Monarchie, er verlangte folgerichtig eine Landgemeindeordnung für die ge= 
ſamten öftlichen Provinzen. Das Subjeftionsverhältni® der Landgemeinde 
dem Gutsherrn gegenüber jand er in den Entwürfen über das Maß des 
Allgemeinen Landrechts hinaus erweitert, was er in Gegenjaß zu den Frei— 
beiten jtellte, die den Städten 1808 und 1831 eingeräumt feien. Auch be= 
mängelte er die bejtehenden Gemeinden ala zu Klein für ein fräftiges Ge- 
meindeleben; er wünjchte Amtsbezirfe mit Amtsvorſtehern und Amts- 
verfammlungen, in denen Rittergüter und Landgemeinden zur Zragung 
gemeinjamer Laften forporativ vereinigt jein jollten. 

Inzwiſchen hatte die Bewegung der Märztage des Jahres 1848 ihre 
Wirkungen ausgeübt. Ein vom 15. Februar 1848 datierter, don dem 
preußifchen Oberpräfidenten von Bötticher eingereichter Plan? gelangte nicht 
mehr zur Beratung. Die unerquidlichen und ermüdenden Berjuche, deren 
wichtigjte oben aufgezählt find, die bejtehenden Zuftände provinziell zu ver— 
beflern, hörten damit für einige Zeit auf. Eine folche Regelung erjchien 
der Öffentlichen Meinung mit dem Augenblide des Eintritts Preußens in 
die Reihe der fonjtitutionellen Staaten nicht mehr möglich. Der Gedanke 
der Staatdeinheit Hatte gegenüber dem jtändifchen und provinziellen 
Partifularismus den Sieg davongetragen. 





ı Band XI ber citierten Alten. 
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Landgemeinde und Gutsbezirt vom Jahre 1815 
bis zum Jahre 1848. 


5, 
Wirtſchaftliche Wandlungen. 


Blieb die Zeit nach den Freiheitskriegen für die Entwidlung der kom— 
munalen Berhältniffe im wejentlichen unfruchtbar, jo Hatte dies, wie oben 
angedeutet, nicht zum geringjten darin feinen Grund, daß die ausfchlag- 
gebenden Staatsmänner immer und immer wieder betonten, die völlige 
Regelung der agrarischen VBerhältniffe müffe dem Verſuche, eine Gemeinder 
ordnung von Dauer zu fchaffen, unbedingt vorangehen. Wie jtand es aber 
mit diefer von Hardenberg fo glänzend inaugurierten wirtichaftlichen Reform? 

Die Deklaration vom 29. Mai 1816, welche in Art. 4 die Regu— 
lierungsfähigfeit auf einen Zeil der Geſpann haltenden Bauerngüter be= 
ſchränkt Hatte, bedeutete einen Sieg der Standesinterefjen des grundbefigen- 
den Adels, der don weittragenden Folgen war. Unlöslich hing nämlich 
nach dem Edikt vom 14. September 1811 mit der GEigentumsverleihung 
die in demjelben Geſetze angeordnete Ablöfung der Hand» und Spanndienjte 
zufammen!. Durch die Deklaration von 1816, welche von der Wohlthat 
jenes Edikts die große Maſſe der Koffäten-, Gärtner und Büdnerjtellen 
ausſchloß, wurden alfo zum Beſten der Gut3befiker, die einen nicht zu er- 
jeßenden Berluft von Arbeitskräften befürchteten, die Dienfte diefer Klaſſen 
der laffitifchen Befiter beibehalten. 

Aber auch im übrigen fchritt die agrarische Gejeßgebung, jo ſehr fie 
auch alle Gebiete zu umfafjen ftrebte, nur langjam vorwärte. Die Hand: 


ı 85 6. 37 des Regulierungsedikts vom 14. September 1811. 
10* 
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und Spanndienfte derjenigen bäuerlichen Befiter, welche nicht auf Laßgut 
faßen, jondern ihre Stellen ala Eigentümer, Erbzinjer oder Erbpächter be= 
wirtjchafteten, wurden durch die Ordnung vom 7. Juni 1821 für ablösbar 
erklärt, jofern die Stelle jelbjt nach den Beitimmungen der Deklaration von 
1816 als eine jpannjähige zu betrachten war!. Die Gemeinheitsteilungs- 
ordnung von demjelben Tage endlich gab die Möglichkeit, bisher gemein— 
jchaftlich benußte ländliche Grundftüde, gleichgut ob diefe Gerechtiame auf 
einem gemeinjchaftlichen Eigentum, einem Gejamteigentum oder einem Dienſt— 
barfeitsrechte berubten, zur Teilung zu bringen? Nur diefe Grundftüce, 
welche allerdings wohl die große Mehrzahl bildeten, wurden zugleich der 
Um- und Zufammenlegung (Separation) unterworfen?. Dagegen berech- 
tigte die bloß vermengte Lage der Ländereien, ohne gemeinfchaftliche Be— 
nußung, nicht ohne weiteres zu dem Antrage auf Augeinanderjegung *. 


a. Die Gemeinde, 


Die Erfolge dieſer agrarifchen Reiormen?®, welche dem eigentlichen 
Bauernftande zu umendlichem Segen gereichten, mußten allmählich durch 
die Loslöfung der einzelnen Wirtjchaft von den altgewohnten Beziehungen 
zum Grundheren und zu den Nachbarn bedenkliche Rüdwirkungen auf die 
fommunalen VBerhältnijje des platten Landes ausüben. Die alten 
Ordnungen verloren ihren materiellen Inhalt, und neue, die auf den ver— 
änderten Berhältniffen, auf der Individualifierung der Cinzelwirtichaft 
bafierten, waren noch nicht vorhanden. 

Hierzu trat eine DVerfchiebung in der Lage der landbauenden Be— 
völferungsflaffen. Daß Machtverhältniffe, deren Entjtehung dem Gedächtnis 
[päterer Generationen längſt entſchwand, oft genug für gejegliche Beſtim— 
mungen maßgebend find, in denen nur die Bebürfniffe der Neuzeit berüd- 
fichtigt werden follen, zeigte eine bisher noch wenig beachtete Seite der 
preußifchen Agrarreform. Aus den Markgenoſſen der Kolonialzeit hatte fich 
die fridericianifche Realgemeinde entwidelt, deren Mitglieder folgerichtig vor— 


ı ss 1. 2 der Ablöfungsordnung in Verbindung mit den Art. 4 und 5 der 
Deklaration vom 29. Mai 1816. 

2 8 der 2 Gemeinheitsteilungsorbnnung. 

» 88 61. 66 ebenba. 

* 8 3 ebenba. 

’ Bol. ftatiftifche Mitteilung bei Meigen, Boden und landwirtichaftliche Ver: 
hältniffe u. ſ. w. I 431 ff. 
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wiegend aus den Befitern ſpannfähiger Nahrungen beitanden, denn Koffäten, 
Häusler u. ſ. w. waren neueren Urſprungs. Dadurch nun, daß die Gejeh- 
gebung vom Jahre 1807 bis zum Jahre 1848, alſo während eines jehr 
ntaßgebenden Zeitraums, von dem Edikte vom 9. Oktober 1807 abgejehen, 
nur den fpannjähigen Wirten die Wohlthaten der Reform zugänglich 
machte, ſchuf fie unbeabfichtigt eine bäuerliche Ariftofratie, lebenskräftig und 
ſtolz auf ihren Befiß, aber. durch eine Kluft von der Maſſe mehr oder 
minder befiglofer ländlicher Proletarier getrennt. Noch einmal fchieden fich 
hier die Gejchide der VBollbauern, der alten Markgenoſſen, von denen der 
übrigen Dorfeinwohner. Wohl hatten fich diefe, obgleich fie nie einen An— 
teil an der Mark gehabt, in den legten Jahrhunderten jenen immer mehr 
gleichberechtigt gefühlt, da der jchwere Drud auf allen Laftete; nun aber 
blieben fie, joweit ihr Beſitz ein laffitifcher war, ſchutzlos dem Landhunger 
der Herrſchaft preisgegeben. 

Und no in einem andern Punkte trat jene uralte Sonderung jcharf 
hervor. Die jprichwörtliche Redensart der Kleinen Leute im Oſten: 
„durch die Gemeinheitsteilungen find die Bauern zu Edelleuten geworden 
und wir zu Bettlern“?, ließ erkennen, daß die durch diefe Maßregel ver- 
mehrte Verfchärfung der Klaſſengegenſätze von den Benachteiligten far em— 
pfunden wurde. Denn nicht nur die Beichränktung der Reform auf die Be— 
fißer der eigentlichen Bauerngüter, die allein Eigentum erhielten oder ala 
Eigentümer ihre Dienjte ablöjen konnten, mehr noch die Folgen der Ge- 
meinheitsteilungen hatten die Eleinen Leute arg herabgedrüdt. Häusler, 
Katenbefizer und ſonſt auf Tagelohn angewiefene Perfonen verloren, was 
ihnen bisher gunftweife allgemein zugeftanden war, die Auftrift auf der num 
geteilten Gemeinweide und auf den bis dahin gemeinjchaftlich behüteten 
Adern. Holz» und Grasnutzung fiel auß demfelben Grunde fort. Alle 
dieje Verlufte waren für den £leinen Dann, der jetzt eine Kuh, Schweine, 
Gänfe nicht mehr Halten konnte und fich Lediglich auf den Erwerb feiner 
Hände angewiefen ſah, um jo fühlbarer, ala mit dem Berfchwinden der 
alten Gemeindenugungen überall die Geldwirtichafit an Stelle der Natural- 
wirtihait an Boden gewann? Erhielt aber der im Tagelohn dienende 
Häußler feine Löhnung in Geld anjtatt in Naturalien, jo war damit dem 
Leichtfinn und der Unwirtjchaftlichkeit Thür und Thor geöffnet. 


! Rnapp, Bauernbefreiung I 306. 
2 Bal. diefe Entwidlung in Osnabrück bei Stüve, Wejen u. |. w. der Land— 
gemeinden ©. 73. 
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Sehr bedenklich war e8 auch für die Zufammenjegung der Ge- 
meinden, daß fich die Zahl der Kleinen Stellenbefiger, die nicht fpannfähig 
waren — aljo der bäuerliche Mittelftand — fortgejeßt verminderte. Nicht 
nur hatten fich dieſe nach Fortiall des Bauernfchußes in der Provinz 
Preußen zu Tauſenden ausfaufen laffen!, um fich ala Inſtleute einen be» 
quemeren Lebensunterhalt zu verichaffen; auch die nicht regulierbaren Laß— 
bauern unter ihnen unterlagen zum großen Zeil all den Möglichkeiten, die 
ihre civilrechtlich Höchft umfichere Lage den Gutäherren an die Hand gab, 
um fich des Landes zu bemächtigen und auf diefem die ehemaligen Befiter 
als Tagelöhner anzufiedeln. Die verhältnismäßig geringe Zahl der Regu— 
lierungen, die nach der Legislation des Jahres 1850 ftattgefunden haben, 
macht den Schluß Knapps? zu einem zwingenden, daß die Jahre bis 1848 
erheblich unter den Eleinen und kleinſten ländlichen Beligern aufgeräumt 
haben müfjen. Ob die an Stelle der verichwundenen jelbjtändigen Exi— 
ftenzen angejegten Qagelöhnerfamilien für die Gemeinde eine Kräftigung 
bildeten, war jchon damals äußerſt fraglich. Auf jeden Fall Hatten fie mit 
der Gemeinde, innerhalb deren fie angefiedelt wurden, wenig Zujammenhang ; 
ihre unfichere Eriftenz hing gänzlich vom Gutshof ab; von dort aus wurden 
fie angenommen und empfingen fie ihre Kündigung. 

Hatte fchon die Aufhebung der Erbunterthänigkeit in Verbindung mit 
der Gewerbefreiheit thatjächlich die faft völlige Freizügigkeit herbei- 
geführt, jo änderte hieran das Gejeg vom 31. Dezember 1842 „über die 
Aufnahme neu anziehender Perſonen“ nur wenig. Niemandem, der fich ein 
Unterfommen jelbjt zu verjchaffen im ſtande war, fonnte der Aufenthalt 
in einer Gemeinde verjagt werden, wenn er nicht ganz unfähig war, fich 
den notdürftigiten Lebensunterhalt zu erwerben. Die Möglichkeit der Zus 
rückweiſung eines Anzöglings, falls derjelbe innerhalb eines Jahres Gegen 
ftand der öffentlichen Armenpflege geworden war und die Verarmung nachweis= 
bar aus einer früheren Zeit ſtammte, konnte der Gemeinde, die jchußlos der 
Einwanderung eines Proletariat? preisgegeben war, hinterher nur von ge= 
ringem Nußen fein. Auch ließ die wirtfchaftlich oft gemißbrauchte Frei— 
heit der Eheſchließung eine bedenkliche Zunahme diejer Menſchen— 
klafſſe erwarten. 

Maren auch noch nicht die Zeiten gefommen, in denen gewaltige 
Fabrifanlagen, die Nähe großer Städte, die Ausbreitung der Hausinduſtrie 
die Zahl der Belitlojen mancher Gegenden in erjchredender Weiſe jteigerten, 


ı vd. Harthaujen, Ländliche Berfaffung Preußen: S. 106 Anm. 
®2 Anapp a. a. D. I 271 ff. 284. 285. 
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fo forgte doch die durch das Bauernlegen bedingte Vermehrung der Tages 
Löhner dafür, daß die Landgemeinden unfanft genug an die beginnende Um— 
mwälzung in den ländlichen Berhältnifien erinnert wurden. Die jubfidiäre 
Verpflichtung der Gutsherrſchaft ala Polizeiobrigkeit zur Unterftüßung der 
Drtsarmen, die noch immer auf Grund dee S 15 II 19 ALM. 
fortbeitanden Hatte!, war durh 8 5 des Geſetzes vom 31. Degember 
1842 „über die Verpflichtung zur Armenpflege“ auf die im Gutsbezirk 
jelber wohnenden Armen beſchränkt und die Gemeinde damit zur alleinigen 
Trägerin der Ortsarmenlaft gemacht worden. Ob aber die fleinen Ge— 
meinden?, die im Oſten jehr häufig waren, nach dem Tortfall der fubfidiären 
Berpflihtung des potenten Faktors in der bisherigen Armenpflege im jtande 
waren, den neuen Berhältniffen zu genügen, mußte billig bezweifelt werden. 
Das Gut, welches einst thatfächlich den allergrößten Zeil der Gemeinde- 
armenlaft getragen hatte, ließ infolge der neuen Gejeßgebung die Armen, 
die im Gemeindebezirk gewohnt, aber auf dem Gutshof gearbeitet hatten, 
die aljo aus den vom Gute abhängigen Griftenzen oder deren Hinter: 
bliebenen bejtanden, von der Gemeinde ernähren, die niemals einen Nutzen 
von dem Dafein diefer Perfonen gezogen Hatte? — ein Zustand fchreiender 
Ungerechtigkeit, der mit Notwendigkeit auf einen gemeinfamen, Gemeinde und 
Gutsbezirk umfaffenden Armenverband bintwies. 

Stüve“ bemerkt in feiner bahnbrechenden Schrift über „Wejen und 
Berfafjung der Landgemeinden” in Niederfachjen und Weſtfalen, daß die 
Landgemeinde einen dreifachen GCharalter zeigen könne; entweder habe 
fi die Nutzung an Wald und Weide oder die Deich: und Waflerwirtichaft 
oder jchließlich da Armenweſen ala das Beitimmende im Gemeinweſen 
herausgebildet. Zu der traurigen Lage, daß die Armenpflege, alfo die 
Übernahme drücender, widerwillig getragener Laſten — ein rein negatives 
Moment —, im Mittelpunkt des Gemeindeintereffes ftand, wie es einjt im 
englifchen Kirchſpiel der Fall gewejen, war freilich die preußifche Land— 
gemeinde noch nicht herabgejunfen. Zweds Abwehr der Wajfersgeiahr 
Hatten fich ſchon längſt, wo es not that, bejonders in den Niederungen der 
Weichjel, im großen und Eleinen Werder bei Elbing größere Verbände — 


I Bol. das bei Avenarius, Sammlung ber Kabinettäordres die innere Ber: 
waltung betreffend II 76 citierte Reſtript des Minifters des Innern und der Polizei 
vom 16. Dezember 1840. 

2 Kries in der Tübinger Zeitichrift IX 22. 

3 Ebenda ©. 361. 

+ Stüvea.a. D. ©. 197. 
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Samtgemeinden — gebildet!, die aber troß des hohen Intereſſes, das fie 
einflößen mußten, thatjächlih nur Iofale Bedeutung beanfpruchten. Die 
Sorge für die gemeinjfamen wirtjhaftlihen Interejjen aber, 
die in der Pflege des Gemeindeeigentums, in der Aufrechterhaltung des 
Flurzwangs und in der Dreifelderwirtichaft gipfelten, fing an gegenjtands- 
(08 zu werden? Die Gemeinheitäteilungen bejchräntten das im Oſten 
wohl nirgends beträchtliche Gemeindeeigentum auf ein Minimum, vernich- 
teten aber auch die höchſt bedeutenden Hütungs- und Holzungsgerechtig- 
keiten. Das Zufammenlegen der ücker bejeitigte die Notwendigkeit einer 
Übereinkunft über die Wirtjchaitsführung unter den Befigern auf der 
Feldmark. Die alte Realgemeinde, einjt voller Leben und innerer Kraft, 
die jahrhundertelang den Drud der auf ihr lajtenden gutäherrlichen Rechte 
ertragen hatte, fie wurde ein Schemen vor den Mächten der modernen 
Zeit?. Die in Pommern und ganz bejonders in Preußen* zahlreichen 
Abbaue, eine andere Folge der Separationen, loderten zudem den Lokalen 
Zufammenhang, der für jede Gemeinde von höchſter Wichtigkeit fein 
mußte. 

Geltfam genug war es, daß diejelbe Staatögewalt, welche mit großen 
Koften die Zujammenlegung der Grundjtüde des einzelnen Beſitzers be= 
günftigte, auf der anderen Seite von dem Syſtem der Gejchlofjenheit der 
Güter abjah und dadurch wohl für den Augenblid ihren Zweck erreichte, 
aber immerhin die Möglichkeit offen ließ, daß die Flur durch Erbteilungen 
oder Veräußerungen unter Lebenden wieder in unzählige Parzellen zerfallen 
und jo den Nußen der Separation aufgeben fonnte. Auch bier gebührt 
Stüve? das Verdienit, zuerjt auf dag Inkonſequente einer ſolchen Geſetz— 
gebung Hingewiejen zu haben. Ihm jchien dag Nebeneinanderbejtehen der 
Berfoppelungsgefeßgebung und der freien ZTeilbarkeit von Grund und Boden 
ein vollftändiger Widerjpruch. 

Ein Verſuch, allgemein ein gemijchtes Syſtem einzuführen, ähnlich 
dem, das einige Zeit lang in Zeilen der Provinz Sachſen gegolten hat®, 


ı Bol. Parey in der Altpreußiſchen Monatsſchrift VI 611 ff 

2 Stüve a. a. D. ©. 180. 

v. Harthaufen a. a. D. ©. 246. — Padberg, Ländliche Berfaffung 
Pommern: ©. 339. — Val. au ftatiftiiche Angaben über den verbleibenden Reft 
ber Gemeindegründe bei Meiten, Boden und landwirtichaftlicde Verhältnifje des 
preußiichen Staates J 524. 530. 

* Ebenda I 439. 

5 Stüve a. a. O. ©. 213. 

6 Meitzen a. a. D. 1 377. 
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und jomit durch das gleichzeitige Vorkommen gefchlofjener Höfe und walzender 
Grundſtücke, die frei veräußerlich und vererblich waren, den Bedürfniffen ſowohl 
eines gefunden Yamilienfinnes als auch der nach Landbeſitz ftrebenden Heinen 
Zeute zu genügen, ift damals nicht gemacht werden. Nur lokal wurde 
in Weſtfalen durch dag Geſetz vom 13. Juli 1836 das Anerbenrecht bei 
der Inteſtaterbfolge wieder eingeführt. Im wejentlichen hat die gute Volks— 
fitte, ohne jede Unterftügung durch den Staat, den jchiweren Kampf um die 
Erhaltung eines leitungsfähigen Bauernjtandes allein ausfechten müjjen !, 
Schon zu Lebzeiten, jogar noch auf dem Zotenbette wurde der Hof an den 
Anerben gegen einen „Eindlichen“ Preis oder die Verpflichtung, den Eltern 
den Altenteil zu gewähren, aufgelafjen; mit ihm mochten fich die übrigen 
Erben in den Mobiliarnachlaß teilen. Grit in neuejter Zeit hat fich der 
Staat auf feine Pflicht befonnen, den noch vorhandenen Beitand der Bauern 
jtellen zu ſchützen; aber auch noch Heut find wie von alters her römijch- 
rechtlich gebildete Juriften und das Großfapital erbitterte Gegner dieſer 
Beitrebungen. 

Auch ſonſt war der Eifer, die üblen Folgen der Agrargejeßgebung zu 
paralyfieren, nur gering. Die Entjtehung neuer Anfiedlungen wurde durch 
das Geſetz vom 3. Januar 1845 von einer ftaatlichen Erlaubnis abhängig 
gemacht und damit einer allzuftarten Zunahme der Abbaue ein Riegel 
vorgefchoben. Auch erlitt durch eben diejes Gefeß die Parzellierungäfreiheit 
einige Einfchränfungen. Das Gefe vom 31. Dftober 1845 endlich, welches 
die Ablösbarkeit der Dienfte in Schlefien auch auf die im Eigentum oder 
im bejjeren Befitrecht jtehenden nicht jpannfähigen Stellen ausdehnte, jchien 
mehr im Intereſſe der Herrfchaft ala der davon regelmäßig betroffenen 
„Dreſchgärtner“ gegeben zu ſein?. 

So war denn im Jahre 1846 Lancizolles, der Bertreter der 
ftreng Eonfervativen Richtung, die den in der Umgebung Friedrich Wil- 
helms IV berrjchenden Anfichten entiprach, im vollen Rechte, wenn er in 
jeinem an jchroffen und einfeitigen Urteilen, aber auch an treffenden Be- 
merfungen überreichen Buche: „Über Königtum und Landftände in Preußen“ 
gegenüber dem Hervorheben der individualiftiichen Seite der Agrarreform 
darauf hinwies, wie jehr durch diefe der Verband der Realgemeinde inner— 
lich geichwächt worden fe. Was er freilich zum Erſatz dafür vorichlug, 


! v. Harthaujen a. a. O. S. 257. 258. — Dünniges, Landeskulturgeſetz— 
gebung Preußens I 59. 

2 finapp a. a. D. I 215 ff. 
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dad Zurüdführen alter Verhältniffe, erfchien unmöglih; — Sache der 
fommenden Generation wäre e8 gewejen, nachdem die agrarifche Bewegung 
zu einem gewiffen Stillitand gelangt war, die Neugeftaltung der ländlichen 
Kommunalverhältniffe in Angriff zu nehmen. 


b. Das Rittergut. 


Auch das Rittergut war nicht mehr das alte der Fridericianifchen 
Zeit; es hatte zwar an wirtjchaftlichen Kräften gewonnen, an fommunal= 
politifcher Bedeutung aber unendlich eingebüßt. Durch die Regulierung, 
welche den Dominien die Hälfte oder ein Drittel des Areals der Laffitifchen 
Bauernſtellen zuführte!, ſowie durch das Bauernlegen waren die Güter be= 
deutend gewachjen; jchon aus diefem Grunde erforderte ihre Bewirtichaftung 
einen größeren Aufwand an Thätigkeit. Zudem bot die mit der teilweijen 
Ablöfung der Dienfte und Abgaben an die Stelle der Naturalwirtichaft 
tretende Geldwirtjchaft einer Anzahl von Gutäbelitern den Vorwand, das 
einjt jo jefte Band, welches Herren und Unterthanen umfchlungen Hatte, 
als unbequem zu löfen und an deffen Stelle einen nicht auf eine Natural=, 
ſondern auf eine Geldentlohnung abzielenden Arbeitsvertrag zu ſetzen?, 
der e8 dem Arbeitgeber erlaubte, von perjönlichen Beziehungen zu den Arbeit» 
nehmen abzufehen, jofern er fich diejelben nur jeder Zeit in ausreichender 
Zahl verichaffen konnte. War aber einmal das ntereffe an dem Wohl 
und Wehe der Gemeindemitglieder im Schwinden, jo mußten die dem Guts— 
herrn noch verbliebenen politischen Rechte, die Gerichtd- und Polizeigewalt 
mit ihren Konjequenzen, für beide Zeile läjtig, oft auch die Handhabe zu 
willfürlichen Maßregeln werden. 

Am meijten aber trug zur Loderung des Berhältniffes zwiſchen Do- 
minium und Gemeinde der Umftand fei, daß bei der völligen Freiheit des 
Grundftüdserwerb auch die adligen Güter mit ihren Privilegien häufig 
genug Gegenftand der Spekulation geworden waren. In jehr aufrichtiger 
Weiſe erklärte ein Gutachten der jchlefifchen Stände des jechjten Provinzial- 
landtages vom 1. Mai 1841, die doch ihrer Zujammenjegung nach gewiß 
nicht die Lage in einem für die Dominialbefiger ungünftigen Lichte an- 
gejehen haben werden, es ala einen Hauptgrund des Verſchwindens patriarcha= 
liſcher Zuftände auf dem Lande, daß die Rittergutöbefiter, denen die Mo— 


! vd. Harthaufen, Ländliche Verfaſſung Preußens ©. 181. 
? Karl Frhr. dv. Binde, Über Kommunal: und Polizeiverwaltung in den 
Landgemeinden Niederjchlefiens ©. 6 ff. 
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bilifierung des Gutswerts durch die Kreditinftitute nur allzufehr erleichtert 
worden jet, ihre Güter wie eine „Handelsware“ oder wie ein „Leihpfand“ 
auszunüßen gelernt und durch den ſteten Wechſel im Beſitz fich und die 
Gemeinde einander entjremdet hätten!. Es trat eben ſchon damals hervor, 
wie bedenklich es gewejen, patrimoniale Rechte fortbeitehen zu laffen, ohne 
fernerhin in dem Standesbewußtfein der Berechtigten eine Garantie dafür 
zu finden, daß diefe Privilegien nur in idealem Sinne zum gemeinen Nuten 
ausgeübt würden. 


S 2. 
Entitehung der jelbitändigen Gutsbezirke. 


Unter der Menge der Verjprechen, welche nach Art der Zeit die 
Hardenbergſche Geſetzgebung freigebig ausgeftreut Hatte, ift auch das einer 
gleichmäßigen Verteilung der Grunditeuer und damit der Aufhebung der 
Gremtionen jeglicher Art bis in die fechziger Jahre nicht erfüllt worden. 
Troß der Zufagen des Edikts dom 27. Dftober 1810 blieb es bei ber 
Trennung des grundjteuerfreien Ritter- und des fontribuablen Bauernaders, 
obgleich fie fich anerfanntermaßen immer weniger mit den beftehenden Eigen: 
tumäverhältniffen dedte. Da aber die Vertretungspflicht des Gutsherrn für 
die Staatäfteuern feiner Hinterfafien auch formell durch 8 6 des Regulie- 
rungsedikts vom 14. September 1811 befeitigt war, nachdem fie fchon feit 
Aufhebung der Erbunterthänigkeit rechtlich in der Luft geftanden hatte, 
fonnte die früher gefchilderte Gefahr kommunaler Verbildung fortan troß 
der noch fortbejtehenden Steuerprivilegien als bejeitigt gelten. 

Im übrigen befanden fi) die fommunalen Verhältniſſe ſeit der durch 
das Edikt vom 9. Dftober 1807 Herbeigeführten Sprengung des dominialen 
Herrichaitsgebiet3 in großer Verwirrung, aus der fich erſt allmählich zwei 
fommunale Gebilde, das Rittergut im publiziltifchen Sinne, das jpäter 
den Namen des jelbftändigen Gutsbezirks empfing, in Zufunft aber 
von dem gleichnamigen . rein negativen Produft des ancien regime, dem 
Zeile des dominialen Herrfchaftägebiets, jtreng zu jcheiden fein wird, und 
die Landgemeinde, beide mit dem Anfpruch auf Gleichberechtigung, 
loslöſten. 


ı Verhandlungen des ſechſten ſchleſiſchen Provinziallandtages ©. 52 ff. 
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Letztere berubte noch auf den Landrechtlichen Grundlagen. Man hatte 
nur nötig, das Subjektionsverhältnis, in dem die Gemeinde zur Erbherr- 
ichaft ‚geftanden, Hinmwegzudenfen, um eine wenn auch in mancher Hinficht 
noch der Gutsherrichaft als der Gerichtsobrigfeit untertworfene, jo doch im 
übrigen jelbjtändige Kommune vorzufinden, welcher gemäß 5 16 des Regu— 
lierunggedifts nach gefchehener Auseinanderjegung die alleinige Aufbringung 
fommunaler Laſten oblag. 

Der jelbftändige Gutsbezirk dagegen war eine Notjchöpfung, 
das Erzeugnis gewohnheitsrechtlicher Normen, das fich erjt durch das Geſetz 
vom 31. Dezember 1842 „über die DVerpflichtung zur Armenpflege“ die 
gejeliche Anerkennung errungen Hat. Nur ungern gejtand man ihm die 
Gleichberechtigung mit der Gemeinde zu; hatten ihm doch die Staatsmänner 
der Reformzeit, jomweit fie nicht überhaupt das Rittergut infommunalifieren 
wollten, nur eine bejchränfte Lebensdauer, bis zur Beendigung der Regu— 
lierung, belafjen wollen. Auch die Theorie fonnte fich ſchwer mit dieſem 
Begriff abfinden; Haxthauſen! polemifierte lebhaft gegen die „moderne 
Fiktion“, daß ein adlige® Gut eine Gemeinde für fich bilde. Erſt Lancizolle 
ſah bier mit der Fülle feiner Hiftorifchen Kenntniffe weiter als die über- 
wiegende Mehrzahl feiner Zeitgenoffen. Ihm war es befannt, daß Ge- 
meinde und Grundherrichaft jeit den Karolinger Zeiten in Deutjchland neben- 
einander bejtanden, daß die ganze Kolonifation ala ein redendes Beifpiel 
für die Legalität diejer fommunalen Zweiteilung angeführt werden fonnte, 
die ebenjo alt ala die Befiedlung des Landes durch Deutiche war. Er 
fonnte alfo darauf Hinweijen?, daß beide Kommunen, von denen, wie er 
fih ausdrüdte, das Rittergut ein Herrjchaftsverhältnis und die Gemeinde eine 
genofjenschaftliche Verbindung repräfentierten, auch in einem modernen Staate 
eine gleiche Dafeinsberechtigung Hatten. Nur vergaß er hinzuzufügen, daß 
die Entwidlung der legten Jahrhunderte, die er al® durchaus ideal und 
gefegmäßig darzuftellen bemüht war, das Rittergut auf Koften der Ge— 
meinde zum ausfchlaggebenden fommunalen Gebilde erhoben hatte, was 
naturgemäß einmal einen jtarfen Rüdjchlag herbeiführen mußte. Wie aber 
auch die Stimmung fein mochte, die thatjächlichen Verhältniſſe erwiejen fich 
jtärfer ala alle Theorieen. Neben der befreiten Gemeinde bejtand der jelb- 
ftändige Gutsbezirk, deſſen Verteidigung bald ein Prüfjtein Eonfervativer 
Gefinnung werden follte, während Angriffe gegen ihn den liberalen Politiker 
fennzeichneten. Die Parteileidenjchaft unterfuchte eben nicht, ob nicht ein 


ı ». Harthaufen, Ländliche Verfafjung Preußens ©. 235. 
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Gebilde, welches fich jeit vielen Jahrhunderten in der deutſchen Gefchichte 
behauptet hatte und foeben aus der Fülle des Gewohnheitsrechts neu ges 
boren war, auf einer wirtjchaftlih und politifch gefunderen Grundlage be= 
ruhte als auf der angeblichen Willfür der Regierung. 

Unendlih jchwierig war die Grenzregulierung beider Begriffe. 
Bon den Intereſſenten, den Ständen, konnte fie nicht ausgehen; das be= 
wiejen die Vorgänge während des vierten brandenburgijchen Provinzialland- 
tages von 1831, auf dem die Ritterjchait, ala es fich um das Tragen der 
Armenlaft handelte, nur „den Komplerus der ihr eigentümlich gehörigen 
Wohnungen und Gebäude” nebjt den dazu gehörigen Ländereien ala Guts— 
bezirk anjah, während die Landgemeinden es für nötig fanden, durch eine 
itio in partes die Anficht zu vertreten, alles, was die Gutsherrſchaft be- 
jeffen habe, befite und in Zukunft befien werde, fei Gutäbezirt — Ans 
fichten, die ohne Hiftorifche Berechtigung ganz offenbar allein von dem 
Wunſche eingegeben waren, die Armenlaft möglichjt von fich abzumälzen. 
Nur eins jtand unbejtritten jet: die durch die Regulierung zum Gute ge— 
fommenen Quoten bäuerlicher Befigungen waren Bejtandteile de Guts— 
bezirkö geworden. Alles Anterefje Foncentrierte fich auf die Beantwortung 
der Fragen: war eine Vergrößerung des Gutsbezirks auf Koften der Ge— 
meinde möglich, konnte fich umgekehrt die Gemeinde mit Teilen des Guts— 
bezirf3 arrondieren ? 

Vergrößerte fih das Gut in privatrechtlichem Sinne durch Ankauf von 
Bauernjtellen, was feit dem Regulierungsedilt und der Deklaration vom 
29. Mai 1816 in der Praris allgemein erlaubt fchien, jo wirkten dennoch 
in Öffentlichrechtlicher Beziehung die alten Beitimmungen über den Bauern- 
ſchutz nach, die eine für den Gutsherrn unüberjchreitbare Schranke zwijchen 
Gut und Gemeinde aufgerichtet Hatten. Im Einklang Hiermit ordnete der 
Art. 78 obiger Deklaration an, daß der Gutsherr die Kommunallaften 
eines eingezogenen Hofes gleich einem bäuerlichen Beſitzer übernehmen jollte. 
Diejer wurde jomit durch den Erwerb bäuerlicher Stellen Mitglied der 
Dorflommune, war aber nicht berechtigt, fein Privateigentum ohne ftaat- 
liche Genehmigung dem öÖffentlichrechtlichen Gutsbezirke einzuderleiben ?. 

Einer Vergrößerung des Gutsbezirks durch Akte privatrechtlicher Natur 
war jomit vorgebeugt; anders ſtand e8 aber mit etwaigen Occupationg- 
gelüften der Landgemeinde. In der Regel mochte freilich die Gemeinde 


ı Rumpf, Landtagverhandlungen ber Provinzialftände VIII 226 fi. 
2 Urteil des Oberverwaltungagericht3 vom 26. April 1882, in der Sammlung 
der Entjcheidungen VIII 108 fi. 
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nicht jonderlich bejtrebt fein, Zeile des Gutsbezirks in fich aufzunehmen ; 
wurden auch die auf dieſen ZTrennjtüden angejeffenen Perjonen dadurch 
tommunalfteuerpflichtig, jo drohte auf der anderen Geite die Gefahr, im 
Falle der Verarmung auf Gemeindefoften für fie auffommen zu müfjen. 
Um jo mehr war der Gutäherr geneigt, derartige Anzöglinge der Gemeinde 
zuzuweiſen. 

Dieſes Veräußern von Gutsparzellen zu Eigentum oder zur Erbpacht, 
das in der Praxis ſehr häufig vorkam, zog die Verwaltungsbehörden in die 
endloſe Kontroverſe hinein, ob Gut oder Gemeinde die Armenlaſt zu 
tragen habe. Die Praxis ſchwankte. Was „bäuerliche“ Beſitzung im 
Sinne de8 8 18 II 7 ALR. fei, wurde nicht durchgehende an der 
Hand der alten Unterjchiede zwiſchen fontribuablem und fteuerfreiem 
Acer entjchieden, wie died in dem Reſkript des Minifterd des Innern und 
der Polizei vom 8. Oktober 1832 der all war!. Man ging vielmehr des 
Öfteren von der Annahme aus, daß alle diejenigen, welche innerhalb der 
Dorffeldmarf, wenn auch auf Dominialterrain, wohnten, deshalb Mitglieder 
oder doch Einwohner der Gemeinde wurden, wie die generell in dem 
Reikript vom 25. Mai 1838? in Anlehnung an frühere Specialentichei- 
dungen? vom Minifter des Innern und der Polizei außgefprochen wurde. 

Um diejen Streitigkeiten vorzubeugen, die das ohnehin ſchon geloderte 
Verhältnis zwijchen Gutsherrn und Gemeinde zu vergiften drohten, entſchloß 
fi) der Staatsrat bei Beratung des Geſetzes vom 31. Dezember 1842 
„über die Verpflichtung zur Armenpflege” zu einer durchgreifenden Regelung 
für Zukunft und BVBergangenheitt. Mean trat auf den Hiftorifchen Boden 
zurüd und beließ dem Gutöbezirk alles, was fortan von ihm weg zu Eigen- 
tum, zu Erbpachts- und Erbzinsrechten veräußert wurde. Es war jomit 
für die Zukunft die Möglichkeit gegeben, daß fich im Gutsbezirk, ſelbſt 
auf abgetrennten Parzellen, jelbitändige bäuerliche Wirtſchaften entwidelten, 
die dem Gemeindeverbande nicht angehörten. Nur der Staat konnte deren 
Vereinigung mit der Gemeinde rechtegültig bewirken. Für die Ver— 
gangenheit aber mußte man mit den bejtehenden Werhältniffen rechnen. 





! 9» Kamptz, Annalen XVI 235—237. 

2 Gbenda XIX 506 ff. 

3 Vol. Reftript des Miniftere des Innern vom 9. September 1328 bei 
v. Kamp, Annalen XII 760. 761, und Reftript desjelben Minifters vom 5. Auguft 
1825, ebenda IX 682. 683. 

Urteil des Oberverwaltungägerihts vom 7. März 1377, in der Samm: 
lung der Enticheidungen II 117 ff. 
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Waren Gutsparzellen vor Publikation des Gefeßes formlos, aber ohne 
MWiderfpruch der Beteiligten zur Gemeinde gefchlagen worden, fo jollte es 
damit fein Bewenden behalten!. Der Publifationstag dieſes Geſetzes, der 
31. Januar 1843, war aljo für die territoriale Abgrenzung des Guts von 
der Gemeinde entjcheidend. Wie jchon früher dem Gutsheren gegenüber, jo 
beitand jet auch gegen die Gemeinde Hin eine jejte Grenze, die nur mit 
Erlaubnis der Staatögewalt überjchritten werden Eonnte. An jenem Tage 
erlangte die gewohnheitsrechtliche Bildung des jelbjtändigen Gutsbezirks die 
gejegliche Santtion. 

Um jchließlich allen unklaren VBerhältniffen ein Ende zu machen, wurden 
durch $ 8 des citierten Geſetzes einzelne Etablifjements, welche weder zu 
einer Gemeinde gehörten noch fich ala Trennftücde des Rittergut darjtellten, 
zwangsweiſe durch die Landespolizeibehörde mit einer Gemeinde vereinigt. 


S98. 
Kommunale Funktionen. 


Während die Kommunen des platten Zandes eine jchärfere territoriale 
Ausprägung empfingen, hatte die Gefeßgebung es unterlafjen, die einzelnen 
Funktionen derjelben auf ihre Zwedmäßigfeit und Lebensfähigkeit Hin einer 
Prüfung zu unterziehen. Die jo oft und mit fo überzeugenden Gründen 
von allen Männern der Reform verfochtene Aufhebung der patrimo- 
nialen Gerichts- und Polizeigewalt fchien bei der Erſtarrung 
aller Berhältniffe nicht mehr durchführbar zu fein. Hatte auch das Ver— 
ſchwinden der Erbunterthänigfeit die gutöherrliche Gewalt ihrem Wejen nach 
bejeitigt, die einjt ftaatlicherjeitS dem Gutsherrn delegierten Rechte, deren 
Zurüdnahme theoretijch weit gerechtfertigter war als jener Eingriff des 
Edikts vom 9. Oktober 1807, zeigten in der Praris bei dem MWiderjtand 
des Zandadels ein um jo zäheres Leben. So behaupteten fich dieſe Be- 
fugnifje in ihrem Hiftorifchen Umfange und als Ausfluß der Gerichtsobrig- 
feit? daneben dag Recht der Ernennung von Schulz und Schöffen, der Ge— 
nehmigung zu wichtigen vermögensrechtlichen Gejchäften und der allgemeinen 
Aufficht über die Gemeinde. An fich zwar hatte das Dafein eines jelb- 
tändigen Gutsbezirks als eines kommunalen Körpers mit der Ge— 


ı8 6 bes Gejehes vom 31. Dezember 1342 „über bie Verpflichtung zur 
Armenpflege“. 
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richt3= und Polizeigewalt des Gutsherrn nicht? mehr zu thun!. Obwohl 
in der Regel dieje dem Gutsherrn delegiert war, jo gab es doch auch Güter, 
deren Angehörige direkt den jtaatlichen Yuftizbehörden unterworfen waren, 
die aber dennoch unzweifelhaft zu der Kategorie der Gutsbezirke gezählt 
werden mußten. Auch die Ausübung ftändifcher Nechte oder die Freiheit 
von jedem Kommunalverbande war nicht wejentlid. Gab e8 doch Nitter- 
güter ohne ftändifche Vertretung, dazu einzelne Etabliſſements in Menge, 
die erit feit dem 31. Januar 1843 intommunalifiert werden follten. Der 
biftorifchen Entwidlung genau entiprechend galt ala charakteriftiich nur die 
Thatfache, daß vor dem Jahre 1807 die Erbunterthänigfeit auf dem Gute 
beitanden hatte. Aus diefem Grunde fonnten fich aus KHölmergütern ſelb— 
ftändige Gut3bezirke nicht entwideln. 


Daß diefer Gutsbezirt allein in dem Eigentum des Gutöherrn ftand, 
war, jo wünfchenswert es auch für die Überfichtlichkeit der Verwaltung und 
für die Erhaltung gejunder fommunaler Berhältnifje fein mochte, rechtlich 
nicht erforderlich. Einzeln liegende Mühlen, Krüge und andere Etablifje- 
ments, die jeit der Regulierung in das Eigentum der früheren Laffiten ge= 
fommen waren, gehörten jehr häufig zum Gutsbezirk. In induftriellen 
Gegenden, 3. B. in Oberfchlefien, bildeten fich aber auch, ſofern nicht recht- 
zeitig auf eine Erfommunalifierung Bedacht genommen war, große Kolonieen 
mit vielen Hunderten von Seelen, die als Einwohner eine Gutsbezirks 
ohne kommunale Rechte, aber auch ohne kommunale Zaften waren. Denn 
wie der Gutöherr in feiner Perjon die Kommune verkörperte und ihm 
gegenüber die Gutseinfaffen, mochten fie zu feinem Gefinde gehören oder zu 
vollem Eigentum wirtjchaftlich jelbjtändig auf Gutsparzellen fiten, feinerlei 
fommunale Rechte geltend zu machen Hatten, jo lag es anbdererjeit3 ihm 
ob, allein alle Laften zu tragen, die der Gutsbezirk fommunal aufzubringen 
hatte. Bejonders die immer drüdender werdende Verpflichtung zur Armen 
pflege aus $ 5 des Geſetzes vom 31. Dezember 1842 konnte dort, wo die 
Gutsbevölferung zahlreich und armjelig oder das Gut ftark parzelliert war, 
jchter unerträglich werden?. Die Möglichkeit nämlich, die Käufer von Guts— 
trennftüden fkontraftlich zur Teilnahme an den Kommunallaften zu ver— 
pflichten, hatte gegenüber dem öffentlichen Rechte, das dergleichen Privat— 
abreden ignorierte, wenig Wert. 


I 9, Möller, Landgemeinde ©. 356 ff. 
2 Dal. die draftiichen Schilderungen bei Boldt, Zur Neuregelung des Länd» 
lichen Gemeindeweſens ©. 11 ff. 
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Die Yandgemeinde bewahrte getreulich ihre Verfaſſung aus der 
dridericianischen Zeit, wie ſich auch ihre Berugniffe nur wenig geändert 
hatten. In der Praris gab es häufig, troßdem der $ 16 des Regulierungs- 
edikts die Kommunalſteuern nach der Auseinanderfegung allein auf die 
regulierten Bauern gelegt hatte, weder einen geordneten Gemeindehaushalt 
noch überhaupt Gemeindeeinnahmen, die auf Geldleiftungen gegründet waren. 
Zuftände, wie fie Harthaufen für die fommunale Wirtjchaftsführung in der 
Provinz Preußen befchreibt!, in denen ſelbſt Armen- und Wegelaften mög» 
lichjt durch Naturalleiftungen ausgeglichen wurden, entiprachen? auch den 
Berhältniffen der Landgemeinden in den anderen Provinzen. Zuzugeben 
war es freilich, daR die gemeinjchaftlichen Wege und Brüden, deren Aus— 
befjerung nach $ 37-1 II 7 ALR. den Gemeinden oblag, und die Natural- 
verpflegung der Armen, mochte fie num im Armenhaufe oder der Reihe 
nach bei den Gemeindemitgliedern erfolgen, faum den bejcheidenfjten An— 
jprüchen nachfamen?; fie genügten aber den ortsüblichen Anjchauungen, 
drüdten in feiner Weiſe die Verpflichteten und gaben einigermaßen nach— 
fichtigen Auffichtsbehörden wenig Veranlaffung zum Einfchreiten. Noch waren 
diefe idyllifchen Zuftände die Regel, aber überall zeigten fich jchon die 
Spuren beginnender Zerjegung. 

Dort, wo überhaupt jelbjtändige Kommunalſteuern vorfamen, 
wurden fie nach Herfommen zu den alten Säten erhoben, die auf dem 
Kontributionsfuße, alfo auf der einzigen früher beitehenden direkten Staats— 
teuer berubten, ein NRechtözuftand, der fi) aus S 43 II 7 ALR. ent» 
widelt hatte. Hinzutraten in einzelnen Provinzen Einkaufsgelder, welche 
als eine jährliche Abgabe oder ala einmalige Xeiftung für die Benutzung 
des Gemeindegliedervermögens zu zahlen waren*. An indirekten Steuern 
hatte die Gemeinde jeit der Kabinettsordre vom 18. Oktober 1838 die 
Hundeſteuer und nach 5 27 II 19 ALR. zum Beiten der Ortsarmenkaſſe 
eine mäßige Luxusſteuer zur Verfügung. 

Hatte jchon das Allgemeine Landrecht als Verteilungsmaßſtab fommus 
naler Abgaben die Staatäfteuer angenommen, jo ahmte ihm das Gejeh vom 
30. Mai 1820 „über die Einrichtung des Abgabenweſens“ nach und be= 


ı v. Harthaufen, Ländliche Verfaffung Preußens ©. 245 fi. 
2 E. Meier, Über die Frage der Kommunalbeftenerung, Schriften des Vereins 
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ftimmte zugleich im Anfchluß an franzöfifche Vorbilder in feinem Paragraph 13, 
daß Kommunalfteuern au auf dem Wege der Zufchläge zur Klaſſen-, 
Mahl: und Schlachtfteuer erhoben werden könnten, während die bejtehenden 
Abgaben, joweit fie nicht den Beitimmungen der allgemeinen Steuergefege 
und der Freiheit des inneren Verkehrs wideriprachen, daneben aufrecht» 
erhalten wurden. Da nun Mahl: und Schlachtiteuern nach der Natur ihrer 
Erhebung für ländliche Kommunen nicht in Betracht kamen, jo blieb die 
Klafjenfteuer, die nach dem Minifterialreftript vom 26. Januar 1822 nur 
in Höhe von *ıs (26° 90) der Hauptjteuer erhoben werden fonnte!, 
diefen Kommunen allein übrig, die davon danı auch bisweilen Gebraud 
gemacht haben ?. 


84. 
Landgemeinde und Rittergut als Träger politiſcher Rechte. 


Mit dem Zuſammenbruch des preußiſchen Staates im Jahre 1806 
hatten auch die in dem Reſt der Monarchie noch beſtehenden Stände 
wenn auch nicht rechtlich, jo doch thatſächlich jede Wirkſamkeit verloren, 
die freilich in den legten Zeiten unter der abjoluten Regierung ihnen kaum 
etwas anderes gewährte als das privilegium odiosum einer eigenen Schulden 
verwaltung mit entjprechendem Befteuerungsreht. Auch in den Pfandbrief— 
injtituten, den fogenannten Zandichaften, fand jeit Friedrich dem Großen das 
ſtändiſche Weſen eine neue, wenn auch ganz unpolitiiche Vertretung. Wie 
verjchieden aber die Nechte der Stände gejtaltet waren, fie jtanden in der 
Regel nur den Prälaten, der Ritterfchait und den Städten zu; der damalige 
vierte Stand der Bauern war allein in der Provinz Preußen durch die 
Kölmer und Freien in etwas repräfentiert®. Daß diefe Stände in ihrer 
alten Zujammenjegung nicht wieder aufleben fonnten, darüber war man 
fich allgemein klar; nur über die Wege, den Regierten Einfluß auf die 
Staatsgeſchäfte zu verfchaffen, Herrfchte eine wohl begreifliche Meinungs- 
verſchiedenheit. 

Da der Staat in ſeiner gefährdeten Lage vor allem einer ſtraffen, ein— 
beitlichen Verwaltung bedurfte, wurde der Beirat und Konſens von Landes— 
vertretern, die teil auß den alten Ständen, teil® auch in jehr anomaler 


ı Shimmelfennig, Die preußiichen direkten Steuern I 31. 
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Weiſe aus den landichaftlichen Kreditverbänden und Mitgliedern der Stadt- 
magiftrate genommen waren, nur jelten, in der Hauptjache allein bei dem 
finanziell wichtigen Edikt und Hausgeſetz „über die Veräußerlichkeit der 
Domänen” vom 17. Dezember 1808 in Anjpruch genommen!. Auch Harden- 
berg zeigte troß feiner Eonftitutionellen Jdeale in der Praxis wenig Neigung, 
fi bei feinen gejeßgeberifchen Verfuchen an die Zuftimmung einer parla= 
mentarifchen Berfammlung irgend einer Art zu binden. Die am 23. Februar 
1811 eröffnete „Landesdeputiertenvderfammlung“ ? und ihre Nachfolgerin, die 
am 10. April 1812 zujammengetretene „interimiftiiche Nationalrepräjen- 
tation” ®, Hatten nur dann eine beratende Stimme, wenn es dem Staats— 
fanzler gefiel, ihnen jeine Gefegentwürfe vorzulegen. Während die Mit- 
glieder jener lediglich von der Regierung ernannt waren, fette fich dieje aus 
gewählten Repräfentanten zufammen, die freilich vom Regierungspräfidenten 
auf ihre Einficht, ihren Patriotiemus und ihre Vorurteilslofigkeit geprüft 
wurden. Sntereffant war nur die Neuerung, daß in der eriten Verſamm— 
lung neben 37 Beamten, Rittern und Städtern 8 Bauern, in der zweiten 
neben 18 Rittern und 12 Bürgern 9 Bauern ihre Stelle fanden. Das 
Billfürliche diefer Repräfentation, die weder eine gerechte Intereſſenvertre— 
tung darftellte noch fich einer bereits vorhandenen jtändifchen Gruppe an— 
Ihloß, verjchuldete nicht zum geringften Teil die Mißachtung, in welche 
die übrigens durch den Mangel der Öffentlichkeit ihrer Verhandlungen ſchwer 
geihädigten Verfammlungen von Anfang an hineingerieten. 

Sn Konfequenz diefer beginnenden Rückſichtnahme auf die bäuerliche 
Bevölkerung ordnete auch das Gendarmerieedilt vom 30. Juli 1812 die 
Bildung der Kreisverwaltung aus je zwei Deputierten der Städte, der 
Rittergutsbefiger und der Bauern an, welche aus indireften Wahlen her— 
borgingen *. 

Indeſſen diefe ephemeren Schöpfungen verjchwanden mit dem Eintritt 
geordneter Verhältniſſe. Die Verheißungen einer Berfaffung, wie fie be— 
londers in der Verordnung vom 22. Mai 1815 „über die zu bildende Re— 
präjentation des Volkes“ und in dem Edikt vom 17. Januar 1820 „wegen 
der künftigen Behandlung des gejamten Staatjchuldenwejens“ unter Harben- 
bergs Einfluffe ausgeſprochen waren, enthielten nichts Näheres über die Zu— 
ſammenſetzung der Volksvertretung, für die nach des Staatskanzlers Abficht 
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die Entwürfe der Immediatkommiſſion vom 7. August 1820 und bejonders 
die der Landgemeinde- und Kreisordnung die Grundlage bilden jollten. Die 
jeudale Partei erfannte jehr richtig, daß auf diefem Fundamente wohl eine 
allgemeine Bolfsrepräfentation, nimmermehr aber eine jtändifche Vertretung 
gegründet werden fonnte!, und wußte ihren Willen durchzufeßen. Mit dem 
Tode Hardenbergs war eg entichieden, daB die zu jchaffenden provinziellen 
Vertretungen mit beratender Stimme „im Geifte der älteren deutjchen Ver— 
iaffungen“ gehalten jein würden, wie es das Gejeg „wegen Anordnung der 
Provinzialitände“ vom 5. Juni 1823 ala „dag wahre Bedürfnis der Zeit“ 
forderte. 

Blieb man fich fonfequent und dem beraufbeichworenen Geſpenſte ge= 
treu, jo war es ficherlich Hiftoriich nicht zu rechtfertigen, wenn jeßt den 
Bauern ſtändiſche Rechte zuerkannt wurden, die ihnen nur in wenigen deut- 
chen Territorien, in Tirol, Württemberg, Oſtfriesland zugeitanden hatten ?, 
von denen aber der Dften — die preußiichen Kölmer bildeten faum eine 
Ausnahme — immer unberührt geblieben war. Andererſeits drängte die 
ganze Richtung der Geſetzgebung, welche die Bauern von der Grbunter- 
thänigfeit befreit hatte und fie auch dinglic” vom Grundherrn loszulöſen 
im Begriff jtand, darauf hin, Ddiefem meuen politifchen Faktor eine Ver: 
tretung unter den alten Ständen zu bewilligen. Der theoretijche Kopf unter 
der jtändijch-feudalen Partei, der Berliner Profeſſor der Rechte von Lanci— 
zolle®, juchte dies jpäter mit der Formel zu rechtiertigen, da Gemeinjfame 
landjtändifcher Qualififation ſei „ein Clement obrigfeitliher Macht und 
Stellung“, das er ebenjo in dem Einfluß des Gutsbeſitzers qua Grunde, 
Gerichts- und Patronatöherın als in der Autonomie der Gemeinde zu finden 
glaubte. 

Nicht ganz übereinjtimmend war die Vertretung der einzelnen Stände 
auf den Kreis und Provinziallandtagen geregelt. Auf den Kreistagen 
hatten nach den für die einzelnen Provinzen in den Jahren 1825— 1828 
publizierten Kreißordnungen neben jämtlichen Nittergut@befigern und einer 
Anzahl ftädtifcher Abgeordneter nur drei Deputierte bäuerlichen Standes 
Ei und Stimme, die aus indireften Wahlen Hervorgingen, aber zu den 
Schulzen gehören mußten*, wobei in der Provinz Preußen die über 6 Hufen 


ı 9. Treitihfe a. a O. III 114. 

2 p. ZYancizolle a. a. D. ©. 358. 

° v. Lancizolle, Rechtsquellen für die landftändiiche Verfaſſung XLVI. 

* 88 4. 13. 10 der Kreisordnung für die Kur: und Neumark Brandenburg 
vom 17. Auguft 1825. — Die Kreisordnungen hatten im weientlichen denjelben Inhalt. 
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befigenden Kölmer der Ritterichaft, die fleineren den Schulzen gleichgeitellt 
mwurden!. Auf den Provinziallandtagen dagegen war die Ritter: 
Ichaft mit Ausnahme einiger an alte familien verliehener Virilſtimmen 
durch Abgeordnete vertreten, die auf den Kreistagen nach althergebrachter 
Weiſe zu ernennen waren. Die Landgemeinden, die nur Abgeordnete, 
welche einen bejtimmten Grundbefiß nachgewiejen hatten, erwählen fonuten, 
traten zu diefem Zwede in MWahlcollegia zufammen, in denen jede Dorf: 
gemeinde durch einen Bezirfswähler und dazu noch jedes größere zu feiner 
Gemeinde oder zu feinem Gutsbezirt gehörige Gtabliffement durch feinen 
Befißer vertreten war®, 

Es mochte jein, daß die nach Ständen geteilte Vertretung durch Ritter, 
Städter und Bauern den jocialen und politifchen Bedürfniſſen der damaligen 
Zeit nicht gerade widerſprach, bedenklich war aber das jehr zu Ungunften 
der Landgemeinden fejtgeitellte Zahlenverhältnis in diefer Repräfentation, 
dad nur zu jehr eine einfeitige Berüdfichtigung bejtimmter Klaſſenintereſſen 
verriet. Wenn die Landtage in den vier Hier in Betracht kommenden 
Provinzen auf 10 Stimmen der Yürften, 144 Stimmen der Ritter, 97 
Stimmen der Städte nur 68 Gtimmen der Landgemeinden zählten *, jo 
vermehrte dies wohl faum das Bertrauen, welches einer Volfsvertretung 
entgegengebracht werden mußte, obwohl für Gegenitände, „bei denen das 
Intereſſe der Stände gegeneinander gejchieden“ war?, jedem derjelben nach 
den Provinzialordnungen die itio in partes offen ftand. Mochte die Arbeit 
jo mancher Provinziallandtage in der Stille noch jo erfprießliche Früchte 
getragen haben, die Nation hat fie niemals als ihre Vertretung angejehen. 
Der Bereinigte Landtag, der nach der Verordnung vom 3. Februar 1847 
aus ihnen hervorgegangen war, fonnte daher nicht die innere Kraft er= 
langen, die nötig gewejen wäre, um fich gegen die Angriffe eines populären 
Radikalismus zu behaupten. 

Der Verſuch, Rittergutsbefigern und Gemeinden politifche Rechte 
zu verleihen, war damit endgültig gejcheitert. 


ı 88 4. 10 der Kreisordnung für das Königreich Preußen vom 17. März 1828. 

2 8 19 ber brandenburgifchen Provinzialordnung vom 1. Juli 1323. — Auch 
bie Provinzialordnungen waren ſämtlich nach einem Muſter gearbeitet. 

® Ebenda $$ 11. 21. 

* ». Lancizolle, Königtum und Landftände S. 585. 

5° 8 47 ber brandenburgiichen Provinzialordnung vom 1 Juli 1823. 


Kapitel IX. 
Die Revolution. 


sl. 
Die preußiiche Nationalverſammlung. 


Die Bewegung des Jahres 1848 hatte begonnen. „Die Berfamm- 
lung zur Vereinbarung der preußifchen Staatöverfaffung”, die unter dem 
Namen der Nationalverfammlung bekannt ift, war am 22. Mai 
1848 durch König Friedrich Wilhelm IV eröffnet. Faſt jchien es, als ob 
Preußen an dem Nedeichwall und den radifalen Theorieen eines im Über- 
maß jelbjtbewußten Parlamentariamus zu Grunde gehen jollte. Die äußerite 
Linke, Männer wie Walded, Jacoby, Stein, D’Ejter, jpielte, auf die Mafje 
der Berliner Bevölkerung geftüßt, eine Zeit lang die ausfchlaggebende Rolle. 
In ihrem Beftreben, dem Staatsweſen demokratiſche Inſtitutionen zu ver— 
leihen, verſuchte fie vor allem die angeſtrebte Volksſouveränität auch recht— 
lich zu begründen. Neben der geplanten Verfaſſung follte eine Umgeftaltung 
der inneren VBerwaltungsorganifation die Mittel zu diefem Zwecke bieten. 

Am 10. Auguft 1848! überreichten die Abgeordneten Shwiderath 
und Genofjen, unter denen fich die befanntejten radikalen Parteimänner be= 
fanden, der Nationalverfammlung den Entwurf zu einem „Geſetze über die 
Derfafiung der Gemeinden, Kreife und Bezirke deg preußiichen Staates“. 
Man ging rüdjichtslofer vor als einft die franzöftiche Nationalverfammlung 
im Jahre 1789, man bejeitigte die hiſtoriſche Einteilung des Territoriums 
in die bejtehenden Gemeinden. Daß mit allen patrimonialen Rechten auch 


ı Verhandlungen der Berfammlung zur Vereinbarung der preu ßiſchen Staatä: 
verfaffung (ausgegeben von der Magdeburger Zeitung) S. 1164 ff. 
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die jelbjtändigen Gutsbezirfe und jeder Unterfchied von Stadt und Land 
verihwanden!, war natürlich. Daß aber über die Bildung der Gemeinden, 
deren Gharakterfticum für die Zukunft lediglich der eigene Haushalt war, 
der Bezirksrat nach Anhörung der beteiligten „Ortſchaften“ (!) entjcheiden 
jollte?, Hätte noch gründlicher als einjt in Frankreich die Einteilung in 
Departements jede gejchichtliche Kontinuität zu Gunften der uniformen 
Demofratie zerjtören müſſen. 

Indem die Linke allen großjährigen Perjonen, die ein halbes Jahr 
in der Gemeinde wohnten, ohne Rüdficht auf deren Steuerleiftungen das 
Recht zur Teilnahme an der Gemeindeverfammlung gab, wurde auch hierin 
die Einwohnergemeinde der großen Revolution weit überholt. Sehr bedent- 
lich, aber bei der Tendenz der Entwürfe nur zu erflärlich war die Ver— 
ihiebung der Erefutive zu Gunjten jener Gemeindeverfammlung. Diejelbe 
wählte nicht allein den Gemeinderat, den Bürgermeifter und die Beigeord- 
neten, fie führte nicht nur die Aufficht über die Gemeindeverwaltung, fondern 
hatte auch die ausfchlaggebende Stimme in allen Gemeindeangelegen- 
heiten von einiger Wichtigkeit?, in Gejchäften vermögensrechtlicher Natur, 
bei Neubauten und Wegeanlagen, ja in allen Angelegenheiten, „deren Ent— 
ſcheidung durch die Gemeindeverfammlung von einem Vierteil der Mitglieder 
derjelben verlangt“ wurde. Die übrigen Gejchäite erledigte der Gemeinderat, 
während den Bürgermeijter als Reit der Grefutive Lediglich die Ausführung 
der Beichlüffe beider Berfammlungen * jowie die Polizeiverwaltung und die 
Führung der Givilftandsregifter oblag?. Cine Notwendigkeit, Samtge— 
meinden zu bilden, war nicht vorhanden; konnte man doch bei der Neu— 
einteilung des Landes hinreichende Rüdficht auf die Leiftungsfähigkeit der 
Kommunen nehmen. 

Die Gemeinde war autonom; ihr jtand nicht allein die Verwaltung 
der Gemeindeangelegenheiten, jondern auch die Ortspolizei als kommunales, 
nicht ala ein vom Staate delegiertes Necht zu®. Das Weſen der Selbit- 
verwaltung lag nach der Antragjteller Anficht darin”, daß jämtliche kom— 
munalen Organe gewählt und die Entjcheidung aller Fragen in leßter In— 


ı 8 4 des Entwurfs Schwiderath. 

2 85 2—3 ebenda; vgl. auch $ 2 der tranfitorischen Beftimmungen. 

» ss 12. 13. 15. 16 des Entwurfs Schwiderath. 

+ Tie Motive des Antrags — Berhandlungen S. 1183 — berufen fich hier auf 
Einrichtungen ber Rheinprovinz. 

° 88 58 ff. bes Entwurfs Schwiderath. 

° 8 7 ebenda. 
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ftanz der Gejamtheit der Gemeindegenoffen in der Gemeindeverfammlung 
anvertraut wurde. Die Aufficht über die Kommune durfte jelbjtverftändlich 
der arg in Mikkredit geratene Staat nicht ausüben!; ihm ſtand Lediglich 
dag Necht zu, einen Beamten, den „Staatsanwalt“, der Verhandlung 
fommunaler Angelegenheiten beiwohnen und dort die Anficht der Regierung 
vertreten zu laſſen, abweichende Beichlüfie aber auf den Wege der Beichwerde 
an höher jtehende, analog zuſammengeſetzte Selbjtverwaltungskörperichaften 
anzufechten, wobei jchließlich nicht das Miniſterium, jondern die National— 
verfammlung jelbit die oberjte Entjcheidung haben jollte?. 

Daß eine jolche Gemeindeordnung — don ihrer demokratiſchen Grund» 
lage abgejehen — jede Staatzeinheit in eine Anzahl Föderativer Republifen 
auflöfen mußte, für die die jedesmalige Zulammenjegung der National- 
verfammlung das höchſte Gejeß jein würde, it wohl den Antragitellern 
jelbit nicht völlig bewußt gewefen, obwohl man jich allerdings zur Unter- 
ftüßung der darin aufgejtellten Prinzipien auf die Gemeindeordnung des 
Großherzogtums Baden beriei?, der das badiiche Volt hauptjächlich „die 
Entwidlung feines politischen Bewußtieins“ verdanft — eine Entwidlung, 
die dad Jahr darauf zum völligen Umſturz führen ſollte. 

Auch der Regierungsentwurf, der mittels föniglicher Botjchaft 
vom 13. Auguft 1848 der Nationalverfjammlung vorgelegt wurde *, zeigte, 
wenn auch im minderen Maße, Mängel, die fic) aus. der radikalen Zeit- 
ftrömung erklärten, der dad Miniftertum von Auerswald Hanjemann nach» 
geben zu müfjen glaubte. Zum Mufter® wurden die in Preußen geltenden 
Gemeindeordnungen, aber auch das damalige beigiiche Kommunalgejeß ge— 
nommen, wie denn ein Außerachtlaffen der Inſtitutionen des Königreichs 
Belgien bier und in jonjtigen ftaatsrechtlichen Fragen des jungen Kon— 
ftitutionaliamus den Liberalen Charakter eined Werks emitlich gefährdet 
haben würde. 

Der Entwurf ſelbſt, defien Beitimmungen fich vielfach in der Gemeindeord= 
nung vom 11. März 1850 wiederfinden, bedarf nur einer kurzen Charakteriſtik. 
Daß das Rittergut infommunalifiert werden, daß für Stadt und Land die- 
jelbe Gemeindeordnung brauchbar jein müſſe, waren Ariome, obwohl in 
leßterer Beziehung die Motive fich zugeitanden®, daß das Geſetz Hin und 


ı Dal. Motive — Verhandlungen ©. 1133. 1154 —. 

2 88 184 ff. bed Entwurfs Schwiderath. 

3 Bol. Motive — Verhandlungen S. 1132 —. 

+ Verhandlungen ©. 1107 ff. 

5 Motive zum Regierungsentwurf von 1343 in den Verhandlungen ©. 1116. 
6 Verhandlungen ©. 1117. 
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wieder Vorfchriften enthalten werde, die in fleinen Gemeinden „feinen Gegen= 
ftand“ finden würden. Formell galt die Einwohnergemeinde ala die Grund» 
lage des Entwurfs, der 24 Jahr alte Preuße jedoch, der ein Jahr lang in der 
Gemeinde gewohnt, war nur paffiv wahlberechtigt und Hatte fonjt allein 
das mwohlfeile Recht, feine Wünjche bei wichtigen Gemeinderatsbejchlüfien 
jowie etwaige Erinnerungen in Gtatsjachen zu Protokoll zu geben; das 
aktive Wahlreht war an einen wenn auch niedrigen Genfus gebunden !, 
In Gemeinden unter 100 Einwohnern übte die Verfammlung aller Wähler 
direft die fommunalpolitiichen Rechte auß?, während in größeren Kommunen 
der aus gewählten Repräfentanten bejtehende Gemeinderat die eigentlich be= 
ichließende und fontrollierende Behörde darjtellte®. Die Erefutive ftand 
einem follegialifchen Gemeindevorjtande zu, defien vom Gemeinderat gewählte 
Mitglieder die Regierung bejtätigte. Diefe Behörde verwaltete auch die 
Drtöpolizei; ob kraft eigenen Rechts, ließ der Entwurf unbejtimmt*. Auch 
ſehr unvollkommen organifierte Samtgemeinden waren vorhanden, 

Beide Entwürfe, der der äußerſten Linken wie der der Regierung, find 
unter den turbulenten Scenen, welche die Zeit der Nationalverfammlung 
nur allzuhäufig in Anjpruch nahmen, nie zur Beratung gelommen. Sie 
haben aber dennoch erkennbaren Einfluß auf die jogenannte „octroyierte“ Ver— 
fafjung vom 5. Dezember 1848 auögeübt, deren Art. 104 die Einteilung 
de3 geſamten Staatögebietd in Gemeinden und in dieſen Repräfentationg- 
verfammlungen anordnete, den Gemeindemitgliedern das Recht der Wahl 
ihrer Vorsteher gab, die Beratung der kommunalen Körperichaiten öffent- 
lich jein ließ und auch die Ortspolizei ala einen Zeil der Gemeindeauto= 
nomie betrachtete. In Konfequenz der weiteren in Titel VI der Verfaffungs- 
urkunde aufgeitellten Normen, wurde die Patrimonialgerichtöbarfeit und der 
erimierte Gerichtäftand der Gutäherren, die bisher nicht vor ihren eigenen 
Gerichten Hatten Necht nehmen können, durch königliche Verordnung vom 
2. Januar 1849 dauernd befeitigt. 


8 2. 
Die Gemeindeordnung vom 11. März 1850. 
Die „octroyierte” Verfafjung war noch in Geltung, ala die Regierung 
infolge föniglicher Ermächtigung vom 2. Auguft 1849 mit einem Entwurf 


1 88 5. 43. 44. 8 des Regierungsentwurfs von 1348. 
28 7 ebenda. 
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* 88 26 ff. ebenda. 
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einer Kreis-, Bezirks- und Provinzialordnung zugleich den einer Gemeinde= 
ordnung den Kammern vorlegte!, welcher nach vielfachen Modifikationen im 
Kommiffion und Plenum am 11. März 1850 die Sanktion der Krone erhielt. 
Inzwiſchen war die Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 vereinbart wor= 
den, deren Beitimmungen im Titel IX im wejentlichen denen der „octropier= 
ten“ Beriafjung entjprachen, nur daß Wahl und Beitätigung des Gemeinde= 
vorjtehers jowie die Beteiligung der Gemeinde bei der Verwaltung der Orts— 
polizei einer anderweiten gejeglichen Regelung vorbehalten blieben. Es waren 
jomit für die entftehende Gemeindeordnung zwei wichtige Normen jejtgelegt, 
die Aufhebung des jelbjtändigen Gutsbezirks und die Notwendigkeit einer 
Gemeindevertretung, jo winzig auch die Kommune jein mochte. 

Troß diefer in die Augen fallenden liberalen Tendenz zeigte die Gemeinde- 
ordnung vom 11. März 1850 bei näherer Betrachtung einen Charakter, 
der von dem der beiden Entwürfe, die der Nationalverfammlung unterbreitet 
waren, ſtark abwich. Beſchränkte ſich diefe darauf, und zwar der Vorjchlag 
der radikalen Linken in bejonderd prononcierter Weife, den politichen For— 
derungen eines ehrlichen Liberalismus eine Geltung zu verichaffen, die auf 
eine mehr oder weniger offene Proflamierung der Volksjouveränität hinaus— 
lief, jo zeigte die Gemeindeordnung von 1850, wer nach Niederwerfung der 
Emeuten den Siegespreis des Kampfes mit dem ftändifch-abjolutiftifchen 
Staate davongetragen?. Die Bourgeoifie und der fich mit ihr identifizierende 
Kapitalismus hatten dem Gejek ihre Signatur aufgedrüdt und damit zu— 
gleich über feine Lebensdauer entichieden, 

Gin Vergleich mit dem Entwurſe der Hardenbergichen Immediatkom— 
miffion vom 7. Auguft 1820 dürfte diefe Behauptung um jo mehr erhärten, 
als fich jonjt eine Reihe von Berührungspunften mit diefem vorfindet,, die 
zur Evidenz beweijen, daß das politische Denken, wenn auch unbewußt, 
auf eben der Bahn, die einjt Hardenberg eingejchlagen, zu gleichen Zielen 
fortgejchritten war. 

In dem GEntwurfe von 1820 wie in dem Geſetz von 1850 veranlaßte 
der rein politiiche Gedanke, die Staatdeinheit müſſe Hoch über provinziellen 
Intereſſen jtehen, eine allgemeine Ordnung für den ganzen Staat, und 
zwar um die Mitte des Jahrhunderts mit um jo größerem Rechte, ala 
der Abſchluß der Agrarreform Herannahte und patrimoniale Berechtigungen 
jeder Art durch die Verfaſſungsurkunde dauernd bejeitigt jchienen. Auch 
bei der Trage, ob die Gemeinde den Gutsbezirf in fich aufnehmen jollte, 
zeigte fich in beiden legislatorijchen Arbeiten eine gleiche Abneigung gegen 





'». Rönne, Gemeindeordnung vom 11. März 1850 ©. 8. 9. 
? Bornhaf, Geichichte des preußiichen Verwaltungsrechts III 233 ff. 
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den Einfluß des grumdbefigenden Landadeld. War doch der Entwurf der 
Immediatlommiffion nur notgedrungen mit der Forteriftenz des Ritterguts 
einderftanden gewejen, während er im übrigen dieſes fommunale Element 
völlig ignorierte. Die neue Gemeindeordnung, welche an ähnliche Rück— 
fichten nicht gebunden war, ließ das Nittergut im publiziftifchen Sinne 
verfchwinden, um es allein oder mit anderen fommunalen Körpern zu einer 
Gemeinde auszugejtalten?, denn auf die in $ 155 der Gemeindeordnung der 
Regierung eingeräumte Befugnis, Gemeindebezirfe mangels jeder Voraus» 
jegungen einer Gemeindebildung durch einen Grundbeſitzer ala Einzelbeamten 
verwalten zu laffen und in diejer Weife den Beitand des Nitterguts zu 
verewigen, konnte eine loyale Ausführung des Geſetzes nicht allzuoft zurück— 
greifen . Auch an der Thatfache nahm man feinen Anftoß, daß die Land— 
gemeinde regelmäßig mittlere und Eleinere Grundbefiger mit gemeinfamen 
Antereffen und übereinftimmender Bildung und Lebenshaltung umfaßte, 
während beim Rittergut im wejentlichen die Einheit des Beſitzes gewahrt 
und die geiftige und geſellſchaftliche Superiorität des Beſitzers im Berhält- 
nis zu den Mitgliedern der Gemeinde nicht amgezweifelt wurde. Nicht 
einmal der Umftand machte bedenklich, daß in einzelnen Regierungsbezirfen 
dad Areal der NRittergüter da8 der bäuerlichen Befigungen bedeutend über- 
jtieg, wie erjtere® denn 3. B. im Stettiner Departement etwa 56 %o, im 
Kögliner fogar ca. 70 0/0 des Gefamtbefites ausmachte®. 

Trat aber der Gutsherr in den Verband der Gemeinde, jo hätte er 
billigerweife verlangen fönnen, daß dem bedeutenditen Grundbefißer eine 
führende Stelle in derfelben vorbehalten worden wäre. Dem war aber im 
Jahre 1850 nicht jo. Noch vor einem Menfchenalter Hatte der Grund» 
befig in der Gemeinde außfchlaggebend jein jollen, jett entichied über den 
Einfluß im Gemeinderat ein Wahlmodus, welcher, zuerjt in dem induftriellen 
Rheinlande für die Gemeindeordnung vom 23. Juli 1845 angewendet, jo 
recht den Intereſſen der erjtarkten Bourgeoifie entſprach. Das jogenannte 
Dreiklaſſenwahlſyſtem, in dem die höchſt Beiteuerten — alle direkten Staats— 
und Kommunalfteuern zählten — das entjcheidende Wort jprachen *, wurde 
mit der Maßgabe für die Gemeindeordnung adoptiert, daß noch die Hälfte 


ı 88 1. 146 ber Gemeindeordnung vom 11. März 1850. 

2 Die Girkularverfügung des Minifterd des Innern vom 28. Mai 1850 — 
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der Gemeindeverordneten aus Grundbefigern beitehen mußte!. Mtochte 
auch auf dem Lande im Oſten in der Negel der Gutsbeſitzer die meijten 
Steuern zahlen, bei der zunehmenden Verſchuldung des Grundbefihes 
änderte fich von Jahr zu Jahr diejes Verhältnis zu Gunſten von Fabri— 
fanten, von fich anſäſſig machenden Geldleuten, die dazu bejtimmt fchienen, 
die Ariftofratie der Zukunft zu bilden. Mochte aber der Rittergutsbeſitzer 
oder der Induftrielle und Banguier nach feinen Steuerleiftungen den Aus— 
jchlag in der Gemeinde geben und direft oder auf Ummegen die Gemeinde- 
verordneten ernennen, auf jeden Fall wurde in Eleinen und dürftigen Land— 
gemeinden ein jo geartetes Wahlrecht zum Gaufelfpiel, eine derart gewähr- 
leiftete Gemeindefreiheit zu einer Unmwahrheit?. Die alten, leichten Herzens 
aufgegebenen Klaſſen der Bollbauern, Halbbauern, Kofläten würden immer 
wieder mit Sehnſucht zurüdverlangt worden fein. 

Don minderer Bedeutung war e8, daß das Gejeh vom 11. März 1850 
im Gegenfaß zum Entwurf der Sardenbergichen Immediatkommiſſion für 
Stadt und Land eine und dieſelbe Gemeindeordnung für genügend er— 
achtete. Ein Amendement, das für das platte Land einen gefonderten Ent» 
wurf verlangte, wurde in der erſten Kammer vom Abgeordneten von Mans 
teuffel gejtellt? und aus dem Schoße der Kommiffion heraus damit be— 
gründet, daß Erwerböverhältniffe, Lebenshaltung, Sitten und Gebräuche in 
den Städten von denen der Dörfer gar zu verjchieden jeien. Demgegen= 
über wies aber die Kommiffion mit einem gewiffen Rechte darauf Hin, daß 
der Unterfchied zwiſchen Dorf und Stadt, nachdem einmal die gewerb- 
lichen VBorrechte der Städte befeitigt, immer mehr zu einem rein hiſtoriſchen 
geworden feit. Soviel aber foncedierte die herrichende Sucht, zu uni— 
formieren, den bejtehenden Zuftänden, daß für Stadt und Land materiell 
verfchiedene Ordnungen geichaffen wurden. Das Beitimmende jollte fein, 
ob eine Gemeinde über oder unter 1500 Ginwohner zählte®, womit alfo 
im wejentlichen der bisherige Zuſtand aufrechterhalten blieb. Als ein be— 


ı 88 72. 14 der Gemeindeordnung don 1350. 

2 Das Übergewicht, welches Krupp in Eſſen, der Fiskus in Königshütte im 
Oberfchlefien ausübt, beweift, welche Mitflände aud in größeren Städten dieſes 
Wahlſyſtem nach fich ziehen kann. Vgl. Dullo, „Eine einheitliche Städteordnung“, 
in den Preußifchen Jahrbüchern LXV 523 ff. 

3 9. Rönne, Die Gemeindeordnung vom 11. März 1850 ©. 12 ff. 

+ Dol. für eine fpätere Zeit die Ausführungen des Abgeordneten Miquel in 
ber Sigung des Abgeorbnietenhaujes vom 10. Dezember 1878. Haus der Abgeordneten, 
13. Zegielaturperiode, III. Seffion 137379, ftenographiiche Berichte ©. 270. 
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deutender Vorzug des Gejeges war übrigens anzuerfennen, daß es den Ge— 
meinden mit Genchmigung des Bezirfsrats freiftand, gleichgut, welche 
Geelenzahl fie aufwieſen, fich ftädtifche oder ländliche VBerfaffungsnormen zu 
jegen '. Verrottete Städte fonnten nunmehr in der Klaſſe der Landgemein— 
den , aufblühende Induftriedörfer unter den ſtädtiſchen Gemeinmwejen ohne 
Schwierigkeit ihren Plaß finden. 

Die Gemeinde über 1500 Ginwohner war dementjprechend anders 
organifiert, als die minder bevölferte Kommune des platten Landes. Ge— 
meinjam waren beiden die Grundlagen. Alle diejenigen, welche in der 
Gemeinde ihren WoHnfig hatten, waren zu den Gemeindenußgungen bes 
rechtigt, wie fie auch zu den Gemeindelaften herangezogen wurden. Das 
aftive und paffive Wahlrecht bejaß aber der jelbitändige preußifche Staats— 
angehörige nur dann, jalls er in der Kommune jeıt einem Jahr domizilierte, 
während desjelben feine Armenunterftügung enıpfangen, feine Gemeindeabgaben 
entrichtet hatte und ein gewiljes Einfommen nachweifen fonnte. Allein die be= 
joldeten Stellen in der Gemeindeverwaltung fonnten mit Perfonen, die nicht 
zu den Gemeindewählern gehörten, bejegt werden. Der Forenſe, der nur 
die Abgaben trug, welche auf Grundbeſitz, Gewerbebetrieb und auf das 
aus jenen Quellen fließende Ginfommen gelegt waren, bejaß dann das 
aktive Wahlrecht, wenn er jeit einem Jahre mehr als einer der drei höchſt— 
bejteuerten Einwohner an direkten Staats- und Gemeindeabgaben entrichtet 
hatte?. Der enticheidende Einfluß auf das Gemeindeleben konnte ſomit in 
echt plutofratifcher Weije jehr wohl außerhalb der Kommune, bei einem 
reichen Fabrik- oder Grundherrn liegen, der von dem Dreiflaffenwahliyiten 
profitierte. Jede Gemeinde, die eine Korporation mit autonomen Befug- 
nifjen bildete und fich jelbit ein Statut geben konnte, bejaß einen Gemeinde- 
vorstand und gemäß Art. 115 der Berfaffungsurfunde einen Gemeinderat *. 

In den ländlichen Gemeinden mit weniger als 1500 Einwohnern 
wurden verwaltende und beichließende Organe nicht jo völlig getrennt wie 
in den größeren Kommunen. Im Gegenjat zu dem ftädtifchen Kollegium 
wurde der Gemeindevorjtand bureaufratifch organifiert und bejtand in der 
Regel aus einem Vorſteher und zwei Schöffen?. Eben diejer Vorjteher war 
auch der geborene Vorſitzende des Gemeinderats, der in feiner normalen 
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Zufammenfeßung aus je zwei von jeder Gteuerabteilung gewählten Mit- 
gliedern beitand, von denen das eine Grundeigentümer oder doch mindeſtens 
Pächter fein mußte. Außerdem zählten noch zum Gemeinderat diejenigen 
anjäffigen Gemeindemitglieder, welche für ihre Perfon mehr als ein Vierteil 
der gefamten Gemeindeabgaben aufbrachten, — eine neue Duelle des 
Einflufjes Für fapitalkräftige Elemente!. Die Wahl der Mitglieder des 
Gemeindevorjtandes durch den Gemeinderat erfolgte auf 6 Jahre; fie bedurite 
der Beitätigung durch den Landrat. Dem Vorſtand lag die Verwaltung, 
dem Gemeinderat in wichtigen Angelegenheiten die Beichlußfaffung, ſonſt 
die Kontrolle ob?. 

Die Selbjtändigfeit der bäuerlichen Gemeinden in Steuerfragen war 
eine jehr bejchränkte. Neben der Auferlegung eines Einzugsgeldes hatte der 
Gemeinderat die Befugnis, den Genuß des Gemeindevermögend von der 
Entrichtung einer Gebühr abhängig zu machen. Im übrigen jollten in der 
Regel die Gemeindeabgaben in Form von gleichen Zufchlägen zu jeder der 
direften Staatsjteuern erhoben werden und ohne Genehmigung des Bezirkö- 
rat3 nicht die Hälfte des Betrages der Staatäfteuer überjchreiten. Solange 
die Revifion der Steuergefege noch nicht beendet war, konnte es überdies 
bei den alten Grundjäßen verbleiben ?. 

In der bei der Menge der Zwerggemeinden des Oſtens — die Pro- 
vinzen Preußen, Pommern, Brandenburg und Schlefien zählten unter 
23021 Gemeinden 20529, in denen die Seelenzahl unter 500, und von 
diefen wieder 6308, in denen dieſelbe unter 100 betrug* — befonders 
brennenden Frage der Bildung der Samtgemeinden zeigte fich die 
Regierung äußerſt lau?. Sie ließ durchbliden, daß fie deren Konjtituierung 
nur für Erfüllung ftaatlicher Zwede, insbeſonders im Intereffe eine brauch- 
baren Polizeiverwaltung wünjche, die nach dem Fortfall der patıimonialen 
Polizei auf den Gütern und den Domänenämtern allerdings jehr in frage 
itand. Für die eigentlichen Kommunalangelegenheiten war fie auch mit 
einem anderen Ausfunftsmittel zufrieden. Einer der Gründe, welche die Anti- 
pathie des Oſtens gegen die Samtgemeinde erklärten, war nämlich das — 
allerdings unberechtigte — Gefühl, daß man ihrer nicht unbedingt bedürfe. 
Seit langer Zeit hatte Hier der Kreis einer Reihe der Bedürfniffe eines 


ı 88 68—72 der Gemeindeordnung von 1850. 
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höheren Kommunalverbandes entjprochen, während im Weſten eben dieje 
Kreiseinteilung exit jeit dem 30. April 1815 beitand, alſo jünger war als 
die zur franzöſiſchen Zeit eingeführten Biürgermeiftereien, aus denen fich 
die Samtgemeinden entwidelt hatten!. In der zweiten Kammer jprach 
befonder& der genaue Kenner ländlicher Verhältniffe, der Abgeordnete von 
Kleift-Rebow, gegen das Inſtitut, deffen zwangsweiſe Einführung er ala 
eine Gefahr für den Staat bezeichnete. Nach feiner Anficht war die Bildung 
einer Gemeinde ein ebenjo geheimnisvoller Akt freier Selbitbeitimmung ala 
die de8 Staates und der Familie; jeder Gingriff von außen würde die 
Verjönlichkeit der Gemeinde verändern und damit vernichten. Auch leugnete 
er jtrift, daß Nachbargemeinden gemeinfame Intereſſen außer denen der 
Kirche und Schule aufwielen, die ihrerfeit3 wieder die Bildung der Samt— 
gemeinde durchfreugen würden?. Da auch die erfte Kammer fich nicht für 
die Neufchöpfung zu erwärmen vermochte, die zudem wegen des Koſtenpunktes 
Anftände erregte, fam man auf den Gedanken, die Samtgemeinden nur 
da einzuführen, wo die Kommunen es verlangten, der Regierung aber die 
Befugnis zu erteilen, nach Bedürfnis mehrere Gemeinden zu einem Polizei- 
bezirt ohne jede kommunale Funktion zu vereinigen®. Unter dieſen Um— 
ftänden war faum zu erwarten, daß das Inſtitut im Diten eine große 
Verbreitung finden würde. Die Samtgemeinde war im übrigen nad 
dem Mufter der Einzelgemeinde organifiert, Hatte einen Samtgemeinderat 
und einen Borjteher, der in jeder Einzelgemeinde in den gejehlich vorge- 
ihriebenen Fällen im Gemeinderat den Vorfiß übernahm*. Es gab dem= 
nah im Staate Einzelgemeinden, die völlig jelbitändig waren, folche, die 
zu einer Samtgemeinde, und wiederum folche, die zu einem Polizeibezirke 
gehörten. 

Zugleich mit dem Grlaß der Gemeindeordnung follte die Polizei- 
verwaltung rein jtaatlich werden, unbejchadet des Umſtandes, daß fie 
kraft Delegation zum Zeil von Gemeindebeamten ausgeübt wurde’. Sowohl 
dem Bürgermeifter der größeren ala dem Gemeindevorfteher der Eleineren 
Kommune ftand die Ausübung der Ortspolizei zu®; war eine Samtgemeinde 
gebildet, jo konnte deren Vorfteher Polizeichet an Stelle der Vorſteher der 


1 Bette, Landgemeinbeorbnung ©. 22. 

2 Stenographijche Berichte über die Verhandlungen der zweiten Kammer in ber 
Eeifion 1849/50 ©. 2839. 

3 $ 126 ber Gemeindeordnung von 1850. 

+ 88 130 fi. 123 ebenda. 
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Ginzelgemeinden werden. Gemeinden, die nicht vermochten, „eine genügende 
Polizeiverwaltung aus eigenen Kräften herzuftellen“, wurden nach ihrer Ver— 
einigung zu einem Polizeibezirf unter einen Staatsbeamten, den Kreisamt— 
mann, gejtellt !. 

Die Aufficht? über die Gemeinden führten Selbitverwaltungstörper 
der neuen „Kreise, Bezirks- und Provinzialordnung für den preußiichen 
Staat”, der Kreisausſchuß und der Bezirksrat. Auch fonnte der Minifter des 
Innern Kommunalbehörden auf ein Jahr von ihren Funktionen fufpen= 
dieren, bis durch ein Geſetz eine Enticheidung herbeigeführt wurde®. 


ı 58 126. 135 der Gemeindeordnung von 1850. 
2 8 138 ebenda. 
3 8 143 ebenda. 


Kapitel X. 
Reaktion und Liberalismus. 


1. 
Die Aufhebung der Gemeindeordnung vom 11. März 1850. 


Preußen, welches mehr wie jedes andere deutſche Land der abjoluten 
Monarchie verdantte, trat durch die Verfaffungsurfunde vom 31. Januar 
1850 verfpätet und gewiflermaßen nur zögernd in die Reihe der konſtitu— 
tionell regierten Staaten ein. War es Zufall, war e8 eine innere Not= 
wendigfeit: gerade bei dieſem Staate des militärifchen Gehorſams jollten 
die erften Jahrzehnte des Verfaſſungslebens zur Evidenz zeigen, was es heiße, 
gegen den ruhigen Gang der Gejehgebung und Verwaltung, der bisher 
durch einen auf Wahrung der Staatsintereffen bedachten Beamtenftand 
garantiert war, die MWechjelfälle des feſtländiſchen Parlamentarismus einzu= 
tauschen. Unter dem alten Regime hatte e8 nicht an Intereſſenkämpfen, 
aber auch nicht an Organen, die über denjelben jtanden, gefehlt. Aus 
diefem Grunde waren plößliche Syſtemwechſel jelten; unter der Regierung 
desjelben Monarchen waren fie, wenn man von der in jeder Beziehung 
einen Ausnahmecharakter tragenden Stein » Hardenbergichen Periode abfieht, 
faum erhört. Seht freilich fanden Tagesmeimingen und Einzelintereſſen 
noch ungeklärt ihren Ausdrud in der Zujammenfegung mindeſtens eines 
geießgebenden Faktors, der zweiten Kammer. Das belgifch = franzöfijche 
Syſtem, das die Minijter aus den Reihen der außfchlaggebenden Partei in 
der Volksvertretung entnahm, beherrjchte nicht nur die ftaatsrechtliche Doktrin. 
Fiel der bisherigen Oppofition die Majorität zu, jo glaubte fie, gleichgut 
ob liberal oder Eonjervativ, auf Koſten der Kontinuität der Staatöver= 
waltung von dem Miniſterium die weitejtgehende Rüdfichtnahme auf ihre 
Anfprüche verlangen zu dürfen. 
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Seit dem 2. November 1848 hatten die mehr oder weniger Liberalen 
Augenblidsminifterien einem lebensfähigen Kabinett unter dem Präfidium 
des Grafen Brandenburg Pla gemacht, das durch feine gemäßigten Grund- 
jäße die Umbildung Preußens in einen VBerfafjungsftaat ungemein erleichterte. 
Es lag daher feine Veranlaffung vor, an der Ernjtlichkeit des guten Willens 
zu zweifeln, den der Minifter des Innern, Freiherr von Manteufiel 
dokumentierte, ala es fi um die Schaffung der Gemeindeordnung von 1850 
handelte. Seine Außerungen am 5. Dezember 1849 der erften Kammer 
gegenüber!, „jchon zu lange Habe die Staatsregierung der Zerjegung der 
alten Zuftände durch die Agrargefeßgebung, die Gewerbefreiheit, die Auf- 
bebung der gutäherrlichen Rechte zugejehen, ohne organifierend einzugreifen; 
bei längerem Zögern würde fie fich aber einer großen Verantwortlichkeit 
jchuldig machen“, entjprachen zu jehr der Natur der Sache, um nicht ala 
durchaus aufrichtig gemeint zu gelten. Auch in feiner Verteidigung der 
neuen Gemeindeordnung vor der zweiten Kammer bei Beginn der Beratung 
am 12. Februar 1850 Hatte fich der Minifter durchaus im Einklang mit 
dem Geiſte des Geſetzes zu halten gewußt ?, welches im wejentlichen nach den 
Vorſchlägen der Regierung angenommen wurde. 

Negierung und Landtag — auch die zweite Kammer, die durch Ber: 
ordnung dom 30. Mai 1849 einberufen war, zeigte fich bei der Wahl- 
enthaltung der Demofratie durchaus nicht liberal gefinnt® — hatten da— 
mal3 noch unter dem Eindrude der Ereigniſſe der Jahre 1848 und 1849 
gehandelt. Allmählich aber begann fich die öffentliche Meinung zu klären 
und zu befinnen, was eigentlich mit jener Gemeindeordnung gewonnen, was 
aufgegeben war. Trotz diejes beginnenden Stimmungswechjeld ging die Re— 
gierung daran, die Ausführung des Geſetzes durch die Girkularverfügungen * 
vom 23. März und 28. Mai 1850 vorzubereiten; der Kommentar zur 
Gemeindeordnung von 1850, eine von dem Kammergerichtärat von Rönne 
durchaus im Liberalen Sinne abgeraßte Schrift, wurde am 20. Oftober 
1850 den Verwaltungsbehörden als ein müßliches Handbuch empfohlen; 
die Einführung der neuen Inftitutionen war mindejtens in den Städten in 
vollem Gange. Auch der Tod des Grafen Brandenburg, infolge deſſen 
Manteuffel ala Minijterpräfident am 19. Dezember 1850 auf lange Zeit — 





I Entwürfe der freien Kommiſſion von 1854 ©. 43. 

? Stenographiiche Berichte der zweiten Kammer, Seifion 1849/50, ©. 2584 ff. 
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bis zum 5.November 1858 — die Leitung der Regierung übernahm, brachte 
darin zunächit Feine Anderung mit fih. Noch am 3. März 1851 erklärte 
der neue Minifter des Innern, von Weſtphalen, in der erjten Kammer, 
daß das Einführungsgeichäft der Gemeindeordnung gegenwärtig rafcher fort= 
jchreite, dieſelbe troß aller Bedenken ausgeführt werden jolle und foviel 
Spielraum enthalte, daß fie, richtig angewendet, zum Seile des Landes 
gereichen könne und werde!. 

Am 12. März wurde der Antrag Denzin-Itzenplitz in der erjten Kammer 
eingebracht ?, der fich gegen die obligatorische Einjegung der Gemeinderäte, 
das Dreiklafjenwahliyftem und das Inkommunaliſieren der Rittergüter aus— 
iprach und bejonders Bedenken gegen den Inhalt des Tit. III der Gemeinde- 
ordnung im Intereſſe der Ländlichen Gemeinden erhob. Als fih am 
14. April die Kammer dem Antrage im wefentlichen angejchloffen hatte®, 
da vermochte Manteuffel dieſer parlamentarifchen Verſuchung nicht zu 
widerjtehen. Troßdem er fein eigenes Werk zerftören mußte, war in ihm 
der Einfluß des Standesbewußtfeind jo mächtig, daß er fich nicht mit einer 
durchgreifenden Umarbeitung begnügte, wie fie der Antrag Denzin⸗Itzenplitz 
verlangt hatte, jondern überlebte Zuftände zurüdzuführen bejtrebt war. Es 
follte mit der Revolution gebrochen werden. 

Zunächſt gingen bald nah Schluß der Kammerfihungen von dem 
Minifter des Innern von Weftphalen die Verfügungen vom 15. und 28. Mai 
1851 aus, wodurch dem Inhalte des neuen Selbitverwaltungsgejeges zuwider 
die alten Kreidtage und Provinziallandtage reaftiviert wurden. Infolge 
Allerhöchſter Ermächtigung vom 24. November 1851 legte jernerhin die 
Regierung der erjten Kammer eine Reihe von Entwürfen vor, welche eine 
völlige Umkehr von dem bisher eingefchlagenen Wege bedeuteten. Man 
hatte die Regelung ftädtifcher und ländlicher VBerhältniffe abermals getrennt 
und für leßtere eimige gemeinjfame Grundjäße, dann aber eine fpecielle 
Zandgemeindeordnung für jede der öftlichen Provinzen in Ausficht genommen, 
während MWeftfalen wiederum gejonderte, die Rheinprovinz Stadt und Land 
umfaffende Ordnungen erhalten fjollten®. Die erjte Kammer arbeitete die 
Grundfäße für den Erlaß von Landgemeindeordnungen zu einem vollſtändigen 
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Gefege über ländliche Gemeinde- und Polizeiverfafjung der öftlichen Pro— 
vinzen um, in welcher Gejtalt fie der zweiten Kammer überfandt wurden !. 
An der Debatte, die am 10. Mai 1852 begann, mußte fich der Miniſter— 
präfident, der die Vorlage perjönlich vertrat, bittere Wahrheiten wegen 
jeine® veränderten Standpunftes jagen lafjen?. Der Abgeordnete Bejeler 
warf ihm unter Hinweis auf das Vorgehen des Miniſters des Innern Um: 
gehung verfafjungsmäßiger Beitimmungen und eine übermäßige Nachgiebig- 
feit gegen die Wünſche der Unterzeichner des Denzin-Itzenplitzſchen Antrages 
vor. Demgegenüber leugnete Manteuffel gar nicht?, daß er noch immer 
der Anficht fei, man könne mit der neuen Gemeindeordnung regieren, be- 
zeichnete aber deren Mängel ala zu ichwerwiegende , um nicht auf Abhülfe 
finnen zu müfjen. — Die Beratung jelbft mußte wegen des Schluffes der 
Seifion abgebrochen werden. 

Zuzugeben war, daß fich die Situation rechtlich und politifch als eine 
höchſt eigenartige darjtellte. Die Gemeindeordnung vom 11. März 1850 
bejtand noch völlig zu Recht; überall Hatten feiner Zeit Minifterialreftripte 
ihre jchleunige Einführung angeordnet, und auch thatjächlich war nicht allein 
in dem größeren Teile der weitlichen Provinzen, jondern auch im Oſten 
in etwa der Hälfte der Städte und in einzelnen Landgemeinden der Kreiſe 
Stallupönen, Wanzleben, Nordhaujfen und Schleufingen das Gejeh in Kraft 
getreten*. Wollte man auf dem betretenen Wege innehalten, jo war zu— 
nächſt ein legislativer Akt, der die Siftierung ausſprach, von nöten, wie 
er endlich in einem Allerhöchiten Erlaffe vom 19. Juni 1852 erging, der 
von jämtlichen Miniftern gegengezeichnet in der Geſetzſammlung Aufnahme 
fand’. Nachdem dann im Herbite 1852 die reftaurierten Provinzialland- 
tage über ihre Meinung gehört worden waren, führte die Regierung nad 
den Neuwahlen, die eine jtarfe Eonjervative Mehrheit ergaben, den Haupt— 
ichlag gegen die Gemeindeordnung. Er galt der Berfaffung felber. 

Durch) das Gejeh vom 24. Mai 1853 wurde der Art. 105 der Verfaſſungs— 
urfunde und damit die Grundlage der Gemeindeordnung aufgehoben. Die 
dort gewährleijtete Gemeindeautonomie, der in ihm indireft ausgejprochene 
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Fortfall der jelbjtändigen Gutsbezirke, die ominöfe Verpflichtung der Ge— 
meinden zur Repräfentativverfaffung, alle verichwand zu Gunften eines 
inhaltlojen Artifel®, der in Bezug auf die Verwaltung der Gemeinden, 
Kreife und Provinzen auf befondere Gejege verwies. Die Konjequenzen 
ließen nicht auf fi) warten. Durch Geſetz von demjelben Datum wurden 
endlich auch formell die Gemeindeordnung und die damit zufammenhängende 
Kreide, Bezirkd- und Provinzialordnung vom 11. März 1850 aufgehoben 
und für die öftlichen Provinzen lediglich die alten Beitimmungen mit der 
Maßgabe wieder in Kraft gejeßt, daB zu deren Fortbildung provinzielle 
Geſetze erlaffen werden jollten. Gin jchwächlicher Verfuch, eine für jede 
Provinz gejonderte Landgemeindeordnung noch in derjelben Seſſion durch— 
zubringen, kam freilich in der zweiten Kammer nicht mehr zur Beratung!, 
Jedenfalls aber hatte die Regierung nun endlich unbejtreitbaren Rechtsboden 
unter den Füßen, der jofort zum Erlaß der Städteordnung für die öftlichen 
Provinzen vom 30. Mai 1853 und einer folchen für Neuvorpommern vom 
31. Mai 1853 benußt und damit die Möglichkeit einer Kommunalordnung 
für Stadt und Land in der Zukunft abgefchnitten wurde. 

Mochte man auch, je nach dem Parteiftandpunfte, das Vorgehen des 
Minifterpräfidenten, der ala Minifter des Innern im Kabinett Brandenburg 
jene Ordnungen gejchaffen, verurteilen oder defjen im Jahre 1850 bewiejene 
Schwäche beklagen, — der Unbejangene fonnte mit der Aufhebung eines 
jo mangelhaften Gejeßes, wie es die Gemeindeordnung war, troß alles 
Mißtrauens gegen die Staatsmänner, welche diefe Maßregel herbeigeführt 
hatten, unter einer Bedingung einverjtanden fein. Vermochte die Regierung, 
welche joeben das platte Land vor dem Übergewicht des Kapitalismus be= 
wahrt und die Gutsbezirke gerettet Hatte, e8 troß ihres Urſprungs über fich, 
an Stelle des DBeralteten eine Neuorganijation zu jchaffen, ficherlich wäre 
der urteilsfähige Zeil des Volkes mit dem Scheitern der Gejeßgebung don 
1850 ausgejöhnt worden... 

Das Minifterium Manteuffel-Weltphalen that nichts dergleichen. Der 
zweiten Kammer wurden am 14. Dezember 1853 wiederum ſechs provin= 
zielle Gemeindeordnungen für den Oſten vorgelegt, die nach den Erklärungen 
des Minifterd des Innern in der Hauptfache mit den früheren identifch 
waren?, im übrigen aber nicht eine völlige Neuordnung herbeiführen, jondern 
nur als zeitgemäße Novellen zu dem Syſtem des Landrecht3 dienen wollten. 





ı Entwürfe der freien Kommiſſion von 1854 ©. 46. 

2 Stenographiiche Berichte über die Verhandlungen der zweiten Kammer in 
der Seffion von 1853 54 ©. 31. — Die Entwürfe felber find abgedrudt in den An— 
lagen zu dieſen ftenographifchen Berichten ©. 52 fi. 
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Ein Entwurf, welcher die allgemeinen Normen enthielt und der in der 
früheren Legislaturperiode von der erjten Kammer ausgiebig vervollſtändigt 
war, blieb bezeichnenderweife unberüdfichtigt.. Zum allgemeinen Erjtaunen 
zog aber MWeitphalen am 24. März 1854 dieje Entwürfe mit noch anderen 
die Regelung der Polizeiverfaffung und die Kreis: und Provinzialordrungen 
betreffenden zurück!, „weil die Zeit der Kammerſeſſion zu weit fortgejchritten” 
jei. Ob dies aber nicht aus dem Grunde gejchah, weil, wie der Abgeord- 
nete von Patow gegen den Widerſpruch des Abgeordneten von Gerlach 
behauptete, notorifch eine Majorität für obige Gefeßesentwürfe nicht zu er- 
langen gewejen Wäre, mag dabingeftellt bleiben. 

Allerdingd war dem Regierungsentwurfe eine gefährliche Konkurrenz 
entjtanden. Auch die liberale Partei, die fich troß ihrer oppofitionellen _ 
Stellung nicht im Negieren gefiel, hatte voll und ganz eingejehen, daß die 
Mängel der Gemeindeordnung dringend eine Neuregelung erforderten. Ein 
von allen Koryphäen der Liberalen Seite der zweiten Kammer, unter anderen 
von don Auerswald, Lette, Milde, von Patow, den beiden Reichenfperger, 
unterzeichneter Antrag ftellte den Regierungsvorlagen einen Entwurf für 
alle Landgemeinden des Oſtens gegenüber, der allerdings aus taktifchen 
Gründen in der Form eines Geſetzes für Schlefien eingebracht wurde. Die 
Prinzipien waren in einer „freien Kommilfion“ in der Zeit vom 21. De- 
zember 1853 bis zum 11. Januar 1854 durchberaten worden?. Der Ent- 
wurf jelber wurde fpäter von dem ala Schriftführer fungierenden Abgeord» 
neten Lette, dem Präfidenten des Revifionsfollegiums für Landeskulturſachen, 
publiziert®, der bereit? im Jahre 1848 mit einer Arbeit über die ländliche 
Gemeinde» und Polizeiverfaflung in den öftlichen Provinzen hervorgetreten 
war* und fi auch in Zukunft ala treibende Kraft der Partei bewähren 
jollte. 

Der Entwurf ſah zunächſt von dem Inſtitut der Samtgemeinden 
vollitändig ab und erflärte es für genügend, wenn den einzelnen Kommunen 
Gelegenheit gegeben würde, fich zu fpeciellen Zweden zufammenzuthun, wie 
dies in Dftpreußen in den Kirchipielverbänden der Fall jei?. Auch trug 


ı Stenographifche Berichte über die Verhandlungen der zweiten Kammer in 
ber Seifion 1853/54 ©. 69. 

2 Entwürfe der freien Kommiffion von 1854 ©. 1 ff. 

3 Lette, Landgemeindeordnung ©. 5. 

+ „Die ländliche Gemeinde: und Polizeiverfaffung in Preußens öftlichen und 
mittleren Provinzen.“ Berlin 1848. 

5 Entwürfe der freien Kommilfion von 1854 ©. 56. 
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man eingejtandenermaßen! nur der im Oſten herrfchenden allgemeinen 
Stimmung Rechnung, wenn man die jelbftändigen Gutöbezirfe ala den Ge— 
meinden gleichberechtigte fommunale Körper mit dem wichtigen Zuſatz fort— 
beftehen ließ, daß auf ftaatliche Anordnung die jelbftändigen Gutseinwohner 
neben dem Rittergutsbefiger zur anteilsweifen Tragung fommunaler Laſten 
verpflichtet werden fonnten?. Im übrigen bejeitigte man das Dreiflafjen- 
wahlſyſtem, fundierte die Gemeinderechte, ohne Leiftungsfähige Forenſen aus— 
zujchließen, auf Grundbefig beziehungsweije einen niedrigen Cenſus und ließ 
in größeren Gemeinden „&emeindeverordnetenverfammlungen“ zu. Den 
Gemeindevorfteher ernannte der Landrat auf Vorfchlag der Gemeinde und 
nach eingefordertem Gutachten des Dominialbefigers ?. 

Da auch vorausfichtlich dad Geje über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 in Kürze bejeitigt werden würde, machte die „freie Kom— 
miffion” diesbezügliche Erſatzvorſchläge, die in der Übertragung der Polizei 
an Staatöbeamte in Polizeiverwaltungsbezirken gipfelten, unter deren Auf- 
fiht und Werantwortlichkeit ſowohl Gutäbefiger als Gemeindevorjteher die 
Ortspolizei zu handhaben hatten*. 


Ss 2. 
Die Novelle vom 14. April 1856. 


Was nicht einmal der „Landratsfammer“ der Legislaturperiode von 
1852/55 endgültig anvertraut wurde, die Ordnung der ländlichen Kommunals= 
verhältniffe, kündigte die Thronrede vom 29. November 1855 als einen 
der Gegenftände an, welche der Beratung des neuen, ebenfall® überaus 
reaftionär gefinnten Landtages in feiner nunmehr gejeglichen Teilung in 
das Herrenhaus und das Haus der Abgeordneten unterliegen follten®. Das 
Miniftertum fchlug hierbei für Weiten und Oſten verfchiedene Wege ein. 
Neben einer Städteordnung für Weltjalen vom 19. März und einer jolchen 
für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856, die im wejentlichen auf dem 
Wahlſyſtem der bejeitigten Gemeindeordnung von 1850 beruhten, erjchien 
die Landgemeindeordnung für Weitfalen vom 19. März und das Gejeß 





I! Entwürfe ber freien Kommijfion von 1854 ©. 56. 106 ff. 

28 68 bes Entwurfs der freien Kommilfion die Landgemeindeordnung betreffend. 

3 88 10. 11. 17. 18. 80. 39 ebenda. 
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betreffend die Gemeindeverfaffung in der Rheinprovinz vom 15. Mai 1856, 
die wenig bon den vor dem Jahre 1850 geltenden Gejegen abtwichen!, 

Für den Dften aber, deſſen Städteverfafjung bereit 1853 geregelt 
war, fam der Minifter des Innern zunächſt nicht aus dem Schwanfen 
heraus. In dem Jahre 1855 waren eine Anzahl Minijterialrejfripte an 
die Oberpräfidenten der öftlichen Provinzen ergangen, in denen ihnen 
amtliche Zujammenftellungen? übermittelt wurden, die jowohl eine Art 
Kodifilation des geltenden Rechts ala auch eine Anleitung zur autonomen 
Weiterbildung der bejtehenden Normen enthielten, fich aber entjchieden da= 
gegen verwahrten, über den Rahmen einer Verwaltungsvorſchrift hinaus 
Gegenstände zu berühren, die nach Art. 3 des Gejeheg vom 24. Mai 1853 
einer legiglativen Regelung unterworfen waren. Dieje intendierte Sonderung 
einer Fortbildung einesteild® auf dem Wege der Autonomie, andernteils auf 
dem der Gefeßgebung war nicht nach Mtaterien durchgeführt, jondern voll- 
fommen jyitemlos, jo daß den Angriffen der Oppofition im Abgeordneten 
haufe eine Berechtigung nicht abzufprechen war. Sowohl der Abgeordnete 
Graf Schwerin? ala auch der Abgeordnete Lette* warfen dem Minifter vor, 
daß er durch feine Anweifungen eine Reihe zweifelhafter Punkte autoritativ 
geordnet und aljo die Stellung eines oberjten Berwaltungsbeamten mit der 
des Geſetzgebers vertaujcht habe. 

Hatte damit Weſtphalen die provinzielle Regelung noch einmal ver- 
jucht, jo ging der Gejegentwurf, den er am 7. Januar 1856 dem Abge- 
ordnetenhaufe vorlegte?, wieder auf eine generelle Regelung zurüd, ver- 
mied die Form einer Kodifilation und trat nur ala Novelle zum All— 
gemeinen Zandrecht auf. Gerade dieſe Novellenform wurde von der Oppo— 
ſition auf das heftigſte ala ein Mittel, reaktionäre Gelüjte zu befriedigen, 
angegriffen, von der Mehrheit dementjprechend verteidigt. Der Abgeordnete 
Wagener (Neu-Stettin), einer der Führer der Rechten, gejtand übrigens 
ganz offen, daß allerdings die Vorlage ihren Stempel an der Stirn trage, 
„den Stenipel der fiegenden Reaktion“ ®. Auch dem blödejten Auge war 


ı Bornhaf, Geichichte des preußiichen Verwaltungsrechts III 257. 258. 

2 für Preußen: Minifterialblatt für 1855 ©. 199 fi. — Für Brandenburg: 
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es erkennbar, daß es in diejer Novelle mit der verjprochenen Ausbildung 
der Gemeindeautonomie feine guten Wege habe. Ganz abgejehen von der 
auch früher erforderlichen Genehmigung der Gerichtsobrigkeit zeigte es fich, 
daß in den Punkten, in denen die Gemeinde ihre rechtäbildende Kraft er— 
proben konnte, dieſe Rechtserzeugung an den Konſens der Regierung gebunden 
war. Das Syſtem der Bevormundung durch den Staat feierte hier feinen 
höchſten Triumph, obwohl noch immer Weftphalen Freiheit und Selbſt— 
verwaltung der Gemeinden im Munde führte, die, durch die Gemeindeordnung 
von 1850 gefährdet, auf Grund vorliegenden Entwurfs weiter ausgebildet 
werden jollten !. 

Yın einzelnen enthielt die Novelle in loſe aneinandergereihten Vor— 
Ihriften zunächſt Beitimmungen über den Umfang der Gemeinden und 
Gutsbezirke?, welche ihre Hiftorifchen Grenzen nur unter Staatögenehmigung 
verändern durften. Die jchon in dem Geſetze über die Armenpflege vom 
31. Dezember 1842 vorgefchriebene Notwendigkeit der Jnkommunalifierung 
einzeln gelegener Gtabliffements wurde wiederum eingejchärft, aber diesmal 
auch Gutäbezirke zu deren Aufnahme für befähigt erklärt. Zur Anerkennung 
der juriftifchen Perjönlichkeit neuer Gemeinden und Gutsbezirke bedurfte es 
der Staatögenehmigung; für die erfteren eine Beftimmung, die immer ſchon 
aus $ 25 II 6 ALR. gefolgert, aber in der Praris bisher wenig be= 
achtet war. Beſtanden doch nach einem Bericht der Breslauer Regierung 
an den Minifter des Innern und des königlichen Haufes vom 13. November 
1847 allein in deren Departement nicht weniger als 13 Gemeinden, Die 
fich feit Emanation des Landrechts allmählich ohne ftaatliche Anerkennung 
gebildet hatten und dennoch mit Erfolg Korporationsrechte beanjpruchten?. 

Für den Fall, daß ein Gutsbezirk oder ein bisher nicht im Gemeinde» 
verbande jtehendes geichloffenes Waldgrundjtüd mit einem Gemeindebezirk 
vereinigt werden jollte, fonnte ein vom Oberpräſidenten zu bejtätigendes 
Statut dem Großgrumdbefiter Privilegien, wie Vorſitz und mehrfaches 
Stimmredt in der Gemeindeverfammlung, einräumen ®. 


! Stenographiiche Berichte über bie Verhandlungen in der Geifion 1355/56 
€. 464. 465. 
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Das Stimmrecht! ſelbſt jollte nach der beftehenden Ortsverfaffung 
geregelt bleiben. Für den Fall aber, daß diefe Obfervanz dunkel be— 
ziehungsweife auch nur zweifelhaft war oder mwejentliche Mängel aufwies, 
fonnte auch gegen den Willen der Gemeinde durch die Regierung eine Ab— 
änderung der Ortöverfafjung herbeigeführt werden, für welche Normal- 
ftatuten vorgefchrieben waren. In Bezug auf diefe hatte der Abgeordnete 
Lette jchon bei der Beratung des Geſetzes Hervorgehoben?, daß das Geſetz 
mit jeiner Vorjchrift, der ftimmberechtigte Einwohner müfje ein Wohnhaus 
in der Gemeinde befien, rigorojer jei al® der $ 18 II 7 ALR., der nur 
den Befig eines bäuerlichen Grundftüds in einem Dorfe oder defjen Feld— 
marf vorausjegte?. Forenfen und juriftiiche Perjonen follten mindefteng 
eine fpannfähige Adernahrung oder eine gleichwertige Fabrik beziehungsweije 
gewerbliche Anlage befiten, wenn fie Stimmrecht beanfpruchten. Mehrfache 
Führung von Stimmen, Einteilung in Klafjen und Kollektivjtimmen waren 
zudem vorgefehen. 

Was jchon die oben erwähnten amtlichen Zujammenftellungen* als 
unumgänglich notwendig für größere Gemeinden anerfanyten, die Reprä— 
jentatidvverfaffung?, konnte auf Antrag eingeführt werden. Zugleich wurde 
aber dem Minifter des Innern das Recht gegeben, Gemeindeverordneten- 
verfjammlungen aufzulöjen, eine Befugnis, welche der Abgeordnete Lette ala 
eine unbiftorifche, aus der franzöfifchen Adminiftration ftammende angegriffen 
batte®, obwohl aus der Thatjache, daB der Minijter bisher das Plenum 
der Gemeinde ruhig gewähren lafjen mußte, doch nichts über Rechte des 
Staates einer NRepräjentation gegenüber gefolgert werden fonnte. 

Auch in Bezug auf das Bejteuerungsrecdht? zeigte fich, welchen 
Einfluß die Regierung mit Erfolg beanſpruchte. Wenn die bejtehende Ab— 
gabenverteilung zu Zweifeln oder zu Mißverhältniffen führte, jo konnte deren 


ı 88 3—5 bes Geſetzes vom 14. April 1856. 
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Bejeitigung wiederum gegen den Willen der Gemeinde durch die Regierung 
erfolgen, die dabei „die Abſtufungen des Grundbefites und des Klafjenver- 
hältniſſes“ zu berüdfichtigen Hatte. Weitere Eingriffe in die Gemeinde— 
autonome waren die Einführung der Steuerprivilegien der Beamten! und 
eine ausgedehnte Staatskontrolle über die Gemeindewaldungen. Schließlich 
blieb es überhaupt einer königlichen Verordnung vorbehalten, ob Landge- 
meinden die Annahme der Städteordnung und Städten die der Landge- 
meindeverfaffung zu geftatten ſei?. 

Hatte man hiermit, nachdem durch das Gejeh vom 24. Mai 1853 
der gutsherrliche Einfluß rejtauriert war, auch dem Staate eine weitgehende 
Einwirkung auf die Gemeinde gefichert, jo jtellte Weitphalen in Bezug auf 
die ländliche Polizeiverfafjung, deren Normen bejonders kontrovers 
geworden waren, ohne Rüdficht auf ftaatliche Anfprüche lediglich die Autori- 
tät der Gutäherren wieder her. Wie nach Art. 42 der Berfafjungsurkunde 
die patrimoniale Gerichtsbarkeit aufgehoben war und blieb, jo Hatte diejer 
Artikel urfprünglich auch die gutöherrliche Polizei und obrigkeitliche Gewalt 
im Prinzip befeitigt, obwohl Art. 114 der Berfaffungsurfunde „bis zur 
Gmanierung der neuen Gemeindeordnung“ die bisherigen Beitimmungen über 
die Polizeiverwaltung in Geltung erhielt. Die neue im Gejeg vom 11. März 
1850 vorgefehene ftaatliche Polizeiverwaltung mit ihrer Dijtriktseinteilung 
fonnte aber nur in dem Verhältnis ins Leben treten, in welchen die Ein— 
führung der Gemeindeordnung von 1850 als ihrer territorialen Grundlage 
thatfächlich erfolgte. In der Praris Hatten daher die alten Ländlichen 
PVolizeibehörden ihre Thätigkeit niemals eingeftellt®. Ein Gejeg vom 
14. April 1856 änderte den Art. 42 der Verfaffungsurfunde dahin ab, 
daß dasjelbe die Aufhebung der gutäherrlichen Polizei und obrigfeitlichen 
Gewalt nicht mehr ala einen Zeil des Staatsgrundgejeßes angejehen wifien 
wollte, womit jede Möglichkeit der Anwendung des Gefeßes vom 11. März 
1850 entfiel, ſoweit es über die Verwaltung jelbjt Beitimmungen traf. 

Bei der Unficherheit des Rechtszuſtandes ftellte fich aber der Wunſch 
heraus, einzelne beſonders der Negelung bedürftige Punkte in der beliebten 
Form einer Novelle legislativ zu berüdfichtigen. Das Geje vom 14. April 
1856 „betreffend die ländlichen Ortsobrigkeiten in den ſechs öjtlichen Pro— 
vinzen der preußifchen Monarchie“ verdiente in der That die Angriffe der 
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DOppofition, deren Führer, die Abgeordneten von Patow und von Auers- 
wald, fich auf das jchrofffte gegen die legalifierte Preisgebung eines vor 
furzem mühjam erworbenen Souveränitätärecht3 ausſprachen. Selbſt der 
Kommiffionsbericht des Abgeordnetenhauſes, der fich für die Regierung? 
vorlage erfärt Hatte, verfannte! nicht die jchweren Bedenken, welche die 
patrimoniale Polizeigewalt in der Neuzeit in fich trug. Man rügte die 
Läffigkeit in der Ausübung der Pflichten und fürchtete die freie Veräußer— 
lichkeit fowie die fortjchreitende Zerftüdelung ihres Subjtrats, des Ritterguts, 
welche die Polizei in die Hände unmürdiger oder an der Aufrechterhaltung 
der Nechtsordnung auf dem Dominium wenig intereffierter Perjonen bringen 
fonnte. Trotzdem entjchied fich das Haus für die Beibehaltung des Inſtituts, 
fuchte durch eine Reihe von Beitimmungen einen Mißbrauch der obrigfeit- 
lichen Gewalt nach Möglichkeit zu verhindern und jah im äußeriten Fall, 
wenn der jelbjtändige Gutsbezirk jede reale Exiſtenz verloren Hatte, eine 
ftaatliche Polizeiverwaltung vor, die als Ehrenamt ausgeübt werden konnte ?. 
Der Domänenfundus wurde den übrigen Gütern durchaus gleichgeitellt, 
aljo auch Hier, wo e8 doch ungemein nahe gelegen hätte, wohl ein fisfalifcher, 
nicht aber ein jtaatlicher Polizeibeamter eingejegt?. Als einen Ausfluß der 
obrigfeitlichen Gewalt fühlte man fich auch veranlaßt das alte Ernennungs— 
recht des Gutsheren bei der Beſetzung der Schulzen- und Schöffenftellen, 
foweit nicht lokale Gewohnheiten entgegenjtanden, ausdrüdlich zu konſer— 
vieren“, damit dasjelbe nicht etwa als ein Anner der patrimonialen Ge= 
richtöherrlichkeit in Wegfall kommen fönnte. Nur die Beftätigung blieb 
dem Landrat vorbehalten. 

Die patrimoniale Gewalt wurde aber nicht nur nicht gemindert, fie 
erfuhr auch noch eine unvorhergejehene Erweiterung. Das Geje vorn 
11. März 1850 Hatte das Polizeiverordnungsrecht, welches, in 
früheren Jahrhunderten von dem Inhaber der Lofalpolizei ausgeübt, durch 
den $ 6 II 13 ALR. zum Majeftätsrecht erflärt war?, wiederum den da= 
mals ftaatlichen Ortspolizeibehörden übertragen®. Da nun diefer Teil des 
Gejeßes, der durch die Abänderung des Art. 42 der Berfaffungsurkunde in 
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feiner Weife alteriert war, in Geltung blieb, fo fiel — ganz gegen den 
Willen des Gefjegebers von 1850 — das Polizeiverordnungsrecht den In— 
habern der jebt patrimonialen Polizeigewalt gewiſſermaßen in den Schoß, 
jo daß in diefer Hinficht die lebten Zeiten zugleich den Höhepunkt der ſchon 
dem Untergang geweihten gut&herrlichen Rechte bezeichnen !. 


3. 
Liberale Gegenftrömungen. 


Nachdem am 5. November 1858 mit der Entlafjung des Miniſteriums 
Manteuffel durch den Prinzen von Preußen die reaftionäre Strömung in 
autoritativen Regionen ihr Ende erreicht hatte, gelang es unter der Gunſt 
der „neuen Ara“ den liberalen Elementen, fi) zu ſammeln und wieder mit 
pofitiven Vorjchlägen hervorzutreten. Der neue Minifter des Innern, der 
Graf Schwerin, einer der liberalen Führer der fünfziger Jahre, bejchränfte 
fich vorerft auf DVerfuche, die am meiſten verhaßten Maßregeln des Mini» 
ſteriums Manteuffel-Weftphalen, die Neaktivierung der alten Kreisordnung 
und der Batrimonialgewalt, nach Möglichkeit zu befeitigen. Selbftverwaltung 
als Erſatz der Adelsherrichaft wurde ein Liberales Schlagwort, nach dem der 
Kreis und die Polizeiverwaltung organifiert werden follten, ohne daß man 
fich zunächſt bejonder um eine Landgemeindeordnung bemüht hätte. Offen- 
bar galt die Löfung jener Aufgabe für die leichtere und fiel zudem mit 
ihren politifchen Konfequenzen mehr in die Augen. Ein Erfolg in diefen 
Punkten würde die neue Richtung bejonderd populär gemacht haben. Ob 
aber die Reihenfolge der Reformen an fich eine richtige gewejen, mag da= 
hingeſtellt bleiben. 

Infolge Allerhöchjter Ermächtigung vom 11. Januar 1862 wurde vom 
Grafen Schwerin dem Abgeordnetenhaufe ein Entwurf über die ländliche 
Polizeivderwaltung vorgelegt?, der die Beitimmungen des entjprechen- 
den Entwurf der freien Kommiffion von 1854 im wejentlichen wieder« 
holte und in der Kommilfion des Abgeordnetenhaufes unter dem Vor— 
fig des Abgeordneten Waldeck eine neue Faſſung empfing?. Unter Aufs 
Hebung der allgemein angegriffenen patrimonialen Polizeigewalt jollten aus 
Gemeinden und Gutsbezirken Amtsbezirke gebildet werden *, one daß man 


! p. Möller, Landgemeinden und Gutsherrichaften S. 246. 388. 

® Bette, Zur Reform der Kreisordnnung und Ländlichen Polizeiverfaſſung ©. 67 ff. 

° Der Entwurf, hervorgegangen aus ben Kommilfionsberatungen vom 1. März 
1862, ift abgedrudt bei Zette a. a. D. als Anlage B ©. 99 ff. 

+58 2. 3 dieſes Entwurfs. 
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dag Entjtehen von Samtgemeinden abgewartet und inzwijchen jene Bezirke 
ala deren Surrogate, wie es die Minorität der Kommiſſion wollte, nur 
proviforifch einzuführen beabfichtigt hätte. Die Polizei in ihnen verwaltete 
ein vom König ermannter Amtshauptmann, ein Ehrenamt, das in der 
Regel aus der Zahl der größeren Grundbefiter bejegt werden jollte!. Man 
hielt, da die Mehrzahl der Gemeinden ala zu Hein für eine ausreichende 
Polizeiverwaltung galt, derartige Amtsbezirke für notwendig, zumal da der 
Entwurf durch Einführung der dem Oſten fremden Samtgemeinden nicht 
unpopulär gemacht werden ſollte. Die Schulzen ebenfo wie die Gutsvor— 
jteher wurden Hülfsorgane de8 Amtshauptmanns. Die Gemeinde wählte 
die vom Landrat zu bejtätigenden Schulgen und Schöffen. Nur die Erb- 
icholtifeien blieben vorläufig beſtehen?. 

Aber auch die „neue Ara“ konnte diejes Geſetz nicht unter Dach und 
Tach bringen; unter dem Minifterium Bismard aber abjorbierten die ge— 
waltigen politifchen Kämpfe im innern und nach außen zunächjt Kraft und 
Sintereffe der Regierung wie der Parteien. So war es denn fein Wunder, 
daß, ala Lette diefen Entwurf im Jahre 1865 wieder im Abgeordnetenhaufe 
einbrachte, Fich die Regierung jehr entjchieden dagegen ausſprach, ohne in 
der Kommilfion einem einmütigen MWiderftande zu begegnen®. Als ein 
eriter Sieg des Liberalen Gedanken? galt, daß nach S 1 der Verordnung 
vom 20. September 1867 die Polizeiverwaltung in den neu erworbenen 
Zandesteilen im Namen des Königs geführt werden follte. 

Während die gemäßigt Liberalen, um Reformen durchzufegen, alle 
Kräfte auf diefen Punkt foncentrierten, ließ die radikale Linke ihr hervor— 
ragendjtes Mitglied, den Abgeordneten Walde, im Jahre 1862 im Abge- 
ordnietenhaufe den Verſuch machen, die Gemeindeordnung von 1850 oder 
doch wenigjtens den Zitel III derjelben, der die Landgemeinden anging, 
wieder ing Leben zurücdzuführen, wodurch zugleich äußerjten Falls nicht nur 
die Gejeße vom 14. April 1856, jondern auch die Städteordnungen und 
die für den Weiten ergangenen Rommunalgefege in Wegiall gefommen 
wären®. Nur eine wefentliche Abweichung wollte Walde für die Samt: 
gemeinden eingeführt wifjen, welche die Gemeindeordnung von 1850 faful- 
tativ, er aber für den Fall obligatorisch zu machen beabfichtigte, „wenn 





ı 88 5. 6 diejes Entwurfs in Verbindung mit Lette a. a. DO. ©. 68. 
2 SS 14. 16. 21. 22 des Entwurfs. 

3 Betten. a. D. ©. 2. 

+ Bette, Kandgemeindeorbnung ©. 7. 29. 
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Gemeinden eine genügende Polizeiverwaltung aus eigenen Kräften nicht her: 
ftellen” könnten. Der Grund war, wie immer, die ungenügende Leiſtungs— 
fähigkeit der Zmerggemeinden des Oſtens. 


Erſt der gründlichjte Kenner der Verhältniſſe, der Präfident des Revi- 
fiongfollegiums für Landesfulturfachen, Lette, trat im November 1867 in 
feiner Schrift „Die Landgemeindeordnung für die jechs öjtlichen Provinzen“ 
mit bejtimmten Reformvorjchlägen hervor, in denen er fich dem einft von 
ihm ausgearbeiteten Entwurfe der freien Kommiſſion von 1854 anfchloß. 
Die Grundlinien der Gemeindeordnung von 1850 waren immer noch erfenn= 
bar; doch fehlte das Dreiklaffenwahlfyitem und die Jnkommunalifierung 
der Gutsbezirke. Dagegen hatte Lette alle Koncejfionen bejeitigt, die die 
freie Kommiffion feiner Zeit aus praftiichen Gründen den vom Minifter 
von Mejtphalen vorgelegten Entwürfen glaubte machen zu müflen!. Die 
wichtigfte diefer Änderungen war die Wahl der Schulzen und Schöffen 
durch die Gemeinde, während die freie Kommiſſion diefe vom Landrat er= 
nennen ließ?. Das Repräſentativſyſtem juchte Lette dadurch zweckmäßiger 
zu geftalten, daß er es in der Regel eintreten ließ, wenn die Anzahl der 
ftimmberechtigten Gemeindemitglieder 18 erreichte oder wenn bejondere Ver— 
bältniffe feine Anwendung wünjchenswert machten, die Gemeinde 3. B. aus 
Schiffern bejtand, die den größten Zeil des Jahres abwejend waren?. Nur 
bezüglich der Samtgemeinden war eine größere Abweichung von dem Ent- 
wurfe der freien Kommiſſion zu konſtatieren, die zugleich wieder eine Ans 
näherung an die Gemeindeordnung von 1850 bedeutete. Lette war jchließ- 
ih doch zu der Einficht gefommen*, für jpärlich bevölferte und wenig wohl» 
habende Gegenden, wie für Zeile Dftpreußens, jei das Injtitut der Samt- 
gemeinden einmal nicht zu umgehen, wenn er e8 auch nur fafultativ ein- 
führen wollte und vor allem den Zutritt von Gutsbezirken wünſchenswert 
fand. Eine gleichmäßige Kompetenz war übrigens für diefe Kommunen 
nicht vorgejehen; das Statut follte entjcheiden, was im konkreten Falle zu 
den gemeinjamen Angelegenheiten zu rechnen ſeis. 


ı Bette, Landgemeindeordnung ©. 6. 

2 8 39 des Entwurfs Lette, abgedrudt in Yette, Landgemeindeordnung ©. 33 ff. 
Dal. dagegen $ 39 des Entwurfs der freien Kommiſſion von 1854. 

3830 des en Lette in Verbindung mit Lette, Landgemeindeordnung 
S. 28. 

+ Ebenda ©. 29 ff. 

5 88 72 ff. des Entwurfs Lette. 
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$ 4. 
Der Abſchluß der Agrarreform. 


Nachdem die Gejeßgebung zu Anfang des Jahrhunderts die ſpann— 
fähigen Bauern dinglich befreit hatte, nahte nach den revolutionären Vor— 
gängen der Jahre 1848 und 1849 die Stunde, in der auch die kleinen 
Grundbefiter, mochten fie num KHalbbauern oder Kofjäten, Gärtner oder 
Häusler heißen, aus jeder Verbindung mit dem Gute Heraußtraten. 

Das Geje vom 2. März 1850, betreffend die „Ablöfung der Reallajten 
und die Regulierung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniffe“, Löfte 
mit Hülfe der neu gefchaffenen Rentenbanken Dienfte und Abgaben aller 
Art ab und befeitigte auf diejelbe Weile, ohne eine Abfindung in Land, 
dag noch vorhandene Eigentum des Herm an den Stellen der Laffiten!, 
während die eigentlichen Zeitpächter ſowie die landnüßenden induftriellen 
Arbeiter, Tagelöhner und Dienjtboten von der Regulierung ausgejchloffen 
blieben?. Ohne Entjchädigung wurden zu gleicher Zeit die Rechte des 
Erbverpächters und des Erbzinsherrn aufgehoben, jo daß von den befjeren 
Befisrechten nur das Eigentum übrigblieb. 

Ein weiterer Schritt zur Befeitigung der biöherigen Intereſſengegen— 
jäße zwifchen Gutöheren und Bauern war die mit der Grundjteuerreform 
zugleich durchgeführte Aufhebung der Grundjteuerprivilegien der Dominien, 
die jeit dem 1. Januar 1865 in Wirkſamkeit trat. 

Hatte man fomit alles, was an die biäherige wirtichaftliche und poli= 
tiiche Präponderanz des Gutsherrn erinnerte, jorgfältig befeitigt, fo ſchien es 
von diefem Standpunkte aus nur fonjequent, wenn auch für die Zukunft die 
Entjtehung dinglicher Abhängigkeitsformen gehindert wurde. Es war jo= 
nach die erbliche Überlaffung eines Grundftüds allein zu vollem Eigentum 
zuläffig; auch konnten von den nunmehr ablösbaren Laften nur fündbare 
feſte Geldrenten neu vereinbart werden, jo daß die Entjtehung einer Grund- 
rentenderichuldung im Keime eritidt wurde?. Alles arbeitete fo auf die 
völlige Mobilifierung des Grundbefites Hin. 


ı Dak e3 nad) dem Präflufivtermin für die Wirkung des Gejeges vom 2. März 
1850, nad dem 31. Dezember 1858, noch Laſſiten geben fann, ift theoretifch zu— 
zugeben, praftiih aber ohne Belang. Bol. Knapp, Bauernbefreiung I 284. 
II 462. 

2 8 74 bed im Text citierten Gejeßes. 

88 91 ff. ebenda. 
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Auf die Kommunalverhältniffe wollte das Geſetz feinen Einfluß aus⸗ 
üben!. Da im Gegenſatz zu den Jahren 1811 und 1816 weder Gutsherr 
noch Bauer Landentjchädigung empfingen, jo fonnten Veränderungen der 
Gemeindefeldmarf nur dadurch entjtehen, daß bei der zugleich vorgejehenen 
Separation bäuerliche Wirte von dem Hoffelde abgejondert wurden?. Im 
“übrigen stellte fi, wie an der Hand der zwingenden Nachweife von 
Knapp® bereits erwähnt, die Anzahl der noch vorhandenen nicht ſpann— 
fähigen Stellen als durchaus nicht jo groß Heraus, wie man hätte er- 
warten jollen. Die Jahre von 1816—1850, in denen die kleinen Laffiten 
nicht mehr unter dem Bauernjchuße geitanden, hatten geradezu verheerend 
gewirft. 


Aus der gänzlichen Bejeitigung der Handdienſte erwuchjen wichtige 
Folgen für den Großgrundbefiß, der jchon jehr ungern die Spanndienjte der 
eigentlichen Bauern entbehrte. Hier galt es, Erſatz für die verlorenen 
Arbeitskräfte zu jchaffen. Die Regulierung der gutsherrlich-bäuerlichen Ber- 
hältnifje war zwar beendet; an ihre Stelle trat aber die Frage nach der 
fünftigen Stellung der Landarbeiter“. 


Im vollen Einklang mit der Gejeßgebung, die jede erbliche Übertragung 
eines bloßen Befigrechts unterfagte, jchien fi) das Intereſſe des Groß 
grundbefißes zu bewegen. Man zog es in diejen Kreifen vor, an Stelle 
der ehemaligen Yajfiten möglichjt abhängige Arbeiterfamilien ohne Grund: 
befig gegen Wohnung, Nußung eines Gartenfleds, freie Weide und Natural- 
bezüge anzufjegen, ein Verhältnis, das, von jedem Zeile frei kündbar, dem 
Gutsbefiger nur ausnahmsweije einen feiten Stamm von Arbeitern zur 
Verfügung stellte. Die Zahl der abhängigen Griftenzen auf dem Gute 
wuchs, allein ein Zuſtand, der dem Yandarbeiter für die Zukunft im beiten 
Falle eine Lohnerhöhung, niemals aber den Erwerb eines auch noch jo 
fleinen Grundftüds in Ausficht ſtellte, mußte diefe Menjchenklaffe unzu— 
frieden, unzuverläffig und zu SOrtsveränderungen geneigt machen. Die 
Volkswirtichaft fonnte die Zunahme diefes Proletariats nur ungern fehen; 
aber auch den Einzelwirtichaften des Großgrundbeſitzes fam die Beichaffung 


396 des im Text citierten Geſetzes. 
28 86 ebenba. 

’ #napp a. a. D. I 274 ff. 
Ebenda I 292 fi. 
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derartiger Arbeitäfräfte immer teurer zu ftehen!. Die fluftuierende Be— 
völferung , welche die Negation jedes fommunalen Verbandes 
bedeutet, war nicht nur in den Großjtädten, jondern auch auf dem Lande 
zu einer ernjthaften Kalamität geworden, wobei eine Würdigung der 
Thatſache, daß fich der Großgrundbefi im neuefter Zeit an eine Be— 
ichäftigung periodifch wandernder Arbeiterherden — in Schlefien „Sachjen= 
gänger” genannt — gewöhnt, in der Gegenwart nicht einmal verjucht wer— 
den fann. 


ı Bol. die Ausführungen von Sombart und Miquel bei Thiel, Die Verband: 
lungen ber lehtten Jahre über innere Kolonifation u. |. w, in den Schriften bes 
Vereins für Socialpolitit XXXI 66 ff. 86 ff. 


Kapitel XI. 
Die Selbitverwaltung. 


8S1. 
Kommunale Einheiten. 


Es iſt ſicherlich ein Anzeichen für eine gewiſſe politiſche Reife und 
für das Vorhandenſein einer Reihe moraliſcher Eigenſchaften in einem Volke, 
wenn es durch die That den Nachweis zu liefern vermag, daß Geſchäfte 
der inneren Verwaltung, die bisher durch das Staatsbeamtentum wahr— 
genommen wurden, Organen der Selbſtverwaltung anvertraut wer— 
den können. Bedeutſam wird dieſe Veränderung beſonders dadurch, daß 
nunmehr die Baſis des Staates erweitert und das Intereſſe an dem 
öffentlichen Wohl durch eigene Mitarbeit in größeren Kreiſen lebendig er— 
halten wird, Ergebniſſe, die in dieſem Umfange eine Volksvertretung an 
fich niemals erreichen kann. Daß dieſe Selbſtverwaltung etwa durch eine 
Mißwirtſchaft hervorgerufen ſein müſſe; daß ſie billiger, ſchneller, zweck— 
entſprechender funktioniere als der erprobte Mechanismus der Staats-— 
behörden, iſt faſt in allen Fällen nicht zutreffend. So objektiv und tech— 
niſch geſchult eine Verwaltung auch geweſen ſein mag, ſchon das Fortſchreiten 
politiſcher Bildung bringt es mit ſich, daß der Ausſchluß aller Laienelemente 
ſchließlich doch als ein ungerechtfertigtes Mißtrauen empfunden wird!, 
Wenn ſich nunmehr der Ruf nach Selbſtverwaltung in neuerer Zeit faſt 
überall, ſogar in dem Lande der Staatsallmacht, in Frankreich, erhoben 
hat, ſo iſt es um ſo nötiger, dieſen vieldeutigen Begriff einer Kritik zu 
unterziehen, um klar zu ſtellen, ob die in Preußen erhobenen Forderungen 
überhaupt gerechtfertigt waren. 


1VBgl. auch Ernſt dv. Meier, Das Verwaltungsrecht, in Holtzendorffs Ency— 
Hopäbie, ſyſtematiſcher Zeil, 5. Aufl. S. 1168. 1169. 
13 * 
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Verſteht man unter Selbjtverwaltung eine möglichit vom Staate un— 
abhängige, autonome Adminiftration in fommunalen Angelegenheiten, jo 
war dieje Forderung für die Städte jeit dem Jahr 1808 erfüllt; für das 
platte Sand aber, das noch im Patrimonialjtaate jtedte, bildete die 
Loslöfung von der Bevormundung des Gutsbefigers, nicht von der faum 
fühlbaren Oberaufficht des Staates, das Ziel der populären Wünjche. Die 
moderne Selbitverwaltung bedeutet jedoch mehr als fommunale Autonomie. 
Sie hat in Deutjchland — von englischen Verhältniſſen ift Hier gänzlich 
abgejehden — den inhalt, daß von kommunalen Organen nicht nur Ge— 
ichäfte der Gemeinwirtjchaft, jondern auch die der allgemeinen Landes— 
verwaltung wahrgenommen werden!. Anſätze dazu zeigte bereits die Städte- 
ordnung von 1808, indem fie in der Regel die Polizeiverwaltung, alio 
eine Angelegenheit der allgemeinen Landesverwaltung, Gemeindebeamten 
übertrug und auch jonjt bei Abgrenzung deſſen, wotür die Städte fom= 
petent waren, vielfach in ein Gebiet Hinübergriff, das außerhalb der 
eigentlichen kommunalen Aufgaben zu liegen jchien. Zuzugeben ift dabei 
freilich, daß eine ſtreng begriffliche Scheidung der Zuftändigfeit der Kom— 
mune von der des Staates unmöglich ift?. Die deutiche Gemeinde hat neben 
den wirtichaftlichen Funktionen, aus deren Bethätigung fie ala Realgemeinde 
erwachien war, obrigfeitliche Befugniffe in Menge, während dem Staate 
unleugbar diejenigen wirtjchaftlichen Aufgaben obliegen, welche die Kräfte 
des einzelnen wie der Kommune überjteigen. Dieſe Selbitverwaltungs- 
elemente der früheren Städteordnungen hatte das Gejeg vom 30. Mai 1853 
im wejentlichen bewahrt. Es galt, nunmehr für das platte Yand eine 
ähnliche Autonomie und zugleich auch für Kreis, Negierungsbezirt und Pro— 
vinz Organe zu jchaften, welchen die Selbitverwaltung in höheren Inſtanzen 
und die zum Teil damit verbundene Verwaltungsgerichtsbarfeit anvertraut 
werden konnte. 

Es it Hier nicht der Ort, auf das geniale Werk, das allein jchon 
den Namen „Gneiſt“ zu einem Hijtorifchen in der inneren Entwidlung 
Preußens gemacht hat, näher einzugehen. Es mag, um die Stellung jolcher 
Drgane zu fennzeichnen, genügen, auf den Kreisausſchuß zu verweilen, in 
deifen Schoß jowohl wirtichaftliche wie obrigkeitliche Angelegenheiten, Ge= 
ichäfte der Kommune wie Verwaltungs- und Verwaltungsitreitiachen des 
Staates entichieden werden, während fich im Provinzialausihuß und Pro= 
vinzialrat eine Scheidung nach diefen Materien herausgebildet hat, obwohl 





ı Val. v. Meier a. a. D. ©. 1164. 
2 Ebenda ©. 1160 fi. 
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beide Behörden Selbitverwaltungsförper im eigentlichen Sinne find. Ob ferner 
zu den Angehörigen des Kommunalverbandes noch Staatöbeamte Hinzutreten, 
wie der Landrat ala PVorfitender des Kreisausſchuſſes und die jtaatlichen 
Mitglieder des Provinzialrats, ift für das Prinzip ebenfo unweſentlich als 
die Trage, ob die Selbjtverwaltungsorgane gewählt oder ernannt, ja jogar 
ob fie bejoldet oder unbejoldet funftionieren, obwohl jelbveritändlich das 
Ehrenamt überwiegen wird. 

Um einen jolchen Bau auf ficherem Fundamente aufzurichten, bedurfte 
e8 einer genauen Prüfung, ob das vorhandene Material an ökonomiſch 
und politifch unabhängigen Perfonen fähig und zugleich gewillt war, ala 
Träger der Selbjtverwaltung zu dienen. Hier ftellte fi) nun heraus, daß 
gerade die öftlichen, in ihrer Entwidlung angeblich zurücdgebliebenen Pro— 
vinzen eine weit gejundere Grundlage für die Reform boten ala der bis 
dahin gepriejene Weiten. 

Während der Welten! mehr oder minder noch immer unter der Nach- 
wirfung der franzöfiichen Herrichaft Litt, die einft mit ihrem bureaufratifchen 
Verwaltungsſyſtem jede Selbitthätigkeit der Bevölkerung erſtickt Hatte, fo 
daß auch die im legten Menjchenalter erlafjenen, übrigens von dieſer Tendenz 
nicht völlig freien Ordnungen für Stadt und Land feine völlige Wandelung 
der Volksauffaſſung herbeigeführt hatten, zeigten fich die patrimonialen Ge— 
bilde des Dftens ala äußerft brauchbare Elemente der Neuordnung der Dinge ?, 

Hatten hier bisher kraft eigenen Recht? ala Polizeiobrigfeit die Ritter- 
gutsbefiter bedeutjamen Anteil an der wirtjchaftlichen und Landesverwaltung 
genommen, Hatten fie in den Kreißverfammlungen als Stand die auzjchlag- 
gebende Rolle geipielt, jo waren fie dadurch mit den Bedürfniſſen des Lan- 
des und mit der Routine der Gejchäfte hinreichend vertraut geworden, um 
ſofort verwendbare Gelbitverwaltungsorgane abzugeben. Auf dem Sreistage 
wurde aus dem MRittergutöbefiger mit VBirilftimme der Vertrauensmann des 
Großgrundbefiges. Der zum Amtsvorjteher ernannte Domänenpächter ver— 
einigte auch die Polizeigewalt über benachbarte Gemeinden und Güter 
in feiner Sand, während die Befiter der leßteren nunmehr kraft ftaatlicher 
Emennung, nicht mehr aus einem Privatrechtstitel, ala Gutsvorfteher galten. 
Das große Publitum mochte den Unterfchied, wenn es die neuen Behörden 
anging, faum wahrnehmen; wenn nur die Perſon diejelbe blieb, galt es ihm 
meift gleich, ob ein ftaatliches Organ oder ein Patrimonialherr die Funk— 
tion der öffentlichen Gewalt ausübte. Und doch werden dieſe Reformen 


1 Bon den neu erworbenen Provinzen ift bier völlig abgeiehen. 
2 Bornhak, Gefchichte des preußiichen Verwaltungsrechts III 303. 304. 
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mit der Zeit einen großen Einfluß ausüben. Mit der Selbitverwaltung 
wird fich allmählich die Auffaffung des Staates, wie fie heut im Bolfe 
febt, ändern. An Stelle einer vielfach noch vorhandenen thatenlojen Kritif 
oder unwürdigen Interejjelofigkeit werden Teilnahme und Berftändnis für 
die Verwaltung des Landes treten, die zum großen Zeil unmittelbar von 
deflen Vertretern gerührt wird. 

Theoretisch zeigte ſich übrigen auch in den unteren Inftanzen jehr 
iharf, was durch Bejeitigung der Patrimonialgewalt gewonnen war. Die 
Polizei wurde nunmehr im jtaatlichen Auftrage von dem Amtsvorſteher 
ausgeübt. Der Amtäbezirt war in der Regel aus Gemeinden und Guts— 
bezirfen zuſammengeſetzt und konnte auch einen fommunalen Inhalt empfangen, 
deſſen Notwendigkeit Miquel bei der Beratung der Kreisordnung leider 
vergeblich betont hatte!. Das Polizeiverordnungsrecht übte der Amtsvor— 
jteher nur mit Zuftimmung des Amtsausjchuffes aus ?. 

Mit der patrimonialen Polizeigewalt fiel auch die Einwirkung des 
Gutsheren auf die Ernennung der Gemeindebeamten. Der Gemeinde- 
vorſteher mit jeinen ihm beigeordneten Schöffen wurde von den nad) 
der Ortäverfaflung ftimmberechtigten Gemeindemitgliedern gewählt, vom 
Landrat beitätigt. Die Erb» und Lehnſchulzen, die bisher kraft eignen 
Rechts ihres Amtes gewaltet Hatten, verloren dasjelbe und mußten jogar 
die Schulzengüter in den freilich jehr jeltenen Fällen herausgegeben, in 
denen fie ihnen erweislich von der Gemeinde verliehen waren?. Der neue 
Gemeindevorjteher zeigte die Doppelnatur der Selbjtverwaltung; er war 
nicht nur Kommunalbeamter, fondern auch die jtaatliche Obrigkeit des Ge— 
meindebezirks, dazu Hülfsorgan des Amtsvorſtehers für die Polizeigewalt 
— in allen diefen Eigenſchaften Hatte er eine Reihe von wichtigen, ins— 
bejondere auch polizeilichen Funktionen *, 

Auh im Gutsvorſteher war die patrimoniale Herkunft möglichit 
verwiicht worden. Dem Gutäbefiter blieben freilich die öffentlichrechtlichen 
Pflichten, deren Erfüllung ſonſt von der Gemeinde gefordert wurde; dafür 
hatte er aber, jofern er für qualifiziert befunden, als Gutsvorſteher die 
obrigfeitlichen Rechte eines Gemeindevorftehers’. Seine Stellung ala Selbft- 


19 Meier a. a. D. ©. 1184. 

2 8 62 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872. 
3 88 22. 23. 26. 36 fi. ebenda. 

+ SS 29. 30 ebenda. 

5 8 31 ebenba. 
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verwaltungsorgan drüdte fich präci® dadurch aus, daß er vom Landrat 
beftätigt und vereidet wurde, auch der Dißciplinargewalt des Staates 
unterftand!. 


Die Verwaltung der Landgemeinde und des Gutsbezirks unterlag der 
Kontrolle des Landrat unter Mitwirkung des Kreisausſchuſſes, mie 
denn überhaupt die auffichtführenden Organe im Sinne der Novelle vom 
14. April 1856 nunmehr in den meiften Fällen nicht mehr Staatsbehörden, 
iondern Selbjtverwaltungslörper waren. Sn vielen Fällen geftattete man 
jedem der Intereſſenten die Klage im Berwaltungsitreitverfahren?. Als ein 
beſonders wichtiges neues Hecht der Auffichtsbehörde ftellte ſich die zwangsweiſe 
Gintragung öffentlichrechtlicher Leiftungen in den Etat der Landgemeinden 
und Gutöbezirke dar?. Auch die Verwaltung der Gemeindeholzungen unter- 
lag einer neu geordneten ftrengen Aufficht, die fich jogar zu einem Zwange 
gegen die Gemeinde verjchärfen konnte, auf zur Holzzucht geeigneten und 
ſonſt ertraglojen Grundftüden derartige Kulturen anzulegen *. 


Daß der Gutsbezirt, jobald einmal die Einheit des Beſitzes verloren 
gegangen war und fich Hierdurch die öffentlichrechtlichen Berpflichtungen 
erheblich vermehrt hatten, die natürliche Tendenz zeigte, fich zu einer Art 
Gemeinde unter dem Gutäbefiger ald dem geborenen Gemeindedvorjteher um— 
zuwandeln, erklärt die Neigung der Gejehgebung, ganz prinzipienwidrig die 
Umlage von Kommunalabgaben auf Gutseingejefjene zu begünftigen. Nach 
$ 8 des Ausführungsgejeße® dom 8. März 1871 zum Reichageje über 
den Unterftügungswohnfig fonnte bei einem Kompler von Gutöparzellen, 
der publiziftiich noch die Natur eines Gutsbezirks bewahrt Hatte, durch 
Statut eventuell zwangsweiſe durch den Ortsausfchuß die Subrepar- 
tition der Armenlaft auf die übrigen Grundbefiger, ja auch auf ſämt— 
liche Gntsangehörige überhaupt jtattfinden, denen dann allerdings eine ent— 
iprechende Vertretung in der Armendverwaltung eingeräumt wurde. Ein 
ähnlicher Borgang findet nach den SS 6 und 8 des Reichsgeſetzes dom 
13. Juni 1873 in Bezug auf die Kriegsleiftungen ftatt, um den Guts— 
befiger als folchen nicht zu überbürden. 





ı 8 33 ber Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 und $ 36 bes Zuftändigfeits- 
gejege vom 1. Auguft 1883. 

2 Titel V ebenda. 

3 8 35 ebenda. 

+ 8 8. 9 des Geſetzes vom 14. Auguft 1876 über die Verwaltung ber Gemeinde: 
bolzungen. 
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S 2. 
Kommmumale Zwerverbände. 


Es iſt Heute eine allgemein anerfannte Thatjache, daß wiederum der 
in der Kreisordnung! gemachte VBerfuch, eine Samtgenteinde auf dem Wege 
freiwilliger Übereinkunft zu ftande zu bringen, gefcheitert ift. Nur felten 
hat man Gemeinden und Gutäbezirte dazu vermocht, einzelne Kommunal 
angelegenheiten dem Amte zu übermweijen, jo daß der Amtsausſchuß im 
Normalfall in diejer Hinficht eine Wirkſamkeit nicht entfalten fann. Die Art 
der Ausführung des Geſetzes konnte für diefen] Zuftand nicht verantwortlich 
gemacht werden; waren doch die Amtsbezirke nach Möglichkeit unter Berüd- 
fichtigung der bereits beftehenden Kirchipiele, Schulverbände, Wegebaubezirke 
u. ſ. mw. abgegrenzt worden?. Ginen der Gründe für diejen auffallenden. 
Mikerfolg, der nicht ausreichend mit einer Averfion der Einzelgemeinden 
gegen eine fremdartige Rechtsbildung erflärt werden kann, hat Gneift in einer 
Rede über die Kommunalfteuerfrage in der Situng des Abgeordnnetenhaufes 
am 4. Dezember 1877 treffend Elargelegt?. Da in den Landgemeinden 
de Oſtens feine kommunale Prinzipalfteuer erhoben wird, vielmehr die 
buntjchedigiten Steuerſyſteme unmtittelbar nebeneinander zur Anwendung 
fommen, auch die Kommunalftenerpflicht bald allgemein ausgedehnt, bald 
noch auf die alte Realgemeinde beſchränkt ift, jo jtehen die ftimmberechtigten 
Mitglieder der Einzelgemeinde auf das mißtrauifchte der Samtgemeinde- 
bildung gegenüber, die eines gleichen Steueraufbringungsmaßftabes bedarf 
und daher mit Notwendigkeit eine Anzahl von Privatintereffen verlegt. 
Bor allem wird die Gutsherrichait ſich jehr jchwer zum Eintritt in eine 
ſolche Organifation entichließen, durch die für alle Zukunft der Gutsbezirk 
einer fremden Kommunaljteuergewalt unterworfen wird. 

Konnte jomit die Bildung von Samtgemeinden, die fommunale Zwede 
über und neben der Ginzelgemeinde verfolgen, bis zur Durchführung der 
Kommunalfteuerreform in nennenswerter Zahl nicht erwartet werden, jo hatte 
fich das Bedürfnis nach leiftungsfähigen Verbänden anderweit in eigenartiger 
Meife Luft gemacht. Überall entjtanden — auch fchon vor der Kreisordnung 


ı 8 53 der Kreißorbnung vom 13. Dezember 1872. 

2 Minifterialinftruftion vom 18. Juni 1873 Art. 2, bei v. Brauditich, 
Die neuen preußiſchen Verwaltungsgeſetze. 9. Aufl. II 310. 

3 Stenographiiche Verichte über die Verhandlungen des Abgeordnietenhaujes in 
der Seſſion 187778 ©. 698. — Val. auch Gneift, Die preußiiche Finanzreform 
€. 114—116. 


Die Selbftverwaltung. 201 


und der daran fich anſchließenden Geſetzgebung — auf dem Boden der Selbit- 
verwaltung Organijationen von Ginwohnergruppen in einer einzelnen wie 
in Nachbargemeinden und Bereinigungen mehrerer Kommunen, welche je nach 
Bedürfnis und Kräften Specialzwede verfolgten und deshalb vielleicht pafjend 
„tommunale Zwedverbände” genannt wurden. Sie hatten das Ge— 
meinjame, daß fie das Leben der Einzelgemeinden nicht zu abjorbieren be- 
ftimmt waren, ihre Einrichtungen vielmehr nur für einen Specialfall zuge- 
jchnitten wurden, jo daß fie begrifflich — mochten fie fich auch über meh— 
tere Gemeinden ausdehnen — als fommunale Organismen der niedrigiten 
Gattung zu gelten hatten. Im übrigen waren diefe Zwedverbände fo 
. zahlreich und glichen einander in jo weſentlichen Stüden, daß e8 genügen 
dürfte, die hauptjächlichiten kurz zu charakterifieren. 

Bereitö früher it darauf hingewieſen worden, wie lange fchon die noch 
mit patrimonialen Glementen ſtark durchjegten landrechtlichen Schul: 
focietäten ala die eriten fommunalen Abjpliffe eine für die Gefanıt- 
entwidlung der Landgemeinde verhängnisvolle Sondereriltenz führten. In 
ihren Angelegenheiten, die fich in der Regel auf den Umkreis der Einzel: 
gemeinde befchränften, hatte nur das Geſetz vom 21. Juli 1846 „betreffend 
den Bau und die Unterhaltung der Schule und Küſterhäuſer“ in ver— 
mögensrechtlicher Beziehung wenig bedeutende Änderungen getroffen. An 
vielen Orten freilich, namentlich in den Städten, übernahm die politifche 
Gemeinde die Schullaften, während dies in der Provinz Preußen feit der 
Schulordnung vom 11. Dezember 1845 allgemein der Fall war! — ein wich- 
tiger Fingerzeig, daß fich bereits Losgelöfte fommunale Funktionen jpäterhin 
wieder fonfolidieren ließen. 

Die Armenpflege war, nachdem das Bundesgeſetz über die Freizügigkeit 
vom 1. November 1867 im wefentlichen die Beitimmungen des preußifchen 
Geſetzes „über die Aufnahme neu anziehender Perſonen“ vom 31. Dezem= 
ber 1842 wiederholt Hatte, dort, wo leichter Verdienjt in Fabriken oder 
die Nähe großer Städte den Proletarier anzog, zu einer beinahe unerträg- 
lichen Bürde geworden, Trotzdem fonnte man fich nicht entjchließen,, dieje 
Laſt auf breitere Schultern zu legen. Während das Bundesgeje über den 
Unterftügungswohnfig vom 6. Juni 1870 es dem Einzeljtaate freiftellte ?, 





wv. Reitenftein, Über die finanzielle Konkurrenz von Gemeinden, Kommunal: 
verbänden und Staat, in Schmollers Jahrbuch für Geleßgebung u. ſ. w. "Neue folge 
XII 909. 

2 3 3 des Bundesgefehes vom 6. Juni 1870. 
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ob er Ortsarmenverbände aus einer oder mehreren Gemeinden bezjiehungs- 
weile Gutsbezirken bilden wollte, ließ die preußiiche Gejeßgebung zwar die 
beitehenden einheitlichen Kommunalverbände zur Ortdarmenpflege, 3. B. 
den Schlefien eigentümlichen Verband zwijchen Rittergut und Gemeinde, 
unbehelligt, betrachtete aber im Prinzip die Einzelgemeinde und das einzelne 
Gut ala Träger der Armenlaft!, während fie die Neubildung zuſammen— 
gejegter Verbände nur auf Grund gegenfeitiger Vereinbarung geitattete?. In 
jolhe „Sejamtarmenverbände* fonnten fich zudem bereits beſtehende 
Kommunalverbände, wie Bürgermeiftereien, Amter, Samtgemeinden, ums 
wandeln®. Hier war alfo den Gemeinden ein gangbarer Weg geöffnet, um 
einen wichtigen Teil ihrer öffentlichrechtlichen Pflichten einem Zwedverbande 
zu übertragen, der völlig nach Selbitverwaltungsgrundfäßen geregelt war 
und nur nach Maßgabe der Gemeindeverfaflung der Aufficht der Regierung - 
unterjtand *. 


Die Wegebaulaft, welche mit Ausnahme der Stellung der Staatö- 
chauffeen, die jeit dem Potationagejeg vom 8. Yuli 1875 in dag Eigen 
tum der Provinz übergegangen waren, gänzlich ungeordnet blieb, machte 
eine Wegeordnung zu einer der dringenditen Aufgaben der Geſetzgebung. 
Daß inzwijchen vielfach die Unterhaltung nicht chauffeemäßiger Wege von 
höheren Kommunalverbänden, im Oſten Häufig unter der Beihülfe der 
Provinz dom Kreife übernommen wurde, machte die Verwirrung in diejer 
Materie noch Fühlbarer, zeigte aber auch einen Weg, um die unhaltbaren 
Zuſtände zu bejeitigen ®. 

Wie ſchon die älteſte Samtgemeinde in den Niederungen der Weichjel an 
die Notwendigkeit angefnüpit hatte, die Elementarfraft des Waflers abzuwehren: 
jo war auch naturgemä& dies Wafjerrecht ein bejonders fruchtbarer Boden 
für Zweckverbände. Kannte das Gejeg vom 28. Februar 18436 ſchon 
Zwangsgenoſſenſchaften zu Bewäfjerungsanlagen und dehnte das Gejeg vom 
11. Mai 1853 dieje Beitimmungen auf Entwäfjerungsgenofjenjchaften aus, 
jo ließ das Geſetz „betreffend die Bildung von Waſſergenoſſenſchaften“ vom 





ı ss 2. 7—9 bes Ausführungsgeießes zum Bundesgeſetz über den Unterſtützungs— 
wohnfig vom 8. März 1871. 

®2 $ 12 ebenda. 

» 8 11 ebenda. 

* 85 10. 25 ebenba. 

*v. Brauchitſch a. a. O. III 257. — v. Reigenftein a. a. D. ©. 906. 

° Geje „über die Benußung der Privatflüffe” 88 56 ff. 
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.1. April 1879 diefe Bildung bei allen Arten der Waflernußung zu, bes 
ſonders auch bei der Wafjerverforgung für Wirtſchafts- und Betriebszwecke 
und für das Intereſſe der Schiffahrt?. Die Genoſſenſchaften fonnten bald 
freie, bald öffentliche jein, die, falls fie der Landesfultur dienten, einen 
Zwangscharakter hatten?. Ihre Mitglieder waren teild Einwohner einer 
oder mehrerer Gemeinden, teila die Gemeinden, Körperichaften, Verbände 
jelber*. Daß die wichtigen Aufgaben des Deichichußes feit dem Gejeg vom 
28. Januar 1848 allgemein von BZmwangsverbänden der intereffierten 
Grundbefiger wahrgenommen werden mußten, war nur eine Kodififation 
der mannigfachen schon bejtehenden partifulären Gewohnheiten. Selbjt für 
Zwede der Fiſcherei waren obligatorische Genoſſenſchaften jeit dem Geſetze 
vom 30. Mai 1874 vorgefehen. 

Wie das Wafler, jo konnten nach dem Geſetz „betreffend Schugwal- 
dungen und Waldgenoſſenſchaften“ vom 6. Juni 1875 auch Forit und 
Heide zwangsweije in Waldgenoſſenſchaften durch autonome Organe 
mit weitgehenden Befugniffen bewirtichaftet werden. 

Ginen Auffhwung endlich, deffen Folgen für Staat und Gemeinde 
auch noch nicht im entiernteften zu überjehen find, nahmen die fommunalen 
Zwedverbände, ala die Reichögejeßgebung durch fie die Aufgaben der Social— 
reform zu verwirklichen ftrebte. Die verichiedenartigen Kaſſen des Reichs— 
gejeßes vom 15. Juni 1883 „betreffend die Krankenverficherung der Ar- 
beiter“, an deren Stelle jubfidiär die Gemeindekrankenfafjenverficherung trat, 
die Berufsgenoſſenſchaften des Unfallverficherungsgejeges vom 6. Juli 1884 
ſowie die Verficherungsanftalten des Gefeges vom 22. Juni 1889 „betreffend 
die Invalidität?» und Alteröverficherung“ verjehen Funktionen, die in Zus 
kunit einmal dahin führen fönnen, die mit immer geringer werdender Kom— 
petenz und dementfprechend minimalen Machtmitteln ausgerüfteten Einzel- 
gemeinden völlig zu Boden zu drüden. 

Schon jet ift die bange Frage berechtigt, welchen Inhalt einft, wenn 
fich alles Gemeindeleben in kommunale Zwedverbände differenziert hat, eine 
künftige Gemeindeordnung noch haben kann. Werden die Kräfte des ein- 
zelnen, die ſchon durch mannigfache ftaatsbürgerliche Pflichten in Anſpruch 
genommen find, dazu außreichen, um neben einer angejtrengten Thätig- 





1 des im Texte citierten Geſetzes. 
Brauditidh a. a. DO. III 319. 
46 bes im Texte citierten Geſetzes. 
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feit für Specialzwede den ernſthaften Aufgaben eines Gemeindebürgers zu 
genügen ? 

Das Sonderreht der Kommunen gleicht jchon heute dem BZuftande 
eines vernachläffigten Waldgeheges. Schlingpflanzen flimmen empor und 
ziehen fi) von Stamm zu Stamm, während der junge Nachwuchs den 
fnorrigen und jeltjam verwachſenen Bäumen Luft und Licht benimmt, 
Greift die Hand des Menfchen nicht ordnend ein, jo geht der alte Beſtand 
zu Grunde, — und das regellofe Waldgeitrüpp fett unter fich den Kampf 
um eine des rechten Nutzens bare Exiſtenz fort. 


Kapitel XI. 
Steuerfragen. 


81. 
Der Entwurf eines Geſetzes betreffend die Aufbringung der 
Gemeindenbgaben. 


Lag noch in der erften Hälfte des Jahrhunderts wenig Beranlafjung 
vor, fich damit zu bejchäftigen, auf welche Weife die Landgemeinde des 
Ditens finanziell ihren relativ wenig bedeutenden Aufgaben genügen 
jollte, jo wurde diefe Sorge in den fünfziger Jahren immer mehr zu einer 
dringenden. Die Induftrie hielt auf dem Lande ihren Ginzug; die ver— 
änderten Berfehrsverhältniffe, bejonders die zahlreichen Eijenbahnverbindungen, 
machten manche früher behäbige Kleinjtadt, die im toten Winkel lag, in 
Wahrheit zu einem Dorie und jchuien an Stelle einer kleinen, aber homo— 
genen Bauerngemeinde ein Konglomerat don Fabrik- und MWerkjtätten- 
arbeitern. Überall hin drang die Geldwirtichaft vor; auch die alten Bei— 
tragsverhältniffe zu den Kommunallaften änderten fi) unmerflich, ſyſtemlos, 
aber aus einer inneren Notwendigkeit heraus. 

Die alten Hauptjteuerquellen waren geblieben. Der $ 43 II 7 ALR. 
geitattete noch immer das Aufbringen der baren Umlagen nad) dem Ber- 
hältnis der landesherrlichen Steuern d. i. nach der an die Stelle der Kon— 
tribution getretenen Grundjteuer. Der $ 13 der Berordnung vom 30. Mai 
1820 verwieg — von indirekten Steuern abgeſehen — auf Zufchläge zur 
Klaſſenſteuer. Im einzelnen jehlte jeder ftatiftiiche Nachweis über die 
Richtung, welche die Entwidelung der fommunalen Abgaben genommen. 
Erit auf Grund eine Minijterialrejfripts vom 31. Juli 1851 Hatte der 
Direktor des jtatiftiichen Amtes Dieterici eine fommunalfinanzielle ſtatiſtiſche 
Erhebung veranitaltet, die aber nur für die Städte brauchbares Material 
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bradhte!. Nach einer Reihe mehr oder weniger gelungener Arbeiten ver- 
öffentlichte der Geheime Regierungsrat im Miniftertum des Innern Herr- 
furth? im Jahre 1878 „Beiträge zur Statiftit der Gemeindeabgaben in 
Preußen”, die, wenn fie auch hauptjächlich fich mit den Städten bejchäftigen, 
doch die Landgemeinden des Oſtens in den Kreis ihrer Betrachtungen ziehen. 
Herrfurths Mitteilungen? über die in jedem Kreife der Monarchie zur 
Erhebung gelangenden Gemeindeabgaben laſſen foviel erfennen, daß das 
Syſtem der Zujchläge zu den direkten Staatöfteuern auch im Oſten der 
Monarchie eine ungeahnte Ausdehnung gewonnen hatte. Ihnen ift die 
Summe des Ertrages der fonftigen direkten und der indirekten Gemeinde- 
abgaben gegenübergeftellt.. Wenn daneben noch bejondere Kommunalein- 
fommenfteuern erwähnt werden, jo hatten dieje, welche zum großen Teil 
dazu bejtimmt waren, von der Staatöfteuer nicht getroffene Forenſen, 
juriftifche Perfonen u. f. w. auf Grund einer fingierten Veranlagung zu 
bejteuern,, für die Landgemeinden des Oſtens, denen das Geſetz ein folches 
Vorgehen nicht geitattete, eine geringere Bedeutung. Da Henfiurtg* nun 
für ganz Preußen mit Ausschluß der Hohenzollernichen Lande als Gejamt- 
betrag der Steuerleiftungen im Jahre 1876 in den ländlichen Kommunen 
28,8 Millionen Mark in Form von Zufchlägen zu direkten Staatöfteuern, 
8°/4 Millionen Markt in Form don Kommunaleintommenjteuern und nur 
17!/e Millionen Mark ala bejondere direkte und ala indirekte Gemeinde- 
abgaben angiebt, jo verraten diefe Zahlen, die durch die Berüdfichtigung 
des induftriereichen Weiten mit feiner entwidelten fommunalen Bejteuerung 
ftark beeinflußt find, für die ländlichen Gemeinden des Oſtens fogut wie 
gar nichts. Das Bild gewinnt an Schärfe, jobald ein vorwiegend länd— 
licher Regierungsbezirt mit einem jtarf industriellen verglichen wird. 
Im Regierungsbezirt Gumbinnen betrugen : 
die Zujchläge zu den direkten Staatöfteuen . . . , 456449 Mark, 
die bejonderen kommunalen Einlommenfteuern. . . » 385107 = 
die fonitigen direkten (und die indirekten) Gemeindeabgaben 1284117 = 
Im Regierungsbezirt Oppeln dagegen jtellten fich : 
die Zufchläge auf . . . . ....1453069 = 
die bejonderen fommunalen — auf . 344508 = 
die jonjtigen direkten Abgaben auf . .» = 2... 820664 = 


ı Derrfurth in der im Text citierten Abhandlung, publiziert in der Zeitfchrift 
bes Königl. Preuß. Statiftifchen Bureau, XVIL 1. 

2Gneiſt, Preußifche Finanzreform ©. 44. 48 ff. 

’ Herrfurtb a. a. D.© 3 fi. 

+ Ebenda ©. 12. 
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Noch klarer tritt ein Unterfchied hervor, wenn man die Zahlen aus 
dem Kreiſe Beuthen O. S.: 98446 Mark Zujchläge, feine fommunale Ein- 
fommenfteuer, dagegen nur 2199 Mark fonftige kommunale Abgaben, den 
Berhältniffen in den Hinterpommerfchen Kreifen Belgard, Kolberg, Schlawe, 
Stolp, Lauenburg gegenüberftellt, die gar feine Zuschläge, nicht einmal in 
der verftedten Form der kommunalen Ginfommenfteuer kannten. Somit 
icheinen die Zahlen aus dem Jahre 1876 zu beweifen, daß innerhalb der 
bier in Betracht kommenden Provinzen in hoch kultivierten oder induſtrie— 
reichen Gegenden das Syſtem der Zujchläge zu den direkten Staatsſteuern 
bereit3 das gewöhnliche geworden war!, da e8 den von der Naturalwirt: 
ſchaft gänzlich Tosgelöften Verhältniſſen am beften entiprach, während fich 
in aderbautreibenden Diftrikten die alten, nach dem Herfommen auf der 
Grundfteuer beruhenden, jelbjtändigen Steuerfyfteme in Anlehnung an die 
Klafjeneinteilung der bäuerlichen Wirte am vreinften fonferviert haben 
mochten?. Wie aber auch die Steuererhebung fich geitaltete, der Dften 
empfand es von Jahr zu Jahr fchmerzlicher, daß man dort wohl den 
Grundbefig, nicht aber, wie im Weiten, das Einkommen der orenfen, 
juriftifchen Perſonen und Akftiengejellichaften mit Kommunalauflagen feitens 
der ländlichen Gemeinde treffen konnte. Schilderungen, die der Abgeordnete 
von Wedell-Piesdorf in der Situng des Abgeordnietenhaufes vom 14. No- 
vember 1879 entwarf, wie eine fleine Landgemeinde, in deren Gemarkung 
eine frequente Gijenbahnftation die Anlage von Kohlengruben und Fabriken 
nach fich gezogen Hatte, fich nur durch fonjequente Nichterfüllung ihrer Ver— 
bindlichkeiten vor dem ficheren Ruin zu retten wußte, mochten den Berhält- 
niffen in manchen Gegenden des Dftens entiprechen®. 

Verhältnismäßig jpät und Halb widerwillig jah fih die Theorie 
veranlaßt, zu der Kommunalfteuerfrage Stellung zu nehmen. Die Kon 
troverfe, ob die Gemeinde eine rein wirtjchaftliche Genoſſenſchaft jei oder 
auch obrigkeitliche Elemente in fich jchließe, gewann für die Gejtaltung des 
Steuerfyftems eine befondere Bedeutung. alt die gefamte Treihandels- 
ichule*, wie Faucher, Michaelis, Braun, erflärte die Gemeinde für einen 
rein Öfonomifchen Verband — „der Staat herricht, die Gemeinde wirt- 
ſchaftet“ — und verlangte folgerichtig die Anwendung des jogenannten 


I! Gneift aa. O. ©. 181. 182. 

? Ebenda ©. 180. 

° Stenographifche Berichte über die Verhandlungen des Abgeorbnetenhaufes in 
der Seflion 1879/80 ©. 195. 

+ 9. Bilinski, Die Gemeindebefteuerung und deren Reform ©. 111 ff. 
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Gebührenſyſtems auf die Leiftungen für fommunale Zwede, die durch ent— 
iprechende Gegenleiftungen der Gemeinde aufgewogen werden jollten!. Die 
Dppofition gegen dieſes Prinzip ift jegt allgemein durchgedrungen, aber 
nur, um unter den Anhängern einer Wejenägleichheit von Staat und Kom— 
mune individuelle Anfchauungen in übergroßer Menge Pla greifen zu 
laffen?. Demgegenüber darf man wohl mit Adolf Wagner daran feſt— 
halten, daß der Grundfaß der Beiteuerung nach Maßgabe der Leiſtungs— 
tähigfeit, welchen 3. B. von Bilinski als den allein gültigen zulafjen will, 
nicht ausnahmslos anzumenden ift, jondern daß daneben Gebühren und 
Beiträge von denen eingefordert werden können, welchen einzelne Kommunal= 
ausgaben in höherem Maße zu gute fommen®. Auf einen analogen 
Standpunkt, der allein den Bedürfniffen der Praris zu entiprechen ſchien, 
jtellten fi Regierung und Kommiſſion des Abgeordnetenhaujes, ala man 
im Jahre 1877 anfing, der Regelung der Kommunaljteuerfrage näher 
zu treten*®. 

Mit der Klaritellung des Grundjages, daß die Kommune nicht nur 
Gebühren, jondern auch Steuern erheben fönne, war aber keineswegs die 
Trage nach dem Steuerſyſtem ſelbſt entjchieden. 

Die Entwidelung der ländlichen Kommune aus einer Realgemeinde 
verwies naturgemäß auf die Benußung der Grundjteuer, wie denn auch der 
genaueite Kenner der fommunalen Verhältniffe, Gneiit, bei Beratung der 
eriten Regierungsvorlage am 4. Dezember 1877 diefen Weg als den 
prinzipiell allein richtigen bezeichneted. Als bejonderen Vorzug führte er 
den ficheren Maßſtab an, der dadurch für die Steuereinichägung gewonnen 
jei, im Gegenjaß zu den Einfommenjteuern, deren Grtrag in kleinen Lands 


! Ein beiläufiger Ausſpruch des Minifter® des Innern und der Polizei 
v. Room giebt jchon im Jahre, 1840 präcis den Standpunft diefer Anjchauung wieder. 
Bol. Ernit v. Meier, Über die Frage der Kommunalbefteuerung, in den Zehn Gut: 
achten zur Kommunalfteuerfrage. Schriften des Vereins für Socialpolitik XII 34. 

2 Vol.E. v.MeierebendaS. 81.— Naſſe, Einfommen: und Ertragbefteuerung im 
Haushalt preußiicher Gemeinden, ebenda ©. 271. — v. Bilinski a. a. D. ©. 121ff. 

s Adolf Wagner, Kommunalfteuerfrage ©. 1ff., insbejondere die dort auf: 
geftellten Theien. 

+ Motive zu dem am 19. November 1877 eingebrachten Gejegentwurf „betreffend 
die Aufbringung der Gemeindeabgaben“, Nr. 72 der Druckſachen des Abgeordnetenhaufes 
in der Seifion 187778 ©. 29. 49. — Kommilfionsberiht vom 4. Februar 1875, 
Nr. 260 der Drudiachen derſelben Seifion ©. 7 ff. 

> Stenographiiche Berichte über die Verhandlungen des Abgeordnetenhaufes in 
der Seſſion 17778 ©. 700 ff., näher ausgeführt bei Gneift, Preußiſche Finanzreform 
©. 129 ff. 
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gemeinden durch Wegzug oder Vermögensverfall auch nur eines begüterten 
Kontribuenten plößlih auf ein Minimum finfen konnte. Gr erblidte 
darin auch die Löfung der Frage nach der Belteuerung der Ylktiengejell- 
ſchaften, juriftifchen Perfonen und Forenſen jomwie nach der Befeitigung der 
Beamtenprivilegien. Schließlich hob er hervor, daß mur die, Staatzfteuer 
einen billigen Maßjtab abgebe, um Gemeinden und Gutäbezirke zu einem 
beiderjeitig annehmbaren Steuerfuße zu bringen, — ein nicht zu unter- 
ſchätzender Vorzug für die Bildung größerer fommunaler Verbände. Für 
die auf dem Nachbarverbande beruhende Kommune reflamierte Gneift jomit 
die Realfteuer, für den Staat als Leiſtung der Gejamtperjönlichkeit des Bür— 
gerö die Einkommenſteuer; die Zölle und großen Verbrauchsfteuern überließ 
er dem aus einer Mehrzahl von Staaten zujammengejegten Reiche. 

Der Gneijtiche Gedanke, die Grundfteuer zur Hauptjächlichiten Kom: 
munaljteuer zu machen, fand in den parlamentarifchen Verhandlungen bei 
den Abgeordneten Sombart und Nafje die lebhafteſte Unterftügung!, mußte 
aber zur Zeit an dem Schwergewicht der einmal bejtehenden Verhältniſſe 
ſcheitern. Bei jenen Yinanznöten nach den Freiheitäfriegen hatte fich der 
Staat troß der Einführung der Klaſſenſteuer der damals ficherjten Ein= 
nahmequelle eines Agrikulturlandes, der Grundjteuer, nicht entäußern können, 
jo daß die Kommunen bei der Verſchlechterung der Lage des Grundbefites 
in der neuejten Zeit faum daran denken durften, Zujchläge zu derfelben in 
nennenswerter Höhe zu erheben. Wollte man radikal die Verhältniffe 
reformieren, jo galt es freilih, die Grund» und Gebäudeiteuer — das 
Rückgrat der Staatseinnahmen — dem Staate zu nehmen und fie den Kom— 
munen zu überweifen, ein Gedanke, defien Kühnheit bisher noch alle praf- 
tiichen Finanzmänner zurüdgefchredt hat ?. " 

Mar die Grundjteuer zur Zeit in weiterem Umfange als bisher für 
fommunale Zwede nicht verwendbar, jo gelangte man, da die Mehrzahl 
der Landgemeinden des Dftens jchon ihres geringen Umfanges wegen ein 
jelbjtändiges Einkommenſteuerſyſtem nicht vertrugen, mit Notwendigkeit zu 
dem Syſtem der Zujchläge zu den jtaatlichen Eintommenjteuern?, Man 


! Stenographijche Berichte a. a. D. ©. 757. 761. 

? Meier a. a. D. ©. 36. — Über fonftige Vertreter der kommunalen Im— 
mobilienfteuer vgl. v. Bilinsfi a. a. O. ©. 243 ff. 

3 Die Gewerbefteuer mit bedeutenden Zufchlägen zu treffen, verbot ſich mit 
Rückſicht auf die jchon vorhandene allzugroße Belaftung des Kleingewerbes, während 
fi) das Großgewerbe einer entiprechenden Befteuerung geſchickt zu entziehen wußte. — 
Bol. Meier a. a. D. ©. 96. 

Schriften d. Ber. f. Socialpolitif. XLIII. 14 
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faßte damit eben nur das Bedürfnis als folches und die bequemfte Art, 
dasjelbe zu deden, ins Auge, ohne fich allzufehr mit den daraus entiprin= 
genden politischen und wirtichaftlichen SKonjequenzen zu befafien, mit der 
ökonomischen Unfelbjtändigkeit der Gemeinden und mit der Gefahr, daß die 
Gemeindebürger bei dem Zufchlagsiyitem das Bewußtjein, eigene Opfer zu 
bringen, leicht verlieren und daher mit den Grträgnifien verichwenderiich 
umgehen würden !. 

Die Regierung beabfichtigte damals eine generelle Löſung für Stadt 
und Land und für den ganzen Umfang der Monarchie in einem Ent— 
wurfe „betreffend die Aufbringung der Gemeindeabgaben“, welcher dreimal 
in den Seffionen 1877.78, 1878.79 und 1879.80 dem Landtage vorgelegt 
und in der Kommiffion wie im Plenum des Abgeordnetenhaujes einer gründ: 
lichen Durchberatung unterzogen wurde. Da aber die weientlichen Grundzüge 
der Vorlage dadurch kaum eine Anderung eriuhren?, jo empfiehlt es fich, 
den Gejegesvorichlag, wie er jchließlich aus der Beratung der Kommiſſion 
des Abgeordnetenhaufes am 8. Januar 1880 hervorging?, der Beſprechung 
zu Grunde zu legen. 


Den Gneiftichen Vorſchlag, die fommunalen Abgaben nicht auf „Zus 
ſchläge“, jondern auf Realfteuern zu bafieren, hatte die Regierung a limine 
mit dem Einwurfe zurücdgewiejen, daß ein ſolches Syſtem, jelbjt wenn der 
Staat auf Grund» und Gebäudelteuer verzichte, jchon deshalb ohne durch» 
greifenden Nutzen ſei, weil durch den Gefamtbetrag diejer Staatsſteuern 
nur etwa ein Viertel fämtlicher Gemeindeabgaben beziehungsweije zwei Fünftel 
der eigentlichen Kommunaljteuern im engeren Sinne gededt werden würden, 
lo daß dennoch eine Ergänzung durch eine Perfonalfteuer eintreten müjle ®. 
Eine Unterjcheidung zwiſchen ftädtiichen und ländlichen Kommunen freilich 
war hier wie in den ganzen Entwürfen nicht gemacht, jo daß eine Prüfung 
der Verhältniffe, die jpeciell für die Landgemeinden durch jene Überweifung 
entjtehen würden, bei dem Mangel einer ſtatiſtiſchen Unterlage unmög— 
ih it. Man entichted fich, ohne andere Ginnahmequellen prinzipiell 


Ip. Bilinsfia. aD. ©. 197 fi. 

? Dal. Motive zum Regierungsentwurf III, Nr. 19 der Druckſachen des Ab— 
geordnnetenhaufes in der Seſſion 137980 ©. 24. 25. 

* Nr. 124 der obigen Druckſachen ©. 37 ff. Berichterftatter war der Abge— 
ordnete Dr. Alerander Meyer. 


+ Dal. Motive zum Regierungsentwurf II, Nr. 37 der Drudjachen des Abge: 
or dnetenhauſes in der Seſſion 137379 ©. 15 ff. 
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auszuichließen, für das Syſtem der Zufchläge zu den direkten Staats— 
fteuern. 

Der Entwurf berüdfichtigte in erſter Linie! Zufchläge zu der Grund», 
Gebäude-, Klaſſen-, Elaififizierten Einfommen- und Gewerbeiteuer beziehungs- 
weile zu den an deren Stelle tretenden fingierten Steuerfäßen und zwar 
derart, daß Zufchläge zu den Nealjteuern und Heranziehung der beiden 
Einfommeniteuern fich gegenjeitig bedingten ?, Letztere jollten den Grunditod 
der fommunalen Finanzen bilden, die Grund» und Gebäudeiteuer dagegen 
mehr aushülfsweiſe herangezogen werden, obwohl bei Bemeffung der Real— 
fteuern die Auffichtsbehörde weitgehende Koncejfionen machen fonnte, wie 
denn auch die Zuichläge zur Gewerbejteuer variablen Vorausjeßungen unter: 
lagen®. Nur war daran fejtgehalten, daß die Belaftung der beiden Ein— 
fommensteuern mit Zujchlägen von mehr als 300 80, die der Grunde, 
Gebäude: und Gemwerbeiteuer mit jolchen von mehr ala 150 6 allein mit 
Genehmigung des Oberpräfidenten erfolgen fonnte, wobei freilich bejondere 
direfte Gemeindeabgaben mit berüdfichtigt werden jollten und auch die Er— 
bebung bereits beitehender Realfteuern über das Marimum hinaus fernerhin 
geftattet wurde +. Neue Abgaben eigenen Syſtems waren nur dom Grund» 
befig und Gewerbebetrieb gejtattet; jolche, welche direkt das Einkommen be= 
trafen, durften nicht einmal mehr forterhoben werden?. indirekte Steuern 
fonnten die Landgemeinden faum intereffieren,; Gebühren in Form von Präci- 
pualleiftungen waren bei Gemeindeeinrichtungen und Unternehmen erlaubt, 
die einem Zeile der Gemeindegrundftüde oder einer Klaſſe von Gemeinde: 
angehörigen bejonders zu gute famen®. Den direkten Abgaben unterlagen 
Perfonen , welche in der Gemeinde Wohnfig oder mehr als dreimonatlichen 
AufentgHalt genommen hatten”; die ſonſtigen Bejtimmungen de Entwurfs 
finden fich im wejentlihen in dem in Anſchluß hieran zu beiprechenden 
„Kommunalnotfteuergejeg“ vom 27. Juli 1885 wieder. 

Wenn über die Syitemlofigkeit des Entwurfs geklagt und darauf hin— 
gewiejen wurde, daß mit Erlaubnis der Auffichtsbehörden die Ausnahmen 





ı 8 1 des Entwurf III (Kommiffionsfaffung), in Nr. 124 der Drudjachen des 
Abgeorbnnetenhaufes in der Seffion 1879/80. 

2 8 2 ebenba. 

58 2. 4. 4a ebenda. — Gneift, Steuerreform ©. 78 ff. 
8 5 bed Entwurfs III (Kommilfionäfaffung). 
8 1 Abfah 2. 8 6 ebenda. 
8 8 ebenda. 
$ 13 ebenba. 
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zu Regeln ausgeſtaltet werden fonnten!, jo jollte man doch gerechterweife 
die Notwendigkeit berüdfichtigen, einerjeit3 die Beſtimmungen möglichit 
elaftifch zu geitalten, andererſeits aber durch eine ſcharſe Kontrolle jede 
Ausichreitung einer Intereffenvertretung in der Kommune unmöglich zu 
machen. Auch das fann man der Regierung nicht vorwerfen, wie es der 
Abgeordnnete Langerhans in der Sitzung vom 14. November 1879 gethan ?, 
daß fie nicht den Entwurf zugleich mit der lang erfehnten Gemeindeordnung 
vorgelegt habe. War damals nur eine fuccejfide Erledigung der Re— 
form möglich, jo konnte fowohl der Regierungsfommifjar Geheimer Ober: 
regierungsrat Herrfurth als auch der Minifter des Innern Botho Graf 
zu Eulenburg mit einem gewifjen Rechte darauf hinweifen, irgend ein Punkt 
diejer ſchwierigen Materie müſſe doch endlich einmal gejeglich geordnet wer= 
den?, Nur ift billigerweife ein Zweifel daran erlaubt, ob gerade die 
Kandgemeindeordnung dem Kommunalſteuergeſetz nachſtehen mußte. 


82. 
Das Kommunalnotſteuergeſetz. 


Der Grund, den die Regierung angab, als ſie von der generellen Re— 
gelung der Gemeindebeſteuerung abſah und ſich auf die Beſeitigung der 
drückendſten Mißſtände beſchränkte, war die Ausſicht auf eine umfaſſende 
Reform der ſtaatlichen Steuergeſetzgebung, durch welche Rückwirkungen auf 
das kommunale Steuerweſen bedingt waren, ſowie die in der Thronrede 
vom 14. November 1882 enthaltene Ankündigung, daß Staatsmittel zur 
Berwendung für fommunale Zwede bereitgeftellt werden jollten *. 


Der Entwurf, welcher am 18. Februar 1884 unter dem Titel „Ent— 
wur; eine® Geſetzes betreffend Ergänzung und Abänderung einiger Be— 
ftimmungen über Erhebung der auf dag Einfommen gelegten direlten Kom— 
munalabgaben“ dem Abgeordnetenhauje vorgelegt wurde, gelangte zwar bis 
zur Kommilfionsberatung, wurde aber von der Regierung, die eine ums 


ı Friedberg, Die Befteuerung der Gemeinden S. 101 ff. 

2 Stenographifche Berichte über die Verhandlungen des Abgeordnetenhaujes in 
der Seifion 1879/80 ©. 181 ff. 

3 Ebenda ©. 184. 197. 


+ Motive zu dem Entwurf I des Kommunalnotfteuergejeges, Nr. 104 ber 
Drudjachen des Abgeordnetenhaujes in der Eeifion von 1883/54 ©. 7. 
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faffende Erweiterung desjelben plante", in der nächjten Seffion nicht wieder 
eingebracht. Dies gejchah vielmehr am 15. Januar 1885 völlig in der 
Faſſung, wie er aus obigen KHommiffionsberatungen hervorgegangen war, 
jeitend der zur Gentrumsfraftion gehörigen Abgeordneten Frhr. dv. Huene 
und Lieber, welche auf die Regelung der Materie auch vermittelt eines 
Notgeſetzes Hindrängten?. Der Entwurf, aus dem jpäter das Gejeh 
vom 27. Juli 1885 hervorgegangen iſt, trug lediglich einen provi— 
ſoriſchen Gharakter®. Der Antragjteller Lieber jelber Hatte jchon die 
erite Vorlage des Jahres 1884 als „tranfitorifches Notgejeß“ bezeichnet, 
der Unterjtaatsfefretär Herrfurth dieſelbe mit den fibyllinischen Büchern 
verglichen, da die Regierung, nachdem fie erfolglos dreimal das Größere 
angeboten, nunmehr mit einem Eleinen Teile vor dem Landtage erjcheine *. 
Auch Die Äußere Einteilung des Geſetzes zeigte, daß es fih um Stücke 
eines ehemaligen Ganzen handelte, die nur die Notwendigkeit formell an— 
einandergejchweißt hatte. Es wäre demnach auch unbillig , eine jtrenge 
Syſtematik des Inhalts von einem Geſetze zu verlangen, das eben durch 
die Mannigjaltigfeit desfelben den Landgemeinden des Oſtens jo unendlich 
viel bot. 

Noch Naſſe Hatte fich im Jahre 1877 aus technischen und theoretijchen 
Gründen gegen jede Befteuerung des Einkommens von juriftiichen Perſonen, 
Forenfen und modernen Wirtſchaftsgenoſſenſchaften ausgejprochen?, Ernſt 
Meier ihm in manchen Punkten in thesi recht gegeben, aber das praf- 
tische Moment betont, das zu einer Einfonmenbefteuerung dränge®. Unter- 
lagen auch diefe Vermögensmaſſen den Realabgaben, jo war doch die 
Heranziehung ihres Einfommens zur Steuer den Landgemeinden der 
öftlichen Provinzen geſetzlich nicht geftattet, wie das für juriftiiche Perjonen 
noch in einem Urteil des Oberverwaltungsgerichts vom 2. Dezember 1876 
in Anlehnung an eine fonjtante Praris ausgefprocdhen war!. Was 


ı Bol. Erklärung des Unterſtaatsſekretärs Herrfurth in der Sitzung vom 
28. Januar 1885, Stenographifche Berichte über die Verhandlungen des Abgeordneten- 
haufes in der Seifion 1885 ©. 197. 

2 Nr. 13 der Drudjachen des Abgeordnretenhaufes in dieſer Seſſion. 

3 Herrjurth, Kommunalabgabepflidt ©. 3. 4. 

Sitzung des Abgeordnetenhaufee vom 26. Februar 1884. Stenographiſche 
Berichte über die Verhandlungen des Abgeordnetenhaujes in der Seſſion 138354 
&. 1620. 1621. 

5 Naſſe a. a. D. in den „Zehn Gutachten“ ©. 284 ff. 

s Meier a. a. D. in ben „Zehn Gutachten“ ©. 102 ff. 

? Herrfurth a. a. O. ©. 9. 
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das bedeute, zeigten die Zufammenftellungen Herrfurths für Aftiengejell- 
Ihaften und Berggewerkichaften, wonach von 37655 XYandgemeinden bisher 
nur 4665 — im Weiten — dieſe Bejteuerungsbefugnis gehabt Hatten, 
während für die Zukunft diejelbe 37536 Landgemeinden zuftehen würde !, 
unter denen fich die des gefamten Oſtens befanden. 

Der fommunalen Beiteuerung des Ginfommens unterlagen fortan 
Aktiengeſellſchaften, Kommanditgejellfchaiten auf Aktien, Berggewerkichaften, 
juriftifche Perfonen und Korenfen dort, wo fie Grundbeſitz und Pach— 
tungen Hatten oder ein Gewerbe betrieben. Der Fiskus wurde ihnen im 
wejentlichen gleichgeftellt. Der Sit der Gefellfchait, eine Zweignieder- 
lafjung u. ſ. w., bei Eifenbahnen eine Station oder eine Betrieböwerfitätte 
genügten, um das Einfommen ganz oder teilweife der Kommune fontri= 
buabel zu machen? Welchen Einfluß dies auf eine Gemeinde, in deren 
Gemarkung ſich eine folche Anlage befand, haben fonnte, liegt auf der 
Hand. Sie konnte mit einem Schlage aus der äußerjten Dürftigkeit zu 
einem großen fommunalen Wohlſtand emporjteigen, freilich nur folange 
das Unternehmen jelbit profperierte. 

In welch eigentümlich benachteiligter Lage fich demgegenüber die 
Gutsbezirke befanden, wurde jowohl im Herrenhauje* ala im Haufe der 
Abgeordneten? mit Recht hervorgehoben. Auf den Gütern lafteten die 
onera, welche aus der Verarmung des Fabrikproletariats, aus der Wege- 
abnugung durch gewerbliche Anlagen entitanden, in gleicher Weife wie 
auf den Gemeinden. Der Gutäherr, dem einft Parzellen abgefauit waren, 
fonnte vor Jahren nicht vorausjehen, daß fie in jpäterer Zeit einmal zur 
Anlage von Fabriken benutzt werden würden. Ganz machtlos war er aber noch 
in der Gegenwart gegenüber Eifenbahnunternehmungen, die ihm das Terrain 
erpropriierten, um darauf Unterfunftshäufer und Werkſtätten zu erbauen, 
deren zahlreiche Arbeiter in Notfällen den Gutsbezirk belajteten. Man 


ı Herrfurth a. a. O. ©. 23. — Das Gejeh erfiredte ſich nicht auf die hohen 
zollernichen Lande. 

2 8 1 des Geſetzes vom 27. Yuli 1885. 

3 8 2 ebenba. 

+ Bol. die Rede bed Herrn von Winterfeld in der Gitung des Herrenhaufes 
vom 27. Februar 1885, Stenographiiche Berichte über die Verhandlungen bes 
Herrenhaufes in ber Seffion von 1885 ©. 9. 

> Bol. Rede des Abgeordneten v. Tiedemann in ber Sikung des Abgeorbneten- 
hauſes vom 24. März 1885, Stenographiiche Berichte über die Berhandlungen des 
Abgeorbnetenhaufes in der Selfion von 1585 ©. 1258. 
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enthielt fich freilich, um das Zuſtandekommen des Gejeßes nicht zu ge= 
führden, jeder Anträge, deutete aber darauf Hin, daß bei einer fünftigen 
generellen Regelung der Materie dem Gutshern das Necht gegeben werden 
müfle, das Steuerjoll des Gutsbezirks auch auf derartige gewerbliche Unter: 
nehmungen zu verteilen. 

Das Geſetz ſchloß mit Beitimmungen über die Vermeidung von 
Doppelbejteuerungen — die Bejeitigung eines Ginwands, der von jeher 
gegen die Ginfommenfteuerpflicht der foeben herangezogenen Kontribuenten 
ins Feld geführt wurde — und hob jeden Einfluß des domicilium coactum 
der Beamten bezüglich der Kommmunalbejteuerung auf, eine Maßregel, die 
bei dem Augeinanderfallen des thatjächlichen Wohnort? und des Sites 
der Behörde für Landgemeinden in der Nähe großer Städte zur Notwendig- 
teit geworden war. 

In diefer Weife wurde wenigſtens den dringenditen Beſchwerden der 
Landgemeinden des Oſtens abgeholfen, die in induftriereichen Gegenden und 
in der Nähe von Bevölferungscentren in eine unabjehbare Notlage geraten 
wären, wie denn ein Blick auf die Zuftände Oberjchlefiens das Segens— 
reiche des „Kommunalnotiteuergejeßes" ausreichend erweifen dürfte. 


Schlußwort. 


Die Betrachtung iſt beendet. Bon den hoffnungsfreudigen Anfängen 
der Kolonifation durch Jahrhunderte des ſchwerſten Drudes Hindurh hat 
der Lejer die Landgemeinde des Oſtens mitten in eine neue Zeit Hinein 
begleitet, welche den Bauern perjönlich und dinglich befreite und zugleich 
aus einer inneren Notwendigkeit heraus die Landgemeinde neben dem Guts— 
bezirfe zu einem gleichberechtigten kommunalen Faktor im öffentlichen 
Leben erhob, 


Die Gefahren der Gegenwart liegen offen. Es gilt, die Bildung eines 
ländlichen Proletariat3 zu verhindern. Zweifel, ob das Bauerngut einem 
fremden Erbrecht oder dem einheimifchen Anerbenrecht unterworfen wer— 
den, ob es frei teilbar und verjchuldbar bleiben jolle, ob neben oder an 
Stelle der Hypothefarbelaftung eine andere Art dinglicher Verhaftung 
zuzulaſſen fei, find in neuejter Zeit wiederum aufgetaucht und beginnen 
fich erit allmählich zu Elären!. Wie diefe Fragen gelöft werden, muß 
auf die fünftige Gejtaltung der ländlichen Kommune entjcheidend ein= 
wirfen. 


Daneben laufen Beitrebungen der inneren Kolonijation?, die von jeiten 
de3 Staates in den polnifchen Landesteilen aus politischen Beweggründen 
gefördert werden, während ein Privatmann, der Abgeordnete Sombart, im 


! Bol. befonders v. Miaskowski, Das Erbredht und bie Grundeigentums— 
verteilung im Deutichen Reiche. Band XX und XXV der Schriften des Vereins für 
Socialpolitif. 

® Rimpler, Über innere Kolonifation und Koloniſationsverſuche in Preußen, 
in Band XXXII der Schriften des Vereins für Socialpolitik. 


Schlußwort. 217 


Öffentlichen Intereſſe durch die That auf das erfolgreichite dargelegt hat, 
wie im Einzelfalle die Kolonijation angefaßt werden müfje!. 

Gipfelt ſomit alles darin, die wirtjchaftliche Grundlage für ein 
fräftiges Gemeindeleben zu erhalten oder neu zu fchaffen, fo ift die Not— 
wendigfeit, die geeigneten Formen für einen leiftungsfähigen fommunalen 
Verband zu finden, zur Zeit nur theoretiich anerfannt. Und doch fann 
ohne eine Zandgemeindeordnung weder die Wege, Schul: und 
Armenlajt gerecht verteilt noch eine organische Kommunalftenerreform in 
Angriff genommen werden. 

Praktiſche Vorſchläge zu wagen, fann nicht der Zwed diejer hiſto— 
rifchen Betrachtung fein; und doch werden in der Gejchichte der Land» 
gemeinde des Oſtens und in den Verfuchen, ihr eine Verfaffung zu geben, 
dem Theoretiker und dem im Xeben jtehenden Staatsmanne die Grundlagen 
klar vor Augen treten, auf denen allein eine Weiterentwidlung möglich ift. 

Wenn diefe Schrift in etwas dazu beigetragen, jo hat fie ihren Zwed 
mehr als erfüllt. 


ı Gombart, Steeſow, ein projeftierte® Bauernborf in der Priegnik, in 
Band XXXII der Schriften des Vereins für GSorialpoliti. — Sombart, Zur 
inneren Kolonifation. Steeſow, ein neues Bauerndorf in der Priegnik, in den Land» 
wirtfchaftlichen Jahrbüchern XVIII 157 fi. 
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Berminderung des Werts der Nittergüter durch die Aufhebung 
der Erbunterthänigfeit. 


Die ſchleſiſche General-Landſchaftsdirektion befürchtete, daß fich durch 
das Edift vom 9. Oktober 1807 infolge der Aufhebung der Erbunterthänig- 
feit der Wert der Rittergüter und daher auch die Sicherheit der auf ihnen 
baftenden Pianbbriefe ſtark vermindert Habe. Sie jtellte deshalb, unter dem 
11. März 1808', eine Tabelle des Verluſtes auf, die beiſpielsweiſe die Güter 
des Schweidniher Kreiſes erlitten haben ſollten. 

Darnach betrug die Wertsverminderung beim Dominium Reuſſen— 
dorf, deſſen letzter Kaufpreis ſich auf 40000 Thlr. belief, jährlich 


I. durch verminderte Gutgeinnahmen an: 


1. Losgeldern nach dem Edikt vom 

10. Dezember 1748 . . . . 51 Thlr. 15 Ser. — Pi. 
2. Abzugsgeldern vom Bermögen . 65 =» 17 = 9 = 
3. Schußgeldern von Handwerkern 

und auswärts dienendem Gfindte 31 = 9 = 4= 
4, Reluition nicht geleifteter Zwang3- 

gefindedinfte . » ». »»..17 8 
5. Handwerkerzins, Webeſtuhlgeld — — 
6. Zins der Hausleute (unpoſſeſſio— 


6 = 


nierte Männer und Weiber) . 397 = 2 =» 8= 
7. Grtra als Mägdegeipinft u. dergl. 8 =: 131 =: — ⸗ 
Übertrag 211 Thlr. 24 Sg. 5 Pi. 


ı An den Alten des Breslauer Staatzarchive betreffend dad Edikt vom 
9, Ottober 1807 u. ſ. w. 
Schriften d. Ver. f. Socialpolitit. XLII. (Anlagen.) 1 
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Übertrag 211 Thlr. 24 Sgr. 5 Pi. 


I. Durch erhöhte Geldausgabe für frem— 
den Lohn an: 


1. Gefindelohn, wie der Bauer jetzt 

giebt . . 227 = 20 = — = 
2. Beflerer Beköftigung (mehr Fleiſch, 

Bier, Branntwein). . 2110 = 1 = — = 
3. Fremdem Tagelohn jtatt verlorener 

Handdienſte der Hausleute.. 576 = 22 = 3 = 


Summa des Verluſtes 1226 Thlr. 16 Sgr. 8 Pi. 


alfo an Kapitalawert des Guts, zu 5 %o gerechnet, 24431 Thlr. 
8 Sgr. 4 Pi. 


Es wurden ferner aufgeführt: 


Tannhauſen, vererbt für 125000 Thlr. 
jährlicher Berluft: 686 Thlr. 11 Sgr. 
Kapitalöverluft: 13 727 Thlr. 10 Sgr. 
Burfersdorj-Weiftriß, verkauft für 135000 Thlr. 
jährlicher Berluft: 1003 Thlr. 27 Sur. 6 Pi. 
Kapitalsverluſt: 20060 Thlr. 28 Sgr. 
Grayjau!, verkauft für 60000 Thlr. 
jährlicher Berluft: 528 Thlr. 21 Sur. 
Kapitalaverluft: 10560 Thlr. 14 Sgr. 
Jacobsdorf, verkauft für 58200 Thlr. 
jährlicher Berluft: 555 Thlr. 18 Sgr. 3 Pi. 
Kapitalöverluft: 11112 Thlr. 5 Sgr. 
Schwentjeld-Ludmwigsdorf, verkauft für 185000 Thlr. 
bei beiden jährlicher Berluft: 576 Thlr. 24 Sur. 6 Di. und 
477 = 25 = 7 
Kapitalöverluft: 20977 Thlr. 22 Sgr. 8 Pi. 
Seitendorf, vererbt für 42000 Thlr. 
jährlicher Verluſt: 475 Thlr. 9 Sur. 
Kapitalaverluft: 9506 Thlr. 


ı Yebt dad Gräfl. Moltkeſche Dotationsgut Kreiſau. 
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Protofoll aus dem auf der Breslauer Stadtbibliothel befindlichen 
Amtsbuch von Namslau de anno 1580 — usque ad 1587 über 
ein am 8. Juni 1581 zu Glauiche, Kreis Namslau, gehaltenes 
Dreiding!. 


Zue glausche ist drey 
ding gehalten, 


Dornstagis am tage Medardi ist dreyding in dem Dorfe zue Glausche 
gehalten, undt weil der herr Ambtmann George Waldau wegen ehafter 
noth selbst nicht dabei sein können, hat er an seiner stadt vormocht 
undt dahin abgefertiget den Edlen Ehrenvesten Hieronimum Nefen zue 
Kaulwiez, Caspar Mehbueszen undt George Lancknern hoferichtern zue 
Nambszlau, durch welche hienachgeschriebene sachen behandeldt worden, 

Erstlich sindt Eltisten gewehlet undt voraidet, nämlich Waleck 
Weschin, Gendro Pionteck, Mattisz Lehneck undt Urban Quack, danach 
Scheppen: Bernhardt Quack, Jacob Gompolt, Andresz Scrobala, Blasien 
Kurszawa, Tschesni Schubert, Thomeck Quack undt Jahn Machen, mit 
welchen das recht ordentlich besaczt, nachmalen geheget worden, wie 
recht undt breuchlich ist. 

Nach diesem ist der Pfarherr gefraget worden, ob die gemeine 
auch sich vleiszigk zue gottis worth undt dem brauch der hochwirdigen 
Sacrament hielten, undt ob er auch darunter einiche miszhandlungen 
wueste. 

Seine anthwort. 


Zue Gottiswortli hielten sie sich gothlob ziemlich, auch zue dem 
hochwirdigen Sacrament; allein diesen beschwer habe er, dasz eczliche 
kurez vor schienen zur abgötterey gegen 'I'schenstochau ? undt Balms- 
dorf? gegangen, undt diesz weren folgende perschonen : 

Erstlich Waleck Weschin mit seinem sohne; die weren zue Tschen- 
stochau gewesen, undt ob auch dieser sein sohn gerne in die Kirche 
zue Glausche undt in seine predigten gehen wollte, so dorfte er doch 
nicht vor dem vater; der vorbitte es ihme mit grossem ernst. 

Die Weschinen, sein Weib, ist gewesen mit 2 söhnen zue Balms- 
dorf auf Trinitatis bei dem abgoth undt Narrenwerk, so sie aldo halten, 
auch seine schnörch, die jonge Weschinen. 


ı Glaufche gehört heute zu den vorwiegend polniſchen Ortichaften. Das Deutich: 
tum bat aljo, wie in jener Gegend nicht jelten, Rüdjchritte gemacht. 
2? Gzenftochau in Ruffiich- Polen, noch Heute berühmter Wallfahrtsort. 
3 Belmsdorf (Balſamsdorf), Kreis Namslau. 
1 * 
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Die Poszladnen ist auch zue Balmsdorf gewesen, kombt sonst in 
ihre Kirchen nimmer durchs gancze jahr, alleine wan sie zue Gottis- 
tische gehet. 

Des Schmidts Barbura hat sich gegen Balmsdorf globt undt ist 
auch hingangen ; 

Bassankes magt, die Anna, ist auch aldo gewesen; 

Die Muldenmacherin deszgleichen; diese werden aussagen, ob derer 
mehr aldo gewesen. 


Volgen andere mehr Artickell die der 
Pfarrer wider die gemeine aufgeczeichnet gegeben. 


Erstlich beschweret er sich, dasz sie den viechtrieb nicht zeunen vor 
seinen eckern, welches, weil es billich, der gemeinen auferleget worden; 
haben sich derethalben an herrn Ambtman geczogen, 

Zum andern hat der Pfarrer furbracht, dasz er bei seiner wiede- 
muth nur eine wise habe, undt wan dasselbe felt in die brochen kehme, 
so hette er das jar kein heue, könde also sein weniges vich nicht er- 
halten ; gebethen, weil die Kirche eine wiese habe, welche järlich umbs 
geldt vormittet wurde, ihme dieselbe in dem zins vor andern zue laszen, 
welches gewilliget worden; doch also dasz er sich mit den vorigen Inne- 
habern der vorezeunung halben vortrage, auch die alten zinse in vier 
wochen richtigk mache undt dann den neuen zins zue rechter gebuhren- 
der zeit ablege, wie die andern gethan, 

Zum dritten hat er gebethen, dasz ihme die gemeine vorgönnen 
wolle, seine kuhe in die hegewehde zu treiben, in ansehung dasz es 
die von Strölicz ihrem pfarrer auch zuelaszen. Solches ist bei der 
gemeinen nicht zu erhalten gewesen; alleine disz haben sie gewilliget, 
wann seine wise in die brochen kombt, dasz er zwo kuhe in die hege- 
weihde treiben magk, doch dieselben also vorwahre, dasz ihnen von dem 
andern viech nicht schaden geschicht. 

Zum vierden hat er sich beschweret, dass er keinen born habe; 
der ist der gemeinen innerhalb virzen tagen zu erbauen auferlegt, welches 
sie auch gewilliget. 

Zum funften, dasz er keinen Schreiber eine lange zeit gehabt, hat 
selbst die glocken leuthen, die kirche kehren undt alle des schreibers 
dinst vorrichten muszen, bidtend um dieselbe besoldung, dieweil er’s in 
threuen verdienet; das ist ihnen auferlegt, — weil es einem jeden umb 
ein gar geringes zue thun —, dasz sie sich mit ihme vortragen sollen, undt 
hat iczo einen schreiber aufgenohmen, mit deme er wol zuefrieden sey. 


Folgende ist der gemeinen die Ruge vorgunst 
undt sindt ihnen die gewöhnlichen Artickel 
zue gemutte gefuhret. 


Nach gehaltener Ruge hat die gemeine vorbracht, dasz sie nichts 
wusten, was etwa der herschaft zue schaden sollte vorgenommen oder 
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vorschwigen sein, alleine dasz des Hans Munsterberges gesinde zue Schmo- 
gerau eczliche koppiezen! an der Grenczen eingefeldt; da wolte von 
nöthen sein, dasz dieselben wiederumb aufgeworfen und vorneuret wur- 
den, welches dem lıerrn underhaubtman zue ferner vorrichtung soll an- 
gemeldet werden. Sonst weren alle sachen unter ihnen selbst richtigk. 


Nach diesem seindt andere gemeine 
handlungen vor die handt genommen. 


Erstlich ist Scrobala der gertner vorburgdt, weil er die schuldige 
hofarbth beim forwerge nicht leisten nach vorbringen kann, dasz er 
seinen hofegarthen zwischen hier und Bartlıolomei vorkaufen soll; davor 
globt Greger Quack undt Caspar Nietsche. 

Mattis Gendrziszeck von Druschka clagt uber Peter Szurka, den 
wilpratsträger, er sey ihm wegen 2 feldin®, vor acht taler, burge vor 
den Hanz Menczel; 

Beclagter gestehet die burgschaft nicht: habe doch kaufer wol ein 
halb jahr zuvor die Feldin gehabt, ehe er, der Szurka, solches innen 
worden, und hette sich also zugetragen, dasz er einmal aus Polen ge- 
gangen, da habe ihn cleger zue sich geruft undt wieder ihn gesagt: 
lieber, ich babe dem Menczel 2 feldin vorkauft um 7 'Taler undt umb 
ein fuhder strohe; werde ich auch das geld uberkommen? So vil habe 
er von diesem vorkaufen gehört, burge aber wehret er nicht worden. 

Abschiedt: es kann das Amt nicht befinden, dasz einige burgschaft 
zwischen ihnen volezogen sey, es könnde dann cleger andern schein 
doruber vorbringen; daczue soll er vier wochen frist haben. Da er die 
burgschaft in der zeit richtig beweist, soll ihme die ambtshuilf wieder- 
fahren. 

Barteck Lachotsch und Waleck Crobarsz clagen uber Peter Szurken 
um 7 firdüng welhsengelt, davor er vor Hans Menczeln globt habe. 

Darauf sagt beelagter: er habe nicht globt; Hans Menczel habe ihn 
vor einen burgen schreiben laszen, er sey aber nihe dabei gewesen, auch 
seinen willen daczue nihe geben. Ülegere sollen die burgschaft in vier 
wochen beweisen. 

Peter Szuregk ist vorgetreten undt hat ausgesagt, dasz er dem 
Winckler 6!/’s margk, die er ihme schuldigk, zue warten zuegesagt bis 
auf kunftigk Martini. 

Der Kretschmer klagt uber 'I'homas Menczeln umb 6?/2 taler vor 
eine feldin, welche er ihme abkauft undt nue eine lange zeit keine 
zahlungk erlangen kann. Weil sich dann beclagter daczue bekannth, 
ist ihme auferlegt, dasz er klegern in vierzehen tagen zue frieden 
stellen soll. 

T'homas Menczel bekannte, dasz er vom Winckler 2 Pferde vor 
8'/g taler aufs Erbegelt entpfangen habe. 


ı Ein Wort jlavifchen Urjprungs, bedeutet Grenzhügel. 
? feldin — equa, Stute. 
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Blasien Latha, John Mach, Greger Ryma undt Paul Jucha fodern 
ihr recht auf Jacob Henezelman’s guth. Darauf sagt Henczelman, er sey 
auf heutigen tagk gar alleine undt habe niemanden, der ihme in der 
sachen rathen möge, bidtendt umb andere tagfartlı. Sintlıemal er aber, 
wie Scholez undt Scheppen berichten, nue drey jalır keine erbegelder 
gelegt, 12 margk vorseszen, so ist ihme bevolen undt auferlegt, dasz 
er das vorseszene erbegeldt in vier wochen richtigk erlegen soll. Wann 
dies geschicht, wirdt das ambt tagfarth ernennen undt den parthen zue 
deme so sie befugth die billigkeit vorhelfen. 

Caspar Quack umb 3!/g taler wieder den herren Pfarrer, undt weil 
er sich daczue bekanth, soll er ihn in vier wochen zalen mit gelde oder 
mit bire, wie er sich erbothen. 

Thomas Baszancke clagt wieder Merten Gischen, dasz er ihme 
eine gasze vorzeunet, dasz er zue seinem hofe nicht aus noch einfahren 
kann. Daczue hat sich beclagter bekanth, habe es aber darumb gethan, 
dasz ihm kleger drey bethe garthen zue geuszen zugesagt, auch den 
mist darauf zuefuhren, welches er ihm nicht gehalten. Hierauf dieser 
abschiedt erfolget: weil die gemeine sagt, dasz diese zugezeunthe gasze 
vor alters je undt allezeit offen gewesen, so soll auch Gischa dieselbe 
unvorzeunet offen laszen, Da ihm Bazancke wes schuldigk, wirdt ihme 
das ambt, wan ers clagen wirdt, alle billigkeit vorfuegen. 

Wawrzin Pior, Pavel Jucha, Greger Quack undt Paul Koezig haben 
globt undt sindt burge worden vor Blasien Jucha, wann ihn dasz ambt 
fohderdt, dasz er sich ohne alles wehrgeldt gestellen soll. 

Leonhardt Schön klagt uber Paul Koezigen wegen einer kuehen, 
die er ihme zur zeit vormittet. Weil aber den Eltisten wiszentlich, dasz 
solche kuhe auf bevel Adam Prittwiezes, gewesenen ambtmanns, Bartel 
Blangstein sehliger zue sich ins forwergk entpfangen undt sein weib bei 
abtretung des forwergs dem herrn nicht mehr kuhe, als ihme in seinem 
abezuege uberandtwortet worden, gelaszen, so 'ist dem kleger mitgegeben, 
dasz er seine kuhe bei ihr, der Blangsteinen, suchen soll. 

Greger Losz von Brzesincke clagt uber Waleck Weschin, dasz er 
seine tochter zur zeit mit einer ruthen gehauen, will davor 5 taler 
haben. Beclagter sagt: sie habe ihm dem viech schaden gethan; drumb 
habe er sie mit der ruten gehauen. Dorumb sei er mit ihr vorm herm 
underhaubtmann vortragen; bey delıme ist es vorblieben, 

So viel ist bei diesem dreidinge gehandelt. 

(Actum ut supra — 1581.) 
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Anlage C. 
Anzahl der Auftilalftellen in den Jahren 1797—1803. 


—— 


Vorhanden waren nah Zählungen aus den Jahren 1792—1803, 
wie Krug, Nationalreichtum des preußifchen Staates u. ſ. w. angiebt: 















2 3 4 
Bauern Kötner, Jahr 
— und Koſſäten, Büdner der 
Verwaltungsbezirk 


ae Häusler | Zählung. 











Dftpreußifches Departement 6.063 19 300 7343 |\ fehlen, 1802 
find ans 
ſcheinend 

9259 21867 7851 in ber 1802 
Zahl ber 
Kofjäten 

5 176 16 867 16 257 Jenthalten.| 1802 


Littauiſches Departement 


Marienwerber Departement 


Pommern, exklufive a 
borpommern . 1855 15 228 5173 13 021 1798 

Breslauer Departement u 
Neufchlefin . . . . 


Glogauer ———— el. 
DOberlaufik - 


3031 33 056 55835 | 34193 | 1797 
1140 10 623 19949 | 27832 | 1797 
697 44 271 


Kurmark 


Neumark 365 7534 





In Summ ..... | 256 | 108246 | 1 so 


Eine Kontrolle der jchlefiichen Zahlen iſt zum Zeil dadurch möglich, 
daß fih im Breslauer Staatsarchiv: Acta generalia von Erblich- 


ı Rrug, DOREEN I 472. 
2 Ebenda I 474. 

3 Ebenda I 476. 

+ Ebenda I 478. 479. 
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machung der Aujftifalftellen auf dem Lande u. j. w.! Bd. I, eine Angabe 
aus dem Jahre 1765 findet, nach welcher fich das Verhältnis folgender- 
maßen jtellt. Es waren vorhanden: 








Schulzen | | | 
(Kölmer, | Bauern Kötner, Jahr 
In umftehendem preußiih | und | Kofläten, 
Verwaliungsbezirt Wteie Em- gGalb- | u —— 
phyteuten — er | Häusler Zählung 
_ u. f. w.) | 
Breslauer Departement (ohne | Zahlen» _ 
Neufchlefien). - -» . » angaben 29 017 53878 | 25443 | 1765 
Slogauer Departement . . fehlen. 11425 | 21609 | 28274 | 1765 





Diefe Zahlen weichen, wenn man berüdfichtigt, daß in der Rubrik 
„Breslauer Departement” Angaben aus dem damals noch polnischen Neu— 
Ichlefien nicht enthalten fein fonnten, nur in der Anzahl der Häuäler- 
jtellen in dieſem Departement bedeutend von den von Krug ange- 
führten ab. 

Für die Kurmark gejtatten v. Baſſewitz' Angaben? ein Kontrolle, 
die allerdings in Bezug auf die Rubrik „Bauern und Halbbauern“ eine 
auffällige Differenz zeigt. Es waren nämlich im Jahre 1804 vorhanden: 





| 
Königl.e. Bauern Kötner a 
In umftehendem Schulzen und Nofſäten unb = 
Derwaltungsbezirt und Frei: Halb: 


ER — | Büdner | Zählung 





Rum. : 4... 731 | 17 710 9895 11540 | 1804 


v. Baſſewitz wird bei der genauen Specialifierung in der Ans 
lage II feines Buches und nach der Natur der Dinge die korrekte Angabe 
geliefert haben. Höchſt wahrjcheinlich ift der Irrtum Krugs dadurch ent- 
ftanden, daß er die Anzahl der fontribuablen Hufen, die im Jahre 1800 
ih auf 43253 belief?, verjehentlich ala die der Bauernftellen behan— 
delt hat. 


I Acta generalia „von — 3— Ruſtikalſtellen auf dem Lande, Auf: 
ebung der ausgeießten" Unterthanen und Wirtichaften“ Bd. I (Akten der früheren 
riegd- und Domänentammer Breslau). 

2 v. Sein ‚ Kurmarf ©. 29. 

° Ebenda S 
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Anlage D. 
Entwurf Schrötter vom 24. November 1808. 


Die DOrganifation der DOrtöbehörden auf dem platten 
Lande wird jo beſtimmt werden müfjen, daß dieſelbe auf richtigen all- 
gemeinen Grundfäßen beruht, dennoch aber den örtlichen Verhältniffen nicht 
zuwider ift. 

Das Provinzialdepartement Hält daher in Preußen eine Einrichtung 
nach folgenden Süßen für ratjam: 


Polizei. 


1. Die Ortspolizei wird in bejtimmt abgegrenzten Bezirten — und 
in jedem derjelben nur von einer Ortöpolizeibehörde verwaltet. 

2. Jedes Grundjtüd des platten Landes gehört zu einem Bezirke und 
jeder Einwohner ohne Unterfchied des Standes iſt der Drtöpolizeibehörde 
des Bezirks unterworfen. 

3. Jedes Dorf von 50 Geelen und darüber macht mit allen darin 
belegenen Gütern (ohne Unterfchied ob fie Rittergüter, Domänen, Bor: 
werke ıc. find), dazu gehörigen Ländereien und darin befindlichen Einwoh— 
nern einen Polizeibezirt aus. 

4. Ginzeln belegene Höfe, Grundjtüde und Dörfer unter 50 Seelen 
werden vereinigt oder einem benachbarten PBolizeibezirk zugefchlagen. 

5. Die Ortspolizeibehörde befteht mit Ausnahme der $ 7 beitimmten 
Fälle aus einem Schulzenamte, welches ein Schulze und zwei Gejchworene 
ausmachen. 

6. Die erblichen Schulzenämter hören ganz auf. Inwiefern aber die 
Erbſchulzen wegen der ihmen für die Verwaltung des Schulzenamts zu— 
gejtandenen Vorteile der Gemeinde gerecht werden müfjen, darüber werden 
nach eingezogenen VBorfchlägen von den Kammern die Grundſätze bejtimmt. 

7. In Bezirken, worin adlige Güter oder Vorwerke fich befinden, 
wird die Ortspolizeiverwaltung den Guts- oder Worwerfäbefigern über: 
tragen, welche in polizeilicher Hinficht ganz die Stelle der Schulzenämter 
vertreten, jedoch dieſes Vorrecht für ihre Perfon verlieren, jobald fie ihre 
Amtsbefugnis gemißbraucht haben. 

Sind fie abwejend, oder fehlt e8 ihnen an den zur Polizeiverwaltung 
nötigen Eigenjchaften, oder wollen fie jelbjt von diefer Befugnis feinen Ges 
brauch machen, jo bleibt ihnen die Wahl, ob fie einen völlig qualifizierten 
von ihnen bei Ausübung feines Amtes nicht abhängigen Stellvertreter er— 
nennen und dem Kreisdeputierten (oder Landrat in diefer Eigenjchaft) zur 
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Beitätigung präfentieren oder auch diefer Vergünftigung fich begeben wollen. 
Der Kreisdeputierte (oder Landrat in der Qualität als Kreißdeputierter) 
entjcheidet über die Qualififation. 


Unter mehreren in einem Bezirk befindlichen Guts- und Vorwerks— 
befigern wechjelt die Polizeiverwaltung von 6 zu 6 Jahren mit Ausichluß 
derer, die etwa ungqualifiziert find oder die Amtsbefugnis gemißbraucht 
haben. 

8. Inſoweit die Ortöpolizei nicht nach dem 5 7 durch Gut: umd 
Vorwerfäbefiger verwaltet wird, ſoll jür jeden Polizeibezirk ein fürmliches 
Schulzenamt bejtellt werden. In den Bezirken, wo dem Gutsherrn die 
bäuerlichen Grundftüde ganz oder zum größten Zeil eigentümlich gehören, 
ichlägt der Gutsherr die Mitglieder des Schulzenamts zur Beftätigung des 
Kreisdeputierten (oder des Landrats in gleicher Eigenjchaft) vor. 

In Polizeibezirten, wo die Grundjtüde ganz; oder größtenteils den 
Eingejefjenen erblich zuftehen, wählt die Dorfgemeinde zu jedem Poften zwei 
Subjefte, wovon der Kreisdeputierte das eine beftätigt. 

Sind unqualifizierte Subjekte vorgejchlagen oder gewählt worden, fo 
muß der Vorſchlag oder die Wahl wiederholt werden. Wenn mehrere Dorf- 
gemeinden in einem Polizeibezirk begriffen find, jo werden die zu Wählenden 
verhältnismäßig auf diejelben verteilt. Wo dies nicht angeht, wird ge= 
wechjelt. 

9. Schulzen und Gejchiworene find verbunden, das Amt ſechs Jahre 
hindurch zu verwalten. 

10. Die Polizeigefege für den Wirkungsfreis des Schulzenamtes werden 
in eine bejondere Dorfpolizeiordnung zujammengetragen und von neuem 
publiziert. 

Die Schulzenämter erhalten eine bejondere Inſtruktion zu ihrer Dienſt— 
führung. 

11. Dieſe Beitimmungen und die Vorfchriften der - höheren Behörde 
geben dem Schulzenamte die Norm zu feinem Verfahren. 

ber Abänderungen der Berfaffung und neue Einrichtungen, die da— 
durch nicht begründet werden, muß dad Schulzenamt beim Kreisdeputierten 
(oder Landrat in diefer Eigenjchaft) anfragen. 

12. Bei Polizeiübertretungen iſt das Schulzenamt befugt, Gefängnis 
bis zu acht Tagen oder verhältnismäßige Geldftrafe mit Vorbehalt des 
Rekurſes an die Kreisbehörde zu bejtimmen. 

13. Die Unterfuhung und Bejtrafung der SS 1122 und 1123 im 
II. Zeil XX. Titel des Allgemeinen Landrechts bejtimmten Diebjtähle, in— 
gleichen alle Gefinde- und Prändungsangelegenheiten, injofern bei lehtern der 
Beichädigte fich mit dem Piandgelde begnügt und feinen Schadenerjaß for— 
dert, werden dem Schulzenamte beigelegt. 

14. Dasfelbe ift der Fall in Anjehung aller Berbal- und geringen 
Realinjurien unter bäuerlichen Einwohnern, Eigenkötnern, Losleuten und 
Gefinde, jowie auch in Abficht jämtlicher Schuldfachen unter fünf TIhalern. 

15. Alle Beiehle des Schulzenamtes, die nicht ausdrüdlichen Gefegen 
entgegen find, müſſen jogleich befolgt werden. 
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16. Sobald es nicht auf Beitimmung von Strafen oder Entjcheidung 
von Streitigkeiten ankommt, ijt der Schulze allein das verfammelte Schulzen- 
amt zu vertreten befugt. 

17. Sowohl bei Ausübung des Strafamtes als auch bei den übrigen 
Gejchäften wird vom Schulzgenamte nur mündlich verhandelt. Bloß in den 
Fällen, wo e8 auf eine öffentliche Beglaubigung ankommt und daher die 
Gejege die Zuziehung eines vereideten Gerichtsjchreiberd ausdrüdlich fordern, 
ift diefe und die jchriftliche Verhandlung notwendig. 

Dies gilt auch für den Wall, wenn Guts- und Vorwerksbeſitzer die 
Amtspolizeibehörde ausmachen. 

18. Das Schulzenamt ift den Befehlen der Kreisbehörden unterworfen. 

19. Jeder Schulze hat die Verpflichtung, nicht nur gleich anderen 
Gingejefjenen, wenn er berufen wird, jondern auch außerdem in jedem Monat 
an einem bejtimmten, vom Kreisdeputierten (oder Landrat in diefer Eigen- 
ihaft) ihm ein für allemal befannt zu machenden Tage bei demfelben zu 
ericheinen, ihm von den wichtigeren Gegenjtänden feiner Amtsführung und 
vorgejegten Kammerereigniffen (!) mindlich zu berichten, und feine Befehle 
und Anleitungen zu empfangen, 

20. Guts- und Vorwerksbeſitzern, welchen die Ortspolizeiverwaltung 
übertragen it, fteht es frei, ein tüchtiges Subjekt dem Kreisdeputierten (oder 
Landrat ala folchen) zur Verpflichtung zu präfentieren, welches die $ 19 
bejtimmten Gejchäfte und überhaupt polizeiliche Ausrichtungen in Auftrag 
von ihnen ganz in ihrem Namen bejorgt. 


Zommunalverwaltung. 


21. Behufs der Ortäfommunalverwaltung, woran adlige Güter, Do- 
mänen und Gutsvorwerke mit ihren WVorwerfäleuten der Regel nach feinen 
Teil haben, bildet jede8 Dorf mit feiner Feldmark und feinen Einwohnern 
einen natürlichen Gemeindebezirf. 

Ginzelne Gehöfte und Ortſchaften, die nicht über drei Feuerſtellen be= 
tragen, jollen mit andern bereinigt werben. 

22. Die Berwaltung der Kommunalangelegenheiten wird von drei 
Gemeindegliedern bejorgt, welche auß dem Schulzen und den beiden Ge- 
ſchworenen bejtehen, und wo dieſe nicht Gemeindeglieder find, aus der Ge— 
meinde beſonders gewählt und vom Schulzen de Bezirks bejtätigt werden. 

23. Die Regeln der Adminiftraiion ſetzt die Gemeinde in ihren Ver— 
jammlungen feſt. Sie wählt die Mitglieder des Schulzenamtes und die 
Kommunalvorjteher, jobald fie zu jenem berechtigt ijt und dieje erforderlich 
find, und kontrolliert die Verwaltung des Gemeinwefens. 

24. Überall, wo nach der biöherigen Verfaſſung und den gejeglichen 
Borichriften die Dorfgemeinde bei Verwaltung ihres Gemeinwejens der Ein- 
willigung der Gutsherrſchaft in poligeilicher Hinficht bedurfte, tritt die Orts— 
polizeibehörde in deren Stelle, welche in den in ihrer Polizeiinjtruftion be= 
ftimmten Fällen bei der höheren Behörde anfrägt, ſonſt aber die Einwilli- 
gung erteilt. 
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Im allgemeinen. 


25. Die Privatrechte des Gutsbefiters auf Dorflommunalgegenftände, 
gutöherrliche Leiftungen und Berpflichtungen der Eingejeflenen und ganzer 
Gemeinden bleiben indefjen ungekränkt. Auch find die Schulzenämter ver— 
pflichtet, auf Begehren der Gutäherrichaft jeden Einwohner zur prompten 
Erfüllung der derfelben jchuldigen Leiftungen anzuhalten. 

26. Inſoweit durch diefe Beitimmungen die Vorſchriften des Allge- 
meinen Landrechts Zeil II Tit. 17 SS 18—86 und der Allgemeinen Ge— 
richtsordnung Zeil II Tit. 2 $ 8 nicht ausdrüdlich oder ftilljchweigend 
aufgehoben werden und Ießtere der neuen Gejeßgebung nicht zuwider find, 
behalten jolche Kraft. Sie werden daher revidiert, der neuen Gejeßgebung 
angemeflen gefaßt und in die Dorfpolizeis nebjt Dorigemeindefchulgenamts- 
Ordnung und Inſtruktion mit aufgenommen. 


Anlage E. 
Entwurf Borihe vom 5. Juni 1810. 


Entwurf zur Organifation der Porfgemeinden. 


61; 
Jedes Dort bildet mit der dazu gehörigen Feldmark einen Gemeinde: 
bezirk. 
82. 


Einzeln liegende Etabliſſements, welche zu keiner Dorffeldmark gehört 
haben, werden zu dem Gemeindebezirk desjenigen Doris geſchlagen, welchem 
fie am nächjten liegen, wenn nach der Lokalität die Vereinigung mit einem 
andern nicht zweckmäßiger ift. 

8 38. 

Alle, welche in einem folchen Gemeindebezirk Grundjtüde eigentümlich, 
erbzins⸗, erbpacht⸗, zeitpacht- oder auf jonjt eine Weiſe befiten und ihren 
Wohnfitz darin Haben, bilden eine Gemeinde und find entiweder Glieder 
oder Angehörige derfelben. 


S 4, 

Wenn aneinandergrenzende Dörfer, welche zwei und mehrere Gemein 
den bilden, fich zu einer vereinigen wollen, jo iſt folches mit Genehmigung 
der Provinzialregierung zuläffig. Auch kann lettere eine jolche Vereinigung 
verfügen, wo die Verwaltung der Polizei u. j. w. es erfordert. 
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85 
Jeder, welcher ein jelbjtändiges Gewerbe, es ſei Aderbau, Viehzucht, 
Handel, Fabrik oder Handwerk treibt, ift Mitglied der Gemeinde. 
Hirten, Nachtwächter, Tagelöhner find Angehörige der Gemeinde. Be— 
fiten oder erwerben fie aber Grundftüde, jo werden fie Mitglieder der Ge» 
meinde, Prediger und Schullehrer werden als Gemeindeglieder betrachtet. 


S 6. 


In jeder Gemeinde werden Regifter von den Gliedern und den An— 
gehörigen derjelben geführt, in welche ein jeder nach diefer feiner Qualität 
eingetragen wird. 

Sedes neu Hinzugefommene Glied der Gemeinde und jeder Angehörige 
wird in diefem Regifter nachgetragen. 


7 
Niemandem kann die Aufnahme in eine Gemeinde als Glied der» 
jelben verſagt werden, der die $ 5 bemerkten Eigenschaften nachweijet und 
einen unbejcholtenen Ruf hat. 


8. 

Jemandem, welcher nur Angehöriger der Gemeinde werden kann, darf 
nur dann die Aufnahme verfagt werden, wenn er feinen unbefcholtenen 
Ruf Hat und nicht nachzuweiſen im jtande ift, daß er fich und feine Fa— 
milie ernähren fann. 


89. 

Wer von den Gliedern oder Angehörigen der Gemeinde ein Kriminal- 
verbrechen begangen Hat und deſſen überführt ift, verliert die ihm nach 
feiner Qualität zuftehenden Rechte, bleibt aber zu den Laſten ferner ver« 
pflichtet. 

8 10, 

Wenn ein Dorf einem Privatgrundheren gehört und diefer darin fein 
Gut und feinen Wohnfig Hat, jo werden deſſen Grundftüde nicht zum Ge— 
meindebezirk gezogen , auch fann er für feine Perfon nicht genötigt werden, 
Mitglied der Gemeinde zu werden. Will er aber ſowohl in Abficht feiner 
Grundftüde als feiner Perfon derjelben beitreten, jo darf ihm die Auf: 
nahme nicht verweigert werden. 


$ 11. 

Der Pächter des Guts des Grundherrn aber ift verpflichtet, Mitglied 
der Gemeinde zu werden und alle damit verbundenen perfönlichen Pflichten 
Mn übernehmen, jowie ihm der Genuß aller perjönlichen Gemeinderechte 
zufteht. 
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$ 12. 

Übrigens aber hat der Grundherr fein Widerjpruchsrecht gegen die 
Bildung einer Gemeinde in feinem Dorfe nach diefer Ordnung. Dagegen 
wird durch diejelbe auch nicht das gegenjeitige Verhältnis zwifchen beiden in 
Abjicht der Rechte und Verbindlichkeiten, welche nicht mit diejer Ordnung 
in Widerftreit jtehen, verändert. 


8 18. 


In Domänen-, ftädtiichen und Kapiteladörfern werden die darin und 
in deren Feldmarken gelegenen, der Grundherrfchait gehörigen Grundjtüde zu 
den Gemeindebezirken gezogen, und find die darauf wohnenden Zeitpächter, 
Erbpächter, Erbzinzbefiger u. j. w. verbunden, Gemeindeglieder zu werden. 


8 14. 

Wenn ein Einwohner eines benachbarten Dorfs Grundftüde in einem 
Gemeindebezirk befigt und folche von jeinem Wohnort aus bewirtjchaftet, 
jo muß er Mitglied der Gemeinde werden, jedoch fann er nur auf folche 


Rechte Anfpruch machen und wegen folcher Leiftungen in Anjpruch genom— 
men werden, die die Grundbeſitzer als jolche angehen. 


$ 15. 
Das Gemeinderecht beitehet: 
a, in der Befugnis, Grundjtüde in dem Gemeindebezirt erwerben 
zu können; 
b. den Gemeindeverfammlungen beizumohnen ; 
ec. zu Gemeindeämtern ernannt zu werden; 


d. an den Anjtalten zum Bejten der Gemeinde teilzunehmen ; 
e. die Gemeindegrundjtüde mitnußen zu dürfen; 


S 16. 
Diefe neue Gemeindeordnung hebt nicht die beitehenden verjchiedenen 


Benußungsrechte einzelner Individuen oder Klafien auf die Gemeindegrund- 
jtüde auf. 


S 17. 
Die Gemeindepflichten beſtehen: 

a. in der Verbindlichkeit, Gemeindeämter und einzelne Aufträge in 
Gemeindeangelegenheiten zu übernehmen; 

b. Schaden von der Gemeinde abzuwenden und ihr Beſtes zu be= 
fördern ; 

c. zu den Gemeindelajten beizutragen; 

d. einzelne Gemeindeglieder und Gemeindeangehörige zu unter- 
jtüßen ; 

e. fich den Bejchlüffen der Gemeinde und den Gemeindebehörden zu 
unterwerfen. 
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$ 18. 
Durch diefe neue Gemeindeordnung wird das bisherige Verhältnis in 


den verfchiedenen Gemeinden, in welchen einzelne Individuen oder Klaſſen 
zu den Gemeindelajten und Anftalten beigetragen haben, nicht aufgehoben. 


8 19. 


Zur Errichtung und Unterhaltung von Gemeindeanftalten, von welchen 
nur ein Zeil Vorteil zieht, trägt auch nur diefer bei. 


8 20, 


Der Ertrag don Gemeindegrunditüden ijt vorzüglich zur Beltreitung 
der Gemeindeunkoften bejtimmt. Der Benußungsart derjelben durch Ber: 
pachtung an den Meiftbietenden wird bei Berfchiedenheit der Meinungen 
der Vorzug gegeben. 


8 21. 


Was von Gemeindebedürfniffen durch jenen Ertrag nicht gededt wird, 
dafür muß durch Beiträge der Gemeindeglieder gejorgt werden. 

Mas ein jedes Gemeindeglied beizutragen hat, wird nach dem Ein— 
fommen bejtimmt. 

Auch die Gemeindeangehörigen können zu den Beiträgen herangezogen 
werden. 

Wenn Auswärtige Grundjtüde in dem Gemeindebezirk beiten, jo find 
fie verpflichtet, zu den Gemeindelajten von denjelben verhältnismäßig bei- 
zutragen und fich auch übrigens den Bejchlüffen der Gemeinde, injoweit fie 
fih auf ſämtliche Grundftüde der Art beziehen, zu unterwerfen. Die Ge- 
meinde ift befugt, fich deshalb an das Grundjtüd des Auswärtigen ſelbſt 
zu halten. 


$ 22. 


Auch Arbeiten, jowohl mit Geſpann als mit der Hand, können zum 
Beiten der Gemeinde gefordert werden. In der Negel aber ſollen der- 
gleichen Arbeiten für Geld verdungen und letzteres von der Gemeinde aufs 
gebracht werden. 


8 23. 


Sin jeder Gemeinde befindet fich eine Gemeindekaffe, in welche die Ge- 
meindeeinnahmen fließen und aus welcher die Ausgaben gezahlt werben. 


8 24. 


Jede Gemeinde kann Berfammlungen halten, um fich über Gemeinde: 
angelegenheiten zu beratichlagen und darüber Beichlüffe zu faſſen. 

Wem die Befugnis zufteht, jolche VBerfammlungen zu veranlaflen, wird 
weiter unten gejagt werden. 
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8 25. 

Jedes Gemeindeglied Hat das Recht, in jolchen Berfammlungen zu er— 
fcheinen, jeine Meinung und Stimme über die zur Beratung kommenden 
Sachen abzugeben, auch jelbjt Vorjchläge und Vorträge zum Bejten der Ge— 
meinde zu machen. Für Frauenzimmer und Minderjährige erjcheinen die 
Kuratoren und Bormünder. 

Nur die Anmwejenden haben das Stimmrecht und dürfen jolches nicht 
für Abwejende augüben. 


$ 26. 

Die Beichlüffe werden nach Mehrheit der Stimmen gefaßt und Haben, 
injofern fie gegen fein Landesgeſetz anſtoßen, bloß Gemeindeangelegenheiten 
betreffen und ordnungsmäßig gefaßt find, verbindende Kraft für alle Ge— 
meindeglieder. 


8 27. 


Die Gemeindeangehörigen haben nicht das Recht, in den Gemeinde= 
verfammlungen zu erjcheinen, find aber dennoch den Beichlüffen derfelben 
Folge zu leiten verbunden. 


g 28. 

Wenn die Gemeinden über 50 Mitglieder enthalten, jo werden in 
jolchen nicht allgemeine Verfammlungen gehalten, jondern es werden joviel 
Verordnete von der Gemeinde aus ihrer Mitte erwählt, daß die Zahl der— 
jelben den dritten Zeil der Gemeinde ausmacht. Sie repräfentieren die 
Gemeinde, halten die Berfammlungen, und was fie bejchließen ift, ala wenn 
die ganze Gemeinde es bejchloffen hätte. 


$ 29. 


Wenn ein Dorf verjchiedene KHlaffen von Einwohnern bat, jo muß 
jede bderjelben unter den Vertretern eine mit ihrer Stärke im Verhältnis 
jtehende Anzahl Repräjentanten haben. 


$ 30. 


Zum Refjort der Gemeindeverfammlungen gehört die Beratichlagung 

und Beitimmung 

1. über die Art der Benußung der Gemeindegrundftüde und rechte, 
nämlih ob fie in Natur benußt, verzeitpachtet oder veräußert 
werden jollen; 

2. über Erwerbung neuer Grundjtüde und Rechte; 

3. über neue Anordnungen in der Gemeinde, injofern die Kojten 
nicht aus der Gemeindekafje bejtritten werden können, fondern dazu 
Beiträge von den einzelnen Gliedern gegeben werden müſſen; 

4. über Anftellung von Prozeſſen und Ginlaffung auf gerichtliche 
Klagen; 
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5. über die Befreiung der Gemeindeglieder und Angehörigen von 
Gemeindelaften ; 

6. über die Unterftügung, welche einem Gemeindegliede oder An— 
gehörigen gegeben werden foll; 

7. haben fie die Wahl der Subjekte zu den Gemeindeämtern, zu 
denen ihnen jolche zufteht; 

8. ernennen fie die Deputierten zur Abhörung der Gemeinderechnung 
und zu anderen Gejchäften, bei welchen ihnen eine Konkurrenz 
zuſteht; 

9. haben ſie die Regulierung des Gemeindeſchuldenweſens; 

10. gehört vor ſie die Frage über die Ausſchließung jemandes von der 
Gemeinde. 

$ 31. 

Einer jeden Gemeinde ift ein Schultheißenamt vorgejeßt. Es befteht 
ſolches aus einem Schultheiß und ſoviel Beifitern, ala die Gemeinde 10 
Glieder enthält. Wenn die Anzahl der Gemeindeglieder nicht mit 10 auf: 
geht und 5 oder mehrere überjchießen, jo wird auch für diefe ein Beiſitzer 
beitellt. 

$ 32. 


Der Schultheiß wird von dem Landrat de Kreiſes aus der Mitte 
der Gemeindeglieder vorgejchlagen und von der Provinzialregierung ernannt 
und bejtätigt. Wenn in einer Gemeinde die Stelle des Schultheiß mit einem 
Hofe erblich verbunden ift, jo wird diefer zum Schultheiß vorgejchlagen 
und ernannt, wenn er dazu tüchtig ift. Im entgegengejeßten Falle aber 
ichlägt der Landrat ein anderes Subjekt vor, und der Eigentümer des 
Schulzenhofes ift verpflichtet, das Gehalt für den Schultheiß herzugeben. 


$ 33. 


Der Befiter eines folchen erblichen Schulzenhojes fann fich von den 
Verbindlichkeit, dag Schultheißenamt zu führen, befreien, wenn er die aus— 
gemittelten Schulzendienftländereien der Gemeinde überläßt. Sind dieje 
nicht auszumitteln, jo findet zwijchen ihm und der Gemeinde unter Zeitung 
des Landrats eine gütliche Vereinigung über die abzutretenden Grund- 
ftüde ftatt. 


S 34. 


Der Landrat fieht bei feinen Vorjchlägen zur Beſetzung des Schult- 
heißenpoftens bloß auf Tüchtigkeit und Moralität, ohne dabei an irgend 
eine Klaſſe der Gemeindeglieder befonders gebunden fein, und jedes Gemeinde- 
glied ijt verbunden, den Polten anzunehmen. 


$ 35. 


Der Schultheiß bekleidet in der Regel das Amt zeitlebens, doch kann 
er wider feinen Willen nicht angehalten werden, länger ala 6 Jahre in 
dem Poſten zu bleiben, auch fann er zu jeder Zeit von feiner Stelle wegen 
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Unfähigkeit, Vernachläſſigung oder Berlegung feiner Amtapflichten auf den 
Antrag des Landrat? von der Provinzialregierung entlaffen werden. 


S 36. 


Der Schultheiß erhält aus der Gemeindefafje ein mit feinen Amts: 
verrichtungen in Verhältnis ftehendes Gehalt. Der Betrag wird nad 
der Größe der Gemeinde von dem Landrat vorgefchlagen und von der 
Provinzialregierung beftimmt. 


S 37. 


Ferner ift er von Geftellung des Vorſpanns befreit, auch müflen ihm 
von der Grundherrichaft die Dienfte gegen ein Dienftgeld, welches von dem 
Landrat mit Zuziehung zweier Gemeindeglieder, don welchen eines die 
Grundherrfhaft ernennt, angemefjen und billig bejtimmt wird, erlaſſen 
werden. 


S 88. 
Wenn die Schultheißenftelle mit einem Hofe erblich verbunden ift 


und von dem Befißer verjehen wird, jo fallen das Gehalt und die übrigen 
vorgenannten Entjchädigungen weg. 


S 39. 

Die Beifiter des Schultheißenamts werden von der Gemeinde aus der 
Mitte ihrer Glieder gewählt und von der Provinzialregierung auf den An— 
trag des Landrat bejtätigt. Jeder, auf welchen die Wahi fällt, ift ver- 
pflichtet, folche anzunehmen. Sie befommen fein Gehalt oder jonftige 
Entſchädigung und befleiden dag Amt 6 Jahre, können aber auch früher 
wegen Pflichtverlegung oder Vernachläſſigung von der Provinzialregierung 
auf den Antrag des Landrats entlaffen werden. Der nad 6 Jahren Ab- 


tretende fann wieder gewählt werden, ift aber nicht verpflichtet, die Wahl 
anzunehmen. 


S 40. 

Ein jedes Schultheißenamt hat wenigftens zwei Beifiger. Sit die 
Gemeinde über 20 Glicder ſtark, jo wird auf jede 10 Glieder mehr noch 
ein Beifiger gewählt und ernannt. 

8 41. 


Dem Schultheißenamte und auch perjönlich dem Schultheißen ift jedes 
Gemeindeglied und jeder Gemeindeangehörige Folgſamkeit in Sachen feines 
Amts und übrigens Achtung jchuldig. Vergehungen und Beleidigungen 
gegen ihn werden Härter als dergleichen gegen andere bejtraft. 


8 42. 


Gr hat auch Anſpruch auf eine achtungsvolle Begegnung von jeiten 
jeiner Vorgeſetzten und anderer Perfonen, it aber auch zu einem ähn— 
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lichen Benehmen gegen Gemeindeglieder, Gemeindeangehörige und Fremde 
verpflichtet. 


8 48, 


Der Schultheiß veranlaßt die Gemeindeverfammlungen, trägt in den— 
jelben die zur Beratung zu ziehenden Gegenftände vor, leitet die Berat- 
Ichlagung, Hält auf Ruhe und Ordnung und fieht darauf, daß ein Beichluß 
gefaßt werde. Die Ausführung der Beichlüffe fteht ihm zu. 


$ 44, 


Er it für die Ausführung der Befehle und Aufträge der höheren 
Behörden verantwortlich, kann ich aber bei Ausrichtung derſelben der 
Beifiter und anderer Gemeindeglieder bedienen, die ihm ihre Hülfe nicht 
verſagen dürfen, 


g 45. 


Er ſorgt für die gehörige Publikation der von den höheren Behörden 
erlafjenen Verordnungen und für die gehörige Aufbewahrung derjelben. 


S 46, 
Er bewahrt die übrigen Schriften und Urkunden der Gemeinde und 
führt die Regifter von den Gemeindegliedern und Gemeindeangehörigen. 


5 47. 
Er nimmt mit Zuziehung der Beifiger de8 Schultheißenamts neue 
Gemeindeglieder und Gemeindeangehörige an, macht fie mit den Rechten 


und Pflichten als folche befannt und verpflichtet fie zur Beobachtung 
derjelben. 


g 48. 


Ihm Liegt vorzüglich die Verpflichtung ob, jeden Nachteil von der 
Gemeinde abzuwenden und für das Befte derfelben zu jorgen. 

Er hält daher auf die vorteilhaftejte Benugung der Gemeindegrundftüde, 
Anlegung von Obſt- und andern Baumanpflanzungen, Allen, Pflajterung 
oder Chauffierung der Dorfitraßen, Beſſerung und Gradeziehung der Wege, 
Erbauung der nötigen Brüden, Ziehung von Gräben, Anlegung gejunder 
Viehtränken und Brunnen, Injtandjegung der Gemeindehäufer u. ſ. mw. 


8 49, 


Er verwaltet die Polizei in dem Ort und dem ganzen Gemeindebezirk 
nach den darüber ergangenen und noch ergebenden Verordnungen. Er ijt 
für die Erhaltung einer guten Polizei, der Ruhe und Ordnung allein ver- 
antwortlich, fann fich aber dabei der Beifier und anderer Gemeindeglieder 
bedienen, die ihm ihre Hülfe nicht verfagen dürfen. 

9% 
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$ 50. 

Die Übertreter der Polizeiverordnungen aber werden vor das Schult- 
heißenamt zur Unterfuchung und Beitrafung gezogen. Für fich allein ift 
der Schultheiß zu Strafverfügungen nicht berechtigt. Iſt in dem Polizei- 
gejeg die Strafe beftimmt, jo wird folche erfannt, wo nicht, jo kann das 
Schulzenamt bis zu 10 Thaler Geldftrafe und bis zu 6 Tage Gefängnis- 
ftrafe erfennen. 


s 51. 


Ferner fteht dem Schultheißenamte die Unterfuhhung und Entſchei— 
dung zu: 

a. in Berbal- und leichten Realinjurienfachen ; 

b. in Streitigkeiten zwiſchen Herrſchaft und Gefinde; 

c. bei Beichädigungen öffentlicher und Gemeindeanlagen ; 
d. bei Diebftählen an Feld- und Gartenfrüchten; 
e. in Piändungsfachen und 
f. bei kleinen Grenzftreitigfeiten. 


8 52. 


In allen diefen Sachen kann das Schultheifenamt bezw. auf Schaden— 
erſatz und Strafe erkennen. 

Iſt erfterer nicht in den Geſetzen bejtimmt, jo tritt obige Beitimmung 
J 50 ein. Alle Gelditrafen fließen in die Gemeindefafle. 


S 53. 


Don den Strajausiprüchen des Schultheißenamts, welche 5 Thaler Geld 
oder 3 Tage Gefängnis überjteigen, findet eine Appellation an den Kreis— 
deputierten jtatt. 


S 54. 
Dem Schultheißenamte ſteht die Verwaltung des Gemeindevermögens 
nach den in der Gemeindeverfammlung über die Benußungsart desfelben ge— 
faßten Beichlüffen zu, e8 reguliert daher die etwaige Naturalbenugung oder 


Verpachtung der Geneindegrundftüde und -gerechtigfeiten, hält in letzterem 
Falle die Bietungstermine ab umd ſchließt die Kontrafte. 


8 55. 

Es bejtimmt die Beiträge eines jeden einzelnen zu den gewöhnlichen 
Gemeindebedürfniffen und zieht jolche zur Gemeindekaſſe ein. 

Sind Beiträge zu außerordentlichen Gemeindelaften erforderlich, jo 
hat die Gemeinde dad Recht, aus jeder Klaſſe der Gemeindeglieder noch 
einen Deputierten zu dem Repartitionsgejchäft zuzuordnen, welche gemein 
ichaftlich mit dem Schuftheißen jolches verrichten. 
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$ 56. 

Einer der Beifiter verwaltet die Gemeindefaffe;. die Glieder des 
Schultheißenamts vereinigen fich darüber, wen folche anvertraut werden 
fol, In GErmangelung einer gütlichen Übereintunft entjcheidet barliber 
das Los. 

587. 

Der Rendant iſt vorzüglich für die ordentliche, ſorgſame und treue 
Verwaltung der Gemeindegelder verantwortlich und zum Erſatz eines jeden 
durch Nachläffigkeit, Sorglofigkeit und Unredlichkeit entſtehenden Schadens 
verpflichtet. 

Aber auch das geſamte Schultheißenamt iſt eventualiter deshalb in 
Anſpruch zu nehmen. Daher ſteht es demſelben auch zu, die Kaſſe, ſo oft 
es nötig gefunden wird, zu revidieren. 


$ 58. 
Der Rendant der Gemeindefafje iſt nicht befugt, neue, nicht bejtimmte 


Ausgaben ohne Vorwiſſen und Genehmigung des ganzen Schultheißenamtes 
zu machen. 
$ 59. 
Der Rendant fertigt am Ende eines jeden Jahres eine mit Belegen 
verjehene Rechnung über Einnahmen und Ausgaben der Gemeindelafje an, 
und wenn jolche zuvor die Revifion des Schultheißenamtes pajfiert hat, 


wird fie der Gemeindeverfammlung vorgelegt, welche zur Durchgehung der- 
jelben und Dechargierung des Rendanten einen Ausſchuß ernennt. 


$ 60. 

Dem Schultheißenamt fteht ferner die erefutive Beitreibung der rüd- 
ftändigen Einnahmen der Gemeindefaffe und andern Gemeindehülfg- 
leiftungen zu. 

s 61. 

Dem Schultheißen gebührt die Ausführung der bejchloffenen neuen 
Anlagen, die Unterhaltung jchon vorhandener und die Bejorgung der Re— 
paraturen an Gemeindegebäuden. Der Schultheiß kann die befondere Aufficht 
über jede dergleichen Anlagen und deren Unterhaltungsarbeiten dem einen 
oder andern Beifiger übertragen. 


5 62. 

Das Schultheißenamt beforgt die Einziehung der Staatsabgaben in 
den angeordneten Terminen und führt jolche an die Staatsfafjen ab. Der 
Schultheiß ift befonders dazu verpflichtet, kann fich aber dabei der Hülfe 
eines Beiſitzers bedienen. 
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$ 68. 
Das Schultheißenamt ift dem Yandrat des Kreifes untergeordnet und 


verpflichtet, deffen Aufträge und Anmweifungen genau zu befolgen und bei 
Beichwerden feiner Ausführung fich gegen denjelben auszuweijen. 


Anlage F. 
Entwurf Köhler I vom 27. September 1809. 





Ordnung für fämtlihe Gemeinden des platten Landes in der preußiſchen 
Monardie nebſt Infiruktion behuſs des Berhallens der Sandverordneten bei 
ifren Berfammlungen. 


Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen thun 
fund und fügen hiermit zu willen. Diejelben Bewegungsgründe, weshalb 
Wir unterm 19. November dv. %. die Gemeindeverwaltung in den gejamten 
Städten Unjeres Reich neu zu organifieren bejchloffen haben, veranlafien 
Uns, ein Gleiche auch Für jämtliche Gemeinden des platten Landes in 
Unjern Staaten zu bewirken. 

Wir thun dieſes, indem Wir aus Allerhöchiter Königlicher Macht 
fämtlichen Landgemeinden Unferer Monarchie nachitehende Gemeindeordnung 
verleihen und mit Aufhebung aller über die Gegenjtände ihres Inhalts 
bisher bejtandenen derſelben zumiderlaufenden Geſetze und Vorſchriften, 
namentlich derjenigen, welche diejer Gemeindeordnung entgegen im All— 
gemeinen Landrecht enthalten find, nachfolgende verordnen: 


Titel l. 


Von der oberiten Auffiht des Staat über die Land— 
gemeinden. 


81. 


Dem Staat und den von demſelben angeordneten Behörden bleibt das 
oberſte Auffichtsrecht über die Landgemeinden, ihre Verfaſſung und ihr ge— 
meinjchaftliches Vermögen, infoweit nicht in der gegenwärtigen Ordnung 
auf eine Teilnahme an der Verwaltung ausdrüdlich Verzicht geleiftet ift, 
vorbehalten. 
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82. 

Diefe oberfte Aufficht übt der Staat, zunächſt vermitteljt der Kreis— 
polizeibehörden, dadurch aus, daß er die Öffentlich darzulegenden Rech— 
nungen der Landgemeinden über die Verwaltung ihres Gemeinvermögens 
einfieht, die Beichwerden einzelner Gemeindeglieder oder ganzer Abteilungen 
über das Gemeinmwejen entjcheidet und zu den Wahlen der Mitglieder des 
Schulzenamt3 und der Landverordnietenverfammlungen die Genehmigung 
erteilt. 


@itel II. 


Bon den Landgemeinden im allgemeinen. 
83. 

Das Gemeinderecht erſtreckt fich auf den ganzen Umfang der im Befit 
der Landgemeinde befindlichen Feldmark und aller dazu gehörigen Grund 
jtüde,; einzelne abgejondert Tiegende Ländliche Etabliſſements fowie auch 
Dörfer, die zu Elein find, um eigene Gemeinden zu bilden, werden der näch— 


ften Landgemeinde beigelegt und mit der leßtern in allen Gemeindeangelegen- 
heiten ala ein Ganzes betrachtet (S 9). 


$.4. 
Zum Gemeindebezirk gehören daher, ſowie die geſamten obengenannten 
Grundftüde, jo auch alle Befiger derfelben und alle innerhalb der Feldmarf 
befindlichen Einwohner ohne irgend eine Ausnahme. 


85. 
Die Einwohner jeder Yandgemeinde beftehen nur aus zwei Klaſſen, aus 
wirklichen Gemeindegliedern und bloßen Einfaffen. 


S 6. 

Zur Klaſſe der Gemeindeglieder gehören alle Perfonen, die innerhalb 
des Gemeindebezirks eigentümlich, auf Lehnrecht, erbpacht- oder erbzinsweije 
oder auf fonft irgend einen erblichen Titel, ingleichen ſolche, die auf eine 
wenigſtens jechsjährige Zeitpacht ein Grundjtüd befigen, auf welchem ber 
Landbau mit Gejpann betrieben wird, außerdem auch jederzeit die Prediger 
und Schullehrer und endlich diejenigen, welche das Gemeinderecht freiwillig 


gewonnen haben. Alle übrigen, welche im Gemeindebezirk ihren Wohnfig 
aufgejchlagen haben, werden zur Klafje der bloßen Einſaſſen gerechnet. 


87. 
Beide, ſowohl Gemeindeglieder als bloße Einſaſſen, werden in allen 
Angelegenheiten, die auf das gemeinſchaftliche Gemeindeintereſſe Bezug haben, 
nach dieſer Ordnung und den Verfaſſungen der Landgemeinde beurteilt. 
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88. 

Den Gutöherren wird nicht gejtattet, über Landgemeinden Rechte und 
Berugniffe auszuüben, welche diefer Gemeindeordnung zuwiderlaufen. Ihre 
Privatrechte aber auf rechtlich begründete gutäherrliche Leiftungen und Ber- 
pflichtungen der Eingefeffenen oder ganzer Klaſſen der Gemeindeeinwohner 
bleiben ungekränkt. 

9, 

Jede Landgemeinde muß wenigjtens 60 Feuerſtellen und eine Be- 
völferung von 300 Seelen enthalten; fleinere Gemeinden werden nad $ 3 
behandelt. Überdem aber joll die Bildung der Landgemeinden kirchſpiels— 
weife erfolgen, jo daß in der Regel ein Kirchſpiel auch eine Landgemeinde 
ausmacht; und injofern diefe Regel in einzelnen Fällen zu großen In— 
fonvenienzien führen follte, behalten Wir Uns vor, die Abteilung der Kirch— 
ipiele derjelben anzupaffen. 


S 10. 
In jedem Tall, wo eine Landgemeinde hiernach aus mehreren benach- 


barten Feldmarken und Dorflagen zufammengejegt ift, bildet jede einzelne 
derjelben einen befonderen Bezirk, 


5 11. 


Ein jeder befonderer Bezirk erhält einen Vorſteher and feiner Mitte, 
der als ſolcher Mitglied und in feinem Bezirk der gewöhnliche Stell: 
bertreter des Schulzenamts it. Das ganze Schulzenamt ift der ganzen 
Dorfgemeinde vorgefeßt. 


Titel II. 


Bon den Gemeindegliedern und dem Gemeinderedt. 
8 12. 

Gemeindeglied ijt der, welcher in einer Zandgemeinde dag Gemeinde- 

recht befitt. 
$ 18. 

Das Gemeinderecht beiteht in der Befugnis, den Landbau mit Gejpann 
zu betreiben und, fofern nicht die Stimmfähigkeit durch bejondere Umftände 
außgejchlofjen wird ($ 68 sequ.), an der Wahl der LZandverordneten teil- 
zunehmen, zu öffentlichen Gemeindeämtern wahlfähig zu fein und in deren 


Befite die damit verbundene Teilnahme an der öffentlichen Verwaltung nebjt 
Ehrenrechten zu genießen. 


$ 14. 
In jeder Landgemeinde giebt es künftig nur ein Gemeinderecht, und 
dies ſteht allen wirklichen Gemeindegliedern gleichmäßig zu. Es findet 


Anlage F. 25* 


demnach in diefer Beziehung fein weiterer Unterfchied zwiſchen Vorwerks— 
und Gutäbefibern, Bauern, Halbbauern, Koſſäten u. j. w. ftatt, 


$ 15. 

Das Gemeinderecht darf niemandem verjagt werden, welcher in der 
Gemeinde, worin er jolches zu erlangen wünſcht, fich häuslich niedergelafien 
bat, perjönlich frei und unabhängig ($ 17) und fonft von unbejcholtenem 
Wandel if. Wer bisher an einem andern Ort gewohnt hat, muß auf 
Derlangen feine Aufführung, und wie er fich bis dahin ehrlich ernährt hat, 
durch Zeugniffe der dafigen Ortsbehörde nachweijen. 


$ 16. 


Auch unverheiratete Perfonen weiblichen Gejchlechts können, wenn fie 
dieje Eigenfchaften befiten, zum Gemeinderecht gelangen. 


$ 17. 


Stand, Geburt, Religion und überhaupt perfünliche Verhältnifje machen 
bei Gewinnung des Gemeinderechts feinen Unterfchied. Inzwiſchen bleiben 
alle diejenigen, welche zu andern Gemeindegliedern ala Gefinde in perſön— 
lichen Dienftverhältnifjen ftehen, ingleichen diejenigen, welche bei dem Befit 
ländlicher Grundjtüde ohne erblichen Titel und auf eine minder als ſechs— 
jährige Zeitpacht andern Gemeindegliedern zu Hofedienfte verpflichtet und 
in Abficht ihres Befigrechts von ihrem Willen abhängig find, von dem 
Gemeinderecht ausgeſchloſſen; auch darf letzteres Kantonijten, Soldaten, 
Minderjährigen und Juden nur unter den ſonſt gejeglichen Bedingungen 
zugeſtanden werden: und dieje, ingleichen die Mennoniften, find auch nach 
Erlangung desjelben in Abficht des Erwerbes von Grundftüden und ihres 
Gewerbes den Einjchränfungen unterworfen, die durch Landesgeſetze be— 
jtimmt find. 

S 18. 

Jeder, der wegen eines Verbrechens das Gemeinderecht verlieren würde, 
wenn er es jchon befäße, ingleichen jeder, der wegen eines Verbrechens zur 
Vejtung oder zum Zuchthaus auf drei Jahre oder zu einer härteren Strafe 
verurteilt ift und diefe Strafe erlitten oder noch zu erleiden hat, fann das 
Gemeinderecht nicht erlangen. 


$ 19. 


Auch wer ſchon zu einer Kriminalunterfuchung gezogen und zu einer 
geringeren Strafe verurteilt oder nur vorläufig loögejprochen ift, dem muß 
dad Gemeinderecht, wenn die Landverordneten darauf antragen, verfagt 
werden. 


g 20. 
In Konkurs befangene, wegen Verbrechen in Hriminalunterfuchung be- 
griffene und unter Kuratel gejegte Perfonen find bis zum Ende des Kon— 
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kurſes, der Unterfuchung oder der Kuratel unfähig, das Gemeinderecht zu 
gewinnen. 
8 21. 

Mer in der Landgemeinde das Gewerbe des Landbaues mit Gejpann 
betreiben oder ein Grundftüd, worauf der Landbau mit Gejpann betrieben 
wird, ferner befigen oder erwerben will, muß notwendig dad Gemeinderecht 
erlangen oder beziehungsweife jenes Gewerbe niederlegen und diejes Grund— 
jtüd veräußern. Jedoch wird Hierin das Verhältnis einer weniger ala 
jechsjährigen Zeitpacht, als welches die Verbindlichkeit zur Gewinnung des 
Gemeinderechts nicht begründet, und das Verhältnis der nach $ 17 ab» 
bängigen Hofbefiter, als welches das Recht dazu ausjchließt, ausdrüdlich 
ausgenommen. 

$ 22. 

Das Gemeindereht wird durch dad Schulzgenamt erteilt, welches in— 
zwifchen jederzeit vor defjen Erteilung das Gutachten der Landverordneten 
darüber einzuziehen, fich daran zu binden aber nur im Fall des $ 19 oder 
wenn jonjt gejegliche Einwendungen gemacht werden, verpflichtet ift. 


$ 23. 
Seder, der Gemeindeglied werden will, muß dem Schulzenamt den 


Genofjeneid leiften und ſich darin verpflichten, dieſe Anordnung aufrechtzu= 
erhalten und das Beſte der Gemeinde nach feinen Kräften zu befördern. 


g 24. 

Einem jeden Gemeindegliede liegt die Verpflichtung ob, zu den Ge— 
meindebedürfniffen aus feinem Bermögen und mit feinen Kräften die nötigen 
Beiträge zu leiften und überhaupt alle Gemeindelajten verhältnismäßig zu 
tragen. 

g 25. 
Er iſt fchuldig, öffentliche Gemeindeämter, jobald er dazu berufen wird, 


zu übernehmen und fi) den Aufträgen zu unterziehen, die ihm zum Beſten 
des Gemeinmwejend gemacht werden. 


$ 26. 

Auch müfjen die Gemeindeglieder alle andern perjönlichen Dienfte zur 
Sicherheit ded Dorje und in jedem Notfall übernehmen. Wegen der in 
jeder Landgemeinde zu errichtenden LZandesgarde wird dag Nähere in einem 
befonderen Reglement bejtimmt werden. 


$ 27. 


Wenn nicht die perfünliche Gegenwart der Gemeindeglieder wegen außer- 
ordentlicher Gefahr ausdrüdlich gefordert wird oder bei bejonderen Gat— 
tungen von Dienftleiftungen vorgefchrieben ift, jo können fie dieje perſön— 
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lichen Dienfte durch andere taugliche Perfonen an ihrer Stelle verrichten 
laſſen. 


$ 28. 

Kunſt- und handwerksmäßige Dienfte ift fein Gemeindeglied unentgelt- 

(ich zu leiften verpflichtet. 
$ 29. 

Bon Staatdienern, Predigern und andern Perfonen im öffentlichen 
Amt und Beruf kann die perfönliche Gegenwart bei Dienjten, welche ſonſt 
in Berfon geleiftet werden müſſen, nur infofern, al® ihre Amts- und Bes 
fusverrichtung folche zuläßt, verlangt werden; fie find indeſſen jchuldig, 
taugliche Stellvertreter zu beftellen. 


S 30. 


Beireiungen von allgemeinen perfönlichen Leiſtungen der Gemeinde» 
glieder als folcher, fie mögen in Geldbeiträgen oder in jonftigen Leiftungen 
und Laſten bejtehen, finden durchaus nicht jtatt und können fowenig von 
einzelnen Mitgliedern ala bejonderen Klaſſen der Gemeinde ertvorben werben. 
Auch mit Einwilligung der Landgemeinde jelbjt darf folches zum Nachteil 
der difjentierenden Gemeindeglieder nicht geichehen. 


$ 31. 
Bisher genofjene perfönliche Beireiungen Hören daher völlig auf, ohne 
Unterjchied, ob fie zeither mit gewiffen Gejchäften und Würden nach Her— 
fommen verbunden waren oder auf andere Weije erlangt find. 


$ 32. 
Sämtliche Gemeindeglieder find berechtigt, mit Genehmigung des 


Schulzenamts ein jedes nach der Landesverfaffung auf dem platten Lande 
erlaubtes Gewerbe zu treiben. 


3 33. 


Abweſende Gemeindeglieder müfjen taugliche Stellvertreter am Orte 
jelbjt ernennen, an welchen man fich wegen aller Laſten und Pflichten 
halten kann und die überall die Stelle des Abweſenden vertreten müſſen. 


8 34. 

Wer feinen Wohnfig an einen andern Ort verlegt, verliert, wenn er 
nicht ala Grundftüdsbefiger in dem Fall des $ 21 ift, dadurch) das Ge- 
meinderecht in der verlafjenen Gemeinde. Mill er jolches erhalten, jo muß 
er binnen drei Monaten nach jeinem Abzuge die Erlaubnis dazu beim 
Schulzenamt nachfuchen, welches feinen Antrag den Landverordneten zum 
Gutachten vorzulegen und nach Maßgabe des lehtern die Erlaubnis zu er— 
teilen oder zu verfagen hat. 
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S 35. 

Gemeindeglieder, welche, ohne einen anderen Wohnfig zu nehmen, die 
Gemeinde verlaffen und wegen ihrer Gemeindelajten und =pflichten feinen 
Stellvertreter am Orte ernennen, verlieren das Gemeinderecht binnen zwei 
Sahren. 

$ 36. 

Wer für ehrlos erklärt, des Landes verwiejen oder nach ergriffener 
Flucht des Todes jchuldig erfannt worden, verliert fein Gemeinderecht jo= 
fort. Dasjelbe trifft jeden, der eine Meineides, Urkundenfälichung, unred= 
licher VBormundjchaftsverwaltung und font eines qualifizierten Betrugs vom 
Richter überführt worden ift. Andere Verbrechen Haben den Berluft des— 
jelben nur aladann zur notwendigen Yolge, wenn darauf nach Vorſchrift 
der Gefege ausdrüdlich erfannt oder der Verbrecher zum brittenmal mit 
einer Kriminaljtrafe für begangene Berbrechen belegt worden ijt. Doch 
fann auch jeder, der fich durch niederträchtige Handlungen verächtlich ge= 
macht oder wegen eines Verbrechens Kriminaljtrafe erlitten hat, durch einen 
Schluß der Landverordnieten de Gemeinderechts verluftig erklärt werden. 


@itel IV. 
Bon den Einjajjen. 
S 37. 
Alle Einwohner, welche das Gemeinderecht nicht gewonnen haben, 
heißen in Beziehung auf das Gemeindeverhältnis Einjafjen. 
S 38. 


Diejelben find gleich den Gemeindegliedern in allen Polizei: und Ge— 
meindeangelegenheiten der Ortspolizeibehörde, dem Schulzenamte nebjt den 
fonjt dazu bejtellten Behörden und deren Anordnungen unterworfen. 


$ 39. 


Solange fie nicht durch Erlangung des Gemeinderecht? aus der Klaſſe 
der bloßen Einjafjen Herausgetreten find, dürfen fie nur diejenigen Gewerbe 
betreiben, wozu es verjafjungsmäßig des Gemeinderecht3 nicht bedarf. 


$ 40. 
Auf andere Rechte wirklicher Gemeindeglieder ala folcher haben fie 
feinen Anſpruch. 
z 41. 
Sie find ſchuldig nach Maßgabe ihres Gewerbes und ihrer Vermögens— 
umjtände in einem angemefjenen Verhältnifje mit den Gemeindegliedern zu 


den Gemeindelajten und =pflichten, ingleichen zu den öffentlichen Anftalten, 
wenn fie den Vorteil derfelben mitgenießen, beizutragen, dergeftalt daß 
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ihr Beitrag zwei Drittel bis fünf Sechftel von demjenigen beträgt, welcher 
fie treffen würde, wenn fie wirkliche Gemeindeglieder wären, wobei es fich 
von jelbjt verjteht, daß die in SS 30 und 31 wegen Unzuläffigfeit der per- 
fönlichen Berreiungen erteilten Beflimmungen auch auf die Einfaffen Anz 
wendung finden. 

$ 42. 

In Ermangelung näherer Beitimmungen find fie jedoch zu perfönlichen 
Dienften nur in dringenden Notfällen, wo die Mitwirkung der eigentlichen 
Gemeindeglieder zur Abwendung einer den Dorfe drohenden Gefahr nicht 
binreichen würde, verpflichtet. Wegen der Staatödiener und anderer Per: 
fonen im Öffentlichen Amte und Beruf finden dabei die Beitimmungen des 
vorigen Titeld auch Hier Anwendung. 


@itel V. 
Bon den Landgemeinden. 


8 48. 


Der Inbegriff fämtlicher Gemeindeglieder macht die Landgemeinde aus. 
Alle diejenigen, welche ala Gemeindeglieder in dem Gemeindebuch verzeichnet 
jtehen, find alſo als Mitglieder der Landgemeinde zu betrachten. 


$ 44. 
Das Schulzenamt ift der Vorjteher der Landgemeinde, deſſen Befehlen 
die leßtere zunächft unterworfen ift. Die Mitglieder desjelben und die Sub- 


jette zu den öffentlichen Gemeindeämtern wählt mit Ausjchluß des Ober: 
fchulgen die Landgemeinde. 


S 45. 


Die Landgemeinde jelbjt wird, den Tall des S 64 ausgenommen, im 
allen Angelegenheiten des Gemeindewejend durch die Kandverordneten ver— 
treten und ijt befugt, diefe aus ihrer Mitte zu wählen. 


$ 46. 
Bejondere Ortöverfaffungen dürfen den Beltimmungen diefer Ordnung 
nicht entgegenstehen und follen fortan nur infoweit, als dies nicht der Fall 
iſt, gültig bleiben, müfjen aber zu dem Ende bei jeder Landgemeinde, die 


fih in diefem all befindet, in bejondere Dorfftatuten zufammengetragen 
werden. 


8 47, 
Diefe Statute, welche von dem Schulgenamt zu entwerfen und den 
Zandverordneten zur Erklärung vorzulegen find, müfjen aber durch die Kreis— 


polizeibehörde binnen drei Monaten nach Publikation diefer Ordnung zur 
Prüfung und Genehmigung der Provinzialvegierung gelangen, fonft wird 
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die bejondere bisherige Dorfverfaffung von felbjt nichtig. Nach erfolgter 
Beitätigung derſelben kann die Gemeinde ohne Vorwiſſen und Genehmigung 
des Staatd ebenfowenig diefe Statuten ala die Ordnung jelbft abändern, 
indem der Staat allein befugt ift, jolche zur allgemeinen Norm für die Zu— 
kunft zu erklären oder aufzuheben. 


g 48. 


Der Landgemeinde liegt e8 ob, dahin zu jehen, daß das etwa vor— 
handene zu gemeinfamen Zweden bejtimmte Vermögen diefer Beftimmung 
gemäß oder jonft zum Beſten der Gemeinde verwandt werde. 


8 49. 


Auch in Aniehung ſolches gemeinjchaftlichen Vermögens, wovon die 
Nutungen Tediglich für die einzelnen Mitglieder der Landgemeinde beftimmt 
find, ift die letztere berechtigt, zum gemeinfamen Beſten ſowohl für die 
jetigen ala künftigen Mitglieder der Gemeinden auf diefe Nutzungen Ber: 
zicht zu Leiften und folche zu gemeinfchaftlichen Zweden zu beftimmen, und 
ebenfo kann unter Genehmigung der Staatöbehörden die gänzliche Ver— 
äußerung, Auflöfung oder Teilung des vorhandenen gemeinjchaftlichen Ver: 
mögens bejchloflen werden. 


g 50. 


Zu allem diefen ($ 49) bedarf es weder gerichtlicher Verhandlungen 
noch einer Berfammlung der ganzen Gemeinde, jondern nur eines geſetzlich 
abgefaßten Beſchluſſes der Landverordnieten und deſſen Beftätigung von 
jeiten des Schulzenamts. 


$ 51. 

Sollten etwa einzelne Ginwohnerflaffen in den Landgemeinden be— 
fondereg gemeinfchaftliches Vermögen befien oder zu öffentlichen Zwecken 
bejtimmte Anftalten und Stiftungen vorhanden fein, jo fteht die Verwaltung 
derjelben gleichtall® der Landgemeinde zu. 


$ 52. 
Was zur Befriedigung des Öffentlichen Bedürfniſſes der Landgemeinde 
erfordert wird und aus dem Gemeindeeinfommen nicht beftritten werben 
fann, muß diefelbe auf die Einwohner verteilen und aufbringen. 


$ 583. 


Die Landgemeinde ift aber nicht berechtigt, durch Stimmenmehrheit 
einem oder etlichen Mitgliedern neue Laften oder Verpflichtungen aufs 
zuerlegen oder einem oder dem andern gejellichaftliche Rechte zu entziehen 
* dieſelben einzuſchränken, ſobald nicht geſetzliche Gründe ſolches recht- 
ertigen. 


Anlage F. 31* 


8 54. 


Sowenig alö nad) $ 30 sequ. Beireiungen von perjönlichen Ge- 
meindelajten fünftig unter irgend einem Vorwande ftattfinden follen, 
ebenjowenig ijt auch die Landgemeinde befugt, Privatgrundftüde von irgend 
einer Gemeindelaft zu befreien, möge folche in Abgaben, anderen Leiftungen 
oder Duldungen beitehen. Privatgrundſtücke, welche nicht ſchon bei Publifa= 
tion diefer Ordnung dergleichen Befreiungen rechtögültig erworben und be— 
ſeſſen haben, können folche überhaupt auf feine Art mehr erlangen. 


S 55. 

Bei Privatgrundftüden aber, die fich wirklich im Befit einer rechts— 
gültig erworbenen Beireiung von einer wahren Gemeindelajt befinden follten, 
wird der Umfang diefer Befreiungen ausdrüdlich dahin befchränft, daß 
ſolche nur im gewöhnlichen Zuſtande der Dinge und in Feiner weitern 
Ausdehnung, ala diefelben bisher von dem einzelnen Grundjtüde beſeſſen 
worden, fernerweit ftattfinden follen und anerkannt werden dürfen. 


S 56. 


Die Landgemeinde ift auch befugt, diefe Bereiungen, ohne Unterjchied 
von welcher Gattung fie fein mögen, den Befitern der betreffenden Grund 
ſtücke gegen grundfäßliche Entjchädigung abzulaufen. Die Grundjäße zum 
Verfahren bei dieſer Ablöfung werden in einer allgemeinen Verordnung be- 
ftimmt werden. Sobald dies gejchehen ift, kann die Landgemeinde von 
ihrer Befugnis zu jeder Zeit Gebrauch machen. 

Ss 57. 

Jedes Gemeindeglied übernimmt, ohne daß es deshalb einer Bekannt— 
machung bei feiner Aufnahme bedarf, die Verpflichtungen ſeines Verhält— 
niffes, mithin auch die Verbindlichkeit, die nötigen Beiträge zur Berichti- 


gung jchon vorhandener Gemeinjchulden gleich andern Gemeindegliedern 
zu leijten. 


S 58, 


Hat ein Mitglied der Landgemeinde die gejellichaftlichen Vorteile eines 
Jahres ganz oder zum Zeil bereit? genofjen, jo kann dasfelbe vor Ablauf 
dieſes Jahres nicht anders austreten, als wenn es auch alle in dies Jahr 
fallenden Laſten entrichtet oder die Landgemeinde dafür entſchädigt. Sonſt 
fteht es jedem frei, ohne weitere nach Gutfinden auszufcheiden: nur muß 
diefer Vorſatz jederzeit zuvor dem Schulzenamte angezeigt werden. 


$ 59. 


Inwieweit Meitglieder der Gemeinde, welche dem gemeinschaftlichen 
Zwede vorjäßlich oder ſonſt beharrlich zumiderhandeln, von den Land— 
verordneten aus der Gemeinde geftoßen, ihnen Rechte, die den einzelnen 
Mitgliedern als jolchen zukommen, entzogen, ihre Laften vermehrt oder fie 
fonft von ihnen geitraft werden können, ſoll in diefer Ordnung unter den 
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betreffenden Titeln für die einzelnen Fälle, wo die diesfällige Berechtigung 
eintritt, ausdrüdlich bejtimmt werden. 


8 60. 


Diejes Strafrecht gegen die Mitglieder wird ohne bejondere Form, 
bloß mit Beobachtung der hierin dvorgefchriebenen Modalitäten und inner- 
halb der hierin bejtimmten Grenzen ausgeübt. 


$ 61. 
Die Berufung auf die vom Staate geordneten Nichterftühle findet 


gegen ſolche Strafverfügungen nicht ftatt, fobald die Klage nicht darüber 
geführt wird, daß die Grenzen des Strafrecht? überjchritten feien. 


$ 62. 


Außer den in diefer Ordnung fpeciell bejtimmten Fällen hat aber die 
Landgemeinde ala ſolche durchaus fein Strafrecht wider ihre Mitglieder. 


g 68. 


Don allen nach Inhalt diefer Ordnung der Landgemeinde beigelegten 
oder derjelben font zujtehenden Rechten wird in der Regel einzig und allein 
die Befugnis der Landverordnnetenwahl von der Landgemeinde in der Ge— 
jamtheit ausgeübt, und alle übrigen innern jowohl ala äußern Angelegen= 
heiten der Landgemeinde werden durch Beratjchlagungen und Schlüfje ihrer 
nach Vorſchrift des folgenden Titels erwählten Landverordnieten angeordnet, 
e8 mögen dieſe Angelegenheiten die Landgemeinde als eine moraliſche Perſon 
betrachtet oder die Mitglieder derjelben als jolche betreffen. 


Ss 64. 

Wenn aber eine Gemeinde überhaupt aus weniger als zwanzig ſtimm— 
fähigen Mitgliedern beftehen jollte, ein Fall, welcher beſonders in Dörfern, 
wo die bäuerlichen Einfafjen in dem Fall der $ 17 bezeichneten Abhängig- 
feit find, fich zutragen kann, jo foll die Beitellung von Landverordneten 
nicht jtattfinden, jondern alsdann die Gejamtheit der Gemeindeglieder die 
wejentlichen Rechte ausüben, welche in diefer Ordnung den Landverord- 
netenverfjammlungen beigelegt find. 


@itel VI 
Bon den Sandverordneten. 


S 65. 


In jeder Landgemeinde, der Fall des $ 64 ausgenommen, joll eine 
Repräjentation durch Landverordnete beitehen, welche jene in allen öffent- 
lichen Angelegenheiten mit uneingeſchränkter Vollmacht vertritt. 
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g 66. 

Dieſe Repräſentation beſteht aus ſechs bis höchſtens neun Mitgliedern 
der Landgemeinde, welche von der letztern aus ihrer Mitte erwählt werden. 
Behufs der erſten Wahl iſt die Anzahl derſelben im jeder einzelnen Land» 
gemeinde nach Verhältnis der Größe und fonjtigen Verhältniffe derjelben 
durch den Kreislandrat mit Zuziehung des Gutsherrn und des jegigen Dorf: 
fchulgen zu bejtimmen. 


$ 67. 


Wenn eine Landgemeinde aus mehreren Bezirken beſteht (S 10), jo 
wird die Wahl in jedem Bezirk beſonders bewirkt und zu dem Ende die 
Zahl der zu wählenden Subjekte auf die Wahlbezirke nach Verhältnis der 
Anzahl der darin vorhandenen jtimmfähigen Gemeindeglieder verteilt. 


$ 68. 


Das Stimmrecht zur Wahl der Landverordnieten jteht zwar in der 
Regel jedem Gemeindegliede zu, jedoch find ala Ausnahmen davon aus— 
geſchloſſen: 

1. diejenigen, welche nach den SS 18 und 20 unfähig fein würden, das 
Gemeinderecht zu erlangen, wenn fie es nicht ſchon bejaßen ; 

2. der Oberjchulze während der Dauer feines Amts; 

3. Gemeindeglieder weiblichen Gejchlechts; 

4. Gemeindeglieder, welche das Gemeinderecht freiwillig gewonnen haben 
($ 6), wenn fie nicht ein jährliches reines Einfommen von 150 Thlr. 
befigen, und 

5. Perfonen, welchen das Stimmrecht ala Strafe entzogen ift. 


8 69, 
Außerdem können Gemeindeglieder, welche einer von den $ 19 be= 
jtimmten Vorwürfen trifft, nur mit Einwilligung der Landverordneten- 


verfammlung und bis dahin, daß Ießtere nach diefer Ordnung organifiert 
worden, auf feinen Fall eine Stimme bei bejagten Wahlen abgeben. 
$ 70. 

Ob freiwillige Gemeindeglieder dad 5 68 unter Nr. 4 bejtimmte reine 
Einkommen befiten, joll von den Landverordnieten geprüft und bejtimmt 
werden. In der Regel genügt deren Willenjchaft, daß ein Gemeindeglied 
das geordnete reine Einkommen wirklich beſitze. Behufs der erjten Wahl 
prüft und bejtimmt dies der Kreislandrat mit Zuziehung des zeitigen 
Dorffchulzen. 

s 71. 

Wer einmal ala jtimmfähig angenommen ift und einer Wahl mit bei- 
gewohnt hat, kann nur nach forgfältiger Prüfung und gewiffenhafter. Über: 
jeugung der Zandverordnieten durch deren Beichluß deshalb, weil fein jähr- 
liches Einkommen zu geringe jei, davon wieder ausgeſchloſſen werden. 
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$ 72. 


Ebenſo kann jedes Gemeindeglied, welches aus diefem Grunde bis dahin 
nicht jtimmfähig war, zum Stimmrecht gelangen, jobald die Landverord— 
netenverfammlung fich überzeugt, daß fein Einfommen von dem vorgeſchrie— 
benen Belang ſei. 


8 78, 

Das Schulzenamt hat von der ganzen Landgemeinde eine zuverläffige 
Gemeinderolle zu führen, in welcher alle Gemeindeglieder aufzuführen find 
und in einer bejondern Kolonne zu bemerken ift, ob das Gemeindeglied 
ſtimmfähig jei oder nicht. 

Ss 74. 


Die Landverordnietenverfammlung bat jährlich” vor der neuen Wahl 
die Gemeinderolle in Beziehung auf Stimmfähigkeit zu unterfuchen, die- 
jenigen, welche das erforderliche reine Einfommen erjt erlangt haben, in 
Zugang zu bringen und diejenigen, deren Vermögen jo abgenommen hat, 
daß fie das vorfchriftgmäßige reine Einkommen nicht mehr befigen, von der 
Stimmfähigkeit auszufchließen. 

8 75. 


jedes jtimmfähige Gemeindeglied ift verbunden, zu der Wahlverfamme 
lung in Perfon zu erjcheinen oder fich mit gejeglichen Gründen bei dem 
Oberſchulzen zu entjchuldigen. Durch einen Bevollmächtigten kann niemand 
das Wahlrecht ausüben. 


S 76. 

Bei jeder Wahlverfammlung werden diejenigen, welche fich eingefunden 
haben, mit der Gemeinderolle verglichen. Sollte aus Jrrtum jemand er- 
jchienen fein, der nicht ftimmfähig ift, jo wird er deshalb bedeutet und muß 
fich entfernen. 

8 77. 

Die etwa auögebliebenen jtimmfähigen Gemeindeglieder werden durch 
die Beichlüffe der Anmwejenden verbunden. Sollte jemand fo wenig Gemein» 
finn befiten, daß er, ohne fich auf eine gejegliche Art entſchuldigt zu Haben, 
wiederholentlich nicht erjcheint, jo follen die Landverordneten befugt fein, 
ihn durch ihren Beichluß des Stimmrechts und der Teilnahme an der 
Öffentlichen Verwaltung ganz oder auf gewiffe Zeit für verluftig zu erklären. 


S 78. 
MWahliähig ift jedes wirkliche Gemeindeglied, welches ein Stimmrecht 
hat, e8 mag anweſend fein oder nicht, außerdem aber niemand. 
s 79. 


Wenigſtens zwei Drittel der zu erwählenden Landverordneten müfjen 
zu der nicht bloß freiwilligen Gemeindegliederflafle gehören. 
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$ 80. 

Die Landverordnneten werden auf drei Jahre und zwar bei der erjten 
Wahl mit der vollen Anzahl gewählt. Im jedem folgenden Jahr jcheiden, 
nach Berhältnis der geſamten Zahl der Landverordneten, zwei bis drei Mit: 
glieder aus, und deren Stelle wird jedesmal durch ebenfoviel neue Mit» 
glieder und zwar, wo mehrere Wahlbezirke find, jeder Ausicheidende durch 
ein Gemeindeglied desjelben Bezirks erſetzt. Die Ausfcheidenden find allemal 
diejenigen, welche unter den verfammelten Yandverordneten diefe Würde am 
längjten befleidet haben. Zwifchen denen, welche ein gleiches Amtsalter 


haben, entjcheidet das Los. Jedoch kann jeder Ausfcheidende jogleich wieder 
gewählt werden. 
81. 


In jedem Jahr verfammeln fich die ftimmfähigen Gemeindeglieder in 
einem für jeden Ort ein für allemal zu beftimmenden Monat zur Wahl 
der Zandverordneten in der Kirche und die Wahl nimmt allemal nach vor— 
bergegangener gottesdienftlicher Handlung ihren Anfang. 

$ 82, 

Tag und Stunde der VBerfammlung bejtimmt der Oberjchulze nach 

vorgängiger Rüdjprache mit dem Prediger des Orts, und die Einladung 


dazu geichieht von der Kanzel an dem dem Wahltage zunächſt vorher— 
gehenden Sonntage. 


Ss 83, 
Das Wahlgefchäft beginnt damit, daß der Oberſchulze die SS 73—95 
diefer Ordnung laut und deutlich vorlieft und ſodann befannt macht, wies 


viel Zandverordnete zu wählen find, und ob die zu MWählenden notwendige 
Gemeindeglieder jein müfjen oder auch freiwillige fein können. 


8 84. 


Der Oberſchulze leitet überhaupt das Wahlgeſchäft; ihm Liegt es ob, 
auf den ordnungsmäßigen Gang desjelben zu achten und die dabei vor- 
fommenden fpeciellen Gejchäite zu bejorgen; er jammelt die Stimmen ($ 86) 
und bejorgt die Zählung derfelben. Der Prediger des Orts führt das 
Wahlprototoll. 

$ 85. 

Jedem jtimmfähigen Gemeindeglied fteht es frei, einen Kandidaten 
laut vorzufchlagen und kurz zu bemerken, was zu feiner Empfehlung dient. 
Werden Nichtwahliähige vorgeichlagen, jo proteftiert der Oberſchulze mit 
Anzeige des Grundes gegen den Vorjchlag; außerdem aber Hat er fein 
Recht, gegen einen Vorſchlag irgend etwas einzumenden. 


$ 86. 


Sodann werden Über jeden vorgefchlagenen wahliähigen Kandidaten 
der Reihe nach die Stimmen gefammelt. Zu diefem Behuf ftellt der Ober: 
3* 
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ſchulze zunächft jedem anmwejenden Gemeindegliede ein weißes und ein ſchwarzes 
Zeichen zu, wovon jenes für und dieſes wider den Kandidaten gilt. Als— 
dann geht derjelbe mit einem verdedten Gefäße herum, in welches von jedem 
eins diefer Zeichen geworfen wird, und jobald dies gejchehen, muß jedes 
Mitglied das zweite Zeichen in ein anderes verdecktes Gefäß zurüdlegen, 
welches in den Händen des Predigers ift, der das Wahlprotofoll führt. 


$ 87. 

Hiernächſt Öffnet der Oberſchulze das erjtere Gefäß, worin die Stimmen 
gejammelt worden, vor der Verſammlung, und erklärt die Wahl für richtig, 
wenn jo viele Zeichen von beiderlei Farben zufammen vorgefunden worden, 
als Wähler gegenwärtig find. Wer die Stimmenmehrheit wider fich Hat, 
wird in das MWahlprotofoll bloß ala nicht beftätigungsfähig, wer fie für 
fih hat, wird mit der Anzahl der ihm günftigen Stimmen ala beſtätigungs— 
fähig vermerkt. Bei Stimmengleichheit entjcheidet der Oberſchulze, ob der 
Kandidat mit der Anzahl der ihm günstigen Stimmen als bejtätigungsfähig 
vermerkt werden foll oder nicht. 


S 88. 
Ehe von einer Abjtimmung zu der andern fortgefchritten wird, müſſen 


jedesmal auch die in dem zweiten Gefäß aufgefammelten Zeichen von dem 
Oberſchulzen nachgezählt und die etwa zurüdgebliebenen eingezogen werden. 


S 89. 


Sit über fämtliche verzeichnete Kandidaten geftimmt, jo vergleicht der 
Oberſchulze die Anzahl derer, die die Stimmenmehrheit für fich haben, mit 
der Anzahl der zu erwählenden Landverordnieten und unterfucht, wie viele 
von jenen zu den nicht bloß freiwilligen Gemeindegliedern gehören. 


$ 90, 

Sind die nötigen Subjelte noch nicht vorhanden oder find darunter 
weniger nicht bloß freiwillige Gemeindeglieder als erfordert werden, jo 
fönnen zur Ergänzung der fehlenden und zur fernerweitigen Stimmenſamm— 
lung Kandidaten fich ſelbſt melden oder andere Mitglieder neue Borfchläge 
machen. Die hiernächjt noch Fehlenden jchlägt der Oberfchulze vor. 


$ 91. 


Bon allen mit der Stimmenmehrheit verzeichneten Kandidaten werden 
diejenigen, welche die meijten Stimmen für fi) haben, Landverordnete, und 
die übrigen jcheiden aus. Wenn aber bei diefem Verfahren unter den Land» 
verordneten nicht die nach $ 79 erforderliche Anzahl von nicht bloß frei= 
willigen Gemeindegliedern begriffen fein würde, jo werden zuerſt jo viele von 
den letztern, als nötig find, nach der Rangordnung, welche ihnen die An— 
zahl der Stimmen giebt, und nur die übrigen nach der abjoluten Stimmen 
zahl ohne weitern Unterjchied bejtätigt. 
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$ 92. 


Wenn mehrere mit der Stimmenmehrheit verzeichnete Kandidaten gleich 
viele Stimmen für fi Haben, jo fteht, wenn e& darauf ankommt, wer von 
ihnen Zandverordnneter werden oder für diefe Wahl ausfcheiden ſoll, allezeit 
das bloß freiwillige Gemeindeglied zurüd, und läßt fich die Sache hiernach 
nicht entfcheiden, jo muß folches durchs Los geichehen. 


8 98. 


Das Wahlprotofoll muß 
die Zahl der anmwejenden Mitglieder, 

. die namentliche Liſte der fehlenden Mitglieder, 

. die jämtlichen Vorſchläge der Wahlfandidaten, 

. die Bemerkung, wie über fie abgejtimmt worden und ob fie ala nicht 
bejtätigungsfähig oder und mit wieviel günftigen Stimmen als be- 
ftätigungsfähig verzeichnet worden, 

5. überhaupt jeden einzelnen Akt des Wahlgejchäfts, jo wie er nach der 

Reihe vorkommt, 
6. am Schluß die vollitändige Bezeichnung der gewählten Landverord- 
neten nach ihrem Charakter, Gewerbe, Vor: und Familiennamen mit 
der Erklärung, 
daß denfelben durch diefe Wahl alle diejenigen Rechte und Ver— 
bindlichfeiten beigelegt würden, welche den Landverordneten nach 
den beftehenden Gejegen zukommen, 

und außerdem 

7. das Atteſt des Prediger beigefügt enthalten, daß die Einladung zu 
der Wahlverfammlung vorſchriftsmäßig geichehen ei. 


EN TICHD 


S 94. 

Hiernächft wird das Wahlprotofoll der Wahlverfammlung von dem 
Dberjchulgen laut vorgelefen und von ihm, dem Prediger des Ort? und 
wenigjten® drei andern Gemeindegliedern, die nicht zu den Landverordneten 
gehören, unterzeichnet. 

$ 95. 

Sodann wird e8 von dem Oberſchulzen jvem Kreislandrat zugeftellt, 
welcher, injofern fich dagegen nichts Wejentliches zu erinnern findet, die Wahl 
beftätigt und auf den Grund desjelben ein von ihm beglaubigte Ver— 
zeichnig der jämtlichen folchergeftalt erwählten und bejtätigten Landverord- 
neten ſowohl dem Schulzenamte ald der Landverordnietenverfammlung zus 
fertigt. 

$ 96. 
Die Landverordnneten erhalten durch ihre Wahl die unbejchränfte Voll» 


macht, in allen Angelegenheiten de3 Gemeinweſens die Landgemeinde zu 
vertreten, jämtliche Gemeinangelegenheiten für fie zu bejorgen und in be= 
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treff des gemeinjchaftlichen Vermögens, der Rechte und der Verbindlichkeiten 
der Landgemeinde namens derjelben verbindende Erklärungen abzugeben. 


S 97. 

Beſonders find fie bejugt und verpflichtet, die zu den Öffentlichen Be— 
dürfniffen der Gemeinde nötigen Geldzuſchüſſe, Leiftungen und Laſten auf 
die Gemeindeglieder zu verteilen und zu deren Aufbringung ihre Einwilligung 
zu geben, auch überhaupt die gemeinen Laſten und Leiftungen zu regulieren. 


$ 98. 


Auch können fie die Veräußerung, Auflöfung oder Teilung des vor— 
handenen Gemeinvermögens beichließen. 


S 99, 

Sie find berechtigt, alle dieje Angelegenheiten ohne Rückſprachen mit 
der Gemeinde abzumachen, und bedürfen dazu weder einer bejonderen In— 
ftruftion oder Vollmacht der Gemeinde, noch find fie verpflichtet, derjelben 
über ihre Beichlüffe Rechenjchaft zu geben. Das Gejeg und ihre Wahl find 
ihre Vollmacht, ihre Überzeugung und ihre Anficht vom gemeinen Beften 
der Gemeinde ihre Inftruftion, ihr Gewiffen aber die Behörde, der fie des— 
halb Rechenfchaft zu geben haben. Sie find im volljten Sinne Vertreter 
der ganzen Gemeinde, mithin ſowenig Bertreter des eimzelnen Bezirkes, 
der fie etwa gewählt hat, noch der bejonderen Einwohnerklaffe, zu der fie 
zufällig gehören. 

$ 100. 


Sie Haben, aber nicht einzeln jondern nur in der Gejamtheit, die Be— 
fugnis, durch gemeinjchaftliche Bejchlüffe nach näherm Inhalt diefer Orb» 
nung von der gejeglichen Vollmacht Gebrauch zu machen. 


8 101. 


Sie bilden daher an jedem Orte eine eigene Landverordneten- 
verfammlung, und diefer darf unter feinem Vorwande jemals irgend 
jemand beimohnen, der nicht wirklicher Landverordneter ift. 


$ 102, 


Alle Landverordnetenftellen müfjen unentgeltlich verwaltet werden, und 
ed wird jede Remuneration einzelner Yandverordnneten um jo mehr ausdrück— 
lich unterjagt, als die Annahme jolcher Remunerationen ohnehin jchon 
Mangel an Gemeinfinn verraten würde. 

Auch Sporteln und Immunitäten jeder Art find unzuläffig; nur bare 
Auslagen dürfen erjtattet werden. 


$ 108. 


Sjeder Landverordnnete wird dagegen durch das Vertrauen, welches bie 
Gemeinde vermöge der auf ihn gefallenen Wahl ihm bezeigt, in einem hohen 
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Grade geehrt und hat daher in feiner Gemeinde auf eine dvorzügliche Ach— 
tung Anfpruch. 
$ 104. 


Die Berfammlung der Landverordneten ſoll einen Vorſteher und Pro— 
tofollführer in einer Perfon bejtändig haben, der von der Landverordneten= 
verjammlung aus deren Mitte auf ein Yahr gewählt und, wenn er etwa 
im Laufe des Jahres abgeht, jofort durch neue Wahl auf den noch übrigen 
Zeil des laufenden Wahljahres erjeßt wird. 


8 105. 


Dad Schulzgenamt muß aber davon, wer Vorfteher und Protofollführer 
der Landverordnetenverſammlung it, ingleichen von jedem Abgang unter 
den Landverordneten jelbft jederzeit genau unterrichtet fein und ihm daher 
jede Veränderung, die fich in den Perſonen ereignet, ohne Verzug von der 
Zandverordnetenverfammlung angezeigt werden. 


$ 106. 


Die Landverordneten verfammeln fich regelmäßig nur alle Vierteljahr 
einmal; in dringenden Fällen aber kann auch der Borfteher außerordent- 
liche Sitzungen durch einen Umlauf anfagen laſſen. 


8 107. 


Sedem Landverordneten jteht es frei, über alle dag Gemeindewejen 
angehenden Gegenftände der Verfammlung feine Meinung und feine Bor» 
ichläge vorzutragen, jtattfindende Mängel anzuzeigen und Verbeflerungen in 
Antrag zu bringen. 


$ 108. 


Die Verfammlung der Zandverordneten ift nur dann befugt zu berat- 
ichlagen und Schlüffe zu faflen, wenn wenigſtens mehr als die Hälfte ihrer 
Mitglieder anweſend ift. Deshalb muß in jedem Beichluß der Land— 
derordnetenderfammlung jede® anweſende Mitglied namentlich aufgeführt, 
die Zahl der etwa abweſenden Mitglieder bemerft und alle Beichlüffe 
müfjen von jämtlichen anweſenden Landverordneten unterzeichnet werden. 


g 109. 


Die Beichlüffe der Verfammlung werden in allen Angelegenheiten, fie 
mögen gewöhnliche oder außerordentliche fein, nach vorheriger Beratjchlagung 
durch eine abſolute Stimmenmehrheit gefaßt. Sind die Stimmen gleich, 
jo entjcheidet die Stimme des Vorſtehers. 


$ 110, 


Sie verbinden, wenn fie wirkliche Gemeindeangelegenheiten betreffen, 
alle Einwohner der Landgemeinde, fie jeien Gemeindeglieder oder bloße 
Einfafjen. 
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s ı11. 


Doch kann die Landverordnietenverfammlung feinen ihrer Beichlüffe mit 
Öffentlicher Autorität jelbit zur Ausführung bringen. Sie muß fie vielmehr 
allezeit dem Schulzenamt einreichen, dies ift allein zu ihrer Ausführung 
unter den ihm vorgefchriebenen Einjchränfungen befugt und dafür ver- 
antwortlich. 


$ 112. 


Behufs der Geichäftsführung der Landverordneten bei ihren Verhand— 
lungen erfolgt eine bejondere Inſtruktion bierneben, wonach diejelben fich 
gemefjenjt zu achten Haben. 


$ 113. 


Nur notwendige Gefchäftsreifen, Krankheiten und andere dringende Ver- 
anlafjungen können das Ausbleiben von Landverordneten aus der Sitzung 
entjchuldigen. Sie müſſen aber dem Vorfteher angezeigt werden. Der Vor: 
fteher kann, wenn folches unterlaffen wird, das Ausbleiben beahnden. 


Ss 114. 


Dasfelbe ift bei jedem die Ordnung und Ruhe ftörenden Betragen der 
Tall, wenn der Zuruf zur Ordnung nicht beachtet wird. 


8 115, 


Wer zwei oder gar dreimal hintereinander ohne gehörige Entſchuldi— 
gung auögeblieben ijt oder wiederholentlich Ordnung und Ruhe geftört hat, 
fann von der Verſammlung dur Stimmenmehrheit entweder auf eine be— 
ftimmte Zeit oder für immer aus den VBerfammlungen ausgeſchloſſen werden. 


$ 116. 


Jeder Landverordnetenverfammlung bleibt es überlaffen, die Strafen 
für die einzelnen Fälle und unter andern auch für den Fall des zu jpäten 
Ericheinens in den Sitzungen durch Beichluß zur künftigen Norm zu bes 
ſtimmen. Nur dürfen feine andern Gattungen von Strafen ald die vor- 
bemerften und Geldjtrafen höchitens bis zu fünf Thaler angenommen werden. 
Die Gelditrafen werden dem Schulzenamt angezeigt und von diefem zur 
Dorfkaſſe eingezogen. 

s 117, 

Alle Schriftlichen Anträge, Berichte oder ſonſtigen jchriitlichen Ausferti— 

gungen der Zandverordnetenverfammlung müfjen unter dem Zitel: 
Die Landverordnetenderfammlung zu .... 


ganz foftenfrei abgefaßt und von jämtlichen anmwejenden Mitgliedern unter: 
zeichnet werden. Der Vorfteher ift für die Folgen der von ihm vernach- 
läffigten Gejchäfte verhaftet. Die in diefer Ordnung ausdrüdlich beftimmten 
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Tälle ausgenommen, bedarf es indefjen in der Regel nicht fchriftlicher Ver— 
bandlungen, jondern e& kann außerdem alles mündlich abgemacht werden. 


$ 118. 


Die etwaigen Koften des Geſchäftsbetriebs der Landverordneten trägt 
die Gemeindefafje und fie werden bei folcher verrechnet. 


$ 119. 


Das Gelaß für die VBerfammlungen hat behufs der erjten Sitzung das 
Schulzenamt anzumweifen. Demnächſt fteht es aber den Xandverordneten 
jelbjt frei, jolches nach Gefallen zu bejtimmen: in der Regel ift die Be— 
hauſung des Vorſtehers der jchidlichjte Verſammlungsort. 


8120, 


Wenn der Tall des 5 64 eintritt, jo tritt die VBerfammlung aller 
wirklichen Gemeindeglieder in die Gtelle der Landverordnetenverfammlung ; 
indefjen find auch in diefem Fall die in den SS 96. 97. 98. 100. 104 
bis 119 inkl. erteilten Vorſchriften analogiſch zu befolgen. 


@itel VL. 
Bondem Schulgenamte. 


$ 121. 


Sin jeder Landgemeinde, auch wenn fie aus mehreren Bezirken ($S10. 11) 
zuſammengeſetzt ift, darf für den ganzen Polizeibezirk derfelben nur ein 
Schulzenamt vorhanden ein. 


$ 122. 


Diejes joll überall nur aus jolchen wirklichen Gemeindegliedern be- 
ftehen, die das Vertrauen bderjelben genießen. Jedes mit Gemeinfinn er- 
füllte Gemeindeglied wird, auch ohne Vorteile für jeine Perfon dabei zu 
beabjichtigen, diejeg ehrenvolle Amt gern übernehmen, und alle Mitglieder 
des Schulzenamts verwalten daher dasjelbe unentgeltlic” und ohne irgend 
eine Bejoldung oder Remuneration: nur bare Auslagen werden erjeßt. 


$ 128. 


Wo die bisherigen Schulzen im rechtmäßigen Beſitz gewifjer Einkünfte, 
Emolumente oder Dienftländereien gewejen find, die mit ihrer Amtsverwals- 
tung in unmittelbarer Verbindung jtehen, da ſollen diejelben jolche für ihre 
Perfon auf Lebenszeit behalten oder von der Landgemeinde dafür entjchädigt 
werden. Demnächſt aber fallen dieſe Schulzenamtseinfünfte der Gemeinde 
anheim. Wo es jogenannte Erb» oder Lehnſchulzenhöfe giebt, da fällt die 
mit dem Beſitz derjelben verbundene Pflicht, das Schulzenamt zu verwalten, 
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weg; die dafür jtattgefundenen Nußniefungen werden aber als mit den 
Höfen fonfolidierte angejehen. 


$ 124. 


Jedes Schulzenamt bejteht aus einem Oberjchulgen und zwei Schulzen; 
doch kann noch ein dritter Schulz hinzugefügt werden, wo die Bezirks— 
abteilung ($ 10) e& notwendig macht. 


$ 125. 


Alle werden auf ſechs Jahre beitellt, und jederzeit don zwei zu zwei 
Jahren jcheidet einer von ihnen und, wo neben dem Oberſchulzen drei 
Schulzen vorhanden ſind, jedesmal zugleich mit dem Oberſchulzen einer von 
den Schulzen aus: die ausgeſchiedenen ai werden jofort durch neue 
Mahl erjeßt. 


$ 126. 


Für die erften vier Jahre jcheiden die beiden Schulzen aus; wer von 
ihnen nad) Ablauf des zweiten und wer erſt nach Ablauf des vierten 
Jahres abgeht, enticheidet das Los. Nach Ablauf des jechiten Jahres legt 
der zuerſt beftellte Oberjchulge fein Amt nieder, und hiernächſt trifft der 
Austritt jedesmal den oder die, welche volle jechd Jahr im Amt ges 
weſen find. 


$ 127. 


Es jteht indeffen auch jedem von ihnen frei, ſchon am Ende der erjten 
vier Jahre jein Amt niederzulegen und fich darüber zu gehöriger Zeit zu 
erklären. Nach dem Eintritt des vierten Jahres ift jedoch dieſe Erklärung 
ohne Erfolg. 


Ss 128. 


Dagegen fönnen die ausfcheidenden Schulzen auch fofort oder bei 
ipäteren Wahlen auf jech® Jahre wieder gewählt und der Oberſchulz auf 
einen neuen gleichen Zeitraum wieder bejtellt werden, find aber die Wahl 
und bezw. Beitellung nur dann anzunehmen jchuldig, wenn fie ſchon zwei 
Jahr lang nicht mehr im Schulzgenamte gewejen find. 


$ 129. 


In das Schulzenamt dürfen nur geachtete, rechtliche, einficht3volle und 
joviel ala möglich gejchäftsfundige Männer gelangen, die wenigiteng ein Alter 
von 25 Jahren erreicht haben. 


— 


$ 130. 


Dei Landgemeinden, welche aus mehreren Bezirken ($ 10) beſtehen, 
muß, foweit e8 nicht an qualifizierten Subjeften fehlt, aus jedem derfelben 
wenigitens eines von den Mitgliedern des Schulzenamts genommen jein. 
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s 131. 


Auch dürfen die Mitglieder des Schulzenamts untereinander nicht 
verſchwägert oder im dritten Grade oder noch näher verwandt jein. 


$ 182. 

Die Schulzen werden namens der Landgemeinde von den Landverord— 
neten und im Fall des $ 64 von der verjammelten Landgemeinde jelbit 
erwählt und von dem Kreislandrat auf den Antrag des Schulzenamts 
bejtätigt. 

$ 133. 


MWerden ungqualifizierte Subjefte gewählt, jo muß nach verfagter Be— 
ftätigung die Wahl wiederholt werden. 


Ss 134. 

Wird jemand, der noch nicht Gemeindeglied ijt, zum Mitgliede des 
Schulzenamts gewählt und beftätigt, jo muß er fogleich das Gemeinderecht 
gewinnen. 

S 135. 

Der Posten des Oberfchulgen wird aber ohne unmittelbare Konkurrenz 
der Gemeinde unter den vorjtehenden (88 122—131) Einjchränfungen auf 
den Vorſchlag des Kreislandrat® durch die Provinzialpolizeibehörde beſetzt. 
63 muß dabei jederzeit, wo nicht bejondere Umftände entgegenftehen, auf 


die Klaſſe der Guts- und Vorwerksbeſitzer, ala die gebildetite und einfluß- 
reichite, vorzugsweife Rüdficht genommen werben. 


$ 136. 


Die Titel Oberſchulz und Schulz find unbedingt mit dem Amte jelbit 
verbunden. Wer einen diefer Poften verwaltet hat und jolchen niederlegt, 
darf fich feines diefer Titel -weiter bedienen. Er wird dagegen, wenn er 
diefe Stelle wenigſtens neun Jahre mit Ehren bekleidet oder fich in jolcher 
namentlich und ganz bejonders ausgezeichnet hat, Gemeindeältefter und 
behält diejen Titel als eine Auszeichnung ſeines Verdienſtes lebenslang. 
Sobald aber ein Mitglied des Schulzenamts feines Poſtens entjeßt wird, 
jo darf ihm der Titel „Altefter” ſowenig beigelegt werben, als er fich 
deflen zu bedienen befugt ift. 


Titel VII. 


Bon derGejhäftsverwaltung de8 Schulgenamts und deſſen 
Berhältnig zu der Landverordnetenverfammlung. 


8 137. 


Das Schulzenamt Hat zunächſt die Ortöpolizei nach den bejtehenden 
und noch zu erteilenden Polizeigefegen zu verwalten, und es fteht in diejer 


44* Anlage F. 


Hinfiht unbedingt unter dem Kreislandrat und den oberen Polizeibehörden 
und ijt jelbft als Behörde des Staats zu betrachten. Die ganze Gemeinde 
hat aber das Schulzenamt in der Polizeiaugübung;, joweit e8 von dem— 
jelben gefordert wird, unweigerlich zu unterjtüßen. 


$ 138. 


Die Beitimmung der BVerhältniffe der Schulgenämter ala Ortöpolizei- 
behörden und der Vorfchriften, nach welchen fie in diefer Eigenſchaft ihr 
Amt zu führen haben, bleibt einer befonderen Verordnung vorbehalten. 


$ 139. 


Die Beichaffung des Anteils, den jede Gemeinde zu den Kojten der 
Kreispolizeiaufficht und Verwaltung beizutragen haben wird, ingleichen der 
Koften zur Ausführung der Anjtalten, welche nach der Dißpofition der 
Volizeibehörde erforderlich find, fowie auch die Unterftühung der lebten 
zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung find Gegen» 
ftände de Gemeinwejens. 


Ss 140, 


Die ganze eigentliche Gejchäftsführung in allen das Gemeinwejen bes 
treffenden Angelegenheiten ift aber die zweite Hauptbeftimmung des Schulzen- 
amts. Doc kann dasjelbe zu einzelnen Gejchäften die Landverordnieten- 
verfammlung oder einzelne Mitglieder derjelben zuziehen oder mit Aufträgen 
verſehen. 


141. 


Deſſenungeachtet aber iſt es die einzige ausführende Behörde des Orts 
und hat insbeſondere 


a. die Wahlgeſchäfte der Gemeinde durch eines ſeiner Mitglieder, in der 
Regel den Oberſchulzen ſelbſt, zu leiten, 

b. die nachgeſuchten Gemeinderechte zu erteilen und die Gemeinderolle 
ſowie die Bevölkerungsliſte der ganzen Gemeinde und die Liſte der 
Grundſtücksbeſitzer zu führen, 

c. die Straßen-, Brücken- und Wegebeſſerungsangelegenheiten zu be— 
jorgen, 

d. die Gemeindefafjfe zu verwalten und durch eins feiner untern Mit» 
glieder, welches diefe Beitimmung unter Genehmigung des Kreisland— 
rats erhält, darüber förmliche Rechnung führen und die ausgeſchrie— 
benen Gelder einheben und auszahlen zu laſſen, 

e. bei den Kirchen- und Schulangelegenheiten mit dem Prediger des 

Orts zufammenzutreten, worüber dag Nähere in einer bejonderen 

Verordnung beftimmt werden joll, 

die Unterftügung der Ortsarmen, ferner 

g. die FFeuerkaffenangelegenheiten und die Feuerlöſchungs- und andere 
Sicherungsanitalten zu beforgen und überhaupt 


. 
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h. über alle öffentlichen und gemeinen Anftalten, als Brüden, Brunnen, 
Hirten, Gemeindeweiden, Gemeindeholzungen u. j. mw. die Aufficht zu 
führen. 

Bei allen diefen Gejchäften, fowie überhaupt in der Regel, repräfentiert, 
auf jeine Verantwortlichkeit, mit voller Wirkung der Oberſchulz das ganze 
Schulzenamt und ihn jelbjt in Fällen der Abwejenheit oder vermöge Auf: 
trages jedes einzelne Mitglied des Schulgenamte. 


g 142. 


Die Landverordnetenverfammlung fontrolliert die ganze Verwaltung 
des Gemeinwejens in allen Zweigen. Vorzüglich 

1. bat fich diejelbe über alle Gemeindeausgaben, ehe dieſelben gemacht 
werden und joweit diejelben nicht jchon auf Gejeg, früheren Beichlüffen 
oder höherer Beitimmung beruhen, zu erklären, und das Schulgenamt 
darf deren Erinnerungen, ſoweit diejelben in den Schranken der Ge— 
jege oder höherer Beitimmungen bleiben, nicht unbeachtet Lafjen ; 

2. hat fie über die Art und Weife, wie Gemeindelaften und überhaupt 
alle öffentlichen Geldbedürfniffe verteilt und aufgebracht werden ſollen, 
jofern nicht Höhere Vorſchriften darüber ausdrüdlich erteilt find und 
mit dem Vorbehalt des Rekurſes der vermeintlich Beeinträchtigten an 
den Kreislandrat und die höheren Behörden, zu bejchließen und das 
Recht, fich von dem Schulzenamte die Befolgung ihrer Beichlüffe nach» 
weifen zu lafjen; 

3. über Prozefje, die namens der Gemeinde angeftellt, oder Vergleiche, 
die namens derjelben gefchlofjen werden follen, Schuldenmachung und 
deren Abzahlung, Beräußerung, DVererbpachtung, Verpachtung oder 
Berpfändung der Gemeinheitsgrundftüde, Belegung derjelben mit 
Dienjtbarkeiten, über Lieferungstontrafte und überhaupt über alle Ge= 
meindegegenjtände von Wichtigkeit, injofern fich folche nämlich auf 
dag Gejamtintereffe der Gemeinde infonderheit beziehen und nicht die 
Gemeinde jelbjt nur ala Zeil des Kreiſes oder einer andern größeren 
Kommunallongregation erjcheint, jollen fünftig jederzeit die Land— 
verordnieten fich zuvor erklären und deren Erinnerungen genau berüd= 
fichtigt werden; 

4. find ihnen die Gemeindelafjehrechnungen abzulegen. Sie bejchließen 
über die zu machenden Erinnerungen und über deren Erledigung. 


Im Fall des $ 64 tritt auch Hier die ganze Landgemeinde in die 
Stelle der Landverordnetenverfammlupg. 


$ 148. 


Mit den Kreiße, Provinziale und Landespolizeibehörden jtehen die 
Zandverordneten zwar regelmäßig nicht, jondern allein mit dem Schulzen— 
amte in offizieller Gejchäftsverbindung. Wenn fie aber gegen das Schulzen— 
amt ſelbſt Beſchwerde zu führen Haben, jo jteht ihnen frei, fich unmittelbar 
an ben Kreislandrat und in weiterer Inſtanz an die Provinzialpolizei- 
behörde zu menden. 
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Ss 144. 


Auch das Schulzenamt fteht regelmäßig nicht mit den Provinzial- 
und Zandespolizeibehörden, jondern allein mit dem Kreislandrat oder der 
fonjtigen Kreispolizeibehörde in Gejchäftsverbindung. Allein auch diefem 
ift erforderlichen Fall der Refurs von der Kreis- an die Provinzialpolizei- 
behörde unverwehrt, jowie es fich von ſelbſt verfteht, daß auch die letztere 
unmittelbar und durch den Departementsrat das Recht der Oberaufficht 
ausüben fann und das Schulzenamt jchuldig ift, allen vorgejeßten Be— 
hörden jederzeit diejenige Auskunft, welche verlangt wird, zu erteilen. 
Schriftlicher Verhandlungen bedarf es in der Regel auch bei den Schulzen= 
ämtern nicht weiter, als infofern folches durch diefe Anordnung oder fonft 
von den vorgefeßten Behörden ausdrücdlich gefordert wird. 


S 145, 


Sowohl das Schulzenamt als auch die Landverordnetenverfammlung 
fann die Einführung neuer und Abänderung beftehender Einrichtungen im 
Gemeinweſen in Vorſchlag bringen. Allein beide Behörden müflen fich 
jedesmal einander zuvor ihre Meinung nicht nur über die Zwedmäßigfeit 
der Neuerung, jondern auch über die Ausführung derjelben mitteilen und 
das Schulzenamt allezeit vor der Ausführung die Genehmigung der Kreis— 
polizeibehörde einholen. 


Titel IX. 


Bon der Verpflihtung der Gemeindeglieder zur Annahme 
öffentlicher Gemeindeämter, don dem Verlaß derjelben und 
der Suspension von foldhen Stellen. 


$ 146. 


jedes Gemeindeglied ift jchuldig, öffentliche Gemeindeämter zu über« 
nehmen und völlig unentgeltlich, getreu und gewiſſenhaft zu verwalten. 


s 147, 


Auch muß jedes Gemeindeglied jpecielle Aufträge des Schulzenamts 
in Gemeinde- oder Polizeiangelegenheiten übernehmen und fich derjelben er— 
forderlichen Falls ohne Rüdficht auf die Dauer des Gefchäfts big zu deren 
Erledigung unterziehen. 


$ 148. 


Zandverordniete find verbunden, jobald fie zu Mitgliedern des Schulzen- 
amts erwählt werden, ihr bisherige Amt niederzulegen und dagegen die 
auf fie gefallene neue Wahl anzunehmen. Deögleichen muß ein Schulz, der 
zum Oberſchulzen beftellt wird, fich diefer Beftellung unweigerlich unter« 
werfen. 
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s 149. 


Zandverordniete, die jogleich nach ihrem verfafjungsmäßigen Austritt 
von neuem gewählt werden, fünnen fich niemals entziehen, diefe Wahl an— 
zunehmen; was im gleichen Wall bei den Mitgliedern des Schulzenamts 
jtattfindet, ift $ 128 verordnet. 


$ 150. 


Bloß fortdauernde Krankheiten, Reifen, die lange Abweſenheit nötig 
machen, und ein Alter von jechzig Jahren find allgemein gültige Urjachen, 
die Annahme eines Gemeindeamt3 zu verjagen. 


$ 151. 


Außerdem können Staatsdiener, Geiftliche und Schullehrer den öffent- 
lichen Dienjt im Schulzenamte ablehnen, fofern namentlich die erjteren 
dejlen Berwaltung neben ihren Amts und Berufsgefchäften nicht beforgen 
fönnen. 

$ 152. 


Mer, ohne eine der vorjtehend beitimmten gejeglichen Urſachen für fich 
zu haben, ein öffentliches Gemeindeamt nicht allein auf den erften Antrag 
ablehnt, fondern auch auf gehörige Bedeutung über die Unerheblichkeit feiner 
Einwendungen die Annahme dennoch beharrlich verweigert oder fich auf die 
zweite Aufforderung binnen drei Tagen nicht erklärt, ift unmwürdig, an den 
Ehrenrechten eines Gemeindegliedes weiter teilzunehmen. 


$ 158. 

Gr verliert alsdann das Stimmrecht bei den Wahlen der Landverord— 
neten und alle Teilnahme an der Verwaltung des Gemeinwejens, muß da= 
gegen aber verhältnismäßig jtärfer zu andern Gemeindelaften beitragen. 
Das Berhältnis diefer ftärferen Konkurrenz wird auf ein Sechſtel bis ein 
Drittel der Abgaben beftimmt, die ihn font getroffen haben würden. Die 
Feſtſetzung in diefen Grenzen wird der Landverordnetendverfammlung überlaffen. 


$ 154. 
Auch über die Gültigkeit der Einwendungen ſoll jedesmal in der Land- 
verordnietenverfammlung abgejtimmt werden. 
$ 155. 


Die $ 153 beftimmte ftärfere Konkurrenz zu den Gemeindelajten trifft 
überhaupt jedes Gemeindeglied, das fich den Verluſt des Stimmrechts jelbit 
zugezogen und dadurch unfähig gemacht hat, an der Verwaltung des länd— 
lichen Gemeinweſens teilzunehmen. 


$ 156. 


Wem einmal ein Öffentliches Gemeindeamt übertragen ift, dem kann 
es vor Ablauf der Hierin bejtimmten Dienjtzeit wider feinen Willen von 
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der Drtöbehörde mit Zuftimmung der Sreispolizeibehörde nur dann wieder 
entzogen werden, wenn derjelbe wegen Vergehen und jchlechter Aufführung 
vom Stimmrecht ausgefchloffen werden muß oder Urfachen obwalten, wes— 
halb Staatödiener ihrer Poften entjeßt werden können. 


S 157, 


Dahingegen ſoll ohne Unterfchied jeder, der ein öffentliches Gemeinde- 
amt verwaltet, davon fujpendiert werden, jobald er in Konkurs gerät oder 
unter Kuratel gejeßt oder wegen eines Verbrechens zur Kriminalunterfuhung 
gezogen wird. 

$ 158. 


Um endlich aber das ehrenvolle Amt eines Oberjchulzen, Schulgen und 
den hohen Beruf der Landverordnieten auszuzeichnen, jo wird hierdurch be= 
jtimmt, daß ſowohl die Mitglieder des Schulzenamts ala die Landverord- 
neten bei ihren Zuſammenkünften im Dienfte der Gemeinde und bei der 
Ausübung ihres Amts ein weißſeidenes Band mit breiten ſchwarzen Rän— 
dern, die bei den Oberſchulzen eine jchmale filberne Einfaffung haben, im 
Knopfloch als Amtszeichen tragen follen. 

Co wie Wir Uns nun verfichert halten, daß alle Einwohner des 
platten Landes in Unjerer Monarchie Unjere Landesväterliche Huld, welche 
Wir denfelben durch Erteilung diefer Ordnung bezeigen, ala getreue Unter— 
thanen mit Dank erkennen und derjelben nachleben werden, ebenjo befehlen 
Wir Unſern fämtlichen Staatsbehörden jowie überhaupt jedermann, fich 
darnach jchuldigit auf das genauejte zu achten. 


Gegeben ıc. 
Initruftion 
behufs des Verhaltens der Qandverordneten bei ihren 
Verhandlungen. 
1; 


Gleich nach der vollendeten erſten Wahl treten die gewählten Land» 
verordneten unter dem Vorfi des ältejten Gemeindegliedes unter ihnen 
zufammen. 


2. 

Sie empfangen von dem Oberichulzen die aus dem Wahlprotofoll ge- 
fertigte beglaubigte Nachweifung von den erwählten Yandverordneten zu 
ihrer Legitimation und refognoszieren dadurch gegenfeitig die Richtigkeit der 
Wahl der verfammelten Perfonen. 


3. 


Hiernächſt wählen fie durch Stimmenmehrheit aus ihrer Mitte den 
Vorſteher, der zugleich das Protokoll der Berfammlung zu führen hat. 
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4. 


Zugleich verabreden fie Ort, Tag und Stunde, an welchen fie fünftig 
ihre gewöhnlichen Zuſammenkünfte halten wollen. 


5. 


In allen folgenden Jahren treten die neuerwählten Landverordneten 
zu derjelben Zeit, da jolches im eriten Jahre gefchehen, in die Verſamm— 
lung ein: vorher müſſen aber die Wahlprotofolle geprüft fein. 


6. 


Die Wahl des neuen Vorſtehers gejchieht erjt nach erfolgtem Eintritt 
der neuen Landverordneten; der alte Vorjteher kann aber dabei, wenn er 
noh Mitglied der Berfammlung ift, wieder erwählt werden. 


T; 


Der Vorfteher hat das Recht und die Pflicht, alles zu thun, was zur 
guten Ordnung in den Gejchäften und zum gewöhnlichen nüßlichen Be— 
triebe der gemeinfamen Angelegenheiten erforderlich it. 


8. 


Zu feinem Amte gehört es, Berfammlungen zu berufen, die Direktion 
in denfelben zu führen, die Gegenjtände der Beratjchlagung vorzutragen 
oder zu dem Ende an die Mitglieder zu verteilen, die Stimmen zu fammeln 
und den Beichluß genau nach denjelben abzufaſſen. 


9. 


Inſonderheit iſt es feine Pflicht, dahin zu jehen, daß nichts wider die 
Rechte des Staatd vorgenommen und bejchloffen und jeder Beichluß dem 
Schulzenamte eingereicht werde. 


10. 


Er Hat auf Ruhe und Ordnung in den Berfammlungen zu halten 
und die nötigen Außfertigungen, joweit e8 deren nach S 117 bedarf, zu 
beforgen. Es bleibt dem Beichluß jeder Verfammlung überlafjen, ihm zu 
dem lebteren Behuf die nötige Hülfe auf die befte und wohlfeiljte Art zu 
gewähren. 


11: 


Beruft der Vorſteher ertraordinäre Verfammlungen, jo muß zugleich 
der Zwed derfelben, injofern Ddiejer nicht aus bejonderen Gründen geheim 
gehalten ift, angedeutet werden. Ber den gewöhnlichen Situngen reicht 
e8 hin, wenn die Gegenjtände, worüber beratjchlagt werden ſoll, zuvor 
verzeichnet werden und dies Verzeichnis am Tage vor der Sitzung bei dent 
Borfteher von jedem Landverordneten eingejehen werden fann. 
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12. 

Über jede Situng muß der VBorjteher ein Protokoll aufnehmen. Diefes 
fängt damit an, daß derjelbe die ſämtlichen anweſenden Mlitglieder nament- 
lich verzeichnet und bemerkt, wer abmwejend tft. Alsdann aber wird jeder 
zum Bortrag kommende Gegenftand der Beratichlagung nach der Reihe, 
fo wie darüber beratjchlagt worden, und der darauf gefaßte Beichluß ver: 
zeichnet. Nach dem Schluß wird dieſes Protokoll von allen anmwejenden 
Mitgliedern der Berfammlung unterzeichnet. 


13, 

In der Regel muß dieſes Protokoll jogleich bei der Sikung auf 
genommen werden: wenn dies aber wegen Weitläuftigleit der Gegenjtände 
und der Beratjchlagungen nicht thunlich ift, jo Iteht es dem Vorſteher frei, 
ſolches auch nach der Situng, jedoch vollftändig und längſtens binnen drei 
Tagen, abzufaffen und von den anweſend gewejenen Landverordnieten mit— 
vollziehen zu laſſen. 

14. 

Bei der Beratichlagung jelbit hat jeder Landverordnete gleiches Recht, 
jeine Meinung, und was zur Grläuterung der Sache dient, freimütig zu 
äußern. 

15. 

63 wird über jeden Gegenstand folange beratichlagt, bis derjelbe zum 
Beſchluß reif ift. Doch kann der Vorfteher verlangen, daß die Mitglieder 
ihre Meinung nach der Reihe abgeben. 


16. j 
Gr darf aber niemals zulafjen, daß die Diskuſſionen auf andere Gegen— 
ftände ala diejenigen gerichtet werden, worüber die Beratjchlagung ftatt- 
findet. 
17. 
Nach vollendeter Beratjchlagung oder wenn die vorliegende Sache nad 
dem Ermeſſen des Vorſtehers durch diejelbe Hinlänglich erörtert ift, tritt 
die Sammlung der Stimmen ein. 


18. 


Sind diefelben verjchieden, jo werden fie von dem Vorſteher laut ge= 
zählt und nach der Mehrheit der Stimmen der Beihluß audgejprochen 
und in da® Verſammlungsprotokoll niedergejchrieben. 


19. 


In der Regel muß über jeden Gegenftand, der zur Beratung kommt, 
in derjelben Situng, worin folcher zum Vortrag gebracht ift, ein Beichluß 
gefaßt werden. 
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20, 

Iſt aber der Gegenjtand von bejonderer Wichtigkeit oder erfordert der— 
jelbe Prüfung an Ort und Stelle von jeiten jedes Mitgliedes der Ber- 
Jammlung, jo fann der Borfteher oder auch die Verfammlung jelbit durch 
Stimmenmehrheit bejtimmen, daß die Sache für die gegenwärtige Sitzung 
und der Beihluß bis zur mächjten ordentlichen oder bis zu einer jogleich 
zu verabredenden außerordentlichen Sitzung ausgejegt werden ſoll, und als— 
dann wird jtatt des Bejchluffes nur dies in das Verſammlungsprotokoll 
niedergefchrieben. 


Anlage G. 
Entwurf Friefe vom 29. Dezember 1810. 


— —— 


Entwurf einer ländlichen Gemeindeordnung. 

Mir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen u. f. w. 
thun fund u. ſ. w. Diejelben Gründe, welche uns veranlaßt haben, den 
jtädtischen Gemeinden eine fejte, jelbjtändigere Verfaſſung zu geben, bejtimmen 
Uns, in Abficht der Ländlichen Gemeinden Hierdurch ein Gleiches zu thun. 

Wir verleihen ihnen demnach nachjtehende Ordnung, indem Wir zu— 
gleich alle dagegen laufende ältere Gejege Hiermit und kraft dieſes auf- 
Heben: | 

I. Gemeindeeinteilung. 
1. Gemeinden. 
a. Einfache. 
S 1. 

Alle Bewohner eines Dorfes don wenigjtens 15 Feuerſtellen jtehen in 

einer notwendigen Gemeindeverbindung. 
82. 
Kleinere Dörfer und einzeln belegene Grundftüde, 3. B. Fabrikanlagen, 


Mühlen, Krüge u. ſ. w., werden mit der zunächjt belegenen ländlichen Ge— 
meinde vereinigt, ohne daß ein Widerſpruch dagegen zuläffig ift. 
4* 
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b. Zujammengefeßte. 
83. 
Auch können ſich mehrere benachbarte Dörfer von der 5 1 beſtimmten 
Größe durch freien Vertrag zu einer Gemeinde vereinigen. 


84. 
Dies kann gleichfalls zwiſchen benachbarten Land- und Stadtgemeinden 
ſtattfinden. 
2. Großgüter. 
85. 
Güter, die wenigſtens einen Flächeninhalt von ſechshundert Magde— 
burgſchen Morgen und eine Bevölkerung von 60 Seelen haben, nur einer 
Perſon im rechtlichen Sinne angehören und als ein Ganzes bewirtſchaftet 


werden, jind dem Gemeindeverband nicht unterworfen, im Fall fie fich bis 
jegt darin noch nicht befunden haben. 


S 6. 

Dergleichen Güter werden Großgüter genannt. Auf den Unterjchied 
ihrer bisherigen Qualität — Rittergüter, Köllmiſche, Erbpachtgüter u. ſ. w. — 
fommt es dabei gar nicht an. 

3. Deren Beziehung auf Gemeindeverhältniffe. 
8 7. 

Den Eigentümern, Lehns-, Fideilommiß-, Erbpachts- oder Erbzing- 

befigern derjelben jteht es jedoch frei, fich nicht bloß für ihre Perſon, ſon— 


dern auch mit ihren Grundjtüden benachbarten Gemeinden einzuverleiben, 
ohne daß die Agnaten oder Obereigentümer einen Widerfpruch haben. 


88. | 

Ein Gleiches können die Beſitzer von Kleinen zu Großgütern gehörigen 
Unteretabliffements, 3. B. Mühlen, Krügen u. ſ. w., thun, wenn ihnen 
daran ein Eigentums- oder doch ein unwiderrufbares erbliches Nutzungs— 
recht zuſteht. 

4. Gemeindebezirk. 
89. 

Die zu den Grundjtüden der angeſeſſenen Mitglieder gehörigen Län— 

dereien und Feldmarken machen den Gemeindebezirk aus. 


$ 10, 


Es ſoll demnach künftighin feine Feuerſtelle mehr geben, die nicht ent» 
weder zu einer Gemeinde oder einem Großgut gehört. 
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II. Gemeinderedt. 
515, 
Jede Gemeinde befteht aus Mitgliedern und Schutzverwandten. 


A. Gemeindeglieder. 
8 12. 


Mitglieder find nur die, welche das Gemeinderecht befiken. 
Alle übrigen Dorfbewohner machen die Klaſſe der Schutzverwandten aus. 


1. Deren Befugnifje. 
Ss 18. 
Das Gemeinderecht begründet die Befugnis, 


a. Grundftüde in dem Gemeindebezirk zu befigen und jedes erlaubte 
Gewerbe darin jelbftändig zu betreiben ; 


b. an der Benußung des Gemeindevermögens Anteil zu nehmen. 


2. Deren Ehrenredte. 
8 14, 
Es ijt ferner ein notwendige Erfordernis, um 
a. den Gemeindeverfammlungen beizumohnen und 
b. ein Gemeindeamt zu befleiden. 


3. Deren Pilichten. 
$ 15. 

68 enthält aber auch die Verpflichtung: 

a. das Beſte der Gemeinde überall nach Möglichkeit wahrzunehmen 
und zu befördern; 

b. zu den Lajten und Schulden der Gemeinde nach Verhältnis bei— 
autragen ; 

ce. Gemeindeämter und einzelne Aufträge in Gemeindeangelegenheiten 
zu übernehmen und gewifjenhaft auszuführen. 


4. Notwendige Mitglieder. 
S 16. 

jeder, welcher in dem Gemeindebezirk ein Grundſtück befitt oder ein 
jelbftändiges Gewerbe durch Aderbau, Viehzucht, Handel, Fabrik oder 
Handwert von dem Belange, daß er jährlich eine Gewerbejteuer von 
2 Thlr. 16 Gr. entrichtet, betreibt, Hat die Verpflichtung, binnen 3 Mo— 
naten das Gemeinderecht, bei Verluft aller daraus entjpringenden Rechte 
und Vorteile ($$ 13 und 14),-zu gewinnen. 


54* Anlage G. 


5. Freiwillige Mitglieder. 
$ 17. 

Freiwillig kann es aus der Zahl der übrigen Einwohner jeder freie 
Mann werden, der ein reines Ginfommen nachweifet, deflen Betrag dem 
Einkommen aus dem geringjten Gewerbe der notwendigen Mitglieder gleich- 
fommt, und weder in dem Verhältnis eines Dienftboten noch Tage— 
löhners ſteht. 

s 18. 

Auch Pächter und Wirtjchaitsverwalter von Großgütern können für 
ihre Perfon einer benachbarten Gemeinde beitreten. Die Wirtichaftsverwalter 
bedürfen dazu aber der Einwilligung ihres Brotherrn, folange fie in defien 
Dienjten find. | 

S 19. 
Staatöbeamte, Prediger und Schullehrer find in Abficht der Dienft- 


ländereien oder Wohnungen, welche fie im Gemeindebezirk befiten, von der 
Verbindlichkeit frei, Gemeindeglieder zu werden. 


6. Modifilationen in Abficht beider Arten. 
⸗ 8 20. 


Abweiende, Frauenzimmer, Minderjährige und alle, welche ihr Ber: 
mögen nicht jelbjt verwalten können, müflen, wenn fie im Gemeindebezirk 
angejeffen find oder ein Gewerbe jelbjtändig betreiben oder dasjelbe für 
ihre Rechnung betrieben wird, zwar das Gemeinderecht gewinnen, haben 
aber feinen Anteil an den Ehrenrechten desjelben oder der Befugnis, den 
Gemeindeverfammlungen beizumohnen und ein Gemeindeamt zu befleiden 
(S 14), müſſen auch zur Erfüllung ihrer Gemeindepflichten einen jolchen 
Stellvertreter ftellen, dem für feine Perſon die Mitgliedichait nicht verfagt 
werden fönnte. 

7. Erwerbungsart der Mitgliedichaift. 
$ 21. 

Nur die verfammelte Gemeinde kann durch einen nach der Mehrheit 

gefaßten Beihluß das Gemeinderecht erteilen. 
S 22. 
Seder, dem dasjelbe bewilligt it, muß im Schulzenamte den Ge— 


meindeeid leiften, daß er die ihm ala Mitglied obliegenden Pflichten ge= 
treulich erfüllen wolle. 
8. Erfordernijje zu derjelben und Folgen bei deren 
Grmangelung. 
$ 28. 
Denen, welchen es vorftehend freigejtellt ift, dag Gemeinderecht zu er= 


langen (SS 17—19), kann dasfelbe nicht verjagt werden, wenn fie einen 
unbejcholtenen Ruf glaubhaft nachweifen. 
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Hierzu gehört e8 auch, daß fie niemals in einer Kriminalunterfuchung 
gewejen oder in bderfelben doch ganz vollitändig freigeiprochen fein müfjen. 


24. 


Sind dieſe Erforderniffe nicht vorhanden, jo fann einem folchen Sub= 
jeft das Gemeinderecht nur durch einen einmütigen Beichluß der ganzen 
Gemeinde erteilt werden. 


AI 


S 25. 

MWenn jemand die Unbejcholtenheit des Rufs nicht für fich hat, der 
ein Grundjtüd im Gemeindebezirk erwerben oder darin ein Gewerbe von 
dem $ 16 bejtimmten Belange jelbjtändig betreiben will, aljo verpflichtet 
it, das Gemeinderecht zu gewinnen, dem kann folches zwar nicht verjagt 
werden ; er erlangt aber nicht die Ehrenrechte desjelben (SS 14 und 20) und 
muß gleichwohl vollftändig zu den Gemeindelaften und =jchulden beitragen. 


Ss 26. 
Hat die Gemeinde jedoch ſechs Jahre verftreichen laſſen, ohne von 
ihrer Befugnis, ein jolches Mitglied (S 25) von ihren VBerfammlungen aus: . 


zujchließen, Gebrauch zu machen, jo kann fie e8 weiterhin nicht mehr thun, 
e8 wäre dann, daß dasſelbe ihr neue hinreichende Gründe dazu gegeben hätte. 


Ss 27. 
Während diefer jechs Jahre it die Stimme eines Gemeindegliedes 
hinreichend, um die Gemeinde zu verpflichten, das bejcholtene Mitglied von 
den Gemei ndeverfammlungen auszufchließen. 


S 28, 


Hat die Gemeinde in der gejeßten Friſt (S 26) das Subjekt ausge— 
ichlofjen, jo fann es nur von der Ausfchließung an gerechnet nach Verlauf 
von jech® Jahren, wenn es während bderjelben fich tadellos geführt hat, 
durch einen Beichluß von drei Vierteilen der Gemeinde und, wenn es vor 
diejer Zeit gejchehen ſoll, nur durch einen einmütigen Beichluß der ganzen 
Gemeinde der Chrenrechte teilhaftig gemacht werden. 


9. Verluſt der Mitgliedſchaft. 
a. Durch Ausſchließung. 
8S 29, 


Die Gemeinde hat gleichfalls das Recht, ein ſchon aufgenommenes 
Mitglied der Ehrenrechte (SS 14 und 20) verluſtig zu erklären, wenn dasſelbe 
a, in eine Kriminalunterfuchung verfällt und darin nicht völlig frei= 
gefprochen wird oder 
b. einen unehrbaren anjtößigen Lebenswandel treibet und davon auf 
wiederholte Borftellungen nicht abgelafjen hat. 
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$ 30. 

Iſt das Gemeindeglied zu einer dreis oder mehrjährigen Feſtungs- oder 
Zuchthaus- oder einer anderen diejer gleichfommenden Strafe verurteilt wor= 
den, jo kann die Gemeinde ihm das Gemeinderecht gänzlich nehmen, ſelbſt 
wenn es ein notwendiges Mitglied wäre, und aljo auch darauf dringen, 
daß dasjelbe jein Grundftüd veräußere oder fein Gewerbe niederlege. 


8983. 

Don diefer Berugnis muß jedoch binnen Jahresfrift nach rechtskräftig 
ergangenem Urteil Gebrauch gemacht werden, widrigenfall® nur die milderen 
Folgen, nämlich der Berluft der Ehrenrechte, Pla greifen können, im 
Rüdficht welcher auch Hier die Beftimmungen der SS 26—28 vollftändig 
Anmendung finden. 


b. Durd den Tod oder Verlegung bes Wohnfites. 
S 32. 


Außer dieſen Fällen erliicht das Gemeindereht nur durch den Tod 
des Inhabers und die Verlegung feines Wohnſitzes. 


Ss 33. 
Die bloße Entfernung aus dem Gemeindebezirk, ohne daß ein anderer 


Mohnfit genommen wird, zieht erjt nach Verlauf von zwei Jahren den 
Verluſt des Gemeindereht3 nach fich. 


$ 34. 

Will jemand bei Berlegung de Wohnſitzes oder bei längerer ala 
zweijähriger Entfernung fein Gemeinderecht behalten, jo kann e8 nur mit 
ausdrüdlicher Zuftimmung der Gemeinde gejchehen. 

c. Durch Entjagung. 
S 85. 

Freiwillige Gemeindeglieder haben die Berugnis, dem Gemeinderecht zu 
entjagen und, wenn fie im Gemeindebezirk wohnen, in die Klaſſe der Schutz— 
verwandten zurückzutreten. 

S 36. 

Sie fönnen jedoch nachher in derjelben jowie in jeder anderen Gemeinde 
nur mit einer überwiegenden Stimmenmehrheit, das heißt: wenigjtens mit 
drei DVierteilen, zum Mitglied wieder angenommen werden. 

S 37. 

Die Befiger von Großgütern und einzelnen in denjelben belegenen 

Gtablifjements, welche auch ihre Befigungen dem Gemeindebezirk einverleibt 


haben (SS 7 und 8), können fi damit aus dem Gemeindeverband nur dann 
logmachen, wenn fie entweder die Befugnis des Nüdtritts in dem Ein» 
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verleibungsvertrag außdrüdlich dorbedungen haben oder einer ihnen näher 
belegenen Gemeinde mit ihrem Grundjtüde wiederum beitreten. 


S 838. 
Bon der Befugnis des Rücktritts aus dem erften der vorgebachten beiden 


Gründe können fie und ihre etwaigen Nachfolger im Beſitz jedoch nur in 
den eriten zehn Jahren Gebraudy machen. Nachher ift fie erlofchen. 


S 39. 


Wenn ein notwendiges Mitglied fein Grundftüd veräußert oder fein 
Gewerbe aufgiebt, gleichwohl im Gemeindebezirt wohnen bleibt, jo wird 
dasjelbe ala ein freiwilliges Mitglied betrachtet und beurteilt. 


10. Nußungsrehte der Gemeindeglieder an dem Gemeinde» 
bermögen. 
S 40. 


Durch die den Gemeindegliedern beigelegte Befugnis zur Benußung 
des Gemeindevermögens werden keineswegs die einzelnen Klaſſen oder In— 
dividuen daran zuftehenden bejonderen Nubungsrechte verändert oder aufs 
gehoben. 

s 41. 


Mo aljo zwijchen den angejeflenen Wirten und den übrigen Dorf- 
bewohnern oder auch zwijchen den verjchiedenen KHlafjen der erjteren gewiſſe 
Berhältniffe in Anfehung der Nutzungen durch Verträge oder hergebrachte 
Gewohnheit jejtgejet find, hat es dabei auch fernerhin fein Bewenden. 


Ss 42. 


Sind dergleichen Beitimmungen nicht vorhanden, fo nehmen die Ge— 
meindeglieder nach eben dem Maßſtabe an den Nubungen teil, ala fie zu 
den Gemeindelaften beizutragen jchuldig find. 


11. Deren Beitragspflichtigfeit zu den Gemeindelaften. 
a. Allgemeine Vorfchriften darüber. 
S 48. 


Ebenſo behält es bei dem Verhältnis und der Art und Meife, wie 
bisher die Gemeinlaften und beiträge verteilt und aufgebracht wurden, in 
jeder Gemeinde auch fernerhin jein Verbleiben. 


8 44. 
Wenn dieſes nicht fejtjteht oder bei neuen Einrichtungen und Anlagen 


die vorhandenen Maßjtäbe keine Anwendung finden fönnen, jo gelten fol- 
gende Regeln: 


nn 
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. Zu Errichtung und Unterhaltung von Gemeindeanitalten, die nur 


einem Zeil der Gemeinde Vorteil gewähren, trägt auch diefer 
nur bei. 


. Gemeindedienjte, welche mit Gejpann zu verrichten find, liegen der 


Regel nach) nur den damit verſehenen Mitgliedern nach Verhältnis 
ihrer einzelnen Grundjtüde ob. 


. Sind zu diefen Spanndienjten auch Handdienfte erforderlich, jo 


werden letztere von den nicht beipannten Gemeindegliedern und 
Schutverwandten nach der Zahl der dazu verpflichteten Wirte aus— 
ichließlich geleijtet. 


. Alle übrigen Handdienjte werden gemeinſchaftlich von jämtlichen 


Mitgliedern und Schußverwandten, fie mögen Gejpann haben oder 
nicht, nach dem vorher bemerkten Maßſtabe aufgebracht. 


. Dies findet gleichfalls bei allen perjönlichen Dienftleiftungen, 3. B. 


Wachen, Transportierungen, Patrouillen u. j. w., jtatt, wofern 
nicht einzelne Klaſſen außdrüdlich ausgeſchloſſen find. 


. Inwiefern bei dergleichen perjönlichen Dienitleiftungen Stellvertreter 


zugelaffen werden können, hängt von der Natur jeder einzelnen 
Dienitleijtung und den darüber bejtehenden beſonderen Gejegen ab. 


. Kunſt- und handwerfamäßige Dienjte können niemals unentgeltlich 


gejordert werden. 


.Bloße Botendienfte liegen den Schußverwandten ausjchließlich, 


reiheweife, ob. 


- Dagegen fönnen fie bei denjenigen Dienften, zu welchen fie ge— 


meinjchaftlich mit den Gemeindegliedern beitragen (ec. d. e.), ver— 
hältnismäßig immer nur mit der Hälfte angezogen werden, als 
ein Gemeindeglied dazu beiträgt. 


. Die baren Geldbeiträge werden in der Regel nach dem Verhältnig 


der landesherrlichen Steuern aufgebracht. 


b. Zuläffigfeit von Verträgen dabei. 
Ss 45. 


Allen, welche das Gemeinderecht nicht aus Verbindlichkeit gewonnen 


haben, jteht e3 frei, das Verhältnis in Abficht ihrer Beiträge zu den Ge— 
meindelaften in dem Vertrage mit der Gemeinde ausdrüdlich zu verabreden. 
Sit jolches unterblieben, jo finden auch auf fie die Vorjchriften der SS +3 
und 44 Anwendung. 


$ 46. 


Gine ſolche Verabredung kann jedoch in Rückſicht derjenigen Dienit- 


leiftungen nicht getroffen werden, welche von Landespolizei wegen aus— 
drüdlich auf gewiſſe Perfonen gelegt worden find, wofern das Geſetz jelbit 
nicht eine Stellvertretung darüber nachgelaffen hat. 


% 


a 


en 
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c. Wegen Befreiungen davon. 
847. 

Die Befreiungen, welche bisher einzelnen Perſonen in Abſicht der Bei— 
träge zu den Gemeindelaſten zugeſtanden haben, bleiben ſolange in Kraft, 
als der Grund, weshalb ſie ihnen bewilligt ſind, vorhanden iſt. Mit 
dieſem hören ſie auf. 


S 48. 


Auch können von jekt ab feine perfönlichen Befreiungen mehr erteilt 
werden. Sie find zu jeder Zeit widerrufbar. 


S 49. 


Ebenjfowenig fann einzelnen Grundftüden von jet ab eine Berreiung 
von irgend einer Gemeindelaft gültig mehr erteilt werden, und die Befiter 
von Grundjtüden, auf welchen dergleichen Beireiungen bisher ſchon gehaftet 
haben, müfjen fich die Ablöfung derjelben von jeiten der Gemeinde nach den 
Srundfäßen der Gemeinheitsteilungs- Ordnung zu jeder Zeit gefallen laſſen. 


Anfonderbeit wegen ber Prediger und Schullehrer. 
S 50. 
Ausgenommen hiervon find jedoch die Prediger und Schullehrer, ala 


welche ſowohl für ihre Perfon ala in Rückſicht ihrer Dienftländereien und 
Wohnungen ftet3 eine gänzliche Befreiung von allen Laſten genießen jollen. 


$ 51. 


inwiefern jedoch die Gemeinde des Orts dafür eine Entjchädigung 
von der Kirchen: oder Schulgemeinde verlangen fann, iſt nach den allge— 
meinen Gejeßen zu beurteilen. 


Regen der iibrigen Staatsbeamten. 
8 52. 


Alle übrigen Klaſſen von Staatsbeamten find zwar von allen per= 
jönlichen Dienftleiftungen frei. Ob fie aber dafür einen tauglichen Stell: 
vertreter jtellen müffen und wiefern ihre Dienjtländereien oder Wohnungen, 
alla fie dergleichen innehaben, von den auf Grundftüden ruhenden Ge— 
meinlajten befreit find, hängt nach Anleitung des S 42 don der Ortäver- 
faflung und dem dafelbit üblichen Herfommen ab. 


S 53. 
Beitimmt dieſes darüber nichts Feſtes, jo müſſen fie zu Pperfönlichen 
Dienften einen tauglichen Stellvertreter gejtellen und zu den übrigen Laften 


von den Dienjtländereien in eben demſelben Verhältnis beitragen, als die 
angejeffenen Gemeindeglieder es von ihren Ländereien thun. 
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$ 54. 

Haben aber dergleichen Berreiungen ftattgefunden, jo hören fie mit dem 
Abgange der jekigen Beamten auf und können nicht weiter fortgejegt und 
verliehen werden, außer daß die in SS 52 und 53 nachgegebene Stellvertretung 
dabei zuläfſſig ift. 

$ 55. 

Solche Staatöbeamte, die feine Dienftländereien oder Dienftwohnungen 
befigen, werden aber in jeder Weife nur nach dem Verhältnis der Schuß» 
verwanden zu den Gemeindelaften angezogen, wofern fie nicht das Gemeinde 
recht gewonnen haben. 


d. Ablösbarkeit der beſondern Nutzungsrechte am Gemeinbevermögen. 
S 56. 
Auf dem 5 49 angegebenen Wege können zu jeder Zeit auch die be= 


ſondern Nutzungsrechte einzelner Klaffen oder Individuen an dem Gemeinde: 
vermögen von der Gemeinde abgelöjt werden. 


B. Schusverwandte. 
S 57. 

Keine Gemeinde hat das Recht, jemandem den Aufenthalt als Schub: 
verwandter in ihrem Bezirk zu unterfagen, der einen unbefcholtenen Ruf für 
fih Hat und nachzuweifen im ftande ift, daß er fich und feine Familie auf 
eine ehrliche Art ernähren könne. 

8 58. 

Die Schußverwandten haben gleichialla die Verpflichtung, das Beſte 
der Gemeinde zu befördern und zu den Laſten und Schulden in obigem 
Verhältnis beizutragen. 

8 59. 

Inſofern die Verfaſſung des Orts nicht ein anderes beitimmt, find fie 
befugt, das zu ihrer Haushaltung benötigte Vieh auf die Gemeindeweide 
zu treiben. Ob gegen Weidegeld oder unentgeltlich — hängt von dem an 
edem Ort üblichen Herfommen ab. 


S 60. 


Diefe Befugnis der Schußverwandten kann jedoch niemals eine Gemein 
heitsteilung hindern und darf dabei auch nur in Rückſicht derjenigen Schuß- 
verwandten beachtet werden, welche die Meidegerechtigfeit vermöge eines be= 
fonderen Rechtsgrundes ausdrüdlich erworben haben. 


C. Allgemeine Beitimmungen. 
s 61. 


Die Gewinnung des Gemeinderechts und bei den Schußverwandten die 
Niederlaffung im Gemeindebezirk ift hinreichend, die Verpflichtung, zu den 


Anlage G. 61* 


Gemeindelaſten und =jchulden beizutragen, zu begründen, und bedarf es feiner 
ausdrüdlichen Übernahme derjelben. 


8 62. 
Dieje Verpflichtung dauert aber auch nur folange, al® die Verbindung 
mit der Gemeinde bejteht. Bei dem Abzuge darf alfo deshalb außer den 


etwa rüdjtändigen Beiträgen für die Vergangenheit nichts zurüdbehalten 
werden. 


8 68. 


Sin jeder Gemeinde muß ein genaues und namentliches Verzeichnis der 
Gemeindeglieder und Schußverwandten (Gemeinderolle) geführt werden. 


III. Gemeindeverwaltung. 
1. Gegenftände des Gemeinweſens. 
S 64. 


Jede Gemeinde iſt befugt, ihr Gemeinwejen jelbjt zu verwalten, joweit 
fie darin nicht durch allgemeine Geſetze und dieje Ordnung bejchränft iſt. 


S 65. 
Zu dem Gemeinwejen gehören alle Angelegenheiten, welche die Ge- 


meinde als ein Ganzes angehen und ein gemeinjames Intereſſe für alle Ge- 
meindebewohner haben. 


Ss 66. 


Anjonderheit find dahin zu rechnen die Beratungen und Beichlüffe über 
a. die Art und Weife der Benußung der Gemeindegrundjtüde und 
des übrigen Gemeindevermögeng, 
b. Berträge, Entjagungen, Grwerbungen und Veräußerungen, welche 
die Gemeinde eingeht, 
c. Prozefle und Bevollmächtigungen der Gemeinde, 
d. Einrichtung und Berwaltung gemeinnüßiger Anjtalten in der 
Gemeinde, 
e. Ausführung der polizeilichen und Tandesherrlichen Anordnungen, 
infoweit es dabei auf bejondere Koften oder Dienjtleiftungen an— 
fommt, und die Beichaffung und Verteilung dieſer Kojten und 
Dienite, 
* Ausbringung und Verteilung der übrigen Gemeindelajten und Bei— 
träge, 
g. Regulierung des Gemeinde-Schuldenwefeng, 
. Abnahme der Gemeinderechnungen, 
. Wahl der Gemeindebeamten und der Abgeordneten zu den Wahl: 
verſammlungen des Kreiſes, 
k. Erteilung und Entziehung des Gemeinderechts, 


— 


m“ 
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l. und jämtliche übrige die Dorfverwaltung betreffende Angelegen- 
heiten, die bis jeßt Schon ein Gegenjtand der Dorfverfammlungen 
gewejen find. 

2. Gemeindeverjammlungen. 
S 67. 
Um fich über diefe Angelegenheiten zu beratichlagen und darin Beichlüffe 
zu faffen, kann jede Gemeinde VBerfammlungen halten. 


S 68. 


Nur die verfammelte Gemeinde Hat das Recht, gültige Beichlüffe zu 
faſſen, aljo nicht einzelne Mitglieder oder Klaſſen derjelben, deren Hand— 
lungen für die Gemeinde nur dann von Berbindlichkeit find, wenn fie zu 
diefen Handlungen von der Gemeinde entweder ausdrüdlich bevollmächtigt 
werden oder vermöge ihres Amts dazu ermächtigt find. 


S 69, 


Jedes Gemeindeglied, welches davon nach dem vorigen Abjchnitt nicht 
ausdrücklich ausgeichloffen ift, hat die Befugnis, in den VBerfammlungen zu 
ericheinen, feine Meinung und Stimme über die zur Beratung kommenden 
Sachen abzugeben und jelbft Vorichläge zum Bejten der Gemeinde zu machen. 


5 70. 


Schutzverwandte find don den Verfammlungen ausgeſchloſſen. 


3. Die Gemeindeverwaltung erfolgt 
a. entweder von der Gejamtheit 
871. 
Die Verwaltung des Gemeinweſens geſchieht jedoch nur alsdann und 


ſolange in der ganzen verſammelten Gemeinde, als die Zahl der zur Teil— 
nahme berechtigten Mitglieder noch nicht 50 beträgt. 


b. oder durch Stellvertreter, Gemeindeverordnete. 


$ 72. 


Sn ſtärkeren Gemeinden erfolgt die Verwaltung durch Stellvertreter 
oder Gemeindeverordnete, weil die Erfahrung es lehrt, daR zu große Ver— 
ſammlungen in jolchen Fällen nie von Nutzen find. 


Deren Berechtigungen. 
8 73. 
Dieſe Gemeindeverordneten vertreten in ihrer Berfammlung die ge— 


jamte Gemeinde in vollem Umfange und mit allen rechtlichen Wirkungen. 
Die Verordnetenderfammlung it daher volljtändig befugt, alles dasjenige 
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zu thun, was bei Eleineren Gemeinden nur die Gejamtheit der Gemeinde- 
glieder thun kann. 


8 74. 


Die Gemeindeverorbneten find bei ihren Beſchlüſſen auch ganz frei 
und unabhängig von den Meinungen der übrigen Gemeindeglieder und können 
bloß nach eigener Einficht und ihrem Gewiffen handeln, fie werden Lediglich 
nur durch die Vorſchriſten der Geſetze gebunden. 


Deren Anzabl. 
Ss 75. 


Auf drei Gemeindeglieder wird ein Verordneter erwählt, jedesmal au 
drei Jahre, und alle Jahr jcheidet der dritte Teil der Verordneten aus, 
in den beiden erjten Jahren nach dem Loſe, demmächjt nach der Zeit ihrer 
Mahl. 

$ 76, 

Mehr als 30 Mitglieder joll die Berfammlung der Gemeindeverord- 
neten niemals enthalten, das Schulzenamt mit eingerechnet, und wenn daher 
eine Gemeinde jo zahlreich it, daß nach dem eben aufgeitellten Grundjaß 


mehrere VBerordniete zu erwählen fein würden, jo muß die Anzahl derjelben 
bis auf 30 ermäßigt werden. 


Deren Wahl. 
Ss 77, 

Die Wahl gefchieht von der ganzen Gemeinde ($ 68). Jedes Mit- 
glied derjelben, welches an den Gemeindeverfammlungen teilnehmen kann, 
hat die Befugnis, bis zum Abend vor der Wahl in ein Buch, welches zu 
dem Ende in dem Schulzenamte gehalten werden muß, den Namen des— 
jenigen Gemeindegliedes einzufchreiben oder einjchreiben zu laſſen, welches 
dasselbe zur Wahl auisftellen will. Bor der Wahl wird die Liſte der ein- 
gejchriebenen Mitglieder verlefen und demnächſt über jedes derjelben abge= 
ftimmt, 

Wer die Mehrheit für fich Hat, ijt als erwählt zu betrachten, doch 
muß wenigjtens die Hälfte der Verfammlung für ihn geitimmt Haben. 

St dies nicht der Fall, oder find nicht foviel Männer zur Wahl 
vorgejchlagen, ald Gemeindeverordnete jein müſſen, jo kann jedes Gemeinde- 
glied neue Vorfchläge machen, und es wird damit und mit der Abftimmung 
über die neuen Borfchläge jolange fortgefahren, bis die annoch fehlende 
Zahl der Verordneten auf die eben feſtgeſetzte Weije erwählt ift. 


8 78. 


MWahlfähig zum Gemeindeverordneten ift jedes Gemeindeglied, welches 
von der Teilnahme an der Gemeindeverwaltung nicht außgefchloffen ift. 
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Ss 79. 


Es müſſen jedoch immer verhältnismäßig aus der Zahl der Gemeinde= 
glieder, deren Hauptgewerbe in dem Aderbau befteht, ſoviel Gemeindever- 
ordnete erwählt werden, ala die Gejamtzahl diefer Mitglieder zu der 
Gejamtzahl der übrigen Gemeindeglieder fich verhält. Wenn daher z. B. bei 
einer Gemeinde von 60 Mitgliedern 45 den Aderbau und 15 ein anderes 
Gewerbe oder gar keins treiben, jo müfjen 15 Gemeindeverordnete aus der 
eriten und 5 aus der zweiten Klaſſe gewählt werden. 


8 80. 


Für den Fall des Abgangs eines Gemeindeverordnneten während des 
Laufs des Jahres müſſen in jeder Klaſſe ein bis zwei überzählige Gemeinde» 
verordnete gewählt werden, welche aladann einrüden. 


Ss 81. 


Wenn in einer der beiden Klaſſen mehrere Subjekte eine gleiche 
Stimmenzahl für fi) haben, jo entjcheidet unter ihnen das Los. 


$ 82. 


Bei den Wahlen jelbjt wird der Unterfchied der beiden Klaſſen ($ 79) 
nicht beobachtet. Die aderbautreibenden Gemeindeglieder jtimmen alſo 
gleichtallg bei der Wahl der Verordnieten für die zweite Klaffe, und jo 
umgefehrt die zu dieſer gehörigen Glieder bei der Wahl der Verordneten für 
die aderbautreibenden Wirte mit. 


Deren Disciplin. 
g 83. 


Wenn ein Gemeindeverordneter wiederholentlich die Verordnetenverſamm- 
lungen nach fruchtlo8 gebliebener Warnung verabjäumt, jo kann derjelbe 
durch einen Beichluß der Verſammlung ausgeichloffen und dem Befinden 
nach nicht allein jeiner übrigen Ehrenrechte ala Gemeindeglied, fondern fogar 
auch des Gemeinderechts jelbjt verluftig erklärt werden. 


$ 84, 


63 folgt aus der Beitimmung des S 72 zwar von felbit; zur Ber- 
meidung don Mißverjtändniffen wird es indeffen noch ausdrüdlich bemerkt, 
daß alles dasjenige, was vor- und nachitehend über die Gemeinde- 
verfammlungen jejtgejeßt ift, auch auf die Verfammlungen der Verordneten 
Anwendung findet, weil dieje in den größeren Gemeinden die Gemeinde- 
verfammlungen ausmachen und darin die Gemeinde in ihrer Gefamtheit 
feine andern Befugniſſe ausüben darf ala die Wahlen der Verordneten. 
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4. Erfordernijje des Gemeindebeſchluſſes. 
a. In Abficht der Stärke der Berfammlung. 
S 85. 

Die Gemeindeverfammlung kann nur dann einen gültigen Beichluß 
fafjen, wenn wenigften®” zwei Dritteile der dazu gehörigen Glieder bei— 
ſammen find. 

8 86. 

Jedes Mitglied hat eine volle Stimme, die Mehrheit der Stinmen 
giebt den Beichluß, und wenn jelbige gleich find, jo entjcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden. 

b. In Abficht des Gegenftandes jelbft. 
Ss 87. 

Keine Gemeinde kann irgend etwas zum Nachteil eines Dritten be- 
jchließen und ebenjowenig fich eigenmächtig von Berbindlichkeiten losjagen, 
welche ihr obliegen. 

5. Dispojitionsfähigfeit über das Gemeindevermögen. 
a. Im allgemeinen. 
$ 88. 

Mit diefem Vorbehalt ift die Gemeinde befugt, über ihr Vermögen 
frei und jelbjtändig zu verfügen, wenn die angefeffenen Gemeindeglieder ein 
Eigentums- oder doch wenigjtend ein vollitändiges erbliches und unwider— 
rufbares Nutzungsrecht an ihren Grundjtücden haben. | 


b. In Abficht dev Grundftüde. 
x 89. 
In diefem Falle kann fie auch die Gemeindegrundjtüce gültig ver— 
äußern, verpfänden oder mit Grundgerechtigkeiten belajten. 


SM. 

Zu der Veräußerung, Verpfändung und Belaftung der Gemeindegrunds 
ftüce ift jedoch noch außerdem notwendig, daß wenigjtens drei Bierteile 
der angejefjenen Mitglieder oder im Fall des S 72 der fie vertretenden 
Gemeindeverordneten ihre Zuftimmung ausdrüdlich geben. 


s 9. 

Beſitzt nur ein Teil der angefeffenen Mitglieder feine Grundſtücke eigen» 
tümlich oder zu umwiderrufbaren erblichen Rechten, jo kann nur dieſer feine 
Anteile oder Teilnehmungsrechte an den Gemeindegrundftüden und ihren 
Nubungen veräußern, verpfänden oder belajten, und zwar gleichfalls nur 
mit einer Stimmenmehrheit von drei Vierteilen der dahin gehörigen Ge— 
meindeglieder- 
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c. In Abficht perfönlicher VBerbindlichkeiten und Echulden. 
S 92. 

Bei Übernahme von perfönlichen Verpflichtungen kommt es aber auf 
die Stärke und den Umfang des Befirechts der angefefjenen Gemeinde— 
glieder nicht an. 

$ 93. 

Gine Gemeinde, die bloß auf Zeit ihre Grunditüde innehat, kann 
daher zwar Schulden machen, wofür aber niemals die Grundftüde und das 
dazu gehörige herrichaftliche Inventarium, jondern nur das bewegliche oder 
fonftige eigentümliche DBermögen der Gemeindeglieder angegriffen werden 
fann. 

d. Inx Abſicht der Prozeffe und Vollmachten. 
s 94. 

Hieraus ergiebt fich zugleich, wie weit die Gemeinde befugt ijt, Pro— 
zeſſe anzustellen, fi) auf wider fie angebrachte Klage einzulaflen und Be— 
° dollmächtigungen vorzunehmen. 


Ss 9. 


In Mbficht der Form der Gemeindevollmadhten behält es! zwar 
bei den bisherigen Vorſchriften einftweilen noch fein Bewenden; es ver— 
jteht fich aber von felbit, daß fie von jett ab durch die Gemeindeverfamm- 
lungen jo, wie dieſe durch die jeßige Ordnung beſtimmt find, außgeftellt 
werden. 


6. Befugnis der Gemeinde bei Verteilung der Gemeinde- 
laſten 


S 96. 
Yede Gemeinde ift zwar befugt durch einen ordnungsmäßigen Beſchluß 
Anderungen in Abficht des bisherigen Verhältniffes und Maßfiabes, nad 


welchem die Gemeinlaften und =beiträge aufgebracht wurden, feſtzuſetzen 
oder auch eine ganz neue Verfaffung darüber in fich einzuführen. 


8 97. 


Inſofern fie fi) dabei jedoch von den $ 44 vorgefchriebenen Grund— 
ſätzen entfernt, erfordert ein folcher Beichluß zu feiner Gültigkeit die aus— 
drüdliche Bejtätigung des Landrat? und dem Befinden nach der vorgefeßten 
Zandespolizeibehörden. Der Landrat muß jedegmal vorher die durch den 
Beihluß benachteiligte Einwohnerklaffe mit ihrer Notdurft hören. 


$ 98. 


Niemals Fönnen aber einzelne Klaffen oder Individuen der Gemeinde 
ausſchließlich mit Gemeinlaften belegt, fondern diefe müſſen jederzeit ver— 
hältnigmäßig möglichft gleich und allgemein verteilt werden. 
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$ 99, 


Doch iſt es zuläffig, Geldbeiträge mit Dienften oder Naturallieferungen 
fowie dieſe unter fich mit den verfchiedenen Arten derjelben auszugleichen. 


$ 100. 


Die Schußverwandten können niemala über das 8 44 aufgeitellte 
Verhältnis angezogen werden. 


$ 101. 


Wenn die Beiträge nicht geradezu nach einem Feten, unbedingten Satz 
auf die Beitragenden gelegt, ſondern von irgend einer Handlung derfelben 
abhängig gemacht find, 3. B. alfo durch Zölle, Konfumtiongabgaben u. ſ. w. 
erhoben werden jollen, jo ijt jedesmal die Genehmigung der Landespolizei= 
und Finanzbehörde dazu notwendig. 


7. Wirkung eines gültigen Gemeindebefchluffes. 
$ 102. 


Ein Gemeidebeichluß , welcher weder den Vorfchriften diefer Ordnung 
noch den allgemeinen Gejegen noch den obrigkeitlichen Anordnungen ent= 
gegenläuft, hat übrigens für alle Bewohner des Gemeindebezirtd ohne Aus— 
nahme verbindende Kraft. 


8 Allgemeine Beitimmungen. 
$ 103, 


In jeder Gemeinde joll eine Gemeindefaife eingerichtet und derielben 
beftimmte Einnahmen angewiefen werden, um die gemeinjchaftlichen Aus— 
gaben zu bejtreiten. In diejelbe fließen alle Gelditrafen, welche von der 
Gemeinde und ihren Vorſtehern feſtgeſetzt werden. 


$ 104. 


In jeder Gemeinde fol ein Gemeindebuch gehalten und in dasfelbe 
die erheblichen Beichlüffe eingetragen werden, wobei jedesmal bemerkt wer— 
den muß, wieviel Gemeindeglieder anweſend gewejen und wieviel für den 
Beſchluß geftimmt haben. 


$ 105. 


Bei jeder Gemeinde foll ein vom Gutsherrn vollzogenes und don ber 
Behörde in beweifender Form beglaubigtes Gertifitat niedergelegt werden, 
welches nach Maßgabe der vorftehenden Bejtimmungen ergiebt, in welchem 
Grade fie über ihr Vermögen gültig verfügen kann. 


5* 
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IV. Gemeindeämter. 
1. Ser Gemeindevorfteher ijt der Schulz. 
Defſen Amtzpflichten undk Befugniſſe. 
8 106. 
Jeder Gemeinde iſt ein Schulz vorgeſetzt, welcher den Vorſitz bei 
allen Gemeindeverſammlungen jührt, ſelbige zuſammenberuft, darin die vor— 


kommenden Gegenſtände vorträgt, die Beratſchlagung darüber leitet, auf 
Ruhe und Ordnurg hält und darauf ſieht, daß ein Beſchluß gefaßt werde. 


$ 107. 


Gr hat die Aufficht über die gehörige Belolgung der Beichlüffe von 
jeiten der Gemeindebewohner und über die Ausführung der dazu nötigen 
Arbeiten und Dienfte. Ihm Liegt aber auch die Verpflichtung ob, die 
Ausführung der Beichlüffe zu unterjagen, jobald jolche wider allgemeine 
Geſetze, obrigkeitlid,e Anordnungen und polizeiliche Ordnung laufen. 


z 108. 


Er bewahrt alle Bücher, Echriften und Urkunden der Gemeinde und 
führt die Gemeinderolle über die Mitglieder und Echußverwandten (S 63.) 


s 109. 


Er bejorgt die Einziehung der Staatsabgaben in den angeordneten 
Terminen und trägt jolche an die Staatskaſſe ab. 


s 110. 


Gr zieht alle Gemeindeabgaben und =beiträge ein und hat die Auificht 
und Reviſion von der Gemeindefafie: worüber alle Jahre der Gemeinde 
Rechnung gelegt wird. 


g 111. 


Dem Schulzen liegt die Bekanntmachung der Landesgeſetze und obrig— 
feitlichen Befehle und Verordnungen ob, und er haflct für ihre gehörige 
Ausführung und Befolgung. Bei demjelben wird die Geſetzſammlung, in— 
gleichen das Departementzblatt aufbewahrt, welche von jeder Gemeinde ge— 
halten werden müſſen. 


S 112. 


Der Schulz jorgt für die vorteilhaitefte Benugung der Gemeinde- 
grundftüde und für gehörige Erhaltung der Grenzen des Dorfes und feiner 
Feldmarken, der Straßen, Brüden, Wege, Gräben und Wafferleitungen, 
der Feuerlöfchgerätichaften, Bıunnen und Borigebäude. Gr führt die 
Aufficht über die wohlthätigen und gemeinnüßigen Anjtalten der Gemeinde 
und ijt jedesmal Mitvorfteher in Abficht des Kirchen- und Schulweſens 
am Drt. 
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8 118. 


Er verwaltet ferner die Polizei in dem Gemeindebezirt und Hält auf 
Ruhe, Ordnung, Sicherheit und gute Sitten in demjelben. Die nähern 
Verhältniffe desfelben ala Ortspolizeibehörde werden indes noch befonderg 
bejtimmt werden. 


$ 114. 
Es gehört gleichfalls zu den Amtspflichten des Schulgen, darauf zu 


jehen, daß alle in der Gemeinde verwailte Kinder und die wahn- und 
blödfinnigen Perfonen der Behörde zur Bevormundung angezeigt werden. 


8 115. 


Der Schulz ijt befugt, wegen rüdjtändiger Abgaben oder Gemeinde- 
beiträge oder -dienſte Erefution gegen den Säumigen zu verfügen und, 
wenn diefe binnen drei Tagen nichts fruchtet, zur Auspfändung zu jchreiten 
und die abgepfändeten Sachen im Wege der Licitation verkaufen zu Laffen. 
Er fann gleichialls die durch Gemeindebejchlüffe auf Vergehungen gegen 
diejelben angeordneten Strafen feſtſetzen und einziehen. 


$ 116. 

Bei jolchen rüdjtändigen Leiftungen oder Dienjten , welche ein Dritter 
verrichten kann, fteht es dem Schulzen frei, jelbige für Rechnung des Säu— 
migen verrichten zu laſſen und den SKoftenbetrag nachher von ihm ein- 
zuziehen. 

8117. 

Jedermann iſt dem Schulzen bei ſeinen Dienſtverrichtungen Achtung 
und Folgſamkeit zu leiſten ſchuldig. Vergehungen und Beleidigungen gegen 
denſelben, es ſei in oder außer dem Dienſte, werden jedesmal härter be— 
ſtraft als verhältnismäßig gegen andere. 


g 118. 


Er kann gleichfalls auf eine achtungsvolle Begegnung ſeiner Vor— 
geſetzten Anſpruch machen, muß aber auch ſelbſt die Grenzen der Beſcheiden— 
heit gegen die Gemeindeglieder, Schußverwandten und Fremden beobachten. 


2. Deffen Gehülfen find die Schöffen und Gefhmwornen. 
Deren Dienftverhältnis. 
$ 119. 


Zur Beforgung diefer Amtsverrichtungen werden dem Schulzen min- 
deſtens zwei Beifiger oder Geſchworne zur Hülfe gegeben und ihre Anzahl 
nach Verhältnis der Größe und Bevölkerung des Gemeindebezirks vermehrt 
werden, jobald die Gemeinde mehr ala 20 Mitglieder zählt. 
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$ 120. 


Der Schulz verteilt unter die Gejchwornen die einzelnen Gejchäfte und 
giebt einem jeden von ihnen einen gewiſſen Anteil zu beforgen. Einer von 
ihnen führt die Gemeindefafje, im Fall die Gemeinde, wie ihr freijteht, 
nicht ein anderes Gemeindeglied dazu au&drüdlich erwählt hat, und der 
jüngite Echöffe hat jedesmal die Exekutionsvollſtreckung. 


$ 121. 


Deflenungeachtet bleibt der Schulz hauptſächlich und zunächſt für die 
gehörige Bejorgung der Schulgengejchäfte verantwortlih. Ihm gebührt 
bei derjelben daher nur allein die Entjcheidung und die Gefhwornen haben 
bloß eine ratgebende Stimme. Sie find verpflichtet, feinen Anweifungen 
Folge zu leiften, und für eine zwedmäßige Ausführung derfelben haitbar. 
Der Schulz kann fie durch angemefjene Ordnungsjtrafen big zur Summe 
von 3 Thalern zur Erfüllung ihrer Pflichten anhalten. 

$ 122. 

Die Gemeindeglieder und Schutzverwandten find jchuldig, den Ge: 
jhwornen bei ihren Dienjtverrichtungen gleichfalls Achtung und Folge zu 
feiften, und es finden in dieſer Hinficht auch auf fie die Vorjchriften der 
ss 117 und 118 Anwendung. 


$ 123. 


Bei Krankheit oder Abwejenheit des Schulzen vertritt der älteſte Schöffe 
defien Stelle mit gleicher Befugnis und Berantwortlichkeit. 


3. Beihülfe in einzelnen Fällen. 
$ 124. 

Auch hat der Echulz die Befugnis, jedem andern Gemeindemitgliede 
in einzelnen Gemeindeangelegenheiten Aufträge zu machen, und dieſes tt 
bei voller Verantwortlichkeit jchuldig, jelbige treu und ohne Verzug aus— 
zurichten. 

4 Das Schulzenamt. 
Deſſen Verhältniſſe. 
$ 125. 

Die Gejchwornen bilden mit dem Schulzen das Schulzenamt. Dies 
hat die Entjcheidung über alle VBergehungen gegen diefe Ordnung und die 
Gemeindebeichlüffe, auf welche darin feine Strafe jeftgejeßt ift, bis zu einer 
Summe von 5 Thalern oder verhältnigmäßigem Gefängnis oder Strafbarkeit. 

$ 126. 

Dierundzwanzig Stunden Gefängnis find einem Zage Strafarbeit gleich 

zu achten und jedes von beiden wiederum 
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a. bei Perfonen, denen grobe, gewöhnliche Hand» und Zagelöhner- 
arbeit eigen, zu 12 Groſchen, 
b. bei Perfonen, die Handwerks- und Gejchielichkeitsarbeiten treiben, 
zu 1 Thaler, 
c. bei Perfonen Höheren Standes zu 2 Thalern 
zu rechnen. 


$ 127. 
Inwieweit dem Schulzenamt ein Enticheidungsreht über minder er- 
hebliche Polizeivergehungen oder Privatftreitigkeiten zu übertragen, wird be— 
fonders bejtimmt werden. 


$ 128. 


In allen Angelegenheiten, die vor das Schulzenamt gehören, hat jeder 
Geichworne eine volle Stimme, und der Beichluß wird nur durch die Mehr- 
beit der Stimmen entjchieden. Sind jelbige gleich, jo giebt die Stimme 
des Schulzen den Ausschlag, der auch den Vorſitz und die Aufficht führt. 


8 129. 
Das Schulzenamt verfammelt fich wenigitend einmal in der Woche 


und außerdem, jo oft e& nötig ift und vom Schulzen zufammenberufen wird. 
Kein Gefchworner muß ohne gültige Urſache ausbleiben. 


$ 130. 
Dem Schulzenamt ($ 118) wird ein Ehrenfig in der Kirche angewiefen. 


5. Wahl und Erjordernifje der Gemeindebeamten. 
$ 131. 


Der Schulz wird vom Landrat aus drei Gemeindegliedern bejtätigt, 
welche die Gemeindeverfammlung wählt und in Borjchlag bringt. 


$ 132. 


Jedes derfelben muß 

a. befugt fein, an den Gemeindeverfammlungen teilzunehmen, 

b. niemals in einer Kriminalunterfuchung begriffen gewejen oder in 
derjelben doch volljtändig freigeiprochen jein, 

e. jchreiben und leſen können. 


s 133. 


Können die drei Subjekte nicht jämtlich fchreiben und leſen, jo ſteht 
e8 dem Xandrat frei, aus der Zahl der übrigen Gemeindeglieder fich ein 
anderes, mit diefem Erfordernis verjehenes Subjekt, dem jedoch niemals die 
Eigenjchaften zu a und b $ 132 fehlen müfjen, zu wählen und als Schulzen 
zu bejtätigen, im Fall er glaubt, daß dieſes geeigneter zum Amte des 
Schulen jei. 
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8 134. 


Zu den Geſchwornen fchlägt der Schulz für jede Stelle zwei Ge— 
meindeglieder vor, woraus die Gemeindeverfammlung eins wählt. 


8 135. 

Diefe kann den Vorſchlag verwerten und auf einem neuen beitehen, 
wenn dem Vorgejchlagenen die Erforderniffe zu a und b $ 132 abgehen 
oder derjelbe mit dem Schulzen oder einem der Gejchwornen nicht über 
den vierten Grad verwandt oder verſchwägert ift. 

Übrigens fommt e8 weder bei dem Schulzen noch den Geichwornen 
darauf an, ob fie zur Aderbau treibenden Klaſſe der Gemeinde gehören oder 
nicht. Doch wird hierauf bei Beitimmung der Zahl der Verordneten, welche 
jede Klaſſe in der großen Gemeinde erwählt, Rückſicht genommen. 


$ 136. 


Der Schulz wird vom Landrat und die Geſchwornen vom Schulzen 
in verſammelter Gemeinde vereidigt. 


6. Dauer des Amtes und Belohnung. 
$ 137. 
Das Amt des Schulzen dauert ſechs Jahre. Ihm muß ein ange- 
meſſenes Jahresgehalt ausgeſetzt werden, wofür er aber auch verpflichtet ift, 


die Reifen zu den gewöhnlichen Rapporten bei dem Landrat, deögleichen 
zu den Wahlverfammlungen ohne weitere Entſchädigung zu verrichten. 


$ 138. 


Außerordentliche Reifen zum Beften der Gemeinde müſſen bejonders 

vergütet werden. 
$ 139. 

Kann fich die Gemeinde mit dem Schulzen über den Betrag des Ge— 
haltes nicht einigen, jo wird felbiger von dem Landrat nach vorher einges 
bolter Genehmigung der Landespolizeibehörde feftgejegt, ohne daß ein pro— 
zeſſualiſcher Widerjpruch dagegen zuläſſig ilt. 

$ 140. 

Das Jahrgehalt des Schulzen muß, wenn dad Amt des Schulzen 
bisher mit einem Grundſtück verbunden gewejen, von dem Beſitzer desfelben, 
infofern ev nicht ſelbſt zum Schulen bejtätigt ift, jonften aber aus der Ge— 
meindefafjfe gegeben werden. 

Ss 141. 


Der Befiter eines folchen erblichen Schulzenhofes kann fich von diejer 
Verbindlichkeit nur dadurch frei machen, daß er die ausgemittelten Schulgen- 


x 
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dienftländereien nebit den dazu gehörigen MPertinenzftüden der Gemeinde 
ſchuldenfrei zurüdgiebt oder fich auf andere Weife mit derjelben einigt. 


$ 142, 


Das Anıt eine Gefchwornen dauert drei, und wenn nur zwei Ge— 
jchworne find, zwei Jahre. Alle Jahre fcheidet ein verhältnismäßiger Teil 
der Gejchtwornen aus, nach dem Dienjtalter und das erfte Mal nach dem Loſe. 


s 143. 


Die Gefchtvornen erhalten feine befondere Entfchädigung, außer wenn 
fie Reifen machen müffen, aladann ihnen diefelbe Vergütung ala dem Schul— 
zen im falle des 8 138 zu teil wird. Gin Gleiches findet bei den einzelnen 
Aufträgen ftatt, welche die übrigen Gemeindeglieder erhalten. 


Ss 144, 


Da fich fein gut gefinnter Staatsbürger der auf ihn treffenden öffent: 
lichen Laſten und Beiträge entziehen wird, weil es immer nur mit dem 
Schaden feiner Mitbürger geichehen fann, jo wird und kann fein Gemeinde= 
beamter auf Befreiung von Gemeindelaften Anfpruch machen, fondern e8 hängt 
lediglich von dem freien Entjchluß jeder Gemeinde ab, ob und wieweit fie 
ihn dabei übergehen will. Gin folcher Beichluß kann auch nur mit einer 
Stimmenmehrheit von drei Vierteilen der ftimmfähigen Gemeindeglieder ge= 
faßt werden. 

7. Entfhuldigungsgründe gegen die Übernahme und 

Fortſetzung. 
$ 145. 


Kein Gemeindeglied darf die Übernahme des Schulzen- oder Geſchwornen— 
amtes bei gänzlichem Berluft feines Gemeinderechts verweigern, wenn er 
nicht folgende Entjchuldigungsgründe für fich hat: 

a. Alter von fechzig Jahren, 

b. ein fortdauerndes inneres oder äußeres körperliches Übel, 

e. ein folches Gewerbe, welches zu wiederholten Malen im Jahre eine 
mehr ala wöchentliche Abweſenheit erfordert, 

d. wenn dasjelbe jchon einmal ein Schulzen- oder Geſchwornenamt 
durch die ganze Dauer deöjelben bekleidet hat und nachher vor 
Ablauf dreier Jahre jchon wieder dazu erwählt wird. 


$ 146. 


Auch können der Schulz und die Gejchwornen ihr Amt während des 
Laufes desjelben kündigen, wenn eine der dreie rſten im vorigen Paragraphen 
bemerften Urjachen bei ihnen eintritt. 
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8. Verluft der Amter. 
1. 
Bei Reifen oder Krankheiten von längerer ala halbjähriger Dauer hängt 
e8 in Abficht des Schulzen von dem Landrat und in Abficht eines Ge- 


jhwornen von dem Schulzen ab, beziehungsweife eine neue Wahl zu ver— 
anlafjen und die Stelle anderweitig zu bejeßen. 


g 148, 


Dergehungen und Lebenaweife, welche den Verluſt des Gemeinderechts 
oder auch nur der darin begriffenen Ehrenrechte nach fich ziehen, bewirken 
auch den Berluft des Schulzen- und Geſchworenenamtes. Der Landrat und 
beziehungsweiſe der Schulz find verpflichtet, darauf zu jehen. 


9. Gemeindeälteiten. 
8 149, 

Mer zwölf Jahre Hindurch ein Gemeindeamt, jei ed als Schulz oder 
Geihtworner, mit Ehren bekleidet hat, wird Gemeindeältefter Als jolcher 
befommt er einen Ehrenfig neben dem Schulzen in der Gemeindeverfamme 
lung und behält denfelben auch in der Kirche. Doch Hat er, wenn die 
Gemeindeverfammlung aus bloßen Berordneten bejteht, in derjelben bloß 
eine ratgebende Stimme, injofern er nicht jelbjt Verordneter iſt, daher deren 
gejegliche Zahl durch feine Anweſenheit feine Anderung erleidet. 


V. 6emeindeverhältnis zu dem Gutsherren. 
$ 150, 

Es können fortan feine Rechte und Befugnifje von dem Gutäheren 
mehr ausgeübt werden, welche diefer Anordnung zumwiderlaufen. Im übrigen 
ändert diejelbe nichtS in dem gegenjeitigen Gerechtjamen und Verbindlichkeiten 
zwifchen den Gutsherren und den Gemeinden. Seder Teil muß dem andern 
auch fernerhin alles dasjenige leiften und gewähren, wozu er bisher ver— 
pflichtet gewefen, und fann fich deſſen eigenmächtigerweife nicht entziehen. 


$ 151. 


Die gegenfeitigen Leiftungen und Verpflichtungen müfjen indeflen überall 
genau bejtimmt und dabei ungemefjene Dienjte und Leiftungen in gemeffene 
oder Geldabgaben nach den Grundjäßen der Gemeinheitsteilungsordnnung 
verwandelt werden. 


$ 152, 
Auch find die Gemeinden in Abficht der landesherrlichen Abgaben und 
Leitungen von den Regierungen überall mit dem Gutsherrn auseinanderzus 


jegen, und diefe Abgaben und Leiftungen jollen fünftighin unmittelbar von 
den Gemeinden gefordert werben. 
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g 153. 


In Anſehung derjenigen Gemeinden, in denen die Gemeindeglieder 
fämtlich ihre Grundſtücke zu eigentümlichen oder erblichen und unwiderruf— 
baren Rechten beſitzen, hört nach erfolgter Auseinanderſetzung die ſubſidiariſche 
Verpflichtung des Gutsheren auf, für die Landesherrlichen Abgaben und 
Zeiftungen der Gemeindeglieder zu haften, aber auch zugleich fein Genehmi- 
gungs- und Widerjpruchsrecht bei Veränderungen und Veräußerungen, welche 
die Befiger mit ihren Grundjtüden vornehmen, im Fall dag eine oder andere 
bisher überhaupt noch jtattgefunden bat. Dagegen kann der Gutsherr fich 
in Abficht der grundherrlichen Abgaben und Leiftungen durch hypothekariſche 
Eintragung derſelben auf jedes betreffende Grundjtüd fichern. 


$ 154. 


Bei Gemeinden, wo die Gemeindeglieder ihre Grundftüde bloß auf Zeit 
oder doch zu widerrufbaren Rechten befigen, jollen zwar die Vorfchriften der 
SS 151 und 152 auch nach Möglichkeit zur Ausführung gebracht werden. 
Doh finden die des $ 153 feine Anwendung, und in Rüdficht derfelben 
behält es bei der bisherigen Berfaffung einftweilen noch jein Bewenden. 
Auch find die Gutsherren befugt, von den Beichlüffen in dergleichen Gemein— 
den Kenntnis zu nehmen, und feine Gemeinde diefer Art darf ihnen jelbige 
vorenthalten. 


$ 155. 


Lebteres findet zwar auch bei denjenigen Gemeinden jtatt, wo ein Zeil 
der angefeffenen Mitglieder zu der erjten ($ 153), ein Zeil zu der zweiten 
(G 154) Gattung gehört; doch kommen in Anjehung der einzelnen Grund» 
jtüde, welche den Mitgliedern der erjten Gattung angehören, die Be— 
ftimmungen des $ 153 überall zur Anwendung. 


$ 156. 

Solange das lafjitifche Verhältnis nach den Beftimmungen der Ge— 
meinheitsteilungsordnung noch nicht gehoben ift, gehören die Laffiten zu 
der zweiten Klaſſe ($ 154). 

$ 157. 

Der Inhalt des gegenwärtigen Abſchnitts jowie überhaupt der ganzen 
Ordnung findet durchweg auch in Nüdficht der zu Unfern Domänen ge= 
börigen Gemeinden volljtändige Anwendung. 

VI. 6Gemeindeverhältnis in ſtaatsrechtlicher Beziehung. 

$ 158. 


Die ftaatsbürgerlichen Verhältniffe der Gemeinden werden auf feine 
Weiſe durch die itzige Ordnung verändert. 
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S 159. 


Die von Uns angeordneten Behörden find daher auch befugt, darauf 
zu jehen und zu halten: 
a. daß die Gemeinden nichts wider die Gefeße und polizeiliche Ord— 
nung vornehmen und 
b. niemand von ihnen in feinen wohlerworbenen Gerechtiamen ge— 
kränkt oder zur Ungebühr belaftet werde, 
und die Gemeinden find jchuldig, ihren Befehlen ungefäumte Folge zu leiften. 


Ss 160. 

Bei Anordnungen, welche von Landeshoheits oder Polizei wegen ge= 
macht werden, jteht den Gemeinden fein Widerfpruch über die Notwendigkeit 
und Nützlichkeit derfelben, jondern bloß über die Aufbringung der zu ihrer 
Ausführung erforderlichen Mittel zu, indem Wir Uns in der erftern Rüdjicht 
die Entjcheidung allein vorbehalten, wobei Wir indeſſen niemanden die Be- 
fugnis befchneiden wollen, feine gegründeten Beſchwerden auf eine geziemende 
Weiſe anzubringen. 


g 161. 


Es muß dabei indefjen jederzeit der vorſchriftsmäßige Weg beobachtet 
und feine Behörde dvorbeigegangen werden. 


$ 162. 


Auch find die Gemeinden jelbit in dem Fall, wenn fie Grund zu einer 
gerechten Bejchwerde gegen ihre Vorgeſetzten zu haben glauben, jolange den 
Beiehlen derjelben gebührenden Gehorfam zu leiſten jchuldig, bis von den 
höheren Behörden ein anderes feitgefegt ift, und da der Schulz und die 
Geihwornen die nächjte Obrigkeit der Gemeinde ausmachen, jo findet diejeg 
gleichfalls bei ihren Befehlen ftatt. Beſchwerden dagegen müſſen zunächit 
bei dem Landrat oder dem don ihm gejeßten Oberſchulzen angebracht werden 

Dies iſt Unfer gnädiger Landesväterlicher Wille, welchen Unſere Be- 
börden überall auf das kräftigſte aufrechterhalten jollen. 
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Ynlage H. 


Auszüge aus Köhlers Entwurf einer Gemeindeordnung für die 
gejamten Königlid Preußiichen Staaten vom 30. Januar 1815. 


(Entwurf Köhler 1.) 


Titel 1. 
Don den Gemeinden überhaupt. 


ER 


Unter Gemeinden werden diejenigen Korporationen verjtanden, welche 
auf einer gegebenen Fläche (dev Gemeindemarf) aus allen Bewohnern der- 
jelben zur Erreichung derjenigen Zwede der bürgerlichen Gefellichaft be= 
jtehen, welche der Staat ihrer Fürforge ausdrüdlich überwiefen hat. 


Ss 2. 


Hierher gehört namentlich : 

1. die Berwaltung und Unterhaltung aller Inſtitute zu gemeinjamer 
Sicherheit der Gemeinde, mit Ausſchluß deflen, was einerfeits jelbft 
der Staat für die allgemeine (nicht bloß auf eine einzelne Gemeinde 
beſchränkte) und andererſeits jedes Yamilienhaupt für die individuelle 
Sicherheit zu leiften hat, folglich 


a, 


b. 


c 


der Feuerlöſchungsinſtrumente und =apparate, foweit folche nicht 
zu den Obliegenheiten der einzelnen Hausbeſitzer gehören ; 

der Anftalten gegen Örtliche Waſſergefahren, joweit fie nicht ein= 
zelnen Grundftüdsbefigern oder bejonderen Deichverbänden obliegen; 
der Inſtitutionen der Nachtwächter, Patrouillen, Armenvögte, 
Flurſchützen, ingleichen der bei Abweſenheit des Militärs etwa 
nötigen Wachen, und überhaupt aller Aufficht zur Entdedung, 
vorläufiger Verhaftnehmung und Bewachung verdächtigen Ges 
findel3 und zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und 
Ordnung, joweit es dazu noch nicht der öffentlichen Staats— 
gewalt und der Hülfe durch Militär, Gendarmerie oder eigens 
dazu gebildete Polizeioffizianten bedarf; 


. eines gemeinen Gefängnifies, mit Ausſchluß eigentlicher Zuchthaus— 


und Sriminaljtrafanjtalten, ala welche dem Staate obliegen und 
reſp. anheimfallen jollen ; 


2. die Verwaltung und Unterhaltung aller örtlichen Inſtitute zur öffent- 
lichen und gemeinjamen Bequemlichkeit, folglich: 
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a. der gemeinen Straßen, Dämme und Wege und der dieſelben ein— 
ſchließenden Gräben und Alleen, bloß mit Ausſchluß der Chauffeen, 
die zu den Gtaatsinitituten gehören und auf welche aljo die 
ss 17. 23 und 24 Titel 15 Zeil II des Allgemeinen Landrechts 
nicht ferner Anwendung finden ; 

b. der Öffentlichen Brunnen, gemeinen Feld» und anderen öffentlichen 
Gräben, gemeinjchaftlichen Be- und Entwäfferungsanjtalten, Kanäle 
und Waflerleitungen, ſoweit jolche nicht durch ihre Ausdehnung 
über mehrere Gemeinden Staatsinftitute werden; 

ec. der Brüden und Fähren, mit Ausschluß derjenigen über große 
Ihiffbare Ströme, deren Unterhaltung der Staat aus bejonderen 
Rüdfichten jelbit übernommen Hat oder noch übernehmen wird; 

d. der gemeinfamen Ginhägungen, als Stadtmauern, Dorigehäge, ge= 

meinschaftliche Koppelzäune, Triften, Gehäge u. dergl. m.; 
. der Straßenpflafterunge=, Straßenreinigungs-, Straßenerleuchtung®=, 
Kanalräumungs- und ähnlicher Anftalten ; 

f. der Öffentlichen Pflanzungen, Spaziergänge und ähnlicher Anlagen, 
Badepläte, Eisbahnen, Schiekpläge u. j. w., ferner der Ver— 
zierungen öffentlicher Pläge, Stadtuhren u. ſ. w., wie es jeden- 
ort3 die Lokalität mit fich bringt; 


9 


. die Verwaltung und Unterhaltung von Inſtituten, die zwar nur zur 


Bequemlichkeit einzelner Gewerbe und Hantierungen dienen, für deren 

Darjtellung aber die Gemeinde ein bejonderes Intereſſe hat; 3. B.: 

a. der Maß- und Gewichtsajuftieranitalten, der Braden und Schau 
anjtalten, der Märkte, Stadtwagen u. ſ. w.; 

b. der öffentlichen Krane, Ladepläße, Ladebrüden und Bollwerte, 
Schiffsbau- oder anderer Baupläße , Holzpläße,, gemeiner Bleich- 
und Trodenpläße u. ſ. w.; 

. der öffentlichen Schlachthäufer, Brau- und Darrhäufer, Dorf: 
ichmieden, Hirtenhäufer u. dergl.; 

. der Öffentlichen Mühlenanlagen verjchiedener Art; 

. der Anjtalten zur Ablöfung der Gewerbsgerechtigkeiten; 

. der Hafenanlagen und Sciffahrtsanftalten, ſoweit folche nicht 
vom Staat ausdrüdlich vorbehalten oder gegenteild bejonderen 
Handlungsforporationen übertragen worden ; 

g. der Anjtalten zur Ausrottung gemeinjchädlicher Tiere, In— 
jeften u. j. w. 


(<) 


— 2 Bu 


. die Verwaltung und Unterhaltung der kirchlichen Anftalten, ausdrück— 


(ih vom Staat aufgenommener Kirchengejellichaften und der öffent: 
lichen Elementarunterrichtsinititute allgemein; der höheren alademijchen 
und gelehrten, ingleichen der Specialunterrichtsanftalten (3. B. Han— 
delsſchulen, Militärfchulen, Zeichenichulen für Handwerker und Künft- 
ler, Steuermannafchulen u. ſ. w), aber nur injofern, als der Staat 
jolhe den Kommunen ausdrüdlich delegiert; und durchgängig 
unter Vorbehalt der Rechte des Staat? bei Anitellung der Prediger 
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und Schullehrer und bei Anordnung der inneren Angelegenheiten, 
ſowie der beſondern Gerechtſame der Patrone und geiſtlichen Obern; 
5. die Verwaltung und Unterhaltung derjenigen Anſtalten, welche die 

Sanitätspolizei erfordert, ſofern ſie nicht, wie z. B. Quarantäne— 

anftalten, für ein allgemeines Intereſſe beſtehen, und daher der eigenen 

Verwaltung des Staats vorbehalten werden, folglich: 

a. die Eorge für das Dafein und eventualiter die Bejoldung des 
nötigiten Mebdizinalperfonals, nach Maßgabe der örtlichen Um- 
ftände, ala Hebamme, Chirurgus, Apothefer, Arzte u. ſ. w.; 

b. der etwaigen bloß der Kommune angehörigen Krantenhäufer und 
Hoſpitäler; 

e. der Anſtalten zur Unterſuchung der Sanität der Lebensmittel, zu 
Sperrungen, um die Verbreitung anſteckender Menſchen- oder Vieh— 
krankheiten zu verhüten, u. ſ. w.; 

d. der etwaigen Rettungsanſtalten bei plötzlichen Todesgefahren, nach 
Maßgabe der Lokalität, z. B. bei Ertrunkenen, wo viel Waſſer- 
gewerbe iſt, der Entbindungsanſtalten an großen Orten u. ſ. w.; 

6. die Verwaltung und Unterhaltung der Armenanſtalten und des ge— 
ſamten den Gemeinden rüdfichtlich aller ihnen angehörigen Perſonen 
ohne Einjchränkung delegierten Armenweſens; und 

7. die Verwaltung und Unterhaltung der Anftalten zur Sammlung und 

Zufammenftellung aller ftatiftiichen Nachrichten, foweit folche die 

Gemeinde angehen, nach den vom Staate erteilten Vorſchriften, alfo 

zu Vollszählungen, Grundfataftern, Vermeſſungsregiſtern und Karten 

u. ſ. w. u. 1. w., wohin auch die Führung der Bürgerrollen zu zählen ift. 


$ 3. 
Ferner gehört dahin: 

8. die Unterftüßung der Staatöbehörden, wenn und infoweit diejelbe von 
legteren erfordert wird oder ein für allemal vorgejchrieben ift, in— 
fonderheit der Polizeibehörden (vgl. SS 8 ff.); 

9. die Verwaltung und Unterhaltung aller Gebäude und Lokale, in- 
gleichen aller verjchiedenen Amter und Bedingungen, welche zu den 
obengedachten Zweden erforderlich find; 

10. die Verwaltung des vorhandenen Gemeindevermögen®, ingleichen die 
Erhebung und Verwaltung derjenigen bejondern Intraden und Steuern, 
die zur Aufrechterhaltung des Gemeinweſens mit Genehmigung des 
Staats der Gemeindefafje beigelegt worden, und alles dazu gehörigen 
Etats⸗, Kafjen- und Rechnungsweſens. 


84. 

Das Einquartierungs- und Servisweſen, ingleichen die Aushebung 
der Rekruten und überhaupt alles, was ſich auf die Armee und auf die 
äußere Verteidigung des Staats bezieht, gehört aber in der Regel nicht 
hierher; vielmehr find alle Angelegenheiten dieſer Art als Staatsſachen zu 
betrachten: und wenn den Kommunalbehörden in bdiefem Bezuge einzelne 


80* Anlage H. 


Gejchäfte aufgetragen oder ein für allemal delegiert werden, jo haben fie fich 
darin ala Speciallommifjarien der unmittelbaren Staatöbehörden zu be— 


trachten und zu gerieren. 
5. 

Jedoch jchließt dieſe Beitimmung nicht die gegenfeitige Hülfe und die 
Unterftüßung der Obrigkeit bei gemeinſamem Notjtande, 3. B. bei fchnellen 
Truppenbewegungen, Invaſionen u. ſ. w., aus, da letztere auch ohne 
den Kommunalverband jchon eine Folge der allgemeinen Staatsbürger- 
pflichten iſt. 

S 6. 

Das Refjort, auf welches nach Vorjtehendem der Begriff der Gemeinde- 
angelegenheiten oder des Gemeinweſens bejchräntt ift, darf von den Ge— 
meindebehörden als jolchen niemals überjchritten werden. Jede Handlung 
derfelben, die fich nicht auf dieſes Refjort gründet und bezieht, ift durch 
fich jelbjt nichtig und infoweit aljo der $ 88 Titel 6 Teil II des Allge- 
meinen Landrechts nicht weiter anwendbar. 


87. 
Im zweifelhaften Fall wird die Behörigkeit einer vorſtehend nicht 
ausdrücklich genannten Angelegenheit vor die Gemeindebehörden nicht ver— 


mutet; nur in Bezug auf das Armenweſen ($ 2 Nr. 6) tritt die entgegen— 
geſetzte Vermutung ein. 


$ 8. 
Alle Berwaltung des Juſtiz-, Hypotheken, Vormundſchafts- und 
Depoſitalweſens, ingleichen alle eigentliche Polizeiverwaltung , letztere unbe— 
ichadet der Delegation derjelben an einzelne Gemeindebeamte, bleibt dem 
Staate gänzlich vorbehalten. 
89. 
Ihm Liegt auch die allgemeine Aufrechthaltung der Kommunalverfaffung 


überhaupt und der Verhältniffe der Gemeindebehörden zu den polizeilichen, 
gerichtlichen, finanziellen und anderen Staat3behörden ob. 


$ 10. 

Ferner fompetiert dem Staate die Beltätigung aller neuen Einrich— 
tungen und Berfaffungen in den Gemeinden, vornehmlich aber aller neuen 
Kommunalauflagen und aller Erhöhungen der bejtehenden Kommunale 
auflagen. 

$ 11. 


Desgleichen jteht ihm die Oberaufficht auf die ganze Vermögens— 
verwaltung der Gemeinden und injonderheit auf die Verwaltung der ge= 
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meinen polizeilichen Anjtalten, ingleichen des Kommunal: , Etats-, Kaffen- 
und Rechnungswejens zu, dergeitalt, daß die Etats- und die Rechnungs- 
dechargen, welche die fompetente Gemeindebehörde ausgefertigt hat, dem 
Landrate des Kreiſes eingereicht, von diejem gutachtlic; der Provinzial- 
regierung vorgelegt und von letzterer mit ihrer Konfirmation verjehen 
werden müſſen. 


8 12. 


Auh Hat der Staat die bejondere Oberaufficht auf das Elementar- 
jchulwejen, auf das Kirchenweſen und die Sanitätsanjtalten, dergejitalt daß 
derjelbe nötigen Falls Vorjchriften erteilt, denen die Gemeindebehörden genau 
nachzukommen verpflichtet find. 


s 13. 


Nicht minder fteht ihm die Betätigung der Gemeindebeamten zu, und 
zwar wird jolche in der Regel mit Übergehung der Kreisbehörden unmit= 
telbar bei den Provinzialregierungen nachgejucht und von diejen erteilt; nur 
die Beitätigung des erſten Mtagijtraturbedienten in den Städten 

Berlin, Potsdam, Brandenburg, Frankfurt a. O., Breslau, Glogau, 

Grüneberg, Liegnig, Schweidnig, Brieg, Neiße, Stettin, Stargard in 

Pommern, Kolberg, Prenzlau und Landsberg a. W., Königsberg in Pr., 

Elbing, Tilfit und Dlemel, Magdeburg, Burg, Halberjtadt u. ſ. w. 
bleibt dem Minijterium des Innern vorbehalten. 


5 14. 

Endlich gebührt dem Staat die Entſcheidung in allen Beſchwerde— 
ſachen, und geht bei jolchen der Inftanzengang gleichfalls unmittelbar von 
den Gemeindebehörden an die Provinzialregierungen, wogegen es fonft im 
allgemeinen, wo nicht bejondere Vorſchriften vorhanden find, von der Be— 
jftimmung der lebteren abhängt, wie weit den Landräten (KHreisdireftionen) 


die höhere dem Staat vorbehaltene Kompetenz ohne weitere Rüdfrage bei 
der Provinzialregierung überlafjen werden joll. 


Titel X. 
Bon dem Beiteuerungsrechte der Gemeinden. 


1. 

Das Recht, Steuern oder allgemeine Laften aller Art aufzulegen, ges 
bührt, ald ein an fich unveräußerliche8 Hoheitsrecht, allein dem Staate 
und fann von den Gemeinden überall nur zum Behuf wirklicher Gemeindes 
bedürinifje und auch dazu nur injoweit ausgeübt werden, als es denjelben 
von den fompetenten Staatsbehörden ausdrüdlich, es ſei für einzelne 
Fälle oder ein für allemal, oder vermöge diejer Gemeindeordnung und 
der jonftigen durch diejelbe nicht aufgehobenen und künftigen desfallfigen 
Gejeße delegiert wird. 


Schriften d. Ber. f. Socialpolitit. XLIII. (Anlagen.) 6 


82* Anlage H. 


S 2. 


MWenn nicht von Steuern im engern Sinne, jondern von der Repar= 
tition allgemeiner für Gemeindezwede aufzulegender Naturallaften, als 
Fuhren, Dienste u. ſ. w., die Rede iſt, jo find die Grundjäße des Ver— 
fahrens, ſofern jolche nicht bereit3 durch Geſetz und beftätigtes Herkommen, 
höhere Vorfchrift oder frühere für Fälle diefer Art ein für allemal abgefaßte 
und bejtätigte Beichlüffe feitftehen, in dem großen Rat oder bezw. Schulgen= 
amt zu diöfutieren und die daſelbſt gefaßten Beichlüffe durch die Kreis— 
polizeibehörde zur Beltätigung der Provinzialregierung zu befördern. 


$ 3. 
Als allgemeiner leitender Grundjag gilt hierbei möglichite Gleich- 
beit der Berteilung nach) Maßgabe einerjeit3 der Kräfte der Angezogenen 


und andererſeits ihrer Teilnahme an den für das Gemeindeintereffe in jedem 
vorliegenden Tall bezwedten Vorteilen. 


S 4. 

Auch ift es, zumal in Landgemeinden, die Regel, daß Dienfte, welche 
mit Geſpann geleiftet werden müſſen, von denjenigen Gemeindeeinjafien, 
welche vermöge ihres Gewerbes Anfpannung halten, ausfchließlich ge- 
fordert werden. 


5. 
Doch jchließt dies nicht aus, daß jolche ausschließliche Leiſtungen den 
Leiftenden auf andere Weiſe, es jei bei anderen Naturalpräftationen oder 
bei Geldbeiträgen, zu gute gerechnet werden. 


S 6. 

Überhaupt ift feine Gemeinde berechtigt, etwa einem oder einigen 
Mitgliedern infonderheit durch Stimmenmehrheit neue Laften oder 
Verpflichtungen aufzulegen oder einem oder dem andern die ihm zuftehenden 
gejellichaftlichen Rechte zu entziehen oder einzufchränfen, wofern nicht be= 
jondere gejeßliche Gründe dazu eintreten. 

87. 

Ebenſowenig iſt eine Gemeinde berechtigt, von allgemeinen dinglichen 
d. h. die in der Gemeindemark belegenen Grundſtücke treffenden Laſten, 
Leiſtungen und Duldungen einzelne Privatgrundſtücke zu befreien. Real— 
exemtionen dieſer Art, welche nicht ſchon bei Publikation dieſer Gemeinde— 
ordnung rechtsgültig beſeſſen worden, können von nun an auf keine Weiſe 
mit rechtlicher Wirkung mehr entſtehen. 


88. 
Wo aber ſolche rechtsgültig erworbenen Gremtionen bereits vor— 
handen ſind, da müſſen dieſelben zwar reſpektiert, dürfen aber dennoch nur 
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genau in den Schranken des bisherigen Beſitzſtandes und des gewöhnlichen 
— der Dinge und in keiner weiteren Ausdehnung ferner anerkannt 
werden. 


89. 
Auch ſteht der Gemeinde jederzeit frei, dieſe Befreiungen ohne Unter- 
ſchied, von welcher Gattung fie fein mögen, gegen Gntfchädigung nach den 
Grundjäßen der Gemeinheitöteilungsordnung abzulöfen. 


Ss 10. 


Den Realeremtionen find Verträge oder ein rechtsgültig feſtgeſtelltes 
Herkommen, wonach das Berhältnis, in welchem einzelne Ginwohnerklaffen 
untereinander an gewiljen Gemeindelaften oder Gemeindenußungen ($ 2 
Zitel 11) teilnehmen jollen, bejtimmt worden, gleichzuachten. 


441, 


Auch bleibt in Abficht derjenigen ſowohl Natural- ala Geldleiftungen, 
welche zu kirchlichen Bedürfniſſen bejonders auferlegt und repartiert 
werden, der $ 261 Titel 11 Zeil II des ALR. völlig in Krait. 


s 12. 


Wenn eine Gemeinde befondere Anftitute, welche zur allgemeinen Be- 
quemlichkeit des Publitums ($ 2 Titel I Nr. 2) oder bejonderer Gewerbe 
und Santierungen (ebenda Nr. 3) dienen, unterhält, jo joll derjelben in 
der Regel nachgegeben werden, von allen denjenigen, die diefe Inſtitute be— 
nußen, dafür einen Beitrag zur Unterhaltung derjelben (3. Brunnen, 
Pumpen, Nachtwach-, Schornfteinfeger-, Wage-, Kran, Mühlen- u. j. w. 
Gelder) in Form einer Steuer zu erheben. 


$ 13. 


Solange diefe Steuer nicht jo hoch geitellt wird, daß der Ertrag 
derjelben die Unterhaltungstoften des betreffenden Inſtituts wirklich über- 
fteigt,, jollen in der Regel die Provinzialregierungen den destallfigen Be— 
jchlüffen der Gemeindebehörden ihre Zuftimmung nicht verſagen. Finden 
diejelben dagegen Bedenken, jo bleibt die Entjcheidung dem Minifterio des 
Innern vorbehalten. 


s 14. 


Dasjelbe findet jtatt, wenn der Ertrag der Steuer auch über den Be— 
lauf der Unterhaltungskoften hinausgeht, das Inſtitut ſelbſt aber, wie 
z. B. ein Bau- oder Bleichplaß, von der Art ift, daß deifen Gebrauch 
nicht eben unabweislich ift, oder es der Privatinduftrie freifteht, mit der 


Gemeinde durch ähnliche Inſtitute in Konkurrenz zu treten. 
6* 





84* Anlage H. 


S 15. 


Bei ſolchen Inſtituten aber, deren Gebrauch unvermeidlich und deren 
ausjchließlichen Befit fich die Gemeinde gänzlich oder großenteils zu fichern 
im ftande it, darf eine Steuer, deren Ertrag über den Belauf der Unter— 
haltungskoſten hinausgeht, von der Provinzialregierung nur nach vorher 
eingeholter jpecieller Approbation des Minijterii des Innern bewilligt 
werden. 

S 16. 


Was insbefondere die Brüden-, Damme», Schleufen, Fähr: und Wege- 
zölle, Pflaftergelder u. dergl. betrifft, jo joll dergleichen Zölle anzulegen 
den Gemeinden in der Regel nur in Bezug auf ſolche Brüden, Dämme, 
Pflafter, Fähren u. ſ. mw. nachgegeben werden, die nicht bloß (oder doch 
in augenjcheinlich überwiegendem Maße) zum Gebrauch der Gemeinde- 
einwohner jelbit dienen und ohne allen Verkehr mit Fremden doch immer 
vorhanden jein müßten. 


$ 17. 


Zölle diefer Art dürfen von Gemeinden nie jo hoch angelegt werden, 
daß der Ertrag derjelben die wirklichen Unterhaltungskoften des betreffenden 
Inſtituts nach wenigſtens zehnjährigen Durchichnitten überftiege. 


8 18. 


Auch dürfen die Positionen der Wege: und Dammzölle injonderheit, 
mit Einfchluß der Zölle von denjenigen Brüden und Fähren, die zum 
Wege mitgehören, (joweit leßtere nämlich von Landreifenden und nicht z. B. 
von durchpaffierenden Schiffen erhoben werden) niemals diejenigen Pofitionen 
überichreiten, welche der Tarif der vom Staat angelegten und unterhaltenen 
Kunititraßen angiebt. 


S 19. 


Eremtionen von jolchen Zöllen fünnen ohne ausdrüdliche Zuftimmung 
des Minifterii des Innern nicht, die Eremtion aller Einwohner der Gemeinde 
jelbft Für alle oder gewilje Fälle aber fann, wo die Provinzialregierung 
die Zollverpflichtung derjelben dem gemeinen Verkehr zu nachteilig und 
läftig findet, von der Regierung ohne höhere Rüdfrage bewilligt werden. 

$ 20. 

Die in den Städten vorfommenden jogenannten Marktſtand- oder 
Budengelder (eine Abgabe, welche die jtädtiiche Gemeindefafje von denen, 
die ihre Waren auf den Marftplägen der Stadt aus offenen Läden und 
Buden oder von Tijchen, vom Wagen herab oder jonjt feilhalten, gleich- 
jam ala Miete für die Benutzung des öffentlichen Plates erhebt) dürfen 
niemals anders ala in gleihem Maße von Einheimifchen und Fremden 


erhoben und feine dem Verkehr jchädlichen Begünftigungen der Gemeinde= 
angehörigen geduldet werden. 


— 
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s 21. 


Auch ift für diefelben durchaus feine andere als die direkte Erhebungs- 
art, am wenigjten aber die Erhebung eines Warenzolld beim Gingange in 
die Stadt, ala Surrogat diefer Abgabe, zu geftatten. 


$ 22. 


In der Regel kann diefe Abgabe den Gemeinden auch nur für die 
Sahrmarktözeiten nachgegeben, aladann aber in Abficht der Höhe der Steuer- 
fäße von der Provinzialregierung, joweit die Privatinduftrie mit der Ge- 
meinde frei konkurrieren kann, die Beitätigung nicht verfagt, in den feltenern 
Fällen hingegen, wo neben der Gemeinde eine anderweitige Konkurrenz gar 
nicht oder unzulänglich zu beichaffen ift, muß von der Regierung auf eine 
mäßige und nicht erorbitante Stellung der Steuerfäge gehalten werden. 


g 28. 

Wo aber diefe Abgabe auch für die gemeinen Wochenmärfte eingeführt 
iſt oder werden foll, da müfjen die Steuerjäße allemal von der Provinzial- 
regierung jorgfältig geprüft, ſpeciell genehmigt und in den Schranfen 
eines für jede Provinz von der Regierung unter Genehmigung des Mini— 
fterii des Innern feftgeftellten Marimums erhalten werden. 


$ 24. 
Wenn die Stadtgemeinde eigene der Kämmerer zugehörige Buden oder 
Läden befibt und diefe, es jei für dem täglichen, wochenmärftlichen oder 
jahrmärfktlichen Gebrauch, vermietet, jo findet der $ 22 analoge Anwendung. 


S 25. 


Alles Vorſtehende ($S 12— 24) verjteht fich von dem falle, wenn 
neue Hebungen diefer Art oder Erhöhung der bejtehenden oder Ab— 
änderungen in der Art und Form der Erhebung zur Sprache ge- 
bracht werden. Doch find die Provinzialregierungen gehalten, auch außer 
dieſem Fall bei Gelegenheit der Beftätigung der Gemeindeetat3 von der 
Natur und Ausbildung der hierher gehörigen und ſchon zeither bejtandenen 
Steuern Kenntnis zu nehmen und auf die Regulierung derjelben nad) den 
oben angegebenen Grundjäßen, wofern fie davon abweichen, pflichtmäßig 
hinzuwirken. 


S 26. 


Soweit der Staat nicht die $ 2 Tit. I Nr. 2 a. b. c. erwähnten 
Inſtitute, hauptſächlich Kunftitraßen, Kanäle, ſchiffbare Flüſſe, Brüden und 
Fähren, ingleichen Häfen u. dergl., feiner eigenen Verwaltung vorbehalten 
hat, jondern jolche den Gemeinden überwiefen worden, jind auch die ent= 
ſprechenden Regalien (Wegezollrecht u. dergl.) als aufgehoben zu be= 
traten. 
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8 27. 

Bon den eigentlichen Steuern im engern Sinne iſt die ganze Klaffe 
der, Konſumtions- (oder indirekten), ingleichen die Klafje der Gewerbejteuern 
von der Kompetenz der Gemeinden dergejtalt ausgeſchloſſen, daß Steuern 
diefer Art von Gemeinden niemals zu Kommunalzweden angelegt oder in 
Vorſchlag gebracht werden dürfen. 


$ 28. 


Nur das Recht, direkte Steuern unter Genehmigung des Staats zu 
Gemeindezweden anzulegen, kann aljo den Gemeinden delegiert werden. 


$ 29. 


Doch ift auch diefes in der Regel von neuen Grundjtenern, von 
Kollaterale oder andern Erbichaftsjteuern, vom Abihoß- und Auswande- 
rungszehnten, Ihorjperrgeldern und ähnlichen Abgaben nicht zu verjtehen ; 
und Lurusfteuern jollen niemal® anders ala zum Beiten der Armenfonds 
und, falls der Bedarf diejer Fonds diejelben rechtfertigt, in mäßigen 
Säten bewilligt werden. 

S 30. 

Die Gemeinden haben fich daher bei ihren Beiteuerungsdebatten und 
vorichlägen Hauptjählich auf die KHlafje der Vermögens- und Ein— 
fommenjsteuern , der Mietsjteuern, der Kopf und Slafjeniteuern, und was 
dem ähnlich ift, zu bejchränfen. 


$ 31. 


Jeder Beſteuerungsplan diefer Kategorie ($ 30) muß vor der Be— 
fanntmahung und Ausführung in der Gemeinde in feinem ganzen Um— 
fange durch die freispolizeiliche Behörde der Provinzialregierung vorgelegt 
und bon derjelben jpeciell approbiert worden fein; auch darf von den darin 
vorgejchriebenen Grundjägen demnächſt ohne befondere Genehmigung der 
Provinzialregierung niemals abgewichen werden. 


$ 32. 
Wie weit die Gemeindebehörden gegen Gemeindeangehörige Gelditraien 
feſtſetzen können, ift in diejer Verordnung an den betreffenden Orten jpeciell 


beitimmt. Die folchergeitalt bejtimmten Fälle ausgenommen jteht ihnen 
überall fein Strafrecht zu. 


$ 33. 


Gegen die auf den Grund diefer Ordnung und innerhalb der darin 
angeordneten Schranfen feitgejegten Gelditrafen findet aber hiergegen nie= 
mals eine Berufung auf den Weg Rechten, jondern nur der Rekurs an 
die Provinzialregierung ftatt, welche lebtere jedenfalls definitiv zu ent= 
icheiden hat. 
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$ 34. 


Soweit eine Gemeindebehörde rechtögültigerweife Zahlungen oder 
Zeiltungen verlangen fann, jteht ihr auch die Befugnis zur Erefutiong- 
vollitrefung zu. 


Anlage 1. 
Entwurf der Immediattommiſſion vom 7. Augujt 1820. 


Entwurf zu einer Ordnung für die Landgemeinden. 


Abſchnitt I. Allgemeine Beftimmungen. 


Gemeinde. 
s 1. 
Jede Ortjchaft, welche zeither jchon eine Gemeinde für fich bildete, kann 
auch ferner als jolche fortbeitehen,; doch können ſich auch mehrere Ort- 
ichaften durch gegenfeitige Übereinkunft zu einer Gemeinde vereinigen. 


Samtgemeinben. 
S 2. 

Wenn einzelne Ortjchaften zu flein find, um für fich allein alle die- 
jenigen Einrichtungen zwedmäßig zu bewirken, welche durch Gejeg und 
Verfaffung von den Gemeinden gefordert werden, jo jollen für jolche Zwecke, 
wo die Ortlichkeit e8 zuläßt, von der Regierung mehrere Ortjchaften zu einer 
Samtgemeinde vereinigt werden (Abjchnitt VI). 


Einzelne Befigungen. 
$ 3. 

Einzelnliegende Befiungen, als Mühlen, Krüge, Fabrikanſtalten, 
Forfthäufer u. ſ. w., werden der gelegenjten Gemeinde gänzlich einverleibt. 
Gemeinbebezirf. 

S 4. 
Der Gemeindebezirt umfaßt jämtliche von den Grenzen de Orts und 


jeiner Feldmark vollitändig eingejchloffene Grundſtücke. Doch können in 
denjenigen Provinzen, wo bis jett noch nicht fämtliche ländliche Beſitzungen 
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im N geitanden haben, einjtweilen noch diejenigen Güter, 
welche: 
a. entweder mit gutöherrlichen Rechten über die Gemeinde des Orts 
bejejjen werden 
b. oder mit Gerichtöbarfeit belieben find, 
auf Verlangen der Befiger von dem Gemeindeverbande ausgeſchloſſen bleiben. 
Wo aber dergleichen Güter zeither jchon im Gemeindeverbande geftanden 
haben, verbleibt e8 auch ferner dabei. 


Einwohner. 
5. 
Wer im Gemeindebezirk jeinen Wohnfig im rechtlichen Sinne hat, ift 
als Einwohner zu betrachten. 
In Bezug auf das Gemeinwejen jtehen jämtliche Einwohner in einer 
notwendigen Verbindung miteinander. 


Deren Einteilung. 
S 6. 


Die Einwohner bejtehen aus Gemeindegenofjen und Schußverwandten. 

Die erjteren machen, im Sinne der gegenwärtigen Ordnung, die Ge— 
meinde aus. 

Außer den hieraus entipringenden bejondern Rechten und Pflichten 
haben übrigens beide diejelben allgemeinen Gerechtfamen und Verbindlichkeiten. 


Allgemeine Rechte ber Gemeinden. 
7 
Der Gemeinde jteht das Recht zu, ihr Gemeinmwejen zu verwalten und 
darüber zu befchließen, nach den örtlichen Verhältnifien ihre beſondere Ver— 
fafjung zu ordnen und feftzufegen. In dem einen wie in dem andern 
Falle ift fie dabei aber durch die Grenzen diefer Ordnung und der übrigen 
Geſetze beſchränkt. 


Gemeindeangelegenheiten. 
88. 

Zu den Gemeindeangelegenheiten gehören: 

1. die Ausübung der der Gemeinde zuſtehenden Korporationsrechte 
und die Erfüllung der ihr als Körperſchaft obliegenden Verbindlich— 
keiten, namentlich: 

a. die Wahl der Schulzen und Schöffen und, wenn der Fall 
$ 54 eintritt, der Gemeindeverordneten; 

b. die Verwaltung des Gemeindevermögens ; 

e. die Anlage und Aufbringung der zur Bejtreitung des Gemeinde: 
bedürfnifieg erforderlichen Geldmittel oder jonjtigen Leiſtungen. 
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2. die beſonderen Rechte und Verbindlichkeiten der Gemeinde, als: 

a. die Teilnahme an der Verwaltung der Kirchen- und Schul— 
angelegenbeiten ; 

b. die Verwaltung der für den Drt oder einzelne Einwohner be- 
jtehenden milden und frommen Anftalten und Stiftungen ; 

c, die Verwaltung der für den Ort beitehenden polizeilichen und 
anderen gemeinnüßigen öffentlichen Anftalten ; 

d. die Verteilung und Einziehung der in der Gemeinde aufzubrin- 
genden Yandesabgaben und Leijtungen, ſofern jolche durch Gejeße 
den Gemeinden übertragen wird. 

Die Rechte und Berbindlichkeiten der erjteren Art (zu 1) werden durch 
gegenwärtige Ordnung und die nach Inhalt derjelben nachgelafjenen Statuten, 
die der anderen Art (zu 2) durch allgemeine oder Provinzialgefeße, Orts: 
berfommen und Stiftungsurfunden beitimmt. 

Über Gegenftände aber, welche Hiernach nicht unzweifelhaft als zu den 
Gemeindeangelegenheiten gehörig anzuſehen find, darf die Gemeinde ihren 
MWirkungskreis nicht ausdehnen und it im Falle des Zweifels zuvor die 
Entjcheidung des Landrats einzuholen verpflichtet. 


Schulz und Schöffen und deren Wirkjamfeit. 
9. 
Der Schulz, welchem Schöffen ala Gehülfen beigegeben find, ift die 
Obrigkeit aller Einwohner in den Angelegenheiten des Gemeinwejens. Ihm 
fteht bei Verwaltung deafelben die Ausführung und Bollziehung aus— 


Ichließlich zu. 
Mitwirkunggder Gemeinde bei der Verwaltung. 
s 10, 
Der Gemeinde hingegen gebührt die Beitimmung der Grundjäße, nach 


welchen das Gemeinwejen verwaltet werden foll, und die Kontrolle der 
Verwaltung des Schulzen. 


Dberauffichtärecht des Staates. 
$ 11. 

Dem Staat verbleibt auch ferner das Dberauffichtsrecht über die 
Landgemeinden und die Verwaltung ihrer Gemeindeangelegenheiten. Die 
betreffenden Landräte und Regierungen find mit der Ausübung desfelben 
beauftragt. 

Defſſen Ausübung. 
$ 12. 

Das Oberauffichtsrecht enthält die Berugnis, die Wahl des Schulzen 
und der Schöffen und diejenigen Beſchlüſſe der Gemeinde, bei welchen dieje 
Drdnung es vorjchreibt, zu beitätigen, Beſchwerden über Gegenjtände des 
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Gemeinweſens zu entjcheiden und dafür zu forgen, daß die Vorſchriften des 
Gejeßes und diejer Ordnung überall gehörig beobachtet werden. 

Die Landräte der Regierungen find jo berechtigt ala verpflichtet, fich 
hiervon durch geeignete Unterfuchungen zu überzeugen und, wo es nötig ift, 
gejegliche Abhülfe zu veranlaffen. 


Abſchnitt II. Bon den Einwohnern. 
Abteilung 1. Allgemeine Verbindlichkeiten berjelben. 


8 13. 


Jeder Einwohner iſt verpflichtet, das Beſte der Gemeinde nach ſeinen 
Kräften möglichſt zu befördern, zu den Bedürfniſſen, Laſten und Schulden 
derſelben, ſie mögen bei ſeinem Anzuge ſchon vorhanden ſein oder nachher 
gemacht werden, verhältnismäßig beizutragen und in gleicher Art die zur 
Sicherheit des Orts und für das Gemeinweſen nötigen perſönlichen Dienſte 
zu leiſten. 

Alle dieſe Verpflichtungen folgen aus der Errichtung des Wohnſitzes 
von jelbit, ohne daß es zu ihrer Übernahme einer ausdrüdlichen Bekannt— 
machung oder Erklärung bedarf. 

Kunft: und handwerfsmäßige Dienfte dürfen jedoch niemals umentgelt- 
lich gefordert werden. 


Perſönliche Dienfte. 
8 14. 

Wenn die perjönliche Gegenwart nicht wegen außerordentlicher Um= 
ftände ausdrüdlich gefordert worden oder bei bejonderen Gattungen von 
Dienitleiftungen vorgejchrieben ift, jo können dieje durch taugliche Stell- 
vertreter verrichtet werden. 

Staatödiener fönnen fie in allen Fällen durch Stellvertreter verrichten 
laffen; Geiftlihe und Schullehrer aber bleiben von perfönlichen Dieniten 
ganz frei. 

Abmweiende und Auswärtige, welche im Gemeindebezirt Grundftüde befizen oder 
Gewerbe betreiben. 
$ 15. 

Wenn Einwohner, welche im Gemeindebezirfe Grundjtüde befiten oder 
Gewerbe betreiben, während ihrer Abmwejenheit feinen Stellvertreter ernannt 
oder dem Schulzen angezeigt haben, jo iſt derjelbe berechtigt, fich wegen 
der Gemeinlaften an das Grunditüd oder Gewerbe oder deren Nußungen zu 
halten und die Pächter oder Verwalter derjelben ala Stellvertreter der 
Abweſenden anzujehen. 

Auswärtige, welche im Gemeindebezirte Grundftüde befigen oder Ge— 
werbe betreiben, werden in Hinficht der auf die Grunditüde oder Gewerbe 
treffenden Xeiftungen den Einwohnern gleich behandelt. 
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$ 16. 
Giebt ein Einwohner jeinen Wohnfig im Orte auf, fo darf er daſelbſt 
nur die bis zu jeinem Abzuge Tällig gewordenen perfönlichen Beiträge und 
Leiſtungen berichtigen. 


Abteilung 2. Bon den Gemeindegenojjen. 
Gemeinderecht. 
— 17. 


Gemeindegenoſſen ſind diejenigen Einwohner, welchen das Gemeinde— 
recht oder die ausſchließliche Befugnis zuſteht, an der Verwaltung der Ge— 
meindeangelegenheiten verfaſſungsmäßigen Anteil zu nehmen. 


Mllgemeine Erforberniffe zu deſſen Ermwerbung. 
$ 18. 

Niemand fann das Gemeinderecht erlangen, welcher nicht den geſetz- 
lichen Borfchriften über die Verpflichtung zum Kriegsdienſte nachgefommen 
ift und die Volljährigkeit erreicht hat oder für volljährig erklärt, über fein 
Bermögen frei zu verfügen berechtigt, fich als freier, jelbitändiger Dann zu 
ernähren im jtande und im unbefcholtenen Wandel ift, auch am Orte jeinen 


Wohnſitz hat. 


Wer es zu erwerben verpflichtet ift und wer nicht davon auägejchloffen werden kann. 
8 19. 


Dies vorausgeiegt muß dad Gemeindereht von allen angejeflenen 
Wirten erworben und fann in der Regel nicht verfagt werden: 
a. allen Pächtern oder Verwaltern größerer ländlicher Nahrungen ; 
b. allen übrigen jelbjtändigen Hausvätern, welche nicht zur Klaſſe 
der Zagelöhner und Dienftboten gehören. 
Die näheren Beitimmungen hierüber jollen für jede Provinz bejonders 


feſtgeſetzt werben. 
Erlangung des Gemeinderechts. 
$ 20, 
Dad Gemeinderecht wird durch Gemeindebeichluß erteilt. Wer es er- 
langen will, muß fich deshalb beim Schulzen melden. 


Derpflitung der Gemeindegenofjen. 
$ 21. 

Die neuen Gemeindegenofjen werden vom Schulzen überall nur einmal 
im Sabre, am nächjten Sonntage nach einem ein für allemal zu beſtim— 
menden, für das Baterland oder den Ort wichtigen Tage, infofern diefer 
Tag ſelbſt nicht auf den Sonntag fällt, nach gehaltenem Gottesdienjte und 
vor verjammelter Gemeinde als Genoffen und zugleich als Unterthanen 
vereibet. 
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Bis dahin werden fie vorläufig mittelit Handſchlags verpflichtet. 
Wer jchon an einem anderen inländifchen Orte ald Gemeindegeno 
dereidet ijt, wird mittelft Handichlags auf den vorigen Eid vertiefen. 


Derpflichtungen ber Gemeindegenofien. 
$ 22. 
Jeder Gemeindegenoß ift verbunden, Gemeindeämter und Aufträge, 
welche ihm in Gemeindeangelegenheiten oder Zandesjachen erteilt werden, 
fofern die Ausführung fich auf den Gemeindebezirk befchränft, zu übernehmen, 


und fann außer für das Schulgenamt feinen Sehalt, ſondern nur Erſatz 
der baren Auslagen verlangen. 


S 23. 


Bloß jchwere Krankheiten, ortsfundiges häusliche® Unglück, Reifen, 
bie eine mehrmonatliche Abwejenheit nötig machen, die gleichzeitige Führung 
dreier mit Vermögensverwaltung verbundener Vormundichaiten und ein Alter 
über 60 Jahre find allgemeingültige Urjachen, den Antritt eines Gemeinde- 
amtes zu verweigern. 


Verluſt des Gemeinderechtä. 
a. durch Entſagung. 
S 24. 

a. Mer nicht die Verpflichtung Hat, das Gemeinderecht zu erwerben, 
fann fich desfelben zu jeder Zeit begeben. 

b. Wer jeinen Wohnfig in einen andern Ort verlegt, verliert dadurch 
das Gemeinderecht in dem verlaffenen Orte. 

c. Auch wer ohne einen anderen Wohnfit zu errichten fi) aus der 
Gemeinde entfernt hat, wird nach Verlauf von 2 Jahren aus der 
Gemeinderolle gejtrichen und muß nach feiner etwaigen Nüdfehr 
das Gemeinderecht don neuem gewinnen, wenn ev nicht jeine 
Abſicht, dasjelbe beizubehalten, dem Schulzen ausdrüdlich er— 
flärt bat. 


b. durch Verbrechen. 
S 25. 

Mer rechtskräftig zu zwei- oder mehrjähriger Feſtungs- oder Zuchthaus 
ftrafe verurteilt oder des Rechts, die Nationalkofarde zu tragen, verluitig 
erklärt ift, verliert das Gemeinderecht, auch wenn nicht ausdrüdlich darauf 
erfannt worden. Dasjelbe findet bei allen Strafen jtatt, welche wegen 
Meineids, Urkundenverfälichung, unredlicher Vormundſchaftsverwaltung, Dieb- 
ſtahl, Diebeshehlerei, vorfäßlichen oder mutmwilligen Banferott$ oder anderer 
unter erfchwerenden Umſtänden verübter Betrüigereien auferlegt worden. 

Gin fjolcher Einwohner fann das Gemeindereht nur dann wieder er- 
langen, wenn drei Vierteile der Gemeinde dafür jtimmen und der Beichluß 
von der Regierung beitätigt wird. 
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e, durch Gemeindebeſchlüfſe. 
8 26. 


Wer zu einer gelindern Strafe, ala $ 25 beſtimmt iſt, verurteilt oder 
in peinlicher Unterfuchung nur vorläufig losgeiprochen worden, wer in ge= 
richtlichen Konkurs verfällt oder auch Talliert, wer wegen Berfchwendung 
unter Kuratel gejeßt wird, wer fich durch einen unfittlichen, anjtößigen 
Lebenswandel oder jchlechte Handlungen der Achtung der Gemeinde uns 
würdig macht, wer jeine Pflichten ala Gemeindemitglied vernachläffigt oder 
ihnen gar entgegenhandelt, fann durch Gemeindebeichluß feines Gemeinde— 
rechts verlujtig erklärt werden. 


Wirkungen bes Berluftes. 


$ 27. 


Der Verluſt des Gemeinderechts hat zwar den Verluſt der $ 17 an— 
gegebenen Befugnis zur Folge, aber auf den Befit von Grundeigentum 
und die Treibung von Gewerben feinen Einfluß. 


Abteilung 3. Bon den Schutzverwandten. 
Ss 28. 


Jeder neuanziehende Schußverwandte hat die Verpflichtung, fich bei 
dem Schulzen zu melden, demjelben mitteljt Handſchlags an Eides Statt die 
Erfüllung der ihm gegen die Gemeinde obliegenden Pflichten zu verjprechen 
und von ihm die Erlaubnis zu feiner Niederlaflung fi) auszuwirken. 


$ 29. 


Dieje Erlaubnis darf nicht verfagt werden, wenn fich der Anziehende 
mit den Seinigen ohne öffentliche Unterftügung ernähren fann und feinen 
der $ 25 angegebenen Umftände wider fich hat. 


$ 30. 
Ob und inwieweit die Niederlaffung im Gemeindebezirt die Verpflich- 
tung der Gemeinde zur Berpflegung eines Schußverwanden bei etwaiger 


Berarmung begründe, ijt lediglich nach den beftehenden Armengefegen zu 
beurteilen. 


Abſchnitt III. Bon der Gemeinde. 
Allgemeine Befugniffe der Gemeinde. 


Ss 3l. 


Die Gemeinde — 8 6 — it berechtigt, jämtliche Einwohner durch 
Beichlüffe zu verbinden, welche, injofern fie nicht einen einzelnen all be= 
treffen, jondern auch für ähnliche Fälle in Zukunft Kraft behalten jollen, 
Statuten genannt und gehörig befannt gemacht werden. 
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Erforberniffe eines Gemeinbebeichlufjes. 
S 82. 


Zur Gültigkeit eines Gemeindebeichluffes ift erforderlich, 

a. daß derſelbe die der Gemeinde in diefer Ordnung beigelegten Be- 
fugniffe nicht überjchreite, 

b. in der vorgefchriebenen Form und namentlich) mit der erforder- 
lichen Stimmenanzahl gefaßt und 

ce. da, wo es bejonder® verordnet ift, von dem Landrate oder der 
Regierung bejtätigt jet. 

Die Statuten bedürfen allemal der Genehmigung der Regierung, 
welche nicht verfagt werden darf, wenn fie nicht höhere Staatszwecke oder 
wohlerworbene Gerechtfamen beeinträchtigen oder den Geſetzen und diefer 
Ordnung entgegenlaufen. 

Sie können nur in bderfelben Form wieder aufgehoben werden, in 
welcher fie ihre Gültigkeit erlangen. 


$ 38. 


Wider einen Gemeindebeſchluß jteht jedem Einwohner ala jolchem zwar 
der Weg der Beſchwerde offen, gerichtliche Klage fann er aber nur in 
dem Falle wider denjelben erheben, wenn ihm dadurch, den Borfchriften 
diefer Ordnung entgegen, ein wohlerworbenes bejonderes Recht entzogen 
oder beeinträchtigt worden ift. Jedoch muß er, des Rechtöweges ungeachtet, 
bis zu entjchiedener Sache dem Gemeindebefchluffe mit Vorbehalt feines 
Rechts Folge leiften. 

Ob ein der Form und Sache nach gültiger Gemeindebeichluß vorhanden 
jei, entjcheidet bei darüber entftehenden Streitigkeiten die Regierung. 


Beſondere Befugniffe der Gemeinde. 


a. wegen bed Gemeindevermögens. 
8 34. 


Als Gemeindevermögen wird alles dasjenige betrachtet, welches zeither 
zum öffentlichen Gebrauche oder zu gemeinfamen Bedürfniffen jämtlicher 
Einwohner bejtimmt oder verwendet worden ilt. Das Vermögen darf nur 
für Gemeindezwede, nicht aber für Leiftungen, die den einzelnen perjönlich 
obliegen, verwendet werden. Die in Hinficht des Gemeinderechts nach $ 19 
etwa eintretenden Veränderungen machen hierin feinen Unterichied. 


b. wegen bed von den einzelnen Einwohnern benutzten Vermögens, 
$ 35. 
Solde Nubtungen, an welchen zeither jämtliche Einwohner einzeln 


teilgenommen haben, fönnen durch einen Beichluß der Gemeinde für das 
gemeinfame Bedürfnis eingezogen werden. 
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c. wegen des Vermögens einzelner Alafien unb Stiftungen. 
8 36. 


Über die einzelnen Einwohnerklaſſen oder beſonderen Stiftungen und 
Anſtalten zugehörigen Vermögen ſteht aber der Gemeinde keine Verfügung zu 
Gemeindezwecken zu. Was jedoch daraus hierzu ſchon zeither geleiſtet wor— 
den iſt, muß ferner fortgeleiſtet werden. 


d. bei Veräußerung von Gemeindegrundftüden. 
Ss 37. 


Zur Veräußerung don Gemeindegrundftüden oder dinglichen Rechten 
ift die Genehmigung des Landrats erforderlih. In der Regel foll jelbige 
durch Öffentliche Verfteigerung gefchehen, jedoch fann der Landrat auf An— 
trag der Gemeinde auch die Veräußerung aus freier Hand gejtatten. 


e. bei Benugung ber Forften. 
g 38. 


Die Gemeindeiorften müſſen forftwirtichaftlih nach den darüber be— 
ftehenden Geſetzen behandelt und, wenn fie nach dem Ermeſſen der Regie- 
rung dazu bedeutend genug find, unter Aufficht eines orftverftändigen ge= 
ftellt werden, welcher von der Gemeinde gewählt und von der Regierung 
betätigt wird. 


f. bei Aufbringung des Bebürfnifies. 
$ 39. 


Jede Gemeinde iſt verbunden, alles dasjenige, was zur Befriedigung des 
Gemeindebebürfnifies erfordert und aus dem Gemeindeeinfommen (S$ 34—36) 
nicht gedeckt wird, durch allgemeine Anlagen aufzubringen. 


8 40. 


Alle dergleichen Anlagen jowie überhaupt alle Laſten und Leiftungen 
müflen : 
a. von jämtlichen Einwohnern verhältnismäßig getragen werden ; 
b. mit der Steuerverfafjung des Staates vereinbar und 
c. der Freiheit des inneren Verkehrs nicht hinderlich fein. 


8 41. 


Wo durch Berträge, Herfommen u. |. w. ein gewifles Verhältnis 
fejtiteht,, nach welchem von verjchiedenen Einmwohnerklaffen dergleichen Bei— 
träge entrichtet worden find, da hat e8 dabei fein Bewenden. Inſofern 
jedoch dies Verhältnis der S 40 aufgeitellten Vorſchrift wideripricht, kann 
es ſowohl durch Gemeindebeſchluß als auch auf erhobene Beichwerde durch 
die Regierung geändert werden. 
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8 42. 


Geld» oder Naturalbeiträge fönnen aber mit perjönlichen Dienſten 
ſowie einzelne Arten von Leiſtungen mit anderen Arten derjelben nach 
einem angemefjenen Berhältnifje ausgeglichen werden, und wenn dergleichert 
Beiträge oder Leiſtungen nicht alle Einwohner nach Verhältnis getroffen 
haben, jo muß die Ausgleichung längjtens binnen Jahr und Tag gejchehen 
oder die Beteiligten find anderweit zu entjchädigen. 


S 43. 


Beiträge und Yeiftungen zu Einrichtungen und Anjtalten, welche nur 
einzelnen Ginmwohnern oder Klaſſen zum Vorteile gereichen, fönnen nur 
von denjenigen, welche von der Einrichtung oder Anjtalt Gebrauch machen, 
auch nur nach Maßgabe diejes Gebrauches und infoweit gefordert werden, 
ala ſolche zu den Anlage, Unterhaltungs und Berwaltungsfojten not= 
wendig find. 


Werſönliche Befreiungen hören auf. 
S 44. 


Perjönliche Berreiungen oder Erleichterungen von allgemeinen Leiftungen 
find, den $ 14 bejtimmten Fall ausgenommen, durchaus unzuläffig und 
fönnen jowenig von einzelnen als von bejonderen Klaffen von Einwohnern 
mehr erworben oder weiter ausgeübt werden. 


Dingliche Befreiungen. 
S 45. 


Gültig erworbene und noch bejtehende dingliche Befreiungen oder Er= 
leichterungen gelten bis zu ihrer Ablöfung, auf welche jedoch bloß die Ge- 
meinde anzutragen das Recht hat, nur für bereit bejtehende Yaften und 
auch für diefe nur nach dem gewöhnlichen Zuftande der Dinge und in 
feinem weiteren Umfange, als folche bisher rechtlich bejeffen worden. Sie 
fönnen mithin jowenig auf neue Beiträge und Xeiftungen als auf not= 
wendige Erhöhungen bereits bejtandener ausgedehnt, neue dingliche Be— 
freiungen auch niemal® mehr erworben noch einmal erlojchene wieder- 
hergejtellt werden. 


Öffentliche Gebäude und Grundftüde. 
S 46. 

Die zu öffentlichen Zweden bejtimmten Gebäude und Grundjtüde 
fönnen jedoch mit Gemeindelaften nicht belegt werden. Wenn zeither bei- 
tragspflichtige Grundjtüde zu jolchen Zweden erworben werden, jo ift die 
Gemeinde dafür zu entichädigen. Doch find deshalb die Nutznießer der in 


Öffentlichen Gebäuden befindlichen Wohnungen von den allgemeinen Laſten 
nicht frei. 
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Genehmigung der Regierung bei der Ausſchreibung von Beiträgen. 
847. 

Neue, bisher nicht gewöhnlich geweſene Beiträge oder Leiſtungen, in— 
gleichen Erhöhungen bereits bejtehender oder Veränderungen in der Ver— 
teilungs- und Aufbringungsweife derjelben können nur mit Genehmigung 
der Regierung jtattfinden, welche nicht allein über ihre Notwendigkeit und 


Nütlichkeit, ſondern auch über ihre Übereinftimmung mit den SS 40 ff. 
enthaltenen Vorſchriften entjcheidet. 


Gemeindeichulden. 
Ss 48. 

Gemeindeichulden jollen nur zu allgemeinen nüslichen Anlagen oder 
Einrichtungen in der Gemeinde, nicht aber zu anderen Zweden und am 
wenigften zu Leiſtungen, welche den einzelnen Einwohnern perjönlich ob— 
liegen, namentlich nicht zu Kriegslaſten gültig gemacht werden fönnen. 
Werden für die leßteren Zwede dennoch Schulden gemacht, jo bleiben dafür 
nur Diejenigen Gemeindegenofien, welche dem Bejchluffe beigeſtimmt haben, 
oder deren Erben verhaftet. 

Außerdem ift zur Gültigkeit einer Gemeindejchuld jedesmal die Ge- 
nehmigung der Regierung erforderlih, wenn die Schuld nicht aus den 
Gemeindeeinkünften des laufenden Jahres vollitändig wieder abgeführt wer- 
den kann. 

Es muß auch gleichzeitig ein ficherer Fonds zur Tilgung des Kapitals 
und der Zinſen in der mit dem Gläubiger verabredeten Friſt ausgemittelt 
und von der Regierung betätigt werden, durch welchen die Rüdzahlung der 
Schuld binnen längjtens dreißig Jahren erfolgen kann. 

Sit ein jolcher Tilgungsfonds vorhanden, jo darf die Regierung ihre 
Genehmigung nicht verfagen, wenn die Schuld zu müßlichen Anlagen, 
Unternehmungen und Einrichtungen gemacht werden foll. 

Die Regierungen und Landräte find verpflichtet, fich zu Überzeugen 
und darauf zu Halten, daß nicht allein die aufgenommenen Gelder zu dem 


beitimmten Zwecke verwendet, jondern auch die Tilgungspläne vollitändig 
ausgeführt werden. 


Öffentliche Anftalten und Stiftungen. 
S 49. 

Die unter der Verwaltung der Gemeinde ftehenden Anftalten und 
Stiftungen müfjen ihrer Beitimmung gemäß verwaltet werden, und Vers 
änderungen darin find nur mit Genehmigung der Regierung zuläffig. 

‚ Hört ihr Zwed auf, fo fällt das Vermögen derſelben, ſofern feinem 
Dritten ein näheres Recht darauf zufteht, der Gemeinde zu ihrem Gemeinde- 
vermögen anheim, darf aber nur zu ähnlichen gemeinnüßigen Zweden wie: 
der verwendet werden. 

Schriften d. Ver. f. Soctalpolitif. XLIII. (Anlagen.) 17 


98* Anlage I. 


Strafrecht der Gemeinde. 
S 50. 

Die Gemeinde ijt berechtigt, auf vorfäßliche Übertretungen oder auch 
beharrliche Bernachläffigungen der durch die gegenwärtige Ordnung beftimmten 
Ginwohnerpflichten Ordnungsſtrafen bis zur Höhe von zehn Thalern mittelit 
Statuts zu beitimmen. 


Abſchnitt IV. Bon den Gemeindeverfammlungen. 


Gemeindeverjammlung. 
$ 51. 

Die Beichlüffe der Gemeindeangelegenheiten werden in Gemeinde- 
verfammlungen gefaßt. 

a. Mann für Mann. 
$ 52. 

Daß in den Gemeindeverfammlungen fjämtliche Genoſſen Mann für 
Mann erjcheinen, iſt nur geitattet, jolange deren Anzahl nicht über dreißig 
anfteigt. 

b. durch Abmadhung jwiihen SBemeindegenofien, 
S 58. 

Sind mehr als dreißig vorhanden, jo joll durch einen von der Re— 

gierung zu bejtätigenden Gemeindebeichluß beitimmt werden, in welchen 


Verhältniffe und nach welcher Ordnung die Gemeindegenofjen wechſelsweiſe 
ausfcheiden und wieder eintreten. 
e. durch Gemeindeverordnete. 
$ 54. 

In beiden Fällen — SS 52 und 53 — fann aber auch mittelft eines 
derartigen Beichluffes eine Stellvertretung durch Gemeindeverordnete ein- 
geführt werden, deren Zahl jedoch nicht unter ſechs und nicht über fünf- 
zehn und zwar in der Art beitimmt werden muß, daß jährlich der dritte 
Teil ausjcheidet. 

Wahlen. 
S 55. 

Die Gemeinde verrichtet aladann in ihrer Gejfamtheit nur die Wahl 
der Gemeindeverordneten, des Schulzen und der Schöffen. Feder einzelne 
Gemeindegenoß jchlägt hierzu joviel Perfonen vor, als zu wählen find. 
Diejenigen, welche die meijten Stimmen für fich haben, werden ala gewählt 
betrachtet. 

Die Wahlverfammlung joll jedesmal den 18. Junius gehalten werden 
und ihr, wo eine Kirche iſt, eine gottesdienjtliche Handlung vorausgehen. 
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Verpflichtung der Gemeindeverordneten. 
S 56. 

Die Gemeindeverordneten werden nach erfolgter Wahl dem Landrate 
angezeigt und vom Schulzen durch Handichlag verpflichtet. Sie treten mit 
unbejchränkter Vollmacht in die Stelle der Gemeinde und bejchließen, ohne 
Rückſprache mit felbiger, nach eigener freier Überzeugung. 

Alles, was daher in diefer Ordnung von der Gemeinde und den Ge— 
meindeverfammlungen bejtimmt ift, findet auf die Gemeindeverordneten und 
deren Berfammlung Anwendung. 


S 57. 
Schulz und Schöffen find allemal Mitglieder der Berfammlung und 


zwar im alle des $ 54 außer der dort bejtimmten Zahl von Gemeinde- 
verordneten. 


Drdentlidhe und außerordentliche VBerfammlungen. 
Ss 58. 


So oit ein Gemeindebeichluß notwendig wird, ift der Schulz die Ge— 
meinde zu verjammeln berechtigt und auf Antrag der Schöffen dies zu 
thun verpflichtet. 

Notwendig muß aber überall an einem durch Gemeindebeihhluß ein für 
allemal fejtzufegenden Tage im erjten Monate des Yahres wenigftens eine 
Gemeindeverfammlung zur Bejorgung der regelmäßig wiederfehrenden Ge— 
jchäfte, namentlich zur Abnahme der Rechnung, zur Verabredung über die 
fernere Gemeindeverwaltung und über die Aufbringung des Bedürfnifies 
gehalten werben. 


Perfönliches Erjcheinen und Strafe des Ausbleibens. 
$ 59. 
Die Gemeindegenofien müjlen in den VBerfammlungen perjönlich erſchei— 
nen oder ihr Nichterfcheinen entjchuldigen. Wer ohne Entjchuldigung oder 
unter Angabe einer unzulänglichen Entjchuldigung ausbleibt, fanıı von dem 


Sculzen in eine Orbnungsftraie von höchitens 16 Groſchen, welche der 
Gemeindekaſſe anheimtällt, genommen werden, 


Wie viele”Gemeindegenofjen gegenwärtig fein müſſen. 
I8 60. 

Damit ein gültiger Beichluß gefaßt werden kann, müſſen in den Ge— 
meinden, wo feine Vertretung durch Verordnete jtattfindet, wenigſtens die 
Hälfte, wo aber Gemeindeverordnete erwählt find, wenigitens zwei Dritteile 
der Mitglieder gegenwärtig fein. 

Wenn diefe Anzahl zur beitimmten Stunde nicht beifammen tft, fo iſt 
der Schulz beiugt, von den ohne Entichädigung Ausgebliebenen joviel, als 
an der erforderlichen Anzahl fehlen, nad) feiner Auswahl noch bejonders 

7* 
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berbeirufen zu laffen. Diejenigen, die dann noch erjcheinen, werden aber 
dadurch von der S 59 angedrohten Strafe nicht befreit. Wenn fie auch 
auf die zweite Aufforderung nicht erfcheinen, wird die Strafe verdoppelt. 


S 61. 
Die Erfchienenen faſſen ihre Beichlüffe nach Stimmenmehrheit. Bei 
gleichen Stimmen hat der Schulz die Enticheidung-. 


Gemeindebud). 
g 62. 

63 ift ein Gemeindebuch zu führen, in welches vom Schulzen oder 
einem der Schöffen oder erforderlichen Falls vom Schullehrer die Gemeinde- 
beichlüffe eingetragen werden müflen. Hierbei find die anweſend gewejenen 
Mitglieder und, wenn hat abgeitimmt werden müflen, die Zuftimmenden 
und Widerfprechenden der Zahl nad) anzugeben. 

Schulz und Schöffen müffen das Protokoll unterzeichnen. Allen an 
deren Teilnehmern jteht folches frei. 


Dbliegenheiten und Rechte des Schulzen in ben Gemeindeverjammlungen. 
S 63, 

Der Schulz Führt in den Gemeindeverfammlungen den Vorſitz und ift 
verpflichtet, auf die Ordnungsmäßigkeit derjelben zu halten und die Stö- 
rungen einer ruhigen Beratung zu befeitigen. 

Die Schöffen müfjen ihn darin unterjtüßen.' 


$ 64. 


Mer durch ein ungebührliches Benehmen die Beratung ftört, wird, 
wenn er den Zuruf zur Ordnung nicht beachtet, entiernt. Jedes andere 
Mitglied muß, hierzu aufgerufen, nötigen Falls dem Schulzen dabei Hülfe 
leisten. 

Mer fich der Entfernung thätlich widerfegt, wird mit der $ 74 an— 
gedrohten Strafe belegt. 


Ausſchließung der Ruheftörer. 
S 69. 
Wer dreimal aus der Gemeindeverfammlung hat entfernt werden 


müſſen, fann durch Gemeindebeichluß für eine gewiſſe Zeit oder auch für 
immer ausgejchloffen werden. 


Berugniffe des Landrats. 
S 66. 
Der Landrat ift berechtigt, zu jeder Zeit Gemeindeverfjammlungen an— 


zuberaumen und ihnen beizumwohnen, ohne jedoch die Freiheit der Beratung 
und Abitimmung bejchränfen zu dürfen. 
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Abſchnitt V. Bon dem Schulen und den Schöffen. 
S 67. 


In jeder Gemeinde joll ein Schulz fein, welchem wenigjtens zwei 
Schöffen ala Gehülfen beizugeben find. 

Wenn es nötig it, kann die Gemeinde die Zahl der leßteren ver- 
mehren. 


Worſchlag von feiten?der Gemeinde und Beftätigung bes Lanbrata. 
S 68. 


Zu jeder Stelle des Schulzen und der Schöffen jchlägt die Gemeinde 
dem Landrat eines ihrer Mitglieder zur Beftätigung vor. 

Die Vorgeichlagenen müfjen zu den mwohlhabenderen und angejeheneren 
Gemeindegenofjen gehören. Der Schulz muß außerdem jchreiben und 
rechnen können. 

Gast: und Schanfwirte und andere, welche ein der polizeilichen Aufficht 
vorzüglich bedürftiges Gewerbe treiben, dürfen in der Regel nicht zu Schul— 
zen gewählt werden. Doch fann der Landrat in einzelnen Fällen hiervon 
entbinden. 


Prüfung der Vorgeichlagenen und Befegungsrecht des Landrats. 
S 69. 

Der Landrat fann die Vorgeichlagenen prüfen und, wenn er fie nicht 
geeignet findet, die Beitätigung ablehnen. Hat er zweimal den Vorſchlag 
verwerfen müflen, worüber er fich nur gegen feine vorgelegte Behörde aus— 
zuweiſen braucht, jo ift er berechtigt, die Stelle jelbit zu beſetzen. 


Verpflichtung. 
$ 70. 
Nach erfolgter Beitätigung werden Schulz und Schöffen vom Landrate 
oder einem Beauftragten desjelben im Orte ſelbſt vor vollitändig ver— 
fammelter Gemeinde feierlich verpflichtet. 


Amtödauer. 
8 rl. 

Die Anftellung erfolgt auf drei Jahre. Die Ausfcheidenden können 
zwar wieder gewählt, jedoch vor Verlauf anderweiter drei Jahre die Stelle 
anzunehmen nicht verpflichtet werden. 

Die Einrichtung ift aber dergeitalt zu treffen, daß Schulz und Schöffen 
nicht auf einmal außsfcheiden. 

Gehalt des Schulzen, 
$ 72. 

Die Gemeinde ift verpflichtet ; dem Schulgen, wenn er es verlangt, 
für feine Mühewaltung eine mäßige Entjchädigung auszuſetzen, die jedoch 
nie in Strafanteilen bejtehen dar. 
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In Ermangelung einer gütlichen Übereinkunft entjcheidet über den Be- 
trag der Yandrat. 
Die Schöffen müſſen ihr Amt unentgeltlich verrichten. 


Beitimmung des Schulzen. 
Ss 73. 
Der Schulz ift beftimmt: 


a. als Polizeiobrigkeit 


der Gemeinde die Landesgejee und die Verordnungen der höheren 
Behörde befannt zu machen, über deren und bejonders der Polizei- 
verordnungen gehörige Berolgung zu wachen, den Übertretungen 
derfelben vorzubeugen und fie, ſoweit nach den Gejeßen feine 
Befugnis geht, zu beſtrafen oder deren Beitrafung zu veranlafien, 
auch ſonſt in allen Regierungsangelegenheiten die Befehle der 
Landesbehörden im Orte auszuüben ; 


b. als Semeindevorfteber 


die Gemeindeangelegenheiten zu leiten und die Gemeindebeſchlüfſe 
in Vollziehung zu ſetzen, auch vollitändige Verzeichniſſe der Ge— 
meindegenoflen und Schußverwandten zu führen. 


{Rechte und Pflichten desfelben ala Bolizeiobrigfeit. 
Ss 74. 


In der eriteren Beziehung (S 73a) hat er alle Rechte und Pflichten 
der Staatädiener, bildet die Polizeiobrigfeit des Orts, deſſen Ginwohner 
feinen Anordnungen Folge leiften müflen, und it, unabhängig von der Ge— 
meinde, den Beiehlen des Yandrat® unterworfen. 

Auch kann er, wenn Gemeindebeichlüffe den Gejegen oder Rechten eines 
Dritten entgegenlaufen, deren Austührung auffchieben und vom Landrate 
Enticheidung einholen. 

Seinen amtlichen Angaben wird voller Glauben beigemefien. Wider— 
jeglichkeit gegen feine Berehle und Beleidigung desjelben in Ausübung jeines 
Amtes wird ebenfo wie gegen andere öffentliche Beamte beftraft. 

Dafern nicht Gründe eintreten, welche auch bei Staatsdienern den 
DVerluft des Amtes nach fich ziehen, kann er nur dann vor Ablauf feiner 
Dienstzeit unfreiwillig entlaffen werden, wenn er fi) Handlungen der 8 25 
gedachten Art jchuldig macht oder durch verfaffungsmäßigen Gemeindebeichluß 
aus den $ 26 angezogenen Urfachen fein Gemeinderecht verliert. 


Die Schöffen, feine Stellvertreter und Gehülfen. 
S 75. 
Die Schöffen find feine Gehülfen und in der vom Landrate zu be= 


jtimmenden Folge für Abweſenheits- oder Krantheitsfälle feine Stell» 
vertreter. 
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Inſtruktion. 
876. 
Überall ſollen die Schulzen und Schöffen nach Verſchiedenheit der 
Prodinzialverfaffung noch mit einer bejonderen Dienftinftruftion verjehen 
werden., 


Befugniffe des Schulzen ala Gemeinbevorfteher. 
S 77. 

In Gemeindeangelegenheiten (S 73 b) ift der Schul; an die Ge— 
meindebeichlüffe gebunden und fann für fich einen jolchen Gemeindebeichluß 
weder abändern noch ohne Beihluß über die Nechte, das Vermögen und 
die Einnahmen der Gemeinde folche Verfügungen treffen, an welchen nach 
$ 10 die Gemeinde teilnehmen muß. 


Ausführung der Gemeindebeihlüffe und Auäaftellung von Urkunden. 
$ 78, 

* Ihm allein Liegt die Ausführung der Gemeindebejchlüffe, ihm und den 
Schöffen gemeinfchaftlich aber die Vollziehung der nach jelbigen abzuſchlie— 
Benden Berträge und die Nusjtellung von Urkunden namen® der Gemeinde 
und unter dem Siegel derjelben ob. Schulz und Schöffen werden in dieſer 
Beziehung duch die Wahl der Gemeinde bejtändige Bevollmächtigte 
derſelben. 

Sollten ſie eine dergleichen Urkunde, ohne durch einen Gemeindebeſchluß 
dazu ermächtigt geweſen zu ſein, ausgeſtellt haben, ſo bleiben die Urkunden 
in Beziehung auf die dadurch von einem Dritten erlangten Rechte dennoch 
gültig, die Ausſteller und deren Erben aber der Gemeinde für allen ihr 
daraus erwachſenden Schaden ſolidariſch verhaftet. 


Beſtätigung der Urkunden. 
879. 


Einer Beſtätigung ſolcher Urkunden durch den Landrat bedarf es zu 
deren Gültigkeit nur dann, wenn ſie ein Geſchäft betreffen, zu welchem die 
Genehmigung der Staatsbehörden erforderlich iſt. 


Beglaubigung derjelben. 
S 80. 

Menn jedoch ein Dritter über die Beiugnis der Unterjchriebenen Zweifel 
bat, jo ift der Landrat auf defjen Antrag diejelbe koſtenfrei zu beglaubigen 
verbunden. 

Beauffichtigung der Gemeindeangelegenheiten. 
881. 

Schulz und Schöffen müſſen alle Angelegenheiten der Gemeinde fort— 

während unter Aufſicht behalten und deren Vorteil beſonders wahrnehmen. 
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Sie müfjen demnach die Pachtungen oder Verwaltungen der Gemeinde- 
grundftüde, die anzulegenden Holzichläge, die Grenzen der Feldmark, die der 
Gemeinde zujtehenden Rechte, Gefälle und Servituten, die Dienftrührung 
der Nacht» und Fyeldwächter, der Hirten und anderer Gemeindediener ſowie 
alle übrigen Gegenjtände diefer Art fortwährend beobachten umd jeden 
Nachteil von der Gemeinde abzuwenden juchen. 


Gemeindefafje und Rechnung. 
S 82. 


In der Negel muß einer der Schöffen die Gemeindefafje führen und 
der Schulz , welcher die Ausgaben darauf anzumweifen hat, dafür jorgen, 
daß die Rechnung zur rechten Zeit gelegt und alles in Bereitichaft ge- 
jeßt werde, damit folche auf der Gemeindeverfammlung (SS 51—56) vor- 
gelegt und abgenommen werden fönne. Bei Abnahme der Rechnung wirft 
der Landrat nur im Falle der Beichwerde ein. Wenn fich jedoch die Be- 
teiligten bei deſſen Enticheidung nicht beruhigen wollen, jo ſteht ihnen der 
ordentliche Weg Rechtens offen, welcher ipätejtens binnen einem Biertel- 
jahre nach Empfang der Enticheidung, bei Verluſt desjelben, betreten wer— 
den muß. 


Sühneamt. 
Ss 83. 

Sin jeder Gemeinde bilden Schulz und Schöffen gemeinjchaftlich ein 
Sühneamt mit der ehrenvollen Beitimmung, Rechtsftreitigfeiten zwijchen 
den einzelnen Einwohnern zu vergleichen. 

Bis über das Verhältnis der Sühneämter zu den Gerichten weitere 
Beitimmung erfolgen wird, haben fie fich, wenn ein Zeil ihre Einwirkung 
in Anſpruch nimmt und der andere fich auf die von dem Sühneamt an 
ihn ergangene Aufforderung einläßt, jederzeit der Vermittlung, im alle 
aber beide Teile ſich deshalb auf fie vereinigen, auch der jchiedsrichterlichen 
Enticheidung zu unterziehen. Bleiben die jtreitenden Zeile bloß bei dem 
eriten Antrage jtehen und es fommt ein Vergleich zu jtande, der jeiner 
Natur nach nicht jogleich zur Ausführung gebracht werden fann, jondern 
Verſprechen einer fünftigen Yeiltung enthält, jo muß darüber, joweit die 
jede norts beitehenden Geſetze die Gültigkeit des Geſchäfts davon abhängig 
machen, auf Verlangen des einen oder anderen Intereſſenten eine jchriftliche 
Verhandlung aufgenommen werden. 

Diefe Verhandlung hat den Glauben einer öffentlichen Urkunde, wenn 

a. diefelbe neben dem Datum der Aufnahme und Benennung der 

Sjntereffenten eine deutliche und vollitändige Daritellung des Gegen— 
ſtandes enthält; 
b. darin bemerkt it, daß fie den Intereffenten vorgelefen und von 
ihnen genehmigt worden ; 

e. diejelbe von den Intereſſenten jelbit unterzeichnet und 

d. von den Mitgliedern des Sühneamts ſelbſt unterfchrieben und das 
Gemeindeftegel beigefügt iſt. 
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Ermangelt e8 an einem diejer Erforderniffe, jo hat die Verhandlung 
bloß die Eigenſchaft eines fchriftlichen Privatvermerfe. 

Haben fich die ftreitenden Zeile auf eine fchiedsrichterliche Entjcheidung 
durch das Sühneamt vereinigt, jo treten über das Verfahren, welches dieſes 
aladann zu beobachten Hat, und über die Wirkungen jeines Ausſpruchs die 
an dem Orte geltenden allgemeinen gejeßlichen Vorſchriſften wegen der 
jchiedsrichterlichen Enticheidungen ein. 

Alle Verhandlungen des Sühneamtes erfolgen ſtempel- und fojtenfrei. 


Adfhnitt VI. Bon den Samtgemeinden. 
Die Regierung bildet fie. 
S 84. 


Ob und inwieweit die Notwendigkeit eintrete, Samtgemeinden ( $ 2) 
zu bilden, entjcheidet die Regierung, ohne daß den einzelnen Ortichaften 
dagegen ein Widerjpruch zufteht. 


Gegenftänbe. 
8 85. 

Zu den Einrichtungen, welche dieje Notwendigkeit herbeiführen können, 
gehören vorzüglich folche, welche in polizeilicher Rüdficht erforderlich find 
und zur zwedmäßigen Ausführung Gemeinden von einem gewiſſen Umfange 
vorausſetzen, namentlich: Armenmwejen, Hojpitäler, Gejundheitsanftalten, Wege- 
bau, Unterhaltung von Dämmen und Schleufen, Feuerlöſchanſtalten u. ſ. w. 

Ferner gehört hierher die Einrichtung und Unterhaltung niederer Schul= 
anftalten und die Verteilung und Grhebung öffentlicher Laften und Ab— 
gaben, wo jolche durch die Gejege den Gemeinden übertragen wird. 


Bejondere Beftimmung bei ihrer Bildung. 
S 86. 


Eine Samtgemeinde kann für vorgedachte Zwede immer nur aus den= 
felben Ortichaften zufammengejeßt werden, und es iſt unzuläffig, ein und 
diejelbe Ortichaft in verschiedenen Beziehungen zu verichiedenen Samt- 
gemeinden zu legen. 

Doch jchließt dies größere Verbindungen zu landespolizeilichen Zweden, 
3. B. zum Deichbau, zu BVerficherungsanftalten u. ſ. w., nicht aus, 


Belondere Verwaltung der Gemeinden. 
S 87. 


Jeder Ortsgemeinde verbleibt jedoch defjenungeachtet, ſoweit nicht durch 
freiwillige Übereinkunft ein anderes feitgejegt wird, die befondere Verwaltung 
ihrer inneren Angelegenheiten nach den Vorſchriften der gegenwärtigen 
Ordnung, namentlich die Wahl ihres Schulzen und ihrer Schöffen, die 
Berwaltung ihres Gemeindevermögeng, die Ausübung ihrer befonderen Gerecht- 
famen jowie gegenfeitig die Erfüllung ihrer befonderen Verbindlichkeiten, ferner 
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die Verwaltung derjenigen milden und polizeilichen Anftalten, welche fich 
nur auf ihren Ort beziehen. 


Dertretung ber Samtgemeinde. 
S 88. 


Die Samtgemeinde wird in ihren Angelegenheiten durch Abgeordnete 
der einzelnen Ortſchaften (Samtverordnete), deren Zahl nicht unter jechs 
und nicht über funfzehn jein darf, vertreten. 

Innerhalb dieſer Grenzen bejtimmt fich die Zahl der Abgeordneten 
jeder Ortſchaft im Verhältnis zu der Zahl ihrer Gemeindegenofien. Jede 
Ortſchaft muß jedoch wenigitens einen Abgeordneten haben. 

Der Schulz und nächſt ihm die Schöffen jeder Ortjchaft find vorzugs— 
weije deren Abgeordnete. 

Iſt eine größere Anzahl erforderlich, jo werden die übrigen von der 
Gemeinde und zwar ebenfalls auf drei Jahre gewählt. 


Der Oberſchulz, Vorfteher der Samtverorbneten. 
$ 89. 

Die Verfammlung der Samtverordneten wählt durh Stimmenmehr: 
heit einen Borfteher, welcher Oberichulz genannt wird und der in der S 88 
beftimmten Zahl nicht begriffen iſt. 

Sie ijt bei diefer Wahl nicht auf Perfonen aus ihrer Mitte beſchränkt, 
jondern fann auch andere Gemeindegenofien zu diefer Stelle berufen. Doch 
müffen diejelben die $ 68 angegebenen Eigenfchaften befigen. Wählt fie den 
Dberfchulzen aus ihrer Mitte, jo muB die Gemeinde, deren Abgeordneter 
der Grwählte ift, an jeine Stelle ein anderes Mitglied zur Samtverordneten- 
verſammlung abjenden. 

Der Regierung ſteht die Beitätigung des Oberjchulzen unter den $ 69 
enthaltenen Bejtimmungen zu. 

Amtsdauer. 
s Mm. 

Das Amt des Oberſchulzen dauert drei Jahre. Nach deren Ablauf 
ift er wieder wählbar, kann aber die Wahl anzunehmen in den nächften 
drei Jahren nicht verpflichtet werden. 


Unentgeltliche Verwaltung. 
Ss 9. 


Die Stelle des Oberſchulzen it ein Ehrenamt und daher in der Regel 
feine Bejoldung damit verbunden. jedenfall aber hat er Anſpruch auf 
Erſatz der baren Auslagen. 


Befugniſſedes DOberichulzen. 
S 92. 
Dem Oberjchulzen Liegt die Berwaltung der gemeinjchaftlichen Ans 
gelegenheiten und die Ausführung der Beichlüffe der Samtverordneten ob, 
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Auh kann ihm vom Landrate die allgemeine polizeiliche Aufficht in allen 
zur Samtgemeinde gehörigen Ortjchaften aufgetragen werden. 

Gr iſt berechtigt, die nötigen Verſammlungen der Samtverordneten 
anzuberaumen, den Berfammlungsort zu beftimmen, die Beratungen zu 
leiten und die Ordnung in denjelben zu erhalten. 

Bejugnifje der Samtverordneten. 
Ss 93. 

Die Samtverordneten faſſen ihre Beichlüffe in diefen Verfammlungen 
nach eigener freier Überzeugung und verbinden durch diejelben ſowohl die 
Samtgemeinde im ganzen al® auch die einzelnen Ortjchaiten und ihre 
Einwohner. Im übrigen treten auch hier die $ 58 enthaltenen Beſtim— 
mungen ein. Zur Gültigkeit eines Beichluffes ift aber allemal die An— 
weſenheit von zwei Dritteilen der Mitglieder erforderlich. 

Ss 9. 

Die Sanıtverordneten verteilen die wegen der gemeinjchaftlichen Ange: 
Legenheiten erforderlichen Geldbeiträge oder Leiftungen nach den oben $$ 40— 47 
enthaltenen Grundjägen und Ginjchränfungen auf die einzelnen Ortſchaften 
oder deren Einwohner. 

Die Schulzen der einzelnen Ortichaften find verpflichtet, von den Ein— 
wohnern dieje Geldbeiträge einzuziehen und fie zu den perfönlichen Leiftungen 
anzubalten. Der Oberjchulz iſt im Unterlafjungsfalle zur Verfügung ges 
jeglicher Zwangsmittel gegen jie berechtigt. 

Kaſſe. 
895. 

Die Samtverordneten beſtimmen, wer aus ihrer Mitte die gemein— 
jchaftliche Kaffe verwalten joll, doch ijt niemand zu diefer Verwaltung auf 
länger als ein Jahr verpflichtet. 

Rechnung. 
$ 96. 

Jedes Jahr muß Rechnung abgelegt werden. Die Samtverordneten= 
verfammlung prüft uud entbindet den Rechnungsführer darüber. Der 
Landrat muß fich wie von der Ordnungsmäßigkeit der Gejchäftsführung 
überhaupt, jo auch insbejondere von der richtigen Ablegung der Rechnung 
überzeugen und darüber wachen, daß aus gemeinfamen Mitteln feine nicht 
dahin gehörigen Ausgaben beitritten werden. 


Asbſchnitt VII. DBSefondere ge iger für Landgemeinden, deren 
Einwohner nod unter einem Guts- oder Geridtsherrn flehen. 


Kenntnisnahme. 
$ 97. 
In denjenigen Xandesteilen, wo das Edikt wegen Regulierung der 
gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe vom 14. September 1811 und 
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die Deklaration vom 29. Mai 1816 Anwendung finden oder noch ein= 
geführt werden möchten, joll in den Landgemeinden, wo das gutäherrliche 
Verhältnis noch bejteht, bis dahin, daß die Auseinanderjegung zwiſchen den 
Gutsherren und Bauern nach jenen Geſetzen vollendet ift, der Schulz ver- 
pflichtet fein, dem Gutsherrn auf jein Verlangen zu jeder Zeit, behuis der 
Wahrnehmung feiner Gerechtjamen, das Gemeindebuch zur Einficht vorzulegen 
oder ihn auch ſonſt vom Inhalte der gefaßten Gemeindebeichlüffe zu 
unterrichten. 

Entftehen wegen eines behaupteten Eingriffs in das Gigentumsrecht des 
Gutsherrn Streitigkeiten zwifchen dem letzteren und der Gemeinde, jo gehört 
die Entjcheidung ebenſo wie bei anderen jtreitigen Eigentumäverhältnifien 
vor die Gerichte. 

Bon der Schulzenwahl. 
$ 98. 

Wo aber auch nur das gerichtäherrliche Verhältnis ftattfindet, ift der 
Beichluß über die Wahl des Schulzen und der Schöffen gleichzeitig, wenn 
er dem Landrat zur Beftätigung eingereicht wird, auch dem Gerichtäherrn 
mitzuteilen. 

Derjelbe fann gegen die Wahl nur folche Erinnerungen machen, welche 
Umftände betreffen, weshalb die Beitätigung nach diefer Ordnung überhaupt 
zu verjagen ift. Der Landrat braucht jedoch in Erwartung folder Erinne= 
rungen die Beitätigung nicht länger ala 14 Tage aufzuhalten. 

Verhältnis des Landrat3 und bes Patrimonialgerichtä. 
S 99. 

Der Landrat kann zwar an die Schulzen ala Polizeiobrigfeit des Orts 
nah Umjtänden unmittelbar verfügen. Es verbleibt jedoch dem Gerichts— 
herrn die Polizeigerichtöbarkeit, welche er indeffen nur durch feinen Gerichts— 
halter ausüben darf, und die damit verbundene Polizeiaufficht unter Ober— 
aufficht des Landrats. 

s 100. 

Auf die Berhältniffe zur Samtgemeinde ala folcher finden die Bes 
ftimmungen diejes Abjchnitts feine Anwendung, wenngleich die einzelnen 
Ortſchaften ganz oder zum Teil noch im gutö= oder gerichtöherrlichen Ver— 
bande jtehen jollten. 

Frieſe. Köhler. Eichhorn. 


v. Bernuth. Streckfuß!. 





Ip. Binde und Daniels waren am Tage des formellen Abjchluffes des Ent- 
wurfs nicht mehr in Berlin anwefend. 


Kadıtrag , bez. Berichtigung zu dem Artikel „Die Haus— 
weberei im Fichtelgebirge“. 


(Bezirt Wunfiedel-Weikenftadt.) 
Siehe Schriften d. Ver. f. Socialpolitif. Band 42 ©. 45 ff. 


Mit obiger Überfchrift und unter meinem Namen findet fich im 42. Bande 
der Schriften eine furze Skizze, welche, obgleich fie ihrer Unvollftändigfeit 
halber, und wegen de3 kleinen Bezirkes, den fie umfaßt, nicht für die 
Öffentlichkeit beitimmt war, infolge von bisher noch nicht aufgeflärten 
Mißverftändniffen dennoch zur Veröffentlichung gelangte. 

Diejelbe entjtand vor etwa 2/2 Jahren, und es ift begreiflih, daß 
heute verjchiedene darin gemachte Angaben nicht mehr zutreffend find, 
Außerdem enthält dieje Skizze aber auch einige unvollftändige und unrichtige 
Angaben, von welchen zunächit nur die des vorletzten Abſatzes (Leiftungen 
des Staates für die Ausbildung der Hausweber, dann die Weberjchule in 
Münchberg betreffend) Hier durch Nachjtehendes ergänzt, bezw. berichtigt 
werden mögen. 

Die Weberfchule zu Münchberg ift eine Diftriktsanjtalt der Diftriktg- 
gemeinde Münchberg, welche mit jehr erheblichen ftaatlichen Subventionen 
ins Leben gerufen wurde. Gie jteht unter der Vorftandichaft des königl. 
Bezirfaamts Münchberg und hat den Zwed, einerjeit3 junge Leute, welche 
die Weberei erlernen wollen, theoretifch und praftijch zu unterrichten, an— 
dererjeitö jolche, die diefes Handwerk bereits erlernt haben, in ihrem Berufe 
weiter auszubilden. Mit derjelben ift eine gewerbliche Yortbildungsfchule 
verbunden. Sie befißt 16 Xehrwebjtühle und it gegenwärtig von 21 
Zöglingen aus den Bezirksämtern Berned, Münchberg, Stadtfteinach, Hof, 
Bayreuth und Wunftedel befuht. Der Andrang zu diefer Anitalt 
ift jo groß, daß in der Regel die Hälfte, zuweilen ſogar 
zwei Drittel der Bewerber zurüdgewiefen werden müfjen. 
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Die ausgebildeten Zöglinge finden in Fabrikgeſchäften, dann als Werkführer 
und Aufſeher in Strafanſtalten ſehr raſch Verwendung. 

Der Landrat von Oberfranken hob in ſeiner öffentlichen Sitzung vom 
14. November 1889 die günſtigen Reſultate der gedachten Schule beſonders 
hervor und bewilligte einſtimmig die für die Schule poſtulierten Zuſchüſſe. 

Der Unterricht an der Weberſchule Münchberg iſt teils ein theoretiſcher, 
teils ein praktiſcher. Für die Realien und gemeinnützigen Kenntniſſe iſt 
ein Realienlehrer, für die Weberei ein Fachlehrer aufgeſtellt, dem aus der 
Zahl des Arbeitsperſonales ein Lehrgehülſe beigegeben wird. Im erſten 
Jahre fällt der Arbeitsverdienſt des Schülers der Anſtalt zu, außerdem iſt 
ein Koſtgeld von 150—200 ME. zu entrichten; im zweiten Jahre erhält 
der Zögling die Hälfte feines Arbeitsverdienftes und bezahlt nur ein kleines 
Koftgeld von 43 Pf. pro Tag. 

Nah dem Voranſchlage pro 1890 jchließt der Etat der Schule in 
Einnahmen und Ausgaben mit 8837 Mi. ab. 

Aus dem Betriebe der Anjtalt wurden 2000 Mi. vereinnahmt, wäh. 
rend die Zuſchüſſe 

a. aus Kreisfonds in 2743 ME., 
b. aus Diftriftämitteln in 515 Mk., 
c. aus der Wittelsbacher Landesitiftung in 650 ME. beitehen. 

Die Zuſchüſſe aus der Wittelsbacher Landesitiftung werden jeit Ent— 
ſtehung diefer Stiftung jährlich in derjelben Höhe gewährt. Außerdem er— 
halten aus Staatsmitteln würdige und dürftige Schüler jehr erhebliche 
Stipendien. Im Schuljahre 1888/89 betrugen diefe Stipendien an 15 
Schüler 1240 ME., im laufenden Schuljahre an 19 Schüler 1520 Mt. 

Solche beträchtliche Stipendien find jchon bisher aus Staatsmitteln 
alljährlich bewilligt worden. 

Wunfiedel. 


C. Schlumberger. 


Pierer'ihe Hoſbuchdrucerei. Stephan Geibel & Co. in Altenburg, 
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Vorwort. 


Im Auftrage des Ausſchuſſes des Vereins für Socialpolitif Hatte der 
Unterzeichnete im Berein mit Profeffor Schmoller e8 übernommen, Gut- 
achten über das ländliche Gemeindewejen zu ſammeln. Zu diefem Zwecke 
wurde an eine größere Anzahl von geeigneten Perfonen das nachfolgende, 
von einer Kommijfion, beftehend aus den Herren dv. Miaskowski, Schmoller, 
Sombart und dem Unterzeichneten, nach einem Entwurje dv. Miaskowskis 
aufgeftellte und in der Ausfchußfigung vom 27. September 1888 geneh- 
migte Programm verjchidt: 

„Der Ausſchuß des Vereins für Socialpolitif hat in feinen Sigungen 
vom 1. Oktober 1887 und 27. September 1888 beichlofien, einen Band 
Butachten über die Zuſtände und die Reform des ländlichen 
Gemeindewejens in den öſtlichen Provinzen des preußi- 
ſchen Staates zu veröffentlichen. Diefer Band wird eingeleitet 
werden durch eine überfichtliche Hiftoriiche Darftellung der auf die länd— 
liche Gemeindeverfafjung Preußens bezüglichen Reformbejtrebungen von 
1806 bis zur Gegenwart. Darauf ſollen verfchiedene Stimmen aus 
einzelnen Zandesteilen des Deutjchen Reiches, aus Öfterreich, Frankreich, 
der Schweiz und den DOftjeeprovinzen Rußlands zu Worte fommen, in 
Beichreibungen, die womöglich zwei Bogen nicht überjchreiten. Gewünſcht 
werden dabei ſowohl Beichreibungen und Beurteilungen des Gemeinde- 
weſens ganzer Länder und einzelner größerer Kandesabfchnitte (Provinzen, 
Kreife, Bezirke, Kantone) als auch Beichreibungen einzelner typifcher 
Gemeinden. 

Das nachſtehende Schema foll feineswegs eine Richtſchnur angeben, 
welche von allen Bearbeitern jolcher Beichreibungen genau eingehalten 
werden müßte. Es bleibt im Gegenteil den Berichterftattern vollftändig 
anheim geftellt, ob und in welchem Maße fie auf eine Schilderung der 
Grundlagen des Gemeindewejend und der Gemeindeverfaffung eingehen 
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oder ob fie ſich mehr auf eine Kritik der beftehenden Zuftände und eine 
Diskuffion ihrer Reformbedürftigkeit beichränfen oder nur Vorſchläge 
zur Neugeftaltung der Gemeinden machen oder andere Wege zur Löfung 
der fommunalen Aufgaben vorfchlagen wollen. Der nachfolgende Frage- 
bogen will nur für die Berichterftatter, mit welchen feine mündliche 
Rüdfprache genommen werden kann, den Umfang und die Bedeutung 
der Trage kennzeichnen, nach allen Seiten andeuten und abgrenzen, ohne 
diefelben doch im einzelnen an die Beantwortung aller Fragepunkte 
oder an die Reihenfolge derjelben zu binden. Den Hauptwert muß der 
Ausſchuß auf die Fragen der III. Abteilung und damit auf foldhe Aus- 
führungen legen, aus welchen man über die je nach den örtlichen Verhält- 
niffen wechjelnde Reformbedürftigfeit der fommunalen Einrichtungen und 
die jenen Berhältniffen nach Anficht des Berichterftatterß entiprechenden 
Reformpläne ein Elares Bild gewinnt. 


I. Grundlagen des Gemeindewejend, joweit durd die- 
felben die Geftaltung und Wirkſamkeit der Gemeinde» 
verbände bedingt wird. 


1. Berteilung des Grundeigentumg unter Hervorhebung der Ritter- 
und Bauergüter verjchiedener Größe. Maximal-, Minimal- und 
Durchſchnittsumfang derjelben. 

2. Siedelungsverhältniffe: Einzelhöfe, Weiler, Dörfer. Anlage und 
Form der leßteren. Größere Güter. Neuere Anfiedelungen, Aus» 
bauten u. j. w. 

3. Einteilung der Aderflur. Gemengelage. 

4. Grundlaftene und Servitutenablöfung. Gemeinheitsteilung. Ars 
rondierung (Separation, Marfungsbereinigung). 

5. Borhandenjein von Wieſen, Weiden, Wäldern im Gefamteigentum 
größerer und Eleinerer Verbände. 

6. Rechtliche Gebundenheit, faktiſche Geichloffenheit und freie Teilbar— 
feit der Güter. 

7. Erbrecht und Erbfolgeſitte. Gutsübergabeverträge. 

8. Klaffen der ländlichen Bewohner: a. Rittergutöbefiger, Verwalter, 
lonftige Beamte, Gefinde, Initleute, Tagelöhner. b. Voll⸗, Halb» 
und Viertelbauern, Kleingütler, Tagelöhner. 

9. Berbreitung und Art der Pachtverhältnifie. 

10. Nebenbejchäftigung der Ländlichen Bevölkerung. 

11. Berbreitung des Bergbaues und der Induſtrie, ala Fabrik- oder 

Haußinduftrie oder Handwerk. 


12. 


13. 


— 


10. 
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Entwicklung und Formen des Kreditverkehrs und der Sachen- 
verſicherung. 

Verbreitung der ländlichen Genoſſenſchaften, namentlich der Be⸗ und 
Entwäflerungsgenofjenfchaiten. 


I. Berfajjung der Gemeinden und Gutsbezirke. 


. Rechtäquellen der Gemeindeverfafjung (Staatsverfafjung, Geſetz, Ge- 


meindeordnung, Verordnung, Objervanz u. |. w.). 
Politifche Gemeinden (Orts-, Teil- und Samtgemeinden). Special- 
gemeinden und größere GSpeciallommunalverbände Tür einzelne 
Zwecke (Zwedverbände), ala befondere Kirchen, Schule, Armen:, 
Wege-, Deichverbände u. ſ. w. 
Gemeindebezirke. Bildung derjfelben. Umfang und Bevölkerungszahl. 
Gemeindeangehörigkeit und Gemeindebürgerrecht. Erwerb und Ver— 
luft; Unterfchiede in der rechtlichen Stellung der Gemeindeglieder 
oder einzelner Klaffen derjelben. Stimmrecht in Gemeindeange- 
legenheiten. Nutzbare Rechte und Laften, welche mit der Gemeinde- 
mitgliedichaft oder der Zugehörigkeit zu einer Klafje von Gemeinde» 
gliedern verfnüpit find. 

Gemeindeorgane. Bildung und Zuftändigfeit derjelben. 

Gemeindeaufgaben und Art ihrer Durchführung. Kirchen, Schul-, 

Wege⸗, Armenmwejen. Sonftige Aufgaben zur Förderung der wirt« 

ichaftliden und moralifchen Wohlfahrt der Gemeindeangehörigen. 

Gemeindevermögen. Anftalten und Unternehmungen der Gemeinde. 

Gemeindehaushalt. Ausgaben und Einnahmen der Gemeinde und 

Verhältnis derjelben zueinander. Art der Aufbringung der erfor« 

derlichen Mittel und Leiftungen aus eigenem Vermögen oder wer« 

bender ZThätigfeit der Gemeinde, aus Staatszuſchüſſen (Dotationen 
und Subventionen), aus Steuern und Gebühren, aus Natural« 
leiftungen (Hand- und Spanndienfte für Gemeindezwede). 

Auffiht über die Gemeinden. Auffichtsorgane und Zuftändigfeit 

derjelben. 

Beitehen jelbftändige Gutäbezirke (Gutsgemeinden) oder nicht ? 

a. Wo fie beftehen, find die Fragen 1—8, joweit diefelben nicht 
bier gegenſtandslos find, auch für die Gutsgemeinden zu beante 
worten. 

b. Wo fie nicht beftehen, ift die Art der Einverleibung der größeren 
Gutsbezirke in die Gemeindeverbände darzulegen. 
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III. Würdigung der beſtehenden Gemeindeeinrihtungen. 


1. Wie geftaltet fih das Gemeindeleben in den beitehenden Gemeinden ? 
Inwieweit bat ſich das geltende Gemeinderecht bewährt? Genügt 
die Gemeinde ihrer Verfafjung und Ausdehnung nach für die Er- 
füllung der wachjenden fommunalen Aufgaben oder müßten bier 
größere fommunale Berbände (Samtgemeinden für alle oder doch 
eine größere Anzahl von Kommunalangelegenheiten) oder einzelne 
Dmwedverbände eintreten und wie wären jolche zu Eonftruieren ? 

2. Welchen Einfluß hat insbejondere die neuere Freizügigkeits-, Nieder- 
lafjungs=, Verehelichungs- und Armengejebgebung auf das Gemeinde- 
leben ausgeübt ? 

3. Welchen Einfluß wird vorausfichtlich die neuere Gocialgejeßgebung 
auf dad Gemeindeleben üben? 

4. Wie verhalten fi in den von 1—3 bezeichneten Punkten die jelb- 
jtändigen Gutsbezirke, wo fie beitehen, zu den Gemeinden? Welche 
Folgen bat umgekehrt in diefer Hinficht die Einverleibung größerer 
Gutöbezirte in die Gemeinden gehabt? Iſt es möglich, größere 
Samtgemeinden oder Zwedverbände zu konſtruieren und doch den 
Gutsbezirken eine Vorzugsſtellung in denjelben zu erhalten? 

5. Welche Mängel der beitehenden Einrichtungen de Gemeindewejens 
find fonft noch vorhanden und durch welche Mittel lafien fie fich 
bejeitigen ?“ 

Die Abfafjung der im Eingange dieſes Programms erwähnten über- 
fichtlichen hiſtoriſchen Darftellung der auf die ländliche Gemeindeverfaffung 
Preußens bezüglichen Reformbeitrebungen von 1806 bis zur Gegenwart 
wurde von Herrn Afleffor Dr. Keil übernommen und liegt in Nr. XLIII 
der Vereinzfchriiten vor. Schwieriger war e3, eine genügende Anzahl don 
Mitarbeitern für die Schilderung der beftehenden Verhältniſſe und der ge— 
wünjchten Reformen zu finden. Selbſt ala notgedrungen die Aufgabe 
auf Preußen beſchränkt und auf Mitteilungen über die Verhältniffe der 
anderen deutjchen Staaten oder gar des Auslandes verzichtet ward, gelang 
ed nicht, für alle preußiichen Provinzen Gutachten zu erlangen. Wer 
einmal in der Lage geweien ift, für jo umfaflende Arbeiten freiwillige 
Kräfte gewinnen zu follen, wird es begreifen und entjchuldigen, daß troß 
lange fortgejeßter Bemühungen die Sammlung nicht jo volljtändig ift, wie 
wohl wünjchenewert wäre. Gingeleitet wird die Sammlung durch den 
Abdruck der Rede des Minifterd des Innern vom 25. Februar 1890, 
welche den damaligen Standpunft der Staatsregierung gegenüber den 
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Reformbeſtrebungen betreffend das Ländliche Gemeindewefen kennzeichnet. Es 
folgen dann in geographiicher Reihenfolge von Dft nach Weſt die Be- 
richte aus den einzelnen Provinzen, wobei es bejonders zu bedauern ift, 
daß für Oft- und MWeltpreußen und für Brandenburg feine Berichterjtatter 
zu gewinnen waren. Unter Schlefien find zwei Artikel aus der in Bres— 
lau erjcheinenden landwirtichaftlihen Zeitjchrift „Der Landwirt” aufge 
nommen, weil fie geeignet erjcheinen, vielfach verbreitete Strömungen in 
der ländlichen Bevölkerung treffend zu kennzeichnen, wobei jedoch bemerkt 
werden muß, daß der erfte, fich der Reform rein ablehnend gegenüber- 
jtellende Artifel außer der mitgeteilten auch jchon eine andere Wider- 
legung in Nr. 80 der gedachten Zeitjchrift gefunden hatte. Unter Sachjen 
ift das Statut abgedrudt, welche® von Herrn Landrat von Rauchhaupt 
entworfen und von der Regierung empfohlen mehrfach Anwendung ge= 
funden Hat, um bei dem fehlen größerer leijtungsfähiger Gemeinden 
Bereinigungen zu jchaffen zu bejtimmten fommunalen Zweden. 

Getreu der Tendenz des Vereins für Socialpolitit, welcher in erfter 
Linie Raum für eine alle Gefichtspunfte umfafjende Diskuffion der ſocial— 
politiſchen Probleme gewähren und feinen politiichen Parteiftandpuntt, 
welcher die Tendenzen des Vereins nicht geradezu negiert, von vornherein 
ausſchließen will, ift da8 Erſuchen um Gutachten an Männer aller poli« 
tiſchen Parteien gerichtet worden, und fpeciell einzelnen Führern der poli= 
tifchen Fraktionen des Preußifchen Landtags wurde es nahe gelegt, dieſen 
Sammelband zu benuten, um den Standpunkt ihrer Parteien zum Aus— 
druck bringen zu laffen. Wenn die Sammlung troßdem dem einen oder 
andern in diefer oder jener Beziehung etwas einfeitig ericheinen follte, 
fo wird gebeten, dies nicht einer einjeitigen Auswahl der Berichterftatter, 
jondern nur dem Umſtande zuzufchreiben, daß man eben auf freiwillige 
Mitarbeit angewiejen war und bei den vielen Abjagen eine gleichmäßige 
Bertretung aller Richtungen nicht erzwingen konnte. Wer da weiß, in 
welchem Maße heutzutage alle die Leute, welche nach ihrer Stellung in 
der Praris de Lebens und der Berwaltung dazu berufen geweſen wären, 
ſolche Gutachten zu fchreiben, mit ftaatlichen oder kommunalen Ehren- 
ämtern überlaftet find, wird diefe Ablagen erflärlich finden, zugleich aber 
mit dem lUnterzeichneten der Anficht jein, daß der wärmjte Dank ben- 
jenigen gebührt, welche troß diefer Ülberlaftung fich der im gemeinnüßigen 
Intereſſe erbetenen Arbeit unterzogen haben. 

Neben der jelbjtändigen Förderung der Landgemeindereform jollen die 
nachfolgenden Beiträge weſentlich auch als Einleitung zu der Diskuffion 
dieſes Themas auf der bevorjtehenden Generalverfammlung des Vereins 
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für Socialpolitik dienen. In dieſer Beziehung ſei es erlaubt, noch ein 
Wort hier hinzuzufügen. Die Frage nach der zweckmäßigſten Ordnung 
der Landgemeindeverhältniſſe wird man ſehr verſchieden beantworten, je 
nach den Aufgaben, welche man der Gemeinde ſtellt. Zwiſchen der extremen 
Anſicht, welche, wie man dies boshaft bezeichnet hat, in dem Unterthan 
nur einen Menſchen ſieht, welcher Steuern zu zahlen, Soldat zu werden 
und im übrigen das Maul zu halten hat, und der anderen Vorſtellung 
von dem Staatsbürger, welcher frei über ſeine und des Staates Geſchicke 
mitentſcheidet, liegen eine Menge von Abſtufungen, die ihre Konſequenzen 
nicht nur für die ſtaatliche, ſondern auch für die Gemeindeverfaſſung be— 
dingen. Je weniger weit man den Kreis der ſtaatsbürgerlichen Rechte 
ſpannt, mit einer um fo geringeren Ausbildung der Gemeindeverhältnifie 
wird man dann auch ausfommen können. Es braucht fich dann nur um 
ſolche Einrichtungen zu Handeln, welche die Erfüllung derjenigen Funktionen 
fiher ftellen, welche der Staat aus Gründen der Arbeitsteilung oder ihres 
lofalen Charakters wegen durch feine Behörden nicht wahrnehmen Laflen 
will. Wenn diefer Zwed nur forreft und möglichft billig erreicht wird, 
wenn aljo die Militär- und Steuerliften richtig geführt, ſonſtige ſtatiſtiſche 
Aufnahmen gemacht, Wege und Schulen in Ordnung gehalten und die 
Armen verforgt werden, jo fann von diefem Standpunflt aus wenig küm— 
mern, ob diefe Dinge durch Behörden angeordnet oder von Selbſtverwal— 
tungsorganen geleitet werden, ja vom Standpunkt einer jtraffen Erefutive 
aus fann man lebtere ſogar geringichägen und einer Ordnung den Vor— 
zug geben, welche die ganzen kommunalen Aufgaben dur Landrat, 
Gendarm und Ortsvoriteher erledigt und den einzelnen Beteiligten nur 
Berpflihtungen, aber feine Rechte giebt. Die Frage, ob kleinere oder 
größere Gemeinden, Gelamtgemeinden oder verjchiedene Zwedverbände für 
beftimmte Aufgaben, ift dann nur noch eine Zwedmäßigfeitäfrage, die unter 
Umftänden fogar dazu führen kann, die Notwendigkeit von Gemeinden mit 
bejtimmter Organifation ganz zu negieren und fich wejentlich an die ein- 
zelnen verpflichteten Befiter zu Halten. Mit wie wenig von Gemeinde- 
organijation und Thätigfeit man auskommen kann, geht ja aus den bor= 
liegenden Gutachten, jpeciell den Berichten aus Pofen, genügend hervor. 
Ganz; anders jtellt fich natürlich die Sache, wenn man e& für wün— 
ſchenswert oder notwendig erachtet, daß der Unterthan nicht nur ein 
lediglich obrigfeitlichen Verfügungen notgedrungen gehorchendes Subjelt, 
fondern ein Menjch fei, der neben der Ergebenheit für die Dynajtie, welche 
ihm in erjter Linie den Staat repräfentiert, auch noch ſonſtige Beziehungen 
zum Staate hat, an dem Staatäleben jelbft beteiligt ift und in dem 
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Maße, wie er bier mit eingreift, ſich der Staatsgewalt gegenüber nicht 
nur paffiv gebunden fühlt, Jondern diejelbe ala einen Zeil der unter feiner 
Mitwirkung zu feinem eigenen Belten gefchaffenen Einrichtungen verehrt. 
Will man diejes, will man alfo den Maflen neben dem allgemeinen Ge— 
fühl der KHönigätreue und des Patriotismus noch ein bejonderes Staats» 
gefühl beibringen, will man fie in wirklich jtaatsfreundlicher Gefinnung 
erhalten, jo muß man ihnen zunächſt Gelegenheit geben, an einem wirk— 
lichen Gemeindeleben teilzunehmen, Hierdurch nicht bloß Wohlthaten zu 
empfangen, ſondern auch ſelbſt ſich Wohlthaten zu jchaffen. Rein als 
Staatöbürger wird ſich die Mehrzahl der Menfchen wohl nie fühlen lernen, 
der Staat tritt den meijten vorzugsweije ala ein Abgaben Heifchender und 
mannigfache Verpflichtungen auferlegender in die Erfcheinung, der Rechts» 
ſchutz und die fonftigen Wohlthaten, die er gewährt, werden ala etwas Selbit- 
verjtändliches hingenommen, das Nationalgefühl ift zumal in Friedens— 
zeiten vielfach ein latente. Cine wirklich lebendige Einficht in den Zu— 
jammenbang der gejellichaftlihen Ordnung, in die Bebingtheit jtaatlicher 
Eriftenz und Wirkſamkeit, in die Vorausfegungen, unter denen fich ein 
Gemeinwejen entfalten und gedeihen kann, in die Möglichkeiten und 
Grenzen einer Teilnahme der Staatsangehörigen an der Regierung des 
Staates, dad alles fann dem Berftändnis der Mehrzahl jelbft der Gebil- 
deten und Begüterten nur vermittelt werden durch das Gemeindeleben 
als derjenigen Form ftaatlicher Organifation, mit der man am unmittel- 
barften Fühlung gewinnen fann. In dem Maße, wie der einzelne nicht 
nur durch eine gute Gemeindeorganijation die MWohlthaten ſolcher Ein— 
richtungen erfährt, ſondern auch durch eigene Mitarbeit an der Schaffung 
und Erhaltung dieſer Einrichtungen ſich bethätigen kann, in gleichem 
Maße wird er nicht nur ein Freund diefer Einrichtungen, alfo ein ſtaats— 
freundliches und erhaltendes Element der Bevölkerung, jondern auch fein 
Berftändnis für politifche Dinge nimmt zu, feine Anfichten über das, was 
die Öffentliche Gewalt, fei fie num ftaatlicher oder fommunaler Natur, leiften 
fann, werden gereiiter, feine politifche Erziehung wird aus dem Gebiete 
der Phrafen und hohlen Theorie auf den Boden einer gejunden Praris 
geleitet. Gerade in unjerer Zeit des allgemeinen Stimmrechts ift dieſer 
Gefichtspunft für die Würdigung fommunaler Einrichtungen vielleicht von 
noch größerer Bedeutung als die Rüdficht auf die rein jachliche Zweck— 
mäßigfeit der Löſung beftimmter Aufgaben. 

63 liegt auf der Hand, daß fi ein wirkliches Gemeindeleben mit 
ſolch politifch erzieherifchen und den Stolz der Gemeindegenoffen auf ihre 
Gemeinde: und Staatdangehörigfeit Hervorrufenden Wirkungen nur in einer 
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wirklichen, Leiftungsfähigen Gemeinde und nicht in irgend welchen zerſplit— 
terten und verfümmerten Organijationen entwideln Tann. Ginzelverbände 
zu beftimmten Zweden mögen noch jo nützlich fein zur GErrüllung eben 
diefer Zwede, ein Erſatz für eine Gemeindeorganifation werden fie nad 
diefer Seite hin nie jein können. Ya indem fie der Gemeinde ihren 
eigentlichen Inhalt und ihre wichtigften Aufgaben wegnehmen, zerftören 
fie geradezu die Entwidlung eine® localen Gemeindepatriotigmus und da= 
mit eine der ficherften Grundlagen vaterländifcher Gefinnung. Für eine 
Gemeinde, die weiter nichtd zu thun Hat, ala einen Nachtwächter und 
Flurhüter anzuftellen, vielleicht noch eine Feuerſpritze anzufchaffen und 
was jolcher Kleinigkeiten mehr find, kann fich niemand begeiftern, in ihr 
wird fich der einzelne immer alas einzelner fühlen, für fie wird er feine 
Opfer bringen und fein ehrgeizige® Streben nach aus eigener Kraft oder 
unter eigener Mitwirkung gejchaffenen, die Nachbargemeinden überflügelnden 
öffentlichen Einrichtungen wird fich entwideln. Was an Bereitwilligfeit zu 
öffentlichem Dienft im gemeinnüßigen Intereſſe vorhanden, wird in den fich 
räumlich und perfönlich nicht dedenden Schul», Wege-, Armen- und jonftigen 
Verbänden zeriplittert, während eine Gemeinde, die alle dieje Aufgaben 
erfaßt, mit viel größerem Erfolg wahren Gemeinfinn hegen und durch gegen— 
feitigen Wetteifer zu immer höherer Blüte fördern fann. Ehe man daher zu 
dem Ausweg jolcher Zwedverbände greift, müßte man zu dem Refultate ge— 
fommen jein, daß nach dem Gang der Hiftorifchen Entwidlung diefer Ver— 
hältnifje und wegen der dünneren Bevölkerung ſowie der Abgeichlofjenheit der 
Bewohner und ihrer Intereflen die Schaffung eines den ftädtijchen Gemeinden 
ähnlichen Gemeindelebens für Landgemeinden eine Unmöglichkeit jei. Nun 
ift zuzugeben, daß man eine langjährige Hiftorifche Entwidlung, wie fie 
vor allem in der Trennung der Gutöbezirfe und Landgemeinden kulmi— 
niert, nicht ohne weiteres ungejchehen machen fann, man kann eben im 
Staatäleben nie ohne Schaden einfach tabula rasa machen und dann ab- 
ftraft fonftruieren, fondern man muß fih an das Gegebene anjchließen ; 
auch ift zugugeben, daß in den ftädtifchen Gemeinden die Aufgaben, an 
denen fich ein Gemeindeleben entwideln kann, zahlreicher und mannig« 
faltiger find, auch daß hier das enge Beieinanderwohnen und das gegen- 
feitig Aufeinanderangewiefenjein den Gemeinfinn fräftiger fördert als die 
jelbjt in Dörfern, gejchweige denn in Einzelhöfen, vorwiegende Selbftän- 
digkeit der Ländlichen Wirtfchaften, man fann jelbft zugeben, daß andere 
gemeinnüßige Bildungen, 5. B. die verschiedenen Formen des Genoſſenſchafts- 
weſens, einen teilweifen Erfah für die Bethätigung in der Gemeinde 
geben fünnen, und doch müßte jede Neuorganilation des ländlichen Ge— 
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meindewejend wenigjtens Raum für jpätere Entwidlungen im Sinne wirk— 
lien Gemeindelebena laſſen und dürfte der Zukunft nicht in fchädlicher 
Meile präjubdizieren. Denn auf die Dauer kann fi, zumal jeit Einfüh- 
rung des konftitutionellen Syftemd, der Staat lebenskräftig aufbauen nur 
auf der Zujammenfafjung jeiner Angehörigen in Unterverbänden, deren 
legte Glieder nicht nur regiert werden, fondern in denen joviel Selbit- 
verwaltung, wie der Staatszweck nur immer erlaubt, geftattet, ja gefordert 
wird. Solche Verbände müflen aber, um ein wirkliches forporatives Leben 
mit den angedeuteten erzieberiichen und patriotifchen Wirkungen entfalten zu 
fönnen, nicht auf Einzelaufgaben beichränft bleiben, ſondern möglichſt alle 
Zweige kommunaler Thätigfeit umfaflen, fie dürfen ferner nicht jo groß 
fein, daß die nahe perfönliche Fühlung ihrer Inſaſſen verloren geht und 
nicht jo Elein fein, daß fie die Schwankungen in dem Map ihrer Aufgaben 
nicht überftehen können. Wenn man über diejes Ziel jeder Gemeinde- 
organifation einverftanden ift, wird man fich über die Beitimmung folcher 
Verbände, mag man fie nun fich ala Einzel- oder Samtgemeinden denken 
oder jelbft auf größere Bildungen, Amtsbezirke oder Kleinere Kreife als 
Träger diefer Aufgaben der Selbftverwaltung zurüdgreifen, jowie über die 
momentan zu ergreifenden Maßregeln leichter einigen können. Nur zu nahe 
liegt aber die Berfuhung, um momentanen Schwierigkeiten der Orga— 
nijation auszuweichen oder um leicht zu erreichende VBerwaltungsvorteile 
einzubeimfen, die größeren Ziele zukünftiger Entwidlung außer Augen 
zu laſſen. Dieſe Ziele und nicht die Frage, ob irgendwo augenblidlich ein 
Gutsbezirk zu feinem Schaden in einer Gemeinde majorifiert werden könnte 
— was ihm übrigens auch in jedem Zwedverband gejchehen fann —, hier 
in den Vordergrund der bevorftehenden Diskuffion zu ftellen, glaubte der 
Unterzeichnete verpflichtet zu fein, um den weitergehenden Aufgaben bes 
Vereins für Socialpolitit gerecht zu werden. 


9. Thiel. 
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J. 


Rede des Miniſters des Innern Herrfurth 
in der 16. Sitzung des Preußiſchen Abgeordnetenhauſes 
am 25. Februar 1890. 


„++ Ich möchte ſodann auf die Aufforderung des Herrn Sombart 
zurückkommen. Meine Herren, die Ermittelungen über die Verhältniſſe 
der Gutsbezirke und Landgemeinden der öſtlichen Provinzen ſind in 
den Richtungen, welche ich Hier im vorigen Jahre ſtizziert habe, un— 
unterbrochen fortgeführt worden; fie find aber noch nicht joweit zum 
Abſchluß gelangt, daß die Königliche Staatöregierung fich ihrerfeits über 
die gejeßgeberiichen Maßnahmen auf diefem Gebiete Hätte jchlüffig machen 
fönnen. Wenn ich daher auch nicht in der Lage bin, über die ge- 
feßgeberifchen Maßnahmen mich Hier näher zu äußern, jo möchte ich doch 
den Punkt hervorheben, daß die Ermittelungen über den Umfang des Be— 
bürfniffes und die darüber eingegangenen höchſt verfchiedenartig lautenden 
Kundgebungen und Berichte der lokalen und Provinzialbehörden notwen« 
Digerweife zu der Erwägung gejührt Haben, ob und inwieweit e8 möglich 
fei, den vorhandenen Mißſtänden in den ländlichen Kommunalverhältnifien 
mit den Maßnahmen zu begegnen, welche die bejtehende Gejeggebung 
bereits an die Hand giebt, und ob und inwieweit e8 notwendig ift, die 
Klinke der Gejeggebung in die Hand zu nehmen Meine 
Herren, es find deshalb die jämtlichen Behörden aufgefordert worden, ihrer« 
jeitö die Frage in Erwägung zu nehmen, inwieweit diefen Mißftänden mit 
der lex lata eine ausreichende Abhülfe gejchafft werden könne, und inwie— 
weit und in welchem Umfange man auf die lex ferenda zurüdgreifen müffe. 

Daß aber diefen Mikftänden und zwar auch gerade denen, die Herr 
Abgeordneter Sombart hervorgehoben hat, in einem ſehr erheblichen Um— 
fange bereit3 mit Hülfe der beftehenden Geſetzgebung Abhülfe geichafft 
werden fann, das Hat allerdings die Erfahrung in einzelnen Fällen in 
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ſolchen Bezirken und Kreiſen gezeigt, wo die Behörden mit befonders um 
fihtiger und thatkräftiger Initiative vorgegangen find. 

Einer der wejentlichften Mißftände wird bekanntlich in dem Beftehen jehr 
zahlreicher Leiftungsunfähiger Eleiner Gemeinden und Gut®- 
bezirke gefunden. Dieſer Mißſtand wird von feiner Seite in Abrede ge- 
fielt und fann nicht in Abrede geftellt werden, wenn man erwägt, daß 
unter den zund 24 500 Landgemeinden, welche in den öftlichen Provinzen 
vorhanden find, 1600 weniger ala 50 Einwohner und 4800 rund weniger 
ald 100 Einwohner haben, und daß von den etwa 15 500 Gutsbezirken 
in den öftlichen Provinzen 700 weniger ala 75 Hektar und etwa 1200 
weniger wie 100 Hektar umfaflen. 

Nun, meine Herren, ift aber allerdings die Möglichkeit gegeben, auf 
Grund der beftehenden Geſetzgebung Hier nach den verjchiedeniten Rich 
tungen Hin Abhülfe zu ſchaffen. Zunächſt bat fich herauägeftellt, daß eine 
Anzahl felbftändiger Gutäbezirke irrtümlich ala folche bezeichnet und be- 
handelt werden, indem man davon ausgegangen iſt, daß allen wirtfchaftlich 
jelbftändigen Gütern diefe Qualität beimohne, während nach der Judikatur 
des DOberverwaltungsgerichtö diefe Qualität von dem Umſtande abhängig 
ift, ob dor Emanation der Edikte von 1807 und 1811 in dem betreffenden 
Gute das Verhältnis der Gutsunterthänigfeit obgewaltet Habe. Wo 
diefe Vorausſetzung nicht vorhanden gewefen, fehlt die rechtliche Grundlage 
für die Exiſtenz der Jelbitändigen Gutsbezirke. Güter der vorbezeichneten 
Art find Faktiich fommunalfrei und können dann auf Grund der beftehenden 
Geſetzgebung mit benachbarten Gütern vereinigt werden. 

Sodann bietet die Beitimmung in $ 189 Zeil II Titel 6 des Allge 
meinen Landrechts die Möglichkeit, ſolche Gutäbezirfe, welche durch Abver- 
fäufe, durch Zerfplitterungen fakbtiſch den Charakter einer jelbjtändigen 
fommunalen Ginbeit verloren haben, während ihnen rechtlich diefer 
Charakter noch beiwohnt, durch eine Allerhöchfte Ordre aufzulöfen und die 
dadurch fommunalfrei werdenden Grundftüde benachbarten Gemeinden ein- 
äzuverleiben. Endlich aber ift die Möglichkeit gegeben, daß derartige Fleinere 
Bezirke fih mit anderen Eleineren oder größeren Bezirken zu leiftungsfäbigen 
Verbänden vereinigen und zwar auf dem Wege freier Bereinbarung 
unter Zuftimmung der Beteiligten, das heißt bei Gutäbezirken unter Zus 
ftimmung des Gutsbefißerd, bei Landgemeinden unter Zuftimmung der Ge- 
meindevertretungen. Daß aber auf diejen Gebieten jehr erhebliche Reful- 
tate erreicht werden können, ergeben einzelne Beiſpiele. In einem Regie 
rungsbezirke, in welchem allerdings verhältnismäßig viele ſolcher Heinen 
leiltungaunfähigen Kommunaleinheiten beftehen, find im Laufe der lebten 
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fünf Bierteljahre 115 kleine Gutöbezirte und Gemeinden im Wege frei- 
williger Vereinbarung zu bezw. mit 52 leiftungsfähigen Verbänden ver« 
einigt. . 

Meine Herren, genau dasjelbe gilt von einem anderen Mißftande, den 
der Herr Abgeordnete Sombart hervorgehoben hat, nämlich von denjenigen 
Gutsbezirken, welche zwar rechtlich noch Gutsbezirke find, faktiſch aber 
den Charakter einer Landgemeinde erhalten haben. Wir 
haben in Preußen in den öftlichen Provinzen 1500 Gutsbezirke, in welchen 
vollitändige Kolonieen vorhanden find; wir Haben rund 450 Gutäbezirke 
mit mehr ala 400 Einwohnern, und wir haben 40 bis 50 — ich glaube, e8 
find 43 Gutöbezirte —, welche mehr ala 1000 Einwohner haben. Daß für 
derartige Gutäbezirke, bei denen die Einheit des Beſitzes, die eigent- 
liche Vorausſetzung des jelbftändigen Gutsbezirks, vollſtändig verloren ge- 
gangen ift, welche zum Zeile zu großen Indujtriegemeinden geworden find, 
die Umwandlung inLandgemeinden geboten ift, gebe ich zu; aber 
bas fann auch auf Grund ber beftehenden Gejehgebung bewirkt werden 
und ijt in einer großen Zahl von Fällen bereit bewirkt worden. Die 
Behörden find aufgefordert worden, nach diefer Richtung Hin ihre Bemühung 
eintreten zu laſſen. Dasjelbe gilt von der Vereinigung jolcher Landge- 
meinden und Gutäbezirke, welche, um mich eines technifchen Ausdrucks zu 
bedienen, in „unwirtſchaftlichem Gemenge“ fich befinden, bei denen 
eine Sonderung der fommunalen Intereffen des einzelnen Gut oder Ge— 
meindebezirts überhaupt nicht mehr möglich ift. "Immerhin haben gerade 
diefe Erörterungen gezeigt, daB es keineswegs überall möglich ift, da, wo 
derartige Zuftände vorhanden find, Abhülfe zu ſchaffen — teild aus lokalen, 
teils aus perjönlichen Gründen. Und in diejen Fällen bleibt der andere 
Weg, den ich Ihnen auch bereit? im vorigen Jahre hier angedeutet habe, 
der Weg der Bildung genoſſenſchaftlicher Verbände Auch 
nach diefer Richtung Hin find die Behörden angewielen worden, ihrerfeits 
mit Ermittelungen vorzugehen, und zwar nach einer doppelten Richtung, 
welche durch die verjchiedenartige gejegliche Bafis gegeben ift, auf Grund 
deren derartige Verbände gebildet werden können. Solche Verbände fünnen 
nämlich einmal gebildet werden auf Grund des preußifchen Ausführungs- 
gejeßes vom März 1871 zu dem Reichsgeſetze über den Unterflügungswohn- 
fig für eine einzelne — aber ſehr weſentliche — lommunale Aufgabe: für 
die Ort8armenpflege; und fie können andererjeitß gebildet werden für 
eine größere Anzahl fommunaler Aufgaben, wo dann allerdings 
die Bafis in den bejtehenden Gejegen über die Landgemeindeverjafjungen 
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Was zunächft die Frage der Bildung der Gejamtarmenver- 
bände anlangt, jo haben wir derartige Armenverbände, die fi) ganz vor» 
züglich bewährt Haben, bereit in einem Zeil der öftlichen Provinzen. Die 
jelben bejtehen in Schlejien auf Grund einer Verordnung vom Jahre 
1747 in ſehr großem Umfange. Es find dort, wenn ich mich recht erinnere, 
etwa 2800 aus Gemeinden und Gutäbezirten gebildete Gejamtarmenver- 
bände gegenüber einer Zahl von Einzelarmenverbänden, die faum etwas 
größer ift, vorhanden. Dasjelbe gilt von Neuvorpommern. In Neu— 
vorpommern find die fogenannten Kirchipielaarmenverbände, welche 
mehrere Dorigemeinden und mehrere Gutäbezirte umfaſſen und deren Zahl 
dort über 100 beträgt, während die Zahl der Einzelarmenverbände noch 
nicht halb fo groß ilt. Auch in anderen Provinzen hat man derartige 
Verſuche, aber allerdings nur in geringem Umfange gemacht. Nur in der 
Provinz Sachen find über 70 vorhanden. Diefe Gejamtarmenverbände 
haben fich aber nach jeder Richtung vollftändig bewährt, fie haben eine 
rationellere Armenpflege, fie haben eine Verminderung der von fo viel« 
fachen Mißitänden begleiteten Abjchiebung der Hülfsbedürftigen von einem 
Armenverband auf den anderen herbeigeführt, und fie haben eine gleich: 
mäßigere Berteilung der Armenlaften ermögliht. Es find deshalb ge= 
rade nach diejer Richtung hin die Behörden mit Anweifungen verjehen 
worden, auf die Bildung jolcher Verbände hinzuwirken. Dabei ift nun 
ein anderer Punkt in Erwägung gezogen worden, nämlich eine Berminde- 
rung der Ortdarmenlaften in der Weile, daß die Jogenannte außeror- 
dentlihe Armenlajt für Blinde, für Idioten, für Taubſtumme und 
jo weiter von größeren Verbänden, namentlich aljo von Kreifen oder Land— 
armenverbänden, übernommen wird; denn da& ift ja zweiiellos, daß Kleinere 
Armenverbände oft vollftändig durch einen einzigen Jdioten oder Taub— 
ftummen, ben fie zu verforgen haben, ruiniert werden können. Nach dieſer 
Richtung Hin find bereits ſehr wertvolle Erfolge erzielt, indem fich die be= 
zeichneten Verbände, namentlich die Provinzialverbände, durchaus entgegen- 
fommend bewiejen haben, und ich Hoffe, daß die nach diejer Richtung Hin 
erteilten Anweifungen von fegensreichen folgen fein werden. 

Aber auf der andern Seite haben wir auch die Möglichkeit, für weitere 
fommunale Abgaben, insbeſondere für die Wegelaften, derartige Verbände 
im Wege freier Vereinbarung zu bilden, und wir haben ein ge» 
vadezu muftergültigeö Beijpiel dafür in einem Kreiſe der Provinz 
Sachſen, wo faft ohne Ausnahme die in örtlich verbunderer Lage befind- 
lihen Gemeinden und Gutsbezirke freie Vereinbarungen dahin getroffen 
haben, daß die Ausgaben für eine bejtimmte größere Anzahl fommunaler 
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Zwede gemeinjchaftlich getragen und nach Maßgabe der direkten Staats» 
fteuern verteilt werden, daß der Gutäbefiter teilnimmt an der Gemeinde- 
verfammlung und daß, wenn Meinungsdifferenzen entitehen, über dieje der 
Kreisausichuß enticheidet. Es it hierdurch möglich geworden, die größere 
Sintelligenz des Gutsbefigers für jämtliche fommunalen Aufgaben nutzbar 
zu machen für die Gemeinde, ed find dadurch die Koſten vermindert, es iſt 
eine gleichmäßige Tragung deijelben erzielt, und ich glaube, daß ein Vor— 
gehen auf diefem Wege einen großen Zeil der bezeichneten Mikitände be- 
reit3 unter der beftehenden Geſetzgebung zu bejeitigen im ftande ift. 

Ach mache ferner darauf aufmerkſam, daß, was das Steuerweſen an« 
langt, die Gemeinden in der Lage find, hierüber durch Statut zu beichließen, 
und dat der Kreisausſchuß in der Lage iſt abzuhelfen, um eine unzweck— 
mäßige, irrationale Berteilung der fommunalen Laften zu ver- 
hindern. Das ilt in jo großem Umfange gejchehen, daß von 24 500 Ger 
meinden über 19 000 bergit& derartige Statuten beziehungsweile Beſchlüfſe 
haben, nach welchen die Umlegung der Gemeindeabgaben unter Anjchluß 
an die Staatäfteuern beziehungsweiſe durch Zuſchläge zu den Staatiteuern 
erfolgt, Jo daß auf diefem Gebiete, auf welchem allerdings noch manches 
zu thun bleibt, ein großer Fortichritt bereits erzielt ift. Biel geringer ift 
diefer Fortichritt, das will ich gleich bemerken, auf dem Gebiete der ſtatu— 
tariihen Regelung der Gemeindevertretung, indem don einer 
verhältnismäßig großen Anzahl von Landgemeinden, von 9600 Gemeinden 
mit mehr als 300 Einwohnern, nur etwa 1850 eine gewählte Gemeinde 
vertretung haben. 

Meine Herren, es ift immerhin — das wird man, glaube ich, jchon 
jet überjehen können — nicht möglich, auf diefe Weile für alle Mißitände 
und in vollem Umfange Abhülfe zu jchaffen, das gebe ich zu, aber ich 
meine, bevor man die Klinke der Gejegebung in die Hand nimmt, muß 
man genau willen, in welchem Umfange ein derartiges Bedürfnis be= 


fteht, um ermefjen zu können, in welcher Weile demjelben Abhülfe geſchaffen 


werden Soll. 

Und nun fommt noch ein fernerweite® Moment hinzu, welches auch 
bereit8 don dem Herren Abgeordneten Sombart hervorgehoben worben ijt: 
die Verhandlungen wegen der Überweifung der Hälfte der Grund— 
und Gebäudejteuer an Rommunalverbände. Meine Herren, die 
desfallfigen Verhandlungen find noch nicht foweit gediehen, daß ich in 
der Lage wäre, hierüber irgend welche Mitteilungen machen zu können. 
Aber ich glaube auf die Schwierigkeiten hinweiſen zu müſſen, die mit 
diefer Regelung verbunden find. Je Heiner der fommunale Bezirk ift, an 
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welchen die Überweifung erfolgt, deſto größer ift die dadurch bedingte Un- 
gleihmäßigfeit; je mehr Sie auf die einzelnen Gemeinden herunter» 
gehen, defto mehr tritt die fjehr große Bevorzugung einerleit® der großen 
Städte gegenüber den Eleinen Städten und dem platten Lande und wiederum 
auf dem platten Lande die Bevorzugung der wohlhabenden Landesteile 
gegenüber den minder wohlhabenden Landesteilen hervor. Da ift die Trage, 
an welche fommunalen Verbände die Überweiſung zu erfolgen hat, 
eine überaus jchwierige und gewichtige. Andererſeits aber ift dabei zu be— 
rüdfichtigen, daß eine der wefentlichften fommunalen Xaften, die Schul— 
laft, in dem größten Zeile der djtlichen Provinzen, nämlich da, wo das 
Zandrecht gilt und wo nicht die Gemeinde fie freiwillig auf den Kommu— 
naletat übernommen bat, feine Kommunallaft, jondern eine Societätälaft 
ift, und das wird, glaube ich, wejentlich dabei in® Auge gefaßt werden 
müfjen, um zu erwägen, ob und inwieweit man in betreff der Normierung 
der Verwendungszwecke ber zu überweilenden Summen Vorſchriften 
in da® Gele aufnimmt. 

Meine Herren, ich will ohne weiteres die Richtigkeit einer Einwendung, 
die mir jedenfalls gemacht werden wird, gleich zugeben, daß nämlich auf 
diefe Weife die gejegliche Regelung wejentlih verzögert wird und daß 
eine derartige eingehende Erwägung eine längere Zeit braudt. Das ver- 
fteht fih von ſelbſt. Aber, meine Herren, bei einer Trage, welche von 
ſolcher Bedeutung ift und bei der jeder Mißgriff von allerichweritwiegenden 
Folgen fein fann, ift man verpflichtet, mit der größten Borjicht vor- 
zugehen, und ich glaube, ich fann ein Wort, welches ja leider jehr vielfach 
benugt wird zum Dedmantel für Unentjchlofjenheit und Faulheit, Hier mit 
vollem Rechte, und ohne mich einem jolchen Vorwurf auszujeßen, anwenden: 
chi va piano, va sano. 


II. 


Die Zuftände und die Reform des ländlichen Gemeinde: 
wejens in der Provinz Poſen. 


Von 


Landrat v. Nathufins-Obornik, 
Mitglied des Hauſes der Abgeordneten. 


Die Provinz Pofen umfaßt 2065 jelbjtändige Gutsbezirke, von denen 
1497 Rittergüter find. 

Diefe Anzahl der Gutsbezirke entipricht der Durchfchnittägahl in den 
9 öftlichen Provinzen. Es entiällt in diefen wie in der Provinz Pofen auf 
rund 14 qkm 1 Gutsbezirk. 

Der Durhichnitt des Flächenumfanges eines Gutsbezirks in der Pro— 
vinz Poſen beläuft fi auf 782 ha, gleichfalls annähernd der Durchſchnitt 
in den bier in Betracht fommenden 9 öftlichen Provinzen. 

Bon den Gutäbezirten umjaßt die gewiß Hohe Zahl von 50 einen 
Flächenraum von weniger ala 100 ha, welcher bei der durchichnitt« 
lichen Bodenbejchaffenheit faum genügen dürfte, um die Anjprüce an 
die Gelbjtändigkeit einer Verwaltungseinheit zu rechtfertigen. 389 der 
Gutsbezirke umfaffen einen Flächenraum von mehr ald 1000 ha, aljo 19 
Prozent der Gutsbezirle gehören zu dem ganz großen Bei. Die Berwal- 
tungßeinheiten der Gutsbezirke nehmen in einzelnen Fällen außerordentlich 
großen Umfang an, fo umfaßt der Gutsbezirk Drabig über 12000, und 
umfaflen die Gutsbezirke Krotojchin und Filehne über 13000 ha. 

Eine Unbequemlichkeit in der Provinz Pofen ift die, daß der Begriff 
des Gutsbezirks in wohl nicht wenigen Fällen nicht klar und feſtſtehend 
ift. So ift e& zweifelhaft, ob bei großen Gefamtbefitungen die einzelnen 
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landwirtſchaftlich getrennten Flächen, namentlich die einzelnen Pachtgüter, 
nur landwirtfchaftlich oder auch verwaltlich bezw. öffentlichrechtlich ge— 
fonderte Einheiten bilden oder nicht, umgelehrt, ob bei großen aus ver- 
ſchiedenen Ortſchaften beitehenden Geſamtwirtſchaften, 3. B. bei jogenannten 
Generalpadgtungen, die einzelnen Zeile derjelben nicht verwaltlich bezw. 
Öffentlichrechtlich getrennt voneinander zu behandeln jein müßten. Es 
find dies Fragen, welche ſowohl in Bezug auf armenrechtlicde Erörterungen 
ala auch in Bezug auf die für den 1. April 1890 bevorftehende Eintüh- 
rung der Landesverwaltungd- und Zuftändigfeitägejege der übrigen Pro— 
vinzen von befonderer Bedeutung find und zur Entjcheidung gebracht 
werden müſſen. 

Die Unklarheit in dem Gutäbezirksbegriff erklärt fich zur Genüge da- 
durch, daß in der allein für die örtliche Verwaltung bisher maßgebenden 
Oberpräfidialanweifung für die Ortspolizeibehörden vom 21. Oktober 1837, 
Amtsblatt für die Provinz Pofen, Anhang zu Nr. 47, lediglich der Begriff 
des Rittergutes und der Landgemeinde, nicht aber der dritte Begriff, näm— 
lich der des Gutsbezirks der Nichtrittergüter, behandelt worden ift. Biel« 
leicht Hat e8 damals jolche Gutsbezirke überhaupt noch nicht gegeben, viel« 
leicht gab es ſolche zwar, doch in nur einzelnen und untergeordneten 
Fällen, jo daß diejelben der Beachtung bei dem Erlaß der Oberpräfidial- 
anmweifung entgingen oder einer jolchen nicht wert erichienen. 

Thatjache ift, daß die weitaus meisten Gutsbezirke, welche feine Ritter- 
gutseigenſchaft haben, erft nach 1837 und zwar mamentlich durch Zer- 
Ichlagung der damals vorhandenen außerordentlich großen fiskaliſchen wie 
privaten Gütergeſamtheiten entjtanden find, 

Weit zweifellofer ift die Anwendung des Begriff der Landgemeinde 
für den einzelnen Fall. Mir find folche Fälle zwar auch bekannt, in 
denen Ortichaften, welche von größeren Gütern abverfauft und in vielen 
oder in einigen Zeilen unter Anlegung bejonderer Grundbuchblätter jchul- 
den= und laftenfrei abgejchrieben worden find, als jelbitändige Gemeinden 
grundbuchamtlich wie verwaltungsmäßig behandelt worden, ohne daß die 
hierzu gejelich vorgejchriebenen Vorausſetzungen, namentlich alfo die Aller- 
höchite Kabinettsordre, vorhanden waren, indeflen dürfte es fich Hierbei doch 
wohl nur um vereinzelte Fälle handeln, die bei Beurteilung der Gejamt- 
lage von erheblicher Bedeutung nicht find. 

An jelbjtändigen Gemeinden nun giebt es in der Provinz Pojen nad 
dem 1888 für diefe Provinz von dem Königlichen Statiſtiſchen Bureau 
herausgegebenen Gemeindelerifon 3405. Nach einer mir don den ſämt— 
lichen Herren Polizeidiftrittsfommifjarien Freundlichft gemachten Mitteilung 
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fehen diefe nur 3265 Verwaltunggeinheiten ala Zandgemeindebezirte an. Es 
entfällt hiernach rund auf je 8,5 qkm in der Provinz Poſen 1 Gemeinde» 
bezirk. Die Landgemeinden Haben im Durchichnitt einen Flächenumfang von 
334 ha, wohl annähernd der Durchfchnitt der ausſchließlich Hier in Betracht 
tommenden 9 dftlichen Provinzen. Der Flächenumfang ift indeffen überaus 
ungleich verteilt. Wenn auch dem Flächenumfange nach übermäßig große 
Gemeinden nicht in irgend wie erheblich großer Zahl vorfommen und nur 
163 Gemeinden mit einem Flächenumfange von mehr ald 1000 ha vor— 
handen find, jo ift auf der anderen Seite die Zahl der dem Flächenum— 
fange nach jehr fleinen Gemeinden eine große. Bei 594 Gemeinden er- 
reicht der Flächenumfang nicht die Höhe von 100 ha, und thatjächlich ift 
diejer Umfang ein noch weit geringerer injofern, als in einer ſehr erheblichen An— 
zahl von Fällen und in bejonderem Maße bei den Eleinen und Eleinften Ges 
meinden Zeile von in einzelnen Fällen jehr erheblichem Umfange von den Nach« 
bargütern auigefauft worden find und als diefer Forenſenbeſitz Tür die Ge- 
meinde faſt ohne jede Bedeutung in Bezug auf Steuerkräftigfeit und Lebens— 
fähigkeit derjelben iſt. Geradezu erjchredend ift der Umftand, dab es 
Gemeinden von 1 ha (Kiebel-Kolonie), don 2 ha (Neuftadtvorjtadt), don 
3 ha (Folnice), von 4 ha (in 4 Fällen) Gejamtflächenumfang giebt. 

Die Siedelungsverhältniffe find in einer größeren Anzahl in gutem 
Schluſſe gebauter Dörfer durchaus günftig. Es find dies meift die älteften 
deutfchen Niederlaffungen, die jpäter entftandenen Ortichaiten laſſen zum 
großen Zeil in diefer Beziehung viel zu wünſchen übrig. Es find das 
zunächſt die meift auf Grund von Privilegien, welche von polnifchen 
Königen erteilt worden find, entjtandenen Hauländereien, ſolche Drte, 
welche in den weitaus meijten Fällen ala zweiten Zeil ihres Namens 
„Hauland“ jühren. Sie find zum großen Teil in einer für die gemeinde» 
lihe wie wirtfchaftliche Entwidlung wenig förderlichen Weife lang geftredt 
und weit auseinandergezogen errichtet, ohne daß ein für die Entfaltung 
des gemeindlichen Lebens notwendiger Mittelpunkt gejchaffen wurde. 

Es find dies weiter die Abbauten, das find Gemeinden, welche 
als zweiten Zeil ihre Namens die Bezeichnung „Abbau“ jühren und auf 
Grund von Recefjen dadurch entjtanden find, daß die bis dahin dem 
Hauptgute zugehörigen laffitifchen Bauern im Rentenablöfungsverfahren 
jelbftändig und im Grundbeſitz ivei gemacht wurden. Dieſe Gemeinden 
haben zum Teil eine überaus ungünftige Lage. Der Gutäförper follte 
durch die Abfindungsflächen nicht aus einer bequem zu bewirtjchaftenden 
geichlofjenen Form gebracht werden; die Bauern erhielten deshalb einen 
ichmalen, lang Hingezogenen Grenzftreifen — oit ſchlechten — Landes. 


10 v. Nathufius-Obornik. 


Die für die hiefigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe, namentlich bei 
größerem Flächenumfange glüdlichjte Lage ift die, welche der Präfident der 
Anftedelungstommiffion der Provinzen Weftpreußen und Pojen, Ober: 
präfident Graf Zedlig-Trütjchler anjcheinend mit großem Glüd bei einem 
Zeile der Anfiedelungen neuerdings ins Leben ruft. Es ift das ein mehr 
oder weniger großer, fefter Kern in der Mitte der Gemeinde, beitehend aus 
einem oder mehreren größeren Gehöften der Stammgrundjtüde, mit der 
Schule, der Schmiede, dem Kruge (wo ein folcher nötig), und davon au“ 
ftrahlend ausgebaute Gehdite, welche möglichit bequem für die Bewirt- 
Ichaftung des umgebenden Grund und Bodens und möglichft zugänglich 
durch gute Wege find. Leider ift in früheren Zeiten wenig oder gar feine 
Rüdficht auf eine günftige äußerliche Geftaltung der Gemeinwejen genommen. 
Diefe äußere Geftaltung ift aber von großer Bedeutung für die Geſundheit 
des Gemeindekörper?. 


Aber nicht nur nach diefer mehr äußerlichen Seite hin werden durch 
die Anfiedelungsfommiffion für MWeftpreußen und Poſen neue gefunde 
Einrichtungen geichaffen. Nicht minder ift dies in Bezug auf die innere 
Ausgeitaltung der Gemeinden der Fall. Denjelben wird eine verhältnigmäßig 
große Dotation zum gemeinjchaitlichen Befi der ſämtlichen Gemeindemit- 
glieder gegeben, dazu bejtimmt, aus den Srträgnifjen derjelben die gemeind- 
lichen Bedürfnijfe zu beftreiten, alfo den Lehrer und die Gemeindebeamten 
zu bezahlen, oder dazu bejtimmt, durch gemeinjchaftliche Nutzung, wie 
namentlich bei Gemeindeweiden, das Nutzvieh durch einen Gemeindehirten 
an Stelle der in jeder Beziehung zu beflagenden und zu verurteilenden 
Einrichtung der Hütefinder zu weiden, fic) namentlich auch einen Gemeinde» 
bullen zu halten, eine Einrichtung, welche zweifellos geeignet ift, die leider 
no wenig vorgejchrittene Rindviehzucht zu Heben u. dgl. mehr. Zur 
Zeit haben nur 2 Gemeinden der ganzen Provinz Gemeindebullen. 

Daran kranken jegt die Gemeinden am meilten, daß fie vollftändig 
ungenügende gemeinjchaftliche Einrichtung Haben. Ein Stückchen meift 
ſchlechten Schulzendienftlandes, von wenigen Morgen, eine ganz ungenügende 
Lehm- und Sandgrube, vielleicht ein Stüdchen Schmiedeland und etwa 
noch 1 Morgen Nahtwächterland, das ift meijt das einzige, was nach diejer 
Richtung in den Receſſen für die Gemeinde gejchehen iſt; dagegen find 
aber oft große Laſten, namentlich in Bezug auf Wegebau, den Bauern aufs 
gebürdet. Mir ift ein Receß bekannt, in welchen einem Wirt von etwa 
12 ha die Verpflichtung auferlegt ift, die jämtlichen Wegearbeiten auf 
einer Herrichait von 1250 ha unentgeltlich zu leiften und dem Gute 
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jährlih 3 Mark bar dafür zu zahlen, dak ein berrichaitlicher Tagelöhner, 
ein Komornik, die Schulzengejchäite für den einen Bauerhof bejorgt. 

Wieſen, Weiden, Wälder befinden fich nur in ganz geringem Umfange 
im Gejamteigentum von Gemeinden. 

Holgende Zahlen ergeben den leider noch jo niedrigen Standpuntt, 
auf dem die Entwidelung des gemeindlichen Lebens fteht. Unter den 
3265 Gemeinden, welche, wie oben angegeben, nach den mir von den 
136 Herren PDiftriftetommifjfarien der Provinz Pofen gemachten Mit- 
teilungen von dieſen ala Gemeinden angejehen werden, befinden fich nur 
224, aljo nur 7 Prozent, welche eine fahrbare Feuerjprige in eignem und 
ausſchließlichem Befite haben. Außerdem befinden fi) 181 jahrbare 
Feuerjprigen in Dörfern der Provinz, welche in Befiß mehrerer Gemeinden 
oder in gemeinjchaftlichem Befig von Gemeinden und Gutsbezirken oder 
auch im Eigentum der Kreisverbände ſtehen. Nachtwächter find in dem 
Regierung&bezirt Bromberg 538, alſo in 44 Prozent, und im Regierungs— 
bezirt Pojen 1369, aljo in 66 Prozent der Gemeinden angeftellt. 

Gemeindehäufer befiten von den 1214 Gemeinden in dem Regierungs— 
bezirt Bromberg nur 249, alfo nur 20 Prozent, von denen nur 196, aljo 
nur 16 Prozent, zur Unterbringung der Ortsarmen benußt werden; von 
den 2051 Gemeinden des Regierungsbezirls Poſen befiten 382 Gemeinde» 
bäufer, aljo 14 Prozent, und werden 375, alfo nur 13 Prozent, zur Unter- 
bringung der Ortsarmen benukt. 

&3 giebt alfo von den 3265 Gemeinden der Provinz 2694, in denen 
eine dauernde Vorkehrung zur angemefjenen Unterbringung der Ortsarmen 
nicht getroffen ift. 

Der Grund hierfür liegt nicht darin, daß ein Bedürfnis Hierzu fich 
nicht herausgeſtellt hätte, jondern vielmehr in der großen Leiltungsunfähig- 
feit der meilten Gemeinden. 

Dieſe Zahlen find in hohem Grade fennzeichnend für die ungünftigen 
Berhältniffe und wenig ermutigend, wenn nunmehr die Verforgung der 
alten und invaliden Leute auch in den Dörfern Poſens eingeführt werden 
jol. Die Schwierigkeit, das in der Provinz Poſen wenigſtens einiger- 
maßen zu erreichen, was mit dem Gejeg vom 22. Juni 1889 betreffend 
die Invalidität?» und Alteröverficherung erreicht werden ſoll, ericheint 
jehr groß. 

Eine weitere gemeindliche Einrichtung find die Gemeindejchmieden, 
infofern wohl von befonderer Bedeutung für die Beurteilung der 
inneren Kraft der Gemeinden, ala fie auf wirtjchaftlichem Gebiete einem 
ftarfen Bedürfniſſe Abhülfe ſchaffen jollen und nad den gemachten Er— 
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fahrungen dies zu thun auch ſehr wohl im ſtande find. Die Gemeinde- 
ſchmieden find die einzige Einrichtung, in Bezug auf welche die Receſſe der 
Provinz Poſen dem Bedürfnis des Zuſammenwirkens im wirtfchaftlichen 
Leben Ausdrudf gegeben haben. Aber jolche Gemeindejchmieden giebt es 
im ganzen nur 363 in der Provinz. 

Nicht minder darnieder liegen die Einrichtungen, welche dazu führen 
follen, daß eine geordnete gemeindliche Verwaltung ftattfindet. 

Die Schulzen find zweifellos nach den Beitimmungen des S 3 der 
Verordnung vom 7. September 1879, Geſetzſammlung ©. 591, Vollſtreckungs— 
bebhörden in allen denjenigen Fällen, in denen es fih um zwangsweiſe 
Einziehung ſolcher Geldbeträge handelt, welche zur Gemeindekaſſe fließen, 
alfo namentlich der Gemeindeabgaben im engeren und weiteren Sinne. Zu 
diejer Einziehung bedarf e8 eines Gemeindevollziehungsbeamten und ift mithin 
ein folcher ein für jede Gemeinde notwendiger Beamter. Sole Boll« 
jiehungsbeamten giebt e8 nun aber nur 719, es find aljo 2546 Gemeinden 
ohne einen ſolchen. In einer jehr großen Anzahl der 719 Fälle find 
die Diftriftsboten, die Vollziehungsbeamten der Diſtriktskommiſſarien bezw. 
der Ortöpolizeibehörden von den Gemeinden ala Gemeindevollziehungebeamte 
angeftellt. 

Gemeindejchreiber find im WRegierungäbezirt Bromberg nur 2, im 
Regierungabezirt Poſen 61 angeſtellt. Im Polizeidiftritt Hammer des 
Kreifes Bomft und im Polizeidiftrikt Frauſtadt des Kreiſes gleichen Namens 
haben jämtliche 50 Landgemeinden je einen Schreiber. 

63 liegt auf der Hand, daß hiernach die Ortsfchulgen, welchen bei 
dem Mangel eine® Schreibers offiziell die Erledigung des Schreibweiens 
ausfchließlich obliegt, ftark überbürdet fein müſſen. In den Fällen aller: 
dings, wie fie namentlich in Eleinen polnischen Gemeinden wohl vortommen, 
in welchen die Schulzen des Schreibens und Leſens nicht mächtig find, 
und in ſolchen Fällen, in denen der Schulze ſehr ungewandt mit der 
Teder ift, wird das Schreibwejen von irgend einer anderen Perſon, der 
Tochter, der Frau oder einem guten freunde, bejorgt. 

Die Anftellung von Gemeindejchreibern in größerem Umfange fcheitert 
an den damit verbundenen Koften bezw. der großen Leiſtungsunfähigkeit der 
Gemeinden, auch daran, daß Perfonen, welche zu der Übernahme dieſes 
Amtes fähig find, im Gemeindebezirk oder in erreichbarer Entfernung nicht 
wohnen. Würde aber dies Amt unfähigen oder unzuderläffigen Perſonen 
anvertraut, jo würden Mißſtände jchlimmfter Art Hieraus bervorgehen und 
das verderbliche Winfelfonfulententum neue Blüten treiben. Diefer fo 
große Mangel an geeigneten Verwaltungskräften in den Gemeinden hat 
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dahin geführt, daß die Polizeidiitrittsfommiffarien, 3. B. bei der Slafjen- 
fteuerveranlagung, der Führung der Seelenliften, diejenigen Arbeiten machen 
müffen, welche bejtimmungsmäßig der Gemeindeverwaltung obliegen, ob» 
gleih die Polizeidiftriftfommiffarien die Ortöpolizeibehörden und Hülfs— 
beamte des Landrats find. 

In den weitaus meiften Gemeinden giebt es Steuererheber, vielfach 
wird die8 Amt von den Schulzen mit verwaltet. 

Eine Gliederung der Gemeinden durch Errichtung von jogenannten Ge- 
meindevertretungen, d. 5. ſolchen Körperſchaften, welche, ähnlich den Stadtver- 
ordneten für die Städte, vollgültig namens der ganzen Gemeinde bejchließen 
fünnen, wie jolde in dem S 8 der KLandgemeindeverfafjung vom 
14. April 1858 vorgejehen find, giebt e8 nur in 24 Gemeinden. 

So jehr nun auch zweifellos die Gemeindeverwaltungsangelegenheit 
durch dieſe Einrichtung gewinnt, namentlih in allen der Einwohner- 
zahl nach größeren Gemeinden, jo liegt doch hierin ein gewiſſes Bedenken, 
namentlich überall da, wo eine nach Nationalitäten ſtark gemijchte Be— 
völferung vorhanden iſt. Es muß bejonders auch den Polen nachgerühmt 
werden, daß fie in Gemeindeangelegenheiten frei don nationalen Bes 
ftrebungen find und auch jelbjt in der Mehrheit einen Schulgen der anderen 
Rationalität anjtandelos wählen, wenn dies der rechte Mann ift. Anders 
aber jtellen fich die ftimmberechtigten Gemeindemitglieder bei den Wahlen 
zu Gemeindevertretungen. In diefem falle nüben fie gern die nationale 
Majorität aus. ES ift aber wünſchenswert, die auf politifchem Gebiete, 
namentlich bei politiichen Wahlen zwiſchen Deutichen und Polen ftattfinden- 
den ſcharfen Kämpfe ſoviel ala möglich aus dem Gemeindeleben jernzuhalten, 
ſoll dieſes nicht leiden. Deshalb jollen Wahlen joviel wie möglich in den 
Gemeinden vermieden werden, deshalb find auch die Erb- und FFreifchulgen 
bier von befonderem Werte, deshalb ift e8 mit Freuden zu begrüßen, ja eine 
Notwendigkeit bei Erlaß des Geſetzes vom 19. Mai 1889 über die all« 
gemeine Landesverwaltung und die Zuftändigfeit der Verwaltungs und 
Berwaltungsgerichtsbehörden in der Provinz Pojen geweien, daß von der 
Einführung der neuen Kreisordnung Abftand genommen und die alte jtän- 
dilche, von Vielwählerei auch in dem Stande der Städte und Landgemeinden 
möglichit freie Verfaſſung beibehalten ift. 

Das Einvernehmen zwilchen Deutjchen und Polen iſt ein viel befferes, 
ala dies nach der Prefje und den Parlamentsverhandlungen nach außen 
der Fall zu fein jcheint. Es muß alles vermieden werden, was auf dem 
Gebiete des gemeindlichen Lebens das gute Einvernehmen ſtören Fann. 

In allen oben genannten 24 Gemeinden wird nach einem im 


14 vd. Nathuſius-Obornik. 


voraus aufgeftellten Voranſchlage gewirtichaitet, außerdem giebt es nod 
138 Gemeinden, in welchen dieje Einrichtung getroffen if. Alfo 3103 
Gemeinden wirtjchaften noch ohne einen jolchen Voranſchlag. 

So ungünftig fih nun auch dies Bild vor dem Blide des techniich 
gebildeten bureaufratiichen Beamten entrollt bat, jo kann doch auf der 
anderen Seite mit aller Beftimmtheit verfichert werden, daß fich eine Fülle 
von Ordnungsmäßigfeit, von gutem Willen und von Berftändigkeit in dem 
Gemeindeleben geltend macht, jo daß das Gejamtgemeindeleben ein durch: 
aus geordnete und den Gejamtverhältnifien entſprechendes iſt. 

Jeder Verſuch, ein mehr künftliches, bureaufratiiches Verfahren in die 
Gemeindeverwaltung hineinzulegen, wird folange ein Fehler jein, ala 
nicht die Gejamtverhältniffe, namentlich die Einnahmen der Ländlichen 
Befiber fich foweit gehoben haben werden, daß fie eine teurere Verwaltung 
bezahlen können. 

Bei dem jebigen Stande des Landwirtichaftsgewerbes hat das nod 
lange Wege. 

Die geſetzlich unbeſchränkt zugelafjene Zeilbarkeit der Befigungen bat 
zu einer Herabminderung der Anzahl der jpannfähigen Wirtichaiten geführt. 
Nach Material, welches dem 21. Provinziallandtage der Provinz Poſen 
auf Grund amtlicher Ermittelungen vorgelegt worden ift, haben die bäuer- 
lihen jpannfähigen Nahrungen in der Zeit von 1823 bis 1880 um 18 
Prozent in einer Gejamtzahl von rund 9000 Stüd und mit einem Gejamt- 
flähenumfange von 160000 Morgen abgenommen. Es ward von dem 
21. Provinziallandtage ein Ausſchuß zur Beratung der frage eingejekt, 
welhe Maßnahmen zu ergreifen feien, um der Zerjplitterung der Bauern» 
böfe Einhalt zu thun. Der Ausfchuß ſprach fi für eine Unterfagung 
der Grundſtückszerteilungen (Parzellierungen) überhaupt aus. Der 22. 
Provinziallandtag verwarf diefen Antrag. 

Ein zweiter Grund für die ftarfe Herabminderung der Ipannfähigen 
Nahrungen ift die Verſchmelzung mit anderen jpannfähigen Rahrungen 
und mit anftoßenden großen Gutäbezirten. Die Herabminderung der An 
zahl Ipannfähiger Nahrungen führt namentlich injofern zu einer Herab- 
minderung der gefamten Leijtungsfähigfeit der Gemeinde, ald der Kreis 
der zur Spanndienftleiftung Verpflichieten ein immer Eleinerer wird. Dieje 
Wirkung ift eine um jo fühlbarere, als die Anjprüche an die Spanndienft- 
leiftung, namentlich) zu dem Wegebau, aber auch zu Schul» und Kirchen- 
bauten, verhältnismäßig bedeutend fein müſſen und als die Verteilung der 
Spanndienftverpflichtung auf die Eleineren Teilftüde zwar rechtlich zuläffig, 
praftifch aber ganz unausführbar ift. 
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Eine beftimmte Erbfolgefitte hat fich im allgemeinen für die Provinz 
Pofen nicht Herausgebildet. Dasjenige der Kinder befommt die Wirtjchait, 
welches nach feinen Bermögensverhältniffen zur Fortführung derjelben am 
meiften im ftande if. Den Söhnen giebt man den Hof lieber als den 
Töchtern. 
| Sehr häufig geichieht die erbliche Regelung durch einen Vertrag unter 
Lebenden. Der bisherige Befiter behält fich ein Ausgedinge vor und bleibt 
auf der Wirtjchaft. Dies geichieht oft auch dann, wenn er noch rüjtig 
genug ift, jelbft zu mwirtjchaften. Die Erbteile, deren Auszahlung an die 
übrigen Gejchwifter und Angehörigen dem Befignachfolger aufgelegt wird, 
werden veritändig und meift jo bemeflen, daß derjelbe fich in einer 
landwirtjchaftlich Haltbaren Lage befindet. Die Bewohner auf den einen 
jelbftändigen- Bezirk bildenden Gütern beftehen aus den Befigern, Pächtern, 
Beamten, dem Gefinde im engeren Sinne, an welche fich in rechtlicher 
Beziehung, d. 5. infofern fie unter der Gefindeordnung vom 8. No— 
vember 1810 ftehen, die verheirateten Ochſen- und Pferdeknechte, die joge- 
nannten Rattnier und Fornels, anjchließen, ferner die eigentlichen Tagelöhner, 
d. 5. Komorniks, verheiratete Leute, welche einen Dienftboten zu halten 
gezwungen find. Die Komorniks jtehen in einem außsfchließlich vertragd- 
mäßigen Verhältnis zur Herrichaft. 

In den Dörfern giebt es größere Befiber von einigen Hundert Morgen, 
meift als Gutsbeſitzer bezeichnet, ferner Wirte, meiſt mit einem folchen 
Beſitze, welcher die Haltung eines Geſpannes beanfprucht, ferner Häußler, 
d. 5. Befiter von Grundftüden, welche zur Haltung eines Gelpannes zu 
Klein find, dann Zagelöhner, welche in einem meift ſehr loſen vertrag®- 
mäßigen Verhältnis zu den Befitern ftehen, und jchließlich freie Arbeiter, 
welche teila in teild außerhalb ihres Wohnort? auf Arbeit gehen und, 
leider in letter Zeit immer mehr zunehmend, ala jogenannte Sachjengänger 
für die Sommermonate oft ſchon vom Frühjahr an und bis tief in den 
Herbft Hinein in fernliegende Gegenden, namentlich in ſolche mit 
Zuderrübenbau, verziehen. Die mit diefem Sachſengängertum verbundenen 
fittlicden und wirtfchaftlichen Mißſtände find ſehr erheblich. 

Das Pachtverhältnis ift ein im allgemeinen wenig verbreitete. Da 
allerdings, wo fich Hierzu Gelegenheit bietet, namentlich Überall da, wo größere 
forftfisfalifche Wiejen- und Reftflächen vorhanden find, lieben es die Eleinen 
Befiger, namentlich die Häusler jehr, ein Stüd Land oder eine Wiefen- 
fläche zu ihrem eigenen Kleinen Beſitz binzuzupachten. 

Die Induftrie ift auf dem platten Lande eine jehr geringe. Nur der 
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Handwerföbetrieb ift vertreten, welcher zur Beichaffung der alltäglichen 
Bedüriniffe, namentlich der Landwirte, erforderlich ift. 

Die Kreid- und ftädtifchen Sparkaſſen wirken in wohlthätigfter Weije 
bei Befriedigung des Kredits der Ländlichen Bevölkerung, genügen aber dem 
Bedürfnis noch keineswegs. Das Beftreben des Herrn Oberpräfidenten 
Grafen von Zedliß-Trütjchler, das Sparkaflenwejen zu heben und namentlich 
auch die Anzahl der Sparitellen zu vermehren, ift bereit3 don gutem Erfolg 
begleitet gewejen und wird weitere Fortſchritte auf diefem volfswirtichaft- 
lich jo wichtigen Gebiete bald erzielen. Poſen Hat bereits 39 folcher 
Kaflen, während in der Provinz Oſtpreußen nur 10 und in Weitpreußen 
fogar nur 6 find. Die jehr verbreiteten, meiſt unter polnifcher Leitung 
ftehenden Volksbanken nehmen außerordentlid Hohe Zinfen, in einem 
fürzlich mir vorgefommenen Fall waren e8 8 vom Hundert. Die Darlehnskafſen 
nehmen gleichfalls zu hohe Zinfen, wenn auch weniger als die Volksbanken, 
wirken aber im übrigen jegensreih. Die Raiffeifenichen Darlehnskaſſen 
haben bisher nur ganz vereinzelt Eingang gefunden. 

Die Sachenverficherung gegen Feuerſchaden wird erjt dann eine all» 
gemeine Verbreitung finden, wenn fie den Beitrebungen des Herrn Grafen 
von Zedlif-Trütjchler gemäß nach Vorbild der jo bewährten Einrichtung 
in Schlefien mit der Provinzialfeuerjocietät, alſo mit der BVerficherung 
der Gebäude, in einer Hand fein wird. Zur Zeit find leider die Sachen 
einer großen Zahl der Bewohner der Landes, ja vielleicht der größten Zahl 
derjelben unverfichert. Ich kenne nur eine verfchwindend fleine Zahl von 
Gütern, auf denen eine Verficherung de Hab und Guts der Tagelöhner 
ftattfindet. 

Das Genoſſenſchaftsweſen auf wirtjchaftlichem Gebiete fängt erſt ganz 
allmählich an, fich bei der Landbevölferung Bahn zu brechen, namentlich 
find in der letzten Zeit Molkereibetriebe auf dieſer Grundlage entjtanden. 

Das fo vortreffliche Geſetz vom 1. Mai 1889, die Erwerb: und 
Berufsgenofjenichaften bezw. die beſchränkte Haftpflicht betreffend, ift noch 
zu neu und bat grade in der Provinz Poſen einen zu wenig vorbereiteten 
Boden gefunden, ala daß es bereitß Früchte hätte zeitigen können. 

Nur die Ent und Bewäfferungsgenofjenjchaiten, deren Inslebenrufen 
Sade ber in der Provinz Pofen ftets jehr thätigen oberen Verwaltungs- 
behörden ift, Haben eine weite Verbreitung gefunden und viel Segen 
namentlich da gejtiftet, wo es fih um Gntwäflerung und Beichaffung von 
Drainage, Vorflut für an ſtauender Näſſe leidende Acer gehandelt Hat, 
find aber in einzelnen Fällen, namentlich da, wo die Koften im Verhältnis 
zu den erzielten Erfolgen au groß waren, zu einer drüdenden Laſt ge— 
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worden. Es ift eine große Vorficht bei Gründung neuer Wafjergenofjen- 
Ihaften erforderlich, namentlich da, wo es fi um Entwäflerung von 
Wiefen Handelt, und da, wo durch Überftau eine Bewäfjerung nicht mög— 
lich iſt. . 

Die Rechtsquellen für die Gemeindeveriafjung beftehen in den Be— 
ftimmungen de3 Allgemeinen Landrechts, in der Landgemeindeverfaflung 
in den ſechs dÖftlichen Provinzen vom 14. April 1856, in den Recefien, 
welche für alle im Auseinanderjegungsverfahren entftandenen Gemeinden vor— 
danden find, und in einzelnen Fällen in den jogenannten Privilegien, d. 5. 
Stiftungsurfunden, nach welchen von polnischen Königen oder polnilchen 
Granden Befigtum an eine größere Anzahl von Perjonen, namentlih an 
folche, welche zum Zwede der Hebung der Kultur in da8 Land hinein» 
gezogen find, vergeben worden ilt. 

Bei den zum Teil veralteten, zum Zeil von Anfang an kaum durch» 
führbaren, zum Zeil jehr unklaren Beftimmungen namentlich der Aus— 
einanderjegungsreceffe hat der meift leider nicht Elarere und bejtimmtere 
Faktor der Obfervanz ala Rechtämacher auftreten müflen und find .die 
Gemeinden in vielen Fällen auf Grund ihres autonomen Gemeindebe- 
Ichließungärechts gezwungen gewejen, in einzelnen fällen auch aus wenig 
zwingenden Gründen veranlaßt worden, neue gemeinderechtliche Beſtim— 
mungen einzuführen. 

Es kann von feiner Seite bezweifelt werden, daß durch diefen Gang 
der Entwidlung des gemeinderechtlichen Lebens, durch diejes Jneinanderver« 
webtjein der receflualifchen Beftimmungen, der unklaren Obfervangen und der 
Gemeindebejchlüffe in Häufigen Fällen ein Zuftand von Unklarheit und 
Verworrenheit eingetreten ift. Das autonome Recht der Gemeinde, Beichlüffe 
zu faſſen, ift ein um jo bedenklichere®, als in vielen Fällen die Be— 
ftätigung des Beſchluſſes durch die Auffichtsbehörde gejeglich nicht vorge— 
ſchrieben iſt. 

An dieſer Beziehung dürfte eine Neugeſtaltung des Gemeindever— 
faſſungsrechts ein Bedürfnis ſein. 

Als politiſche Gemeinden giebt es in der Provinz Poſen nur die 
Drtägemeinden. Der Begriff der Teil- oder Samtgemeinden iſt ein öffent« 
lichrechtlicher Hier nicht und findet ſich wohl nirgends. 

Gbenjowenig haben fich jogenannte Zwedverbände bisher aus und 
in dem Gemeindeverbande gejtaltet. 

Ein Gemeindebürgerrecht giebt es in den Dörfern nicht. Jede in einer 
Gemeinde wohnhafte Perſon ift gemeindeangehörig. 

Nur die erwerbsunfähigen Perfonen können an dem Erwerbe der Ge- 
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meindeangehörigkeit behindert werden, da fie nur folchen nach dem Frei— 
zügigfeitögejeße verjagt werden kann. 

Ein Unterſchied in der rechtlichen Stellung der Gemeindemitglieder be» 
fteht im wejentlichen nur in Bezug auf das Stimmrecht, namentlich da, 
wo auf Grund ded $ 4 der Landgemeindeverfaflung vom 14. April 1856 
ein diesbezüglicher Beichluß gefaßt worden ift. In jehr vielen Fällen ift 
ein Polcher Beichluß wohl noch nicht zu ftande gelommen, durch welchen zu- 
gleich, abgejehen von der Abwägung der Stimmenverhältniffe nach dem 
Beſitzum fange, die an und für fich fo notwendige und gerechtfertigte Zu— 
lafjung der Forenſen befchloffen werden und die Ausſchließung der nicht an» 
geſeſſenen Mitglieder erfolgen fann. Gin Unterjchied in der rechtlichen 
Stellung findet ferner in einzelnen Gemeinden auch inſofern ftatt, als nur 
einem Teile derjelben, 3. B. den Wirten, ein nubbares Recht an gewilien 
Einrichtungen, 3. B. der Gemeindejchmiede, zufteht, ein im einzelnen Häufig 
und namentlih auf Grund unpraftifcher recefjualer Beftimmungen äußerſt 
verwidelt fich geftaltendes Rechtsverhältnis. 

Wenn von gemeinderechtlichen Sonderjtellungen die Rebe ift, jo kann 
die jo überaus wichtige und jegensreiche Einrichtung der Erb- und Frei— 
ſchulzen nicht unerwähnt bleiben. Sie hat in der Provinz Poſen eine ver- 
hältnismäßig weite Verbreitung gefunden, Den Befigern ſolcher Güter iit 
die Verpflichtung auferlegt, unentgeltlich die Verwaltungsangelegenheiten 
der Gemeinde zu beforgen, in einzelnen Fällen aber auch befondere Ge— 
ichäfte zu führen, 3. B. Wegebauten zu leiten und zu überwachen, ein 
Amt, für welches diejelben von Hand» und Spanndienftleiftungen Häufig 
entbunden find. Die Freiſchulzen Haben fich wiederholt darüber be— 
ihwert, daß ihnen in immer mehr zunehmender Weile Gefchäfte auf— 
gebürdet werden, wie died die zunehmende DVBerwaltungsvervolltomm- 
nung erheiſcht. Dies jeien, jo jagen fie, Geichäfte, zu deren unentgelt« 
licher Vornahme fie ohne weiteres nicht verpflichtet feien. Hierin Liegt 
eine gewiſſe Wahrheit und jollten diejelben deshalb mehr, ala dies wohl 
vielfach geſchieht, mit ſolchen Geſchäften, namentlich Schreibereien und 
ſtatiſtiſchen Erhebungen, verjchont bleiben. 

Da Gemeindevermögen ſogut wie gar nicht vorhanden ift, jo müſſen 
die Gemeindelaiten durch Zufchläge zu den Staatäfteuern aufgebracht werden, 
foweit fie nicht in den meilt wirklich abgeleijteten Hand- und Spanne 
dienften beitehen. 

Der Maßitab ift wohl in den weitaus meiiten Fällen der der ver- 
einigten Grund, Gebäude: und Klafleniteuer, in vielen Fällen unter weiterer 
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Heranziehung der meift von den Schenken gezahlten Gewerbefteuerr. Bon 
der Heranziehung der Grund» wie der Gebäubefteuer bei den Gemeinde- 
abgabenumlagen Abjtand zu nehmen, wie der Antrag des Abgeordneten 
Freiherrn d. Huene (Druckſachen No. 106 der 17. Legislaturperiode I. Seffion 
1889) verlangt, empfiehlt fich für die hieſigen Verhältniſſe in feiner 
Weile, denn damit würde eine Entlaftung der Befizenden erfolgen, welche 
um jo ungebübrlicher wäre, als diefelben einmal thatjächlih verhältnis- 
mäßig wenig zur Perjonenfteuer herangezogen werden, weiter aber den 
weitaus größten Nuten von allen gemeindlichen Einrichtungen, welche 
Geld koſten, 3. B. dem MWegebau, der Anfchaffung einer Feuerſpritze, 
haben. 

Die Aufficht über die Gemeinde ift den Polizeidiitriftsfommiffarien 
nach der Oberpräfidialanweilung für die Ortapolizeibehörden vom 21. 
Dftober 1837 übertragen. Diejelben haben die Kafjen und die Rechnungen 
der Gemeinde zu prüfen, die Schulzenwahlen vorzunehmen u. dergl. mehr. 
Die Polizeidiſtriktskommiſſarien haben diefe Gejchäite aber Lediglich in ihrer 
Eigenichait ala Gehülfen bezw. Verwaltungswerkzeuge ded Landrats über- 
tragen erhalten, und ift diefer die Auffichtebehörde für die Gemeinde und 
die Disciplinarbehörde für deren Beamte, Verhältniffe, in Bezug auf welche 
mannigiache Anderungen mit dem 1. April 1890 dadurch einzutreten haben 
werden, daß mit diefem Zeitpunkt die in den übrigen Provinzen des 
preußifchen Staates geltenden Geſetze der jogenannten Landesverwaltung 
und Zuftändigfeit in Kraft kommen. 


Bereit3 eingangs ilt hervorgehoben, daß jelbitändige Gutsbezirke in 
umfangreichem Maße beftehen. Die Verwaltung derfelben ift eine höchſt 
einfache, fie geichieht ohne jede MWeitläufigkeit, aber auch ohne das Vor— 
handenjein irgend welcher grundlegender Beitimmungen, durch den Guts— 
befier oder irgend einen anderen von dem Landrat ala Auffichtsbehörde 
bejtätigten Gutövorfteher oder auch jtellvertretenden Gutsvorſteher. Diejer 
hat eine vollftändig parallele Stellung zu dem Schulzen, im Zweifel aljo 
das alles in Bezug auf feinen Gutsbezirk zu thun, was dem Schulen für 
jeinen Gemeindebezirk obliegt. Die gleichmäßige VBerwaltungsgewohnbeit 
wie auch ausdrüdliche Befliimmungen der Regierungen baden feftgejtellt, 
um nur an einigen Beilpielen die Eigentümlichfeit der Stellung der Guts— 
vorjteher Hervorzuheben, daß die Siegel, deren Beidrüdung namentlich bei 
Beicheinigungen unerläßlich ift, nicht, wie bei den Schulzenämtern, den 
preußifchen Adler zu führen haben, auch werden die Gutsvorſteher nicht 
bereidigt, fondern nur mitteljt Handjchlages verpflichtet. 

2* 
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So unvolllommen nun auch alle die auf die Gutsvorſteherſchaft be— 
ziehentlichen Beftimmungen im Bergleih zu den anderen Einrichtungen 
find, welche in die jo vortrefflich arbeitende Staatsmafchinerie eingreifen, 
jo hat fich doch die Einrichtung durchaus und ganz vorzüglich” bewährt 
und eingelebt, jo daß jede weitere bureaufratiiche Ausgeſtaltung derjelben, 
wie fie mit Einführung der Landesverwaltungs- und Zuftändigfeitägejeh- 
gebung kaum vermeidlich jein wird, nur bedenklich werden kann und auf 
das Allernotwendigfte beſchränkt werden follte. 

Berhältniffe, in denen jelbjtändige Befitungen, 3. B. Bahnhofsanlagen, 
Windmühlen ꝛc. zu dem Gebiete eines Gutsbezirks gehören, jind keineswegs 
jelten, aber ganz vereinzelt find diejenigen yälle, in denen auf Grund der Be 
ftimmungen des 5 9 Abi. 2. des preußifchen Armengejeßes vom 8. März 
1875 Statuten für einen folchen Gutsbezirk aufgejtellt worden find, nad) 
denen auch die Inhaber und Bewohner derjenigen Grundftüde, welche dem 
Befiger des Hauptgrundftüds des Gutsbezirls nicht gehören, zu den Armen- 
laften herangezogen werden können. 

An einer ähnlichen gejeglichen Beitimmung zur Regelung der übrigen 
Gemeindelaften in einem Gutsbezirk fehlt es. 

Hieraus folgt und ift Thatjache, daß die jämtlichen Gemeindelajten 
in einem Gutäbezirk faſt ausnahmslos ausjchließlih von dem Gutäbefiter 
oder feinem Pächter, nicht aber von den Inhabern der Nebengrundjtüde 
getragen werden. 

Wie geftaltet fih nun das Gemeindeleben? Es ijt überaus fchwer, 
im allgemeinen dieſe Yrage zu beantworten. ch fenne Gemeinden, welche 
nur aus einem DBierteldußend Beſitzern mit einer Gejamteinwohnerzahl 
unter 50 und einem geringen Flächenumfange von unter 100 ha beftehen, 
in denen ein lebendiges Gemeindeleben ijt und in welchen leicht und gern 
alles das geleitet wird, was berechtigterweife verlangt werden darf. Ich 
fenne andere Gemeinden mit einer recht großen Anzahl der Befiter, mit 
einer Seelenzahl von mehr ala 1000 und einem Flächenumfang von über 
1000 ha, die feine Spur von gejundem Gemeindeleben an den Tag legen 
und vollitändig unfähig find, auch nur den dürjtigjten Anfprüchen an fie 
ju genügen. Die Frage: Iſt eine Gemeinde lebens- und leiltungstähig ? 
fann nicht nach allgemeinen ziffermäßigen Merkmalen, fie muß nach den 
eigentümlichen, mannigfach zuſammengeſetzten Verhältniſſen beurteilt werden. 

Dazu kommt, will man vernünitig fonjervativ d. 5. alles irgendwie 
Gute erhaltend Gejege machen und dementjprechend regieren, daß man eine 
Achtung vor dem Individuum haben muß, welches fich im Wege der hiftorifchen 
Entwidelung geltaltet hat. Gin jolches Individuum ift auch der Gutsbezirk. 
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„Die Gemeindeverbände können in feiner Weile ala Gebietsabteilungen 
gelten, welche von der Staatögewalt zur Erleichterung der Verwaltung ans 
geordnet wurden, vielmehr find fie vom Staate in ihrem Weſen als dau— 
ernde und einheitliche Organismen von individueller Selbftändigkeit fo an- 
erfannt, daß er auch die Abgrenzung ihrer Gebiete ihrer eigenen nachbar= 
lichen Ausgeftaltung im wefentlichen überlaffen hat.“ (Meiten, Der Boden 
und die landwirtfchaftlichen Verhältniffe des preußilchen Staates. Berlin 
1868. I 68.) 

Hiernah muß im allgemeinen die Frage beurteilt werden, ob größere 
fommunale Verbände zu bilden find. Der Herr Miniiter Herrfurth hat 
in feiner Rede im Abgeordnetenhauje vom 16. Februar 1889 mit beredten 
Worten vor dem Unglüd gewarnt, welches herbeigeführt würde, wenn eine 
foldhe Bildung in gewaltfamer und mechanischer Weije erfolgte, und Hat 
die Ehen zwifchen folchen zwangsweiſe zufammengethanen Gemeinden als 
vorausfichtlich ſehr unglückliche gefchildert. 

Für die Provinz Pojen ift die Frage wie folgt zu beantworten. 

Diejenigen Zwerggebilde von Gemeinden und Gutäbezirfen, welche 
nicht in der Lage find, den an fie zu ftellenden kommunalen Anfordes 
rungen auch nur annähernd gerecht zu werden (vgl. diejelbe Rede des 
Minifterd Herrfurth), müflen bejeitigt werden. Sie müfjen einer benach- 
barten ober auch nur in der Nähe liegenden Gemeinde bezw. Gutöverbande 
zugeteilt werden. 

Daß Solche Zwerggebilde auch in der Provinz Pojen in nicht geringer 
Zahl vorhanden find, ift eingangs bereit dargethan. Solche Ziwerggebilde 
fommen namentlich in den Fällen vor, in welchen von einer vielleicht von 
Anfang an fleinen Gemeinde mehrere Wirtichaften von dem Befiker des 
Nachbarguts angefauft und dem Schuldverbande des Gutes zugeichrieben 
find. Dann gehören diejelben doch tharlächlich zur Gemeinde nicht mehr. 

Anders bei Gutsbezirken in den Fällen, in welchen bei Zerichlagung 
großer Befitungen einzelne Güter entjtanden find und als jelbjtändige 
Gutsbezirke oft lediglich nur auf Grund fonitanter Verwaltungspraxis an— 
gejehen werden. In dem mir am meijten bekannten Obornifer Kreiſe giebt 
es eine größere Anzahl jolcher Gutöbezirke, namentlich Waflermühlengrunde 
ftüde, die jehr Hein find, 

Sch habe bereitö weiter oben dargethan, daß es allgemeine Mterfmale 
nicht giebt, nach denen entichieden werden fann, ob eine VBerwaltungseinbeit, 
ein Gemeinde» oder Gutöbezirk leiftungsunfähig if. Das aber wird jeder 
mit den Berhältnifien Vertraute zugeben, daß in diefem oder jenem Fall 
eine jolche ungefunde und deshalb unbaltbare Zwerabildung vorhanden ift. 
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Es muß nun ein Mittel und zwar im Wege der Gejeßgebung ge— 
Ichaffen werden, um ſolche Mifitände aus der Welt zu fchaffen. Die Vor— 
ausjegung des Abj. 3 des S 11 der Landgemeindeverfafjung vom 14. April 
1856 Hierfür iſt die Zuflimmung der beteiligten Verbände. Es jcheint 
dringend geboten, daß die auch ohne Zultimmung derjelben mög— 
Lich ift. 

Die Genehmigung zu folcher Vereinigung erfolgt jegt von Allerhöchiter 
Stelle. Es jcheint notwendig, daß von der Genehmigung einer niedern 
Inſtanz das Zuftandefommen ſolcher Bereinigung abhängig gemacht wird. 

Ich glaube, der Kreisausſchuß, nachdem derjelbe nunmehr in dem ge= 
jamten Umfange des preußiichen Staates eingeführt iſt, wird die geeignetite 
Inſtanz fein, in diefer Angelegenheit zu Handeln und zu entjcheiden. Bei 
den vielen einzelnen ragen und bei den verjchiedenen Ginwänden, welche 
die Beteiligten gegen, und den vielen Gründen, welche diejelben für eine 
folche Vereinigung geltend machen können, ift die Erörterung derjelben in 
dem Eleinen ausgewählten Kreiſe des Ausjchuffes forgiältiger und ſachge— 
mäßer zu gejtalten ald in der großen Verfammlung des Kreißtages, der 
jegt darüber zu befinden bat. Sch glaube, dem Kreisausſchuß jollte die 
Befugnis eingeräumt werden, ſowohl jolche Vereinigungen zu beantragen 
ala über die Zuläffigkeit derjelben zu beichließen, die Genehmigung aber 
müßte bei dem Bezirksausſchuß ſtehen und gegen defjen Entfcheidung viel- 
leicht die Klage bei dem DOberverwaltungsgericht offen gelafjen werden. 
Das würde ein Verfahren ohne zuviel Inſtanzen und doch ein ſolches fein, 
welches jede Übervorteilung und Benachteiligung einer Partei ausſchließt. 

Dies wird aber weiter dadurch erreicht, daß in jedem falle einer 
ſolchen Bereinigung ein Statut augzuarbeiten ift, welches die Grundlage 
des Verhältnifjes der Verbände nach der Bereinigung bildet. Dieſe Aus 
einanderjegung, welche nach den jetigen gejeglichen Beitimmungen, nämlich 
nah Abſ. 6 des S 1 der Landgemeindeverlafjung vom 14. April 1856, 
als eine Folge der Vereinigung behandelt wird, muß die DVorausjegung 
fein. Wenn 3. B. ein kleines Mühlengut eine erhebliche Brüdenlait trägt, 
fo wird der daneben liegende Gemeindebezirk jich mit Hand und Fuß wehren, 
das Gut in feinen Verband aufzunehmen, wenn nicht und jolange nicht 
in urfundlicher Form demjelben zugefichert wird, daß der Befiter des 
Mühlengut® auch nach der Bereinigung jeine Brüden zu unterhalten 
haben wird. 


63 Handelt fi) in vielen Fällen gemeindlicher Vereinigung weit 
weniger um das „Was“ als um das „Wie“, und wird dieg „Wie“ in ver- 
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ftändiger Weije gelöft, jo wird das „Was“ auf MWiderfpruch gar nicht 
jtoßen, viel weniger Ungerechtigfeiten und Härten nach fich ziehen. 

Es muß aber jerner der oben dargethane Mangel jegiger Beitimmungen, 
der darin bejteht, daß eine felbitändige mit einem Gutsbezirk zu 
einer Verwaltungseinheit verbundene Befigung öffentlich bezw. gemeinde- 
rechtlich ordnungsmäßig nicht verwaltet werden fann, durch gejeßgeberijche 
Beitimmungen aus dem Wege gejchafft werden, joll die jo Häufig not— 
wendige Vereinigung eines fleinen Ülberbleibjels einer Gemeinde mit einem 
Gutsbezirk erfolgen können. 

Dies ift gleichfalls durch ein folches Statut leicht zu machen. 

Sch bin von der Vorausſetzung ausgegangen, daß alle dieſe Maßregeln, 
welche gegen den Willen der Beteiligten zur Durchführung einer gemeind- 
lichen Bereinigung führen jollen, nur da einzutreten haben und bei der 
Sacgemäßheit und Bernünftigfeit der Kreis- und Bezirksausfchüffe nur 
da eintreten werden, wo es fich um Bejeitigung klar zu Zage liegender Miß— 
tände Kleiner Gebilde handelt. ch jege voraus, der Kreisausfchuß werde 
fih bei Vereinigungsiragen in jeinem Gutachten ablehnend und der Bes 
zirfsausschuß in feiner Entſcheidung zurüdweijend verhalten, wenn es ſich 
um irgendwie leiftungsfähige, wenn auch noch jo kleine VBerwaltungsein- 
beiten handelt. 

Für jolche joll eine gemeindliche Vereinigung nur dann eintreten, wenn 
beide Beteiligte zujtimmen. Aber auch dann wird ein Statut vom Kreis— 
ausſchuß zu entwerfen und vom Bezirksausſchuß zu genehmigen jein. 

Der Begriff der Gejamtverbände, unter denen jolche zu verftehen find, 
in welchen Guts- und Gemeindebezirfe zu einer Verwaltungseinheit ver— 
ihmolzen werden, erjcheint mir als ein glücliches Auskunftsmittel nicht. Ich 
will die Gutsbezirke joviel wie möglich erhalten jehen. Ihre Verwaltung 
ift für fie jelber und für die vorgejeßte Behörde eine äußerſt bequeme. 
Dan vergleiche in der Regijtratur eines Landratsamts das Altenſtück 
eine® Gemeindeverbandes mit einem ſolchen eine® Gutsbezirts gleichen 
Umfangs und gleicher Steuerkraft. Das erjtere wird mindejtens fünfmal 
jo did fein. Auch find die Anſchauungen der bäuerlichen Befiter von denen 
des Gutsbeſitzers bezw., was meilten® dasjelbe jagen will, des Großgrund— 
befiger8 zu weit verjchiedene, ald daß fie zu einer gleichmäßigen Maife 
zufammengejchmolzen werden könnten. Das geiitige Übergewicht des befier 
erzogenen Großgrundbefiters iſt ein jchwer zu bejeitigender Gegenjah au 
dem jajt überall vorhandenen Mißtrauen des Bauern dem Großgrundbefier 
gegenüber. Alſo von der Schaffung von Gejamtgemeinden follte abgejehen 
werden. 
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Was nun endlich die ſogenannten Zweckverbände betrifft, ſo liegt ja hierin 
ein gewiß glücklicher Gedanke, um Leiſtungen da zu ſchaffen, wo ſie bisher 
vermißt wurden. Indeſſen finde ich bei Betrachtung im einzelnen viele 
Fälle nicht, in denen dieſer Gedanke auch glücklich durchgeführt werden 
könnte. Bei Wegen wird faſt ſtets der Nutzen der einen Gemeinde größer 
ſein als der der anderen, deshalb wird es ſchwierig ſein, durch Gründung eines 
Zweckverbandes zur Unterhaltung dieſes Weges die Verpflichtungen in einem 
Verbande zuſammenzuſchmelzen. 

Bei Beſchaffung von Feuerſpritzen iſt dieſer Weg bereits vielfach, ohne 
daß eine geſetzliche Unterlage Hierfür vorhanden war, gegangen worden. 
In den Eonfeffionellen Societätsfchulen ift eine fat gleiche Einrichtung, hier 
gegründet auf landrechtliche Beftimmungen, vorhanden. 

Ericheinen Zwedverbände in dem einen oder anderen Falle wünſchens— 
wert, jo Sollten fie auf Statuten begründet werden, welche in derfelben 
Meile zu ftande zu bringen find wie diejenigen Statuten, auf Grund 
welcher, wie dargethan, Zujammenlegungen von Guts- und Gemeindever- 
bänden zu eriolgen haben. 

Kurz zufammengefaßt geht meine Anficht dahin, da eine neue gejeh- 
liche Regelung der Zandgemeindeverhältnifie fich vor allgemein einzurühren- 
den Maßnahmen zu hüten Hat und fich darauf beichränfen muß, Normen 
anzugeben und zu Grunde zu legen, nach denen die Ausgeftaltung je den 
jo überaus verjchiedenen örtlichen Verhältniſſen entiprechend vorgenommen 
und vervollkommnet werden kann. 


II. 
Zur Landgemeindeordnungsfrage in der Provinz Pofen. 


Don 
Hugo Freiherr von Wilamowitz Möllendorff in Markowitz. 


Die nachitehenden Aufzeichnungen beziehen fich in erſter Linie auf die 
Kreife Inowrazlaw und Strelno — alte Landichait Kujavien —, werben 
aber im allgemeinen für die ganze Provinz Pofen zutreffen. 


2: 


1. Der Großgrundbefit herrſcht jehr vor und nimmt wohl zwei Drittel 
der Bodenfläche in Anſpruch. Die Güter bezw. Rittergüter haben meift einen 
Umfang von 200—800 Hektar, zuweilen mehrere im Zufammenhang zu 
einer Herrichaft vereinigt; Güter von 100—200 Hektar find auch nicht 
felten. Die Bauerngüter find von jehr verjchiedener Größe, überwiegend 
von 10—30 Heltar, Büdnergehöfte mit "/s—1 Heltar Fläche find vor- 
handen, aber verhältnismäßig nicht jehr häufig. 

2. Es überwiegen die gejchloffenen Dörfer, die in der Mehrzahl bei 
Regulierung der gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniffe durch Bildung von 
Dorigemeinden aus den früheren Hinterjaffen entftanden find. Won den 
deutjchen Kolonieen aus dem vorigen und dieſem Jahrhundert find Die 
ſchwäbiſchen Kolonieen auf gutem Boden gefchloffene Dörfer; die jpäteren 
Anfiedlungen auf leichtem Boden, teils früherem Waldboden, teils Niede- 
rung, beitehen überwiegend aus Einzelhöfen (Hauländereien). 

3. und 4. Die Aderflur ift meiſtens gut eingeteilt, jo daß die Be— 
figungen geichlofjen Liegen, Grundlaften find faft nur noch als Rentenpflicht 
vorhanden, Servituten nicht von Bedeutung. 
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5. Wieſen, namentlich gute Wiejen, fehlen, Weiden find nur in den 
entwäfjerten Brüchen vorhanden und von wenig guter Beichaffenheit, Wälder 
giebt es vornehmlich im Befite des Staates, im Befite von Landgemeinden 
ſogut wie gar nicht. 

6. Die BVeräußerungsfreiheit oder Zeilbarkeit der Güter ift weder 
rechtlich noch faktiſch bejchräntt. Eine Ausnahme bilden die wenigen in 
der Provinz vorhandenen Fideikommißgüter. 

7. Für das Erbrecht gilt das ALR. Eine Erbjolgejitte iſt nur 
bei den bäuerlichen Gütern infojern zu fonitatieren, als die herrichende 
Gütergemeinſchaft dazu Führt, daß jüngere Kinder lange mit dem überleben- 
den Ehegatten gemeinfam befiten; jtirbt feiner der beiden Eheleute jung, 
jo wird das Gut jehr oft frühzeitig unter Vorbehalt eine unverhältnis— 
mäßig hohen Xeibgedinges einem Sohne abgetreten. 

Sa. Die Bewohner der Güter (Gutsbezirke) bejtehen aus den Guts— 
herren, die größtenteild Rittergutsbefiger find und in der Regel nur ein 
Gut befiten, welches mit wenig Ausnahmen jtarf verjchuldet it. 

Dieje letztgenannten Befiger halten fich einen meijtens unverbeirateten 
Inſpektor, zuweilen auch einen Eleven oder jüngeren Gehülfen, außerdem 
find noch die Vögte, verheiratete Aufjeher aus dem Arbeiteritande, ala Be— 
amte zu rechnen. 

Auf großen Gütern mit Vorwerken oder Güterlompleren befinden fich 
jelbfländige Verwalter — MWirtjchaftädireftoren, Oberinjpeftoren — mit 
eigenem Haushalte, Rechnungsführer oder Rendanten und außerdem In— 
Ipeftoren, Schreiber, Eleven und Vogte. Dann finden fich auf den größeren 
Gütern Schmiede, Stellmacher, Maſchiniſten, Ziegler, Gärtner und der— 
gleichen, dieſe alle in Herrfchaitlichem Lohnverhältniffe, ferner auch Krug«, 
Mühlen: und Filchereipächter. 

Der Reſt der Gutsbevölferung find die Arbeiterfamilien, welche zum 
Zeil in jejtem Lohn jtehen (Snechte), zum Zeil nur Wohnung, Gartenland 
und Kuhfutter erhalten und gegen Accord» bezw. Tagelohn arbeiten (ſoge— 
nannte Einwohner, in Preußen Inſtleute). Endlich ift das unverheiratete 
Hausgefinde zu erwähnen. — Grundbefiger im jelbjtändigen Gutsbezirke 
außer dem Gutsbeſitzer jelbjt find jehr felten. 

8b. Die Landgemeinden bejtehen aus eigentlichen Bauern mit Grund 
jtüden jehr verjchiedener Größe, Büdner (Gärtner, Kleingütler) giebt es in 
einigen Gemeinden, in den meiften wenige oder feine, jehr häufig dagegen 
find Zagelöhnerfamilien, die bei den Bauern zur Miete wohnen. 


9. Pachtverhältniſſe find im allgemeinen felten, fehlen beim Eleineren 


Zur Zandgemeindeorbnungäfrage in ber Provinz Pojen. 27 


Grundbefig mit wenig Ausnahmen ganz und bejtehen allgemein nur für 
Mühlen: und Kruggrundftüde jowie für Fijchereiberechtigungen. 

10. Als Nebenbeichäftigung der ländlichen Bevölkerung ift nur zeit- 
weijes Leiften von uhren, namentlich für Bauzwede, anzuführen. 

11. Bergbau fehlt; die Rübenzuderinduftrie ift ziemlich verbreitet, 
Hausinduftrie faſt nirgends mehr zu finden. Das Handwerk auf dem Lande 
beichränftt fih auf Schmiede, Stellmader, Bäder, Fleiſcher, Schenker, 
Müller, jchon jeltener find Tifchler, auch Kramläden jajt nur mit Schank— 
wirtichaiten verbunden. 

12. Den Kredit der größeren Beliger bejriedigen die landjchaitlichen 
Berbände, ferner größere Hypotheken und andere Banken, den des Eleineren 
Befigers ebenfalls Hypothetenbanken, die Kreisſparkaſſen, die Provinzialhülfs« 
fafje, die ftädtifchen Vorjcehußvereine, und endlich wird überall auf dem Lande 
noch viel Privatkredit benußt, nicht immer ohne mwucherifche Ausbeutungen. 

Auf den größeren Gütern ift das Mobiliar durchgehende, auf den 
fleineren nur teilweife gegen Feuer, die Ernte ift gegen Hagel im allge: 
meinen nur auf den größeren Gütern verfichert. 

13. Als Genofjenichaften haben auf dem Yande bisher nur Entwäfle 
rungsgenofjenichaiten Bedeutung. Diejelben find auf ftaatliche Anregung 
entjtanden und ſtehen unter jtaatlicher Zeitung. 


I. 


1. Die Gemeindeverfafjung beruht auf dem ALR. und dem Gejet 
vom 14. April 1856. Don eingreifender Bedeutung ift noch dag Weit- 
preußilche Wegereglement, die eigentliche sedes materiae für die Landge— 
meindeverfafjung find aber die Oberpräfidialerlafje au dem Jahre 1837, 
betreffend die ländliche Polizeiverwaltung und die Einführung der Polizei— 
diftriftstommiffare. — Endli find die Separationsrecefje für das lokale 
Recht der Gemeinde von Bedeutung. 

2. Als politifche Verbände beftehen Landgemeinden und Gutsbezirke. 
Samtgemeinden giebt es nit. Ganz unabhängig von den politiichen Ge— 
meinden beitehen Schulfocietäten und Slirchengemeinden. 

3. Die Gemeindebezirte, teil durch die Separationsrecefje, teils 
durch Kolonijation, teils, doch nur in wenigen Fällen, auf Grund des Ge— 
jeßes vom 14. April 1856 gebildet, find zum großen Zeil zu Hein und zu 
wenig leiftungstähig (vergleiche hierüber „Die Provinz Polen und die neue 
Kreisordnung. Specialabdrud aus den Preußifchen Jahrbüchern. Berlin 
1877). Es giebt viele Gemeinden, die nur drei, zwei, auch nur eine be= 
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wohnte Adernahrung haben. Es ift dies der Krebsichaden der Landge— 
meindeverhältniffe. Da die Bewegung in der Verteilung des Grundbefißes 
immer noch nach der Seite der grande culture gerichtet ift, jo vermehrt 
ſich diefer Übelftand. 

4. Belondere Klaſſen mit bejonderen Rechten und Pflichten unter den 
Gemeindeangehörigen giebt es nur infoweit, ald das Stimmrecht in der 
Gemeindeveriammlung nur don den grundbefitenden Gemeindegliedern aus— 
geübt wird. Diejelben haben gleiches Stimmrecht. 

5. Die Gemeindeorgane beitehen aus dem Schulzen und zwei Schöffen 
fowie aus der Gemeindeverfammlung, deren Bildung und Zuftändigkeit 
das ALR. vorjchreibt. 

6. Die Gemeindeauigaben bejchränfen fih, da für die Schulen be= 
fondere Societäten beitehen und das im Nehediftrift geltende Weſtpreußiſche 
Wegereglement die Wegebaupflicht nicht den Gemeinden, jondern den ein- 
zelnen Grundbefitern auferlegt, im wejentlichen auf die Armenpflege und 
die dringenditen polizeilichen Leijtungen, wie für Feuerlöſchweſen, Nacht- 
wachtdienft und dergl. 

7. Gemeindevermögen ift in der Regel gar nicht vorhanden oder be= 
fteht nur aus dem Schulgendienftlande, ebenjo fehlen Gemeindeanftalten. 

8. Die Ausgaben werden durch Kommunalabgaben beitritten, welche 
in der Regel als Zuichläge zu allen direkten Staatäfteuern erhoben werden. 
Sie find nur in den Gemeinden bedeutend, in welchen die Zeriplitterung 
des Grundbefites eingerifien ift oder jehr viel Arbeiteriamilien zur Miete 
wohnen, wo mithin die Armenlaft groß ift. 

9. Die Aufficht über die Gemeinden follen die Landräte führen und 
fi) dabei der MPolizeidiftriftsfommifjfare al& ihrer Organe bedienen. 
Thatlächlich find in der Regel die letzteren, zumal für polnilche Gemeinden, 
die eigentlichen autoritären Auffichtsbehörden, welche aber gleichzeitig in 
vielen Fällen die Gemeindeorgane erjeßen bezw. die denjelben auferlegten 
Arbeiten jelbit ausführen. 

10. Die Gutöbezirfe nehmen die größere Hälfte des Landes ein und 
find die Träger der Kultur und Intelligenz. Ihre politiichen Rechte und 
Pflichten ermangeln der gejeglichen Regelung. Es giebt gefeglich im Poſen— 
ichen feine Gutävorfteher, thatjächlich aber wird vom Gutäbefiger verlangt, 
daß er dieſes Amt ſelbſt verfieht oder einen Stellvertreter beftellt.e Die 
Güter find in der großen Mehrzahl als politischer Verband leiſtungsfähig, 
ed giebt aber auch zu kleine und nicht leiftungsfähige Gutsbezirte. Die 
Iofalen Laften des Gutsbezirkes, hauptjächlidh die Armen: und die Wege- 
baulaft, werden zu Wirtfchaitsfoften des Gutes, die polizeilichen Aufgaben 
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fallen mit denen der MWirtichaftsdireftion und Aufficht über die Beamten 
und Arbeiter zufammen. Stellenweije beftehen auf Grund der Oberpräfidial- 
erlaffe vom Jahre 1837 Dominialpolizeiverwaltungen, namentlich für 
größere Güterfomplere. Als eine drüdende Laſt der Gutsbezirfe und ber 
Gemeinden bezw. der für dieje eintretenden Diſtriktskommiſſare ift das 
folofjale Schreibwerf zu erwähnen, welches für jteuerliche, militärifche, ſta— 
tiftifche und neuerdings namentlich auch für ſanitäts- und veterinärpolie 
zeiliche Zwede von Jahr zu Jahr lawinenmäßig mehr heranwächſt. Hierzu 
droht die Verwaltung der jocialpolitifchen Berufsgenofjenichaiten einen ſchlim— 
men Teil hinzuzufügen. 


II. 


Während die Gutöbezirke in der großen Mehrzahl ihren fommunalen 
Aufgaben gewachlen find und der Auffichtöbehörde geringe Schwierigfeiten 
verurfachen,, find die fommunalen Berhältniffe der Landgemeinden recht 
wenig befriedigend. Obgleich fie nicht Träger der Schullaft, größtenteils 
auch nicht Träger der Wegebaulaft find, jo genügt die Leiftungsfähigfeit 
der Gemeinden häufig nicht einmal für die ihnen dann noch verbleibenden 
Aufgaben und zwar nicht nur in materieller, jondern namentlich auch in 
intelleftueller Beziehung. Es müßte deshalb vor allem übrigen eine ganz 
durchgreifende Veränderung der fommunalen Verbände in der Richtung vor— 
genommen werden, daß alle nicht lebens- oder nicht voll leiſtungsfähigen 
Gemeinden und Gutsbezirke infommmunalifiert würden. Die Befiger der 
fleinen Güter, etwa aller unter 1000 Morgen Fläche oder unter 3000 Marf 
Örundfteuerreinertrag, würden geeignete Elemente für dad Amt der Ge- 
meindevorfteher abgeben. Ohne recht empfindliche Härten wären dieſe ein— 
ichneidenden Veränderungen nicht durchführbar, namentlich die Beſitzer 
fleiner Gutsbezirke würden jchwer davon betroffen; dieſer Eingriff würde 
aber weniger eine finanzielle Schädigung derjelben zur Folge haben, ala 
vielmehr größere Anforderungen an die perjönliche Thätigkeit für gemein— 
nüßige Zwede mit fich bringen und alle die Reibungen und Umbequemlich- 
feiten, welche dem Borjtande des Gutsbezirkes im Vergleich zu dem der 
Gemeinde erjpart find. 

Die Hauptlaft der Gemeinden in ihrer jegigen VBerfafjung, die Armen 
laft, vermehrt fich infolge der Freizügigkeit andauernd, namentlich hat die 
fogenannte Sachjengängerei und auch die Auswanderung, wenn einzelne 
arbeitsfähige Glieder der Familie diefelbe verlafien, üble Folgen. In diefer 
Beziehung ift von der neuen Socialgejeßgebung kaum reine Bellerung zu 
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erwarten, vielleicht von der Alteröverfichernng; die Indalidenverficherung 
dagegen kann unter Umständen die Arbeitsfchen des Yamilienhauptes, damit 
aber den Niedergang der Familie, die Einleitung der Armenpflege für die= 
jelbe befördern. 

Konftruiert man in der eben angedeuteten Weile leiftungsfähige Ur— 
gemeinden und Läßtjneben ihnen die wirklich leiſtungsfähigen größeren Guts— 
bezirke beftehen, wo diefelben auch räumlich zufammenhängende, abgerun- 
dete Bezirke bilden, wie das übrigen® größtenteild der Fall ift, jo wird 
man brauchbare Träger aller fommunalen Laften haben und jedes Zwitter— 
organ zwijchen Gemeinde und Kreiß entbehren können. Für Samt- oder 
Amtögemeinden fehlt jeder "traditionelle Anhaltspunkt und auch jedes Be— 
dürfnis. Die Wegebaulaft wird, joweit nicht ſchon jeßt Kreis und Provinz 
eintritt, gänzlich den Gemeinden und Gutsbezirken aufzuerlegen fein, die 
Schulen werden vielfach der verschiedenen Konfejfionen wegen Societäts- 
ichulen bleiben müſſen, in einzelnen Fällen aber auf die politifche Gemeinde 
übergehen können. Bor allen Dingen werden die Volksſchulen in noch 
weit höherem Maße, als dies bisher geichehen ift, ftaatlich zu dotieren fein, 
da dieje Laſt auf dem Lande wie in den Fleinen Städten die drüdendfte 
ift und außerdem die am ungleichiten verteilte. 

Die Verfafjung der Gemeinden wird im Anichluß an die beitehenden 
landrechtlichen und weiteren Beftimmungen und Gewohnheiten möglichft 
einfach in beftimmte, gefeßliche Normen zu bringen ſein. Für die Guta- 
bezirfe bedarf es wenig mehr al& der gejeßlichen Konftituierung des Amtes 
des Gutsvorſtehers, ähnlich wie e8 in den anderen Provinzen durch die 
Kreißordnung befteht, für die Gemeinden müflen die Rechte der Gemeinde» 
glieder ſowie die Grundfäße für die Laftenverteilung normiert werden. Dem 
Srundbefi wird wenn nicht ausfchließlich, To doch vorzugsweiſe die Wer- 
tretung der Gemeinde zu überlaffen fein und als Maßftab für die Auf— 
bringung der Gemeindelaften wird die Summe aller direften Staateftenern 
dienen können. Richtet fich die Stimmenzahl in der Gemeindevertretung 
oder im Wahlkörper für diefelbe nach der Höhe der Gemeindeabgaben, fo 
erhalten die infommunalifierten Gutsbezirke ſowie die ſchon vorhandenen 
größeren Grundftüde in der Gemeinde ihr berechtigtes ilbergewicht. Ge— 
werbliche Unternehmungen, z. B. Zuderfabrifen, müßten, wenn fie im Be— 
fite von Gefellichaften find, von dem Vorſtande derjelben in der Gemeinde 
vertreten werden. Auf jede Weile müßte man beftrebt fein, intelligente 
Kräfte für die Gemeindeverwaltung zu gewinnen und zu erhalten. 

Die PVolizeidiftrittstommiffare als Organe der Landräte für die Aufe 
fiht über die Gemeindeverwaltung find nicht zu entbehren — fchon der 
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polniſchen Sprache wegen —, fie find außerdem die beſte Inſtitution für 
die Verwaltung der Ortspolizei auf dem Lande, vorausgeſetzt daß die auto— 
ritäre Leitung und Kontrolle des Landrates nicht fehlt. Dagegen wird 
man ernftlich darauf bedacht fein müflen, wenigftens nach und nach die 
Bevormundung der Gemeinden durch die Diſtriktskommiſſare, welche vielfach 
fo weit geht, daß die Aufgaben des Gemeindevorjteherd vom Diſtrikts— 
fommiffar oder deſſen Schreiber erledigt werden, zu bejeitigen. Zu dem 
Zwed find die Pflichten, insbeſondere die fchriftlichen Arbeiten, Liftenaufs 
ftellungen u. ſ. w. der Gemeindevorfteher auf das möglichite Minimum zu 
firieren, diefe aber auch von ihnen ſelbſt zu verlangen, jo daß brauchbare 
Gemeindevorfteher, wo fie fehlen, herangebildet werden. Ganz beſonders 
wird dem Kaſſen- und Rechnungsweſen der Gemeinden eine ernjte und 
nachhaltige Sorgfalt zugewendet werden müſſen. In der großen Mehr« 
zahl der Gemeinden ift dasſelbe ganz meu einzurichten, dann ift eine 
jährliche Revifion der abgejchloffenen Gemeinderechnungen auf den Landrats- 
ämtern und jummarifche Zufammenftellung der Abichlüfle, die den Regie— 
rungen vorzulegen, notwendig. Außerdem werden die Zandräte häufige 
Kaffenrevifionen vorzunehmen haben. Die ganze Buch und Kaffenführung 
fann und muß fo einfach eingerichtet werden, daß dieſe Kontrolle keiner 
techniſchen Kräfte bedarf. 

Nachdem aber eine große Zahl von Kreiſen in der Provinz Pojen ge— 
teilt ift, werden fich die Landräte weit mehr ala biöher perfönlich den An— 
gelegenheiten des Ländlichen Gemeindeweiens widmen können. Nur wenn 
fie diefe jehr inhaltreiche und Lohnende Aufgabe voll erfaffen und erfüllen, 
wird eine neue Gemeindeverfaffung wirkliches LXeben gewinnen, dann aber 
auch belebend und beiruchtend wirken auf die wirtichaftliche und geiftige 
Entwidelung der ländlichen Bevölkerung. 


IV. 


Ländliche Gemeindeverhältnijje in Bommern, 
Rgb. Köslin. 


Die nachfolgenden Auslaſſungen bezwecken für den öſtlichen Teil 
des Regierungsbezirks Köslin in knapper Form gutachtlich über 
Zuſtände und Reform des Gemeindeweſens einige Anhalts— 
punkte zu geben. 

Der beſſeren überſicht wegen erfolgt hierbei eine thunlichſte Anlehnung 
an den bezüglichen Fragebogen. 


J. 


Grundlagen des Gemeindeweſens, ſoweit durch die— 
ſelben die Geſtaltung und Wirkſamkeit der Gemeindever— 
bände bedingt wird. 

Die Berteilung des Grundeigentums läßt den Landbefik 
nahezu zu gleichen Zeilen in den Händen des Groß» (Rittergüter) und des 
Kleinbefied (Bauern, Kofläten, Büdner und Häusler) verteilt erfcheinen. 
Die Rittergüter haben Dimenfionen von ca. 150 bis 5000 Hektar, wobei 
legtere Grenze nur bei geringem und waldbejtandenem Boden der Höhen: 
lagen in relativ geringer Zahl vorkommt. Die Durchſchnittsgröße des 
Kittergutes ift bei befjerem Boden 650 Hektar. Der intakt gebliebene 
Bauernhof des kräftigen ſchwereren Bodens entlang der Hüfte hat durch— 
ichnittlich gegen 30 Hektar Areal, — meiftens Aderland. Im übrigen 
wechjelt der Bauernhof zwifchen 10 bis 60, der Koſſätenhof zwiſchen 
6 bis 15 Heltar. Der Büdnerbejiß ift durchichnittlih 2 Hektar, wo— 
van fich der Häusler mit Zwergbefiß bis ein Viertel Hektar und darunter, 
namentlich in Gegenden, two leicht Arbeitöverdienit vorkommt (bei orten, 
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gatifundienbildung Hat bis zu Beginn der fünfziger Jahre 
ftarf unter den Bauernhöfen aufgeräumt. Mit Niedergang der Boden= 
rente und dem Mangel an Handarbeitern, zumal in der Neuzeit, tritt die 
Neigung dagegen allſeits ftark hervor, Abtrennungen wieder vorzunehmen, 
— Sowohl beim Großbefit als beim intakt gebliebenen Bauernhof. 
Der Kleinbefiz macht fich died zu Nuben und nimmt erfreulicherweile in 
lebenstähigen Parzellen in vielen Gegenden des Bezirks augen— 
Icheinlich zu. 

Die Siedelungsverhältnifje gehen im Bezirk mit der Güte 
des Bodens, den Abjatverhältnifien und dem Arbeitsmarkt Hand in Hand. 

Noch Heute find auch Hier die befjeren Gegenden bezüglich der Dichtig- 
feit der Siedelungen ganz ungleich günftiger aufgeftattet. An der Küfte — 
zumal zwifchen Stolpmünde bis Kolberg — zieht fih in einer Breite 
von einer bi zwei Meilen ein Gürtel von großen Bauerndörfern und 
Rittergütern Hin —, in durchjchnittlicher Entfernung von nur wenigen 
Kilometern voneinander —, verbunden mit Einzelhöfen und MWeilern. 
Im mittleren und jüdlichen Teil des Bezirks tritt das gerade Gegenteil 
zu Tage. 

Die Dörfer liegen geſchloſſen — meiſt in langer Häuferreihe 
entlang der Hauptjtrage — recht ungünftig bez. der Entfernung der zu 
bebauenden Aderflächhe. Das Zufammtenliegen von Nittergütern und Dörfern 
in einer Gemarkung tritt mehr im jüdlichen Teil des Bezirks zu Tage. 
Im nördlichen Teil, an der Küfte, überwiegt die Zahl der Bauerndörfer 
die NRittergüter; ja, in dem „Rügenwalder Amt“ — cirfa 6 
Quadratmeilen — fieht man faft nur Bauerndörfer. — Bei überall her— 
bortretender Neigung zu Abtrennungen werden Ausbauten in neuejter 
Zeit vielfach bevorzugt, um dem Acer näher zu fein. 

Die Einteilung der Ackerflur ijt mit jeltenen Ausnahmen eine 
derartige, daB jede oben bezeichnete Kategorie des Grundbeſitzes über ge= 
Ichlojfene Areale verfügt, während Wiefen und Weiden in der Regel ent- 
fernt vom Hofe und Ader liegen. 

Die Gemeinheitsteilung iſt mit Ausnahme ganz vereinzelter 
Fälle durchgeführt, ebenfo die Servitutenablöfung. 

Das Borhandenjein von Wiefen, Weiden und Wäldern im Gejamt- 
eigentum größerer und Eleinerer Verbände kommt daher nicht mehr vor. 

Rechtliche Gebundenheit findet fi) nur noch bei einem kleinen 
Reft nicht allodifizierter altpommerjcher Lehen wie bei den jehr vereinzel- 
ten Familienfideilommiffen des Großbeſitzes. Im übrigen herrſcht freie 
Teilbarfeit der Güter, von der bislang indes die großen Bauern 
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dörfer, fpeciell im NRügenwalder Amt, nur jehr jelten Gebrauch machten, 
gewohnheitsmäßig zu billigem Anja den Hof in eine Hand weitergebend 
nach Erbfolgefitte. Letztere wird indes durch die römijchrechtlichen Be— 
ftimmungen der geltenden Gejehe von Jahr zu Jahr mehr in den Hinter« 
grund geitellt. 

Die ländliche Bevölkerung Elaflifiziert im Bezirt mannigjaltigft, 
je nach dem größeren Vorkommen des Großbefites oder der Bauerndörier. 
Der Großbefi wird mit jeltenen Ausnahmen durch den Grundeigentümer 
mit Hülfe von Berwaltern bewirtjchaitet, wobei ein jefter Stamm Tage 
Löhner ala Inſtleute in den „Raten“, Häufern des „Herrn“, die Arbeiten 
ausführt. Die Löhnung diefer Arbeiter bafiert zu faft gleichen Zeilen auf 
Bar-, Naturale und Anteile (Drejcherforn, Tantiemen) Sätzen, ausge— 
nommen bie jogenannten Deputanten (Pierdefnechte, Handwerker ıc.), die 
nur fejten Lohn und Naturalien — ohne Dreicher: ıc. Anteil — erhalten. 
Der Bollbauer läßt feine Spannarbeiten mit Hülfe von Gefinde und 
Familiengliedern ausführen — meijt jelbit Hand anlegend — namentlich 
im NRügenwalder Amt. Neben den jpannfähigen Höfen der Bauern, 
Halbbauern und Kofjäten jteht der Kleinbefi, vertreten durch den Büdner 
und Häusler, da. Die Büdner find meift abgelöjte frühere Erbpächter. 

Anlangend die Pachtverhältniſſe, jo fommen diejelben nur jelten 
und nur beim Domänen- und Großbefi vor. Die Pachtdauer pflegt hier 
durchfchnittlich 18 Jahre zu fein. — Nebenher laufen relativ furze Zeit: 
pachten (6 bis 8 Jahre) von Trennftüden und Ausbauten des Großbefißes ; 
legtere fommen verhältnismäßig nicht oft vor, wenn ſchon an Kleinpächtern 
in manchen Zeilen des Bezirkes fein Mangel wäre. 

Die Nebenbejhäftigung der ländlichen Bevölkerung weijt immer 
noch vielfah, troß billiger Induftrieprodufte, eine ſorgſame Haus 
industrie auf. Wenn jchon der Haufierer ſchön appretierte und „jpott= 
billige“ Kattunftoffe zc. mit blendenden Farben der Hausfrau anpreift und auch 
gerne Naturalien datür eintaufcht, beharrt die Bauer und Tagelöhnerirau 
darauf, eigen gebauten Flachs und eigen gefponnene Wolle zu verjpinnen 
und zu verweben. Es jällt dieferhalb Bejuchern aus Mittel- und Weit: 
deutichland vielfach auf, daß die Bekleidung der Leute Hier eine entjchieden 
folidere als dort iſt. Die überfchüffigen Arbeitskräfte des Kleinbeſitzes 
haben ausreichende Beichäftigung in den meiften Gegenden im benachbarten 
Großbeſitz. Wo das nicht der Fall, findet die „Sachjengängerei“ 
ihr Recht. 

Der Kreditverfehr für Realien wird für den Großbefit und 
die größeren bäuerlichen Befitungen durch die Landichaft und durch bislang 
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binreichendes SKapitalangebot Tür Hypotheken befriedigt. Der Klein— 
befit muß leider teurere Wege Hier wählen, was jehr zu beflagen. Er 
vermeidet daher — wenn irgend thunlich — Eintragungen, fi auf 
Gefälligkeitsdarlehen jtügend. Der Perfonalfredit Liegt ebenfalls für 
den bäuerlichen und Kleinbefit jehr im argen. Der Zins ift immer 
hoch, oft bei verichleiertem Wucher. — Die ungemeine Einfachheit und 
Bedürfnislofigkeit in Kreifen des Kleinbeſitzes wie die Zurüdhaltung von 
BVerbeilerungen in fritifchen Zeiten erhält troß dieſer ungünftigen Kredit» 
verhältniffe dem Bauern und Büdner hier im Bezirke feine wirtjchaftliche 
Selbitändigfeit. 

Das Berſicherungsweſen — betreffend Feuer- und Hagel- 
verſicherung — ift beim Großbefig Regel, beim Kleinbefig — was Hagel 
betrifft — immer noch eine Seltenheit, während auch hier JZmmobilien und 
Inventar gegen Teuer meijt verfichert find. Die Verficherung gegen feuer 
wird in manchen Zeilen des Bezirks, 3. B. im NRügenwalder Amte, durch 
einen auf Gegenjeitigfeit begründeten Verband in der Weiſe erzielt, da 
die Mitglieder dieſes Verbandes nicht die Barkoiten des Neubaues auf- 
bringen, ſondern mur Hand» und Spanndienfte fich gegenfeitig gewähr- 
leiiten. 

Das Genoſſenſchaftsweſen liegt Hier noch in den Windeln. 
Erjt neuerdings, an der Hand der beichränkten Solidarhait, nimmt es, 
namentlich in Produftivgenofjenichaften (ſpeciell Genoſſenſchaftsmeiereien), 
einen recht beiriedigenden Anlauf. Entwäjferungsgenojjenjdhaiten 
fommen vereinzelt vor, lange nicht dem gefühlten Bedürfnis Rechnung 
tragend. 


II. 


Verfaſſung der Gemeinden und Gutsbezirke. 

Die jebige Gemeindeverfaſſung bafiert auf Geſetz und Obfervanz 
und, was Leiftungen betrifft, vielfach auf Ablöfungsreceffen. Die geltende 
Geſetzgebung jtüßt fich auf die Yandgemeindeordnung vom 14. April 1856, 
Kreißordnung vom 13. Dezember 1872, Zuftändigfeitsgefeg vom 18. Auguſt 
1883 $S 24 big 38. 

Die politijden Gemeinden zerfallen in Gemeinde- und Guts— 
bezirke, die nach Lage der Verteilung des Grundeigentums oftmals in 
ihren Liegenichaften eng beifammen, auch durcheinandergewürfelt dajtehen. 

Größere Specialverbände für einzelne Zwede fommen 
im Bezirke verfchiedentlih vor, — in Geitalt von Armenver- 
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bänden, von Kirchſpiels- und Schulgemeinden. Wo der Gemeindebezirk 
mit einem Gutsbezirt in ein und derjelben Gemarkung zujammenliegt, 
finden Specialverbände zwilchen beiden im Feuerlöſchweſen, Nachtwächter- 
und Feldhüterdienft, Hebammenwejen, in der Unterhaltung von Wafferläufen 
und Wegebefjerung ftatt. Die Wegebaulaft, ſei gleich hier bemerkt, ijt indes 
in der Regel im Bezirk durch die Ablöſungsreceſſe feſtgeſetzt. Das euer: 
löſchweſen ift durch eine Feuerlöſchordnung für jämtliche Beteiligten im 
Bezirk geregelt, ebenfo die MWegebefjerung durch die alte Pommerfche 
MWegebauordnung aus der Fridericianifchen Zeit. 

Die Bildung der jetigen Guts- und Gemeindebezirte 
it zum größten Zeil bis auf die ältefte Gejchichte Pommern? zurüd- 
zuführen. Zahlreich vorhandene Familienurkunden, als Vergleiche ꝛc., 
weiſen oftmals auf ein mehr als 600jähriges Beſtehen der bez. Gemeinde 
bin, deren Grenzen, wie Lehnbriefe 2c. beweiſen, noch heute die gleichen ge— 
blieben find. 

Zur Zeit des Großen Friedrich) wurde auch Pommern mit Bildung 
von neuen Kolonifationen reichlich bedadht. Die jo entjtandenen und mit 
der Zeit an Umfang gewachlenen Niederlafjungen find in der Regel der 
benachbarten Dorigemeinde (oft auch nur ala Grundverband) angereiht. 

Der Umfang der Gemeinde- (auch Gut) Bezirke und 
deren Bevölkerungszahl ift ungemein verjchiedenartig. Die Größe 
der Gemarkfungen variiert zwijchen 4000 bis 100 Hektar, die Seelenzahl 
von 2500 bis 250 und weniger. 

Die Gemeindeangehdörigfeit und damit dad Gemeinde- 
bürgerreht wurde bie zu Gmanation des Freizügigkeitsgeſetzes ſeit 
ältefter Zeit von der Aufnahme (formell ausgedrüdte Bewilligung 
oder jpäter bei Landerwerb durch jtilljchweigende Genehmigung) ab— 
hängig gemadt. Die Zurüdweilung von Perjönlichkeiten, deren Berar- 
mung in Ausficht ftand, war Regel. Gegenwärtig wird die generelle 
Gemeindeangehörigfeit bekanntlich nach den Beltimmungen des Unter« 
ſtützungswohnſitzgeſetzes erworben und verloren. Die rechtliche 
Stellung der Gemeindeglieder bleibt indes hiervon unberührt. 
Mit — allerdings zahlreihen — Ausnahmen wird das wichtigfte Recht 
des Gemeindegliedes, dad Stimm- und Wahlrecht in der Gemeinde, ab- 
bängig gemacht davon, daß nicht nur Landbefig in der Gemeindemarkung 
erworben wird, jondern daß fih auch die Wohnftelle auf bezüglichem 
Grunde befindet; es iſt diefe Bevorzugung des Grundbeſitzes wohl zweifel« 
los auf die alte Flurgemeinſchaft zurüdzuführen. Hiernach partizipiert 3.8. 
der Großgrundbefißer, deſſen Vorgänger ein jpannfähiges oder mit Wohn« 
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baus und Gelafien verjehenes Grundſtück oder mehrere jolcher Höfe ala 
Eigentum erworben bat, in der Regel nur dann am Gtimm- und 
Wahlrecht ıc. der Gemeinde, wenn er auf dem bez. Grundftüde die Wohn- 
jtellen Hat ſtehen lafjen und durch Miete zc. nutzt. Im anderen Falle 
zahlt er nur Steuern und Laften für die im Gemeindebezirk belegenen 
früheren Höfe oder deren Parzellen. 

63 find indes nicht jelten Beifpiele vorhanden, wo der größere Zeil 
der Bauern= x. Höfe von dem Inhaber des Gutäbezirfes als Eigentum 
auch ohne Gebäude bejeflen wird und letzterer dann nicht nur volles 
Stimmredht in der Gemeinde hat, — jondern ſich auch willig der nicht 
leichten Pflichten eines Gemeindevorjteherd unterzieht. 

Un nußbaren Rechten, die mit der Gemeindeangehörigkeit zu- 
ſammenhängen, ift namentlich dort, wo die jegigen bäuerlichen Gemeinden 
früher feudaltechtlich abhängig waren, faſt nichts übriggeblieben. Die 
Gemeinheitäteilung hat hier volllommen aufgeräumt. Es kommen biernadh 
nur noch die Erträge aus der Jagdverpadhtung faft allein ala 
nußbares Recht in Betracht, abgejehen von den jogenannten Schulzen= oder 
Schöppenländereien, aus denen ftatt oder neben einer fogenannten Umlage 
die beregten Ehrenämter bisweilen dotiert find. 

Die Gemeindeorgane find zunächſt, ala die die Beſchlüſſe der Ge- 
meindeverwaltung Ausführenden, der Gemeindevorjteher (Schulze) und 
leine beiden Gehülfen, die „Schöppen“. Der Schulze, in deflen Behin- 
derung der im Dienft ältere Schöppe, ift gleichzeitig Organ der Regierung 
wie der Polizeiverwaltung. Das Zuftändigkeitsgefeg und die Kreisordnung 
regeln die Wahl der genannten Gemeindebeamten und ihren Wirkungskreis 
bejtimmt und Ear, — wenn jchon im weiteften Sinne des Wortes der 
Gemeindevorjteher wie der Gutsvorfteher zu allen möglichen (man möchte 
lagen au unmdöglichen) Verwendungen durch die Auffichtsbehörde, 
Ipeciell den Landrat ala Regierungsorgan, noch weiter herangezogen wird, 
— unter Androhung don empfindlichen Ordnungäftrafen. Selbftredend 
nimmt die Geneigtheit ab, jo veraniwortungsreiche und zeitraubende Ehren- 
ämter zu übernehmen. Verbeſſerungsvorſchläge jolgen hierfür unten unter 
Il. Als weitere Gemeindeorgane find die Schulvorfteher und die Kirchen- 
auffeher anzufehen, die jämtlich aus Wahlen hervorgehen. 

Die idealen und praftiichen Gemeindeaufgaben find groß, die 
Art der Durchführung aber, entiprechend der gegenüber dem Weiten 
und Süden Deutichlands jüngeren Kultur, der wenig dichten Bevölkerung und 
ihrer relativen Mittellofigkeit auch in diefem Bezirk der oſtelbiſchen, alten 
Provinzen befonders ſchwierig. Dies gilt indes nur fürdie Löſung dereigent- 
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lichen Gemeindeauigaben, d. h. ſoweit diefelben die Gemeinde jelbjt be- 
treffen, wogegen die Erfüllung der Aufgaben als politijche Gemeinde 
— alſo zu ftaatlihen Zweden — mit jtaunenswert praftifchem und glück— 
lihem Griff, wenn auch formell oft ſehr mangelhaft, durch die bez. 
Drgane ausgeführt wird. 

Zu den Aufgaben der Gemeinde — als Selbſtzweck gewiſſermaßen — 
gehört vornehmlich das Armen», Kirchen, Schulwejen und die Fürforge 
für die Verkehrswege. 

Der Armenpflege wird in den Gemeindeverbänden bezw. Ortsge— 
meinden de Bezirks in den feltenjten Fällen durch Unterbringung in am 
Ort befindlichen Armenhäufern genügt. Diefe Häufer faſſen nur eine 
relativ geringe Zahl Armer, — zumeift jolcher, die losgelöſt von ihrem 
reipektiven Verwandtenkreiſe ganz vereinfamt daftehen und auch in der 
Regel gänzlich erwerbsunfähig find. Reichen die Armenhäufer zur Unter: 
bringung für dieſe Kategorie von Ortsarmen nicht aus, jo werden die 
Armen oft „der Reihe um“ bei den einzelnen Hofbefitern verpflegt. — 
Die temporär Armen und die obenbezeichnete Kategorie von Ortsarmen 
veranjchaulichen indes die Schwere der Armenlajten in viel geringerem 
Maße als die Erftattungen an auswärtige Armenverbände Die in 
Summa zu Tage tretenden Armenfoften übertreffen in 
vielen Fällen 300 PBrozent der Grund- und Gebäude» 
wie der Klajjen=» ıc. Steuer des bezüglichen Armenverbandes;, in 
der Regel betragen indes die Armenlaften nur 100 Prozent der bezeichneten 
direften Steuern. 

Die Gutsarmenverbände, die den Gutäbezirt umfafjen, zahlen 
natürlich in gleicher Höhe die Armenlaſten. Die Unterbringung findet hier 
meiſtens in Armendäufern jtatt, oder aber die Armen find bei den einzelnen 
Hamilien gegen Naturalentfchädigung zc. eingemietet. Die Gutsherrichaft 
übergiebt die in ihren Dienjten alt oder arbeitsunfähig gewordenen eigenen 
Inſtleute, einer guten Sitte folgend, foviel befannt, niemals dem Guts— 
armenderbande, jobald zu diefem auch die abgelöften früheren gutöherrlichen 
Erbpächter — jet „Büdner” — und fonftige „Häusler“ und Eigentümer 
mitgehören. Das Rittergut hat nämlich dort, wo die Zahl der Büdner eine 
größere ijt, diejelben in der Regel mitteljt Ortsftatuts zur Armenpflege heran 
gezogen. Die Majorität im Vorſtande des „gutöherrlichen Armenverbands“ 
hat mit feltenen Ausnahmen der Gutsherr, da feine Beitragspflicht durch— 
ſchnittlich um ca. 60 bis 90 Prozent diejenige der übrigen Inſaſſen des 
Gutsbezirks überjteigt- 

Schul» und Kirchenweſen, joweit das äußerliche Moment bier 
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in Frage kommt, löſt fich im guten Frieden zwifchen den Beteiligten. 
Dagegen wird bei der Wahl des Lehrers oder des Ortägeiftlichen in der 
That es immer jchwerer, eine ſtets befriedigende Ülbereinitimmung zwijchen 
Patronat und Gemeinde zu erzielen. 

Die Fürſorge für die Wege in der Gemeindemarkung ift in der 
Regel nad) dem Ablöſungsreceß Sache der jpanniähigen und jonjtigen 
Kleingrundbefiter wie der übrigen Einwohner der Gemeinde im Gegenjage zu 
dem Rittergute, das jeinerjeits hier Faft nur durch Lieferung (am Urſprungsort) 
von Wegematerial und Geftellung von Zimmerleuten und Pflafterern belaftet 
it. Die Ausführung der Wegebaupflicht liegt gemeiniglich im argen. Abge- 
jehen von der Schwierigkeit, gutes Wegebaumaterial, zumal auf jchiwererem 
oder moorigem Boden, leicht zugänglich von dem hierzu BVBerpflichteten zu 
erhalten, — vermeiden die jämtlichen Beteiligten diefe Arbeiten thunlichft 
und weichen nur dem polizeilichen Einfchreiten.. Die Nachficht des Amts— 
voriteherd, namentlich wenn er als Xieferer von Wegebaumaterial dabei 
jelbit mit in Frage fommt, pflegt in leider recht vielen Fällen bier aber 
fo groß zu fein, daß nur ein direktes Eingreifen der Auffichtsbehörde einiger» 
maßen hilft. Die übergroße Nachficht mit den ſchlechten Wegen ijt übrigens 
nicht der geringfte Grund, weshalb ein gejunder wirtjchaftlicher Fortichritt 
mit großen Schwierigkeiten im Bezirke zu fämpten hat. 

Sonftige Einrihtungen zur Förderung wirtſchaftlicher 
und moralijher Wohlfahrt in den Gemeinden finden fich leider 
jelten. Der Mangel an Mitteln und — wo dieje auch vorhanden — 
ein großer Mangel an bürgerlidem Gemeinfinn für dergleichen Ginrich- 
tungen herrſcht gewöhnlich Jowohl in den Gemeinden wie in den Guts— 
bezirken. Dan erwartet, das ijt eine jtets wiederkehrende Beobachtung, 
fat immer das Gute von der Snitiative der „Regierung“. Nach diejer 
Richtung Hin Hat die Selbftverwaltung noch nicht gute Früchte gezeitigt, 
indes beginnt fich befjere Erkenntnis ſchon anzubahnen. 

Gin Gemeindedvermögen, wenn man die relativ geringen Kapital» 
beträge der Kirchen (meilt Legate) abrechnet, fommt jelten vor. In einigen 
Ortſchaften hat die Gemeinde Ader und Wiefen zu Zweden der Dotierung 
ihrer Vorftände im Beſitz, wie ſchon oben erwähnt. An Unternehmun— 
gen zeigen fi ab und zu Einrichtungen von Bullenjtationen — wohl 
auch Kleine Konjumvereine —, legtere mehr als freie Vereinigungen denn 
ala Genofjenichaiten. Gemeinfame Bewäſſerungs- und Entwäflerungdunter- 
nehmungen, wie Pflafterung und Beieftigung von bejonderd unmwegjamen 
Verfehrslinien, fommen vereinzelt vor. Der Provinzialhülfsfonds thut hier 
gute Dienite. 


I" 
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Der Gemeindehaushalt wird wohl faum in einer Gemeinde oder 
einem Gutsbezirk des Bezirk? auf Grund eines vorangehenden Etats ver- 
waltet. Sind auc die Einnahmen — wie 3. B. die Jagdpacht — zu 
überjehen, jo jchwebt volle Ungewißheit über den Ausgaben. Die Weges 
baufoften, die Inftandhaltung der Waflergräben zc. und namentlich die 
Eritattungsfoften an andere Armenverbände find nach den verjchiedenen 
Zufälligfeiten auf diefem Gebiete in jedem Jahre jo jehr wechjelnde, daß 
ein Etat nicht aufzujtellen it. Das Mehr der Ausgaben wird denn auch 
im Laufe des Jahres nah jedesmaligem Gemeindebejchluß durch Um— 
lagen aufgebracht. Hierbei werden die Grundbefiter mit dem doppelten 
Sat gegenüber den anderen Einwohnern pro Rate der direkten Staats— 
fteuern berangezogen. Ausnahmslos überwiegen die Jahresausgaben die 
Jahreseinnahmen. Im Verhältnis zu den feiten direkten Staatäfteuern jtehen 
die Gemeindefteuern in Verfolg des oben Dargelegten daher durchaus ver— 
änderlich da. Da gemeinfame Unternehmungen und jonjtige Wohliahrtäeinrich« 
tungen — wie Tortbildungsichulen ꝛc. — faum nennenswert vorfommen, 
fo bildet die Armenlaft wohl das wejentlichfte Ausgabenmoment, und ift 
ihon oben jeftgeftellt, in welcher exorbitanten Höhe diejelbe oitmals in 
Ericheinung tritt. 

Die Aufficht über die Gemeinden regelt das Zuftändigfeitägejeh. 


III. 
Würdigung der beftehbenden Einrihtungen. 


Die Geftaltung des Gemeindelebens im hiefigen Bezirke trägt 
im allgemeinen die Spuren des Unfertigen und Unzulänglichen. 

Sowohl in den jogenannten rein bäuerlichen Gemeinden, altem Do— 
manialbefig der jrüheren Herzöge, ala im Gegenjaß Hierzu in denjenigen 
Gemeinden, die früher feudalrechtlih an die noch beftehenden Gutäbezirke 
angefchloffen waren, hat man fich noch nicht gewöhnt, ſelbſtändig orga« 
nifierend und ſchaffend vorzugehen. Dagegen bat fich das Gefühl 
der Selbftändigkeit bei Geltendmachung einer gejchlofjenen und oftmaligen 
Dppofition gegen polizeiliche und jonftige ſtaatliche Maßnahmen bereits 
voll entwidelt. Dies dürfte ald ein immerhin erfreuliches Lebenszeichen 
des Gemeindebewußtfeins anzujehen fein, aus dem Heraus bei 
größerer und bejjerer Erkenntnis der Selbftverantwortlichfeit dann 
in der Folge auch pofitive Leiftungen zu erhoffen find. Wie ſchon an 
anderer Stelle in diefer Darlegung hervorgehoben, drüdt die relative 
Mittellofigkeit der Gemeindeglieder — ala Rejultat jtarker Verjchuldung, 
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namentlich durch Erbfolge (die landrechtlichen Beitimmungen find bier in 
Fleiſch und Blut übergegangen und nur ſporadiſch erhält die Sitte den 
väterlichen Hof ungeteilt und wenig belajtet einem Rechtönachiolger), wie 
ala Folge der derzeitigen Krifis des landwirtfchaftlichen Gewerbes — ganz 
wejentlich auf eine jreudigere Entfaltung des Gemeindelebend. Unter den 
Difteln und Dornen der alltäglichen Sorgen gehen eben auch Hier die 
ebleren Keime unter! Gin Auifhwung des landwirtichaftliden 
Gewerbes würde das Gute indes bald entwideln, das in unjerem ſpar— 
famen und bedachten wie im ganzen durchaus gut angelegten Land— 
manne ruht. 

Das geltende Gemeindereht ilt nach vielen Richtungen Hin 
entwicelungsfähig und »bedürftig, — doch bietet e8 zur Stunde im biefigen 
Bezirke feinen Anlaß zu jchleunigem Eingreiten. Wie ſchon wiederholt 
oben dargelegt, „will gut’ Ding Weil“; — das Bewußtjein der 
Gemeindeaufgaben und die Wohlhabenheit der Gemeinden 
müßten erjt wejentlihe Fortſchritte gemacht haben, bevor 
eine radifale Neuordnung der Landgemeindeveriaffung 
wirflich jegensreih wirken fann. 

Die wahjenden fommunalen Aufgaben fönnten au nad 
jeßt geltendem Recht wohl zur Genüge Berüdfichtigung finden, wenn den 
Kreis⸗- bezw. Bezirkdausichüffen — bis zur definitiven Neuordnung — mehr 
wie jetzt das Recht verliehen würde, beftehende — doch nicht generell her— 
vortretende — Mißſtände zu befeitigen. Auch durch Hülfägefege, als z. B. eine 
Revifion der Gejege über den Unterjtügungswohnfit und die Freizügigkeit, wie 
eine Rejorn der direkten Steuern würde genügend Wandel gejchaffen werden. 

Erſt nach einer nicht zu kurzen Wirfungsdauer der erwünjchten be» 
zeichneten Hülfsgeſetzgebung wie auch des Alter» und nvaliditätsver- 
fiherungsgejeges dürfte man Klare Stellung zu der Trage nehmen können, 
ob und wieweit Samtgemeinden, Zwedverbände zu fchaffen 
jeien. Auch die Frage der prinzipiellen Aufrehterhaltung der 
Gutsbezirke dürfte erft dann ziweddienliche Neuordnung finden. 

Dies vorausgefegt, dürfte ed indes immerhin von Belang fein, dar— 
über orientiert zu werden, welchen Einfluß die neuere, bier in 
Frage fommende Gejetgebung bislang genommen hat. 

Durch keinerlei gejeglichen Eingriff konnte wohl die Phyfiognomie des 
Gemeindelebend derartig verändert werden, wie dies durch dad Frei” 
zügigfeitsgejeg Hand in Hand mit dem Unterftügungswohn- 
jißgejet gejchehen if. Erſt mit diefen Gejegen haben die erjtaunlichen 
Berkehrserleichterungen ber legten Decennien ihre Wirkfamteit gehabt. Durch 
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Abzug eines großen Teils der früheren Gemeindeglieder und deren nur 
teilweifen Erjag durch neue Zuzügler ift fowohl die SKopizahl wie 
die Art der Zuſammenſetzung der Gemeinden durchgreifend verändert. Be— 
fanntlich weift die letzte Volkszählung von 1885 eine ftarfe Entvölferung 
des platten Landes auch in der Provinz Pommern nah — in Summa 
4,5 Prozent. Die jämtliden 29 Landkreife der Provinz find hierbei 
mehr oder weniger betroffen. Wenngleich die Lage des Weltmarktes wie 
damit im Einklang die Lage jpeciell des Arbeitämarktes bei diejer Ver- 
minderung der Bevölferungsziffer eine große Rolle fpielt, fo ift die Ab- 
nahme der Einwohnerzahl des flachen Landes doch zweifellos erft in dem 
Maße durch die Wirkung der bez. Gefehgebung gefördert worden. Die 
meiften PBerfonalveränderungen in den Landgemeinden finden fi in den 
Reihen der Eleinen Eigentümer und Häusler — namentlich in den Guts— 
bezirfen —, während die jpannfähigen Höfe felten ihre Befiter wechjelten. 
Damit ift nun eine fluftuierende Menge fleiner Leute, die meift nicht 
lebhaft find, gegenüber früher eingetreten. Wenn das frühere befiglofe 
Gemeindeglied durch Iangjährige Beziehungen mit dem allein ſtimm- und 
wabhlberechtigten grundbefigenden Zeil der Gemeinde in leidlichem Frieden 
lebte und feine Erweiterung feiner Rechte in der Gemeinde heifchte, jo tritt 
das Gegenteil jet zu Tage. 

63 ift auch nicht abzuleugnen, daß bei dem gewachlenen Bildungs- 
grad und Urteilävernögen des „Eleinen Mannes” es ihm durchaus nicht 
zufagen kann, fich in Gemeindeſachen durch eine Dligarchie der Befienden 
ausgeichlofien und durch eine oftmals recht jchwer Laftende Bauernhand 
täglich in Abhängigkeit genommen zu ſehen. Alſo auch Hier treten die 
oligarchiichen, ariftofratifchen Momente mit dem naturgemäß demofrati« 
fierenden Zeil in Widerftreit. 

Sollen dieje immer jchärfer zu Zage tretenden Gegenjäße abgemindert, 
namentlich auch der dem Gemeindeleben Abbruch thuenden Entvölferung 
des flachen Landes ein Ziel gejeßt werden, — jo dürfte die Geſetzgebung 
nicht länger zaudern, in energijcherer Weije als bislang alle 
Mittel zu fördern, die die innere Kolonifation und die 
tbunlidfte Hebung des landwirtjchaftlihen Gewerbes be- 
jweden. &3 fann und muß aufdiejfem Gebiet noch viel ge— 
ihehen, wenn anders niht aud die Landgemeinden immer 
mehr zur Aufnahme der focialdemofratiihen in der Luft 
treibenden Balterien prädiäponiert werden jollen: Das 
videant consules... ift bier feine oratorifhe Wendung, 
ſondern bittrer Ernft! 
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Die Wirkung der Armengeſetzgebung it nach allem auch in 
diefem Bezirk der oftelbiichen Provinzen eine für deren Wohlftand wenig 
erfreuliche geworden. Wenn jchon der Durhichnitt der Armenlaften 
bier gegenüber dem wohlhabenden Weiten ıc. Deutichlands im Bergleich 
zu den direften Staatäjteuern nicht allzuſehr in die Augen ſpringt, — To 
liegt das Drücdende der Armenlaft des Oſtens in der erjtaunlihenlUn« 
ausgeglichenheit der Beiträge der verſchiedenen Armen— 
verbände daſelbſt. Oben fchon wurde angeführt, daß zahlreiche 
Gemeinden der Provinz Pommern über 300 Prozent ihrer direkten 
Staatäfteuern allein für Armenzwede aufzubringen haben. Hier liegt fein 
Irrtum vor, wie die Behandlung dieſer Materie in der bevorjtehenden 
Selfion des Landesöfonomielollegiums (Herbit 1890) auf Grund interej- 
ſanten amtlichen ftatiftifchen Materiald des näheren darlegen dürfte. — 

63 wäre hiernach Remedur prinzipiell nah der Richtung Hin 
anzuftreben, daß die Armenlaft gleihmäßiger zu verteilen wäre, viel- 
leicht mit Hülfe größerer Ywedverbände oder gar mit Ausdehnung auf 
die politiichen Kreife für gewiſſe Hategorieen von Armenlajten, wie 3. B. 
die Erjtattungstoften; — zweitend nach der Richtung, daß die die Arbeit 
anziehenden, nußenden und den „Arbeiter fonjumierenden“ Teile Deutjch- 
lands in höherem Maße als bislang jelbit einen gewiflen Zeil der Armen— 
laften zu übernehmen hätten, die der den „Arbeiter produzierende“ Zeil 
der Monarchie, bier der Dften, jegt allein trägt. Dies ift eine Forde— 
rung der Gerechtigkeit — abgejehen davon, dak die Geſetzgebung e& 
jih angelegen jein zu laſſen Hat, die wirtſchaftlich 
ſchwächeren Landesteile nach jeder Rihtung Hin eher zu 
Ihonen als zu jhädigen. Lebteres Moment iſt aber noch inımer die 
Eignatur eines zu großen Teils unjerer jpeciellen wirtſchaftspolitiſchen Geſetze. 

Hand in Hand mit einer Rejorn auf diefem Gebiete verjpricht man 
fih von der neueren Socialgejeggebung guten Erfolg. Wenn jchon 
die patriarchaliichen Beziehungen zwilchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
auch Hier im Bezirk nicht mehr die früheren und guten geblieben find, 
jo dürfte doch ohne jede Anmaßung geltend gemacht werden fönnen, daß 
die Provinz Pommern — als aderbautreibende Provinz ohne nennens— 
werte Induſtrie auf dem flachen Lande — ein Alter und Invaliditäts- 
geile ebenjowenig als auf ganz anderem Gebiet jeiner Zeit daß der Givilehe zu 
emanieren Anlaß gegeben hat. Kurz, eine einheitlihe Geſetzgebung 
tann, über das Bedürfnis großer Landesteile hinaus» 
Ihießend, aufgezwungene Wohlthaten und damit Härten 
ihaffen Soll eine neue Zandgemeindeordnung erſtehen, 
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— jo dürfte es Hauptaufgabe des Geſetzes jein, die Eigen- 
beiten der einzelnen Provinzen hierbei jattjam und forg- 
jältig zu berüdfihtigen. Einer provinziellen Regelung 
dieſes Stoffes wäre der entjchiedene Borzug zu geben — 
auf Grund generell gültiger Normativbedingungen. 

Am Gegenjat zu einer herrjchenden Zeititrömung Toll an diefer Stelle 
indes fchon Heute davor gewarnt werden, — die jelbftändigen Guts— 
bezirfe in Samtgemeinden aufgehen zu laſſen. Wird diejes ernjthaft 
gefordert, jo fann ed nur don einem engen parteipolitiichen Standpunfte 
aus gejchehen, der geneigt ift, in den derzeitigen Trägern alter feudal- 
rechtlicher Überlieferungen eine Gefahr für die „Freiheitliche” Entwicklung 
der Landgemeinden zu ſuchen! Parteipolitik — weder liberale noch 
reaftionäre — darf aber bei Grundlegung der Fundamente des Staatd- 
lebend — das find in eminenter Weile die Verhältniſſe der Land— 
gemeinde — nicht einwirken. Der Oberbau würde jonjt bald tiefe Riſſe 
zeigen, unfähig, Stürmen zu begegnen! 

Nach diesfeitigen objektiven Beobachtungen ift generell gar nicht zu 
entjcheiden, ob jeder Gutsbezirk lebensfähig oder fein Aufgehen in der 
Samtgemeinde zwecdienlich für Gemeinde und Staat wäre. Es wird dies 
von zwei Momenten abhängen: ob der Gutsbezirk präftationsfähig für 
größere fommunale Anforderungen bleibt, und dann: ob fich die biäherige 
gute Sitte aufrechterhält, daß der natürliche Vertreter de Gutsbezirks, 
der „Gutsherr“, ſelbſt am Orte, aber au arbeitend, lebt. — Sit 
namentlich letzteres der Fall, jo dürften mit feltenen Ausnahmen der höhere 
Bildungsgrad und die höheren geijtigen Lebensanſprüche jolch eines Mannes 
wirkungslos, ohne fegensreichen Einfluß bleiben, wenn er als Mitglied 
der Samtgemeinde don vornherein feine führende Stelle einzunehmen be» 
rechtigt iſt. Will der Gejehgeber aber die Samtgemeinde mit einer her— 
borragend Führenden Stelle des Großbefiters in derſelben — jo dürfte dazu 
der Zeitpunkt jchon verfäumt fein, indem das demofratifierende Element 
auch Hier bereit3 zu viel Terrain gewonnen hat. 

Es dürfte daher unter gewifjen Vorausſetzungen, die jchwierig in allen 
Einzelheiten gejeßgeberifch zu treffen find, in der That befjer fein, 
die jelbjtändigen Gutsbezirke zu erhalten, — höchſtens in 
Zwedverbänden diejelben an andere Gemeinden anzufchließen. Suum 
euique! 

Schließlich wäre die angeregte Frage zu erledigen, welhe Mängel 
bei der bejtehenden Gemeindeordnung bejonderg vorhan- 
den feien und wie diefelben zu bejeitigen jein düriten. 
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Es ginge weit über die Aufgabe diejer orientierenden Darlegung hinaus, 
follte die obige Frage erichöpfend beantwortet werden. Dieferhalb kann hier 
nur aus praktiſcher Wahrnehmung heraus der wejentlichfte Mangel 
bezeichnet werden, der an der Hand der jehigen Berhältnifje fich heraus— 
gejtellt hat, — bald mehr oder weniger, je nach den einjchlägigen vitalen 
Bedingungen der einzelnen Gemeinden. Die meiften diefer Mängel ließen 
fih, wie jchon oben angeführt, durch eventuelle Erweiterung der Machtbe= 
fugnifje des Kreisausſchuſſes ꝛc. wie namentlich durch Revifion der Armen= 
geleggebung im weitelten Sinne des Wortes nicht jchwer bejeitigen. 

1. Gegenüber den wacdhjenden und ſchon beftehenden 
Gemeindepflihten erſcheinen ſowohl Gemeinde- wie Guts— 
bezirfe vielfach zu Elein. In den zahlreichen Gegenden des Bezirks, 
wo faft nur Rittergüter mit ihren Initleuten den Gutsbezirk bilden, dürfte 
ed geraten ericheinen, mehrere Gutsbezirke zu einem größeren Gutäbezirf 
jufammenzulegen. Dem Kreisausjchuffe müßte das Recht gegeben werden, 
unter Gleichberechtigten aladann den Gutävorfteher zu ernennen. Hier— 
durch wäre eine Garantie geichaffen — was nicht überflüffig iit — , den 
Bezirt immer in „beiten Händen“ zu jehen. Gutsbezirke und Gemeinde= 
bezirfe zujammenzulegen müßte nur zu Zwedverbänden gejchehen 
dürfen. 

2. Die Stimmberedtigung der Gemeindeglieder müßte 
gegenüber bejtehenden Anomalieen nah Maßgabe der Leitungen auf die 
einzelnen Gemeindeglieder verteilt werden. 

Zur Zeit herrſcht mitunter das demofratijhe, mitunter das 
oligarhijh-ariftofratifche Moment bei den Wahlen und Beichlüfien 
in der Gemeindeverfammlung vor. Es entjtehen Hierdurch Zwiftigfeiten 
und Reibungen, die der Gemeinde jelbjt wie dem Staate nur Schaden 
bringen. 

Ein Cenſus — nad unten zu abjchließend — würde hier Remedur 
ichaffen, wenn er alle Gemeindeglieder — ob anfällig mit oder ohne 
Wohnhaus, ob nur wohnhaft am Orte — umfaßte. Darnach wären, wie 
in den ſchon an vielen Orten zu jpeciellen Zweden gejchaffenen Orts— 
ftatuten vortömmlich, die Genfiten oft Träger mehrerer Stimmen. 

3. Die Gemeindeverfammlungen, in denen zur Zeit mit 
feltenen Ausnahmen alle Berechtigten je eine Stimme führen, bieten in der 
Regel ein jehr unerquidliches Bild. Die „Stillen“, „Friedſamen“ bleiben 
meift zu Haufe, wogegen die Querulanten, Schreier und politifierenden fteten 
Kruggäjte tumultuariih das große Wort führen! Hierdurch wird bie 
ordnungsmäßige Leitung der Geſchäfte, jpeciell in größeren Gemeinden, 
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fehr erichwert und fommen oft jähe, oppofitiond- und prozeßluftige Ten- 
denzen zum Beichluß, die jelten im Willen der fich zurüdhaltenden Majorität 
liegen. Die Indolenz der jogenannten „Friedjamen“ zieht e8 eben vor, 
Lieber die Konjequenzen thörichter Beichlüffe zu tragen, als fi jedesmal 
Auge in Auge auf der Gemeindeverfammlung ihrer Haut zu wehren. 


Hier wäre leicht Wandel zu jchaffen, wenn die Stimmberechtigten etwa 
auf je 6 Jahre einen Gemeinderat und eine größere Gemeindevertretung 
wählen, — die dann aus ihrer Mitte wieder alle Wahlen (auch die 
der Schulzen und der Schöppen) und Beichlüffe in der Gemeinde vornimmt. 
Zu einer folchen bedeutfamen Wahl würden fich auch wohl die Indo— 
lenteften aufraffen und dürften die Wahlen jchwerlich auf ganz wertloje 
Schreier fallen. 


4. Die Orts- bezw. Gutsvorſteher — namentlih aber 
Die erſteren — Sind zur Zeit faft erdrüdtdurdhein Schreib» 
formenwefen und itaatlicherjeit3 bedingte Bureauarbeit. 
Soll ein Mittellofer wegen feiner oftmals gar nicht zu entbehrenden Eigen- 
ſchaften nach dem Geſetz gezwungen werden, daß Schulzenamt zu tragen, 
— jo wird er einfach ruiniert, wenn er, wie jebt Regel, keinerlei hin— 
längliche Entichädigung erhält. Es Liegt eine ernfte Gefahr für die gedeih- 
liche Entwidlung ſowohl des Gemeindewejens wie der Gelbitverwaltung 
dor, — falle Hier nicht energiſch Wandel gefchaffen wird. 

Da der Staat zum größten Teil durch Steuer, Aushebungs- und 
Molizeifachen die Zeit der Ortövorjteher in Anspruch nimmt, müßte er bier 
ein auskömmliches Averfum aus Kreismitteln anordnen (wie bei den Amts— 
vorftehern) und nur eine fleinere Quote der Schulgenremuneration den 
Gemeinden auflegen. Der Kreisausſchuß ift in der Lage, je nach den 
maßgebenden Berhältnifien die Höhe der bezüglichen Entſchädigung feſt— 
zuſetzen. 


5. Gegenüber den hochgeſtiegenen Armenlaſten und den Anſprüchen 
an ſonſtige Verpflichtungen (namentlich den Wegebau) der Gemeinde iſt 
die Überweiſung eines Teils der Grund- und Gebäude— 
ſteuer — wenigſtens der Hälfte — ſehr erwünſcht. Andernfalls müßte 
das Beſteuerungsrecht der Gemeinden — nach Analogie der „Hundeſteuer“ 
— erweitert werden. 


6. Die Rechnungslegung des Gemeindevorſtandes über 
Einnahme und Ausgabe im Verwaltungsjahre bedarf dringend einer 
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eingehenderen, regelmäßigeren Revifion der Auffichtöbehörde, ala dies zur 
Zeit der Fall ift. 

7. Beim Überfchreiten eines gewiſſen Prozentfates (vielleicht Hundert 
Prozent) der direkten Staatäjteuern Tür Armenzwede müßte der 
politiiche Kreis — namentlich beim Erftattungswejen — eintreten. Die 
jett beitehenden Unauggeglichenheiten find jo groß (fiehe oben), daß in 
relativ kurzer Zeit einige Gemeinden auf Jahre hinaus außer jtand ge= 
jeßt werden, ihre anderweiten Verpflichtungen halbwegs befriedigend zu er— 
füllen. Der Zufälligfeit es zu überlafien, ob einige Gemeinden bier 
fich verbluten — während andere in derjelben Richtung ganz ſchadlos 
ausgehen —, widerjpricht jeder Billigfeit und ftellt der Gefeßgebung, die 
die weiter duldet, ein testimonium paupertatis aus. 

8. Die Lalten in Form der Naturalleijtungen (Gemeinde— 
fronden) — Sowohl Spann- als Handdienfte — werden immer noch in 
großen Zeilen des Bezirks ganz irrationell erhoben. Folgend der Tradition 
alter Zeit — wonach „Bargeld“ fehlte und „Arbeitskräfte“ müßig gingen 
— wird noch heute der VBerpflichtete perjönlich zur Arbeit herange— 
jogen — nad einer beim Gemeindevorjteher geführten Liftel Nicht nur, 
daß jolche Arbeit tief in die anderweiten perfönlichen und rechtlichen Ver— 
pflichtungen eingreift, fie Ichädigt den einzelnen auch an Zeit und Geſundheit 
dann oft erheblich, wenn er feinen Erfagmann findet. Auch wird häufig 
in wirklich unvderantwortlicher Weije die Arbeitskraft vergeudet. So jticht 
3. B. ein Mann (und ein „Abkarrer“) täglich im Accord bis 6000 Stüd 
Zorf, — während der „Schultorf“ von a tempo auf engem Raume 
zulammenberufenen 40— 50 Gemeindegliedern nur in Höhe von ca. 600 
Stüd von einem Mann gefördert wird! Dies Berfpiel ift dem Leben 
entnommen. — Die gleichen Unzuträglichkeiten treten bei Wegereparaturen, 
beim Ausfrauten von Wafferläufen, Schneefchaufeln ıc. hervor. 

Grundjäglich müßte verboten werden, diefe Hand» ıc. Dienjte anders 
als durch Licitation an den Mindeftfordernden mit Repartition der ent— 
ftandenen Unkoſten auf die Verpflichteten auszuführen, — ausgenommen 
natürlich eilige Fälle. 


9. Neben den gejeglichen und receßlichen Beitimmungen, die das 
Gemeindeleben regeln, läuft vielfah noch das Gewohnheitsrecht. 
Diefe Objervanzen jchaffen fait regelmäßig Verwaltungsftreitigfeiten — 
und erjchweren und verteuern die bezügliche Unterfuhung. Grundfäglich 
müßte das Gewohnheitsrecht wenigitens aus dem Gemeindeleben außgemerzt 
werden. 
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10. Wenn auch wiederholt, joll zum Schluß die Hoffnung ausge 
fprochen werden, daß die Gejehgebung auf dem Boden der Reform der 
Zandgemeindeordnung nicht in Einzelheiten eingreifen und bier generelle 
Beitimmungen jchaffen möge. Mach wenigen grundlegenden gejeßlichen 
Beitimmungen von allgemeiner, prinzipieller Bedeutung ſollten die einzelnen 
Provinziallandtage bier dad MWefentlichite ſchaffen. Bureau- 
fratiihe Gentralifation widerjpriht dem pommeriſchen 
Geift, — zumal iin Einzelheiten, die nit notwendig das 
Gejamtvaterland angeben. 


v. B.⸗S. 


Schriften XLIV. — Ländl. Gemeindemweien. 4 


V. 


Ländliche Gemeindeverhältniſſe in Pommern, 
Regbez. Stettin. 


Die nachſtehenden Angaben gelten zunächſt für einen 
einzelnen Kreis, im weſentlichen aber auch für den Übrigen 
Zeil des Regierungdbezirfs Stettin rechts der Oder. 


Was die Befizverhältnifje betrifft, jo ift die größere Hälfte des länd- 
lichen Befigeg — im biefigen Kreife etwa °/» — im Gemeindebeſitz, die 
Heinere — aljo im biefigen Kreife inkl. bedeutender figfalifcher Forften t/o — 
gehört den Gutsbezirken an. Hingegen verhält fich die Grundfteuer der 
Gemeindebezirfe zu der der Gutäbezirfe wie 7:4. Sowohl die Ritter 
güter wie die ländlichen und fonftigen Eleineren Güter find frei teilbar. 
Bei den erfteren ift eine Teilung äußerſt jelten, Häufiger bei den bäuer- 
lichen Befigungen. Immerhin bildet die Teilung beim Erbgang nicht die 
Regel, wird auch dann bei jolchem meift nur joweit fortgejett, daß die Teil— 
ftüde noch gejpannfähig bleiben. ine Teilung in Eleinere Parzellen findet 
in der Regel nur beim „Ausjchlachten” eines Gutes ftatt. Im ganzen ift 
bier eine bedrohliche Verminderung der jpannfähigen Bauergüter noch 
nicht zu fonftatieren. Nicht zu leugnen ift, daß die Rittergüter mehrere 
Bauerhöfe desjelben Orts im Laufe der legten Jahrzehnte aufgejogen haben, 
doch hat dies mit dem Ankauf der den großen Gütern bejonders gelegenen 
Srundftüde ziemlich in allen Ortfchaften jeinen Abſchluß gefunden, zumal 
Ihon vor den für den Großgrundbefig nicht mehr rentierenden hohen 
Preijen der kleinen Grundftüde und Gehöfte die Kaufluft des erjteren Halt 
machen muß. 

Unter diefen Verhältnifjen muß die Leiltungsfähigfeit der Gemeinden 


zur Erfüllung der ftaatlihen und fommunalen Aufgaben im allgemeinen 
4* 
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als vorhanden angenommen werden. In Zweifel fünnte diefelbe am 
eheiten gezogen werden bei den itellenweile hart drüdenden Armenlaiten 
und Schullaften. Die nur ſchwach leiftungsfähigen Gemeinden find meift 
jolche, welche aus Abzweigungen von früheren Gemeinden, befonderd durch 
Kolonieengründung von NRittergütern, entftanden find: jolche jpäter oft 
zu einer eigenen politifchen, manchmal auch zu einer eigenen Schulgemeinde 
freierten Gründungen itellen immer das zahlreichite Kontingent der minder 
(eiitungsfähigen Gemeinden dar. 

Indeſſen hat gerade der gejeßliche Zug der neueren Zeit die ſchwache 
Leiſtungsfähigkeit an diejen Gemeinden weniger hervortreten laſſen. 

Was zunähit die Armenlait betrifft, jo iſt für fleinere Gemeinden 
diejelbe am ſchwerſten in Fällen bejonderer Armenpflege — für Irrfinnige, 
Blödfinnige, Epileptiiche, Ausbildung von Taubitummen und Blinden — 
zu tragen. Tür einen großen Zeil diejfer Fälle (für gemeingefährliche und 
beſſerungsfähige Irre, bildungsfähige Taubftumme und Blinde) tritt hier 
die Provinz ein. Für die durch dieje nicht Verſorgten iit durch ein Re— 
jkript des königlichen Miniiters des Innern kürzlich eine Anregung gegeben 
worden, die Fürſorge für fie auf weitere fommunale Gemeinjchaften zu 
übernehmen. Dasjelbe hat jeiten® der Kreile jowie der Provinz ein bereit= 
williges Entgegenfommen gefunden und wird bei Ausführung der in dem— 
jelben angeregten Ideen jowohl eine weitere Entlaftung der einzelnen Ge— 
meinden wie eine befjere Yürlorge für die davon Betroffenen ermöglicht 
werden. Gine erhebliche Verminderung der Armenlaft haben auch die 
Gejege über die Kranken» und Unfallverficherung herbeigeführt und werden 
eine folche in Verbindung mit dem demnächſt in Kraft tretenden Alters» 
und Invalidenverſorgungsgeſetz noch mehr herbeiführen. 

Die Schullaften haben zweifellos in den meiften Fällen härter gedrückt 
als die Armenlajten, zumal bei dieſen bisher feine Unterftügung der 
ſchwerer belajteten Gemeinden jeiten® größerer Kommunalverbände jtatt- 
fand. Indeſſen Hat in neuerer Zeit hier der Staat mehrfach heliend ein— 
gegriffen. Nachdem vorher die Lehrerjtellen vielfach aufigebeflert worden 
waren, bat er den weniger leiftungsfähigen Gemeinden zur Aufbringung 
der Schullaften eine Staatsjubvention gewährt, und nach der prinzipiellen 
Aufhebung des Schulgelde3 durch die Geſetze vom 14. Juni 1888 und 
31. März 1889 eine geregelte Subvention der Lehrergehalte durch die 
Staatäfafje herbeigeführt. Trotzdem ift nicht zu leugnen, daß an einzelnen 
Stellen die Aufbringung der nötigen Schullaften noch eine für die Schul— 
gemeinde jchwere Belaftung darftellt, hauptſächlich auch wegen der nach 
dem jetigen Schulunterhaltungsgejeg jtattfindenden Exemtion de Guts— 
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herren von den Schullaften. Demfelben liegt dafür die freie Verabreichung 
der auf eigenem Grund und Boden zu gewinnenden Baumaterialien ob, 
und es ift auch nicht zu leugnen, daß er dadurch in manchen Fällen höher 
herangezogen wird, als wie dies für ihn ald Mitglied der Schulgemeinde 
der Fall fein würde. Im der Regel aber wird da8 nicht gefchehen, 
und die Prägravierung der übrigen Schulgemeindeglieder gegenüber dem 
Gutsherrn wird um fo fchärfer hervortreten, je Eleiner die bäuerliche Ge— 
meinde gegenüber der Gutögemeinde iſt, beſonders wenn der Gutsbeſitzer 
zur Arrondierung ſeines Gutes die Liegenjchaften mehrerer jelbftändigen 
Befiter an fich gebracht hat. Die von dem bigherigen Befiger gezahlten 
Scullajten gehen dann zum großen Teil auf den Reit der Gemeinde, 
zum kleineren Zeil auf die in dem Gehöft etwa eingejegten Arbeiterfamilien 
über. Es ijt nicht zu leugnen, daß ein die laufenden Schullaiten befler 
verteilendes Schulunterhaltungsgefeg ein tringendes Bedürfnis iſt. 

Die Präjtation der Wegelaiten ſowie der übrigen fommunalen Aufs 
gaben zu übernehmen find die Gemeinden nach meiner Anficht durchweg 
in der Lage. 

Ein in der lebten Zeit das Gemeindeleben mehrfach trübender Um— 
ſtand mag Hier erwähnt werden: die feit der Einführung der Kreisordnung 
mehrfach Hervortretenden Parteiungen, welche darauf beruhen, daß eine 
jede der Parteien ihren Kandidaten zum Gemeindevoriteher zu erheben 
wünjcht. ine große Bellerung würde Hierin nach meiner Anficht dadurch 
erreicht werden, daß der Gemeindevoriteher itatt auf 6 auf 12 Jahre ge 
wählt würde. Die Zeit von 6 Jahren ijt zu kurz, um die Autorität des 
Gemeindevoriteher8 recht zu befeitigen und das vor dev Wahl wieder be= 
ginnende Parteigetriebe zur Ruhe kommen zu laflen. Was Hierin den 
Städten recht ijt, fönnte meines Erachtens dem Lande billig fein. Wenn nach 
dem Geſagten auch Übelitände vorliegen, fo find diefelben doch mehr für 
die Schul» wie für die politifche Gemeinde vorhanden, und liegt beſonders 
fein Grund vor, den Umfang ber Iebteren anders zu geitalten, um fie 
ihren itaatlichen und kommunalen Aufgaben noch befjer genügen zu lafjen. 
Außerdem bergen die beiden meines Erachtens hier einzig möglichen Wege, das 
Zujammenwerfen der an demjelben Orte befindlichen Guts- und bäuerlichen 
Gemeinde oder die Heritellung einer Samtgemeinde aus mehreren örtlich 
getrennten Gemeinden, jchwere Gefahren in fich. 

Die eritere Maßregel würde vielleicht dort durchführbar jein, wo die 
bäuerliche Gemeinde an Befig und Einwohnerzahl der Gutögemeinde er— 
beblich überlegen ilt. Iſt aber — und das iſt die Regel — das Gegen- 
teil der Fall — oit ilt der Gutsbezirk 3 bis 5mal jo groß wie der der Ge- 
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meinde —, jo wäre es naturwidrig, den Gutsbefitzer durch einige Eleinere, 
an Gejamtbefi ihm weit unterlegene Befier majorifieren zu laſſen. Man 
fönnte dies auch dann billigerweife nur unter Aufftellung mehrfacher Kautelen 
thun, wie etwa der Verleihung ded Gemeindevorfteher- oder Schöffenrechts 
an ihn, des Rechts der Revifion der gegen jeine Stimme gefaßten Be- 
ichlüffe durch den Kreisausfchuß u. dergl. Das alles find indes doch nur 
Notbehelie — wie man die leßtere Beitimmung 3. B. in einigen Armen= 
ftatuten für Gutsbezirke eingeführt Hat —, aber ein normaleres Gemeinde» 
(eben wie unter den jeßigen Berhältniffen wird dadurch fehwerlich erzielt 
werden. Vorausgeſetzt ift dabei, daß man dem Gutäbefiter unter den an— 
geſeſſenen Wirten weniger Stimmrecht giebt als den übrigen außer ihm 
zufammengenommen, und daß man an dem Stimmrecht der Beliter über- 
haupt fejthält, denn fonft würde der Gutsbefiger in vielen Fällen durch 
die von ihm abhängigen Arbeiter der allein Beftimmende in der Gemeinde- 
verfammlung jein. 

Die Heritellung einer Samtgemeinde aber würde zunächſt dem 
ichweren Bedenken begegnen, daß der Gemeindevorfteher nicht mehr in der 
Lage jein würde, jederzeit perjönlich feine Autorität an Ort und Stelle 
zur Geltung zu bringen. Schon die notwendige Kommunikation mit den 
einzelnen Gemeindemitgliedern würde ſehr erfchwert werden — wie wir 
dies ſchon jet in zerftreut liegenden Gemeinden vielfach ala llbelftand vor 
Augen jehen —, dann aber würde e8 notwendig werden, dem Gemeinde= 
vorfteher für die größeren Komplere feiner Saintgemeinde — biöherige 
eigene Gemeinden — einen Stellvertreter zu geben, alfo gewiffermaßen eine 
weitere Unterinftanz zu Ichaffen, was gewiß nicht wünſchenswert wäre. Der 
ichwerfte ilbelitand aber würde fein, daß, weil der Gemeindevorfteher nicht 
mebr in der Lage ift, einen großen Zeil jeiner Maßnahmen durch perſön— 
liche Beiprehung mit den Gemeindemitgliedern ſei eö vorzubereiten, jei es 
definitiv zu regeln, das Schreibwerk gegenüber dem jebigen Zuitande ganz 
erheblich zunehmen müßte. Es würde damit alfo das in den oberen In— 
ftanzen oft gar nicht zu vermeidende Verfügen vom grünen Tiſch auch auf 
dad Gemeindeleben übertragen werden. Damit würde die Fommunal- 
verwaltung entjchieden teurer, aber — mit Ausnahme der Haltung der 
Akten — jchwerlich beffer werden. Dann fommt aber auch noch ein Übel- 
ftand Hinzu. Es ift ſchon jet in einigen Gemeinden ſchwer, geeignete 
Perjönlichkeiten Tür dad Amt eine Gemeindevorfteherd zu finden, für 
größere Gemeinden und die vermehrte Arbeitslaft wird es noch viel jchwerer 
werden. In Fällen, wo Gutögemeinden mit in Frage ftehen, könnte man 
ja wohl meijt den betreffenden Vorſteher — wenn er nicht zugleich Amts— 
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vorſteher iſt — nehmen, dann würde man aber auch oft auf ihn allein 
angewiejen jein; in rein bäuerlichen Gemeinden wird es jchwer fein, ge- 
eignete Perfönlichkeiten zu finden, wie denn auch die auß nur folchen Ge- 
meinden beftehenden Amtsbezirke meift durch fommifjarifche Amtsvorſteher 
verwaltet werden müflen. 

Wollte man die Samtgemeinden aber nur für beitimmte fommunale 
Aufgaben fonftruieren, jo würde auch Hierfür ein Bedürfnis faum vorliegen. 
Die Wegelaft fann in ihrem jetigen Umfang gut von den beftehenden Ge 
meinden geleiitet werden, die vielleicht allein übrigbleibende Armenlaft 
aber iſt nach dem oben Gelagten nicht in der Art drüdend, um ihretwegen 
ein folche Unzuträglichkeiten in fich bergendes Inſtitut wie die Samt 
gemeinde ins Leben zu rufen. 


v. B.⸗K. 


VI. 


Zur Reform der Landgemeindeordnung der dftlichen 
Provinzen. 





Von 
Geh. Oberregierungsrat von Bedlik in Berlin. 


Das Ziel einer guten Landgemeindeordnung muß die DOrganijation 
nach allen Richtungen voll leiftungsfähiger Träger der wichtigiten kommu— 
nalen Aufgaben fein. Die Volksſchule, das Wegeweien und die Armen- 
pflege kommen dabei in erjter Linie in Betracht. Sollen die fommunalen 
Leiftungen des flachen Landes nicht allzumweit Hinter denen der Städte zu— 
rückbleiben, jo werden, wie in diefen, alle materiellen und geiftigen Kräfte 
gleichmäßig in den Dienjt des Gemeinweſens geftellt werden müſſen. Die 
Kreigordnung hat diefe Aufgabe für den Kreis in durchaus befriedigender 
Meije gelöft. Das fonımunale Leben Hat jeitdem in den streifen fich rafch 
und fräftig entwidelt. Und zwar zum Zeil jo jtark, daß die Gefahr der 
teilweifen Auffaugung der örtlichen Gemeindethätigkeit nicht abzuwenden ift, 
wenn die Zuwendungen aus dem Gelege vom 14. Mai 1885 in der jehigen 
Höhe jortdauern. Wenn e8 gelingt, die Aufgabe in ähnlicher befriedigender 
Weiſe für die Gemeinden im engeren Sinne zu löfen, jo darf eine ähnliche 
gedeihliche Entwidelung des kommunalen Lebens und damit nicht nur die 
Hebung der Schule, der Wege und der Armenpflege auf den unferen Kultur« 
bedürfniffen entjprechenden Stand, jondern auch eine wefentliche Stärkung 
der ftaatderhaltenden Kraft erhofft werden, welche in dem Zuſammenwirken 
für gemeinnüßige Zwede in lebensfräftigen Gemeinmwejen liegt. Die gegen- 
wärtig auf dem flachen Lande beitehenden Zuftände entiprechen den An— 
forderungen, welche dementiprechend zu ftellen find, zumeift nur wenig. 
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Wie groß die Zahl der Ziwerggemeinden und »gutäbezirfe in den fieben öft« 
lichen Provinzen ift, wie viele Gemeinden mit Gutsbezirken oder Gemeinden 
im Gemenge liegen, wie groß die Zahl der Gutsbezirke ift, welche nicht 
mehr im alleinigen Befite des Gutsherrn find, ift aus den GErgebniffen der 
von dem Minijter des Innern angeordneten Erhebungen befannt. Nicht 
minder, wie ungleihmäßig und veraltet die Verteilung der Schullaften 
überall da ift, wo die durch die Verfafjung vorgefehene Übernahme derjelben 
auf die bürgerliche Gemeinde noch nicht erfolgt if. Abgeſehen aber davon 
fehlt es zumeift noch an einer auch nur annähernd gleichmäßigen Vertei— 
lung der kommunalen Laften zwijchen Gemeinden und Gutäbezirten und 
zwar fowohl, wenn die Gemeinden mit den Gutäbezirken, ala wenn beide 
Arten von fommunalen Gebilden unter fich verglichen werden. Die geijtigen 
Kräfte in den Gutsbezirken wie in der nicht mit Grundbefig angefeflenen 
Bevölkerung liegen für die fommumale Thätigfeit teild ganz brach, teils 
werden fie wenigjtens nicht entfernt voll außgenußt. 

Die Mängel liegen flar zu Tage; jchwieriger ift die Abhülfe. An 
manchen Stellen bedarf es nur geringer Nachhülfen, um den beftehenden 
Zuftand in einen auch von dem vorbezeichneten Standpunkte aus befriedi- 
genden umzuwandeln. Anderwärts wird das Ziel nicht ohne tiefeinjchnei= 
dende Umgejtaltungen zu erreichen jein. 

Ein konkretes Beilpiel wird zur befferen Verdeutlichung dienen. Ich 
entnehme es meiner Heimat. Die Gemeinde DB. in einem fchlefiichen Ger 
birgäfreife liegt mit dem Gute gleichen Namens in derjelben Feldflur, wenn 
auch nicht eigentlich im Gemenge Der Gutshof liegt im Dorie wie die 
Bauernhöfe; Ader und Wieſen find nach der fchlefiichen Gewohnheit in 
Längöftreifen bis zur Gemarkungsgrenze geteilt. Der Gemeindebezirk 
zählte 1885 479 Ginwohner, der Gutäbezirt davon 32. Die Verteilung 
des Grundbefites in der Gemeinde iſt eine befriedigende. Neben einer An— 
zahl von Volle und Halbbauern bejtehen eine größere Zahl don Gärtner- 
nahrungen (Kuhbauern), Beäderten und Häuslen. Die Zahl der 
Mieter ift nicht erheblich. Sie befteht aus einer kleinen Zahl von Eijen« 
bahnbeamten, Gewerbtreibenden und einigen Arbeitern. Die meiften Ar— 
beiter jtellt aber noch die angejefjene Bevölkerung. Induſtrie beiteht weder 
am Orte no in unmittelbarer Nähe. In etwas größerer Entfernung be— 
ftehen einige Induſtrieen, namentlich Zuderiabrifen, Kohlengruben und 
Spinnereien. 

Gemeinde und Gut bilden einen gemeinfamen Ortsarmenverband. Die 
Verwaltung führt der Gemeindevorfteher auf Grund vorgängiger Verſtändi— 
gung mit dem Gutsvorſteher in allen wichtigeren Fragen. Die Aımenlajten 
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werden nach dem Gejamtbetrage der direkten Steuern zwiſchen Gut und 
Gemeinde verteilt. Bis vor kurzem war auch bie Wegeunterhaltung ge— 
meinfam. Seht unterhalten zwar Gemeinde und Gut die in ihrem Bereich 
liegenden Wegeftreden für fich, größere Arbeiten an dem einzigen öffentlichen 
MWegezuge, welcher zugleich die Dorfftraße und die Verbindung nach Nord 
und Süd bildet und die von Dften nach Weiten führende, das Dorf ftrei« 
fende Chauſſee freuzt, werden aber nach einem gemeinschaftlichen Plane 
ausgeführt. 

Gut und Gemeinde find in die dreiflaffige Pfarrfchule des Nachbar- 
orte eingefhult. Die Schullaften find nach dem katholiſchen Schulregle- 
ment von 1801 verteilt: die Getreideleiftung bringen die Aderbefiter ohne 
Unterſchied, ob fie Guts- oder Gemeindebezirfen angehören, nach dem Grund: 
ftenerreinertrage der Acer, Holzgeld und Bareintommen bringen die vier be 
teiligten Gemeinden zu zwei Dritteln, die drei Güter zu einem Drittel auf. 

Armenpflege und Wegeunterhaltung find in befriedigendem Zuftande; 
auch die Schulverhältniffe dürfen ala befriedigende bezeichnet werden. Nach 
allen drei Richtungen genügte die finanzielle und perjönliche Leiſtung zur 
Erfüllung der fommunalen Aufgaben. 

Ebenfo ift bei der Einfachheit der Verhältniffe und der nicht zu großen 
Anzahl der Gemeindeglieder der Mangel einer Gemeindevertretung, bei der 
geringen Zahl der Nichtangefefjenen und ihrer geringen Belaftung die Be— 
Ichränfung des Stimmrechts auf die Grundbefiger nicht als Mißſtand em— 
pfunden worden. Hier würde eö genügen, dem auf dem Boden gegenfeitigen 
Bertrauend erwachlenen Gemeinjchaftsverhältniffe eine gejehliche Unterlage 
zu geben und für die Erledigung etwaiger Streitjälle zu forgen. Eines 
weiteren genofjenjchaftlichen Verbandes würde es für jet nur bezüglich der 
Schule bedürfen, die fommunale Organifation des jetigen Schulverbandes 
aber feine Schwierigkeiten bieten. In Zukunft fann, wenn der Eifenbahn- 
verkehr den funftmäßigen Ausbau eines größeren Wegezuges erfordern Sollte, 
die Bildung eine® gemeinfamen Wegeverbandes mit einigen Nachbarorten 
zwedmäßig werden; für die Ermöglichung folcher Bildungen würde daher 
jest jchon Fürſorge zu treffen fein. 

Etwas anders, aber nach manchen Richtungen noch weniger jchwierig 
liegen die Verhältniffe in dem benachbarten Dorfe ©., in welchem zwei zu 
B. gehörige, einen felbitändigen Gutäbezirk bildende Vorwerke liegen. Ein 
drittes zur Herrſchaft E. gehöriges Vorwerk bildet gleichiall® einen jelb- 
ftändigen Gutsbezirk. Die Gemeinde ©. zählt 396, die Gutäbezirte 18 
und 19 Einwohner. Die Gliederung der Feldmark und de Grund» 
befiges ſowie die wirtjchaftlichen Verhältnifje ähneln denen von B. Die 
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Gemeinde bildet mit den Gütern einen gemeinfamen Ortsarmen- und Wege- 
verband ; die Armen- und Wegelaft wird nach einem annähernd dem Ber- 
hältnis der Staatsſteuern entjprechenden feſten Beitragsfuße verteilt. Die 
Berwaltung führt der Gemeindevorjtand im Einverjtändnis mit den Guts— 
vorjtehern. Armenpflege und Wegeunterhaltung genügen und überfteigen 
unter der VBorausfegung eines jubfidiären Eintretens des Kreiſes in bejonders 
ichweren Fällen die Leiftungsfähigkeit der Beteiligten nicht. Die Gemeinde 
und die Gutsbezirke bilden den Verband der einklaffigen Schule S. auf 
der Grundlage des vorerwähnten jchlefiichen Schulreglements von 1801. 
Hier würde e8 daher Tür die Gegenwart nur darauf anfommen, den be— 
ftehenden Gemeinjamfeitsverhältnifien eine tefte, auch Tür die Erledigung 
von Streitiällen ausreichende gejegliche Unterlage zu geben und die Mög: 
lichkeit zu fchaffen, einem etwa in der Zukunft zu gewärtigenden Bedürfnis 
für weitere Zmwedverbände gerecht werden zu können. 

Lägen die Berhältnifie überall jo einfah und günftig und märe 
durch ein gegenfeitiges Vertrauensverhältnis zwilchen Gemeinde und Guts— 
bezirt, wie e8 fih in B. und ©. in der mehr als 5Vjährigen Befitzeit 
meines Vaters entwidelt bat, überall die Grundlage für einen fommunalen 
Zufammenfhluß von Gemeinde und Gut gewonnen, jo würde die Reform 
der Landgemeindeordnung weder im Stadium der Gefeggebung noch in 
dem der Durchführung jo erhebliche Schwierigkeiten bieten, wie dies that- 
jächlich, jelbft abgejehen von Vorurteilen und eigennüßigen Beweggründen, 
der Fall ift. - 

An den Gemeinden, welche den Übergang zur ftädtifchen Entwidelung 
bilden, wird ohne Einräumung des Wahlrecht? an Nichtgrundbefiger und 
die Einrichtung gewählter Gemeindevertretungen ein gedeihliches Gemeinde= 
leben nicht zu erzielen fein. Die einfache Zufammenlegung von Zatifundien 
und Zwerggemeinden, welche in örtlich verbundener Lage fich befinden, würde 
nur zu häufig zu fommunalen Mißgebilden führen; für die zahlreich in 
die großen Forften der Dftprovinzen häufig in meilenweiter Entfernung einge- 
Iprengten Walddörfer fehlt oftmals die erſte Vorausſetzung gefunder Orga» 
nifation mittelit Vereinigung für fich zu Schwacher Gemeinden, der örtliche Zu— 
ſammenhang. Wo die Löjung der fommunalen Aufgaben bejonders hohe und 
ungleiche Aufwendungen verurfacht, wird die Bildung größerer Zwedverbände 
nicht nur zwedmäßig, jondern häufig geradezu notwendig jein. Dies gilt 
indbejondere von den Fällen, wo die Armen-, Schul- und Wegelaft durch 
die induftrielle Entwidelung eine erhebliche Höhe erreicht Hat. Hier wird 
die Abgrenzung der Zweckverbände zur Erreichung der eingangs erwähnten 
Ziele thunlichft jo vorzunehmen fein, daß die materielle und geiftige 
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Leiftungsfähigfeit eines induftriellen Etablifjements für den ganzen Kreis 
der aus demjelben herrührenden Gemeindeaufgaben nußbar zu machen ift. 
Momente diejer und ähnlicher Art Lafjen fich ficher noch viele angeben. 
Aber ichon die vorftehend angegebenen werden genügen, um erfennen zu 
lafjen, wie elaftiich und den vorhandenen thatjächlichen Verichiedenheiten 
anpaßbar die Yandgemeindeordnung für die öftlichen Provinzen zu geftalten 
fein wird, wenn nicht ungejunde einer fräftigen Entwidelung de kommu— 
nalen Lebens überaus binderliche Zuftände geichaffen werden jollen. In 
diefer Hinfiht wird um jo größere Vorficht am Platze fein, ala die mit 
jeder Reform notwendig verbundene Verſchiebung der Gemeindelaften ohne— 
hin an vielen Stellen Mangel an Bereitwilligfeit und jelbjt Abgeneigt- 
heit hervorrufen wird. Unter diefem Gefichtspunfte ift es jehr zu bedauern, 
dat die Erleichterung der Schul» und Kommunallaften durch das Volks— 
jchullaftengejeg von 1888 und die lex Huene nicht mit der organifchen 
Reform der ländlichen Gemeindeverhältnifje der Ditprovinzen in Zujammen- 
hang gebracht iſt. Zahlreiche der jet beftehenden Schwierigkeiten und 
MWiderjtände würden aladann leicht überwunden worden fein. Schließlich 
mag noch auf die Bedeutung hingewieſen werden, welche bei dem oben an— 
gedeuteten Charakter der Gejeßgebung einer individualifierenden Ausführung 
für das Gelingen der Reform beiwohnt. Ein hohes Maß öffentlicher und 
privater Arbeiten nötigt mich, für jegt mich auf diefe mehr aphoriſtiſchen 
Bemerkungen zu beichräntfen. 


VII. 


Die Zuſtände und die Reform des ländlichen Gemeinde— 
weſens in der Provinz Schleſien. 


Von 


Dr. Schmölders, 
Regierungsaſſefſor in Breslau. 


1. Grundlagen des Gemeindewejens!. 

Die Provinz Schlefien umfaßte bei der Volkszählung vom 1. Dezember 
1885 4030258 ha und zählte 4112219 Einwohner. Sie ift die größte 
Provinz des preußiichen Staates und wird an Einwohnerzahl nur von der 
Rheinprovinz (4 344 527) übertroffen. Hinfichtlich der Bevölkerungsdichtig- 
keit fteht die Provinz an dritter Stelle; auf den Hektar entfielen 1885 in 
Sclefien 1020, in der Rheinprovinz 1060, in Weftfalen 1091 Einwohner. 
Bon der Gejamtfläche ftommen 132977 ha auf die Städte, 1938599 ha auf 
die Landgemeinden, noch mehr aber, nämlich 1958675 ha, auf die Guts- 
bezirfe: leßtere nehmen hiernach allein eine etwa 15mal fo große Fläche in 
Anipruch ala fämtliche Städte der Provinz — und deren gab e8 1885 148 mit 
1164004 Einwohnern — zufammengenommen! Geben fchon diefe Ziffern 
ein nicht bejonders erfreuliches Bild von der Verteilung des Grundeigen- 
tum im großen und ganzen, jo find die nachjtehenden Angaben 
geeignet, darzuthun, daß die Verteilung auch im einzelnen durchaus 
ala eine gejunde, den volfäwirtfchaftlichen Anforderungen ent|prechende 
nicht zu erachten ift. In rein ländlichen Gemeinden und Gutsbezirken gab 


I Die ftatiftiichen Zahlenangaben find größtenteild entnommen dem Statiftilchen 
Handbuch für den Preußiichen Staat, herausg. vom Statiftiichen Bureau. Bd. I. 
Berlin 1888. 8°. 
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es 1885 an Privatbefigungen mit nußbaren Grundftüden innerhalb 
des gefamten Staatögebietes überhaupt nur 1650, deren Umfang 
1000 ha überftieg. Davon entfielen auf die eine Provinz Schlejien 
nicht weniger al3 253 (= 15"); ungünftiger jtellte fich die Sache nur 
noch in Pommern (354), Poſen (314) und Brandenburg (276); dagegen 
wies Heflen-Naffau nur 4, das Rheinland nur 6 und Hannover nur 
13 folder großen Befiungen auf. Umgekehrt find aber auch wieder die 
Zwerg: und Kleinwirtichaiten zahlreich vertreten. Es Haben nämlih in 
Schlefien einen Umfang von weniger aldö 1 ha 53231 Befigungen, in 
welcher Zahl 2705 Befigungen von weniger als 0,1 ha und 26649 von 
0,1 biß 0,5 ha Größe enthalten find. Einen Umfang von 1 bis 3,5 ha 
wiejen im ganzen 81969 Befigungen auf. Wird die Anzahl der Befitungen 
mit einem Unfange von 


a. über 1000 ha... 2 2 2 2 2. 253 Stüd 
DEE I: BR 000 a 53231 = 
ce. von 16bB 5ha. . . 2 2 22.106273 =» 


jufammengezählt, was eine Gejamtzahl von . . . 159757 Stüd 
ergiebt, und wird bedacht, daß Schlefien überhaupt nur 245322 = 

folcher Beſitzungen enthält, jo bleiben nur . . . 85565 Beſitzungen 
übrig, die dem eigentlichen mittleren Grundbefiß zuzuzählen find. Dies 
drückt fich auch in dem Verhältniſſe der jelbjtändigen zu den unjelbftändigen 
Privatbefiungen nach Anzahl und Fläche aus. Es gab 1885 in der 
Provinz 53 210 felbftändige, dagegen mehr ald dreimal ſoviel unfelb- 
ftändige Befigungen, nämlich 192112; und während die Gejamtfläche der 
eriteren 2608070 ha betrug, machte diejenige der leßteren nur 584825 ha 
aus, aljo weniger ala den vierten Zeil. In Prozenten ausgedrückt ent» 
fallen von je 100 Hauptbetrieben bezw. von je 100 ha der Wirtſchafts- 


fläche auf 











in Schlefien im ganzen Staate 





die Größentlaffe | Wirt: Wirt: 
Betriebe | jchaftd- | Betriebe ſchafts— 

fläche | fläche 

0% | 0% 0%, | 0%, 
Parzellenbetriebe (bi? 2 ha)... . . 22,52 1,9 21,99 | 1,52 
Kleinwirtihaften 2—5 ha)... . . 34,24 | 8,67 27,45 5,81 
Bäuerliche Wirtichaften (5—20 ha). . 33,18 25,19 34,30 | 22,73 


Großbäuerliche Wirtichaften (20—100 ha) 8,63 22,10 14,63 | 34,15 
Großwirtichaften (über 100 ha)... . 143 | 42,14 1,63 35,79 
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Nach alledem ift wohl fein Zweifel, daß die Verteilung de Grund 
eigentums auch in unjerer Provinz an dem bedeutjamen fehler leidet, daß 
die Kleinwirtichaft zu ſehr vorwiegt, der mittlere Bauernftand nicht ge— 
nügend vertreten, der Großgrundbefig aber zu ausgedehnt ift. 

Eine Minimalgrenze der kleinen Güter ift überhaupt nicht anzugeben ; 
der Fabrifarbeiter in Oberſchleſien dünkt fich glüdlich, wenn er neben feinem 
armfeligen Häuschen noch ein paar Quadratmeter Erde befißt, wo er feine 
Kartoffeln bauen fann. 

GEbenfowenig läßt fich für den Grundbeiig eine Marimalgrenze 
mit Sicherheit angeben. Im Kreife Pleß befigt der Fürſt von Pleß 
nach einer von mir auf Grund des Schlefiichen Güteradreßbuhs (von 
M. Paftorff, Breslau 1876) aufgeftellten überjchläglichen Berechnung mehr 
als ein Drittel der gefamten Kreisfläche (von 106049 ha), nämlich 39 836 
ha, die fi auf 58 Güter verteilen, von denen fünf über 2000 ha, eines 
beinahe 6000 ha umfaßt, und von denen ferner nur 19 Gutsbezirke einen 
Grundjteuerreinertrag von weniger ald 500 Thaler haben. 

Im allgemeinen find Güter über 3000 ha in Schlefien aber immer- 
hin recht felten. Die Tendenz zur Latifundienbildung befteht hauptjächlich 
nur in Oberjchlefien, wo die alten jchlefifchen Standesherrichaften (3. B. 
die des Fürften von Pleß, Herzogs von Ujeſt, Herzogs von Ratibor, Prinzen 
von Hohenlohe-Kojchentin, Grafen von Hendel ıc.) mit ihrem auögebrei« 
teten Grundbefig liegen. Im übrigen find die Güter 3. B. im Regierungs- 
bezirfe Breslau durchichnittlich vielleicht 150—1000 ha groß, zeichnen fich 
aber durch außergewöhnlich hohe Grunditeuerreinerträge auß, wie denn 
überhaupt die Provinz eine der fruchtbarjten der Monarchie ift. Es gilt 
das jowohl von größeren als von kleineren rein landwirtichaftlichen Gütern, 
wie aus nachjtehender Tabelle, die ich auß dem Bezirke Breslau nach dem 
Güteradreßbuch zuſammengeſtellt habe, hervorgeht. 











Größe Grundſteuer-J Alſo 1 ha = 
ſtreis Gut | reinertrag JGrdſt.Reinertr. 
ha Thlr. Thlr. 
Landkreis Breslau | Tſchechnitz (Domäne) >45 5019 9,2 
ſtreis Ohlau Eulendorf 142 1601 11,3 
s Kl. Ola 7179 6839 8,7 
Reichenbad) Beilau I (Reichb.) 13 555 12,9 
: Peterswaldau, Nieder: 227 2582 11.4 
Schweidnitz Cammerau 412 4591 11,1 
P Zirlau 334 4631 12,1 
Striegau Neuhof 418 5559 13,3 
Reg.-Bez. Breslau — Durch— 5,9 Durch— 
Provinz Schleſien ſchnitt 4,7 ſchnitts⸗ 
8 alte Provinzen — pro ha — 421 fätze 
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Und ähnliche Zahlen lafien ſich auch für dem Regierungsbezirk Lieg« 
nig, in&bejondere für die Kreiſe Jauer und Liegnit (Landkreis) unſchwer 
zufammenftellen. 

Die Anzahl der Güter überhaupt, d. 5. derjenigen Befiungen ein« 
ichließlich der Staatedomänen, welche teil durch gejonderte Lage außerhalb 
der Gemeinden, teild durch Größe und durch Höhe des Neinertrags inner« 
halb derjelben eine bevorzugte Stellung einnehmen, ift eine recht erhebliche. 
Das Güteradreßbud) von Paftorff aus dem Jahre 1876 Führt im ganzen 
an Rittergütern, jelbitändigen Gutsbezirfen und ſolchen Landgütern, 
welche, innerhalb eine® Gemeindeverbandes gelegen, einen Grundfteuerrein- 
ertrag von mindejlens 500 Thlr. haben, die ftattliche Zahl von 5400 an, 
wovon faft die Hälfte auf den Regierungsbezirk Breslau entjällt (2421). 
Die Zahlen find für die einzelnen Regierungsbezirfe annähernd folgende: 





Güter innerhalb ber 
Stadt: u. Yandgem. 
mit über 500 Thlr. 
Grunbdit.:Reinertrag 


Davon Rittergüter 
Güter überhaupt und felbftändige 
Gutsbezirke 









Reg.: Bezirk 


Breslau 






Liegnitz 1632 1182 450 
Oppeln | 154 
Provinz | 1513 


Von nicht geringer Bedeutung für die Entwidelung eines erſprießlichen 
fommunalen Lebens in den Landgemeinden ift die Art der Dorfanlage. 
In Schlefien fommen Einzelhöfe höchſt felten vor. In der Regel — jo» 
weit fich von einer ſolchen hierbei fprechen läßt — liegen die jämtlichen 
Höfe bezw. Hütten des Doris dicht beieinander, höchſtens durch ein Stüd 
Garten, Grasland voneinander getrennt, mitunter jogar Wand an Wand. 
Die Dorfitraße, an welche von beiden Seiten die Gehöfte anjtoßen, bildet 
in der Regel den einzigen, immer den Hauptverfehröweg für die Gemeinde» 
mitglieder. Querwege oder »ftraßen, wo fie überhaupt innerhalb des 
Dorfes vorkommen, find nur dann mit Gehöften bejegt, wenn fie wichtige 
Verbindungslinien mit benachbarten Dörfern bilden. Die Hauptmafle der 
Hütten bleibt an der Hauptitraße, und fo ift es natürlich, daß die Dörfer 
jehr Häufig eine außerordentliche Länge erreichen. Es braucht dabei nicht 
an das allgemein befannte Beifpiel von Zangenbielau erinnert zu werden, 
welches Dorf bei etwa 16 000 Einwohnern über eine Meile lang ilt, oder 
an die in der Nähe gelegenen Dörfer Peilau und Peteröwaldau; allent- 
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halben läßt fich diefelbe Wahrnehmung machen. In gewiflen Zeilen der 
Provinz hängt mit diefer Form der Dorfanlage aber auch noch zufammen, 
daß die verichiedenen Dörfer ſelbſt fich außerordentlih nahe rüden, ja 
aneinander anjtoßen; jo kann man 3. B. in verichiedenen Thälern des 
Riefengebirges, wenn man lediglich dem Zuge der Chauſſee folgt, ſtunden— 
lang durch eine Taft ununterbrochene Kette von Drtichaiten wandern. 
Klima und Bodenbeichaffenheit drängen hier die Dörfer an der einzigen, 
das Thal durchziehenden großen Verkehrsſtraße zufammen. 

In Bezug auf die Lage der zu den einzelnen Bauernhöfen gehörigen 
Grundftüde herrſcht große Verſchiedenheit. Die Gemengelage ift noch 
durchaus nicht felten. Auch die der Gutsherrſchaft gehörigen Länder 
reien liegen oft in unwirtſchaftlichem Gernenge mit bäuerlichen Grund 
ſtücken; indeffen wiegen doch die Fälle bedeutend vor, in denen die Domi— 
nialgrundftüde einen einheitlichen größeren Kompler bilden. Dann reihen 
fih diejelben um das vom Dorje entfernt umd ziemlich ifoliert gelegene 
„Schloß“ und deſſen Wirtichaitsgebäude.. Das „Schloß“ — mit welcher 
Bezeichnung der Schlefier allerdings äußerft freigebig iſt — bewohnt die 
Gutsherrſchaft; durch die den geräumigen „Hof“ umfchließenden Wirt: 
ſchaftsgebäude, jehr oft auch durch Park oder Garten, pflegt es von der 
Außenwelt ziemlich abgeichlofien zu fein; dadurch allein fchon ijt der Guts— 
befier dem Interefjenkreife der Dorigemeinde einigermaßen entrüdt. — 
Nicht allzujelten fommt e8 vor, daß in dem Bezirke des Guts aus den 
anfälfig gewordenen Gutätagelöhnern und Arbeitern durch Zuzug aus bes 
nachbarten Landgemeinden, Verheiratung u. ſ. w. ſich eine vollftändige 
„Kolonie“ bildet, deren Angehörige unter den verjchiedenften Rechtäver- 
bältnifjen Grundjtüde oder doch Wohnhäufer befizen. Bald ala Pächter, 
bald als Käufer kleinerer Gutsparzellen bilden dieſe Koloniften für den 
Gutsherrn den Stamm der unentbehrlichen Arbeiter, den er nach Kräften 
zu erhalten bejtrebt ift. Juriftifch gehört die Kolonie zum Gutäbezirf, 
bildet fie feinen eigenen Kommunalverband; thatjählich find in ihr 
dagegen ſehr häufig die Grundlagen einer fommunalen Gemeinjchaft ges 
geben. Es ift Elar, daß da, wo ſolche Kolonieen bejtehen oder wo auch 
nur die Zahl der Gutsbezirkseingeſeſſenen eine beträchtliche Höhe erreicht, 
ein Hauptinterefje des Gutsbeſitzers an der Erijtenz der etwa benachbarten 
Landgemeinde forttällt, welches darin wurzelt, daß die legtere ihm aus 
der Zahl der Kleingütler und freien Tagelöhner Arbeiter zur Ausführung 
der Teldarbeiten oder auch Fabrifarbeiter für indujtrielle Nebenbetriebe 
liefert. | 

Eine Haupfurfache Für die Loderung der Beziehungen zwiichen dem 


68 Dr. Schmölder2, 


Gutsherrn und der Dorfgemeinde bildet, wie überall jo auch in Schlefien, 
die Durchführung der Agrargejeßgebung, die außer ihren vielen jo überaus 
wohlthätigen Wirkungen immerhin dazu beigetragen hat, das gegenjeitige 
Snterefie des Gutsherrn an dem Ergehen der Bauern und umgekehrt ab- 
zuſchwächen. Die für die Provinz Schleſien allein bejtehende 
Generaltommiffion zu Breslau hat Regulierungen der gutöherrlich-bäuerlichen 
Berbältniffe und Ablöfungen von Reallaften jowie Gemeinheitsteilungen 
in jehr erheblichem Maße bewirkt. Es waren bis Ende 1886 reguliert die 
Berhältniffe von 13 536 Eigentümern und 782559 anderen Abgabe bezw. 
Dienitpflichtigen; die fläche der regulierten Grundjtüde betrug 78359 ha; 
ed waren 1599728 Spann- und 13423116 Handdienjttage aufgehoben, 
an Entihädigungen 23110 922 Mark Kapital, 6 048 664 Mark Geldrente, 
59621 Neufcheffel Roggenrente und 38074 ha Landentichädigungen feft- 
geitellt und Gemeinheitsteilungen Für 292571 Befißer mit 2304888 ha 
durchgeführt worden. Und entiprechend zahlreich waren auch die Zufammen- 
legungen. 

Gemeindegrunditüde finden fi noch in einer ganzen Reihe 
von Landgemeinden. Die jogenannten „Dorfauen“, bezüglich deren ſich ein 
befonderer Kreis von Obfjervanzen und Rechtöregeln gebildet hat, fcheinen 
ziemlich allgemein im Gigentum der verjchiedenen Gutsherrſchaften ver— 
blieben zu fein, obwohl vorübergehend der (durch die Landgemeindeordnung 
mit der Gemeindeordnung vom 11. März 1850 aufgehobene) S 3 Nr. 14 
des Reallaſten-⸗Ablöſungsgeſetzes vom 2. März 1850 den Landgemeinden 
mit gewiſſen Vorbehalten das Eigentum daran don der Einführung der 
Gemeindeordnung von 1850 ab verheißen hatte. 

Die früheren Beichränftungen in der Vererbung, Beräußerung und 
Zerteilung der bäuerlichen Grunditüde find auch im Schleften durch 
die preußifche Agrargejeßgebung bejeitigt worden. Unberührt blieb aber 
das hauptjächlich für die Rittergüter eingebürgerte Inftitut der Fami— 
lienfideifommiffe und Familienſtiftungen, deren e8 in Schlefien noch heute 
eine große Anzahl giebt. Sie fommen hauptlächlich in den Familien der 
altjchlefiichen Adelögeichlechter mit ausgebreitetem Grundbefige vor, und 
zwar in der Geftalt der Majorate. Nicht zum geringiten Teile diefem 
Inſtitute verdankt der fchlefiiche Yandadel jeine verhältnismäßig günjtige 
Stellung. Ch treilih für die Allgemeinheit diefe Einrichtung zuträglich 
iſt, erjcheint zum mindeften zweitelhaft. Dem Nachteile der wirtichaftlichen 
Unbeweglichfeit, dem Mangel der freien Verfügungsfähigkeit des Majorats- 
herrn über das Gut fteht der Vorteil gegenüber, dab zwilchen der Dort: 
gemeinde und dem Gefchlechte des Majoratsbeſitzers ſich im Laufe der Zeit 
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ein auf gegenfeitige® Vertrauen und wechjeljeitige Dienfte gegründetes An- 
bänglichkeitäverhältnis zu bilden pflegt, welches gerade auf fommunalem 
Gebiete reiche Frucht zu tragen befähigt ifl. Won welcher Bedeutung 
jedenjalld das Inſtitut in Schlefien ift, geht jchon aus der Thatjache her- 
vor, daß die leibliche Entwidlung der „Landeskuiturrentenbant für die 
Provinz Schlefien” zum großen Zeile dem Umſtande zuzuichreiben ift, daß 
diefe Bank auf Grund der Beftimmungen in $ 32, 10—16, 22—31 des 
Gejeßes vom 13. Mai 1879, betreffend die Errichtung von Landeskultur— 
rentenbanfen, in zahlreichen Yällen Darlehen zu Drainierungsanlagen an 
Fideikommißbeſitzer gewährt hat. 

Die neuerdings durch die Landgüterordnung für die Provinz Schlefien 
vom 24. April 1884 (Geſetzſ. S. 121) fafultativ eingeführte Beſchränkung 
in der Vererbung der Landgüter auf der Grundlage des fogenannten Anerben- 
rechts Hat leider feine Bedeutung erlangt. Die Landgüterordnung iſt faſt 
unbefannt, die Rollen find unbenüßt geblieben. Obwohl wiederholt von 
verfchiedenen Seiten (3. B. 8. v. Löſch, Die jchlefifche Landgüterordnung ıc. 
Breslau 1885), insbeſondere auch in Vorträgen bei Berfammlungen der 
landwirtjchaftlichen Vereine, darauf Hingewiejen worden ift, ein wie trefi- 
liches Mittel zur Erhaltung eines leiſtungsfähigen Bauernftandes Die 
Zandgüterrolle jei, jo geht die allgemeine Meinung doch dahin, daß das 
Inftitut für Schlefien vorläufig feine bejondere Zukunft habe, haupt« 
lählihd aus Gründen des geltenden Erbrecht und der berrichenden Erb» 
folgefitte. 

Das in Schlefien geltende Erbrechtsſyſtem ift das des Allgemeinen 
Landrechts, beruht alſo im wejentlichen auf römischrechtlichen Grundjägen. 
Neben den Tejtamenten, für die auch das Landrecht bekanntlich ver- 
Ichiedene Formen kennt (fo 3. B. das Teftament vor dem aus dem Schulzen, 
zwei Schöppen und einem Gerichtäfchreiber beſtehenden Dorfgerichte, zu= 
Läjfig bei Gefahr im Verzuge, S 93 I 12) und die bei der Landbevölke— 
rung, insbejondere bei den wohlhabenderen Bauern von Mittel: und Nieder: 
Ichlefien, verhältnismäßig recht beliebt find, iſt es Hier das landrechtliche 
Inteſtaterbrecht und das Inſtitut der Güterüberlajfungg- 
verträge (Auszug, Altenteil), welche von ganz bedeutender Wichtigkeit 
für die Verhältniffe der Yandwirte und damit für den Zuftand des länd— 
lichen Gemeindeweſens find. Die Duelle des preußiichen Inteſtaterbrechts 
find die vier erjten Titel des zweiten Teild des preußifchen Landrechte. 
Grundlage der gejeglichen Erbfolge ift danach die Blutsverwandtichait; es 
erben in der eriten Klafje die Defcendenten ohne Rüdficht auf Gradesnähe 
(nah Stämmen), in der zweiten Vater und Mutter, in der dritten voll» 
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bürtige Gejchwifter und deren Deſcendenz, in der vierten die übrigen 
Afcendenten außer Bater und Mutter des Erblaſſers und Halbbürtige Ge- 
ichwijter nebit deren Dejcendenz, in der fünften alle übrigen Seitenver- 
wandten nach Gradesnähe (ALR. Teil IL, Titel 2, SS 271 ff. und 
Titel 3). Daneben ijt eine Erbiolge des überlebenden Ehegatten anerkannt 
(SS 623 ff. II 1), welche fich verjchieden regelt, je nachdem zwijchen den 
Ehegatten „Gütertrennung“ (VBerwaltungsgemeinichait) oder „Gütergemein- 
ſchaft“ beitanden hat. Für Schlejien ift durch das Geſetz vom 11. Juli 
1845 unter Aufhebung des Provinzialrechts das landrechtliche Syftem der 
Verwaltungsgemeinſchaft eingeführt worden, und nur in wenigen 
— ursprünglich märkiſchen — Orten herrſcht ein anderes Recht. Bezüg— 
lic) des Erbrechts gelten in Schlefien daher regelmäßig die Beftimmungen 
in ze 623 ff. II 1, wonach der überlebende Ehegatte bei Vorhandenjein von 
1—3 Difcendenten ein Viertel des Nachlafjes, bei VBorhandenfein von mehr 
ala 3 Kindern oder Kindesſtämmen einen KHindesteil, bei Konkurrenz anderer 
Verwandten ein Drittel bis die Hälfte und bei Vorhandensein von Verwandten 
über den 6. Grad hinaus ſowie beim Fehlen von Verwandten überhaupt 
den ganzen Betrag des Nachlafjes erhält. Ein Korrelat des geieglichen 
Erbfolgerechts iſt das „Pflichtteilsrecht” der zur gejeglichen Erbfolge be= 
rechtigten Defcendenten, Afcendenten und des Ehegatten; dieje Perjonen 
tönnen durch ein ihnen ungünftiges Teſtament des Erblafjers nicht ganz 
vom Nachlafje ausgeichlofien werden, es muß ihnen ein Teil desjenigen 
binterlafien werden, was fie bei Eintritt der geſetzlichen Grbiolge geerbt 
hätten. Der Pflichtteil beträgt bei Defcendenten je nach deren in Betracht 
fommenden Anzahl "3—?s, bei Afcendenten und Ehegatten e der In— 
tejtatportion. Nur aus jchwerwiegenden Gründen fann eine GEntziehung 
jelbjt des Pflichtteild durch ein gültiges Zeftament erfolgen. — In Schle— 
fien hat man nun jchon frühe erfannt, daß die abfolute Anwendung diejer 
erbrechtlichen Vorſchriften nur zu jehr geeignet ift, zur Zerfplitterung oder 
Überfchuldung des Grumdbefiges zu führen. Da gerade in diefer Provinz 
die Zahl der Kinder auf dem einzelnen Bauernhoje ziemlich groß, der 
Landbeſitz aber verhältnismäßig klein zu fein pflegt, da ferner alle Kinder 
gleiche Rechte an das Gut Haben, jobald der alte Bauer jtirbt, und ihnen 
durch Teftament nur ein Zeil ihrer Rechte genommen werden fann, fo 
tritt beim Tode des Befitzers von jelbit die Folge ein, daß das Gut ent- 
weder mit Miterben- oder Pflichtteilögeldern überlaftet oder daß es zu 
kleinen, wirtſchaftlich ohnmächtigen Befigungen zerteilt oder endlih da 
es der Familie durch Subhaftation entzogen wird; denn felten kann einer 
der Miterben joviel bares Kapital beichaffen, um alle anderen Miterben 
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auszuzahlen bezw. auszubieten, zumal fich die Höhe der Anteile der Mit- 
erben nach dem gewöhnlich ziemlich Hoch angenommenen Verkaufs— 
werte des Grundjtüds beftimmt. 

In der That wurden an Gütern nach amtlicher Ermittelung in den 
30 Jahren von 1850—1880 zerteilt (vgl. X. von Löſch, Die fchlefiiche 
Zandgüterordnung. Breslau 1885. ©. 16): 









Spalte 1 2 3 4 5 
infolge itarfer| infolge von | Zujammen 
im Regierungsbezirle m ganzen Verſchuldung Erbteilungen | Sp. 3 u. 4 


Breslau | 
Liegnitz 
Oppeln 





alſo in ganz Schleſien 10623 | 3282 | 3182 | 6464 





Der Reit der Zerteilungen war durch Spefulationsverfäufe und 
ſonſtige Verhältniſſe veranlaßt. 

Dieſe Zahlen reden eine deutliche Sprache über die Wirkungen des 
Erbrechts. Bejonders find dabei übrigens die Verhältniffe von Oberjchlefien 
zu erwähnen, wo nach polnilcher Sitte die Kinder das väterliche Gut in 
natura zu teilen pflegen. Daß dort die Ipannfähigen Güter langſam aus— 
fterben , die. Güter im Yaufe der Zeit zu Zwergwirtſchaften herabfinfen 
müflen, die ihren Befiter nicht mehr ernähren können, liegt auf der Hand. 
Ta nun diefe Wirkungen ded Erbrechts, wie gejagt, auch den Bauen in 
Sclefien nicht lange verborgen bleiben fonnten und da andererjeits der 
ichlefiiche Bauer feine Scholle und feine Familie gleich ſehr liebt, jo war 
es natürlih, daß er in dem „Butsüberlafjungsvertrage“ einen Ausweg 
fuchte und fand, Einem jeiner Söhne (jehr häufig dem jüngften) tritt er 
noch bei Lebzeiten dad Bauergut gegen Ausbedingung eine Auszugs oder 
Altenteild ab, erhält jo das Gut ungeteilt feiner Yyamilie und dem Gute 
einen thatträftigen Beſitzer, vermeidet die Überfchuldung und verhindert, 
daß jein Andenken dereinft durch die Anjtellung einer Pflichtteilsklage 
feitend der in einem Teſtamente übergangenen oder verkürzten Miterben 
geihmäht wird. Die übrigen Kinder werden, jo gut es eben geht, vorher 
abgefunden oder bleiben auf dem Bauernhofe mit dem Rechte freier Woh— 
nung, Koft und mit dem Nießbrauh an einzelnen Vermögensteilen oder 
Parzellen ſitzen. Es ift anerkannt, daß die landrechtlichen Vorſchriften 
über Erbfolge und Erbredt die Entwidelung des AInftituts des Nuszugs- 
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vertrages überall fehr begünftigt haben. In Schleiten thaten die lokalen 
und Yamilienverhältniffe ein übriges, die Gutsüberlafjungsverträge populär 
zu machen. Denn die ſchädlichen Folgen diejer Einrihtung — daß 
noch rüftige Bauern der Landwirtichaft mehr oder minder entzogen, daB 
auf dem Bauernhofe eine große Anzahl unfelbjtändiger Verwandter heran 
gezüchtet, dak Unfrieden zwilchen die Glieder der Familien gefäet und die 
Leiftungstähigfeit des neuen Befiterd von vornherein durch die Auferlegung 
des gewöhnlich recht erheblichen Auszugs beeinträchtigt wird — dies alles 
zieht der alte Bauer nicht in Betradt. Ihm kommt es eben nur darauf 
an, da® Gut der Familie zu erhalten, und den Wert der ihm in dem 
Auszugsvertrage ftipulierten Naturalien veranschlagt er äußert gering. — 
Zu den erwähnten jchädlichen Folgen der Auszugäverträge fommt noch 
Hinzu, daß die ganze KHlafje der Auszügler eine für das Gemeindeleben 
recht unbequeme ift; fie können niemals vergeflen, daß fie einft mehr in 
der Gemeinde zu Jagen hatten, und Häufig find gerade fie die ärgſten 
Störenfriede in derfelben. Trotzdem fteht, wie gelagt, das alte Inftitut 
der Gutsüberlaffung in Schlefien in hoher Blüte, und gerade diefem Um— 
ftande wird es zuzujchreiben fein, daß die Yandgüterordnung mit ihren fo 
jehr viel vorteilhafteren Einrichtungen bisher wenig Boden gefunden hat. 
63 darf wohl behauptet werden, daß die Gutsüberlafjungsverträge einen 
Zeil der Schuld daran tragen, daß in der Provinz die Anzahl der Be- 
wohner des platten Yandes beftändig abnimmt. Der Hauptgrund dieſer 
Erſcheinung ift freilich in dem Umſtande zu erbliden, daß die lohnendere 
Arbeit in den Städten und nduftriegegenden den Yandarbeiter, insbe— 
fondere den nicht mit Yand angelejlenen, zur Auswanderung aus dem 
Heimatödorfe treibt. Aber auch die Gejchwilter des durch den Gutsüber- 
lafjung&vertrag bevorzugten Sohnes des Bauern benußen gern eine fich 
darbietende Gelegenheit, um in der nahen Stadt oder ſonſt fern von Haufe 
fih die erwünjchte Selbftändigfeit zu erringen. Die erwähnte Bewegung 
in der ländlichen Bevölkerung tritt insbefondere im Regierungsbezirke 
Liegnitz ſtark hervor, macht fi) aber auch in den beiden anderen Bezirken 
bemerkbar. Sie läßt fi für die Jahre 1871—1885 an der Hand ſtati— 
ftiicher Zufammenftellungen jchlagend nachweilen. Bon der Gejamtanzahl 
der Einwohner der Provinz Schlefien entfielen 1871 und 1885 auf Städte, 
Landgemeinden und Gutöbezirke in den einzelnen Regierungsbezirken bezw. 
in der ganzen Provinz: 
(Siehe Tabelle 1 auf der folgenden Seite.) 

Der Zuwachs an Ginwohnern für die Zeit von 1871—1885, 

welcher für die ganze Provinz (1871: 3707167; 1885: 4112219) 
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405 052 betrug, verteilt fi) auf Städte, Landgemeinden und Gutäbezirke 
aber wieder in ganz anderem Berhältnife.. Der Zuwachs betrug an 
Einwohnern bezw. in Prozenten der Geſamtzuwachsſumme: 

(Siehe Tabelle 2 auf der vorigen Seite.) 

Durhichnittlich find alfo 75 Prozent des Zuwachſes auf die Städte 
entiallen, während auf die Landgemeinden relativ wenig (9 Prozent), auf 
diejenigen im Bezirke Liegnig jogar ein Minus (— 19 Prozent) gefommen 
ift. Daß gerade der legte Bezirk jo ungünftige Ziffern aufweift, ift wohl 
der Nähe des jächfifchen Induſtriebezirks und dem Vorhandenſein einer 
Reihe größerer Städte innerhalb des Regierungsbezirks zuzufchreiben, Um: 
Händen, welche die Auswanderung aus den Landgemeinden beſonders be- 
günftigen. 

Antolge des Fluktuierens der Ländlichen Arbeiterbevölferung bat das 
früher jo recht patriarchalifche Verhältnis zwiſchen Gutsherrn und Guts— 
arbeiter, zwijchen Rittergutöbefiger und Gemeindemitglied vieliah Einbuße 
erlitten. Die Kluft zwijchen den großen Gutäbefigern einerjeit® und den 
Bauern und Tändlichen Arbeitern andererjeits ift — man wird es nicht 
leugnen können — größer geworden. Und es dient in Schlefien nicht 
gerade zur Ausfüllung dieler Kluft, daß ich wegen der Größe der Güter 
und wegen der Bereinigung vieler derjelben in einer Hand zwijchen die 
Gutsherren und die andern Klaſſen der Landbevölferung eine Zwiſchen— 
perfon, der Vogt oder Inſpektor, einſchieben muß, der häufig ganz felb- 
ftändig geitellt it. Naturgemäß Haben folche Perjonen ein Intereſſe an 
dem Ergehen der benachbarten Landgemeinde überhaupt nicht; fie fünnen 
und müſſen lediglich darauf bedacht jein, daß die Wirtſchaft auf dem 
Gute ihren gedeihlichen Fortgang nehme. 

Hierzu fommt noch, daß die Gutsherrichaiten in Schlefien doch ges 
wöhnlich durch eine gar zu tiefe gejellichaftliche Kluft von den Bauern 
geichieden find. Zwar ift es rühmend anzuerkennen, daß die Rittergutö« 
befiger und insbejondere der Landadel einen Standeshochmut den Bauern 
gegenüber durchaus nicht zu zeigen pflegen; aber die Unterichiede find doc 
ftellenweife zu groß: wo Herzog, Fürſt, Reichsgraf auf der einen und 
Bauer, Kätner, ZTagearbeiter auf der anderen Seite Nachbarn find, da 
läßt fih troß des Bemwußtjeins gemeinfamer Arbeit und gleichartiger Ziele 
ein einheitliches Zuſammenwirken aus freien Stüden, 3. B. auf kommu— 
nalem Gebiete, nicht Leicht erzielen. 

Wenn im allgemeinen die Rittergutsbefiger in Schlefien in verhältnie- 
mäßig erträglicher materieller Lage, in Hoher geſellſchaftlicher 
und gewöhnlich auch — ale Gutsvoriteher, Amtövorfteher, Kreisdeputierte, 


Die Zuftände und die Reform bes ländlichen Gemeindeweiens ıc. 75 


Zandesältefte oder Landräte — in autoritativer amtlicher Stellung 
fich befinden, jo ift umgefehrt die Lage der Gutätagelöhner und deö Ge- 
findes eine ziemlich prefäre, wenn fie fich auch gegen früher mwejentlich ge- 
beflert hat. Eigentümlich ift, daß es ſoviel verheiratetes Gefinde, ſo— 
wenig unverheiratete Zandarbeiter in der Provinz giebt. Es liegt dies 
weijentlih daran, daß die großen Güter ihren Bedarf an Arbeitern fich 
mit Vorliebe dadurch jichern, daß die Befiter Tagelöhner gegen freie Woh— 
nung und Koft auf den Gütern anjegen, Familienhäuſer für fie bauen, 
ihnen auch wohl anitatt und neben der Koſt ein Deputat Getreide, Ge- 
gräupe, Butter, Milch ſowie dad Recht zum Halten eines Schweines ein- 
räumen u. ſ. w. Daneben verpflichten ſich die Gutsherrſchaften, Diele 
„Lohngärtner” und ihre Frauen gegen bejtimmte Lohnſätze dad ganze Jahr 
hindurch zu beichäftigen (vgl. Meigen, Der Boden und die landw. Ver— 
bältniffe des preußiichen Staatee. Berlin 1863. 11 103 ff). Vor 
allem erhalten aber dieje „Lohngärtner“ (Dreichgärtner ıc.) ein Stüdchen 
Zand angewiejen, um ihre Kartoffeln zu bauen, übrigens unter verichiedenen 
Rechtstiteln. Sehr jchnell pflegt fich bei dieſen Leuten eine zahlreiche 
Familie einzufinden. Die Kinder arbeiten ebenfalls zunächſt im Dienite 
des Gutsherrn, da fie, jobald fie ed vermögen, mithelfen müflen, das täg— 
liche Brot zu erwerben; ſobald fie aber erwachjen find, pflegen fie in der 
Stadt oder in benachbarten Fabrikorten Dienfte zu juchen. So bleiben 
die verheirateten Arbeiter ſtets in der Mehrheit. 

Relativ am beiten find die Verhältniffe da, wo der Gutsherr Land— 
parzellen an Zagelöhner verfauft mit der Maßgabe oder in der Hoffe 
nung, daß fie bei ihm in Arbeit treten, jo daß eine Anzahl wirklicher 
Kleingrundbefiter geichaffen wird. 

Zwilchen dem Rittergutsbefiger und dem Kleingütler und Feldarbeiter 
fteht in der Mitte das lebenäfräftigfte Element der Landbevölferung, die 
Bauernichait, die fih in GSchlefien wie auch fonft je nach der Spann 
fähigkeit und Größe des Hofes in verfchiedene Unterklaffen teilt (Boll 
bauern, Halb», Viertel-, Achtel-, Zwölitelfpänner oder »bauern, Gtellen- 
befiger, Gärtner, Kofjäten). Die alte Bezeichnung „Bauer“ (Pauer) weicht 
feider jchon vielfach dem angeblich vornehmer Elingenden Titel „Bauer« 
gutsbefiger” ; fie ift wohl nur im Niederfchlefiichen noch der Ehrenname, 
ben auch die frau anwendet, wenn fie zu dritten von ihrem Manne 
ſpricht. Auf die Abnahme des mittleren Bauernftandes und feines Befites 
durch Zeilungen zc. ift oben jchon Hingewiefen worden. Hier ſei noch 
erwähnt, daß (nah X. von Löſch, Die jchlefifche Landgüterordnung. 
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Breslau 1885. ©. 16) in dem Zeitraume von 1850—80 an Bauergütern 
einiah verfchwanden: 





mit Hektar 





Davon verichwanden 
1250— 1380 





Gejamtzahl von 
Bauergütern 













Im Regierungs: 
bezirf 


Breslau 1050 69 933,81 
Liegnitz 2066 75 349,08 
Oppeln 1306 49 523,00 






in der Prov. Schlefien 194 305,89 

Diefe Zahlen lafjen fi nur erflären durch die Annahme einer weit— 
getriebenen Zerichlagung der Güter, und es darf an dieſer Stelle nicht 
verichwiegen werden, daß neben dem Erbrecht auch vielfach, beſonders in 
Dberfchlefien, die Manipulationen und der Spekulationsgeiſt jüdifcher 
Wucherer diefe Dismembrationen verichuldet. 

Schlefien ift aber nicht nur durch Aderbau und Viehzucht, fondern 
auch durch eine Hochentwidelte Jnduftrie und einen bedeutenden Bergbau 
ausgezeichnet. Die Induftrie hat ihren Hauptfig in Oberichlefien, im 
Kreiſe Beuthen und den füdlich davon gelegenen Kreifen, und verdantt 
ihre Entwidelung dem Vorhandenſein unerfchöpflicher Reichtümer an Mine» 
ralien (Galmei, Eiſenerze, Kalkſteine ꝛc.), die durch den dort wie in Nieder- 
Ichlefien (Waldenburg) blühenden Bergbau gehoben werden. Die Bear« 
beitung bderjelben erfährt durch die vorzügliche Steinkohle, welche in 
Oberſchleſien wie befonders in Niederjchlefien maflenhait gewonnen wird, 
außerordentliche Förderung. Die Induitrie ift in Oberichlefien im weſent— 
lichen Fabrikinduftrie, welche Taufende von Arbeitern beichäftigt. In Nieder: 
ichlefien ift daneben noch die Hausweberei vertreten, die aber ald Haus 
induftrie arg darniederliegt. Im Gebirge findet fih in ziemlichem 
Umfange noch die Holzwarenfabrifation und Glasjchleiferei ala Haus» 
induftrie. In wie geiahrdrohender Weije die Induſtrie und der Berg» 
bau auf die Arbeiterverhältnifje Einfluß gewonnen haben, ift durch die 
jängften Arbeiterunruhen im Kreiſe Waldenburg allgemein befannt ge— 
worden. 

Daß in einer Jo hoch fultivierten Provinz auch der Kreditverfehr eine 
günstige Entwidelung genommen, iſt jehr natürlih. Es ſoll bier nur 
don zwei Inſtituten desfelben kurz geiprochen werden, die für charakteriftiiche 
Merkmale der Ausbildung der Kreditverlehrsformen gelten können und bier 
befonders intereffieren. Es find dies (neben der Provinzialhülisfafie, die 
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den Gemeinden vielfach vorzügliche Dienfte leiftet) inöbejondere bie 
„Schleſiſche Landſchaft“ und die „Zandesfulturrentenbant 
für Die Provinz Schlefien“. 

In erfterer Beziehung mag daran erinnert werden, daß das fegena- 
reihe Inftitut der „Landſchaften“ in Schlefien jeine Wiege ftehen hat. 
Die erite Landſchaft, welde — noch unter dem großen Könige — in 
Preußen entjtand, war die jchlefilche, deren erftes Reglement vom 9./15. Juli 
1770 datiert iſt. Die Organifation der jchlefifchen Landichaft bedarf, ala 
allgemein befannt, feiner Erörterung. Es möge nur bemerkt werden, daß 
auch nichtritterfchaftlicher Grundbefig bis zu der Minimalgrenze von 
30 Markt Grundjteuerreinertrag und einem Zarwert, der (nach den ver- 
beilerten landſchaftlichen Zarvorjchriiten) die Beleihung mit mindeſtens 
150 Mark rechtfertigen würde, beliehen wird. Die jchlefiiche Landjchaft 
darf auf ihre Thätigkeit- mit Stolz zurüdbliden; Hunderte von alt ange» 
ſeſſenen jchlefifchen Familien verdanken ihr die Erhaltung des Beſitzes, und 
über die bewährte Umficht der Leitung, über die Vorzüglichkeit der Orga- 
nifation, die Gorgfalt und Umficht bei der Aufnahme der Zaren und die 
Hülisbereitſchaft der Landichait ift alle Welt einig. 

Man hat geglaubt, nur an diejes bewährte Kreditſyſtem könnten fich 
mit Ausficht auf Erfolg die neuen Yandeskulturrentenbanfen anjchließen 
lafien, wie ſolche durch Gefek vom 13. Mai 1879 (Geſetzſ. S. 367) ge« 
ichaffen oder richtiger nur ermöglicht worden find, da das Geſetz die 
Errichtung den Provinzialverbänden überläßt. Das Geſetz hat infolge» 
deſſen bejtimmt (S 6), daß für die Beleihung jeitens der Landesfultur- 
rentenbant auch die landſchafthiche Taxe — wohlmweije neben an— 
deren Taren — maßgebend jein fann, jo daß die landichaftlihen Tar- 
vorſchriften durch das Statut der Landesfulturrentenbant auch für 
le&tere eingeführt werden dürfen. Das Statut der Landeskulturrenten- 
bank für die Provinz Schlejien vom 22. Juli 1881 Hat dies natür« 
{ih auch gethan (S 17). Daß Hierdurch der eigentliche Zwed des 
Geſetzes vereitelt würde, iſt dabei fchwerlich geglaubt worden. 

Die Landeskulturrentenbanten jollten für den Meliorationg- 
fredit eine Lücke ausfüllen, die die Landjchaiten und die anderen 
Kreditinftitute infolge ihrer eigentümlihen Taxvorſchriften 
und Beleihungsbedingungen gelafien batten. Daß dieje Lücke 
nicht dadurch geichloffen werden kann, daß ebendiejelben Landjchaftlichen 
Zarvorfchriiten für die Landeskulturrentenbant ala maßgebend erklärt 
werden, liegt auf der Hand. Der Erfolg war denn auch, daß die ſchle— 
ſiſche Landesfulturrentenbant bei weitem nicht die Entwidelung nahm, 
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die man erwartet hatte, wenn fie auch gegenüber der geradezu nichts— 
jagenden Thätigfeit der für Schleswig-Holftein und Pojen begründeten 
gleihartigen Banken noch immer einen anſehnlichen Geſchäftsbetrieb auf- 
weit. Bon 1881 —88 bat die Landesfulturrentenbant zu Breslau auf 
etwa 45 Anträge im ganzen 1219779 Mark an Darlehen auögegeben, 
wovon 32 Anträge mit 729020,95 Mark auf öffentliche Waſſergenoſſen- 
ichaften, 11 Anträge mit 440 759 Mark auf Fideilommißbefiger, 1 Antrag 
mit 44000 Mark auf eine Deichgenofjenfhaft und 1 Antrag mit 
6000 Mark auf eine Gemeinde entfielen. An einzelne Grund- 
befiter mar bis dahin — mit Ausnahme der Fideikommißbeſitzer — 
überhaupt noch fein Darlehen außgegeben worden, wiederum 
entgegen den Abfichten des Gejeges, welches auch dem einzelnen einen 
billigen Meliorationätredit bejchaffen wollte Für die Fideilommißbefiter 
hat die Benußung der Bank den Vorteil, daß nach S 32 des Geſetzes Die 
Lehns- oder Fideilommißfolger und die Agnaten fein Widerfpruchsrecht 
gegen die Eintragung einer Drainierungsrente auf das Fideikommißgut 
haben, während ja jonft die Agnaten die Belaftung des Gut? mit Schulden 
verhindern fönnen. 

Daß eine fo erheblihe Summe von Anträgen und Darlehnen der 
Landeskulturrentenbank auf die Öffentlichen Waſſergenoſſenſchaften entfällt, 
erklärt fich daher, daß diefe nah 5 33 Nr. 2a für das Darlehn ıc. feine 
Sicherheit zu beſtellen brauchen. An dem allenthalben in der Provinz 
bemerflich werdenden Auffchtwunge des ländlichen Genoſſenſchaftsweſens hat 
ſonach auch die Breslauer Landeskulturrentenbant ihren bejcheidenen Ans 
teil; für die Gemeinden aber hat fie bisher recht wenig geleiftet. 


2. Verfaſſung der Gemeinden und Gutsbezirfe. 


Die Rechtöquellen für die Landgemeinde- und Gutsbezirfäverfafjung in der 
Provinz Schlefien find heute im weſentlichen diejelben wie in den übrigen 
ditlichen Provinzen, aljo neben dem Allgemeinen Landrecht (Teil II 
Titel 7 Abjchnitt 2 „Von Dorigemeinen”) und dem Mrtifel 105 der 
Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 in der Faſſung des Geſetzes 
vom 24. Mai 1853 inäbefondere das auf Grund der vorerwähnten Ber: 
faſſungsvorſchrift ergangene Geſetz vom 14. April 1856, betreffend die Land— 
gemeindeveriaffungen in den ſechs öftlichen Provinzen der Monarchie (Ge— 
feßjammlung ©. 359), welche® aber nur zur Ergänzung der bereit® 
beftehenden Vorſchriften erlaffen worden ift. ferner die Hreigordnung vom 
13. Dezember 1872 beziehungsmweife vom 19. März 1881 (Gejeßfammlung 
1881 ©. 180), das Geje über die allgemeine Landesverwaltung dom 
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30. Juli 1883 (Geſetzſammlung ©. 195), in&bejondere SS 132 ff., und das 
Geſetz über die Zuftändigfeit der Verwaltungs und VBerwaltungdgerichts- 
behörden vom 1. Auguſt 1883 (Geſetzſammlung ©. 239 ff.), inäbejondere 
deſſen Zitel V (Angelegenheiten der Landgemeinden und der jelbftändigen 
Gutöbezirke). Außerdem ift eine Hauptquelle die Obſervanz, das Ge 
meindejtatut, die Ortsverfaſſung, auf welche insbejondere die Landgemeinde— 
ordnung wiederholt hinweiſt. 

Schon aus der Aufzählung diefer verjchiedenen Rechtäquellen ergiebt 
fih, daß die Landgemeindeveriafjung in der Provinz Schlefien einer ein— 
heitlichen, alles umfafjenden gefeglichen Grundlage leider entbehrt und daß 
fie ſich — bei der Zulafjung der Objervanz ala Rechtäquelle — für bie 
verjchiedenen Landgemeinden außerordentlich verjchieden geitalten muß. 

Der eigentliche Grundunterjchied in der Geftaltung der Gemeinde 
verhältnifie ift der, ob es Jich handelt um eine „Landgemeinde“ oder einen 
fogenannten „jelbjtändigen Gutsbezirk“. 

Die politiiche Gemeinde it in der Regel eine Einzelgemeinde. Das 
Allgemeine Landrecht definiert die politifche Gemeinde in SS 18. 19 II 7 
fo: „Die Befier der in einem Dorfe oder in deſſen Feldmark gelegenen 
bäuerlichen Grundftüde machen zujammen die Dorigemeine aus. Doris 
gemeinen haben die Rechte der öffentlichen Korporationen (Tit. 6)“. 
Früher rechnete die Praris zu jenen „Beſitzern“ auch die nicht mit einer 
Liegenschaft, fondern nur mit einem Haufe (Häusler) angejeflenen Perſonen 
und die auswärts wohnenden Beliger von Grundftüden innerhalb der 
Gemeindegrenzen (Forenſen). Das Oberverwaltungsgericht hat aber neuer- 
dings in einem ſchlefiſche Verhältniſſe betreffenden Exrkenntniffe vom 7. Mai 
1887 (Enticheidungen XV 169) diefe Praris im Anjchluffe an einen Mini— 
jterialerlaß vom 30. Juli 1846 (Minifterialblatt für die innere Verwal- 
tung ©. 132) und gejtüßt auf die Materialien zum Allgemeinen Landrecht 
verworfen und ausgeführt, daß unter den „Befibern bäuerlicher Grund— 
ftüde“ im Sinne des S 18 a. a. D. nur die in der Gemeinde oder deren 
Feldmark wohnenden, dort eine landwirtjchaitlihe Wirtſchaft be» 
treibenden Perjonen zu verjtehen ſeien, daß nur dieje die Dorf- 
gemeinde außmachten und auch nur von ihnen der $ 20 dafelbjt rede, 
der befagt: „Nur die angefeijenen Wirte nehmen, ala Mitglieder 
der Gemeinen, an den Beratichlagungen derjelben teil“. Dana 
wird weder den Forenſen noch auch den Häuslern in den jchlefiichen 
Dorigemeinden, abgejehen von einer etwa bejtehenden abweichenden Objer« 
vanz, Stimmrecht und Gemeindemitgliedichait zugefprochen werden können. 
Nebenbei ergiebt ſich aus dem Umijtande, daß es einer umftändlichen Inter 
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pretation der betreffenden Gejegesftellen an der Hand der Materialien be— 
durft Hat, um den erwähnten Grundjag flar zu legen, wie wenig das 
geltende Recht in Bezug auf Klarheit und Einfachheit denjenigen Anfor— 
derungen entipricht, die vom Standpunkte der ländlichen Bevölkerung an 
dasjelbe geftellt werden müflen. 


Über die Grenzen des Bezirks einer Dorigemeinde bezw. eines 
Gutsbezirks beitimmt die Landgemeindeordnung im S1: „Den Bezirk einer 
ländlichen Gemeinde oder eines jelbitändigen Gutes bilden alle diejenigen Grunde 
ftüde, welche demjelben bisher angehört haben.“ Der Begriff des jelb- 
fändigen Gutsbezirkes wird in den Gemeindeverfaſſungsgeſetzen jelbft ver 
geblich gefucht; er hat fich hiſtoriſch entwidelt und ift in der Landgemeindeordnung 
ala befannt vorausgeſetzt; jehr häufig rührt die Qualität des jelbftändigen 
Gutsbezirks ala folchen davon ber, daß mit dem betreffenden Gut früher 
das Recht der Kreisftandichait verbunden war; doch ift dies auch in 
Schlefien nicht unbedingt maßgebend (vgl. Minifterialerlaß vom 14, April 
1859 (M.⸗Bl. j. d. i. V. ©. 172). 

Von den „Samtgemeinden für einzelne Zwecke“ find zunächſt zu er— 
wähnen die Amtsbezirke, welche allerdings zunächit ala rein ftaat- 
lihe Verwaltungsbezirke behufs Verwaltung der Polizei auf 
Grund der Kreißordnung (SS 47 ff.) beftehen, denen aber gemäß S 53 der 
legteren durch übereinftimmenden Beſchluß der zugehörigen Gemeinden und 
Gutäbezirfe auch einzelne Kommunalangelegenheiten überwiejen werden 
fönnen. Bon diefer, den fommunalen Charakter de Amtsbezirks gewifjer- 
maßen vorbehaltenden Beitimmung ift in Schlefien hauptſächlich Hin» 
fihtlich der Armenpflege und des Feuerlöſchweſens Gebrauch gemacht wor« 
den, ob freilich jehr Häufig, iteht dahin. Für jene beiden Zwede war 
Ion nad dem früheren Rechte (Gefeg vom 31. Dezember 1842 und 
Girkularreffript vom 13. März 1840, Gejeßfammlung Nr. 2318 bezw. 
Minifterialblatt S. 61) die Bildung von Gemeinichaiten zwiſchen Gütern 
und Gemeinden zuläffig. — Die Organifation des Amtsbezirks mit Amts- 
voriteher und Amtsausſchuß (Verſammlung der Vertreter der Jämtlichen ein— 
zelnen Gemeinden und Gutsbezirke) darf ala befannt vorausgejegt werden. 


Neben den Amtöbezirken giebt e8, wie auch jonjt überall, in Schlefien 
zahlreiche fogenannte „Zwedverbände”, d. 5. Verbände für einzelne kom— 
munale Zwecke, inäbejondere Kirchen, Schul-, Armen- und Deichverbände. 
Die weitejten derjelben find der Natur der Sache nach gewöhnlich die 
Kirchipiele, Parochieen, Piarrbezirfe. Sie umfafjen eine ganze Reihe von 
Landgemeinden und Gutäbezirken. 


» 
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An einer ganz ungeheuerlichen Kompliziertheit leidet die Organifation 
des Schulweſens. Abgejehen von Gemeinde und Societätsfchulen giebt 
es noch mindeſtens 2 Abarten diefer Hauptlategorieen mit Unterarten. 
Doch wiegt das Societätsſyſtem vor. Die einzelnen Schulſyſteme find fait 
durchweg Klein und wenig leiftungsfähig, beitehen au8 wenigen Gemeinden 
oder einer Reihe von Intereſſenten aus verichiedenen Gemeinden oder auch 
aus einer einzelnen Landgemeinde. Die gejeglichen Grundlagen für das 
Schulweſen find in der Hauptiache das Allgemeine Zandrecht (II 12), die 
Artikel 21 bis 26 der Verfafjung, das Landichulreglement vom 3. November 
1765, das katholiſche Schulreglement vom 18. Mai 1801 und ein Landtags» 
abichied vom 22. Februar 1829, durch welchen die SS 10—29 des letzt⸗ 
erwähnten Reglements auf evangelijche Schulen übertragen worden 
find. (Die Geſetzeskraft diefer Übertragung ift jedoch vom Oberverwaltungs⸗ 
gericht in Abrede geſtellt, Entſcheidungen J 211.) Eine Darſtellung 
der Organiſation der Schulverbände iſt im Rahmen dieſer Arbeit unaus— 
führbar. 

Die Wege- und Deich verbände weichen von den Formen der analogen 
Einrichtungen in den anderen öſtlichen Provinzen nicht weſentlich ab. 

Vorzüglich bewährt haben ſich in Schleſien die Gejamtarmen- 
verbände, welche auf Grund der SS 9—15 des preußifchen Ausführungs« 
gejegeg vom 8. März 1871 zum Reichsgeſetze über den Unteritügungs- 
wohnfit vom 6. Juni 1870 (Geſetzſ. ©. 130) beitehen. In Schlefien 
waren diejelben jchon früher auf Grund einer Verordnung von 1747 in 
großer Zahl begründet worden. Nach Angabe des Herrn Minifters bes 
Innern in der Situng ded Abgeordnetenhaufes vom 25. Februar 1890 
(Stenogr. Berichte ©. 338) beitehen in Cchlefien etwa 2800 aus Ge— 
meinden und Gutsbezirken gebildete Gejamtarmenverbände, während die 
Anzahl der Einzelarmenverbände nur wenig größer fein fol. Die Gejamt- 
armenverbände umfafjen nicht nur einzelne Gemeinden innerhalb des Amts» 
bezirf3, jondern fallen räumlich mitunter auch mit den lehteren zufammen; 
doch fehlt eine fichere Angabe darüber, wie ojt das leßtere der Fall ift. 

Die Bildung der Gemeindebezirke und der Gutsbezirke rührt nicht 
erit ber von der Zandgemeindeordnung, ſondern iſt viel älteren Datums, 
Die Landgemeindeordnung giebt nur Vorſchriften für den Fall der Ver— 
änderung von Bezirkögrenzen und jtellt zunächſt (S 1 Abj. 2) an bie 
Spite den Sab, daß jedes Grunditüd einem Landgemeinde- oder Guts- 
bezirke angehören bezw. felbjt einen Bezirk bilden muß. Die in anderen Pro— 
vinzen (3.8. Weitpreußen) troßdem noch zahlreich vorfommenden ſogenannten 
„fommunalfreien“ Grundſtücke, d. h. jolche, die einem fommunalen Bezirke 
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noch nicht angejchloffen find, dürften in der That in Schlejien faum noch 
zu finden fein. — Die Vereinigung eines jchon bejtehenden Guts- oder 
Gemeindebezirks mit einem anderen ſolchen Bezirke kann nur unter Zuftimmung 
der dabei beteiligten Gemeinden und des Gutsbefiter nah Anhörung des 
Kreisausſchuſſes mit Allerhöchiter Genehmigung erfolgen (S 1 Abi. 2). 
Dasjelbe gilt, wenn von verfchiedenen Gemeinden bezw. Gutäbezirken ein- 
zelne Grundjtüde abgetrennt und zu einem felbitändigen Gemeinde oder 
Gutsbezirk erhoben werden follen, nur müflen in diefem Falle auch noch 
die Befiger der betreffenden Grundjtüde eingemwilligt haben. Sollen 
die abgetrennten einzelnen Grundftüde jedoch mur wieder mit einem an— 
deren Bezirke vereinigt werden, jo genügt die Genehmigung des Kreis— 
ausſchuſſes beim Einverftändnis aller Beteiligten. Ohne lebteres find 
folche Bezirföveränderungen dagegen nur zuläffig, wenn fie im öffent- 
lihen Intereſſe notwendig erjcheinen; fie erfordern die Ans 
börung des Kreisausſchuſſes und Allerhöchſte Genehmigung (vgl. Zu— 
ftändigkeitägeieß SS 25. 26). — 

Intereſſant ift eine Zuſammenſtellung der Nachrichten über die An— 
zahl der Städte, Landgemeinden und Gutsbezirfe nach den Volfezählungen 
von 1871 und 1885!. Dieielbe betrug: 








= sfhtkamdim, | Gemeindeein« 
S Land— Selbſtändige un u 

| Srabte gemeinden | Gutäbezirfe — — 

Regierung: (ON SEE 
alio alio alfo alio 
Bezirt gegen gegen gegen] ‚gegen 
IST1 1885 1871 | 1871 1885 1871 | 1871 1585 1871 | 1871 1885| 1871 

4 4 4 Rz 

r- Spalte 1 2 4 5 6 7 > 9 
Breilau 56 56 2235 2207 — 2811395 1552 — 15713686 3815 — 129 
Liegnitz 4S 48 1687 1609 — 71102 1144 + 42123372801 — 36 
Oppeln 5 44 1 [| 1677 1588 — 59] 940 1151 + 211 | 2662 2783 + 121 


Provinz 149 148 — 1 15599 544 105 |sesriss4? - 410 | 9185 9399 — 214 


Während aljo die Zahl der Städte fich nicht wejentlich änderte, bat 
an Gutsbezirfen eine erhebliche Zunahme, an Yandgemeinden eine beträcht« 


! Bujammengeitellt nah den Angaben im Statiftiichen Handbuch für ben 
Preußiſchen Staat (1xS5) und in dem Werfe: Die Gemeinden und Gutäbezirte des 
Preußiichen Staates und ihre Bevölkerung. Nach den Urmaterialien der allgemeinen 
Volkszählung vom 1. Dezember 1571 bearbeitet x. vom Königl. Statiftifchen 
Bureau. V. Die Provinz Schlefien. Breslau 1374. 
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liche Abnahme jtattgefunden, und doch iſt die Zahl der Gemeindeeinheiten 
überhaupt nur um die Hälfte desjenigen Betrags geitiegen, um den fich 
die Anzahl der Gutsbezirke erhöht hat! Die Urfachen diefer Erjcheinung 
entziehen ſich zwar der genauen Kontrolle; doch wird ohne weiteres ange- 
nommen werden dürfen, daß in zahlreichen Fällen eine Zufammenlegung 
von — in ijoliertem Zuftande leiftungsunfähigen — kleinen Gemeinden 
ftattgefunden hat. Sit diefe Annahme richtig, daun liegt die Folgerung 
nahe, daß auch unter den noch bejtehenden Ginzelgemeinden zahlreiche 
leiſtungsunfähige fich befinden. 

Der im ganzen auf die Gemeindebezirfe, Gutsbezirke und Städte 
entfallende Bruchteil der Fläche und Bevölkerung iſt oben jchon angegeben 
worden. Der Umfang der einzelnen Gemeinden und Gutsbezirke iſt 
natürlich ein Fehr verichiedener. Die Bezirle der Yandgemeinden 
weifen bis auf den winzigen Umfang von 4 ha herunter und bis zu dem 
regelmäßigen Marimum von 1000—1200 ha hinauf alle möglichen Größen 
auf; der durchjchnittliche Umfang dürfte zwiſchen 50 und 400 ha liegen. 
Dagegen ift der Umfang der Gutsbezirke durchichnittlich größer; er 
beträgt etwa 200—1500 ha und geht mitunter bis auf 2000, 3000, 
5000, 6000, ja in einem Falle bis zu 12000 (Haſelbach, Kr. Sprottau, 
12950 ha) hinauf, wenn auch die legterwähnten Größen jelten vorfommen. 

Die Bevölkerungsziffer der einzelnen Yandgemeinden in Schlefien 
ichwanft etwa zwijchen 50 und 800 Einwohnern, gebt aber in nicht 
jeltenen Fällen darüber hinaus und fteigt auf 1000, 1500, 2000 Ein 
wohner und darüber. Weniger ald 50 Einwohner Haben nur etwa 
300 Landgemeinden. Die höchiten Ziffern zeigen in&bejondere die Land— 
gemeinden in den indujftriellen Kreifen Beuthen, Kattowitz, Oppeln, Pleß, 
Ratibor, Reichenbach, Zabrze. Die Einwohnerzahl der Gutsbezirke ift 
meist eine niedrige und jchwankt etwa zwilchen 5 und 400; auch hier 
fommen freilich bemerkenswerte Ausnahmen vor. — 

As „Mitglieder der Gemeinde“ betrachtet das Allgemeine 
Landrecht, wie oben ſchon erwähnt wurde, nur die „angejejjenen 
Wirte” und räumt nur diefen das Recht zur Teilnahme an den Berat- 
Ichlagungen der Gemeinde ein (S 20 II 7), während es ihnen die „übrigen 
Dorfbewohner“ (SS 21. 31) gegenüberitellt. 

Forenſen und juriltifche Perfonen, welche, ohne im Gemeindebezirk 
zu wohnen bezw. ihren Sit zu haben, Grundftüde darin be— 
figen, find nicht Mitglieder der Gemeinde, „gehören“ nicht zu ihr und 
haben fein Stimmrecht in der Gemeindeverfammlung; dasfelbe gilt von 
Häuslern, die feinen landwirtichaftlichen Betrieb haben. 

6* 
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Erworben wird hiernach die Gemeindemitgliedichaft durch Erwerb 
einer ländlichen Wirtihait und Wohnfignahme in der Gemeinde bezw. 
innerhalb der Feldmark derjelben; die Verluitgründe ergeben fich hieraus 
von jelbit. Das Landrecht giebt feine Vorſchrift über den Umfang und 
dad Maß der den Mitgliedern zuitehenden Rechte, inöbejondere das Stimm- 
recht, ſondern verweiit diesbezüglich (SS 31. 39) auf die „hergebrachte 
Gewohnheit“ Daran Hat auch die Landgemeindeordnung nichts ge- 
ändert, welche im S 3 auadrüdlich erklärt, daß die Teilnahme am Stimm- 
recht und die Art der Ausübung desjelben in der Gemeindeverfammlung 
durch die „beitehende Ortsverfaſſung“ beftimmt werde Nur für 
die Zufunit und zwar lediglich für 2 Fälle giebt die LED. Normatid- 
vorfchriften bezüglich der Neuregelung des Stimmrechts: a. wenn infolge 
der Zerteilung von Grundftüden, der Bildung neuer Anfievlungen, Kolonieen 
und Gemeinden ein Beichluß über die Teilnahme der Bewohner am 
Stimmrechte zu faffen ift; b. wenn fich das Bedürfnis einer neuen Feit- 
itellung oder Regelung des Stimmrechtd deshalb ergiebt, weil die Orts- 
verfafjung darüber dunkel oder zweifelhaft ift oder weil danach wejentliche 
Mängel in Anjehung der Zeilnahme an dem Stimmrechte, namentlich er- 
hebliche Mißverhältniffe gegen die Teilnahme an den Gemeindelaften be— 
ſtehen. In diefem alle wird die Abänderung der Ortöverfaflung durch 
einen dom Kreisausſchuſſe zu beftätigenden Gemeindebeichluß und, wenn 
ein folcher nicht zu ftande fommt, durch Anordnung des Kreisausichufles 
(S 4 86O., 8 31 Zuft.-Gef.) mit folgenden Maßgaben herbeigeführt. 

Es dürfen Stimmrecht nur erhalten: 

1. Einwohner des Gemeindebeziris, welche ihren eigenen Hausftand 
haben und zugleich in dem Bezirk mit (mindeitens) einem Wohnhaufe 
angejeflen find, jowie ausnahmsweiſe 

2. Forenjen ſowie juriſtiſche Perſonen, welche im Gemeinde» 
bezirke ein Grundftüd befigen, welches wenigitens den Umfang einer die 
Haltung von Zugvieh zur Bewirtichaftung erfordernden Adernadrung 
hat oder auf dem fich eine Fabrik oder eine andere gewerbliche Anlage 
von gleich hohem Werte befindet. — 

Abgejehen Hiervon kann den Befigern bejonders großer Grundſtücke 
mehr als eine Stimme zugeftanden, e8 können gewifle Klaſſen der Stimm- 
berechtigten unterichieden, aus den nicht jtimmberechtigten Kleingrund— 
befigern Gefamtftimmen (Kollettivitimmen) gebildet und endlich die Stimm- 
berechtigten unter gemwiffen Bedingungen von anderen vertreten werden. — 

Ebenſo wie für das Stimmrecht ift die Ortöverfaflung auch ent— 
icheidend für die fonitigen Rechte und für die Pflichten der Gemeindeglieder. 
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Das Landrecht beitimmt pofitiv nur (SS 28—32 II 7), daß alle Glieder der 
Gemeinde in der Regel zur Nubung der Gemeindegründe befugt find und 
daß bei deren Teilung das für die Nubung maßgebend geweſene Verhältnis 
beobachtet werden muß. Al Maßſtab der gemeinfchaftlichen Nutzungen 
aber gilt derjenige, nach welchem die gemeinen Laſten zu 
tragen find. Wo bezüglich dieſes Maßſtabes laut Obfervanz oder Vertrag 
Belonderheiten feitftehen, hat e8 dabei fein Bewenden (SS 29. 31). Die 
baren Geldauögaben werden in der Regel nach dem Berhältnifie der landes— 
herrlichen Steuern, die gemeinen Handdienjte gleihmäßig von allen ver- 
pflichteten Wirten, die gemeinen Spanndienfte nach Verhältnis der Klaffen 
der „beipannten Aderbefiter" (Wierfpänner, Dreilpänner, Zweiſpänner ıc.) 
geleiitet. Unangeſeſſene Dorfbewohner find zu folchen Gemeindelaiten, 
wovon bloß die angejeflenen Wirte den Borteil ziehen, beizutragen nicht 
Ihuldig (SS 43. 42. 41. 44 ALR. II 7). Die Landgemeindeordnung 
bat auch in diefer Beziehung die bejtehende Objervanz in Geltung gelafien 
und wieder nur für 2 Fälle, die den oben angetührten im wejentlichen 
analog find, Normativbeitimmungen getroffen, inhalt deren die neue Ver— 
teilung der Gemeindelaiten unter Berüdfichtigung der in dev Gemeinde 
vertretenen Abitufungen des Grundbeſitzes und des Klaflenverhältnifies und 
mit der Tendenz geichehen joll, Rechte und Pflichten der einzelnen wie der 
Klafſſen in ein richtiges Verhältnis zu ſetzen. 

Im jelbitändigen Gutsbezirke hat regelmäßig nur der Befiter des 
Gutes Rechte und Pflichten in kommunaler Beziehung. ine Unter- 
verteilung der Laſten findet nur itatt a. bei den SKreisabgaben nach dem 
für dieſe Feitgeitellten Maßitabe (SS 10—12 der Kreisordnung); b. be= 
züglich der Armenpflegefojten dann, wenn der Gutäbezirk nicht ausſchließlich 
im Gigentum des Gutsbeſitzers jteht (S 8 des Ausführungsgefeges zum Unter- 
ftügungswohnfiggejege vom 8. März 1871, Geſetzſ. S.130); Maßitab für die 
Verteilung ift ein Statut, deflen Beftimmungen aber den bezüglichen Vor— 
Ichriften der LED. angepaßt fein müſſen; c. auch bezüglich der Kriegs— 
leiftungen fann eine Repartition eintreten. 

An der Provinz Schlefien Herrjchte bis vor kurzem, dank den oben 
erwähnten Vorſchriften, bezüglich des Stimmrecht und der Gemeindelaften 
faft durchweg noch die Obſervanz und infolgedefien ein den veränderten 
Berhältniffen vielfach nicht entiprechender, übrigens ganz unüberfichtlicher 
Rechtäzuftand. Erſt meuerdingd bei Gelegenheit des Erlaſſes der zur 
Nugbarmahung des Kommunaljteuernotgejeßes vom 27. Yuli 1885 zu 
bejchließenden Gemeindeeinfommenfteuer Regulative ift auch dieſe frage 
in Fluß geraten und find öfters neue Statuten über die Gemeindebefteue- 
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rung bejchloffen worden, in denen durchweg die Staatäbefteuerung zur 
Grundlage für die Heranziehung genommen worden ilt. 

Die Organe der fchlefiihen Landgemeinde find der Gemeinde- 
vorjtand und die Gemeindeverfammlung bezw. Gemeindevertretung. 


Der Gemeindevorftand ift aber nicht follegial organifiert; er befteht 
aus dem Gemeindevorfteher (Scholzen), dem 2 Schöffen (Schöppen) Tediglich 
unterjtüßend und event. vertretend zur Seite jtehen; fie werden jämtlich auf 
6 Jahre von der Gemeindeverfammlung (bezw. »vertretung) aus der Zahl 
der jtimmberechtigten Gemeindeglieder gewählt und nach eingeholtem 
Gutachten des Amtsvorfteherd dom Landrat beftätigt; durch diefen oder 
den Amtsvorfteher als jeinen Vertreter erfolgt auch ihre Bereidigung. 
Das Amt der Schöffen ift reines Ehrenamt, der Gemeindevorfteher hat 
außer auf Erſatz feiner baren Auslagen Anfpruch auf eine Entichädigung, 
deren Aufibringung der Gemeinde obliegt. Der Gemeindevorjteher ift die 
Obrigkeit des Gemeindebezirks und regelmäßig Organ des Amtsvorſtehers 
für die Bolizeiverwaltung. In diefer Stellung Hat er eine Reihe 
bedeutjamer Rechte bezw. Pflichten (SI 22—30 KrO). In fommunaler 
Beziehung Hat der Scholze das Recht der Berufung, Leitung und Schließung 
der Gemeindeverfammlung, die Verwaltung des Gemeindevermögens mit der 
Pflicht der Rechnungslegung, die Sorge für das Feuerlöſchweſen, Verteilung 
der Laſten nach dem feititehenden Maßitabe ıc. (SS 46 ff. II 7 ALR.). 
Die Zuitändigkeit der Gemeindeverjammlung ilt gejeglich nicht 
genau geregelt. Diejelbe tit überall da zuftändig, wo nicht der Gemeinde- 
vorfteher allein ausdrüdlich beruien ift. Sie befteht der Regel nah aus 
den ftimm berechtigten Mitgliedern der Gemeinde. Auf Antrag der Ge- 
meinde fann an die Stelle der Gemeindeverfammlung eine Vertretung durch 
gewählte Gemeindeverordnete, der jogenannte „Gemeindeausſchuß“ treten, 
über deilen Wahl ein von der Gemeinde unter Mitwirkung des Amts- 
voriteherd und Landrats zu entwerfendes, vom Kreisausſchuſſe zu beitäti- 
gendes Statut alles Nähere enthalten muß (SS 8. 9 26D. SS 31. 32 
Nr. 1 Zuſt.-Geſ.). 

Leider ift von der Errichtung der Gemeindeausſchüſſe nur in wenigen 
ſchleſiſchen Landgemeinden (2— 300) Gebrauh gemadht worden. Es 
ift die8 um jo auffallender, als der jchlefiiche „Schulze“ auch da, wo 
er an fich allein zuitändig wäre, es liebt, die Gemeindeverfammlung zu 
beitragen, um nicht allein die Verantwortlichkeit für die zu beichließende 
Mafregel tragen zu müſſen. Abneigung gegen die Übernahme perjönlicher 
Verantwortung mag ed auch fein, die die einzelnen Mitglieder der Ge- 
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meinden eine ablehnende Haltung gegen die Einführung der Gemeinde- 
ausſchüſſe einnehmen läßt. 

Im Gutsbezirke giebt e& naturgemäß feine Gemeindeverfammlung 
bezw. »vertretung. Der Gutsvorfteher ift als Befiter des Gutes zu den 
Pflichten und Leiltungen verbunden, welche den Gemeinden für den Bereich 
ihre Gemeindebezirt® im öffentlichen Intereſſe gefeglich obliegen, 
und Hat daneben obrigfeitliche Funktionen, insbeſondere polizeiliche, 
analog wie ein Gemeindevoriteher wahrzunehinen (S 31 KrO.). Für die 
obrigfeitlichen Funktionen kann bezw. muß in beitimmten Fällen von dem 
Gutsvorſteher ein Stellvertreter beitellt werden. Dies fommt in 
Schlefien in der That jehr Häufig vor. Der Gutdvoriteher wird in dieſer 
feiner Eigenjchaft ebenſo wie ein Gemeindevoriteher beitätigt und vereidigt 
($$ 32. 33. KrO.). 

Die Gemeindeaufgaben beruhen teil® auf Geſetz, teils auf dem 
eigenen Willen der Gemeinde ; die wichtigiten derjelben mögen in 2 Gruppen 
Dargeitellt werden. 


A. Aufgaben, die an fi nicht rein fommmnaler Natur find, fondern 
mehr oder minder aus der Heranziehung der Gemeinde für ftaat- 
liche Zwede fich ergeben. Hierzu gehören insbejondere: 

1. Gebiet des Militärwejens: 

a. Griedensleiitungen. Die Quartierleiitungspflidht 
im Frieden, wonach für Mannjchaiten und Dienitpierde Wohnungs 
und Stallräume insbeſondere bei Märfchen gegen Entichädigung 
beichafft werden müſſen (B.:Gef. v. 25. Juni 1868 mit Novelle 
vom 21. Juli 1887). Die Einquartierung wird nach den von 
den FKreiß-Einquartierungsfommiffionen im voraus fFejtgejtellten 
Grundfägen auf die Gemeinden und Gutäbezirfe verteilt; inner« 
halb der Gemeinden erfolgt die Unterverteilung nach Gemeinder 
beichluß oder Ortsſtatut. Ferner die Leiftung von Vorſpann, 
Naturalverpflegung, Fourage bei Märichen zc., bezüglich 
welcher ähnliche Grundjäße gelten. 

b. Kriegsleiſtungen. Die Gemeinden haben Naturalquartier 
und Verpflegung, Fourage, Voripann, Arbeitskräfte, Wegebau- 
material zu liefern und die für Kriegszwecke erforderlichen Grund— 
ftüde und Gebäude herzugeben. Meift erhalten fie dafür nach— 
träglich Vergütung. Sie find berechtigt, gegen entiprechend hohe 
Vergütung die beitragspflichtigen Gemeindeglieder jelbft heran 
zuziehen (Reichögefe vom 13. Juni 1873), 
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2. Gebiet der allgemeinen Landesverwaltuug, inäbe- 
fondere der Polizei: 

a. Die Gemeinden und Gutäbezirke Haben nach Gefeg vom 10. März 
1873 (Geſetzſ. ©. 41) die Verpflidtung zum Halten der Geſetz— 
jammlung und der Amtsblätter. 

b. Die Gemeinden und Gutäbezirfe bewirken auf ihre Kojten bie 
Veranlagung und Erhebung der jtaatlichen Klafjenfteuer ſowie 
der Gewerbefteuer (mit Ausjchluß der Steuer vom Gewerbe 
betriebe in Klaſſe A I und der Haufieriteuer). Hierfür erhalten 
fie 60 der Jiteinnahme der Klaſſenſteuer, 4° o der eingezogenen 
Gewerbeiteuer. Für die — eventuell dur von der Gemeinde 
bezw. dem Gutsheren angeitellte Ortserheber einzuziehende — 
Grundjteuer wird eine Vergütung der Erhebungskoſten nicht ge- 
währt. für die Hebung der Gebäubdeiteuer erhalten die Ge 
meinden bezw. Gutäbezirfe 4° o der eingezogenen Steuer ala 
Hebegebühr. 

c. Die Gemeinden und Gutsbezirke haben die fächlichen und perfön- 
lichen Koiten der Standesämter zu tragen, ſei es ala Einzel: 
ftandegamtäbezirke, ſei ed als Glieder eines kombinierten Standes— 
amtsbezirls (Reichsgeſetz dv. 6. Febr. 1875, RGBl. ©. 23 
Ss 4-10). Dafür fließen ihnen die auf Grund des Perfonen- 
itandögefeges eingehenden Gebühren und Gelditrafen zu (S 70). 

d. Deögleichen tragen fie die Koſten des Feuerlöſchweſens innerhalb 
der etwa bejtehenden Spritenverbände nach Maßgabe des er 
richteten Statut? (S 139 Zuſt.Geſ.). 

e. Halb auf jtaatlihem, halb auf fommunalem Gebiete Liegt die 
Aufgabe der Gemeinde, dem Gemeindevorſteher Erſatz 
feiner baren Auslagen und (Dienftunfoftenenticädigung) 
Remuneration zu gewähren (S 28 KrO.). Bei den Guts- 
bezirken bejteht diefelbe Verpflichtung gegenüber den etwa be 
stellten Gutsvorfteheritellvertretern. Die Höhe der Remuneration 
des Gemeindevorfteherd wird vom Kreisausſchuſſe, derjenigen des 
Gutsvoriteheritellvertreterd in der Regel vom Gutsherrn feſtgeſetzt 
(5 34° KrO.). Schöffen erhalten höchſtens Erſatz der baren 
Auslagen. 

f. Die Gemeinden haben die Koiten der örtlichen Polizeiverwaltung 
nach dem Gejege über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 
(Gele. S. 265) ſelbſt zu tragen. Dies ift allerdings durch die 
Kreisordnung injofern geändert, als die Xofalpolizei den Amts- 
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voritehern übertragen worden ilt, jo daß die Gemeinde- bezw. 
Gutsvorjteher Hinfichtlich der Polizeiverwaltung fortan nur noch 
deren Organe find, und infofern, als die Koſten der Amts 
verwaltung, joweit fie nicht durch die aus den jogenannten 
Dotationsgefegen fließenden Summen gededt werden, von dem 
Amtöverbande zu tragen find, dem auch die von den Amte- 
voritehern feſtgeſetzten Geldſtrafen, GErefutivgeldbußen und Kon— 
fisfate zu gute kommen. In den zujammengejeßten Amts— 
bezirfen gilt für die Aufbringung diefer Amtöverbandatoiten 
der Maßjtab der Hreisabgaben, wofern nicht ein verein- 
bartes Statut anderes jeitjeßt (SS 70. 73 KrO.). Ferner haben 
die Gemeinden nach dem Gejeg vom 11. März 1850 (Gefebi. 
©. 199) die Verpflichtung zum Erſatze des bei öffentlichen Auf— 
läufen veruriachten Schadens. 

g. Die Kreisabgaben — und in diefen fteden gewöhnlich ſchon 
die Provinzialabgaben — werden zwar auferlegt den einzelnen 
Kreisangehörigen als Individualſteuern; dagegen wird fchließlich 
das Kreisabgabenjoll Tür die ganze Gemeinde bezw. den ganzen 
Gutsbezirt im ganzen berechnet und dieſen Verbänden zur 
Unterverteilung nach demjelben Maßſtabe, zur Einziehung ſowie 
zur Abrührung an die Kreiskommunalkaſſe überwielen. Ausfälle 
gegen diejes Soll trägt, Zugänge lufriert die Gemeinde bezw. der 
Gutsbezirk (S 11 KrO.). 

3. Eine beſonders wichtige Aufgabe der Gemeinden, die im Grunde 
auf ftaatliche Intereſſen zurüdgerührt werden fann, bei der aber 
nach der heutigen Organifation jtaatlihe und fommunale Gefichts- 
punkte fich einmifchen, ift die Armenpflege. Sie liegt in eriter 
Linie den Gemeinden und jelbitändigen Gutsbezirfen als Orts— 
armenverbänden oder als Gliedern von Gejamtarmenverbänden ob 
(Reichsgeſ. v. 6. Juni 1870, RGBl. ©. 360; Pr. Ausführungsgeſ. 
vom 8. März 1871, Geſetzſ. ©. 130; vgl. Über da® Statut der 
Gejamtarmenverbände SS 9 ff. Ausf.-Gef.). Die Bedingungen und 
Formen, unter welchen die Armenpflege feiten® der Kommunal« 
förper geübt wird, können als allgemein befannt vorausgefeßt werden 
(über Gejamtarmenverbände in Schlefien vgl. oben ©. 81). 

4. Die Aufgaben auf dem Gebiete des Unterrichtsweſens, ind 
befondere auf demjenigen der öffentlichen Volksſchule, fallen in 
Schlefien der politifchen Gemeinde ala folcher nur dann zu, wenn 
fie entweder die Schullaft auf den Gemeindehaushalt nachträg— 
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(ich übernommen hat oder wenn von jeher eine eigene Schule 
für den Gemeindebezirk ald Kommunalanitalt beitand. Beide Fälle 
fommen wohl lange nicht jo häufig vor als Diejenigen, in denen 
die Schullait auf einem fi) mit der politiichen Gemeinde nicht 
immer dedenden Schulverbande (Schulfocietät) ruht. Die 
Aufbringung der Laſten ift natürlich jehr verfchieden geregelt. In— 
folge der gewöhnlich geringen Leiſtungsfähigkeit der einzelnen Schul- 
iyiteme tritt in erheblichem Grade der Staat mit Beihülfen ein. 


. Nach) dem Landitraßen und Wegereglement vom 11. Januar 1767 


ruht die Wegebaupflicht ohne Unterjchied zwiſchen Landitraßen und 
Kommunifationswegen zc. zunächſt auf den Gemeinden und Do- 
minien, vorbehaltlich der nachweisbaren, objervanzmäßigen Ver— 
pflichtungen einzelner Adjacenten; joweit der Weg über Gemeinder 
grund Führt, ift die Gemeinde, joweit er über Dominialgrund führt, 
der Gutäbefier verpflichtet, ihn zu unterhalten. Die „Provinzials 
und Kreischaufleen“ werden natürlich von diejen größeren Verbänden 
unterhalten. Der Wegebaupfliht wird in Schlefien noch meift in 
natura genügt. Für die Hand» und Spanndienite fommen dabei 
jubfidiär die Landrechtlichen Normen in Frage (Vgl. Minifterial- 
vejfripte dom 19. Febr. 1860 und 18. März 1843, Schlefilches 
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für Schlefien. Breslau 1871. ©. 7. 66. 67, ferner ALR. SS 13—15 
II 15 und ss 37 ff. II 7; für die einzelnen Regierungäbezitfe be— 
itehen beſondere Ausführungsverordnungen von 1858. 1842. 1861). 


. Weder auf itaatlihdem noch auf fommunalem Gebiete liegen die 


Leiltungen für die Kirchen und für kirchliche und religiöje Zwecke. 
Die Gemeinde bezw. der Gutäbezirt fommt bier meiſt nur als 
Sintereffentenverband innerhalb eines weiteren Verbandes — des 
Kirchſpiels — in Frage. Die kirchlichen Laſten werden nach jehr 
verjchiedenen Maßſtäben aufgebracht, auch Naturalleiftungen find 
noch gar nicht Selten. 


B. Die jogenannten eigenen -oder rein fonımunalen Aufgaben der Gemeinde 
find verhältnismäßig beſchränkte. Das Allgemeine Landrecht zählt Hierzu 
hauptſächlich (S 37 II 7) den Bau x. von Dorifchmieden, Hirten« 
häufern, Brunnen, Verforgung des Dorihirten, der Gemeindebeamten, 
der Nachtwächter, die Unterhaltung des Doribullen und Zuchtebers ıc. 
In manden vom Landrecht noch aufgezählten Aufgaben ift heute bie 
Gemeinde nur die Vertreterin de8 Staats. Hierher gehören ferner 
die Rechte und Pflichten auf dem Gebiete der Jagd und der Fiſcherei. 
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Die Feldmarksjagd bezw. »fiicherei muß entweder ganz ruhen oder 

die Gemeinde ift verpflichtet, fie zu verpachten oder durch einen be= 

fonderd angejtellten Jäger bezw. Fiſcher ausüben zu laſſen. Die 

Erträge fließen in die Gemeindekaſſe. In Schlefien hat jehr oft der 

Befiger des benachbarten Gutsbezirks die Feldmarkjagd in Pacht 

(Jagdpolizeigeſetz v. 7. März 1850, Geſetzſ. ©. 165, und Fiſchereigeſetz 

vom 30. Mai 1874, Geſetzſ. S. 197). Werner gehört hierher die Ver— 

waltung des Gemeindevermögen?, der Ginfünfte, die Verteilung und 

Beitreibung der Gemeindbeabgaben u. j. w. 

Endlich find zu erwähnen die — allerdings räumlich nicht immer 
mit den Gemeinden und Gutsbezirken zujammenfallenden — landwirtjchait« 
lichen Kulturgenoſſenſchaften, wie Deich-, Ent: und Bewäflerungs-, Drainage, 
Wiejenbau:, Meliorationsgenoffenihaften. Der Verteilungsmaßſtab für die 
hieraus entipringenden Laſten richtet fich gewöhnlich nach dem Intereſſe 
des einzelnen am Beſtehen der Genofjenichaft. 

Einrichtungen zur Förderung der moraliſchen Wohlfahrt der Ge- 
meindeglieder find in Schlefien meiit von den Kreiſen, jelten von einzelnen 
Zandgemeinden errichtet. 

Die oben erwähnten, bei Erfüllung der verjchiedenen Aufgaben den 
Gemeinden gejeglich zufließenden Einnahmen nebit denjenigen aus dem 
in manchen Gemeinden vorhandenen, übrigens gewöhnlich in Grundbefit 
beftehenden Vermögen reichen natürlich nicht aus, um die dabei er- 
wachjenden-SKoften zu deden. Überall müſſen daher Gemeindeabgaben 
die Lüde ausfüllen; denn Anftalten oder Unternefmungen, die Gewinn 
abwerfen, befigen nur vereinzelte Landgemeinden (jo giebt es 5. B. nur 2 
von Landgemeinden errichtete Sparkaſſen). 

Eine Verpflichtung der Gemeinden zur Aufitellung eines Türmlichen 
Haushaltsplanes befteht nicht; nur wenn nach Ermeſſen des Landrat3 
Unordnungen und Berwirrungen in der Verwaltung des Gemeindehaud- 
baltes es notwendig machen, kann die Anfertigung eines Etats vom Landrat 
angeordnet werden (Vgl. E. v. Möller, Landgemeinden u. Gutsherrſchaften 
nach preußiichem Recht. Breslau 1865. ©. 223). 

In wieviel Kreifen dies gejchehen, iſt mir nicht bekannt geworden ; 
doch möchte ich annehmen, daß die Einrichtung von Gemeindeetats für die 
Landgemeinden in Schlefien zu den Ausnahmen gehört (3.8. Kr. Namslau). 

Direkte Dotationen ſeitens des Staat? an die Landgemeinden jehlen. 
Subventionen fmb jehr regelmäßig auf dem Gebiete des Kirchen, Schul: 
und Wegeweiend. In lebterer Beziehung treten auch Provinz und Kreis 
in ftattlidem Maße Heliend ein. Die Erträge der lex Huene werden in 
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Schlefien wohl allgemein von den Kreifen ſelbſt verbraudt, jo daß für 
die Gemeinden und Gutsbezirke oder auch für die Schul» und Ortsarmen- 
verbände nichts übrigbleibt (S 4 Gel. v. 14. Mai 1885, Geſetzſ. S. 125). 
Das Berhältnis zwiſchen den direkten Staatöiteuern einerjeit® und den 
reinen Gemeindeabgaben bezw. den Gemeinde- und Korporationsabgaben 
(Schul-, Kirchen-, Kreid-, Provinzialiteuern) andererjeits war für die jchle- 
fichen Landgemeinden 1883.84 das folgende: 


ii u Die Gemeinde: und beion: 
Tie Gemeindeabgaben alleın er 

















deren Korporationsabgaben Be: 
Im Bezirk betrugen Prozent zu‘. betrugen Prozent ’ 
der Klaſſen-u. aller direkten |der Klaſſen-u. aller direkten ——— 
Einkommenſt. Steuern Einkommenſt. Steuern 
Breslau 83,6 498,2 141,9 Nach den 
ua — ER ’ Angaben bes 
Yıranıık 285,4 ‚4,4 468,5 122,1 Statiftifchen 
Oppeln 604,9 169.9 749,2 2105 — 
ER Preuß. Staat 
Schleſien 560 


Auf den Kopf der Bevölkerung entfielen zur gleichen Zeit an direkten 
Staatäfteuern in den Landgemeinden der Provinz 2,40 Mark, an Gemeinde 
abgaben allein 2,54 Mark, an Gemeinde- und Korporationsabgaben 3,74 Mar. 
In den Landgemeinden mit Ausſchluß der Gutsbezirke betrug 1883 84 das 
Sollauffommen an direkten Staatäfteuern überhaupt 6172988 Mark, wäh- 
rend fich der Gefamtbetrag der Gemeindeabgaben auf 6528188 Matt, 
derjenige der Gemeinde: und Korporationsabgaben auf nicht weniger als 
9614777 Markt belief. Im einzelnen entfielen von den reinen 


Gemeindeabgaben mit . . 20.202. 6528188 Marl 
auf bejondere 388133 Mk. 

Wohnungs- und Mietsſteuern . . — 

: Humdelteuer . . . 6299 » 

= Jonftige bejondere Realfteuern . . 1146408 « 

. ® - PVerjonaliteuern . 504044 = 


» indirefte Gemeindeabgaben - . . 61586 — 
= Zufchläge zudendirekten Staatsiteuern 4421718 — 
find zufammen wie oben 6528188 Marf, 

wozu dann noch die befonderen Korporationsabgaben mit 3086589 = 
binzutreten, jo daß fich, wie oben, eine Gejamtbelaftung von „ 9614777 Marl 
ergiebt. 

Zu diefen an fich recht erheblichen Beträgen der baren Geldabgaben 
treten nun aber noch die MWertbeträge für die Naturalabgaben und 


Die Zuftände und die Reform de3 ländlichen Gemeindeweiens ꝛc. 93 


sleiftungen, die immerhin noch eine ganz ftattliche Summe darftellen dürften. 
Als häufige Naturalabgabe findet fich das an Kirche, Schule ıc. zu leiftende 
Brennholz; an Naturalleiftungen kommen Hand» und Spanndienfte ind» 
bejondere bei der Befjerung der Gemeindewege und Brüden, beim Neubau 
von Schule und Kirche und bei Reparaturen diefer Gebäude zahlreich und 
in erheblichen Poiten in Berechnung. 

Die Aufſicht über die Gemeinden ift in Schlefien erſchwert durch 
den zu großen Umfang der meisten reife, der es inöbejondere dem Landrat 
unmöglich macht, überall perjönlich einzufpringen, zu jeden und zu hören, 
wo ed erwünfcht wäre. m diejer Beziehung ift die Einrichtung ſehr Kleiner 
Kreije, wie fie in der Provinz Hannover erfolgt iſt, bedeutend vorzuziehen. 
In Scleften ſchiebt fich zwiſchen Gemeindevorftand und Landrat die 
Zwijchenperfon des Amtsvorftehers, defjen „vermittelnde und begutachtende 
Thätigfeit“ der Yandrat und der Kreisausſchuß gemäß S 66 der KrO. 
in Anjpruch nehmen dar. Damit tritt aber in vielen Fällen an die 
Stelle der unmittelbaren Anjchauung und mündlichen Erörterung das 
Ichriftliche, den Bauern jo widerwärtige Verfahren. 

Die Aufficht des Staates über die Verwaltung der Angelegenheiten 
der Yandgemeinden und Gutsbezirfe wird dauernd und regelmäßig in erſter 
Inſtanz von dem Landrate ala Vorſitzendem des follegialen 
Kreibausſchufſſes, in legter Inſtanz von dem Regierungspräfidenten 
geübt. Für eine Reihe von Fällen ift jedoch Beſchlußfaſſung durch den 
Kreisausſchuß jelbit, in anderen Fällen das Berwaltungsftreitverfahren 
vor demfelben ala VBerwaltungsgericht vorgejchrieben. Die wihtigite Funktion 
des Kreisausſchuſſes beiteht wohl darin, dab er (ald Auffichtsbehörde nad 
Maßgabe der beitehenden Landgemeindeverfaflung) ganz allgemein Orts— 
ftatuten und Gemeindebeichlüffe zu bejtätigen Hat (vgl. im übrigen 
ss 24—38, inäbefondere S 31 Zuſt.Geſ.). 


3. Würdigung der beitehenden Gemeindeeinrichtungen. 


Das Gemeindeleben in den ſchleſiſchen Landgemeinden ift wenig ent« 
widelt. Daß eine Gemeinde aus eigener Entjchließung fich neue Aufgaben 
ftellt, kommt ſelbſt auf dem Gebiete des allgemeiniten Intereſſes ihrer 
Mitglieder — Landwirtichaft, Viehzucht, Wegebau und Borflut — ver- 
hältnismäßig wenig vor. Selbſt die Aufitelung von Zuchthengjten, 
:ftieren und »ebeın auf Gemeindefoften ift nicht häufig, und es bedarf 
dazu in den meilten Fällen einer Unterftügung ſeitens der landwirtichaft« 
lichen Vereine oder des Kreiſes. 


94 Dr. Schmölders. 


Daß zur Förderung der fommunalen Organifation, insbejondere durch 
Einrichtung der Gemeindeausjchüfle, nichts geichieht, wurde ſchon oben er= 
wähnt. Ortsſtatuten find bis in die lebte Zeit in den ländlichen Ge 
meinden jelten gewejen und exit durch da® Kommunaljteuernotgejeß jeit 
1885 häufiger herbeigeführt worden. Am eheſten find die Gemeinden noch 
bereit zu finden zum chaufjeemäßigen Ausbau bezw. Neubau von Gemeinde» 
wegen. Dieſer Umitand findet jeine Erklärung darin, daß einmal die 
Gemeindewege für alle Gemeindemitglieder ziemlich gleich Hohe Bedeutung 
haben und daß ferner in der Regel zu ihrer Herflellung nicht bares 
Geld aufzubringen ift. Dieſes pflegt nämlich der Kreis herzugeben. Es 
bleiben alfo nur aufzubringen die Naturalleiitungen an Material, Hand» 
und Spanndienjten. Gerade die leßteren aber werden verhältnismäßig am 
liebften getragen, weil fie, wie die Bauern meinen, „nichts koſten“. Selbft 
die leiftungsunfähigite Gemeinde iſt don der Notwendigkeit eines Schul- 
haus-Neubaues zu überzeugen, jobald man von ihr nichts weiteres als 
Materialien, Spann- und Handdienjte dazu fordert. 

Ein Haupterflärungsgrund für die geringe Entwidlung, welche die 
Ichlefiichen Landgemeinden genommen haben, liegt in ihrer Verfaſſung. 
Und Hier wirken wieder hauptſächlich 3 Umſtände zufammen: 

a. bie Schwerfälligleit des Inſtituts der Gemeindeverfammlung über 
haupt, 

b. das Fehlen einer einheitlichen Gefeggebung über die Grenzen der 
Zuftändigfeit der einzelnen Organe, 

c. das Vorherrichen der Obſervanz ohne die faktiſche Möglichkeit, den 
darauf beruhenden Rechtäzuftand den Bedürfniffen entiprechend ab— 
juändern. 

Wo die Gemeinde überhaupt nur eine einigermaßen zahlreihe Ein— 
wohnerzahl aufweift, da jchwillt die Gemeindeverfammlung zu einer Größe 
an, die das fachliche und gründliche Erörtern der Tagesordnung an fich 
Ihon erſchwert. Wird Hinzugenommen, daß die einzelnen Mitglieder unter» 
einander fait alle ihre Eleinen nachbarlichen Streitigkeiten und Differenz« 
punkte haben, die bei jeder Gelegenheit aufs neue entzweiend wirken, dag 
ferner bei der üblihhen Länge der Dörfer und dem Nahebei- 
einanderliegen derjelben die lofalen Jntereflen der einzelnen Einwohner 
vielfach auseinandergehen und daß der jchlefiiche Bauer nicht weniger wie 
jeder andere feine einmal gefaßte Anficht ftarrföpfig verteidigt, jo ergiebt 
fih von jelbjt die Unfähigkeit der Gemeindeverfammlung für die Verwal- 
tung der Gemeinde. Nun würde der Fehler ja einigerinaßen behoben jein, 
wenn nicht alle Gemeindemitglieder erichienen, da die Yernbleibenden in 
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der Regel auch die am wenigiten Intereifierten find; demgegenüber befteht 
aber noch die alte Beitimmung der Doripolizeiordnung für das Herzogtum 
Schleſien und die Gratichait Glab vom 1. Mai 1804, Abſchnitt III S 2, 
wonach derjenige, der ohne genügende Entjchuldigung das Gemeindegebot 
verfäumt, 5 Silbergroichen in die Armenkaſſe zu zahlen hat. 

An die Stelle der Gemeindeverfammlung hat deshalb im wejentlichen 
ein Gemeindeausfhuß zu treten, wie ein folcher 3. B. duch S 24 der 
Weitfäliichen Gemeindeordnung vom 19. März 1856 (Geſetzſ. S. 265) 
bei mehr als 18 jtimmberechtigten Gemeindemitgliedern regelmäßig vor— 
geichrieben ift. Durch den 3 8 der altländiichen Yandgemeindeordnung 
ift ja Hierzu allerdings auch eine Handhabe gegeben (vgl. oben ©. 86). 
Aber einmal find dabei, bevor die Einrichtung ins Leben tritt, durch ein 
zu bejchließendes Statut eine Menge von Feſtſetzungen zu treffen, von 
denen jede einzelne einen erbitterten Kampf der Meinungen und Intereſſen 
in der Gemeindeverfammlung Hervorzurufen geeignet ericheint; jodann be= 
darf es der Mitwirkung des Amtsvorftehers und Landrats bei Aufftellung 
diejes Statut3 ſowie der Bejtätigung desjelben durch den Kreisausſchuß; 
und endlich ift die ganze Neuerung davon abhängig, dab die Gemeinde 
Telbjt fie beantragt. Es wird alfo von der Gemeindeverfammlung — 
denn dieſe ijt die Vertreterin des Gemeindemwillend — verlangt, daß fie 
fich jelbft ihr eigenes Zodesurteil ſprechen jolle! Und eben dieſes wird 
von einer Berfammlung gefordert, die an fich fchon zu thatkräftigem und 
zielbewußtem Vorgehen ungeeignet erjcheint! Dieſer Zuftand ift unhaltbar: 

Es muß die Einrichtung eines Gemeindeausjchufles ohne weiteres 
gejeglich vorgeichrieben und es dürfen Ausnahmen nur mit Ges 
nehmigung des Regierungspräfidenten geftattet werden. Daß dieſe Vor— 
Ihrift nur dann eintritt, wenn irgend eine bejtimmte Zahl von ftimme 
berechtigten &emeindemitgliedern vorhanden ift (Weſtf. LGO.), halte 
ich nicht für unbedingt erforderlich; die Errichtung wird auch in fleineren 
Gemeinden eher nüben ala jchaden, und im jchlimmften Falle wird die 
Genehmigung des Kegierungspräfidenten zur Statuierung einer Aus— 
nahme unſchwer zu erreichen fein. 

Das bloße DVorhandenjein des Gemeindeausſchuſſes kann aber noch 
nicht3 helfen, wenn nicht gleichzeitig deilen Zuftändigfeit wenigſtens 
in großen Zügen fejtgelegt und damit über die Bedeutung desfelben jo= 
wie indireft über den Wert des aktiven und palfiven Wahlrechts für den— 
jelben volle Klarheit verbreitet wird. 

Bisher galt die Gemeindeverfammlung als zuftändig in allen Ans 
gelegenheiten, die nicht dem Gemeindevorjtande ausdrüdlich übertragen 
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waren. Die Rechte und Pflichten des legteren aber find nirgends einheit« 
ih in einem Gejege normiert. Sowohl das Landrecht ala die Land» 
gemeindeordnung, ſowohl die Kreisordnung als zahlreiche Sondergejehe 
enthalten diesbezügliche Vorſchriften. Dieſe alle zu fennen, darf von den 
ſchleſiſchen Bauern nicht verlangt werden. 

Es empfiehlt ſich daher der Erlaß einer klaren, die Zuftändigkeiten 
des Gemeindeausfchuffes in möglichit allen Beziehungen genau regeln- 
den Vorſchrift, 

die fih im Anjchluß an die analogen Beflimmungen der Städteordnung 
unſchwer wird fonftruieren lafjen. Denn nur auf dem Boden eines ficheren 
Rechtözuftandes in Bezug auf die Teilung der Machtbefugnifie und Pflichten 
läßt fich ein gedeihliche® Zujammenmwirten der fommunalen Organe er— 
warten. — 

Dieje Betrachtung Führt unmittelbar hinüber zu dem dritten Punfte, 
der in der Berlaflung der Landgemeinden in Schlefien ala ein wunder zu 
bezeichnen ift. Dies iſt die Hervichait der Obſervanz. Das Landrecht, 
welches doc) wenigitens in Hauptpunften gleiches Recht hätte jchaffen 
fönnen, gilt nur ſubſidiär, hinter der bejtehenden Obfervanz, und die 
Zandgemeindeordnung verweilt gleichfalls wiederholt auf letztere (ALR. 
Einl. SS 3. 4 und Publifationspatent vom 5. Februar 1794, III, vgl. 
$$ 31. 39. 72 II 7; 8 33 II 6; 860. 88 3. 11). 

Bei allen anerkannten Vorzügen, welche die Objervanz ala Rechts— 
quelle gerade für ländliche Verhältniffe aufweiit, bildet diejelbe doch ein 
Hinderniß für die Entwidlung der Gemeinde ſelbſt, für den auch auf 
fommunalem Gebiete durch die jeweiligen Zeitverhältnijje ge 
botenen Fortichritt. Das liegt in der Natur der Sache; die Objervanz 
iſt ungejchriebenes Recht, welches vom Vater dem Sohne mündlich über- 
liefert wird, meift ehrwürdigen Alters ift, und eben dadurch eine gewifje 
Unantaftbarfeit gewinnt, daß feine Geltung gewiffermaßen beruht auf dem 
Vertrauen, welches die junge Generation in die Glaubwürdigfeit der Vor— 
fahren jet. So fommt e&, daß an der Objervanz viel zäher 
jeftgehalten zu werden pflegt als an geihriebenem Redt; 
wer fie antajtet, wird in der Gemeinde auf Beifall zunächſt nicht zu 
rechnen haben. 

Wenn aljo der Herr Minifter des Innern in der Situng des Ab- 
geordnetenhaufes vom 25. Februar 1890 (Sten. Berichte S. 38) darauf 
aufmerffam gemacht hat, daß 3. B. Hinfichtlich der Kommunalbejteuerung 
die Gemeinden in der Lage jeien, ein Statut zu bejchließen, und ber 
Kreisausihuß in der Lage ſei, abzuhelfen, um eine irrationelle, un— 
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zwedmäßige Verteilung der kommunalen Laſten zu verhindern, jo ift dies 
zwar ganz richtig; ob aber die Gemeinde bezw. der Kreisausſchuß don 
diefen Befugniffen in der Praris wirklich Gebrauh macht, aus freiem, 
eigenem Antriebe, das ift eine ganz andere Frage. Und wenn des weiteren 
darauf hingewieſen worden ijt, daß von 24500 Landgemeinden der öftlichen 
Provinzen bereits über 19000 jolche Statuten beſchloſſen haben, nad 
welchen die Umlegung der Gemeindeabgaben nah Maßgabe der Staats» 
ſteuern erfolgen ſoll, jo dürfte dabei nicht zu vergeſſen fein, daß ficher ein 
großer Zeil, vielleicht jogar die Mehrzahl diefer Statuten auf Grund der 
Beltimmungen de Kommunalfteuernotgejeges vom 27. Juli 1885 und 
zwar Hauptjächlich zu dem Zwecke vereinbart worden ift, um die Foren— 
jen und juriftijden Perjonen zur Kommunalbejteuerung 
heranzuziehen; alſo nicht die bezüglich der Beiteuerung innerhalb 
der Gemeindeglieder beitehenden Mißverhältniffe, von denen allein 
die Landgemeindeordnung jpricht, waren der Ausgangspunkt für die Reform! 
— Inwieweit endlich die Regelung des Stimmrechts in der Gemeinde» 
verfammlung mit der jtatutarijchen TFeitiegung des Maßjtabes der Gemeinde- 
laften Schritt gehalten Hat, iſt nicht ohne weiteres zu überjehen. In 
Schleſien mag es doch wohl noch nahe an 1000 Gemeinden geben, in 
denen allein die Objervanz tür Stimmrecht und Tragung der Gemeinde» 
laften maßgebend ilt. 

Eine Revifion der beitehenden Objervanzen insbejondere bezüglich diejer 
beiden legten Punkte ift notwendig. Aber es dürfen dabei nicht die Grund 
jäße der Landgemeindeordnung über das Stimmrecht maßgebend fein; denn 
diefe pafjen zum großen Zeil nicht mehr für moderne Berhältnifje, ins- 
bejondere nicht für Schlefien, wo jet neben der rein bäuerlichen Bevöl— 
ferung infolge der hochentwidelten Industrie die Klaſſe der ein Häuschen 
bejigenden induſtriellen Wrbeiter insbejondere in der Nähe der vielen 
größeren Städte ins Gewicht fällt. 

Es ericheint unbedenklich und der Billigfeit entiprechend, daß — das 
Inſtitut der obligatorischen Gemeindeausſchüſſe vorausgeſetzt — allen 
tlaſſenſteuerpflichtigen ſelbſtändigen (24jährigen) Einwohnern im Gemeinde— 
bezirk das aktive Wahlrecht zum Gemeindeausſchuſſe zugeſtanden wird, wofern 
nur gleichzeitig beſtimmt wird, daß zwei Drittel der Mitglieder des letzteren 
„anſäffige Wirte“ im oben (S. 79. 83) geſchilderten Sinne ſein müſſen. 
Außer den Einwohnern wird ferner den Forenjen und juriftiichen Perſonen, 
die im Gemeindebezirk Grundftüde, Bergwerke, Pachtungen, Gewerbe haben 
bezw. betreiben, ein durch bevollmächtigte Einwohner auszuübendes aktives 
Wahlrecht für den Gemeindeausihuß zu geben fein. Wo die alte Ge- 
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meindeverfammlung beibehalten wird, empfiehlt es fi, das Stimmrecht 
auch nicht angejeffenen Einwohnern jowie Forenſen und juriftiichen Per— 
fonen bezw. deren Bevollmächtigten unter der Bedingung zu verleihen, 
daß fie beitimmte Minimaljäge an Staatöfteuern (oder auh an Staatä- 
fteuern und Kommunalabgaben) zahlen. Bezüglich der Gemeindelaften 
fann zunächft der Gemeinde überlaflen werden, unter Beftätigung der Auf» 
fihtöbehörde einen geeigneten Verteilungsmaßſtab zu beichließen; jubfidiär 
müßte aber daneben ein eventuell zu octroyierender Maßſtab — etwa 
prozentuale Zuſchläge zu den direkten Staateſteuern mit Ausihluß der 
Haufierfteuer — geſetzlich Teitgejeßt werden. 

Die Bildung neuer Obfervanzen, die mit vorjtehenden Grundfäßen 
im Widerfpruch jtehen, müßte geſetzlich außdrüdlich ausgeichloffen werden. 
Nach einer Enticheidung des Oberverwaltungsgerichts find zwar jchon jeit 
Erlaß der Landgemeindeordnung Obſervanzen, die den Beitimmungen in 
5 5 Ab. 1 und 2 zumwiderlaufen, ausgeſchloſſen (Entid. XV 181); 
für die Zukunft ift aber die Aufnahme einer gejeglichen diesbezüglichen 
Vorſchrift im Intereffe der Klarheit zu fordern. 

Unter Zugrundelegung der vorgetragenen Grundſätze nun müßte das 
Geſetz eine Revifion aller ländlichen Ortöverfaffungen daraufhin vor— 
Ihreiben, ob die beitehenden Objervanzen und Statuten hiernach auf 
rechterhalten werden können oder der Abänderung bedürfen. Diefe Revifion 
müßte im Auftrage des Kreisausſchuſſes durch kommiſſariſche öffentliche 
Verhandlungen, zu denen jedermann au& der Gemeinde jowie die Forenien 
und die Vertreter der beteiligten juriftiichen Perfonen Zutritt haben, er— 
folgen. Daß auf Grund der Vorfchläge des Kommiſſars vom Kreisaus— 
Ihuffe zu entwerfende Statut wird der Gemeindeverfammlung bezw. »ver- 
tretung zur Beſchlußfaſſung vorgelegt. Wird e& angenommen, fo iſt es dem 
Regierungspräfidenten zur Beitätigung vorzulegen ; wird es abgelehnt, jo ent= 
Icheidet auf Antrag des Kreisausſchuſſes, des Gemeindevoritandes oder des 
Regierungspräfidenten der Minifter des Innern im Einvernehmen mit dem 
Bezirksausſchuſſe. Auf diefem Wege dürfte eine Befeitigung der Haupt» 
mängel in der bisherigen Verfafjung der Landgemeinden erreichbar fein. 


Es find aber nicht nur die Mängel der Verfaffung der Lande 
gemeinden, die den Grund der wenig erfreulichen Geitaltung der kommu— 
nalen Verhältniffe bilden; noch weit mehr vielleicht ift hieran die Leiſtungs— 
unfähigfeit einer großen Anzahl von Gemeinden und — im Zufam: 
menhange damit — das Inſtitut der jelbitändigen Gutsbezirke jchuld. — 

Im Prinzip möchte ich für die Hiefige Provinz der don dem Ab» 
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geordneten Sombart in der Sitzung des Abgeordnnetenhaujes vom 25. Fe— 
bruar 1890 (Sten. Berichte S. 536) geäußerten Anficht beitreten, daß 
die Befeitigung der Gutsbezirke ala folder ein erftrebeng- 
wertes Ziel fei. Denn für Schlefien ift nach den oben mitgeteilten 
Details diefe Frage don ganz befonderer Bedeutung. Ohne weiteres 
läßt fich freilich num thatſächlich eine Befeitigung der hier beitehenden 
3847 jelbftändigen Gutsbezirke nicht ermöglichen; manche derjelben werden 
überhaupt nicht zu einer wirklichen fommunalen Geftalt zu entwideln 
fein, weil fie entweder nicht genügend bevölkert find, um zu felbjtändigen 
Gemeinden heraus zu wachen, oder weil ihre Vereinigung mit Nachbar- 
gemeinden unthunlich iſt. Hier wird höchitens die Zerichlagung des Gutes 
felbft oder das Inſtitut des Nentenguts, wie e& 3. B. vom Herrenhauſe 
ventiliert wird, Abhülfe gewähren; und da hierbei alles auf den freien 
Willen des Gutsbeſitzers ankäme, jo erjcheinen diefe Gutsbezirke von vorn— 
herein ala halbverlorene Poſten. Aber auch im übrigen erwarte ich von 
der Bereinigung der fleineren Landgemeinden miteinander und mit örtlich 
verbundenen Gutsbezirken zu einheitlichen Kommunen jowie von der Um— 
wandlung der bejonders ſtark bevölkerten Gutsbezirke in Landgemeinden 
für die Provinz Schlefien nicht befonders viel. — 

Derartige Maßregeln werden zwar auch bier in ein paar Hundert 
Fällen ausführbar fein und find es aladann, wie der Herr Miniiter des In— 
nern in der öfter erwähnten Situng des Abgeordnetenhaufes betont hat, jchon 
auf Grund der bejtehenden Geſetzgebung. (Sehr oit Freilich können die be— 
züglichen Berhandlungen daran jcheitern, daß die beteiligten Gemeinden 
bezw. Gutsbezirke die regelmäßig erforderliche Zuftimmung nicht erteilen; 
denn nur, wenn die Anderung des bejtehenden Zuitandes im öffent— 
lihen Intereſſe notwendig ijt, fann von der Einholung jener Zu— 
ftimmung abgejehen werden.) 

Aber eine durchgreifende Bejjerung fann Hiervon doch nicht 
erwartet werden. Daß insbejondere aus denjenigen Gutsbezirken, in denen 
fich größere Kolonieen befinden, einfach Landgemeinden gebildet werden 
fönnten, deren Leiltungstähigfeit für die Zukunft gefichert erjchiene, will 
mir nicht vecht einleuchten ; wir haben hier zwar eine Anzahl von Guts— 
bezirken, die über 300 und bis 400, mitunter auch noch erheblich mehr 
Einwohner umfaſſen, aber diefe Einwohner find doch zum überwiegenden 
Zeile „Lohngärtner”, „Dreichgärtner“, „Gutstagelöhner“, die wenig, häufig 
auch gar feinen Grundbefig haben, oder Tyabrifarbeiter, die in der Näbe 
auf Fabriken arbeiten oder auch in den imdujftriellen Anlagen des Guts— 


herrn (Branntweinbrennerei, Zuderfabrif 20.) beichäftigt werden. Wenn 
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man dieje Leute zu einer jelbitändigen Gemeinde vereinigt, zu der auch der 
Gutsherr gehört, jo hat man eigentlich nur auf Kojten des Gutsherrn aug einem 
leiftungstähigen Gutäbezirf eine verhältnismäßig leiſtungs unfähige Ge- 
meinde gebildet. Läßt man umgekehrt den Gutsheren bezw. das Gut bei 
der Bildung diejer Gemeinde draußen, jo jehlt der Gemeinde daß leiſtungs— 
tähigfte Mitglied, und der Gutsbezirk, den man bejeitigen wollte, bleibt 
in dveränderter Geftalt beftehen. Der Schaffung leiftungsfähiger Einzel- 
gemeinden find aljo auch in Schlefien beicheidene Grenzen angewiefen. Und 
da andererjeits ſelbſt in den noch als leiftungsfähig zu bezeichnenden Ge— 
meinden die Gemeindefteuerlaft bereits eine jehr erhebliche, ja ſtellenweiſe 
bedenkliche Höhe erreicht Hat, jo wird für die fteiß wachjenden fommunalen 
Aufgaben ein leiftungsfähiger Träger in der Geſtalt eines aus Landgemein— 
den und Gutäbezirken zujammengejegten Verbandes zu fonjtruieren fein. 

Als ſolcher kann für die Provinz Schlefien meines Datürhaltens nur 
der „Amtsbezirk“ in Frage fommen. Man mag über die Polizei- 
verwaltung der Amtsvorfteher in Verwaltungskreiſen (für die Juſtiz— 
behörden find fie als Hülfebeamte der Kgl. Staatsanwaltichaft unentbehr- 
lich) denfen, wa8 man wolle, — für die fommunalen Aufgaben läßt 
ſich mit Ausficht auf dauernden Erfolg nur im Amtsbezirke ein geeigneter 
Verband Eonjtruieren. Die Amtöbezirke find in Schlefien alt, fchon durch 
die Kreisordnung im Jahre 1872 eingeführt; fie umfaſſen in ihren Grenzen 
die örtlich zufammengehörigen Gemeinden und Gutsbezirke; die 
Organe für eine gedeihliche Thätigkeit find im Amtsvorfteher und im 
Amtsausshuß in angemefjener Weiſe vertreten; die ganze Einrichtung 
wartet förmlich nur des fommunalen Inhalts, auf den fie zugejchnitten 
iſt. Dazu fommt noch, daß jchon in einzelnen Fällen auf Grund des 
$ 53 der Kreißordnung eine Übertragung von fommunalen Angelegenheiten 
in Schlefien erfolgt it. Der Amtöverband fungiert mitunter ala Ge— 
jamtarmenverband, als MWegeverband und für das Feuerlöſchweſen ala 
Sprigenverband. Die Kommunalifierung de Amtabezirts bietet endlich 
die Möglichkeit, den einzelnen Gemeinden innerhalb des Rahmens der 
eigentlihen und urfprünglichen Gemeindeaufgaben die notwendige 
Bewegungdfreiheit zu belaijjen, und ihnen doch gleichzeitig die= 
jenigen bejonders jchwer drüdenden Aufgaben abzunehmen, die an und für 
fi dem Charakter der Gemeinde als jolcher nicht entipringen, zu denen viel» 
mehr nur der Staat die Gemeinden im Laufe der Zeit herangezogen bat. 
Dies gilt insbejondere von den Schullaften und von den Armenlaften. 
Es gilt aber ferner auch von denjenigen mehr kommunalen Laſten, bei 
welchen fich mit der Vergrößerung des Kreiſes der Pflichtigen eine gerechtere 
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Verteilung ermöglichen läßt, 3. B. von der Wegelaft, der Räumungapflicht 
und Unterhaltungslaft bei Waflerläufen, Brüden u. f. w. 

Heute ift zur Übertragung einzelner Kommunalangelegenheiten an den 
Amtsbezirk der übereinftimmende Beihluß Jämtlicher zu demjelben 
gehörigen Landgemeinden und Gutsbezirke erforberlih. Widerſpricht nur 
eine der Landgemeinden ıc., jo iſt der Plan vereitelt. Soweit es fidh 
ferner infolge jener Übertragung um Aufbringung von Abgaben ſeitens 
des Amtsbezirks handelt, deren Maßſtab nicht gejeglich feſtſteht, muß 
fich die ilbereinftimmung der Beteiligten auch auf den Aufbringungsmaß- 
ſtab erftreden. Diefe Beitimmungen find einer Abänderung bezw. Er« 
gänzung bedürftig. Zunächſt darf der einzelnen Gemeinde bezw. dem ein- 
zelnen Gutöbefiter nicht das Recht belafjen werden, die im Intereſſe des 
gefamten Amtsbezirk liegende Übertragung einzelner kommunaler An— 
gelegenheiten durch bloßen Widerfpruch zu verhindern. Hier müßte mins 
deitend eine Klage der in der Majorität befindlichen Kommunen gegen die 
MWiderjprechenden auf Ergänzung der Zultimmung der lebteren bei dem 
Kreisausichuffe zuläffig und die Entſcheidung jowohl nach Billigfeitö- als 
nah Zwedmäßigfeitsrüdjichten zu treffen fein. Außerdem Halte 
ich es für angezeigt, unter Abänderung bezw. Ergänzung der SS 2 und 12 
des preußifchen Ausführungsgejeßes vom 8. März 1871 (Geſetzſ. S. 130) 
zum Unterftügungsmwohnfiggefege vom 6. Juni 1870 (Reichögejegblatt ©. 
360) ein für allemal gejeglich Für die öftlichen Provinzen oder doch wenig» 
ſtens für die Provinz Schlefien zu bejtimmen : 

„Die nach S 47 der Kreißordnung dom 13. Dezember 1872 für 
die Öftlichen Provinzen beitehenden Amtsbezirke bilden (event. in der 
Provinz Schlefien) regelmäßig Gejamtarmenverbände im Sinne der 
ss 2. 9—14 des Geſetzes vom 8. März 1871. Die Erklärung von 
einzelnen Gemeinden und Gutsbezirken zu jelbftändigen Ortsarmen— 
verbänden bezw. ihre Ausſcheidung aus dem Gejamtarmenverbande des 
Amtsbezirk erfolgt auf Antrag der betreffenden Gemeinde bezw. des 
Gutsbefiterd oder de3 Landrats nach Anhörung des Amtsausſchuſſes und 
des Kreidtagd durch den Regierungspräfidenten, auf Beichwerde gegen 
deffen Entjcheidung durch den Oberpräfidenten. — Diejenigen bereits 
beitehenden Gefamtarınenverbände, deren Bezirk mit dem Amtsbezirke nicht 
zufammenfällt, bleiben als bejondere Gefamtarmenverbände fortbejtehen, 
foweit ihre Einverleibung in den Nrmenverband des Amtöbezirks nicht 
im Öffentlichen AInterefje dringend notwendig ift. Darüber, ob dies der 
Fall, beichließt auf Antrag des Amtsausfchuffes nach Anhörung der 
Beteiligten und des Kreidtags der Negierungspräfident, in zweiter In— 
ftanz der Oberprälident.“ 
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Inwieweit die vorgefchlagene Einrichtung in anderen n Probingen 
Härten, insbeſondere den Gutsbefiern gegenüber, im Gefolge "Haben würde, 
entzieht fich zunächit meiner Beurteilung. Dagegen glaube ich nicht, daß 
für Schlefien jolche Bedenken in erheblichem Grade geltend ‚zu machen 
find. Freilich fehlt bisher eine die Armenlaften der Gemeinden und Guts- 
bezirke ermitielnde vergleichende Gtatiftif. Im allgemeinen darf daran 
erinnert werden, daß in Schlejien jchon fait die Hälfte aller beitehenden 
Armenverbände Gejamtarmenverbände find; daß menigitens ein Zeil diejer 
Gejamtverbände mit den Amtsbezirken zufanımenfallen dürfte; daß, wenn 
einerjeitö die Armenlaft der Gemeinde durch die vielen fich in ihr nieder: 
Lafjenden TFabrifarbeiter eine bejonderd große Steigerung erfährt, jo doc 
andererjeits auch dem Gutsherrn in Schlefien die Nımenpflege bezüg- 
lich der zahlreichen Gutstagelöhner obliegt; daß endlich grade der Guts— 
herr durch feine induftriellen Anlagen (Brennereien, Mühlen, Fabriken) 
die Niederlafjung jener Arbeiter in den benachbarten Dörfeın befördert. 

Nach alledem dürfte der oben gemachte Borichlag für Schlefien jeden- 
falls nicht ohne weiteres als unbillig und undurchführbar verworfen werden 
müfjen. In Bezug auf den Maßſtab für die Verteilung der Koften der 
gemeinfamen Armenpflege auf die einzelnen Gemeinden und Gutäbezirke 
(nah $ 10 Abſ. 2 a. E. Gef. von 8. März 1871 ift dies Klaffen- und 
Einkommenſteuer, halbe Gewerbeſteuer und halbe Grund- und Gebäude— 
ſteuer) könnte den beteiligten Gemeinden und Gutsbezirken zunächſt ja nach 
wie vor der Weg der Vereinbarung freigelaſſen bleiben (S 10 Abſ. 1 ebenda) 
und erſt für den Fall, daß eine jolche nicht zu erzielen iſt, der geſetzliche 
Mapitab (S 10 Abi. 2 ebenda) vorgefchrieben werden. 

Mit diefer Neuregelung müßten zugleich die Kojten der jogenannten 
außerordentlichen Armenpflege (arme Zaubjtumme, Sieche, Blinde, Jdioten zc.) 
auf die Amtäbezirke überwiejen werden, ſoweit nicht jchon dieſe bezw. der 
Zandarmenverband nach S 31 oder ein beionderer Verband nach $ 32 des 
Gejeges vom 8. März 1871 die jraglihen Aufgaben übernommen hat. 
Grade bei diejen Laften hat fich das Bedürfnis gezeigt, das Riſiko auf 
einen größeren Kreis von Beteiligten zu übertragen, weil fie einerſeits nur 
in vereinzelten Fällen notwendig werden, andererjeits aber verhältnismäßig 
drückende find. 

Noch ein Wort darüber, warum gerade die Armenlajt zueit auf 
einen leiftungsfähigeren Zräger übergehen jol! | Die Freizügigfeits- 
und Unterftügungswohnfisgefeggebung (Reichegejete vom 1. November 
1867, BGB. ©. 55, und vom 6. Juni 1870, BGBl. ©. 360) 
bat neben ihren anerfannt vortrefflichen Folgen in Bezug auf die Be 
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wegungd, Erwerb: und Niederlafjungsfreiheit doch gerade für die länd— 
lihe Bevölkerung verjchiedene nachteilige Wirkungen gehabt. Das 
alte Band zwifchen der Gutsherrichaft und ihren Arbeitern und Gefinde- 
leuten ward mannigiach gelockert. Der freie Arbeiter hielt jegt Umſchau, 
wo befferer Yohn gezahlt würde, und verzog dahin, wo ihm die Verhält- 
nifje günftiger deuchten,; die Kinder der alten Gutstagelöhner oder Lohn: 
gärtner zogen maſſenhaft zur Stadt oder zum nächſten Fabrifort, um in 
anderen ala den gewohnten gutsherrfchaftlichen Dienjten mehr Geld zu 
verdienen. Die gewandteſten Feldarbeiter und nebenbei die zuverläffigiten 
gingen jo den großen Gütern verloren. Die Gutöherrichaiten mußten 
Anstrengungen machen, das nötige Arbeiterperfonal zufammen zu befommen, 
und waren froh, wenn die ledigen Aıbeiter fich dauernd im Bezirk des 
Gut? (als Lohngärtner) oder der benachbarten Zandgemeinde (als freie 
Aıbeiter) niederließen, ſpäter heirateten und eine Familie gründeten. 
Gteichzeitig brach fich die Entwidlung der landwirtichaftlichen Nebengewerbe 
und der Jnduftrie Überhaupt mächtig Bahn, die eine Menge Fabrikarbeiter 
auf die Güter und in die Landgemeinden führte. Meift kamen diejelben 
als ledige Arbeiter, die Für fich jelbft ihr Brot gut verdienen konnten, 
gegen deren Niederlaffung die Gemeinde alfo (SS 4. 5 BGeſ. v. 1. No- 
vember 1867) nicht einzuwenden hatte, heirateten erjt jpäter eine Fabrik— 
arbeiterin ıc. und brfamen bald zahlreiche Familie. Geriet dann die 
Fabrik, in der fie beichäftigt waren, in eine Kriſis, ging die Arbeit aus, 
forderte die vermehrte Familie höhere Einnahmen aus höheren Löhnen, To 
zogen die Männer fort nach Sadjen, nach Polen, in die Städte u. |. w., 
Frauen und Kinder blieben daheim, in der Hauptjache auf fich ſelbſt an- 
gewiefen, und mancher der Männer kam überhaupt nicht oder nur als 
Hülfsbedürfliger wieder. Solche und Ähnliche Verhältniſſe Haben mit der 
Zeit die Armenlaft ſowohl für die Gemeinden als auch für den Guts— 
beiiger ind ungemeſſene gefteigert; fie Haben gleichzeitig bei den Gemeinde- 
angehörigen vielfach den Trieb erwedt, die Erwerbung des (durch zweijährigen 
Aufenthalt in der Gemeinde zu erlangenden) Unterftügungswohnfiges ſeitens 
ihrer Gefindeleute und Arbeiter dadurch zu vereiteln, daß fie Gefinde 
immer nur auf 12 Jahre mieteten und es dann entließen. Grade bei 
deu ärmeren Landgemeinden haben die erwähnten Zultände die Anwendung 
häßlicher Kniffe und Ränke begünftigt, die alle darauf Hinzielten, dem 
Neuankömmling das Leben in der Gemeinde und den Erwerb des Unter: 
jftügungswohnfiges zu verleiden. Es leuchtet ein, daß die erwähnten Folgen 
der Freizügigkeit: und Armengeſetzgebung abgeſchwächt werden, wenn zum 
Träger der Armenlaft ein weiterer Verband beftellt wird, wenn die ein- 
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zelne Gemeinde nicht mehr ganz allein die Koſten der etwaigen 
Vermehrung der Armenlaft durch die Anftedlung von Fremden in der 
Gemeinde zu tragen, dagegen nach wie vor immerhin ein Intereſſe 
daran hat, daß eine zu ſtarke Vermehrung vermieden werde. Deshalb 
wird der Amtabezirt als Gelamtarmenverband neben der gleichmäßigeren 
Verteilung der Armenlaft gleichzeitig eine Beiferung des Gemeinde» 
lebens in den einzelnen Landgemeinden herbeizuführen geeignet fein. 

Viel ift in diefer Beziehung vor allem auch zu erwarten von der 
neuen focialen Gejeggebung des Reichs; jo wenig dielelbe ala Armengejeh- 
gebung betrachtet werden fann, jo bedeutfam wird doch ihr Einfluß in 
Bezug auf die PVerminderung der Armenlaft, aut Wiederbelebung des 
Geiftes der Zulammengehörigkeit zwifchen Gutsherrn und Bauern einerjeits, 
zwifchen Arbeitgeber und Arbeitern andererjeits fich voraugfichtlich geftalten. 
Vor der Hand freilich flagen die Landwirte in Schlefien noch lebhaft über 
die neuen Lajten, die diefe Gejeßgebung ihnen auferlegt. Aber auch bei 
dem Grlafje des eriten Reichögeleges über die Kranfenverficherung für die 
gewerblichen Arbeiter (vom 15. Juni 1883, Neichägeichblatt S. 73) 
und des erften Unfallverficherungsgejeges (vom 6. Juli 1884, Reichögefegblatt 
©. 245) find feitens der Gewerbetreibenden ähnliche Klagen erhoben worden, 
die jpäter mit der Zeit ganz veritummten. Mag immerhin behauptet 
werden, die Ausdehnung der jocialen Gejeggebung auf die land» und forit« 
wirtichaftlichen Arbeiter ſei überflüſſig und für die lebteren ſelbſt unver» 
ftändlich, auf diejenigen, welche die Verhältniffe der Arbeiter nicht bloß 
mit den Augen des Gutsherrn oder Arbeitgebers anjehen, werden folche 
Ausführungen feinerlei Eindrud machen. 

Die Schaffung größerer Verbände, beitehend aus Landgemeinden und 
Gutsbezirken, wird die Tragung der vorhandenen kommunalen Laften in 
Schleſien wejentlich erleichtern. Aber fie allein reicht noch nicht aus, 
um für die günftige weitere Entwidelung deö Gemeindeleben: und 
die fortdauernde Erfüllung der fommunalen Aufgaben eine fichere 
Gewähr zu bieten. Hierzu wird dor allem notwendig jein, die Leiſtungs— 
fähigkeit und Widerſtandskraft, die Erwerbsthätigkeit und Berufsireudig« 
feit der Landbevölkerung ſelbſt zu fördern und andererieit® dem 
Verbande bezw. der Gemeinde die Handhaben zu geben, um in richtiger 
Weiſe die jo Leiltungstähiger gewordenen Ginwohner zu den fommunalen 
Laſten heranzuziehen. In leßterer Beziehung foll nur erinnert werden an 
die längſt veriprochene Überweifung der Grund: und Gebäudelteuer an 
die Kommunalverbände, eine frage, die nach den Grflärungen des Herrn 
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Minifters des Innern im Abgeordnnetenhauje (Stenogr. Berichte S. 338) 
fih zur Zeit im Stadium der Vorbereitungen befindet. 

In der erjt erwähnten Beziehung erjcheinen Abänderungen der be- 
ftehenden Gejeßgebung Hauptiächlich rätlich in Hinficht auf dad Erbrecht 
und die Einführung der Erbpadht oder des NRentengutes. 
Eine Gejegesvorlage über das Inſtitut des Rentengutes wird gegenwärtig 
im preußifchen Landtage beraten. 

In Bezug auf das Erbrecht dürfte als Grundſatz aufzuftellen fein, 
daß für die Familien der ein landwirtſchaftliches Grundſtück von be— 
ftimmtem Reinertrage oder beftimmter Größe bewirtichaftenden Befiter die 
römifche Idee der abjoluten Gleichberechtigung der Erben eine weſentliche 
Einſchränkung auf der Bafis des — der Landgüterrolle für Schlefien ja 
Ihon zu Grunde liegenden — deutfchrechtlichen Inſtituts des Anerbenrechts 
zu erfahren Hat und daß gleichzeitig Maßregeln zu treffen find, um die 
Ichädlichen Folgen der Gutsüberlafjungsverträge zu verhindern. Namentlich 
würde es in unferer Provinz jegensreich wirken, wenn die Höhe des 
audzubedingenden Altenteil3 durch den Richter, vor dem der 
Bertrag zu Schließen ift, nach Beiragung von Sadverftändigen und unter 
Berüdfihtigung der Erhaltung der Leiftungsfähigkeit des Hofes zu nor= 
mieren wäre. Es würde zu weit führen, auf diefe Fragen näher einzu« 
geben. Tür den Zwed diefer Arbeit genügt ed, darauf hinzuweiſen, daß 
der auch in Schlefien beobachteten Abnahme gerade der mittleren Güter, 
insbeſondere der ſpannfähigen Bauerngüter, nicht bloß im allgemeinen 
Intereſſe der Staatswohlfahrt, jondern auch jpeciell im Intereſſe der ge- 
deihlichen Entwidlung der fommunalen Berhältniffe des platten Landes 
mit möglichitem Nachdrude entgegengewirkt werden muß. 


VIII. 
Das ländliche Gemeindeweſen des Kreiſes Breslau'. 


Von 
Dr. 9. Rimpler. 


1. Grundlagen de& Gemeindewejens, joweit durd diejelben die Ge- 
ftaltung und Wirkſamkeit der Gemeindeverbände bedingt wird. 


Der Kreis, deſſen Gemeindewejen im nachjtehenden zur Beiprechung 
gelangt, ift im Umfreife um die Stadt Breslau, auf beiden Seiten des 
Ihiffbaren Oderftromes, in jruchtbarer Ebene gelegen. Er umfaßt ca. 
7500 ha mit rund 80000 Einwohnern. 

Die Zahl der jelbftändigen Gutöbezirke beträgt 122, die der Ge- 
meinden 188 und die Verteilung des gefamten Grundeigentumß in Groß- 
güter und Gemeindebefig ftellt da8 Berhältnig von 7:8 dar. Sn 
fisfaliichem Gigentum find zwei Forſtkomplexe von zujammen 2457 ha 
und vier Domänenvorwerfe von ca. 1610 ha. Die Größe der Ritter— 
güter ift außerordentlich verjchieden; neben einer Anzahl Wittergüter 
von erheblichem Umfange giebt es folche, die ihre rechtshiſtoriſche Bezeich- 
nung bei einem faſt Eleinbäuerlichen Areal führen. Der Minimal- und 
Marimalumfang find 21 und 900 ha, und die durchichnittliche Größe 
bilden ca. 250 ha. 


— — — — 


ı Zu vorliegender Arbeit iſt dem Verfaſſer von dem Landrat des Kreiſes, 
Heren von Heydebrand und der Laſa, der die hier behandelten Fragen bereits 
jelbft zu bearbeiten begonnen hatte, in danfenawerter Bereitwilligkeit fein Material 
überlaffen, ſowie perſönliche Unterftühung und Information in ausgiebiger Weiſe 
gewährt worden. Des weiteren ift ein Zeil der hier gebrachten Zahlenangaben dem 
„Gemeindelexikon für Schlefien“ entnommen worden. 
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Der Umfang der Bauerngüter differiert zwiichen 8—73 ha, und das 
Gejamtareal der einzelnen Gemeinden ftuft fid von 1200—7 ha ab. 


Zu erwähnen ift auch der traditionellen Normaleinheit des bäuerlichen 
Befibes, der „Hube“, „Hure“ (ca. 15 ha), welche von alters her viel» 
fach noch heute im ländlichen Sprachgebrauche ala geometriihe Mah« 
bezeichnung für die Größe bäuerlicher Wirtfchaften gilt. 

Bon rein hiſtoriſchem Intereſſe ferner ift noch die Bezeichnung der 
jogenannten „Freigüter“, einer Kategorie von Gütern, die, in der Mitte 
ftehend zwiſchen Ritter- und Bauerngütern, einen Umfang von 100—200 ha 
haben. Bor der GSäfularilation durchweg in geiftlichem Beſitz, hatten die- 
jelben, ohne die völlige Selbitändigfeit der Rittergüter zu befißen, doch 
gewifle jonft nur diefen zuftehende Rechte, wie das Auenrecht, das Jagd— 
reht in der Gemeindeflur, das Recht, den Schulzen zu ernennen, 
u. dgl. m. Die Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 ließ die Frei— 
güter, ohne ihnen irgend welche fommunale Sonderftellung zu gewährten, 
in den Landgemeinden aufgehen. 

Endlich haben fich noch zwei Klaſſen kleinern Grundbefites, die ſoge— 
nannten freie und Häuslerſtellen gebildet. Erſtere find Wirtichaiten von 
einigen Hektaren Ader und Wieſe, lebtere weilen außer dem Wohnhauſe 
meift nur ein Stück Gartenland auf. In den Ortſchaften des Kreiſes iſt 
durchgängig das Dorfiyitem zur Geltung gebradht; die Wohn- und Wirt: 
ſchaftsgebäude mit den entiprechenden Höfen find im Anjchluß aneinander 
der Dorfitraße entlang gebaut, und mwo Dominien bezw. Treigüter vor— 
handen, liegen Ddiejelben in örtlidem Zuſammenhange mit denen der Ge- 
meinde. Iſoliert gelegene Kolonieen jowie von den Hauptgütern abge- 
fonderte und in fremde Hand übergegangene Gutshöfe finden fih nur in 
einigen wenigen fällen. 

Wohl aber find mehrfach, hervorgerufen durch lofales, wirtichaftliches 
Bedürfnis, von der Drtichait abgefondert liegende Straßenwirtähäufer, 
Wind» und Waflermühlen, Ziegeleien, Vorwerke, Gärtnereien und ähnliche 
Anlagen entitanden. 

Gine eigentümliche, noch weiter unten in anderem Zujammenbange 
zu würdigende Erjcheinung zeigt fich darin, daß in mehreren Fällen ſelb— 
Händige, zum Zeil ſogar größere Gemeinden in einem derartigen örtlichen 
Zulammenbange ftehen, daß fie nur durch die Dorfftraße voneinander 
getrennt werden, daß in einigen andern fällen aber einheitliche Gemeinden 
in zwei Dorflagen getrennt liegen, allo von zwei Dörfern gebildet find. 

Der Bauftand ift ebenfowohl bei den Guts- wie bei den Gemeinde- 
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gehöften des Kreiſes ein im allgemeinen guter; nur zeigt fich nach des 
Verfaſſers Beobachtungen auch bier wieder zuweilen die in den verichieden- 
ften Gegenden jo vielfach zu Zage tretende GEigentümlichkeit, daß ber 
bäuerliche Befiter der Gegenwart, jofern die pekuniären Verhältniſſe es 
nur einigermaßen zulafjen, bei eintretenden Neubauten geneigt ift, Wohn- 
und Wirtichaftegebäude, namentlich aber die erjteren, mit einem über das 
vernunitgemäße Bedürfnis weit Hinausgehenden Luxus und demgemäß 
einem Koftenaufwande zu errichten, aus dem fich aladann ein jchreiendes 
Mißverhältnis zwilchen Grund: und Gebäudefapitaläwert der Wirtfchaft 
ergiebt. Davon, daß in den in unmittelbarem Umkreiſe um die Provinzial« 
hauptjtadt gelegenen ftädtiichen Dörfern des Kreiſes mit naturgemäß 
mehr ſtädtiſchem Wohnungsbedürfnis die Bauart fich der in der Gtadt 
üblichen nähert, ift bei diefer Bemerkung gänzlich abgejehen. 

Die Grundlaftene und Servitutenablöjung ift beendet, die Separation 
und Berfoppelung im wejentlichen durchgeführt, Ruftilal- und Dominial- 
land find durchgängig voneinander getrennt. Letzteres liegt, wie dies bei 
dem Dorfiyiten nicht anders möglich, planweije in verjchiedener Tyeldlage. 

Von der zur Grundjteuer veranlagten Fläche find 25240 ha Acker, 
3611 ha Wiejen und 4095 ha Holzung im Befiße der Rittergüter, im 
bäuerlichen und Stleinbefiß 31580 ha Ader, 3265 ha Wiefe und 517 ha 
Holzung. 

Der KHulturzuitand des Kreiſes ift im ganzen genommen ein hoher. 
Zwar ilt der Grundjteuerreinertrag nur mit ca. 28 Mark pro Hektar Ader 
und Wieje bemefjen, doch Haben feit geraumer Zeit wejentliche und aus— 
gedehnte Meliorationen durch Drainage, intenfive, durch den regen Zuder- 
rübenbau des mit zahlreichen Zuderfabrifen ausgejtatteten Kreiſes hervor— 
gerufene Zieffultur mit reicher Düngung u. a. m. ftattgefunden, jo daß 
nah ortd- und jachfundigen Schäßungen der wirkliche Neinertrag das 
Zwei⸗ bis Dreifache betragen dürfte. 

Wieſen, Weiden und Wälder im Gefamteigentum größerer und 
Heinerer Verbände find, abgejehen von einzelnen ganz Eleinen Flächen, 
welche feiner Zeit als Unland ungeteilt geblieben, und von einigen unbe- 
deutenden Wiejen und Holzungsparzellen, welche zur Dotation von Schul» 
und Pfarritellen beitimmt worden, nicht vorhanden. 

Kechtlich gebundener Grundbeſitz ift nur durch vier Majorate und ein 
Hausfideitommißgut vertreten. Faltiſche Gejchlofjenheit dagegen bildet beim 
Großgrundbefig ohne befannte Ausnahme die Pegel. Und auch die 
bäuerlichen Güter werden zumeijt ungeteilt erhalten; nur in verhältnis« 
mäßig jeltenen Fällen, in denen übermäßige, in der Regel auf wucherijcher 
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Grundlage entjtandene Hypothefarverichuldung, Kinderlofigfeit der jeweiligen 
Eigentümer und ähnliche bejondere Gründe die Schuld tragen, werden 
diejelben geteilt oder zeritüdelt. 

Das geltende Erbrecht ift das Tandrechtliche. Als Erbfolgefitte Hat 
fih bei den Großgrundbefißern der Brauch herausgebildet, dem älteften 
Sohne das ungeteilte Gut zu einem mäßigen Preife zu Hinterlafien. Sind 
mehrere jelbftändige Güter in einer Hand vereinigt, jo werden diejelben 
in der Regel da, wo mehrere Söhne vorhanden, an diefe verteilt, wäh 
rend die Töchter zumeift ihr Erbteil in Geld erhalten. Die Ruſtikalgüter 
dagegen gelangen der vorwiegend herrſchenden Sitte nach an die jüngiten 
Söhne, nachdem die älteren und die Töchter, ſei e8 durch entiprechende 
Erziehung, jei e8 durch Gewährung der zu einem Geſchäft oder Unternehmen 
erforderlihen Geldmittel, jelbftändig gemacht bezw. mit Mitgift auäge- 
ftattet worden. 

Gutsüberlaffungsverträge unter Xebenden find bei der bäuerlichen Be— 
völferung des Kreiſes außerordentlich häufig; der urjprüngliche Eigentümer 
des Gutes behält fich einen „Altenteil“ vor und verfügt über den dem 
Käufer geftundeten Kaufpreis meiſt ſchon von Todes wegen. 

Eintragungen in die Zandgüterrolle haben auch in diefem Kreife bis— 
ber nicht ftattgefunden. “ 

Mit Bezug auf die KHlaffen der ländlichen Bewohner bietet der Kreis 
nichts beſonders Bemerfenswertes: Nittergutsbefiter, Pächter, Verwalter, 
fonjtige unter den Bezeichnungen Güterdireftor, Infpektor, Wirtſchafts— 
affiltent, Rentmeifter, Nechnungstührer ıc. figurierende Beamte, Gefinde, 
Inſtleute (Lohngärtner), Zagelöhner. Die Bezeihnungen: Boll, Halb— 
und Biertelbauer find im Kreife nicht üblich; der bäuerliche Wirt von 
nur einiger Aiſance liebt es, ſich Gutsbeſitzer zu nennen. 

In den dorerwähnten jtädtifchen Dörfern giebt es noch Hausbeſitzer, 
deren Zinshäufer zahlreichen außerhalb der Stadt Breslau mwohnenden 
Tabrifarbeitern, Handwerkern u. ſ. w. Wohnungen bieten, die naturgemäß 
billiger ald in der Stadt zu haben find. Cine weitere Befonderheit des 
Kreifes bilden außerdem die jogenannten Kräuter, welche Tandwirtichaft« 
lihen Gartenbau betreiben und ihre Gemüfe oder fonjtigen Produfte bei 
anbrechendem Morgen nach dem mehr oder minder nahen ftädtiichen Markt 
befördern. 

Bei dem Großgrundbefiß des Kreiſes bildet die Selbitbewirtichaftung 
die Regel; nur einige wenige Güter find — und zwar der Mehrzahl nach 
auf 18 Jahre — verpachtet. In drei Fällen, in welchen Ausnahmeverhält- 
niffe vorliegen, find Rittergüter ganz oder zum größeren Teile parzellen- 
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weile verpachtet. Bon den jelbjtbewirtichafteten Gütern werden Eleinere 
Flächen — und zwar für fürzere Perioden — meift nur dann parzellen- 
weije verpachtet, wenn fie aus irgend welchen Gründen für die Gejamt- 
wirtichaft überflüffig oder aber zu unbequem zu beftellen find. Dieſe 
Parzellen find von den kleinen Stellenbefigern recht gejucht, teils weil fie 
denjelben eine etwas größere Viehhaltung ermöglichen, teil weil fie 
bei entfprechendem Boden und genügender Nähe der Großftadt fich Häufig 
ſehr lohnend für den bereit? erwähnten landwirtichaftlichen Gartenbau 
(Kräuterwirtichait) verwerten laſſen. 

Diejenigen Beſitzer, deren Wirtjchaften nicht ihre und ihrer Yamilien 
volle Arbeitskraft in Anſpruch nehmen bezw. auch nicht den voll aus— 
reichenden Lebensunterhalt einer Familie gewähren, finden auf den Groß» 
gütern, in den Ziegeleien, in Zuder-, Cichorien- und chemifchen Fabriken, 
bei der Pflege der befeitigten Straßen, ja mehrfach jogar in der Großftadt 
jelbft teil im Sommer oder Winter, teild das ganze Jahr hindurch zu 
Nebenverdienjten Gelegenheit. In diefer Beziehung ijt der Kreis Breslau 
außerordentlih und — was bejonders ind Gewicht Fällt — namentlich 
andauernd vor überaus zahlreihen andern Gegenden begünjtigt, in 
welchen, wie 3. B. gegenwärtig in verjchiedenen wejtpreußijchen Kreiſen, 
infolge von Gijenbahn-, Brüden-, Feitungsbauten oder ähnlichen vorüber- 
gehenden öffentlichen oder privaten Arbeiten eine ſtarke Nachfrage nad 
qualifizierter und unqualifizierter Arbeit herrſcht. In diefen Gegenden jedoch 
wird, nachdem früher oder fpäter diefe Nachfrage nach Arbeit erlofchen, 
der Mangel an Arbeitsgelegenheit um fo ſchwerer empfunden, als die Ar— 
beitnehmer fich mittlerweile an höhere Lebensbedürfnifje gewöhnt hatten. 

Bergbau wird nicht betrieben. Unter den Jnduftriegiweigen nimmt 
die Rübenzuderfabrifation den erjten Rang ein; es werden jährlich ca. 
5 000 000 Gentner Rüben verarbeitet. Demnächſt ijt die Ziegelfabrifation 
zu nennen, welche durch mehrere bedeutende Etabliffements vertreten ift. 
Außerdem beftehen einige chemifche Fabriken, Dampimühlen, Gichorien- 
fabrifen u. a. m. Hausinduftrie ijt im Kreiſe nicht heimiſch. Handwerke 
werden in den Dörfern des Kreiſes im allgemeinen joweit betrieben, ala 
für die Befriedigung der örtlichen Bedüriniffe erforderlich ift. 

Den Bedürfnifien des Realfredits dient zunächft die Schlefiiche Land» 
ſchaft ſowie die Kreisiparkaffe, welche zu einem Zinsfuße von 3V/a—4 °% 
Darlehen vergeben. Begreiflicherweife vermögen jedoch dieje Inſtitute dem 
vorhandenen Bedürfniffe nicht voll zu genügen. Denn obwohl die Spar- 
kaſſe ftatutenmäßig berechtigt ift, zu einem höheren ala dem allgemein 
üblichen vielfachen Betrage des Grundfteuerreinertrages innerhalb des 


112 Dr. H. Rimpler. 


Kreiſes Hypothefariiche Darlehen zu gewähren, fo ift doch der Eleinere 
Grundbefig nur allzuoft derart verjchuldet, daß er Kapitalien aus Privat 
band zu Juchen genötigt ift, deren geringerer Sicherheit naturgemäß ein 
die höhere Rifikoprämie enthaltender, erhöhter Zinsfuß entipricht, der in 
den meiften Tällen zu dem derzeitigen Reinertrage der Wirtjchaften in er— 
beblihem Mißverhältnis ſteht. 

Perſonalkredit wird gegen Wechſel und Bürgen ebenfalls von der 
Kreisſparkaſſe gewährt; in Anſpruch genommen wird derſelbe jedoch ver— 
hältnismäßig ſelten. Ein für den Kreis beſtehender Vorſchußverein mit 
unbeſchränkter Haftpflicht iſt vor einigen Jahren, vornehmlich offenbar 
infolge ungenügender Kontrolle der Geſchäftsführung, bankerott geworden. 
Bor kurzem aber iſt eine Kreditgenoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht 
ind Leben getreten, über deren Erfolg und Wirkſamkeit das Urteil noch 
auäfteht. 

Die Gebäudeverficherung gegen Feuersgefahr ift durchgängig üblich, 
die Mobiliarverficherung dagegen allgemein nur bei den Großgrund« 
befitern, bei den bäuerlichen Wirten jedoch noch wenig Brauch. Letztere 
Berficherung liegt zum größten Zeil in den Händen von Privatanitalten, 
während die Gebäude zumeift — d. 5. bei den den Gemeinden angehörigen 
Befitungen durchweg, bei den Großgütern zur Eeinern Hälfte — bei der 
Schlefiihen ProvinzialefFeuer-Societät verfichert find. | 

Die Verficherung gegen Hagelichlag bat bei der bäuerlichen Bevölfe- 
rung, vielfacher Belehrung ungeachtet, noch wenig Eingang gefunden. 

Das eigentliche Genofjenichaftäwejen zeigt bisher eine noch äußerſt 
geringe Entwidelung. Zur Zeit beftehen nur einige Drainagegenofjen= 
ihajten, und außerdem wäre noch die in Angriff genommene Bildung einer 
Genoſſenſchaft zur Beauffihtigung der Filcherei in einem Privatfluffe zu 
erwähnen. 

Dagegen haben die größeren Beier des Kreiſes faſt jämtlih ala 
Mitglieder einen gewiſſen Anteil an der Thätigkeit und den Erfolgen des 
in der Provinzialhauptitadt befindlichen landwirtſchaftlichen Vereins, der 
durch alljährliche Veranjtaltung von Mafchinenmärkten, Subventionierung 
von Samenkontrolljtationen, Maßnahmen zur Hebung der Viehzucht u. a. m. 
eine rühmliche Thätigkeit entfaltet. 

Neben diefem Vereine befteht im Kreiſe auch noch ein Aujtifalverein. 


Il. Verfaſſung der Gemeinden und Gutsbezirke. 


Die Rechtöquellen der Gemeindeverfaffung find zunächſt die allge- 
meinen, d. h. das Allgemeine Landrecht (Teil II Tit. 7 u. 17), das in 


Das ländliche Gemeindeweien bes Kreiſes Breslau. 113 


Form einer Novelle dem geltenden Gemeinderechte fich anschließende und 
keineswegs eine volljtändige Gemeindeordnung bdarjtellende Gejeg vom 
14. April 1856, betreffend die Yandgemeindeverfaffung der dftlichen Pro— 
vinzen, welches nur über einzelne Gegenjtände des Gemeinderechts Beitim- 
mungen trifft, die Kreißordnung vom 13. Dezember 1872, u. ſ. w. 

Vielfach herrichen, wie in der gejamten Provinz, Obſervanzen, die 
fih indefjen von denen der meijten übrigen Kreiſe nicht wefentlich unter- 
icheiden ; für einige Ortichaften find auch Statuten ausgearbeitet und be= 
ftätigt. 

Die Gemeinden des Kreijes find, ſoweit dem Verfaſſer befannt, mit 
nur drei Ausnahmefällen, in denen zwei ganz kleine, örtlich getrennte, be= 
nachbarte Ortſchaften unter einer Verwaltung ftehen, alfo eine Gemeinde 
bilden, ſämtlich Ortsgemeinden. Specialgemeinden find nicht vorhanden; 
an Zwedverbänden weiſt der Kreis Kirchen, Schul-, Deich, Wege: und 
Armenverbände auf. 

Über die Bildung der Gemeindebezirke ijt bereits oben (S. 108) be- 
richtet. Die rund 80000 Einwohner des Kreiſes verteilen fich auf 188 
vorhandene Gemeinden in außerordentlich mannigialtiger Weile; der Eleinfte 
Bezirk hat fieben und der größte 2960 Einwohner; leßterer wird von 
einem unmittelbar an die Provinzialhauptitadt im Weiten derjelben an— 
grenzenden Dorfe mit einer ungemein zahlreich vertretenen Bevölkerung 
von Arbeitern gebildet, welche der Mehrzahl nach in den im MWeftende 
der Stadt gelegenen Fabriken ihre Beichäftigung haben; bei neun andern 
Dörfern find die Hohen Einwohnerziffern (1056—2018) zumeift auf ähn- 
liche Zufammenjegung der Bevölkerung zurüdzuführen. Bei ca. 400 Ge- 
meinden ſtuft fich die Einwohnerzahl von 99—8 ab, bei einigen 80 von 
311—102, bei 43 von 666—318, bei 15 von 931—668. Zu erwähnen 
ift noch, daß zahlreiche Rittergüter in ihrem Areal Bauerngüter enthalten, 
welche in früheren Jahrhunderten von erjteren ausgethan, dann infolge 
von Kriegen, Seuchen u. dgl. wüjt geworden und nun don den Dominien 
wieder eingezogen waren; ed find dies die jogenannten „wüſten Hufen“. 
Bezüglich derjelben verfügte Friedrich der Große in der Konititution d. d. 
Potsdam, den 14. Juli 1749, in welcher er zugleich das fernere Einziehen 
von Bauerngütern der Ritterfchaft verbot, daß die Rittergüter verpflichtet 
fein jollten, von den bereits eingezogenen Bauernhufen zu allen Gemeinde- 
laften beizutragen, jofern nicht der Nachweis geführt würde, daß die Wirt« 
ſchaften jchon im Jahre 1633 „eingezogen! und beim Vorwerke Eultivieret“ 
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gewejen jeien. Die Zahl diefer jogenannten wüſten Hufen und der Kata— 
ftral» Thalerertrag derjelben jowie deflen Berhältnis zu den übrigen Ge- 
meindeländereien wurde durch die Steuerbücher fejtgeitellt. 

Dbgleich nun aber jeht die Größe und Lage diefer mit den Ritter 
gütern vollftändig vereinigten wüſten Hufen längſt nicht mehr kenntlich 
und vielfach felbit nicht erinnerlich ift, fo tragen dennoh auf Grund jener 
Berfügung und ihrer Feititellungen die Rittergüter, jei e8 nach Verhältnis 
des alten Thalerertrages, jei ed nach einer fingierten Grundfteuer, zu den 
Gemeindelaften bei und haben, teil® objervanzgemäß, teile auf Grund 
neuer Beichlüffe der Gemeinden oder Anordnung der Auffichtsbehörde, 
neuerdings auch Stimmrechte in der Gemeinde. So trägt auf Grund 
diejes DVerhältniffes in einer Gegend des Kreifes ein Rittergut !°’ır der 
Kommunalabgabeır. 

Die Gemeindeorgane, deren Zuftändigfeit durch die allgemeinen ge 
feglihen Beitimmungen geregelt wird, find der Gemeindevorfteher, die 
Schöffen, deren in der Regel zwei, in einigen Fällen drei bis vier gewählt 
werden, der Gemeindeichreiber, defien Funktionen Häufig der Gemeinde 
vorſteher ſelbſt verfieht, und endlich der Dorfbote, Exekutor und Nachtwächter 
meift in einer Perſon; in einzelnen unbedeutenden Ortſchaften bejteht noch 
die Einrichtung der „Reihenwache”. Die Bildung diefer Organe gejchieht 
durch Wahl, welche der Beftätigung bedarf, auf ſechs Jahre. 

Die Bedeutung des Gemeindebürgerrechts reduziert fi nach Einfüh- 
rung don Freizügigkeit, Niederlaffungsfreiheit, Bundesindigenat ıc. befannt« 
lih im wejentlichen auf aktive und palfive Wahliähigfeit zu den Gemeinde: 
ämtern, das Stimmrecht in der Gemeinde und den Unterftüßungswohnfit. 
In diefer Beziehung aber bietet der Kreis feine Bejonderheiten. Hinficht- 
li des Stimmrechts erijtieren mehrfach Objervanzen, die in der Regel 
die Teilnahme der Forenſen ausjchließen. In neuerer Zeit find vielfach 
Statuten entjtanden, welche größeren Forenſen Stimmrechte gewähren, die 
insbeſondere für die Befiter der oben erwähnten „wüften Hufen“ von Be 
deutung find. Als eines Hiftorisch vielleicht intereffanten Überbleibſels früherer 
jpecifiicher Gemeindegebräuche jei noch der Ladung zum „Gebot“ gedacht, 
welche durch eine bei den Einwohnern von Haus zu Haus berumgehende 
und weiterzugebende ſchriftliche Aufforderung geichieht, die im einigen 
Orten an einem Hufeifen, in anderen an einem altertünlich geformten 
Holz befeſtigt iſt. 

Die allgemeinen, den geſamten Kreiſen der Provinz oder gar der 
Monarchie gemeinſamen Kommunalaufgaben mit Bezug auf Kirchen-, 
Schul-⸗, Wege: und Armenweſen können in dieſer Specialſchilderung nicht 
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behandelt werden ; im hiefigen bedeutenden und volfäreichen Kreife macht fich 
recht bemerkbar das Bedürfnis nach Öffentlichen Suppenanftalten, Errich- 
tung von Krankenhäuſern, von Kleinkinderſchulen und ähnlichen Anitalten; 
die in der Regel von Guts- und Gemeindebezirken einer Ortſchaft gebil- 
beten Armenverbände find bei der im Kreiſe zahlreich vertretenen verarmten 
proletariichen Bevölkerung vielfach jehr belajtet; die Wegeverbände dagegen 
haben bei den im großen und ganzen fich dicht aneinanderreihenden Ort— 
Ichaften eine ungleich leichtere Aufgabe ala in Gegenden mit extenfiverer 
Kultur und weiter augeinanderliegenden Ortſchaften. Wohl eine Eigen- 
tümlichkeit des Kreifes bildet die auf Grund des Gelehed vom 5. Mai 1838 
geichehene dankenawerte Einführung der fogenannten Desinfektoren; dieſe 
bei dem befanntlich im allgemeinen wenig entwidelten bygieinifchen Sinne 
und Berftändniffe der Landbevölferung ungemein wohlthätige Inſtitution 
bejteht darin, daß für jeden Amtsbezirk geeignete Perjönlichkeiten, wie 
Fleiſchbeſchauer, Barbiere, vom Kreisphyſikus in einem entjprechenden 
Kurſus dazu ausgebildet werden, beim Erfcheinen von infektiöfen, zu epi— 
demiſchem Auftreten neigenden Krankheiten in den Ortſchaften ihres Bezirkes 
das zur Bejeitigung von Anſteckungsherden geeignete desinfizierende Verfahren 
in Anwendung zu bringen; naturgemäß hängt der Erfolg ganz wejentlich 
bon der Art der feitens der Amtsvorjteher ausgeübten Kontrolle ab. 

Gemeindevermögen im eigentlichen Sinne ift meift nicht vorhanden, 
dagegen giebt es vielfach Stiftungen zu Armen und Schulzweden, die in 
der Regel unter Verwaltung des Armenverbandes oder Schulvorjtandes 
ftehen. Befondere Anftalten und Unternehmungen der Gemeinde wüßte 
Verfaffer nicht zu nennen. 

Die Berhältniffe de Gemeindehaushalts find bei der aus den oben 
gebrachten bezüglichen Zahlenangaben erfichtlichen großen Berjchiedenheit 
der Einwohnerzahl und -zuſammenſetzung des Kreiſes vecht verjchiedenartig; 
in den größern Gemeinden wohl befler geordnet, erweiſen ſie ſich gleichwohl 
im allgemeinen ala überaus primitiv und reformbedürftig. Die Auf- 
bringung der erforderlichen Mittel erfolgt in der Hauptjache durch Steuern, 
welche in den bedeutenderen Gemeinden vorher etatsmäßig firiert, bei den 
meiften aber nach Bedarf ausgejchrieben werden und für welche in der 
Mehrzahl von Fällen die direkten Staatäfteuern, die Grund und Gebäude— 
fteuer den Maßſtab bilden. Mehrfach findet fi) auch eine Steuerbemeflung 
nach der Grundfteuer allein oder auch nach dem oben erwähnten jpeci= 
fiihen Lokalen Maßſtabe der jogenannten „Hube“. Die in manchen der 
Stadt benachbarten Orten recht einträgliche Tanziteuer dient Armenzweden. 
Die Hundefteuer ift wenig beliebt und demgemäß nicht verbreitet. Da— 
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neben erijtieren Naturalleiftungen im Teuerlöjchdienft, beim Wegebau, bei 
Krankenfuhren u. dgl. 

Die Auffichtsorgane, deren Zuftändigfeit durch die gefeßlichen allge- 
meinen Beitimmungen geregelt wird, find wie in der gefamten Monarchie 
Landrat und Kreisausſchuß. 

Gutsgemeinden im eigentlichen Sinne beftehen im Kreiſe nicht, dagegen 
122 jelbftändige Gutäbezirfe, über deren Bildung abermala auf die oben 
gebrachten Ausführungen zu verweilen ift. Die Einwohnerzahl derjelben 
zeigt Folgende Stufenfolge: 64 Gutsbezirfe haben eine Bevölkerung von 
7—99 Seelen, 47 eine folhe von 103—250, und 11 zählen 250 bis 
443 Einwohner. 

Gine Einverleibung von Gutsbezirken in Gemeindeverbände hat nicht 
ftattgefunden. 

Dem Amte des Gemeindevorjtehers entipricht in den Gut&bezirfen das— 
jenige des Gutsvorſtehers; im übrigen finden die meiften der vorftehenden 
Ausführungen auch eine fich leicht ergebende Anwendung auf die Gutsbezirke. 


II. Würdiging der beftehenden Gemeindeeinrichtungen. 


Das Gemeindeleben des Kreiſes geftaltet fi, wenn man von den 
ſtädtiſchen Dörfern mit vielfach ftädtiicher Bevölkerung abſieht, in denen 
infolgedefjen feine unverwijchten, rein ländlichen Berhältniffe herrſchen und 
die auß diefem Grunde hier naturgemäß mehr oder minder außer Betracht 
fommen, im allgemeinen durhaus ruhig, und man muß die Thatfache kon— 
ftatieren, daß verhältnismäßig wenig Intereſſe für das Gemeindeleben vor— 
handen ift. So ift der Befuch der Gebote vielfach ein äußerſt träger, und 
Streitigkeiten innerhalb der Gemeinde beruhen zunächſt auf rein perfönlichen 
Gründen. Gin Bedürfnis nach größerer politifcher Freiheit jcheint nicht 
vorzuherrſchen, ja im Gegenteil macht fich zuweilen in Geſuchen um Be— 
itrafung Gemeindeangehöriger in fommunalen Angelegenheiten anjcheinend 
der Wunſch nach in einzelnen Beziehungen größerer Autorität der Ge- 
meindevorfteher und der Auffichtsbehörde geltend. Demgemäß ift man bei 
der Unterfuchung der Gemeindeverhältniffe und etwaiger Reformbedürfniſſe 
mehr auf eigene Beobachtung oder fonjtige Ermittelung als auf das Be— 
laujchen des unmittelbaren Ausdruds der Volksſtimmung angewiejen. 

Die Gemeinden und Gutäbezirke genügen gerade in diefem Kreiſe im 
allgemeinen beſſer als vielfach anderwärt® und namentlich ald im Diten 
den an fie zu jtellenden Anfprüchen, bejonders die in verhältnismäßig 
beträchtlicher Zahl vorhandenen wohlhabenden Gemeinden mit geringer 
Einwohnerzahl. 
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Eine verhältnismäßig geringe Anzahl Gemeinde- und Gutäbezirke find 
jo Hein und leiftungsunfähig, daß das Aufhören ihrer Selbftändigkeit un— 
bedingt notwendig erjcheint und auch bereit? in Ausficht genommen ilt. 
Die Ausführung diefer Maßregel ftößt jedoch auf derartigen MWiderftand 
der Beteiligten, daß fie bei der zur Zeit noch zu Recht beftehenden Weit- 
läufigfeit des eventuellen Zwangsverfahrens noch nicht zum Vollzug gebracht 
ift. Wie groß der Widerwillen gegen ſolche Umktommunalifierung bei der 
ländlichen Bevölkerung ift, geht aus der Thatjache hervor, daß bei einigen 
nur durch die Doriftraße örtlich getrennten Gemeinden, bei denen fich die 
natürliche Zwedmäßigfeit einer foınmunalen Bereinigung jedem unbefangenen 
Beobachter ohne weiteres aufdrängt, diefelbe auf gütlichen Wege durchaus 
nicht zu erreichen ift. Intereffant iſt übrigens die fchon oben erwähnte 
Erfcheinung, daß in drei Fällen zwei in benachbarten, aber getrennten 
Dorflagen belegene DOrtichaiten eine gemeinfame Kommune bilden. Hier 
dürfte fich vielleicht infolge perfönlicher, etwa verwandtichaftlicher Bezie- 
bungen zwijchen maßgebendern Bewohnern der beiden Ortichaften die In— 
fommunalifierung der einen vor Zeiten vollzogen haben, oder aber die eine 
bildet eine Kolonie der andern. Beiläufig bemerkt, macht fich die betonte 
MWeitläufigfeit de8 Verfahrens bei kommunalen Veränderungen im Sreife 
auch recht häufig bei Abtrennung einzelner Grundſtücke u. j. w. von jelb- 
ftändigen Gutsbezirken und ihrer Bereinigung mit Gemeindebezirken jehr 
ftörend bemerkbar. 

Was die prinzipielle Stellungnahme zu den Fragen der Bildung von 
Samtgemeinden und Zwedverbänden betrifft, jo dürfte allerdings das Bei- 
fpiel der weftiäliichen Amter und der theinifchen Bürgermeiftereien zur 
Nachfolge in gewiffen Umfange bei genauer Prüfung der jedesimaligen ört— 
lihen Berhältnifje und Bebürfniffe — nicht als uniforme Maßregel — 
ermutigen; immerhin aber dürjte die wenigjtens im biefigen Kreife nicht 
unerhebliche Verſchiedenartigkeit der Intereſſen der Einzelgemeinden zur 
Vorſicht mahnen. Den nicht wegguleugnenden Borteilen von Special— 
fommunalverbänden für gewifle öffentliche Aufgaben ſtehen die Bedenken 
eine zu großen Aujwandes an hier in minder reichlidem Maße vorhan: 
denen, zur Selbftverwaltung qualifizierten Perlönlichkeiten jowie der Zer— 
fplitterung des Gemeindelebens gegenüber. Doch gelangen wir hierauf noch 
weiter unten in anderem Zujammenbange zurüd. 

Über die neuere Freizügigkeits-, Niederlafjungd-, Verehelichungs- und 
Armengejeßgebung hört man die Klage, daß fie einen gewilfermaßen den 
Zuſammenhang lodernden, auflöfenden Einfluß geübt habe. Es wird in 
der Ländlichen Bevölkerung zumeift als unbillig empfunden, daß Rechte 


118 Dr. 9. Rimpler. 


und Pflichten der Anziehenden nicht abgewogen jeien, daß die arbeitäfräftigen 
Leute ihre Angehörigen verlafien, der Sorge für diefelben fich entziehen 
fönnen, und daß die Gemeinden mit Koften in Armenfachen belaftet werden. 
Auch daß Beitrafte gegen den Widerfpruch der Gemeinde anziehen dürfen, 
wird vielfach beflagt. Welche Stellung man nun aber auch zu dieſen 
Tragen einnehmen möge — das eine wird man zugeben fönnen, daß die 
Geſetzgebung mit der Feitlegung von zwei Jahren als des den Unterſtützungs— 
wohnfi begründenden Zeitraumes einen Fehlgriff begangen hat. 

Die neuere Socialgefeßgebung findet in dem Kreiſe Breslau allein 
eine audgedehntere Anwendung als in einer erheblichen Anzahl der übrigen 
Ichlefifchen Kreife zufammen. Zrogdem laffen fich, joviel dem Verfafjer be— 
fannt, noch nicht auf Grund bereits zu Tage getretener thatjächlicher Er- 
Icheinungen über den vorausfichtlichen Einfluß diefer Gejeggebung andere 
Vermutungen anjtellen ala jchon vor Ausführung der Gejete. Zweifellos 
werden zunächit die Gemeinden merklich entlaftet werden. Gleichzeitig 
düriten bei der Arbeiterfchaft neue Anjprüche und Bedüriniffe erwachſen, 
die fih namentlich in den Gutsbezirken mit Bezug auf Schwierigkeit der 
Arbeiterbehandlung, auf Arbeitslohn u. ſ. w. bemerkbar machen werden, 
die aber auch mit Bezug auf Lebenshaltung und Gefittung Kulturfort= 
Ichritte bilden fünnen. Vielleicht auch übt jene Gejeggebung noch die günitige 
Wirkung aus, daß vermöge des dem Arbeiter gegebenen größeren Sicher- 
heitsgefühls dem Umfichgreifen der gegenwärtig doch nun einmal jchon 
das platte Land bedrohenden jocialen Demokratie einigermaßen der Boden 
entzogen wird, obgleich gefagt werden muß, daß wenigitens in den mit der 
Stadt und ihren Jocialiftiichen Herden in unmittelbarem Verkehr ftehenden 
Arbeiterfreilen die Wohlthat der Geſetzgebung vor der Hand mit ziemlich 
geringer Dankbarkeit, wohl aber die unbedeutende Höhe der in den ent— 
Iprechenden Fällen dem Arbeiter zufließenden Beträge mit Unzufriedenheit 
und Geringfhäßung empfunden wird. 

Sonftige Mängel des Gemeindeweſens, die dem Kreiſe fpeciell eigen 
wären, find im großen und ganzen nicht zu nennen; die Qualififation der Ge- 
meindevorfteher läßt vielfach auch Hier zu wünjchen übrig, aber im allgemeinen 
ift diejelbe befjer al& in vielen anderen dem Berfafler bekannten Gegenden. 
Die Leute haben zumeift für die einfachen Verhältniffe, in die fie fich einge— 
lebt, das ausreichende Verſtändnis und zeigen fich Belehrungen feiten® der 
Auffichtsbehörde zugänglich und willig. Eine Anzahl genügt ſogar recht 
fomplizierten Berhältniffen, wie fie verjchiedene der großen Gemeinden bieten. 
Bon ſolchen Mängeln, welche dem Kreiſe mit andern gemein find, bedürfen 
noch manche der Erwähnung. Die Bejeitigung derfelben wie überhaupt 
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alle hierher gehörigen Reformen denkt fi Verfaffer in der Art, daß nicht 
ſowohl eine plößliche, totale Umwälzung jtattfinde, als vielmehr zunächit 
mit thunlichjter Schonung berechtigter Empfindungen möglichit auf dem 
Gewordenen weitergebaut und nur das unbrauchbar Gemwordene niederges 
riffen werde. 

Die prinzipielle, volllommene Bejeitigung der jeibjtändigen Guts— 
bezirfe, ihre Einverleibung oder Ummandlung in Gemeindebezirfe ift zu ver— 
merfen, wo die erjteren, wie dies im hiefigen reife der Fall ift, fich ebenfo 
oder in noch höherem Grade lebend und leijtungstähig erweilen als die 
Gemeinden. Eine ſolche Maßregel würde, was bekanntlich immerhin jehr 
zu erwägen it, ohne Not überaus große Verbitterung bei einer zahlreichen 
und wichtigen Vevölkerungsklaſſe erregen, überdies auch auf Jahrzehnte Hin« 
aus zu einer Quelle des Streits, der Mißgunſt und des Mißtrauens inner« 
halb der Gemeinden werden. Die Interefjen und Bedürfniffe des Groß— 
grundbefiter8 und des Bauern find, wie jchon oft betont, mit Bezug auf 
Schulmweien, auf Wegebau, auf Feuerlöfchweien, auf Nachtwachtdienft und 
in zahlreichen anderen Beziehungen eben doch ungemein verjchiedenartige. 
Soweit wie irgend möglich würden die Ruftifalen den Gutäbefiger zu 
majorifieren und zu terrorifieren juchen, andererjeitö aber fann ed auch 
durchaus nicht thunlich erjcheinen, dem lebtern eine Ausſchlag gebende 
Stellung in der Gemeinde zu gewähren. Wo indeflen jogenannte gemijchte 
Gutsbezirke, bei denen die Einheitlichkeit des Beſitzes verloren gegangen ilt, 
vorhanden find, iſt ihre Einverleibung in Gemeindebezirfe zur Bejeitigung 
zahllofer, oftmals aufgezählter Berwaltungsübelftände unbedingt anzujtreben. 
Ebenso iſt die Selbftändigfeit von Guts- wie von Gemeindebezirfen aufs 
zugeben, deren Leijtungsfähigfeit eine ungenügende iſt oder welche auch für 
den Fall einer dahin gehenden Reform, daß zu gewiſſen, öffentlichen Auf» 
gaben die Gemeinden vom Staate erheblich jubventioniert würden, für eine 
entiprechende Verwertung diejer Subventionen ihrer Größe, Veriafjung oder 
Verwaltung nach nicht geeignet find. Jedoch ift vor der Auffaffung zu 
warnen, daß Leiftungs: und Lebensfähigkeit fchlechthin nach der Einwohner— 
zahl fich bemeſſe; es giebt fpeciell im reife Breslau mehrere jehr Eleine, 
aber wohlhabende Gemeinden, die troß ihrer geringen Einwohnerzahl ihren 
ftommunalen Aufgaben beſſer gerecht werden ala zahlreiche der größten 
Kommunen des Kreiſes. 

Zur Durchführung aber der fommunalen Umgeftaltung müſſen natur« 
gemäß die zur Zeit beftehenden erjchwerenden Geſetzesbeſtimmungen, nach 
welchen die Abtrennung einzelner Grundflüde u. . w. von einem Gemeinde— 
oder jelbftändigen Gutäbezirfe und die Vereinigung derjelben mit einem 
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andern jolchen Bezirke bei mangelnder Einwilligung der Beteiligten ſowie 
die Bildung von Gemeinde» oder jelbftändigen Gutsbezirfen aus folchen 
abgetrennten Grundftüden der Allerhöchften, nach Anhörung des Kreis— 
ausſchuſſes erteilten Genehmigung bedürfen !, abgeändert werden. 


Des weitern erjcheint e8 notwendig, bei allen den Gemeinden anzu= 
finnenden Leiftungen darauf zu achten, daß fich unter denfelben möglichit 
feine befinde, welche eine der Allgemeinheit zufommende Laſt iſt. 


Daraus ergiebt fi zunädhit, daß man die Gemeinden von ihren 
ſchwerſten Laften, den Koften der Schul-, Armen: und Wegeunterhaltung 
ganz oder teilweile befreit. Gerade infolge der bereitö oben beiprochenen 
Freizügigkeitsgeſetzgebung Haben die Gemeinden, welche einen verhältnie- 
mäßig nur jehr geringen Teil der in ihnen erzogenen Kinder ala Erwachſene 
an den Gemeindelaften teilnehmen ſehen, ein bei weitem geringeres Inter— 
eſſe an der Volksſchule ala der Staat. Ale ein ebenjo ofifenbares 
Unrecht muß es, wie gejagt, erjcheinen, wenn Leute, die in der 
Regel dem Staate ein ganzeß Leben angehören, der Gemeinde aber nur 
während des kurzen Zeitraumes von zwei Jahren mehr oder minder Nußen 
gebracht haben, durch diefen Zeitraum an lebtere den Anjpruch lebens 
länglicher Verforgung erwerben. Und auch dann liegt eine drüdende Un— 
bilfigfeit deutlich auf der Hand, wenn da, wo ein keineswegs rein örtliches 
Verkehrsinterefje vorliegt, die Gemeinde die alleinige Wegeunterhaltung zu 
tragen bat. Darum ift es nicht mehr als gerecht, wenn der Staat den 
in der Berfaffungsurkfunde ausgeiprochenen Schulzwang aus jeinen Mitteln 
zur Ausführung bringt, wenn zum mindeften der den Unterſtützungswohn- 
fig begründende Zeitraum beträchtlich länger bemeflen und die Gemeinden 
behufs Tragung der Armenlajt möglichit reichlich dotiert werden, und wenn 
eine befjere Organifation der Wegeverbände ſowie in entiprechenden Fällen 
möglichfte Wegebaubeihülfe eintritt; die Ortsarmenverbände düriten und 
müßten die bisherigen bleiben, weil die Zujammenlegung von Armenver- 
bänden eine Menge von Berechnungslaſt, Zwiftigfeiten, Umftändlichkeiten, 
Schwierigkeiten der Kontrolle u. ſ. w. ergäbe. 

Der frühere Landrat Otto Boldt? jchlägt vor, zwilchen Ortd- und 
Landarmenverbände noch Kreißverbände einzufügen und über die Provinzen 
einen ftaatlichen Gejamtarmenverband zu ſetzen; auch bezüglich der Erlan— 
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gung des Unterſtützungswohnſitzes und der Dauer des Ddiejelbe bedingenden 
Zeitraumes macht er an bderjelben Stelle Vorfchläge, Über deren Zweck— 
mäßigfeit man wohl jtreiten kann, die aber durchaus Beachtung verdienen. 

Freilich jtößt die Ausführung der joeben beiprochenen Maßregel zu— 
nädft auf die Schwierigfeit für den Staat, die erheblichen Hierzu erforder: 
Mittel aufzubringen, — eine Schwierigkeit, die naturgemäß am einfachiten 
durch eine endliche Reform der direkten Staatäfteuern mit gerechterer Ber 
laſtung des jundierten Einfommen® aus Geld- und Grundfapital behoben 
würde. Solange jedoch eine jolche Reform nicht zu erreichen ift, ift man 
allerdings auf Palliativmittel angewiejen. So empfiehlt wiederum Boldt, 
vor der Hand die Lajt der Volksjchulunterhaltung von den Drtögemeinden 
zunächſt nur auf die Kreisverbände zu übertragen, wobei er fich einzelner 
bierbei entitehender Unzuträglichkeiten jowie des Umjtandes, daß damit die 
Trage nach Ausbringung der Mittel nicht gelöft jei, wohl bewußt ift; 
gleihwohl würden, wie er eingehend darlegt, eine regelmäßigere Erfüllung 
der Berbindlichkeiten ſowie eine wejentliche Verbeſſerung des Schulwejens 
mit Bezug auf Schulauffiht, auf Gehaltsklaffifizierung der Lehrer nach 
Altersftufen u. a. m. Borzüge der Maßregel fein, welche jene Unzuträglich- 
feiten reichlich aufwiegen dürften. 

Verfaſſer ſeinerſeits möchte jeine Anficht über die in Ermangelung der 
oben erwähnten durchgreifenden Steuerreform fich derzeitig empfehlende 
Regelung der finanziellen Seite der Frage jogleih im Zuſammenhange mit 
der Erörterung der Gemeindebejteuerungsfrage jkiszieren. 

Die in der Form von Zufchlägen zu den direkten Staatäfteuern in 
der Regel übliche Art der Gemeindebefteuerung erjcheint, wie ja auch be— 
reits von verjchiedenen andern Seiten betont worden, um deswillen voll« 
tkommen irrationell, weil die direften Steuern auch die jogenannten PBerfonal« 
fteuern (Klaſſen- und Einfommenfteuer) in fich begreifen, während doch in 
den Landgemeinden die fommunalen Leiftungen und Ginrichtungen ganz 
vorwiegend dem Grundbefig zum Vorteile gereichen, deflen in der Grunde 
und Gebäudejteuer fich darjtellende Abgaben ſomit ganz offenbar die Haupt- 
grundlage des Gemeindebefteuerungsiyitems zu bilden haben. Die Grund- 
und Gebäudefteuern nun würden in ihrem vollen Betrage den Gemeinden, 
welche diejelben innerhalb gejeglich zu beftimmender Grenzen ihren Bedürf- 
nifjen entjprechend zu erheben hätten, zu überweifen fein. Zritt dann zu 
diefer Maßnahme noch die weitere Hinzu, daß der Staat die ihm vom 
Reiche aus den Erträgen der indireften Steuern zu überweijenden Ein— 
nahmen teilweile zur Befreiung der Kommunen von den oben bezeichneten 
Zaften verwendet, jo würde die zum Zeil ſyſtemwidrige Erhebung von 
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Perjonalfteuern in den Landgemeinden weſentlich beichränft und zugleich 
die Durchführung obiger Entlaftungsvorfchläge finanziell ermöglicht werden. 

Zu den den Landgemeinden abzunehmenden Laſten würden übrigens 
auch diejenigen gehören, welche den Gemeindebehörden durch vielerlei Schreib» 
weien, Aufftellung von Liften, von Nachweifungen, ftatiftiichen Erhebungen, 
durch das Meldeweien, das Steuergeſchäft u. j. w. obliegen!. In jehr vielen 
Tällen mangelt es denn doch wohl an den dazu qualifizierten Kräften. 
Dem Verfaſſer gebricht es allerdings in diejer Beziehung an den zur eigenen 
Beurteilung der Sachlage erforderlichen perſönlichen Beobachtungen und 
Erfahrungen, allein die diesbezüglichen, mehrfach — allerdings nicht gerade 
im Kreiſe Breslau — gehörten Klagen und die Yorderung, jene Geichäfte 
in die Amtöbezirke zu verlegen, jollten doch einiger Beachtung wert fein. 
Zu folcher Gefchäftsverlegung würde allerdings erforderlich fein, daß dem 
Amtsvorjteher ein fachlich geichulter Berufsbeamter als Amtsſekretär zur 
Geite gegeben werde — eine Maßregel, die, wie hier näher auszuführen 
nicht ganz der Ort ift, auch noch aus verjchiedenerlei anderen Gründen 
recht erjprießlich wäre. Es joll nämlich nicht verjchtwiegen werden — worüber 
fo überaus vielfach geflagt, was aber eigentümlicherweije an maßgebender 
Stelle, joviel dem Verfaſſer bekannt, nicht eigentlich ausgeiprochen wird —, 
daß unter dem Inſtitute der Amtsvorjteher das ländliche Polizeimelen im 
großen und ganzen recht im argen liegt. Mehrfach wird über Mangel 
an qualifizierten Perfönlichfeiten geklagt, vielfach über Unluft, Mangel an 
genügendem Intereſſe oder an Zeit der Beamten, die Amtsgeſchäfte in 
ausreichendem Maße wahrzunehmen; in zahlreichen Fällen, in welchen dieſe 
Geſchäfte in der That zu ausgedehnt und zeitraubend find, um von jeman- 
dem, der zugleich von perjönlicher Berufstätigkeit in Anjpruch genommen 
wird, dem Öffentlichen Intereſſe entfprechend erledigt werden zu fönnen, 
befitt der betreffende Amtsinhaber nicht die Mittel, fich eine Hülfskraft zu 
halten; Häufig genug wird der Amtävorfteher, der etwa ala Großgrund« 
befißer bezw. Vertreter desjelben oder in irgend einer fonftigen Eigenichaft 
in private bezw. wirtſchaftliche Kollifion mit Gemeindeangehörigen ge- 
raten, bewußt oder jelbft unbewußt in perjönlicher Intereffenbefangenheit 
handeln u.j.w. Auch ift die Schwierigkeit der Stellung nicht zu ver- 
fennen, welche die Behörde dem ehrenamtlichen, oft in überaus angejehener 
gejellichaftlicher Stellung befindlichen Beamten einräumt und welche natur- 
gemäß jedenfalld nicht dem öffentlichen Intereſſe förderlich fein kann. 

Die Qualifitation der Gemeindevorfteher ift bereit# beiprocdhen; im 
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übrigen wird noch vielfach die furze Amtsperiode derjelben, welche aller= 
dings nominell jechd Jahre beträgt, aber durch die bei der zus 
nehmenden Arbeitslaft häufig benußte Berechtigung des Gemeindevorftehers, 
fein Amt na) 3 Jahren niederzulegen, in vielen Fällen eben um die Hälfte 
fich abfürzt, al8 ein Mangel empfunden. Auch über nicht ausreichende 
Strafgewalt der Gemeindevorfteher wird ſeitens derjelben oftmals und 
namentlich in den größeren Gemeinden mit komplizierten, mehr ftädtijchen 
Verhältniſſen geklagt; doch dürfte eine Mehrung jener Gewalt, welche in 
vielen Fällen aus perjönlicher Empfindlichkeit und einem gewiffen Ehrgeiz 
zur Erhöhung des perfönlichen Anfehens erjtrebt werden mag, als eine 
zweijchneidige Maßregel erjcheinen. 

Meiterhin wäre noch die Notwendigkeit einer Eodifizierten Regelung des 
Stimmrechtes zu betonen, in welcher auch mit der veralteten Beſtimmung des 
Geſetzes vom 14. April 1856, daß, während zu den Gemeindelajten auch nicht 
angejefjene Einwohner herangezogen werden dürfen, nur die „mit Grund» 
befit angefeffenen Wirte” das Gemeindeftimmrecht befigen, gebrochen und 
diejes Stimmrecht auch den nicht angefeffenen Gemeindeangehörigen nach 
Verhältnis ihrer Leitungen zuerkannt werden müßte. 

Endlich müßten Beitimmungen darüber getroffen werden, in welchen 
Fällen die Wahl einer Gemeindevertretung, welche zwar, durch das 
Gele vom 14. April 1856 genehmigt, aber nicht vorgefchrieben und bis 
jet verhältnismäßig wenig in Übung geweſen ift, einzutreten habe; aller 
dings ift wiederum darauf hinzuweiſen, daß bei der Verjchiedenartigkeit der 
Bevölterungszufammenjegung der Gemeinden keineswegs jchlechthin jchab- 
Ionenhaft die Einwohnerzahl als Maßſtab angenommen werden dürfte. 
Aus diefem Grunde könnte vielleicht die jedesmalige Entjcheidung dem 
Kreisausfchuffe Überlafjen werden. 


IXa. 
Die Landgemeindeordnung. 


Aus „Der Yandwirt“, Nr. 74 vom 13. September 1889. 


Unter der Aufſchrift: „Helit Euch felbft“ und „Hülfe von oben“ find 
im „Landwirt“ eine Reihe von Aufſätzen gebracht, die darin übereinftimmen, 
daß fich die Heutige Landwirtſchaft in einer Lage befindet, die eine baldige 
Hülfe als dringendes Bedürfnis erfcheinen läßt. Diejes Bedürfnis nach 
Hülfe legt allen Beteiligten und allen, die es gut mit dem Vaterlande 
meinen, nabe, wenn neue Gejeße in Sicht find, diefelben daraufhin zu 
prüfen, welche Wirkung fie für die Landwirte nach fich ziehen müſſen, und 
nad) dem Ergebnis diefer Prüfung zu den Entwürfen neuer Geſetze recht= 
zeitig Stellung zu nehmen. Wir wollen daher nicht unterlafjen, die Auf- 
merkſamkeit unferer Lefer auf die neue Landgemeindeordnung zu lenken, die 
von jo vielen Seiten als ein dringendes Bedürfnis der Neuzeit, als der 
naturgemäße Schlußftein der Selbjtverwaltungägefege dargeftellt wird, daß 
eine deöfallfige Vorlage wohl demnächſt zu erwarten fein dürfte. Betrach- 
ten wir die Gründe, die für das Vorhandenfein des Bedürfniffes angeführt 
werden: 1. Die gegenwärtige Landgemeindeordnung joll den Anforderungen 
der Neuzeit nicht entiprechen. 2. Die Gliederung der Gemeindeverbände 
joll zum Zeil nicht leiftungsfähig fein, um der Armen-, Schulen, Wege« 
bau- und Fluß» und Grabenunterhaltungslaft zu genügen. Es wird 
deshalb vorgeichlagen, durch Vereinigung von verjchiedenen Guts- und 
Gemeindebezirten Gefamtgemeinden zu bilden, die in der Lage find, alles 
das zu leiften, was von ihnen gefordert wird, und die eine ähnliche frei« 
finnige Verwaltung erhalten jollen wie die Städte. So gejchidt es ift, die 
Landbewohner für diefe Neuordnung durch den Hinweis zu intereifieren, daß 
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fie gleiche Rechte wie die Städter auf eine freifinnige, dem Syitem der 
Gelbitverwaltung angepaßte Berfaffung haben, jo wenig wird jeder, welcher 
fich die Verhältniffe genauer betrachtet, ein Bedürfnis anerkennen und fich 
um fo ablehnender verhalten, je klarer er erkennt, daß es thatlächlich nur 
auf eine weitere Belaftung des ländlichen Beſitzes hinauslaufen würde, wenn 
der Plan der Bildung don Gefamtgemeinden mit einer unjerer ftädtifchen 
Berfafjung nachgebildeten Verwaltung zur Austührung gelangt. 

Was zunächit die Bedürfnisfrage anbelangt, jo meinen wir, daß ein 
Bedürfni® zur weiteren Ausbildung eine® Verwaltungskörpers nur dann 
vorliegt, wenn eine Vermehrung feiner Gejchäfte eintritt, nicht, wenn fich 
der Geſchäftsumfang verkleinert. Lebteres ift aber bei den Vorftänden der 
ländlichen Gemeinden der Fall, da zur Zeit der Einführung der jet noch 
geltenden Gemeindeordnung noch überall der Flurzwang auf Grund ber 
alten Dreifelderwirtfchaft mit feinem gemeinjchaftlihen Brad, Stoppel- 
und Saathutungsreht beitand und die meiften Gemeinden ihre Gemeinde- 
hirtenhäufer und Gemeindegründe beſaßen, ihre Pierde-, Rinder, Schafes, 
Schweine-, Ziegen- und Gänjehirten hielten. Mit der Ablöjung der Hu- 
tungsrechte und mit der Teilung der gemeinfchaftlichen Grundftüde hat der 
Flurzwang aufgehört und die Thätigkeit der Vorftände der Ländlichen Ge- 
meinden ijt jo vereinfacht, daß man ohne weiteres annehmen fann, daß 
die Gemeindebehörden, welche den Anforderungen jener Zeit gewachſen 
waren, zur Erledigung der jet erforderlichen Geſchäfte erft recht ausreichen. 
Für die Gemeinden fann aljo ein Bedürfnis um jo weniger anerfannt 
werden, ala die Verfaſſung ſelbſt den ftädtiichen Einrichtungen gar nicht 
jo unähnlich ift. Während in der Stadt die Verwaltung dem Magiſtrat 
obliegt, der in beitimmten Fällen die Genehmigung der Stadtverordneten 
einzuholen bat, bildet der Gemeindevorſteher mit den Schöffen die Obrig- 
feit der Gemeindebezirfe und ift in beftimmten die Gemeinde betreffenden 
Angelegenheiten an die Beichlüffe der Gemeindeverfammlung gebunden (vgl. 
ss 22 bis 30 der Kreißordnung vom 13. Dezember 1872 in Berbindung 
mit SS 18 bis 86 ALR. Teil II Zitel 7). Der Unterjchied beiteht 
nur darın, daß in der Stadt die von der Bürgerichait gewählten Stadt- 
verordneten die Beichlüffe zu faffen haben, an denen in den Dorigemeinden 
alle Mitglieder der Gemeinde teilnehmen; ferner darin, daß in der Stadt 
die Erwerbung des Bürgerrechts unabhängig vom Grundbefig ift, während 
in den Dorigemeinden nur die angejeffenen Wirte ala Mitglieder der Ge» 
meinden an den Beratichlagungen derjelben teilnehmen. Welche Folgen 
es für den Betrieb der Landwirtichaft, namentlich auf den größeren Gütern, 
nach fich ziehen würde, wenn auch die nicht mit Grund und Boden ange- 


Die Yandgemeindeordnung. 127 


fefjenen Einwohner Sit und Stimme in der Gemeindeverfammlung bezw. 
bei der Wahl der Gemeindevertretung erlangen jollten, das fann fich jeder 
ausdenfen, der mit ländlichen Berhältnifien einigermaßen befannt iſt. In 
der überwiegenden Mehrzahl der Fälle würde es fich außer um einige Alt- 
figer um die Knechte und Zagearbeiter der größeren Befißer Handeln. Bei 
der ohnehin zunehmenden Unbotmäßigkeit der Arbeiter gegenüber den Ar- 
beitgebern würde eine ſolche Gleichitellung die Lage der Arbeitgeber nur 
erichweren. In der Sache jelbit aber erjcheint eine jolche Einrichtung, 
namentlich nach der Vereinigung der Guts- und Gemeindebezirfe, ganz un« 
ausführbar, denn entweder wird die beichließende Gemeindeverfammlung 
eine societas leonina, in der die Knechte und Arbeiter beftimmen, was ge- 
macht werden joll, und die Befiter der großen Güter allein bezahlen, oder 
es finkt, wenn die Stimmen nach der Höhe der Beiträge bemefjen werden, 
die ganze Ginrichtung zu einer Form ohne Inhalt zufammen, da eben den 
Nichtbeitragspflichtigen höchitens eine beratende Stimme zuitände, während 
einzelne Großgrundbefißer beftimmen, was geſchieht. Nur an Orten, an 
denen Handwerker und Induftrielle in nennenswerter Zahl angejeflen find 
und Geſchäfte in einem Umfange betreiben, der den Umfang des Landwirte 
Ichaftöbetriebes erreicht oder überfteigt, könnte die Einrichtung einer Ver— 
waltung nach ſtädtiſchem Mujter zweckmäßig erjcheinen. Solche Orte find 
aber, wenigftens in unjeren öſtlichen Provinzen, jo vereinzelt, daß Hierdurch 
eine anderweite allgemeine gejeßliche Ordnung der Landgemeindeordnung 
nicht zum Bedürfnis wird. In folchen Fällen wäre viel einfacher dadurch 
zu helfen, daß man im Bedarfsfalle die Einführung der Städteordnung 
genehmigt, wie man vielen Kleinen Städten, namentlich in Poſen, die als 
folche nicht zu erhalten waren, die Landgemeindeverjaflung gegeben hat. 
Des Pudels Kern ijt aber nicht dev Wunſch, den Landgemeinden eine 
Wohlthat zu erweifen, abgejehen davon, daß man die Sroßgrundbefiter zu 
Suniten der Gemeinden mehr zu belaften wünjcht, Tondern das Streben, 
leiftungsjähige Verbände zu jchaffen, die den oben angeführten Ans 
forderungen gewachſen jein follen. Als erjte diejer Anforderungen wird 
die Armenunterhaltungslajt genannt, welche die Landgemeinden angeblich 
nicht in außreichendem Maße erfüllen. Wir meinen nun, daß die Armen= 
pflege auf ganz andere Weile zu regeln ift ala durch Erlaß einer Gemeinde- 
ordnung. Unfere ganze Armengejeßgebung krankt in dem einen Bunkt, daß 
man das Armenrecht immer noch an das Heimatärecht anlehnt, obgleich die 
Freizügigkeit eingeführt ift. Das Heißt der vagabundierenden, beſitzloſen 
Bevölkerung das Recht einräumen, zu beftimmen, welche Gemeinde jeder 
einzelne mit der Pflicht belaften will, im Notfall für ihn und feine Nach- 
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fommen zu forgen. Wenn ein Arbeiter feine Frau und Töchter in einem 
fleinen Dorfe einmietet und jelbft in großen Städten arbeitet, jo erwirbt 
er dort das Heimatsrecht, und wenn feine Töchter ihm in die große Stadt 
folgen und Sciffbruch leiden, kann ſchließlich eine fleine Gemeinde durch 
eine jolche Familie völlig ruiniert werden, denn uneheliche Kinder erwerben 
das Heimatöreht am Heimatort der Mutter. Die Eleinen Gemeinden 
durch Bereinigung miteinander und mit den Gutäbezirken leiſtungsfähig 
machen , folchen Anforderungen zu genügen, heißt nur die Landwirtſchaft 
mit neuen Abgaben belaiten. Für die arbeitende und jeßhaite Bevölkerung 
wird durch die Reichsverſicherungsgeſetzgebung geſorgt. Die Sorge für 
hülfsbedürftige VBagabunden und liederliches Gefindel muß man bei dem 
Beitehen der Freizügigkeit nicht dem Heimatzort, fondern dem Aufenthalts 
ort und dem Ort der Berübung der fittlichen Vergehungen auflegen, weil 
diejer allein in der Lage ift, durch polizeiliche Maßnahmen der Unfittlich- 
keit entgegenzutreten. Wer die Arbeitöfraft eines Mannes audnugt, muß 
auh im Fall der Not für ihn ſelbſt und für feine Familie auffommen. 
Die Gemeinde, welche die Ausjchreitungen der Genuß- und Vergnügungs- 
jucht nicht zu verhindern im ftande ijt, muß für. deren Folgen auffommen, 
das ift die naturgemäße Folge der Freizügigkeit, ſonſt veranlaßt dieſelbe 
im Gebiet der Armenpflege Härten, die ganz unerhört find. 

Wie die Schulunterhaltungslaft durch leiftungstähige Gefamtgemein- 
den angemefjener verteilt werden joll, ift ebenfalls nicht abzuſehen. Es it 
befannt, daß unfere öjtlichen Provinzen viele Gemeinden enthalten, die nicht 
in der Lage find, die Schulunterhaltungslaft zu tragen. Daß durd eine 
Bereinigung mehrerer Gemeinden eine Verminderung der Schulunterhaltungs= 
laſt eintreten könnte, ift nicht anzunehmen, da es jchon jet von den Schul- 
auffichtsbehörden für einen Übelſtand erklärt wird, daß fo viele jogenannte Laufe 
fchulen bejtehen (Schulen, in denen ein Lehrer die Schüler aus zwei oder 
mehr Orten unterrichtet und entweder Vormittag an einem, Nachmittag 
am andern Orte Unterricht erteilt oder die Schulfinder aus den Nachbar 
gemeinden an jeinen Wohnort fommen läßt). Cine weitere Vereinigung 
der Schulkinder verjchiedener Orte in einer Schule wird daher bei der Bil- 
dung von Gejamtgemeinden nicht geduldet werden, iſt auch nicht zu wün— 
ichen. Sollen aljo durch folche Vereinigungen leiftungsfähige Schulver- 
bände gejchaffen werden, jo würden nach der Vereinigung armer Gemein- 
den mit jolchen Guts- und Gemeindebezirfen, die noch nicht bis an die 
äußerjte Grenze ihrer Leiſtungsfähigkeit belaitet find, dieje legteren nur das 
aufzubringen haben, was jet der Staat zuichießt, alſo neue Laſten über» 
nehmen müſſen. Es jcheint uns daher im Intereſſe der Schulen und der 


Die Landgemeindeorbnung. 129 


Landgemeinden zu liegen, lieber auf den wiederholt in Ausficht geftellten 
Ausweg der Übernahme der perjönlichen Ausgaben der Lehrerbeſoldung auf 
den Staat zurüdzulommen und den Gemeinden nur die fächlichen Laften 
zu laflen, als durch Vereinigung leiftungsfähiger Gemeinden mit ärmeren 
leiitungsfähige Gefamtgemeinden zu jchaffen, in denen die größeren Güter 
die armen Gemeinden übertragen. 

Ähnlich ſteht es mit der Wege, Fluß- und Grabenunterhaltungslait. 
Hier fommt aber noch dazu, daß im alle der Bildung größerer Gejamt- 
gemeinden in der Regel ein mit Fuhrwerk verjehenes Auffichtsperjonal ge— 
Schaffen werden muß. Wir würden bier eine Ausdehnung der Verwaltungs» 
befugniffe der Kreife, unter Belaffung der beitehenden Gemeinden, für zwed- 
mäßiger halten als die Schaffung neuer Verbände mit einem kojtipieligen 
Berwaltungsapparat. 

Aus allen diefen Gründen empfehlen wir unferen Leſern, die zu er- 
wartende neue Gemeindeordnung nicht aus dem Auge zu verlieren und 
rechtzeitig zu thun, was möglich ift, um die Landwirtfchaft vor neuen Be— 
laftungen zu ſchützen. 


IXb. 
Zum Erlah einer Landgemeindeordnung. 


Auß „Der Landwirt”, Nr 95 vom 26. November 1889. 


Zu der in Nr. 74 des „Landwirt“ angeregten, für alle Grundbefiter 
außerordentlich wichtigen Frage der Landgemeindeordnung ſei auch einem 
alten Praftifer in der Verwaltungsſphäre geftattet, feine Meinung zu äußern, 
zumal derjelbe, obgleih von ähnlichen Gefichtspunften wie der Verfaſſer 
jene Artikels — dem Interefje für Erhaltung des Großgrundbefizes — 
ausgehend, zu entgegengeleßter Folgerung gelangt. Freilich bezieht jich 
feine Kenntnis der Verhältniſſe nur auf die Provinz Schlefien. Es it 
aber unbejtreitbar, daß bier die niederen Berwaltungsangelegenheiten auf 
dem platten Lande eine Kompliziertheit, eine Verwidlung zeigen, welche eine 
Neuordnung dringend wünſchenswert macht. 

Über die Beitragspflicht zur Unterhaltung der Schulen herrjcht faſt 
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fefftonellen Unterjchiede beftehen, deden fich die Begriffe der Schulgemeinde 
und der politiichen Gemeinde keineswegs. Daneben giebt es noch eine ganze 
Anzahl befonderer Verbände, die ebenfall® den politifchen Gemeinden bezw. 
den Amtabezirfen nur jelten konform find, jondern häufig und zum Zeil 
ſcheinbar recht willfürlich in dieſelben Hineingreifen und fie zerreißen, als 
da find: Armenverbände, Sprigenverbände, Jagdbezirke, Wegebauverbände, 
MWaflerbaugenofjenichaiten, von denen nur die leßteren, ala an bejtimmte 
Örtlichkeiten gebunden, fich gewöhnlich nicht mit den politifchen Gemeinden 
würden vereinigen lafjen. Rechnet man dazu die verjchiedenartigften Ob- 
ſervanzen, nach denen es 3. B. vorkommt, daß innerhalb ein und derjelben 
Feldmark der eine Kommunilationsweg von der gelamten Gemeinde, der 
andere von den Adjacenten, der dritte vielleicht vom Dominium zu erhalten 
ift, jo liegt e8 auf der Hand, daß der VBerwaltungsapparat an Schwer- 
tälligkeit franft, daß eine große Menge von Arbeitskraft vergeudet wird. 
Dazu kommt ferner die große Zeriplitterung und der häufige Wechjel des 
kleinen Grundbefige in manchen Zeilen Schlefiend, wodurch alle polizei- 
lihen Maßregeln doppelt erfchwert werden. Dem Schreiber diejes find 
Fälle befannt, in welchen ein Gemeindevorfteher feine Aufforderungen an 
Eigentümer in acht bis neun verjchiedenen Ortſchaften richten muß, um 
den Adjacenten die Räumung eines Eleinen Grabens oder die Beflerung 
einer nicht langen Wegejtrede aufzugeben. 

Andererjeitö liegen wieder viele Eleine Gemeinden mit getrennter Ver— 
waltung in jo unmittelbarem örtlichen Zuſammenhang, diejelben Haben fo 
viele gemeinfame Interefjen, daß ihre Vereinigung zu einem einigermaßen 
leiftungsfähigen Berwaltungsförper nur zwedmäßig erjcheint, ohne daß da— 
mit der Bildung allzugroßer Verbände erfter Ordnung das Wort geredet 
werden foll. Dasjelbe ift der Fall mit einer Dtenge kleiner Gutäbezirke, 
die fügli und zu Gunften der Allgemeinheit mit den benachbarten Ge- 
meinden zujammengelegt werden können. Auf diefe Verhältniffe bezog fich 
auch die anfangs diejes Jahres von jeiten der Königl. Regierung ange- 
geftellte Unterfuchung, bei der nur leider, dem Vernehmen nach, nicht viel 
brauchbares Material herausgefommen fein fol. Schon oft genug ift ja 
hervorgehoben worden, daß nach der beitehenden Armengeleggebung, die 
beiläufig gefagt auch nach meiner Meinung einer Reform im Sinne bes 
Artikels in Nr. 74 dringend bedürftig ift, eine folche Kleine Gemeinde durch 
die Verpflichtung zur Unterftügung und Erhaltung einer einzigen verarım- 
ten Familie geradezu ruiniert werden kann. Mir ift der Fall befannt, daß 
eine verhältnismäßig arme Gemeinde viele Hunderte von Thalern für einen 
einzelnen verwahrloften Menjchen hat bezahlen müſſen, der fi in ungün- 
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ftiger Jahreszeit wegen eine® äußeren chronifchen Leidens von einem Kranken- 
haufe ins andere jchleppte, in der Zwiſchenzeit beim Betteln aber regel- 
mäßig bald ergriffen und eingeiperrt wurde und fo jeine Zeit teilß in der 
Gefangen und teils in der Krankenanſtalt verbrachte. Er verlor auf diefe 
Weile Jahre hindurch nicht feine Ortsangehörigleit in der betreffenden Ge— 
meinde, ohne fich je dort blidden zu laffen. Nur die regelmäßig eintreffenden 
Forderungen für jeine Verpflegung erinnerten an jein Dafein. 

Es hält bei den von Jahr zu Jahr fich fteigernden Anforderungen 
ſchon jeßt vielfach recht jchwer, in den kleinen Gemeinden die geeigneten 
Kräfte zur Übernahme der Gemeindeämter zu finden, und es ift daher fein 
Wunder, daß jo viele der letzteren nur höchft mangelhaft verwaltet werden. 
Die Herren Landräte und Sreisfelretäre willen ein Lied davon zu fingen. 
Diefe Anjprüche werden aber noch jortdauernd wachen, nicht am wenigjten 
durch Die neue Kranken- und Unfallgejeßgebung, und man hört nichts als 
Klagen über die zunehmende Geſchäftsüberbürdung bei nicht entiprechender 
Bergütung. Nur rein ländliche Gemeinden mit ganz einfachen Berhält- 
niffen mögen davon eine Ausnahme machen. E8 ift mir nicht erfindlich, 
wie der Herr Verfafler des mehrfach bezeichneten Artikels von geringer 
Belaftung der Gemeindebehörden reden fann. 

Ein anderer Punkt, welcher eine Neuordnung der ländlichen Verhält- 
nifje erheifcht, ift der meift recht jchlechte Zultand der ländlichen Kommu— 
nitationswege, der auch jchon bei der fortdauernden Ausbreitung der In— 
duftrie auf das platte Land den Erlaß des Geſetzes über die gejteigerte 
Heranziehung der Fabriken zur Unterhaltung der Öffentlichen Wege und 
Straßen herbeigeführt Hat. Das ift aber doch nur ein Notgefeg. Ob jeht 
ein Kreis, ein Amtsbezirk gute Wege hat oder nicht, das Hängt, abgejehen 
don den natürlichen Borbedingungen, hauptfächlich von der Energie und von 
dem bejonderen Interefje ab, welches ein Landrat, ein Amtsvorjteher diefem 
Gegenjtande widmet. Im großen und ganzen werden wir quite Kommu— 
nitationdwege erſt erlangen, wenn der Bau derjelben nicht mehr durch 
Naturalleiftungen der Gemeinden bewirkt wird, bie in ihrer läffigen Aus— 
führung noch gar zu jehr an die früheren Hofedienfte erinnern; ſondern 
wenn die Arbeiten durch einigermaßen technijch gejchulte Kräfte werden 
ausgeführt werden, die dafür natürlich in Geld abgefunden werden müfjen. 
Ob Hierdurch jchlieklich eine größere Belaftung und Benachteiligung der 
Grundbefiger entjtehen wird, möchte ich bezweifeln, möchte vielmehr glauben, 
daß es damit ebenjo gehen wird wie feiner Zeit bei Aufhebung des Ro- 
bots, vor welcher damals auch eine große, fich ſpäter ala ſehr unbegründet 
erweilende Furcht herrſchte. Ich jelbit habe ſchon folche Wegebauarbeiten 
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gegen Bezahlung auf Koften und mit Zuftimmung und nicht um Schaden 
der Verpflichteten ausgeführt. — Kurz, wer alle die hier angeführten Übel— 
ftände auß eigener Erfahrung fennen gelernt hat, der muß recht dringend 
den Erlaß einer planvollen Landgemeindeordnung berbeiwänfchen. 

Kommt eine jolche jet bald zur Vorlage und zur Beratung, dann ift 
wohl nicht zu befürchten, daß diejelbe in radifaler Weife mit den Hiftorijch 
entftandenen Berhältnifien brechen, daß fie, wie die freifinnigen es 
allerdings verlangen, rüdfichtslos die großen Gutsbezirke in unferen öſt— 
lichen Provinzen mit den Gemeinden zufammenjchweißen würde. Aber ich 
meine, je länger damit gewartet wird, um jo eher jteht ein folches radi- 
fales Vorgehen in Ausfiht, und ich glaube daher, daß es im eigenjten 
Intereſſe des großen Grundbefites Liegt, die gegenwärtige Zeitftrömung zu 
benugen, in welcher er die Sache noch zumeift in der Hand Hat, um ein 
gemäßigtes Geſetz zu ftande zu bringen, dad dann vorausfichtlich auf lange 
Zeiten hinaus ein unantaftbares Yundament unjeres Verwaltungsorganis— 
mus bilden wird; — in ähnlicher Weife, wie die auch mit der Kreis— 
ordnung der Fall ift, der bei ihrem Entjtehen ja auch ein jo langjähriger 
zäher Widerftand entgegengejeßt wurde und deren jebige® jegensteiches 
Wirken wohl niemand mehr zu beftreiten wagen wird. 

Der Herr Berfafler des Artikels in Nr. 74 befürchtet als Folge einer 
neuen Landgemeindeordnung Majorifierung des Grundbefites durch die be— 
figloje Klaſſe. Allein, was könnte wohl eine verftändige Regierung ver— 
anlafien, ein Geje zu janktionieren, durch welches der Grundbefiß, Die 
Grundlage unferes ganzen Staates, geradezu für vogelfrei erklärt werden 
würde? Ohne einen angemefjenen Cenſus für die Wahl der Gemeinde- 
behörden und ohne Beitätigungsrecht jeitens der Regierung bezw. des 
Kreisausſchuſſes ift ein ſolches Gejeh gar nicht denkbar. Aber e8 handelt 
fi) darum, auch die Induſtrie, die in vielen Bezirken eine ſehr weſentliche 
Rolle auf dem Lande jpielt, zur Schulunterhaltungspfliht, zu Wegebau- 
und Armenlajten u. ſ. w. im geordneter Weile mit heranzuziehen. Sie 
joll allerdings das Recht erhalten, mit zu raten, aber dann auch mit thaten. 

Wo eine Maßregel in öffentlichem Intereſſe dringend geboten er: 
ſcheint, ift e8 falſch, fich gegen Einführung derjelben zu jtemmen. Wirb 
der Widerftand, was unaußbleiblich, fchließlich doch überwunden, jo pflegt 
der Erfolg weit über das Ziel Hinauszugehen, mit dem man fi an« 
fangs begnügt haben würde. Deshalb geht mein Nat an den Grof- 
giundbefig dahin, mit allen Kräften auf ein recht baldiges Zuftande- 
fommen einer guten Landgemeindeordnung hinzuwirken. 


X, 


Zur Reform der Landgemeindeverfaflung in den öſtlichen 
Provinzen Preußens. 





Don 


Graf nv. Winkingerode, 
Landesdirektor der Provinz Sadjen. 


Jede Reform der Landgemeindeverfafiung hat zur Richtſchnur zu nehmen, 

daß der Ländliche Grundbefiger in der Gemeinde, heiße er Bauer, 
Koflat, Hüfner, Kätner, oder wie fonft, file er auf altererbter, durch Höfe 
recht oder Gewohnheit geichütter Scholle oder in neu geichaffenem Be— 
trieb, in feinen Intereſſen foweit irgend möglich geſchützt, daß feine An— 
bänglichkeit an die Heimat, jein beſonderes Standesbewußtfein ihm er- 
halten oder — wo folches bereits durch die Mobilifierung des Grundbefites 
gelitten Hat — die Möglichkeit des MWiederauflebens jolcher Anhänglichkeit 
und ſolchen Standesbewußtjeing nicht gänzlich untergraben werbe; 

daß, wo die Folgen gejeßgeberifcher Maßnahmen, wie Gemeinheits- 
teilungen u. |. w., oder die veränderten wirtjchaftlichen Lebensbedingungen 
des Volkes eine Anderung auch der Landgemeindeordnungen, eine Be— 
ſchränkung bejtehender Borrechte der grundbefigenden Bauern, Hüfner, Nach« 
barn u. j. w. bedingen, nicht neuen Elementen Rechte zugejprochen werden 
dürfen ohne entiprechende Pflichten; die Pflichten aber haben ihr Maß 
aus der Schäßung des nterefjes an den Gemeindeangelegenheiten zu ent— 
nehmen; 

daß die Möglichkeit gewahrt werde, bei Durchführung jeder Gefetesände- 
rung auf den Gebieten der Landgemeindeordnung, unter Einhaltung der 
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Übereinftimmung in den wejentlichen Grundlagen, die befonderen Verhält« 
nifje jedes einzelnen Landesteiles, jedes Kreiſes, jeder Gemeinde auf das 
jorgfältigfte zu berüdfichtigen. Es ift nicht angänglich, ohne Nachteil für 
dad Ganze auf diefem Gebiete zu uniformieren. Das Geſetz fann Grund- 
züge aufftellen, von denen nicht abgewichen werden darf, aber es muß die 
Ausgeftaltung im einzelnen dem vernünftigen Ermeſſen geeigneter Verwal— 
tungäftellen überlafien. Die lebteren find in den Kreisausſchüſſen und Be- 
zirksausſchüſſen gegeben. 


Die gefeglichen Grundlagen für die Yandgemeindeverfafjungen in den 
öftlichen Provinzen des preußifchen Staates, alſo auch in der Provinz 
Sachſen mit ihrer bunten Zujammenfegung aus Landesteilen mit der ver— 
ſchiedenartigſten gefchichtlichen Entwidelung, bilden: 

die Titel 6 und 7 des Il. Teiles des Preußiichen Landrechts mit den 
ergänzenden und deflarierenden Beltimmungen der Gemeinheitsteilungsord- 
nung vom 7. Juli 1821 und der Deklaration vom 26. Juni 1847, das 
Geſetz betreffend die Landgemeindeverfafjungen in den ſechs öftlichen Pro- 
vinzen vom 14. April 1856 mit den durch das Zufländigfeitägejeg beding- 
ten Anderungen, die Kreisordnung vom 13. Dezember 1872, das Geſetz 
betreffend Ergänzung und Abänderung einiger Beftimmungen über Erhebung 
der auf das Einfommen gelegten direkten Kommunalabgaben vom 27. Zuli 
1885 und das Geſetz betreffend die durch ein Außeinanderfegungsveriahren 
begründeten gemeinjchaftlichen Angelegenheiten vom 2. April 1887. Bon 
bejonderer Bedeutung für das Gemeindeleben find ferner die Geſetze über 
Freizügigkeit und Unterftügungswohnfig. — Hierbei find unberüdfichtigt ger 
lafjen alle bejonderen gejeglichen Beitimmungen, durch welche Gemeindeor- 
ganen, insbejondere den Gemeindevorjtehern, Einnehmern, Dorigerichten, 
ftaatliche Aufgaben für Zwede der Polizeiverwaltung, der Steuererhebung, 
des Militärwejens, der Durchführung der ſocialpolitiſchen Gejeße u. j. w. 
auferlegt find. Es haben dieſe Aufgaben fireng genommen mit der Kommu= 
nalverfafjung nichts zu thun. — Dagegen muß darauf Hingewiefen werden, 
daß zur Ausführung der Gefege und Klarftellung der für die Gemeinde 
geltenden Verfafjungen zahlreiche minifterielle und Regierungsverordnungen 
jowie Entjcheidungen oberfter Gerichtshöfe ergangen find. 

Das Landgemeindeverfaffungsgeieh bat in Bezug auf die wejentlichiten 
Beitimmungen einen Tafultativen Charatter. Solange von der Befugnis, 
Neugeftaltungen vorzunehmen, fein Gebrauch gemacht ift oder joweit jenes 
Gele landrechtliche Beitimmungen nicht aufgehoben, fondern nur ergänzt 
dat, bejtehen nicht nur die landrechtlichen Beftimmungen, fondern wegen 
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des jubfidiären Charakters der legteren die Älteren Ordnungen und Obfer« 
vanzen fort. Daß auf diefem unebenen, die mannigjachiten Geitaltungen 
aufweijenden Boden die Anordnungen der Berwaltungsbehörden und die 
Entjcheidungen der Gerichte eine bejonders fruchtbare Thätigkeit haben ent« 
falten fönnen, liegt auf der Hand. Schon der Wunfch nach einer über« 
fichtlichen SKodifitation, nach Bejeitigung von hier oder da herbortretenden 
Unklarheiten hat dem Berlangen nach gejeßgeberiichem Eingreifen Nahrung 
gegeben. So berechtigt jener Wunſch fein mag, fo hat er aber doch eine 
mehr formale, nur nebenfächliche Bedeutung und wird durch Geſetz niemala 
ganz erfüllbar jein, wenn an der einen oben aufgeitellten Forderung jeit« 
gehalten wird, daß jede Yandgemeindeordnung die Berüdfichtigung örtlicher 
Bejonderheiten möglich erhalten muß. 

Als die materiell wichtigiten Puntte, über welche eine Reform der 
Zandgemeindeverfaffung ſich würde ſchlüſſig machen müſſen, find folgende 
ind Auge zu faſſen: 

1. die Hauptjächlichiten Thätigkeitözweige im kommunalen Leben ; 

2. das Verhältnis der Gutsbezirke zu den Gemeinden und die Bil« 
dung von Samtgemeinden ; 

3. das Stimmrecht und 

4. die Kommunalabgaben. 

Daneben mögen 

5. einige für die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten bejonders 

wichtige Organifationsfragen ins Auge gefaßt werden. 


Einen gejeglihen Anhalt für das, was von „politifchen Gemeinden“ 
an Leiftungen zu verlangen ift, aljo für ihre Aufgaben, finden wir im $ 37 
ALR. UI 7, Hier allerdings unter der Überſchrift „Gemeinarbeiten“. 
Es find die Leiltungen aufgeführt, welche die Gemeinde der Regelnad 
von ihren Mitgliedern an Dienften und Beiträgen joll fordern können; 
insbejondere: Ausbefferung gemeinfamer Wege und Brüden, Grabenräu— 
mungen, GEinhegung der Nachtloppeln und Viehtriften, Unterhaltung der 
Dorigebäude (worunter auch Schmieden und Hirtenhäufer), Verſorgung 
der Dorihirten und anderer im Dienfte der Gemeinde jtehenden Perjonen, 
Nachtwachen oder Verforgung des Dorfnahtwächters, die Anhaltung und 
Bewachung der Verbrecher, Zwangstransporte, die Unterhaltung des Dorf: 
bullen und des Zuchteberd, Unterhaltung der Sprige und anderer Feuerlöſch— 
inftrumente, das Feuerlöjchen im Dorfe und den angrenzenden Waldungen 
und einige weitere veraltete Dinge. 
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Hiermit waren jo ungefähr die Aufgaben umfchrieben, welche das 
Leben derjenigen Korporationen bei Erlaß des Landrechtes füllten, die man 
heute politijche Gemeinden gegenüber den Schul» und Kirchengemeinden, 
Landgemeinden gegenüber den Städten nennt. Es trat nach der bejonderen 
Anordnung des S 10 ALR. VI 19 noch die Pflicht der Gemeinde Hinzu, 


für ihre verarmten Mitglieder zu forgen, — eine Beitimmung, in ber 
wir die landrechtliche Grundlage der jpäteren Armengejeßgebung zu ſuchen 
haben. 


Dean fieht, in welhem Maße die wirtfhaitlihen Intereſſen 
der bäuerlihen Befiger vorherrfchten, wie ſehr „die Befiter der in 
einem Dorie oder in deſſen Feldmark gelegenen bäuerlichen Grundſtücke“ 
die Dorigemeinde ausmachten (S 18 ALR. II 7). 


Gene Abgrenzung der Auigaben von Dorigemeinden ijt auch Heute 
noch nicht überall dem Wechjel der Zeiten gewichen. In vorwiegend ader- 
bautreibenden Diſtrikten, welche durch die Separation noch nicht berührt, 
welche durch Chauffeebauten und Eifenbahnen noch nicht aufgejchloffen find, 
füllen fie noch heute da8 Gemeindeleben aus. In der Provinz Sachſen 
aber find das Ausnahmen. Die alten wirtichaftlichen Gemeinfchaiten find 
durch die Gemeinheitäteilungen zerftört. Grabenräumungen, Unterhaltungen 
von Schmieden und Hirtenhäufern, gemeinfame Haltung von Samentieren 
werden nicht mehr ala eigentliche Gemeindeangelegenheiten angejehen. — 
Wohl mögen an einzelnen Orten neue Aufgaben von Landgemeinden über- 
nommen fein, ähnlich wie von Städten mit ihren Gas- und Waflerleitungen 
und ihrer Hanalifation. Gerade das Bedürfnis zu beflerer Waflerverfor- 
gung findet auch in ländlichen Ortſchaften nicht jelten die Befriedigung 
durch Gemeindeanlagen. Hier und da greifen auch einzelne firchengemeind- 
liche Aufgaben oder greift gemohnheitsmäßig die Schulunterhaltungspflicht ! 

! Angelegenheiten der Schul: und Kirchengemeinden und deren Berfafjung bier 
mit zum Gegenftand der Erörterungen zu machen, halte ich nicht für richti.. Wohl 
berühren fie fi, wa3 die Zulammenjegung der Berwaltungsorgane betrifft, jehr nahe 
mit denen ber politiihen Gemeinden und ruht die Unterftübungslaft ganz oder 
größtenteild auf denjelben Schultern. Dennoch fommen für Organifation, Beichaffung 
der Mittel, Aufficht jo abweichende Gefichtspunfte in Frage, daß eine Herbeiziehung 
aud der Schul: und Kirchenangelegenheiten nur verwirrend auf unjere Betrachtung 
wirken fünnte. Gerade was die Laftenverteilung auf dem Lande für Kirchen: und 
Edulunterhaltung betrifft, befteht übrigens für einen Teil der Provinz Sachſen ein 
Eonbdergejeß, welches meines Wiffens im preußiſchen Staate ein Unikum bildet, die 
Verordnung betr. Beitragspflicht der Rittergutsbefiger und anderen Gutäbefiker in 
den vormals Königl. Sächſiſchen Landesteilen der Provinz Sadjien zur Unterhaltung 
von Kirchen, Pfarren und Schulen vom 11. November 1844. 
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in das Thätigfeitögebiet der politiichen Gemeinden über. Im allgemeinen 
aber ift das Thätigfeitsbereich der Landgemeinden jeit dem Erlaß des Land 
rechts in feiner Mannigfaltigkeit weſentlich beſchränkt. Neben der Wahl 
und Bejoldung der Gemeindebeamten einjchließlih Nachtwächter und Ge- 
meindediener, neben den Wahlen Tür Amtsausfhuß und Kreistag und 
neben dem Feuerldſchweſen bilden die Unterhaltung der Öffentlichen 
Wege und die Armenfürforge die Hauptaufgaben der politifchen Ge= 
meinden. 

Diefe lehteren Aufgaben aber Haben allerdings eine Bedeutung ge- 
wonnen, welche über dad Maß defjen, was die Redaktoren des Landrechts 
im Auge gehabt Haben, weit hinausgeht. Sie bedürfen einer bejonderen 
Beleuchtung. 

An die Heritellung und Unterhaltung guter, zu jeder Jahreszeit jelbft 
mit den jchwerften Laſten fahrbarer Kommunikationswege ftellt das heutige 
Verkehrsleben jehr hohe Anforderungen. In einer nicht fleinen Anzahl 
von FKreifen in der Provinz Sachſen findet man faum noch Gemeinden, 
die nicht durch kunſtmäßig ausgebaute, entweder chauffierte oder mit hohen 
Dpfern gepflafterte Wege mit Marktplägen, Eifenbadnftationen oder von 
Gemeinde zu Gemeinde, unter bejonderer Berüdfichtigung der größeren in— 
dujtriellen Etablifjements, verbunden find. Zum Ausbau folcher Wege 
entfchließen fi die Gemeinden, wenn fie die Vorteile guter Kommuni— 
fationswege wahrgenommen haben und größere Verbände (Kreife, Provinz) 
ihnen zu Hülfe fommen, meilt leicht. Die Belajtung, welche aus der 
MWegepflicht folgt, zeigt fich aber in vollem Maße bei der Unterhaltung. 
Dieſe Unterhaltungslaft ift für die Gemeinden eine ſehr verfchiedene; fie 
wechjelt in ihrer Bedeutung für das Jahresbudget nicht nur nach der Länge 
der in den Fluren belegenen Streden, jondern auch nach dem Maße und der 
Art des Verkehrs und den Materialienpreilen jowie nach der auf die regel- 
mäßige Wartung der Wege verwandten Sorgfalt: Glüdlich die Gemeinde, 
welche von einer Provinziale oder Kreischaufjee oder nach altjächfiicher 
Beionderheit von fisfaliichen Straßen durchichnitten wird und für deren 
Verkehrsbedürfnis alſo wenigftens teilweife die größeren Verbände oder der 
Staat auflommen. Für die Wartung und Unterhaltung der ausgebauten 
Wege reichen die herfömmlichen Gemeindedienfte, welche mit Hade und 
Schaufel unter Aufficht des Schulen oder Gemeindedienerd ausgeführt 
wurden, um Löcher auszufüllen, Gleife einzuebenen, den Wafjerabzug zu 
ichaffen, nicht mehr aus. Es bedarf gejchulter, fortlaufend gelohnter, von 
Sachverſtändigen beauffichtigter Arbeiter, wenn der ausgebaute Weg in 
gutem Zuitande erhalten und wenn die aus jeder Verwahrlofung folgenden, 


138 Graf von Winkingerode. 


bis zur Unerfchwinglichkeit fich fteigernden Ausgaben vermieden werden jollen. 
Zeuer, ſehr teuer im Vergleich zu der früheren Anjpruchslofigkeit bleibt 
die Wartung und Unterhaltung der ausgebauten Wege aber immer, und 
fie führt, wie bemerkt, eine Ungleihmäßigfeit der Belajtung herbei, deren 
große Härten durch das Geſetz über die Präcipualleiftungen vom 28. Mai 
1887 zwar gemildert find, aber doch nicht haben befeitigt werden können. 
Die hohen Koſten — das Erfordernis eines planmäßigen und regelmäßigen 
Unterhaltungäbetriebes, gejchulter Arbeiter, einer permanenten Auificht und 
fachverjtändigen Leitung — haben jyon manchen Kreis zu der Erkenntnis ge 
führt, daß der Unterhaltungsbetrieb bei ausgebauten Wegen überhaupt feine 
Aufgabe der Einzelgemeinden mehr fein fann. Sie haben ihn zur Übernahme 
diefer Aufgabe veranlaßt. Gegen folche Übernahmen auf breitere Schultern 
fträuben fich in der Regel diejenigen Ginzelgemeinden zu Anfang, welche 
jelbft den Drud der erhöhten Belaftung unter der Gunft ihrer befonderen 
Lage und geringeren Verkehrs nicht in vollem Maße empfinden, bei welchen 
die Unterhaltung mit ungenügendem Material und im Gemeindedienfte nod 
eine Zeit lang erreichbar erjcheint und welche meinen, die Unterhaltung durch 
den größeren Verband werde teurer werden. Der nachbarliche Verkehr ift 
aber nicht mehr der eng auf die einzelne Ortſchaft beichräntte wie in alten 
Zeiten. Jede Gemeinde Hat nterefje an dem guten Zuftande der Wege 
in weiterem Umkreiſe. Es ift nicht mehr als billig, daß die Geſetzgebung 
auch auf diefem Gebiete auf möglichit gleichmäßige Verteilung der Laſten 
halte, daß fie Aufgaben, welche nicht ohne eine zwedmäßige Organifation 
und umfichtige Verwaltung zu erfüllen find, auf tragfähige Schultern lege 
und fie der furzfichtigen Finanzpolitik der Einzelgemeinde entziehe. 

Bei dem Armenweſen ift die Sachlage eine ähnliche. 

Troß der vielgerügten materialijtifchen Richtung, welche breite Volks— 
Ihichten in Feſſeln geichlagen bat, iſt unjere Zeit durchweht von einem 
Hauc echter Menfchenliebe. Kalte Berechnung ift nicht die Triebfrait der 
in der Gegenwart bei Befämpfung jeder Art von Not und Elend waltenden 
Thätigfeit. Mögen die individuellen Anfchauungen, zu denen der religiöfe 
Glauben in den einzelnen fich ausgeftaltet, recht verjchieden fein, und mag 
e8 Menſchen geben, die jelbit ohne Glauben an Gott und Ewigkeit 
der Tugend eine Herrſchaft zuweilen, es iſt doch wahres Ehriftentum, welches 
in jener mannigfachen ZThätigfeit, fei es auf dem Gebiete der inneren 
Miffton, der privaten oder auch der öffentlichen Armenpflege, zu Tage tritt. 
Gerade auch auf leterem Gebiete, dem Gebiete der Öffentlichen Armenpflege 
aber treten infolge der gefteigerten Mannigfaltigkeit und Beweglichkeit des 
Wirtſchaftslebens, der wechlelvollen Schickſale und gefährlichen Veriuchungen, 
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welchen ber einzelne in feinem nicht mehr in die engen Schranken jrüherer 
Zeiten gebundenen Berufsleben ausgeſetzt ift, infolge auch der gefteigerten 
Bedürfnifje der einzelnen, Aufgaben an die Gemeinden heran, von denen 
die landrechtliche Zeit fich bei und noch nichts hat träumen laffen. Und 
gerade auf dem platten Lande entipricht die Armenpflege den an diejelbe 
zu ftellenden Anforderungen im großen und ganzen nicht. 

Wie befannt, hat Der deutjche Verein für Armenpflege und MWohl« 
thätigfeit die Unterfuchung des Standes der ländlichen Armenpflege in 
Deutichland und die Erörterung der Mittel der Beflerung zu einer feiner 
Aufgaben gemacht. Als Ergebnis diefer Ermittelungen ift vor allem die 
Notwendigkeit hervorgetreten, neben der Erleichterung der eigentlichen Träger 
der Armenlaft, der Gemeinden, durch Vorhaltung von Anftalten für Krante 
und Gebrechliche verjchiedener Art, Tür Blinde und Taubſtumme, Srre, 
Blöde, Epileptijche, jeitend der Provinzen und Kreiſe größere und 
leiftung sfähige Ortsarmenverbände auf dem Lande zu 
ſchaffen. Es ift erwiefen, daß eine große Zahl von Landgemeinden und 
die gleichen Pflichten tragenden Gutäbezirken fich dem thatkräftigen Eingreiten 
in Armenpflegefällen zu entziehen fuchen und fi in Bemefjung der Aus- 
gaben durch die äußerſte Engherzigkeit leiten laſſen. Es ift ferner nicht 
in Abrede zu ftellen, daß ſolche Kleinen Armenverbände — fie gehen in der 
Provinz Sachſen bis auf 20 und weniger Seelen herab! — durch die in 
der fremde Für Verpflegung von Ortsangehörigen entftehenden Koſten 
auf das äußerſte bedrüdt werden und nicht jelten wegen Leiftungsunfähigfeit 
die Unterftügung weiterer Verbände, der Landarmenverbände, in Anfpruch 
nehmen müſſen. 

Man wende nicht ein, daß die jocialpolitifche Gejehgebung das Be— 
dürfnis, auf dem Gebiete der ländlichen Armenpflege Wandel zu fchaffen, 
befeitige. Wenn auch die Fälle dauernder oder dorübergehender Armen» 

pflege ih verringern werden, jo kann man für den dann noch bleibenden 


ı Dabei haben aber noch Gemeinden mit 
29 Einwohnern( 4 ha und 100,46 — Staatsſteuer—⸗ ———— 


87 ⸗ ( 42 ⸗ ) 107,00 
157 ( 16 ) = 309,00 
147 ⸗ (643 : s ) = 8300,37 
877 ⸗ (158 : ⸗ ) = 394,00 
395 s ( 7: ⸗ ) = 529,60 
460 (130 ) = 253,00 
796 ⸗ (315 : ⸗ ) = 522,00 


vom Landarmenverbande auf Grund des Ausführungsgeiches vom 8. März 1871 
unterftüßt werden müfjen. 
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Reft der Armenpflege nicht Zuftände auf dem Lande beftehen Lafien, welche 
die jchuldige Sorgfalt für das einzelne menjchliche Weſen, ſei e8 eine hülfe- 
bedürftige, von dem pflichtvergefienen Gatten verlaffene Yrau, fei e8 ein 
Kind, für welches die Mutter nicht zu forgen vermag, jei ed eine dem 
körperlichen oder geiftigen Siechtum verjallene Perſon, vermiſſen Lafjen. 
Wo fo vieles neu werden foll, kann nicht die ländliche Armenpflege wie 
ein alter Fliden auf einem neuen Kleide beftehen bleiben. 

Iſt denn nun aber die Landgemeindeordnung der Plab, um Wegeweſen 
und Armenwejen auf dem Lande den Bedürfnifien der Zeit entiprechend zu 
reiormieren? Das muß unbedingt verneint werden. 

Sobald man an dieje Fragen vom Standpunkt der Landgemeindeord- 
nung berantritt, werden fi dem Anhänger der Samtgemeinden, Mairieen, 
Bürgermeijtereien Gefichtöpunkte aufdbrängen, welche der Bildung ausreichend 
leiftungsfähiger Wegeverbände oder Armenverbände widerftreiten. Bon 
dem Widerftande, welchen das Gemeindebewußtjein ſelbſt unferer Eleinften 
Dorfgemeinden der Verſchmelzung mit Nachbargemeinden entgegenftellt, wird 
weiter unten die Rede fein. An den Umiang und die Leiftungsfähigfeit 
jener Zmwedverbände aber müfjen Anforderungen geftellt werden, deren Be— 
friedigung zwar ausnahmsweiſe, aber doch nur in jeltenen Fällen jelbit von 
2 oder 3 ihrem Umfange und ihrer nahen Nachbarſchaft wegen etwa zu 
Samtgemeinden zujammenzulegenden Nachbargemeinden ermöglicht werden 
kann. Selbſt die vielfach zu Klein geratenen Amt&bezirte, deren Abgren- 
zung auf die Gleichartigkeit fommunaler Bedürfniffe und die Möglichkeit 
einer zwedentiprechenden Behandlung derjelben feine gemügende Rüdficht 
genommen bat, reichen ala Wegeverbände und Gefamtarmenverbände nur 
ausnahınaweile aus. Es kommt darauf an, die legteren jo zu geftalten, 
dak nit nur die Mittel ohne Überlaftung der einzelnen ficher und 
rechtzeitig aufgebracht werden können, jondern daß auh die Organi- 
fation eine dem Zwed entjprehende Handhabung diejer 
Verwaltungszweige fihert. Für die MWegeverwaltung Handelt es 
fi darum, wie ſchon oben bemerkt, das für Aufficht nnd technijche Leitung 
erforderliche Perfonal beichaffen zu können, für die Armenpflege darum, die 
Hülfsbedürftigen der Willlür der Einzelbeamten eines Eleinen Gemein« 
wejens zu entziehen und die einer freiern, nicht engherzigen Auffaffung 
fähigen Freiwilligen — ähnlich wie bei der Durchführung des Elberfelder 
Syſtems in den Städten — zur Hand zu haben, welche, unbejchadet des 
rafchen Eingreifens ım Notfall, durch follegialifche Beſchlußfaſſung die Ge- 
währ bieten, daß präbentiv und repreifiv die richtigen Mittel zur Ver— 
hütung und Abhülfe von Notitänden getroffen werden. Gin ausreichendes 
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Maß von technifcher Kenntnis, ein ausreichende® Maß von Antelligenz und 
gutem Willen muß in Wege und Armenverbänden zur Verfügung itehen. 

Ich Halte für beides die kreisweiſe Organifation der Zwedverbände 
für das Richtige, unbejchadet der frage, ob je nach Größe und Hiftoriicher 
oder wirtichaftlicher Geftaltung der einzelnen Kreife für die Handhabung 
des Wege- und Armenwejend aus dem einzelnen Kreife mehrere Wege- oder 
Armenverbände zu bilden feien. 

Für die Provinz Sachen ijt in neuerer Zeit eine Wegeordnung in 
den vorbereitenden Inftanzen dem Abjchluß nahe geführt worden. Diefelbe 
iaßte auch die Bildung von Wegeverbänden ins Auge. Sie würde wenigitens 
nah eimer Richtung Hin der Frage einer Umgeftaltung der Landgemeinde— 
verfafjungen viel von ihrer Schärfe genommen Haben. Es iſt lebhaft zu 
bedauern, daß die gejeßgeberiiche Arbeit abermals vor der entjcheidenden 
That ins Stoden geraten ift. 

Die Forderung, daß die einzelnen Landgemeinden von der Wegeunter- 
haltungspflicht (joweit e8 fi um ausgebaute Wege Handelt) jowie 
von der Armenpflege entbunden, daß größere Wegeverbände und Armen« 
verbände gebildet werden müßten, wird dem nicht mehr neuen Einwande 
begegnen, daß man auf diefem Wege das Gemeindeleben unterbinde, das— 
jelbe jeines wejentlichen Inhaltes beraube, den „Unterbau des Staates” 
untergrabe. 

Mit ſolchem Einwande jchafft man zwar die Thatfache nicht aus der 
Welt, daß die Mehrzahl der Landgemeinden auf dem platten Lande für 
die genügende und zwedmäßige Handhabung des Wege- und Armenweſens 
nach den heutigen Anforderungen zu ſchwach ift. Auch mit der Bildung 
von Samtgemeinden kann man, von Ausnahmen abgejehen, dem Bedürfnis 
nach leiftungsfähigen Wege- und Armenverbänden nicht abbelfen und würde 
doch das gejchichtlich gewordene Sonderleben der Einzelgemeinden erjt recht 
untergraben. 

Aber man möge einmal es ernftlich verjuchen, dem Einwande dadurch 
zu begegnen, daß man, auf der einen Seite den Ortögemeinden Aufgaben 
entziehend, die fie vereinzelt nicht mehr zu erfüllen vermögen, ihrem Leben 
auf der andern Seite neuen Inhalt giebt. 

Die Separationen haben mit ihrer Auflöfung der wirtichaftlichen Ge— 
meinichaft unter den Flurgenoſſen am meijten dazu beigetragen, den Zu— 
lammenhalt innerhalb der Gemeinden zu zerftören. Jeder aufmerkfame 
Beobachter weiß, wie ſchwer es ift, auf dem Lande, nachdem jene alten 
Gemeinichaften gewaltiam zerjtört find, den Widerſtand gegen neue wirt- 
ſchaftliche Vereinigungen zu überwinden. Und doch fteht feit, daß nur in 
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neuen Genofienfchaitsbildungen da® Mittel zu beſſerem Gedeihen der ein- 
zelnen, zur Durchführung von Berbefjerungen in Feld- und Viehwirtichait, 
zur Stärkung des unentbehrlichen Kredits, zur billigen Beichaffung von 
Konjumartiteln aller Art, zur Stärkung des Widerftandes gegen die Auf: 
faugung oder Zerfplitterung der bäuerlichen Wirtichaften gefunden werden 
fann. Es ift auch in der Regel weniger die mangelnde Erkenntnis, daß 
nur durch Vereinigung der Kräfte der Schwäche der einzelnen aufgeholien 
werden fann, ala das gegenfeitige Miktrauen und die darin begründete 
Schwierigkeit, für neue gemeinjchaftlicde Zwede immer neue Organe zu 
ſchaffen, an jener Erfcheinung ſchuld. Würde man fich gegenwärtig halten, 
daß in den Organen der Gemeindeverwaltungen die Borftände auch für 
neue genofjenichaftlicde Bildungen gegeben jein müflen, jo würbe es nicht 
jchwer fein, diefe vorhandenen, ohnedies notwendigen Organe mit neuem, 
den Anforderungen der Zeit entjprechendem Inhalte zu füllen. — Das 
Geſetz betreffend die durch ein Auseinanderfegungsverfahren begründeten ge 
meinfchaftlichen Angelegenheiten vom 2. April 1887 Hat, zwar recht jpät 
und zaghait, aber in zwedmäßiger Weile, dieſen Weg bereits beichritten. 
63 ift beachtenäwert, daß hier für Angelegenheiten und Anlagen, welche 
keineswegs alle Bewohner einer Gemeinde, auch nicht alle Grundbefitzer 
oder alle Zeile einer Doriflur zu interejfieren brauchen, für welche je nad 
Verichiedenartigfeit der ZTeilnahmerechte auch eine befondere Verteilung der 
Unterhaltungslaft und- der Beitragsleiftungen audgeftaltet werden muß, den 
Gemeindevorjtänden die Vertretung und Verwaltung (in der Regel) zu— 
ftehen fol und daß diefe auch in Beziehung auf die fraglichen Angelegen- 
beiten der geordneten Kommunalauffichtsbehörde unterftehen. 

Die Gemeinden find in erfter Linie wirtfchaitliche Vereinigungen. 
Die wirtjchaftlichen Ziwede, zu deren Förderung die Gemeindeorgane berufen 
find, müſſen fich mit der Gefamtentwidelung eines Volkes im Laufe der 
Zeit ändern. Die BVerwaltungseinrichtungen und die Verwaltung jelbft 
binken dem wechjelnden Bedürfnis nach; man macht dabei aus der Not eine 
Tugend und nennt die Unthätigkeit entweder Konfervierung des bewährten 
Alten oder Vertrauen auf die eigene Initiative und Kraft der freien Bürger. 
Laß gehen und gefchehen! Jenes Zurüdbleiben der Verwaltungseinrich- 
tungen und der Verwaltungsthätigfeit für dringliche wirtichaftliche Zwecke 
erzeugt Unbehagen und Unzufriedenheit, auf dem platten Lande fogut wie 
überall jonft, zumal wenn man fieht, daß man fich der Gemeindebehörden 
als der unterften ftaatlichen Berwaltungsftellen jehr wohl zu erinnern 
weiß. Es würde dem Gemeindeleben, der MWeiterentwidelung und dem 
Gedeihen gerade des jchwächeren Teiles der Aderbau treibenden Bevölkerung, 
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dem Gefühl der Zufammengehörigkeit der Gewerbsgenoſſen innerhalb der 
Gemeinden zum Vorteil gereichen, wenn man einerjeit? die Außfcheidung 
derjenigen bisherigen Gemeindeauigaben erleichterte, welche die Kräfte der 
Einzelgemeinden überfteigen, andererjeit# aber dem Gemeindeleben, den An« 
forderungen ber Gegenwart entiprechend, neue Aufgaben zuwieſe. 


Wenn man beim Hinblid auf die Landgemeindeverfaffungen weniger 
Parteipolitif treiben, foondern fich der wirtjchaftlichen Aufgaben und Nöte 
derjelben in erfter Linie erinnern wollte, jo würde man auch leichter den 
richtigen Standpunkt zu der ala Agitationsmittel jo gern verwerteten Frage 
der Vereinigung der jelbjtändigen Gut&bezirfe mit den Gemeinden und zu 
der mit derjelben im Zufammenhange zu betrachtenden Frage der Bildung 
von Samtgemeinden gewinnen., Unter lebteren bat man im Gegenſatz zu 
den oben erwähnten Zwedverbänden, Wegeverbänden, Armenverbänden die 
volle abminiftrative und forporative Vereinigung mehrerer Gemeinden (und 
Gutöbezirke) zu einheitlichen Ganzen zu verftehen. An die Stelle des 
Sonderlebend der Einzelgemeinden tritt die Gejfamtgemeinde mit ihrem 
Borftande, ihrer gemeinfamen Vertretung, ihren gemeinfamen Einrichtungen. 

Es joll vorab nicht in Abrede gejtellt werden, daß in Preußen, und 
jo auch in der Provinz Sachſen, Zerfplitterungen von Gemeinden und 
zwerghafte „ſelbſtändige“ Gutsbezirke vorhanden find, welche wie Kari— 
faturen auf die Begriffe „Gemeinde“ und „Selbftändigfeit“ erfcheinen. Ihr 
Anſchluß an Nachbargemeinden follte ſchon von den Beteiligten ſelbſt gewünſcht 
werden, wenigſtens da, wo auch die Örtliche Lage, der unmittelbare Zus 
jammenbang nicht der Fluren allein, fondern auch der Wohnpläße darauf 
binweift. Es giebt Dörfer von 100, 60, 50 und weniger Seelen, bei 
denen man gar nicht erkennen kann, wo fie beginnen und wo fie aufhören, 
fo unmittelbar berühren fie fi) mit einem oder mehreren Nachbardörfern. 
Jedenfalls empfiehlt fich die Vereinigung aus adminiftrativen und finan« 
ziellen Gründen. Die Kreißverwaltungen müfjen fie wünjchen, weil ins 
beiondere die Aufficht wejentlich erleichtert werden würde. Cine Einräu— 
mung des Rechts auf zwangsweiſe Bereinigung ſolcher Splitterbil« 
dungen ift jonach angezeigt; wie dabei der Inftanzengang geltaltet wird, 
ift, abgejehen von der Wahrung der nötigen Borficht gegenüber dem Be— 
ftehenden, eine unfchwer zu Löjende Zweckmäßigkeitsfrage. 

Aber e3 giebt doch zu denken, und ift ficher fein jchlechtes Zeichen für 
dad Zufammengehörigkeitägefühl, für das in unferer Landbevölkerung fort« 
lebende Gemeindebewußtfein — vielfach und mit Recht geftüßt auf finanzielle 
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Intereſſen —, daß es ſich ala außerordentlich jchiwierig erweift, den Ber- 
zicht ſelbſt ſolcher Zwerggemeinden auf ihre Sondereriftenz ohne gejeglichen 
Zwang zu erreichen. Wieviel berechtigter aber wird diejer Widerftand jein 
und wieviel fräftiger wird derfelbe da wirken, wo es fi um die Zufammen= 
legung größerer Gemeinden und Gutäbezirke und zwar in ſolchen Fällen 
handelt, wo der unmittelbare räumliche Zujammenhang der Orts und 
Gutslagen fehlt. 

Man pflegt anzunehmen, daß der Widerſtand gegen die Auffaugung 
der Gutsbezirfe durch die Nachbargemeinden Hauptfächlich auf jeiten der 
Gutsbezirke zu juchen ſei, weil dieje befürchteten, in ihren Intereſſen durch 
die Mehrheit der Stimmen in Gemeindeverfammlungen vergewaltigt zu 
werden, und weil don ihnen die mißbräuchliche Ausnutzung der Nachbar- 
gemeinden, deren fich jet Großgrundbeſitzer jchuldig machten, als berechtigte 
Eigentümlichkeit angejehen werde. Lebterer Mißbrauch wird inäbejondere 
darin gefunden, daß Gutsbezirke, jtatt ihre Arbeiter auf dem eigenen Areal 
unterzubringen, den Bedarf an Arbeitskräften jahraus jahrein aus den 
Nachbargemeinden deden und doch auf Grund der beftehenden Armengejeh- 
gebung fich der Verpflichtung entziehen, die Armenlaften der Gemeinden mit 
gleichen Schultern tragen zu Helfen. — Demgegenüber aber ift mit Be— 
ftimmtheit anzunehmen, daß viele Gemeinden durch die Zulegung von 
Gutsbezirken fich in gleichem oder höherem Maße in ihrer Selbitändigfeit 
bedroht jehen würden. Bei der Vereinigung würde um der gleichmäßigen 
und gerechten Abwägung von Rechten und Pflichten willen den Gutsbe— 
zirfen auch ein ihrer Leiftungsfähigkeit entiprechendes Stimmrecht, ein den 
Leiftungen für die Gemeinden entjprechender Einfluß nicht vorenthalten 
werden können. Ginem überwiegend kräftigen Grundbefite innerhalb der 
Gemeinde gegenüber würden die übrigen Gemeindeglieder in ein unerwünſchtes 
Abhängigkeitsverhältnis zu geraten fürchten. Mag die Neubildung nach 
der einen oder der anderen Richtung Hin den Ausfchlag geben, oder mag 
man bei der Laſten- und Stimmenverteilung innerhalb der aus bisherigen 
Gemeinden und jelbfländigen Gutsbezirken beftehenden Samtgemeinden 
Kautelen erfinden, welche einem jchädigenden Übergewichte nach der einen 
oder andern Richtung Hin vorbeugen follen, — immerhin wird man zu— 
geben müſſen, daß es fich in jehr vielen Fällen um ſehr künftliche, ge— 
jwungene Bildungen Handeln wird, welche keineswegs gern hingenommen 
werden und jchwerlich zu dem Wohlbefinden beider Zeile beitragen dürften. 

Wer aber troßdem um einer Theorie willen an ber ziwangäweijen 
Zuſchlagung der Gutäbezirke zu den Gemeinden oder darüber hinaus an 
der Bildung don Samtgemeinden überhaupt ala Regel feſthalten möchte, 
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der wolle fich daran erinnern, daß die „Unbilligkeit“ der Ausnutzung der 
Arbeitskräfte dev Gemeinden durch die Gutsbezirke, während fich letztere der 
entjprechenden Teilnahme an den Armenlaften entziehen, durch Ausgeſtaltung 
der Kranken-, Unfalle, Alters und Invaliditätsverficherung ihre Schärfe 
verloren bat, und ferner, daß wir oben im Intereſſe einer wirklich Leiftungs- 
fähigen, den Anforderungen der Zeit entiprechenden Armenpflege etwas 
anderes und weit Wirkſameres als die Zufchlagung diefes oder jenes Guts— 
bezirls zu einer Gemeinde oder die Bildung von Samtgemeinden gefordert 
haben. Es muß wiederholt werden, daß bei lehterer Bildung es ganz von 
Zufälligkeiten abhängen würde, ob eine Samtgemeinde auch einen genügend 
leiftungsfähigen Armenverband abgäbe. Bei jener fann die unmittelbare 
Örtliche Zufammengehörigkeit nie außer acht gelafjen werden; bei der Ab- 
grenzung der Armenverbände aber treten ganz andere Yorderungen in den 
Bordergrund. Sollte man auch in Bezug auf Wegeunterhaltung die Guts— 
bezirte gegenüber den Gemeinden zur Zeit für bevorzugt und deshalb die Ver— 
einigung zu Samtgemeinden für nötig Halten, fo trifft auch hier zu, daß 
legtere noch feineawegs eine zwedmäßige Wahrnehmung der Wegeunter- 
haltungapflicht fichern. Sie können auch hier die Bildung von Zweckver— 
bänden nicht erjeßen. 

Sonach kann weder die vermeintliche Erleichterung oder Berbefjerung 
der Armenfürforgepflicht noch die der Wegeunterhaltungspflicht u. ſ. w. 
Bedenken gegen die Samtgemeinden und gegen die fommunale Verbindung 
von Gemeinde: und Gutsbezirken bejeitigen. Der Reſt defien aber, was 
man heute als Aufgaben der Landgemeinden anzujehen bat, würde die 
zwangsweiſe Vereinigung erjt recht nicht rechtfertigen. Um unmichtiger 
Dinge willen joll man in Hiftorifch gewordene Rechtsverhältniffe nicht ein- 
greifen. Die Unterhaltung von Wegen, welche von jo geringer Bedeutung 
find, daß fie eines funftmäßigen Ausbaues nicht bedürfen, den Nächftbe- 
teiligten zu überlaflen, it unzweifelhaft zwedmäßig. Die Hier oder da 
wünfchenawerte gemeinfame Borhaltung der Tyeuerlöfcheinrichtungen, gemein- 
jame Anftellung eines Nachtwächtere und dergl. kann füglich der freien 
Vereinbarung überlaffen werden. Und diejenigen wirtjchaftlicden Aufgaben 
im Intereſſe des Kredits (Raiffeifensche Darlehnskaſſen), der gemeinjamen 
Beichaffung von Verzehrs- oder Wirtjchaftögegenftänden (Konjumvereine) 
und dergl. mehr, mit welchen wir, den Forderungen der Zeit entiprechend, 
da8 Gemeindeleben nach feiner urjprünglichen Bedeutung als mit neuem, frucht= 
bringendem Inhalt erfüllt zu ſehen wünſchen, find von einer Art, daß eine 
erfolgreiche Verwaltung einerjeits von einer gegenjeitigen genauen Bekannt» 
ihaft der Mitglieder untereinander, wie fie in den Einzelgemeinden vorzu— 
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walten pflegt, wejentlih abhängig iſt, andererſeits aber auch der ver: 
tragamäßige Anjchluß von Angehörigen von Nachbargemeinden oder von 
benachbarten Gutsbeſitzern durchaus nicht ausgeſchloſſen zu fein braucht. 


Wird der meined Erachtens — als Prinzip, von Ausnahmefällen abgejehen 
— verderbliche Gedanke der zwangsweiſen Bildung von Samtgemeinden, ind 
bejondere der zwangsweiſen Berfchmelzung der felbitändigen Gutsbezirke 
mit den Gemeinden aufgegeben, jo vereinfacht ſich auch die Frage einer 
den Anforderungen der Gegenwart entiprechenden Geitaltung de Stimm- 
recht? in den Gemeinden. Die Umgeftaltung innerhalb der Einzelgemeinden 
it erforderlich einesteild infolge der Wirkungen der feit Anfang des Jahr— 
hundert? geltenden Agrargejeggebung mit ihrem „erleichterten Befig und 
freien Gebrauch des Grund und Bodens“, andererjeits der Freizügkeit. Es 
ift eine wohl nicht überall zu entjichuldigende Unterlafjung der Verwaltung, 
eine Quelle begründeter Bejchwerden, daß von der Beftimmung des $ 4 dei 
Geſetzes vom 14. April 1856 betreffend die Landgemeindeverfafiung in 
den ſechs öftlichen Provinzen: 

„Ergiebt fich das Bedürfnis einer neuen Feſtſtellung oder Rege— 
lung der Stimmrechte, weil die Ortöverfafjung darüber duntel 
oder zweifelhaft ift oder weil danach wejentlihe Mängel in An- 
jehung der Teilnahme an dem Stimmrechte, namentlich erhebliche 
Mikverhältniffe gegen die Teilnahme an den Gemeindelajten be 
jtehen, jo it eine jolche Ergänzung oder Abänderung der Ortöver- 
fafjung unter Beachtung der Vorfchriiten der SS 5 und 6 durch 
einen don der Regierung zu bejtätigenden Gemeindebeichluß herbei- 
zuführen. 

Kommt ein Folcher Beihluß nicht zu ftande, jo ift die Regierung 
befugt, nach Anhörung des Kreistagd und mit Genehmigung des 
Minifters des Innern, die in Anjehung des Stimmrechts erforder: 
lihe Ergänzung oder Abänderung der Ortöverfaffung nah Maß— 
gabe der SS 5 und 6 vorzujchreiben.“, 

ein jehr unzulänglicher Gebrauch gemacht worden ilt. 

Zur Ehre der Kreisausfchüffe muß hervorgehoben werden, daß die in 
vorftehender Beitimmung ihnen zugewiefenen Befugniſſe erit jeit dem Jahre 
1872 von den Königlichen Regierungen auf fie übergegangen find. Mir 
wollen uns aber nicht bei unfruchtbaren Rüdbliden darüber aufhalten, 
in welchen Erwägungen oder menfchlichen Fehlern der Grund der geringen 
Thätigfeit auf diefem Gebiete zu fuchen ift. Es genügt, die Verſäumniſſe 
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als einen der nicht feltenen Beweiſe dafür anzuführen, daß offenbare Miß— 
ftände nicht immer durch die beftehenden Geſetze, jondern troß der Geſetze 
gepflegt find. Es ift dies auf dem uns bejchäftigenden Gebiete gejchehen, 
obgleich in den lebten 40 Jahren doch immerhin praftifche Beifpiele für 
die Möglichkeit der Beſſerung geichaffen find. Erregt e8 nicht Verwunde— 
rung, wenn einerjeitö jolche Beijpiele gerühmt werden und doch andererjeits 
feine ausreichende Antwort auf die Frage gegeben werden fann, wie e8 
möglich war, neben den alten neue zu den Gemeindebedürfnifjen beitragende 
Gemeinjchaften entjtehen zu laſſen, welche lediglich zum Zahlen berufen 
find, ohne mitjtimmen zu dürfen, während eine Eleine Anzahl von vielleicht 
verarmten und außgefauften Stellenbefiern geringfter Steuerkraft allein 
über die Angelegenheiten der Gemeinde, aljo auch den Steuerfuß und die 
Verwendungszwecke zu bejchließen das Recht behielten? Jene neuen Ge- 
meinjchaften hört man in folchen Fällen ala die „politifche” Gemeinde 
bezeichnen, während die flimmberechtigten Altfiger die „Gütergemeinde”, 
„Nachbargemeinde“ ausmachen. 

Fragen wir lieber, was wir von einer gejeßlichen Neuordnung er— 
warten. Nur ungern jtelle ich die Forderung auf, daß ein neue Geſetz 
das, was das alte in die jreie Entichließung der Beteiligten oder der Verwal⸗ 
tungsbehörden legte, zwangsweiſe vorjchreiben muß. Die jeit Anfang der 
70er Jahre geichaffenen Organe der Selbjtverwaltung find als durchaus 
geeignet anzujehen, das Bedürfnis jür die Einzelgemeinden richtig zu er: 
fennen und eine zwedmäßige und gerechte Verteilung des Stimmrechts 
vorzunehmen, wo eine jolche noch fehlt. Wäre heute noch die erforderliche 
Thatkraft zu weden, um diejen Zeil der Reformarbeit in umfafjender Weiſe 
in Angriff nehmen zu lafjen, jo würde man ſich auch Heute noch mit dem 
angeführten S 4 des Gejeßes von 1856 genügen laffen können. Selbftver- 
ftändlich müßte jene NReformarbeit auch ferner an gewiffe Normativbe- 
ftimmungen gebunden bleiben, wie fie ebenfalls das Geſetz von 1856 be- 
reitö in feinen SS 5 und 6 enthielt. Dort ift u. a. die Zuläffigfeit der 
Berleihung des Stimmrecht an eigenen Hausſtand gebunden; es find die 
Fälle vorgejehen, in welchen auch Forenjen zum Stimmrecht zugelaffen 
werden ſollen; es ift die Möglichkeit geſchaffen, das Stimmrecht nad 
größerem und fleinerem Beſitz abzuitufen und die Häusler und Eleiniten 
Befiger zu Gejamtitimmen zujammtenzulegen und dergl. mehr. Das iſt 
durchaus gerecht und notwendig. Für politiiche Wahlen mag man das 
allgemeine gleiche Stimmrecht zulälfig, vielleicht notwendig halten; man 
pflegt es theoretiich ala ein Korrelat der allgemeinen Wehrpflicht zu recht- 


jeıtigen.. In mirtjchaftlichen Gemeinschaften fann die Abſtufung des 
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Stimmrechts nah dem Intereſſe an den Aufgaben der Gemeinfchaft und 
nach der Leiftungsfähigkeit für die Gemeinichaft nicht entbehrt werden, und 
es kommt bei der Ausgeitaltung im konkreten Falle nur darauf an, der 
Bergewaltigung der Schwachen durch die Starken vorzubeugen. Die Bil- 
dung von Klaſſen und die jorgfältige Abwägung der den einzelnen Klaffen 
zuzumweifenden Stimmen find Schugmittel, deren Anwendung wenigitens 
für größere, aus verichiedenartigen Elementen zufammengefegte Gemeinden 
nicht entbehrt werden fann. An analogen Vorgängen fehlt es nicht. 


Hält man mit dem beftehenden Gejege an dem für mich maßgebenden 
Grundjaße einer Abwägung des Maßes des Stimmrechte nach Intereffe 
und Leijtungsfähigkeit jeit, jo würde mir doch eine wefentliche Abweichung 
von der Vorſchrift des S 5 des Geſetzes von 1856 ala zuläffig und, den 
Anforderungen der Gegenwart entiprechend, ala notwendig erjcheinen. Feſt— 
haltend an der Forderung des eigenen Hausſtandes und der Beitragspflicht 
zu den Gemeindeabgaben halte ich die Forderung auch der Anjäffigkeit mit 
eigenem Wohnhauſe bejonderd da Für eine nicht mehr aufrechtzuhaltende 
Schranke, wo die Induftrie und das Heutige Verkehrsleben die Grenze 
zwiſchen Stadt und Land verwilcht Hat. In jolchen Ländlichen Gemeinden 
mögen immerhin Einrichtungen beitehen, an denen nur der bäuerliche 
Grundbefiger ein Interefje hat. Es darf aber nicht vergeffen werden, daß 
das Stimmrecht in den Gemeinden auch für die Wahlen in die Kreiätage, 
in die oben behandelnden Armenverbände und dergl. enticheidet bezw. ent: 
Icheiden würde. Es ift unmöglich, die Augen davor zu fchließen, daß, 
wenn auf dem Lande Fabriken entjtehen und wenn eine große Zahl von 
Beamten und Arbeitern meift nur mietweife, aber mit eigener Haushaltung 
ihren Wohnfi in ländlichen Ortichaften nehmen, diefe Haushaltungen nicht 
dauernd als Fremde in den Gemeinden angejehen werden können. Ge 
meindeiteuerfrei wird man fie gewiß nicht laflen wollen. Dabei widerjtreitet 
e8 den maßgebenden Grundjägen nicht, den Erwerb des Stimmrechts, ana- 
(og der Städteordnung dom 30. Mai 1853, von der Beibehaltung des 
MWohnfites durch eine gewiſſe Zeit ſowie von einem Cenſus abhängig zu 
machen. Die vagierende Bevölkerung, welche nicht zur Seßhaftigkeit ge 
langt, inäbejondere die unverheiratete Arbeiterbevölferung ohne eigenen 
Hausſtand bleibt auch jerner vom Stimmrecht auszufchließen. Daß endlich 
für ſolche wirtfchaftliche Angelegenheiten, welche nur einzelne Berufsklafien 
angehen, nur die an den betreffenden wirtjchaftlichen Einrichtungen be 
teiligten Angehörigen dieſer Berufsklaſſen zu den Beihlußfaffungen zuzu— 
ziehen find , dürfte faum bejonders hervorzuheben jein. Für diefe Ange 
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legenheiten wird e8 meiſt bejonderer jtatutarifcher Regelung auch des Stimme 
rechts bedürfen. 

Die Frage des Stimmrecht kann nicht verlaflen werden, ohne aud) 
die Trage der Bildung gewählter Gemeindevertretungen zu berühren. All— 
gemein und ausnahmslos vorzufchreiben iſt auch lehtere nicht. Für fleinere 
ländliche Gemeinden, in welchen fich die aderbautreibende Bevölkerung 
unvermiſcht erhalten hat, liegt fein Grund vor, die direkte Teilnahme der 
einzelnen an den Gemeindebejchlüffen abzuitellen, jelbit wenn neben virif« 
jtimmberechtigten Bauern für die Häusler und gemeindeiteuerpflichtigen 
Einmieter Kollektivjtimmen gejchaffen werden müßten. Für größere Orte 
aber, indbejondere folche, welche durch Induſtriebetrieb ihren Ländlichen 
Charakter verändert, einen mehr jtädtiichen Charakter gewonnen haben, ift 
die Schaffung von Gemeindevertretungen nicht zu entbehren. Hier würden 
die Gemeindeverfammlungen zu jchwer zu leitenden Volksverſammlungen 
werden, Belchlüffe nur jchwer zu jtande zu bringen fein. Auch die 
Einführung von Öemeindevertretungen it durch das Geſetz vom 14. April 
1856 möglich erhalten, nachdem fie durch die nach kurzer Geltung wieder 
aufgehobene Gemeindeordnung vom 11. März 1850 zuerſt vorgejchrieben 
war. Sn einigen Kreifen der Provinz Sachſen hat man ſich dieſe Be— 
jtimmungen für eine Anzahl von Gemeinden zu nuße gemadt. Die Ge- 
meindevertretungen find — joviel mir befannt — überall nach drei Klaſſen 
gewählt und wirken zur Zufriedenheit der Beteiligten wie der Behörden. 
Da: Stimmrecht joll nah dem Maß der Beitragspflicht zu den Gemeinde» 
laiten abgeituit, die Abgrenzung der Beteiligung am Stimmrecht nad 
unten don einem wenn auch noch jo mäßigen Genjus abhängig gemacht 
werden. 


Damit mären wir bei dem jchwierigjten Kapitel, der Regelung der 
Gemeindebejteuerung und, da in Preußen die Gemeindebejteuerung durch 
Zufchläge zu den Staatöjteuern erfolgt, bei der Keform der direkten Staats— 
fteuern angelangt. 

Man kann nicht erwarten, daß hier der Verjuch gemacht werde, diejes 
legtere jchwierige Thema mit einigen kurzen Ausführungen Elarjtellen zu 
wollen. Wo fich, wie leider in Preußen, jeder wichtigen Frage des Staats» 
lebens jelbjt gegenüber dem Streben, fie ganz objektivstechnifch zu erörtern, 
die Parteipolitif bemächtigt, verborgene Tendenzen vermutet werden, auch 
wo rein fachliche Erörterungen beabfichtigt waren, da ijt e& nicht möglich, 
jotche Gegenitände kurz zu behandeln und ein Eingehen auf alle irgend 
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möglichen und unmöglichen entgegenitehenden Meinungen zu vermeiden. Auch 
ijt die Frage der Neuordnung unjeres direkten Steuerweſens mit ihrer auf 
lange Zeit nach utopifchen Reichdeinfommenfteuer, mit der Kapitalrenten- 
jteuer, der Selbitdeklaration, der Progreffion u. j. w. u. ſ. w, denen dann 
wieder Vorjchläge einer Befibfteuer, Erbſchaftsſteuer u. ſ. w. ergänzend 
oder gegenjäglich gegenüberftehen, jo verjchiedentlich behandelt, daß es eines 
umfangreichen Buches bedürfen würde. Dem Berfafjer dieje® Berichtes 
jtehen Zeit und Kräfte für den Verjuch nicht zur Verfügung, unter ent» 
iprechender kritiicher Beleuchtung zwiſchen allen hervorgetretenen Vorſchlägen 
den für die Gefeßgebung in Preußen gangbarften Weg frei zu machen. 
Die Aufftellung einiger grundlegenden Säße, welche feine Reform der diref- 
ten Steuern in Preußen außer acht laſſen darf, muß aber doch verjucht 
werden. für je jelbjtveritändlicher fie erachtet werden, um jo befier. 

Die Gejeßgebung über die direkten Steuern in Preußen darf den Zu— 
ſammenhang des direkten Steueriyitems des Einzelftaates mit dem Syitem 
von Steuern und Zöllen im Reich nicht aus den Augen laſſen; bei der 
großen und nach Maßgabe der Bedürfniffe wachienden Bedeutung der leßteren 
haben die direkten Staatsjteuern insbejondere die Aufgabe, im Sinne einer 
angemefjenen Verteilung der Laften auf die Staats: und Reichdangehörigen 
ausgleichend zu wirken. 

Das Syſtem der direkten Steuern in Preußen darf ferner nicht außer 
acht lafien, daß die größeren und fleineren Kommunalverbände auf die 
Steuerfraft derjelben beitragspflichtigen Bürger und zwar nicht jelten — 
auch in der Provinz Sachſen — in erheblich Höherem Maße als der Staat 
Anspruch zu machen haben. 

Die Heranziehung der verfchiedenen Arten von Einfommen aus Grund 
und Boden, gewerblichen Anlagen, Kapital, Arbeit muß in einem möglichit 
klar erfennbaren Verhältnis zueinander jtehen; ohne dieſe Erfennbarkeit der 
höheren und geringeren Inanfpruchnahme it die Forderung der „Gerechtig- 
keit” in der Verteilung der direkten Steuern ein leere Wort. 

Bei der jtärkeren oder jchwächeren Heranziefung der einzelnen Ein- 
fommengarten find die Zwede, für welche Steuern erhoben werden, bejonders 
in denjenigen Verbänden nicht außer acht zu laflen, welche vorzugsweiſe 
wirtfchaftlichen Aufgaben dienen und bei denen Beitragäleiftung, wirt- 
ſchaftliches Intereſſe und Einfluß auf die Verwaltung in unmittelbaritem 
Zufammenhange jtehen oder ſtehen müfjen. 

Das Abſchätzungsverfahren für die Veranlagung zu den direkten 
Steuern muß, unbejchadet der Zuverläffigfeit, ein die Steuerpflichtigen 
möglichſt wenig beläjtigendes fein. 
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Wie wenig jolchen meines Erachtens berechtigten, wenn auch zunächft nur 
theoretijchen Anforderungen die direkten Steuern in Preußen entiprechen, Liegt 
für jeden Kundigen auf der Hand. Gie bilden — man wird hier aber- 
mals auf das jchon früher gebrauchte Bild geführt — alte Fliden auf 
neuem Sleide. Die Fliden find um fo fadenjcheiniger geworden, je mehr 
man fich bemüht bat, an ihnen mit allerhand Mittelchen, Aufhebung von 
Klafjenfteuerftufen, Nichterhebung von Zeilbeträgen der Klaſſenſteuer, Kom— 
munaljteuernotgejeß, lex Huene und dergl., herumzupußen. Dean kann 
ein volles Berjtändnis für die alte finanzpolitiiche Wahrheit haben, daß 
ſelbſt unvolllommne Arten von Steuern, die fich eingelebt haben, weniger 
drüdend empfunden werden als die jchönften neuen Syiteme, welche irgend 
welche Berjchiebung der öffentlichen Laſten herbeiführen, mögen fie auch 
theoretifch betrachtet der Gerechtigkeit in der Laftenverteilung jo nah wie 
möglich fommen, aber es giebt doch Grenzen für den Satz, mit welchem 
ein früherer Sinanzminijter fein ftüdweifes Vorgehen begründete: „In der 
Beſchränkung zeigt fich erjt der Meiſter.“ Unſer gefamtes Wirtjchaitsleben 
ift ein andere geworden. Unjere innere Verwaltung hat mit der Zu— 
weifung wichtiger Aufgaben an Kreiſe und Provinzen eine Umgeſtaltung 
erjahren. Der Induſtrie und Landwirtſchaft erwachſen aus der jocialpoli- 
tiichen Geſetzgebung neue, ihrem Maße nach nicht abjehbare Lajten. Die 
Reichögejehgebung bildet zur Dedung gewaltig gefteigerter Bedürfnifje die 
Zölle und indirekten Steuern in einer Weile aus, von der man dor zwanzig 
Jahren noch feine Ahnung haben konnte. Kann dabei noch ernftlich daran 
gedacht werden, an den gewohnten Yormen der direkten Bejteuerung in 
Preußen im Prinzip fejthalten zu können? ch bin vom Gegenteil über- 
zeugt und Halte troß der Schwierigkeit der Aufgabe und troß der Pflicht, 
die Ordnung in den Winangverhältnifien des Landes auch nicht vorüber» 
gehend ins Schwanfen geraten zu lafjen, jeden Tag für verloren, wo man 
der Aufgabe näher zu treten verſäumt, unjer direktes Steuerjyftem mit den 
Anforderungen der Gegenwart in Einklang zu jegen. Die derzeitige günftige 
Finanzlage des Staates jollte dabei nicht außer acht gelafjen werden. 
Sie erſchwert nicht, jondern fie erleichtert den Übergang. 

Aber wie ijt denn den oben aufgeitellten verjchiedenartigen Anforde— 
rungen zu genügen ? wie ijt insbejondere die Rüdficht auf die Steuerpolitik 
des Reich mit der Forderung zu vereinigen, daß das direkte Steuerfyiten 
in Preußen auch für die fommunalen Zwede geeignet jei? 

Ich vermag auf jolche Fragen, um diefen Ausführungen nicht einen 
über das Zuläffige Hinausgehenden Umfang zu geben, nur anzuraten, die 
Schätzung der Steuerkraft der Bürger von der Beranlagung berjelben 
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zur Steuer zu trennen und die Vorichriiten über eritere zu einer befonderen 
gejeßgeberifchen Aufgabe zu machen. Die Schägung hat ortſchaftsweiſe 
nach den an betreffender Stelle hervortretenden Ginfommensarten zu erfolgen 
Was als verjchiedene Einlommensarten anzufehen jet — 3. B. Grund 
vente oder Verzinfung des im Gewerbebetrieb angelegten Kapitals neben 
Unternehmergewinn oder Arbeitäverdienit —, ift gefeßlich feitzuftellen. In— 
gleichen, inwieweit Paſſiva gegenüber der Grundrente anzurechnen jeien. 

Die Schäßung ftellt für die einzelnen Genfiten nach den einzelnen 
Eintommensarten die Einheiten jejt (vergl. die Gejehgebung im Königreich 
Sadjen und einigen thüringiſchen Staaten), nach welchen diejelben, je 
nachdem es fi um Erhebung von Staats- oder Kommunalabgaben handelt, 
heranzuziehen find... Die Schäßung erfolgt unter Mitwirkung von Staat 
beamten und Vertretern größerer Kommunalbezirke (Kreiſe) in&befondere 
für diejenigen Steuerpflichtigen, feien es phyſiſche oder juriftiiche Perfonen 
u. j. w., welche ihren Erwerb aus mehr als einer Gemeinde ziehen. Es it 
nicht erforderlich, daß dad Schätzungsverfahren in feinem gefamten Umfange 
alljährlich wiederholt werde. Für gewilje Einfommensarten (Grundrente) 
genügt die NRevifion der für die Schäßung zu verwendenden Katajter in 
längeren Perioden (10—15 Jahren); im übrigen find die Schäßungen in 
kürzeren Perioden (3—5 Jahr) zu erneuern. Für die Schäßung des 
Kapitaleinfommeng ift die Deklarationspflicht zu Hülfe zu nehmen. Welche 
Veränderungen im Laufe der Schäßungsperioden von den Steuerpflichtigen 
anzuzeigen und für die Umlagen zu berüdfichtigen find, jchreibt dag Ge- 
je vor. 

Daß mit diefer ortjchaftsweifen Schägung nad Einheiten und Eim- 
kommensarten Zweifel und Schwierigkeiten nicht ohne weiteres überwunden 
werden, welche jeder Einfommenfteuereinichägung bei der gejeßgeberifchen Be— 
handlung anhaften, und daß eine nicht geringe Zahl von Einzelfragen zu 
löſen bleiben, ſoll nicht in Abrede geftellt werden. Aber jene Art der 
Schäßung läßt für die Steuerveranlagung den Vorteil erkennen, daß 
man unjchwer je nach dem Zwed, für welchen die Erhebung erfolgen joll, 
die eine oder andere Art des Einkommens ſtärker oder ſchwächer, mit der 
einfachen, halbfachen, doppelten u. ſ. w. Zahl der Einheiten beranziehen 
oder auch ganz fteuerfrei laſſen kann. Auch jteht der dauernden oder zeit- 
weiligen Freilaſſung der minder Leiltungsfähigen die Art diefer Schägung 
nicht entgegen. Es wird erſt auf diefem Wege ein einheitlicher Maßſtab 
für die ftärfere oder jchwächere Belaftung der verjchiedenen Einkommens— 
arten gewonnen, welcher jolange gänzlich fehlt, als zwiſchen Grund», 
Gebäude- und Gewerbefteuer einerjeits und Klaſſen- und Einkommen— 
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fteuer andererjeitö keinerlei Zufammenhang beiteht und jene Steuerarten in 
fih jo ungleich wirken, wie es ihnen mit Recht nachgejagt wird. Dieje 
Ungleichheiten aber werden heute durch die Kommunalfteuerzufchäge verviel« 
facht und führen zu jchweren, bedrüdenden Ungerechtigfeiten. Man darf 
ferner hoffen, durch den einheitlichen Maßſtab auch die Grenze zu finden, 
bon welcher ab die Leiſtungsunfähigkeit der kleineren Berbände angenommen 
und die Hülfe der größeren, leiftungsfähigeren in Anſpruch genommen 
werden muß. Endlich fommt die zeitweilige Revifion der Grundrenten- 
fatafter der Schäßung der Kreditfähigkeit zu ftatten. 

Was dann die Beranlagung auf Grund der gewonnenen Schäung 
jelbjt betrifft, jo folgt aus dem in betreff des Stimmrecht? Erörterten, daß 
gerade jür die vorwiegend in das wirtjchaitliche Gebiet einjchlagenden Auf- 
gaben des Gemeindelebens die jtärfere Heranziehung des Einkommens aus 
Grund und Boden und ftehenden Gewerbebetriebe am Platze if. Das ift 
die Form, in der die „llberweifung der Grund» und Gebäudejteuer”, die 
Aufhebung der veralteten Steuern vom jtehenden Gewerbe durchgeführt werden 
follte. Soweit der Staat in Betracht fommt, hat meines Erachtens das jeinem 
Befiger die bequemfte Rente abwerfende bewegliche Kapital den Grundrenten 
und den Zinjen aus dem Anlagefapital gewerblicher Unternehmungen gegenüber 
gar feine Vorrechte zu beanjpruchen, im Gegenteil. In der Gemeinde aber 
bat der Örtlich fundierte Befit, wie er an den Gemeindeangelegenheiten dag 
größte Interefje Hat und in Bezug auf ihre Berwaltung die größeren Rechte 
beanjpruchen muß, auch jederzeit ertennbar die größten Laften zu 
tragen. Was das Maß der ftärferen Heranziehung des fundierten Ein— 
fommens anbetrifft, jo liegt es im Intereſſe des Ganzen, gejeglich zwar 
Grenzen feftzuftellen, innerhalb derjelben aber jreie Bewegung zu gewähren. 


Es mögen zum Schluß noch in Bezug auf die jetzigen Verwaltungs- 
organe der Landgemeinden einige Worte gejtattet fein. Auch Hier ift manche 
Unterlafjungsjünde zu verzeichnen. Was alles wird den Schulzen (Ge- 
meindevorftehern) Heutzutage auferlegt. Sie find auf dem Gebiete des 
Steuerweſens (Staatsſteuern, Kreisſteuern), der Militärverwaltung, des 
Krankenkaſſenweſens, der landwirtſchaftlichen Unfallverſicherung, der Vieh— 
ſeuchenangelegenheiten, ganz abgeſehen von den kleinen polizeilichen und 
ortsüblichen Tagesplackereien und von den wenigſtens nicht alljährlich 
wiederkehrenden ſtatiſtiſchen Aufgaben, die wahren „Mädchen für alles“ 
geworden. Sie find aber auch für alle diefe Angelegenheiten gar nicht zu 
entbehren. Die wirtichaftlichen Beziehungen der Menjchen untereinander, 
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die Anforderungen an gejetlich geordnete Mitwirkung von Behörden der 
verjchiedenften Art find in den lebten Jahrzehnten vervielfaht. An unterfter 
Stelle aber iſt ſowohl für die Ermittelungen, deren die Behörden bedürfen, 
— mit dem Worte „Volkszählung“ oder „Statiftif” verbinden fich jehr 
unerfreuliche Voritellungen — als auch für die Ausführung ihrer Anord⸗ 
nungen immer nur der Herr Schulze der geeignete Mann. Dafür wird er 
ja bezahlt. „Die Gemeindevoriteher Haben Anſpruch auf Erſatz ihrer baren 
Auslagen und auf die Gewährung einer mit ihrer amtlichen Mühewaltung 
in billigem Berhältniffe ſtehenden Entſchädigung“ (Kreisordnung S 28). 
In ganz einfachen ländlichen Verhältniffen mag das gehen. Die Belaftung 
fteigt, wo das gewerbliche Leben mehr und mehr auf da® platte Land 
binübergreiit, und insbeſondere, wo bei ftarfem Ab- und Zuzuge der Be- 
völferung zahlreiche Ab- und Anmeldungen jtattzufinden pflegen. 

Wo in der Verwaltung, jei fie groß oder klein, etwas geleiftet werden 
fol, muß das Handwerläzeug ausreichend fein und in Ordnung gehalten 
werden. Selbſt eine geordnete Regiftratur, Yournalführung, Bibliothef 
für Gejeg- und VBerordnungsblätter fann ein Schulzenamt nicht entbehren. 
Aber diefe Ordnung zu Schaffen und zu erhalten ift nicht mehr leicht ohne 
die Hülfe von Perfonen, die dafür eine Anleitung empfangen haben und 
einige Übung befiten. 

63 find ala Aufgaben der Ortsvorſteher vorjtehend nur ſolche aufge» 
führt, welche im allgemeinen itaatlichen VBerwaltungsinterefle oder für An— 
gelegenheiten, die den weiteren Kommumalverbänden obliegen, gefordert 
werden müſſen. Man braucht, meine ich, das praftijche Leben faum zu 
fennen, um den unabweislichen Schluß zu ziehen, daR dabei diejenigen 
Aufgaben, welche recht eigentlich das fommunale Leben der Gemeinden aus— 
machen jollten, die wirtjchaftlichen, Ichlecht weglommen müflen. Bon rühme 
lichen Ausnahmen abgejehen, befommt man davon ein einigermaßen deut— 
liches Bild ſchon bei der Einficht mancher Gemeinderechnungen. Leſer 
diefer Zeilen aber, welche dem Gemeindeleben naheftehen, haben ficher die 
Achſeln gezudt, wenn fie oben die Forderung haben aufftellen jehen, daß 
dem fommunalen Leben neue wirtjchaftliche Aufgaben, die den eigentlichen 
Anhalt des Gemeindelebens bilden müßten, zuzumeilen jeien. Wo jollen 
die Ortsvorſtände die Zeit dazu bernehmen ? 

Und doc) ift an diefer Forderung unbedingt feitzuhalten. Soweit fie 
mit den jebigen Einrichtungen, mit der Überlaftung der Ortsvorftände mit 
ftaatlichen u. ſ. w. Aufgaben, mit den für einen Landmann jehr Ichwierigen 
und zeitraubenden Liftenführungen nicht vereinbar ift, jorge man dafür, 
daß unter Beihülfe des Staates den Ortsvorſtehern ausreichend vorgebildete 
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Gemeindejchreiber beigegeben werden, welche die mechaniiche Arbeit dem 
DOrtsvorfteher abzunehmen haben. Wohlhabende Gemeinden haben fich das 
bier und da bereits zu jchaffen gewußt; oder es beforgt’& der Lehrer, wohl 
nicht jelten zum Nachteil feines eigentlichen Berufes, nebenamtlih. Es 
ift das ein ungenügender Notbehelf; meift fehlt aber auch diejer. Die 
Anftellung einer ausreichenden Kraft fcheitert an den Koften, und — ber 
Schulze wird ja dafür bezahlt! Mancherorten würde derjelbe Gemeinde» 
fchreiber mehreren Gemeinden dienen können, auch vielleicht dem Amts: 
vorſteher. 

Abgeſehen davon, daß der Ortsvorſteher durch die endloſe Schreib— 
arbeit den eigentlichen Aufgaben des Gemeindelebens entzogen wird, hat 
aber die gefchilderte Ülberlaftung noch einen anderen jehr fchwerwiegen- 
den Übelftand zur Folge. Man findet die Schulgen nicht mehr unter den 
angeſehenſten Angejefjenen des Dorf. Man wählt und ernennt — 
Schreiber, ich meine Perfonen zu Schulzen, welche, ohne maßgebendes An— 
ſehen in der Gemeinde, einige Öewandtheit für die fchriftlichen Aufgaben befiten. 

Es ift das Berlangen wahrlich nicht eine bloße Liebhaberei, eine 
ſchwärmeriſche Sehnſucht nach der „guten alten Zeit“, daß der wie fein 
anderer mit feiner Heimat verwachfene Bauer — es ift das ein Ehren- 
name —, der der Gemeinde Wohl und Wehe zu allererft an feinem eigenen 
Leibe fühlt, es fich zur Ehre rechnen muß, der erfte unter jeinesgleichen 
zu fein und die Sorge für die gemeinfamen Angelegenheiten jeiner Ge— 
meinde auf fich zu nehmen. Gejchieht das nicht, bringt e8 Geſetzgebung 
und Verwaltung dahin, daß eine wichtige und ehrenwerte Klafje in unſerem 
wirtichaftlichen und focialen Leben es als die höchſte Weisheit anfieht, fich 
von den Pladereien des Amtes fernzuhalten, jo ſinkt das Amt an Be 
deutung, an Wert und Vertrauenswürdigkeit nicht nur in den Augen jener 
wichtigen Berufsflafje, jondern in den Augen aller. Der „Drtsvorfteher“, 
wenn er auch nicht vom Landrat ernannt, fondern von der Gemeinde ge= 
wählt und demnächſt bejtätigt ift, gilt nicht mehr ala ein unabhängiger 
Mann, der nach beitem Wiflen dem ihm anvertrauten Gemeindewejen dient, 
fondern lediglich ala das ausführende Organ eines höheren Willend. Das 
Mißtrauen der Landbevölkerung ift faſt Iprichwörtlid. Gemeinfinn, der 
unentbehrlichfte Faktor im öffentlichen Leben für die Gemeinde wie Tür 
den Staat, ijt, jo jehr auch feine Bethätigung von Wahrung der Ord>» 
nung abhängt, nicht verträglich mit der PVorftellung de Zwanged. Das 
Bewußtſein, in den Gemeindeangelegendeiten zur Selbjtverwaltung 
berufen zu fein, muß auch in der Perfönlichkeit de Schulgen einen Aus» 
drud finden. 
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Daß die Schulzen, gleich den ihnen zur Seite jtehenden Schöppen, 
der Regel nah gewählt werden, ift beizubehalten. Die Regelung des 
Stimmrechts hat dafür Sorge zu tragen, daß nicht Laune und wechjelnde 
Stimmungen die Oberhand bei den Wahlen gewinnen. Aber nicht ent- 
jchieden genug kann dor der Beibehaltung der kurzen jechsjährigen Wahl« 
perioden gewarnt werden. Der Sab, daß jedes Ding gelernt fein wolle, 
gilt doch fjonft. Die Wahrnehmung jedes VBerwaltungsamts ſetzt, wenn 
damit Segen geftiitet, Erfolg erzielt werden ſoll, außer gewifjen allgemeinen 
Kenntniſſen Kenntnis der Örtlichen Berhältnifie, ein Einleben in diejelben 
voraus. Es gehört zu den umbegreiflichiten Dingen, wenn bei manchen 
foflegialen Behörden nicht nur, fondern auch auf Einzelbeamtenjtellen die 
Gtelleninhaber wie Tauben im Zaubenjchlage wechſeln. Nur derjenige fann 
dieſes Verfahren gut beißen, der für die Aufgaben der Verwaltung eine 
recht niedrige Wertichägung hat. Aber die Staatsbeamten, die Bürger- 
meifter u. j. w. fommen wenigſtens mit den nötigen theoretiichen Vorkennt- 
niffen in ihr Amt. Die Schulen — parva liceat comparare magnis — 
müſſen alles aus der Praris lernen; bis dahin Haben fie ihre Anleitung 
auf dem vielgeplagten Landratsamte zu holen. Haben fie ſich eingelebt, 
haben fie Interefje für ihre Aufgabe gewonnen, jo jehen fie fich nach kurzer 
Zeit wieder vor eine Neuwahl geftellt, eine Pofition, bei welcher manches 
andere, nicht aber die Freudigkeit am Berufe gedeihen fann. Ich würde 
— vorbehaltlich des rüdfichtslofen Einjchreitens gegen Unfähige und Un— 
tüchtige — die Lebenslänglichkeit de8 Schulzenamt® willlommen beißen, 
mindeftend aber eine zwöltjährige Wahlperiode fordern. 


* 


Indem ich die vorſtehenden Ausführungen der Kritik preisgebe, bin 
ich mir wohl bewußt, daß die an mich ergangene Aufforderung umfafjende 
Daritellung beftehender Zuftände, umfafjenderes Eingehen auf Einzelitagen 
erwartet haben mag. ch Habe jene Zuftände in der Hauptjache ala be= 
fannt vorausfegen, von Sammlung umfangreichen Materials abjehen müffen 
und in der Erwartung abjehen dürfen, daß andere dem Zwede unjeres Bereins 
in diefer Beziehung genügen werden. Außerdem aber legen mir meine dienftlichen 
Verpflichtungen in Bezug auf Arbeiten, die nicht direkt aus ihnen folgen, 
enge Schranten auf. Möge deshalb die beobachtete Zurüdhaltung feine 
zu ftrenge Beurteilung finden. Diejenigen Fragen, welche mir als die für 
die Reform der Zandgemeindeordnung wichtigften erjcheinen, babe ich be» 
rührt. Eine jehr wichtige allerdings ift bisher übergangen, — fie liegt 
auch nicht im Rahmen der gejtellten Aufgabe, und doch follte fie niemand, 
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der mit Fragen der Gejehgebung befaßt ift, außer acht laſſen: die frage 
nämlich, wo und wie denn das Reformwerk anzugreifen ſei. Gerade hier 
aber jcheinen unter den verfchiedenen Reſſorts der Gtaatöverwaltung 
Schwierigkeiten vorzuliegen. Unmöglich ift es, anzunehmen, daß Gegen- 
ſtände der Gejeggebung, welche jeit Jahrzehnten die öffentliche Diskuffion 
innerhalb und außerhalb der Parlamente beichäftigen, nicht längſt eingehend 
durchgearbeitet, daß fie nicht reif zur Vorlage fein follten. Nur in Be— 
denfen Hinfichtlich der ziwedmäßigjten Art des Vorgehens dürften die Hinder- 
nifie gelegen fein. Indeſſen: wo ein Wille, da ein Weg. Ein Gejeh über 
die Schäßung der Einfommen für die direkte Befteuerung dürfte nach oben 
Gelagtem die notwendige Vorausſetzung alles weiteren fein. Gleichzeitig 
möge durch Reform der Armengefeggebung und Erlaß von (provinziellen) 
MWegeordnungen die Bahn frei gemacht werden. Damit öffnet fich die 
ihon allzulange verichloffen gehaltene Thür zur Reform einerſeits der 
direften Staatzfteuern in Preußen, andererjeit3 der Landgemeindeordnung. 





XI. 


Zuftände des ländlichen Gemeindewejens in 
Mitteldeuticland. 





Von 


Landesötonomierat Mobbe in Berlin. 


Anfichten und Mrteile, welche uns in der Jugend von erfahrenen 
Lehrern in Überzeugender Weile dargelegt worden find, bleiben oft für die 
Anfchauungsweile unferes ganzen Lebens maßgebend, und die Erfahrungen, 
welche wir jpäter Hinzugewinnen, fügen fich gleihlam von jelbit ala Ber 
weisitüde in da Syſtem ein, welches wir anfang? nur autoritativ 
in uns aufgenommen hatten. 

So ift e8 mir ſelbſt mit der Beurteilung des Charakters und Weſens 
der Deutjhen Bauernjchaften gegangen. 

Der Kulturhiſtoriker W. H. Riehl las im Jahre 1854, ala ich die 
Univerfität München bejuchte, ein Kollegium über Ethnographie Deutſch— 
lands und wußte fein Thema fo einleuchtend und überzeugend darzuftellen, 
daß fich die Beobachtungen, welche ich ſelbſt ſpäter am Kulturleben und 
der Eigenart unferer Landbevölferungen machte, unmwillfürlih in das 
Schema meines Lehrers einfügten und häufig nur eine Ylluftration zu dem: 
felben zu bilden fchienen. Riehl jchied in feinen Vorträgen in gleicher 
Weiſe, wie er e8 auch in feiner „Naturgefchichte des Volkes“ thut, die Ber 
völferung Deutichlands in drei große Hauptgruppen; zunächft in die nörd— 
liche des zähen niederfähhfiichen Stammes mit und ohne flaviiche Bei- 
miſchung, jeßhaft in dem größten Teile Preußens, in Braunfchweig, Med- 
lenburg, Oldenburg, den Hanfeftädten und Schleswig - Holjtein, ſodann in 
die ebenjo jeft gefügte und jocial centralifierte jüdliche, wohnend in einem 
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Zeile Württembergs, der Hauptmafle Bayerns und den deutichen Ländern 
ſterreichs, und endlich in die focial individualifierte mitteldeutiche, zu 
welcher er die Bewohner der ſächſiſchen, thüringiichen und heſſiſchen Lande, 
des jüdlichen Teils der Rheinprovinz, der bayeriichen Rheinpfalz, des nörd— 
lihen Zeil von Franken, Alt» Württembergd und des größten Teils von 
Baden rechnete. 

Gewiß entipricht dieſe Einteilung den thatjächlichen Verhältniffen; wer 
fih näher mit dem inneren Xeben und Empfinden des deutichen Volkes 
beichäftigt hat, wen das zähe Feſthalten an überlieferten Sitten im Nor— 
den und Güden und die individuelle Beweglichkeit in den Ländern der 
fränkiſchen und thüringifchen Stämme unmittelbar vor die Augen getreten 
ift und wer namentlich den tieigreifenden Unterichied der verfchiedenen 
Volksſtämme in der Vererbung des Grundbefites beobachtet Hat, der wird 
der Riehlichen Auffaffung und Schilderung im wefentlichen zuitimmen 
müflen. Nur in zwei und zwar entjcheidenden Punkten halte ich die An— 
Ihauung meines ehemaligen Lehrers für anfechtbar; ich glaube erſtens nicht, 
daß er recht hat, wenn er annimmt, daß die don ihm auf Grund feiner 
Beobachtung geiftvoll gezeichneten Scheidelinien immer bejtimmter hervor— 
treten werden, mit je größerer Energie fich das fociale Leben in Deutfch- 
land entwidelt; zweitens aber bin ich durch Erfahrung und Beobachtung 
auch darüber belehrt worden, daß es irtig war, wenn er alles Licht auf 
die in fich gefeiteten jocialen Vollsgruppen ded Nordens und Süden? ver- 
teilte, die fluftwierenden, gejellichaftlich individualifierten und dem modernen 
Leben näherftehenden ländlichen Zujtände Mitteldeutſchlands aber derartig 
in den Schatten ftellte, daß er in denjelben offenbar deutjches Bauern- und 
Bolkstum faum noch oder doch nur noch ala Zerrbild verkörpert ſah. Be— 
fanntlih wählte er zur Schilderung mitteldeuticher individualifierter Zus 
ftände mit Vorliebe die weinbauenden Gegenden der Rheinlande, jene „gol— 
dene Piaffengafje”, welche — um mit feinen eigenen Worten zu reden — 
ſchon feit Jahrhunderten den Fluch, den man fonft von den bäuerlichen 
Gegenden am meijten weggenommen wähnt, den Fluch des Mißverhältnifies 
zwijchen der Rente de Kapitals und dem Lohn der Arbeit, am jchweriten 
trägt. Die Zuftände diefer Gegend find aber nicht typilch für die Gefamt- 
zuftände Mitteldeutfchlands, fie find vielmehr aufs engfte mit der Wein— 
fultur als folcher verbunden und geben fein zureichendes Bild von den 
Schatten: und Lichtjeiten der übrigen mitteldeutichen Verhältniffe. Ich weiß 
recht wohl, daß lehtere nicht durchweg befriedigend find, und kenne den 
mannigfahen Drud, unter welchem das dortige Bolt — namentlich in 
weiten Zeilen des hejfifchen Yandes — ſeufzt, recht wohl; dennoch aber 
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halte ich es für unrichtig, um dieſer Mängel willen völlig die Vorzüge 
zu überjehen, welche einem großen Teile der mitteldeutjchen Bevölkerung 
eigen find, und den Segen zu verfennen, welcher dem deutlichen Volks— und 
MWirtichaftöleben aus dieſen arbeitfamen Bölkerfchaften erwächſt. Denn 
nicht nur in technifcher Beziehung verdanken wir den rührigen und Elugen 
fränkiſch-thüringiſchen Bevölferungsgruppen große Erfolge und Förderungen 
im landwirtfchaftlichen Betriebe, jondern auch in focialer Hinficht bilden 
diejelben eine wichtige, ja notwendige Ergänzung zu jenen großen, über 
Nord» und Süddeutichland verteilten Bauernichaften, welche, bei der alten 
Sitte und Gewohnheit gejchlofjenen Beſitzes verharrend, der ftetig wachjen- 
den Volkszahl feinen genügenden Raum zur Erwerbung eigenen Grund» 
befiges und zu landwirtichaftlicher Bethätigung gewähren würden. Gewiß 
ift der Einfluß jener geichlofjenen Bauernſchaften mit ihren Einzelhöfen und 
ihrem von Vater auf Sohn ungeteilt übergehenden Beſitz ein wohlthuender 
und dem jocialen Zerjeßungsprogeß innerhalb gewiſſer Grenzen widerftre- 
bender; ebenjo gewiß aber würde die Ausbreitung dieſer Agrarzuftände 
über ganz Deutichland unjerem Baterlande eine große Zahl fleißiger Klein— 
befiger entziehen, welche, mit mannigiadyer Sorge um die Eriftenz ringend, 
ihrer Scholle höhere Erträge abzugewinnen gezwungen find als jene we— 
nigen befjer fituierten bäuerlichen Beſitzer und welche e& zugleich verhindern, 
daß fich die ohnehin allzufchnell anwachjenden großen Städte noch rapider 
vermehren, indem fie einen größeren Bevölferungsteil an der Ländlichen 
Scholle feſthalten, als es ohnedem möglich ſein würde. Sch jelbjt bin 
das Kind einer fächfiichen Stadt, deren ländliches Hinterland noch jetzt im 
wejentlichen an den Injtinkten und Traditionen des niederſächſiſchen Stammes 
in Bezug auf Erbfolge und Befigverhältniffe feſthält; durch eigene wirtjchait- 
liche Tyätigfeit aber war ich länger als 30 Jahre im jüdlichen Zeile 
der Provinz Sachſen heimijch, in welchem fundamental andere Anſchauungen 
im Bewußtjein des Volkes leben und wo die vielgefchmähte römischrecht- 
liche Theorie über die Natur des Grundeigentums von alters her unaus— 
rottbar mit den Rechtögewohnheiten des Volks verwachlen if. Im graden 
Gegenjaß zu den Anjchauungen des niederjächfiichen Stammes, welcher den 
Bauernhof als da8 die Generationen überdauernde, unentäußerliche Fun— 
dament der Familie betrachtet und welcher allen modernen Erbrechten und 
Pflichtteilen zum Troß das Bauerngut ungeteilt auf einen Erben über- 
gehen läßt, jomweit ihm die Gerichte nicht drein fprechen, wird in dem 
fränkifch-thüringischen Zeile der Provinz Sachlen bei jedem Todesfalle eines 
Bauern das Befigtum naturaliter unter die Kinder verteilt, weil das 
Rechtäbewußijein des Volkes die möglichjt gleiche Abfindung der Kinder — 
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gleichviel ob Söhne oder Töchter — gebieteriich fordert und weil hierbei 
der Landbefig Lediglich ala ein Vermögensteil wie jeder andere betrachtet 
wird. Kaum daß es der Erblaffer oder der von der wirtjchaftlichen Thä— 
tigfeit Abtretende über das Herz bringt, den Hof im engeren Sinne — 
aljo Haus und Wirtfchaftsgebäude — zu einem billigeren Preife, ala es 
der Kaufpreis fein würde, einem Finde zu überlafjen; von einer Bevor— 
zugung bezüglich des Feldbeſitzes ift nur in den jelteniten Fällen oder 
eigentlich niemals die Rebe. 

Man kann darüber theoretifieren, zu welchen Unzuträglichkeiten eine 
derartige Rechtsanſchauung führen müffe, aber man lann diefelbe nicht aus 
dem Bemwußtjein des Volksſtammes ausrotten, und man wird mit ihr 
rechnen müflen, wenn e8 fi um Gejege zum Schutze des Bauernftandes 
und um die Regelung der ländlichen Gemeindeverhältnifie handelt. Bor 
allen Dingen wird man nicht daran denfen dürfen, einer derartigen Bevöl- 
ferung eine Höfeordnung im Sinne der wetfäliichen oder hanndverſchen 
als Anteftaterbrecht aufzuerlegen, da dies zu den verhängnisvolliten Kon— 
fequenzen führen würde. Das Anerbenrecht, welches einem Sohne ben 
Hof, den übrigen Erben aber nur geringe Pflichtteile zufpricht, paßt eben 
nur da bin, wo in dem Anerben noch das traditionelle Bewußtjein leben- 
dig ift, daß ihm mit dem Befite des Hofes zugleich eine Summe von 
Pflichten gegen feine Familie zufällt, welche er nicht vernachläffigen darf, 
ohne der Berachtung feiner Standesgenofjen anheimzuiallen; wo aber 
dieſe Anſchauung nicht Herricht, da würde der bevorzugte Unerbe zwar recht 
gern das Gut als einen ihm von Rechts wegen zufallenden Beſitz annehmen, 
er würde aber die Gejchwifter farg behandeln oder doch denjelben nicht 
zur Gründung einer eigenen Eriltenz verhelfen, auf welche diejelben im 
Hinblid auf das väterliche Vermögen einen Anfpruch erheben würden. 
Sit man nun derartigen ländlichen Verhältniffen gegenüber, die wahrlich 
nicht von heute und geitern ftammen, fondern tief in der hiſtoriſchen Ent— 
widlung und in den Stammegeigentümlichfeiten wurzeln, berechtigt, den 
mitteldeutfchen Bauernftand furzweg als einen entarteten und zukunftsloſen 
anzujfehen? ch glaube nicht; die mitteldeutiche Landbevölferung hat 
während eines Yahrtaufends viel Leid, Drud und Gefahren zu beftehen 
gehabt, fie Hat die Zeiten der Leibeigenichait und der Frondienſte durch- 
gemacht und hat fie alle überdauert, ja fie hat fich troß des fchnelleren 
MWechjels im Befigftande einen guten Zeil der Erbtugenden deutichen Bau— 
erntums bewahrt, jeine Liebe zum Grundbefiß, feine Arbeitfamteit, feine 
Bedürtnislofigkeit und feine Kunſt, fich in gute und böſe Zeiten zu fchiden. 
Es muß jelbjt zugegeben werden, daß die Rührigfeit im Betriebe, der Hang 
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zu Arbeit und Erwerb und zur Aneignung kultureller Fortjchritte häufig 
ein größerer in den Gegenden mit teilbarem Befit ift als in den Diftrikten 
der gejchloffenen Bauerngüter, wenn auch die Schattenfeiten, welche die 
ſtarke Fluktuation der Befibgrößen mit fich bringt, leineswegs verfannt 
werden jollen! Gewiß gehen in leßteren Gegenden mehr bäuerliche Er- 
iftenzen zu Grunde, gewiß fallen auch mehr dem gewerbsmäßigen Wucher 
zum Opfer als anderäwo, aber ebenjo gewiß arbeiten fich auch mehr zu 
Bei und Wohlftand empor und ebenjo gewiß gewährt der Grund und 
Boden einer größeren Anzahl von Menſchen Arbeit und Erwerb als in 
jenen Landftrichen, an deren einzelnen Befiggrößen weder die jortfchreitende 
Landkultur noch die wachjende Volkszahl der Nation etwas geändert hat. — 

Die den gedachten Bauernſchaften eigentümlichen Rechtsanjchau- 
ungen über den Grundbefiß prägen ſich auch in der äußeren Phyfio- 
gnomie der Dörfer und in dem Gange des Gemeindelebens bis auf die 
Heinjten Verhältniſſe aus. 

An der Mehrzahl der Dörfer Überragt außer der Kirche ein herrichaft- 
liches Gutögebäude mit großem Wirtſchaftshof und ausgedehnten Stallun« 
gen die ländlichen Gehöfte; letztere jelbit dagegen Liegen eng nebeneinander 
in Straßen und Gafjen und würden fich längft völlig aneinander ge— 
ſchloſſen Haben, wenn die Baupolizeiordnungen nicht mancherlei Hindernifie 
in den Weg legten. Nirgends aber, oder doch nur in äußerſt feltenen 
Fällen, jteht der bäuerliche Landbefig in räumlichem und organifchem Zu— 
fammenhange mit dem Wirtſchaftshof; der Feldbeſitz Liegt vielmehr auch 
nach völliger Durchführung der Separation meiſt in verfchiedenen Parzellen 
innerhalb der Feldflur verteilt, da bei der neuen Landausteilung jeder 
eiferfüchtig darüber gewacht Hat, nicht in der Entfernung vor den übrigen 
benachteiligt und von den bejjeren Bodenklafjen ausgeſchloſſen zu werden. 

Die Bauart der Häufer hat einen beftimmten Charakter verloren 
oder niemals bejeflen; es baut eben jeder, wie es ihm paßt, bald mit 
dem Giebel und bald mit der Front nach der Straße zu, bald in Fach— 
werk, bald malfiv, juit wie ed Raum und Umjtände wünſchenswert er- 
jcheinen laffen. Nur wenige Dörfer machen hiervon eine Ausnahme und 
tragen ein bejtimmtes bauliches Gepräge; jo zeichnen fich beiſpielsweiſe am 
Südhange des Thüringer Waldes einige Ortichaiten durch reiches Schnik- 
wert am Gebält der Häufer aus, und in anderen Dörfern ilt ed noch 
heute üblih, die Thorfahrten zu überwölben und mit Sinnjprüchen zu 
ihmüden ; im allgemeinen aber herricht das Individuelle, Nüchterne und 
Bedürfnismäßige vor. Die Wohnungen der Arbeiter und Tagelöhner liegen 
vielfach mitten zwijchen den einzelnen Bauernhöfen innerhalb der Ortichaft, 
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bisweilen aber auch in langen Reihen am Ende derjelben — oit ein Bild 
des Schmußes und der Armut gegenüber den freundlichen Häufern der 
eigentlichen Dorfitraße. 

Die Befitverhältnifie jelbit find von der mannigiachiten Art. In 
meinem bisherigen Heimatäfreife giebt e8 4 Städte, 26 Landgemeinden 
und 23 felbjtändige Gutäbezirke; letztere, aus dem ehemaligen ritterjchaft- 
lichen Befit beftehend, umfaſſen etwa zwei Fünftel des ländlichen Aderlandes 
und haben innerhalb der lebten fünfzig Jahre nicht unerhebliche Flächen 
Gemeindelandes durch Zukauf abforbiert. Seit Durchführung der Separa= 
tionen werden inbeflen derartige Parzellen, welche von Rittergutsbefigern 
angefauft werden, nicht mehr dem Gutäbezirke zugeichlagen,, jondern ver— 
bleiben im Gemeindeverbande. 

Vor einigen Jahren gab ich mir Mühe, über die Beſitzbewegung inner— 
halb dieſes Kreiſes während des lebten BVierteljahrhunderts Näheres zu 
ermitteln, fonnte aber feine völlig einwandäfreien Daten gewinnen und 
erhielt nur das unzweifelhaft bedenkliche Rejultat, daß der bäuerliche Be— 
fig in fteter, wenn auch langjamer Abnahme, der Großgrundbeſitz da— 
gegen auf Kojten desjelben in jteter Zunahme begriffen war. Zerſchla— 
gungen von Rittergütern kamen während des letzten Menjchenalters nicht 
vor, wohl aber gingen mehrfach ganze Bauergüter, noch häufiger aber 
einzelne Zeile derjelben in den Befig der Rittergüter über, was mir die 
allerbedenklichite Seite der Befigbewegung in jenen Gegenden zu fein jcheint. 

Was den Umfang der einzelnen Befiyungen und Wirtichaften inner- 
halb der Landgemeinden betrifft, jo find dieſelben überaus mannigfaltig 
und wechſelnd, doch ftellen fich troß der jtarfen Fluktuation des Beſitzes 
und troß der ſogenannten Zotteilung im Erbfalle die alten Befiggrößen durch Zu— 
fauf, Heirat und Erwerbung oder Pachtung geichwifterlicher Erbteile meiftens 
wieder her. So merkwürdig dies bei der herrjchenden Volkafitte auch er- 
Icheinen mag, jo unleugbar ift doch die Thatjache jelbft, denn die Bauern 
höfe vermehren fi im allgemeinen nicht, und die Neuanfiedlungen werden 
meift nur von Tagelöhnern und Arbeitern bewohnt, deren Landbefig nicht 
zu Buch ſchlägt. 

In vielen Gemeinden giebt es Bauerngüter, welche im Sinne der 
Kreisordnung dem Großgrundbefige zugerechnet werden müflen, nur jelten 
aber untericheiden fich in jolchen Fällen die Befiter in focialer Hinficht 
wejentlich von den übrigen Bauern (Nachbarn); die Grenze, don welcher 
ab fich ein Landwirt wirklich ala Großgrundbefiter betrachtet, liegt über 
der auf Grund der Kreißordnung gezogenen. 
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Nah unten ift die Grenze, bis zu welcher herab fich der Landbe— 
figer noch ala Bauer fühlt, ſehr verwiſcht und richtet fich durchaus nach 
den Örtlichen Verbältniffen und Umjtänden. In Ortichaften mit großen 
Rittergütern ijt dem Großbefig gegenüber das Gefühl der Standesgleichheit 
und Intereſſengemeinſchaft zwiſchen Kleinbefitern und Bauern meift ein 
lebendigeres und ausgeprägteres ala in Dörfern mit ſtark entwideltem bäu- 
erlichen Befiß; in leßteren trat bi8 vor kurzem bei den MWohlhabenderen 
eine jtarkfe Neigung hervor, den Bauernamen überhaupt abzuſtreifen und 
fich als Gutsbefiter oder Ökonomen zu bezeichnen, auch wohl nichts da- 
gegen einzuwenden, wenn der Zitel „Amtmann“ angewandt wurde. 

In dem don mir geleiteten landwirtichaftlichen Vereine pflegte ich bei 
meinen Borträgen durchweg die Wirte der Landgemeinden als „Bauern“ 
zu bezeichnen und von bäuerlichem Befit, bäuerlicher Wirtſchaftsweiſe u. j. w. 
zu reden. Da machte mich eines Tages der mit den ländlichen Befigern 
in dielfache Berührung kommende Kreisausfchußfelretär darauf aufmerkfam, 
man fühle fich etwas beleidigt, wenn ich jo furzweg von Bauern fpreche, 
— eine Umfchreibung des Wortes jei vielleicht angebracht ! 

Das ift nun freilich neuerdings durch die weitverzweigten, übrigens 
einander diametral gegenüberjtehenden Eonfervativen und Liberalen Bauern» 
vereine gründlich anders geworden, ja vielfach in das Gegenteil verkehrt; 
man folettiert jekt bisweilen mit dem Namen „Bauer“, ohne fich wirklich 
im Herzen als folcher zu fühlen. Doc dies nur beiläufig. 

Sehr merkwürdig find die VWerfchuldungsverhältnifje der 
bäuerlichen Zandbefiger in diejen Gegenden, und obgleich es nicht in meiner 
Aufgabe liegt, auf diejelben näher einzugehen, jo ſei mir doch eine An 
deutung darüber geitattet. 

Man wird verjucht fein, anzunehmen, daß in einer Gegend, in wel, 
cher der Bauer jedem Kinde den gleichen Exbteil giebt und in welcher die 
Geſchwiſter dem im väterlichen Haufe verbleibenden Bruder ihre Landerbteile 
nur dann überlaffen, wenn er ihnen den vollen und wirklichen Kaufpreis 
für Ddiefelben bietet, die Verſchuldung eine jehr Hohe jein möchte. Das 
ift aber, wie die vom Landwirtjchaftsminifter feiner Zeit nach diefer Richtung 
hin veranftaltete Enquete ergeben hat, durchaus nicht der Fall, vielmehr 
ergiebt diefelbe, daß die Verjchuldung keineswegs höher ift ala in Gegen- 
den, in denen der Belit gewohnheitsmäßig an einen Erben übergeht. Der 
Grund für diefe auch im Großherzogtum Baden beobachtete Erjcheinung 
ift in folgenden Umftänden zu finden. 

Zunächſt jteht es jedem Landbefiter frei, fich durch den Verkauf ein» 
jelner Grunditüde vor allaudrüdender Schuldenlaft zu bewahren oder fich 
davon zu befreien, was allerdings immer nur auf Koften der Beſitzſubſtanz 
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geſchieht; ſodann aber Liegt e8 nahe, daß bei der Naturalaufteilung des 
Landbeſitzes von dem einzelnen, ſofern er ſich nicht von vornherein allzu- 
viel Land zu feinem Erbteile Hinzufauft, nicht foviel Schulden zu fontra= 
bieren find, als wenn er dad ganze Gut übernehmen und den übrigen 
Geſchwiſtern den vollen Erbteil herauszahlen würde, wie dies leider in 
manchen Gegenden Deutichlands üblich it. — Die Sitte, das Bauerngut 
an ein Kind zu vererben, muß daher notwendig mit der geſetzlichen Be— 
ftimmung oder dem Herkommen verbunden fein, den übrigen Kindern nur 
einen mäßigen Pflichtteil zu gewähren; das Gegenteil davon würde den 
Befier mit unerträglihen Schulden belaften und zum Berderben führen. — 

Die Vermögenslage der mitteldeutihen Landgemeinden als 
ſolcher ift eine jehr verfchiedene und zum Zeil bedrängte; im allgemeinen 
aber find die Gemeindefteuern in den Landgemeinden doch erheblich niedriger 
ala in den Städten, wogegen freilich auch in vielen Dörfern für die Be- 
quemlichkeiten und Bedürfniffe der Bewohner herzlich wenig geichieht. 

Faſt Sämtliche Gemeinden befigen einiges eigne Vermögen, aus defien 
Grträgen fie den größten Zeil ihrer Ausgaben beitreiten. Dasſelbe beiteht 
meift aus Landbefit, Obitplantagen, Weiden, einem Gemeindebadhaus, einer 
Gemeindejchenke, Baumnußungen u. dergl. m. — Alle diefe Objekte werden 
der Regel nach meiftbietend verpachtet und bringen zum Zeil nicht unbe» 
deutende Erträge, wenngleich fie nur in jeltenen Fällen ausreichen, um die 
vollen Bedürfniffe für Armenpflege, Schule, Wegebau, Unterhaltung der 
Gemeindehäufer, Pflafterung und Beamtengehälter zu deden. 

Dabei befteht vielfach die Neigung, gemeinfame Nubungen an Wald 
u. ſ. w. nicht ala Gemeinde-, fondern ala Intereffentenvermögen zu be» 
trachten und die Einkünfte daraus nicht allen Dorfbemohnern, fondern nur 
einer Anzahl von Bevorrechtigten zu aute fommen zu laffen, die Neuan— 
fiedler aber davon auszuſchließen. — 

Für die organiſche Verfaſſung der preußiichen Gemeinden ift 
befanntlich die Landgemeindeordnung vom 14. April 1856 maßgebend, foweit 
diefelbe nicht durch die Kreisordnung und die nachfolgenden Organilations- 
gejeße ergänzt und erjeßt worden ift. Danach fteht an der Spitze der Berwal- 
tung ein von der Gemeinde gewählter und vom Landrat ala Borfigendem 
des Kreisausſchuſſes beftätigter Gemeindevorfteher — meilt „Schulze“ ge= 
nannt —, welcher zwei Schöffen ala Gehülfen und Vertreter zur Seite bat 
und mit denjelben das jogenannte Dorfgericht' bildet. 

Die dreifache Amtsthätigkeit des Schulgen in feinem Verhältnis zum 
Staate, zur Polizeiverwaltung und zur Gemeinde macht defien Amt zu 
einem jehr verantwortungsvollen und namentlich in neuerer Zeit mit vieler 
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Schreiberei verknüpften, jo daß die für dasfelbe gewährte Remuneration in 
einem jteigenden Mißverhältniß zu der damit verbundenen Mühewaltung 
zu ſtehen pflegt. Wird dann, wie e8 wohl gejchieht, dem Gemeindevor- 
fteher vollends noch das Amt eines fjtellvertretenden Amtsvorſtehers, Stan- 
desbeamten, Schiedsrichters, Kreißtagsmitglieds, Kirchenälteften und Syno- 
dalen aufgebürdet, jo ift die Klage berechtigt, welche ich dereinſt aus dem 
Munde eines folchen vielgeplagten Mannes hörte: „ich hoffte ein Landwirt 
zu werden und bin ein Schreiber geworden!" Hoffentlich wird daß neue 
Invalidität und Alteröverficherungagejeß nicht noch weitere Anſprüche an 
die Gemeindevorfteher jtellen, es könnte dies jchließlih nur noch auf 
ſtoſten der Gemeindeverwaltung geichehen. 

Die eigentlide Trägerin des Gemeindemwillens ift in den 
von mir gejchilderten Landgemeinden durchweg noch die Gemeindever— 
jammlung; Anträge auf Einführung von Gemeindevertretungen find biß- 
ber nur jehr jelten geftellt worden. In diefen Gemeindeverfammlungen hat 
in der Regel jeder Vorfteher eines jelbjtändigen Haushalt? eine Stimme; 
MWünjche in Bezug auf anderweite Regelung des Stimmrecht? werden nur 
vereinzelt laut; mir ift in meinem Heimatskreiſe nur ein einziger darauf 
bezüglicher Antrag befannt geworden, in welchem fich Betent darauf berief, 
daß ein erhebliches Mikverhältnis zwifchen dem Stimmrecht der Meijt- 
begüterten und den Beiträgen derjelben ju den Gemeindelajten beftehe, 
doch wurde der Antrag vom Kreisausfchuffe zur Befriedigung der betreffen- 
den Gemeinde abgelehnt. 

68 entipricht dieſes Feithalten an der Gemeindeverfammlung und dieje 
weitgehende Gleichheit des Stimmrecht? durchaus dem Charakter der Be- 
völferung und dem leichten Wechjel der Befitgrößen, und es ijt daher auch 
zu befürchten, daß eine Beitimmung wie die des S 30 der revidierten 
Landgemeindeordnung für das Königreich Sachſen, nach welcher bei Ge- 
meinden mit mehr al® 25 anjälfigen Mitgliedern die Kompetenzen der 
Gemeindeverfammlung wegiallen und an Ausjchüffe übertragen werden 
müflen, welche dem Befig und den Steuerklaffen entiprechend zufammen- 
gefegt find, ala ein Drud, wo nicht als eine Freiheitsbeichränfung empfunden 
werden würde. 

Allerdings wird in Zukunft bei größeren Landgemeinden die Gemeinde- 
verfammlung ſchwerlich bejchließendes Organ bleiben können, man wird 
vielmehr auch in Preußen bei derartigen Gemeinden zu Ausſchüſſen oder 
zur Bildung von Gemeinderäten jchreiten müſſen, doch fcheint e8 mir rät- 
lih zu fein, dabei dem hiſtoriſchen Drtörechte genügenden Spielraum zu 
lafien und nicht ohne Not auch in Eleineren Gemeinden einen von den 
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verfchiedenen Steuerklafjen gewählten oder aus verjchiedenen Befigklafien 
zufammengejegten Gemeinderat obligatorifch zu machen. 

Neben den Landgemeinden beftehen in dem von mir gefchilderten Land: 
gebiete — mit Ausnahme eines thüringiichen Staates — jodann noch die 
jelbftändigen Gutsbezirke, welche, wie wohl überall, für die ge— 
famte Phyfiognomie des Yandes jowie für das fommunale Leben der Land- 
gemeinden von weittragender und einjchneidender Bedeutung find. 

Mehr als von andern gejellichaftlichen Bildungen fann man von den 
Gutsbezirken in ihrem Verhältnis zu den Landgemeinden jagen, dab fich 
bier ein Hiftoriicher Prozeß vollzogen Habe, der jchließlich auf eine völlige 
Trennung beider hinausgelaufen fei und ein Nebeneinanderbejtehen derjelben 
al3 die beſte und richtigjte Vorausſetzung geſunder ländlicher Verhältnifie 
ericheinen laſſe; andrerjeits aber wird man auch don den Gutsbezirken jagen 
dürfen, daß es Bildungen ſeien, welche jeder organifchen fommunalen Ge— 
ftaltung widerjtreben und fi nur jchwer in den Rahmen unjeres 
modernen Gemeindelebens einfügen laffen! So jtreng fie auch äußerlich 
von den Landgemeinden gejchieden find, jo find doch infolge der territo- 
rialen Nachbarſchaft die mannigfachften Berührungspunfte vorhanden, und 
dadurch ift eine fo vielfeitige Beranlaffung zu Konflikten und Reibungen 
gegeben, daß es einer jehr gründlichen Auseinanderjegung und Reform be- 
darf, wenn in Zukunft ſchwere Übelftände verhütet und wichtige fommunale 
Aufgaben in angemefjener Weiſe erfüllt werden ſollen. Würde eine jolche 
Reform noch lange vertagt und Hinausgeichoben, jo könnte dad weder 
unſerem politifchen noch Jocialen Leben zum Vorteile gereichen, ja es könnte 
die Zeit fommen, in der man — was ich nicht wünſche und Hoffe 
— ganz über die jelbjtändigen Gutsbezirke hinweggehen würde. 

Daß von einem wirkflihen Gemeindeleben innerhalb der ſelb— 
ftändigen Gutsgemeinden nicht die Rede fein kann, das leuchtet ein, wenn 
man die Zujammenjegung derjelben bedentt. 

Eine große Landwirtſchaft, mit oder ohne Fabrik, und eine Anzahl 
von Arbeitöhäufern auf herrfchaftlicdem Boden — das ift die Subitanz 
eined Gutäbezirls, und dementjprechend befteht die Einwohnerſchaft aus 
dem Dirigenten — Befiter, Pächter oder Adminiftrator — der Wirtjchait, 
einer Anzahl von Beamten, dem Gefinde und einigen Lohnarbeitern im 
Miet: oder Deputantenhäufern. — Wo joll da fommunales Leben her— 
fommen, da es an der Vorbedingung für ein ſolches, an unabhängigen 
Gemeindegliedern fehlt? 

Gleichwohl find die fommunalen und polizeilichen Aufgaben der Guts— 
bezirke natürlich groß und forrefpondieren durchaus mit denen der Lande 
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gemeinden. — Schul, Wege und Armenweſen jowie Sicherheitö-, Ge- 
fundheit3- und fFeldpolizei find die wejentlichjten Objekte derjelben; ihre 
Erfüllung hängt aber großenteil® von der größeren oder geringeren Tüch- 
tigkeit des Gutsvorftehers bezw. der Aufſichtsinſtanz ab — ein kontrollie— 
rendes willensfähiges Organ in der Gutsgemeinde ſelbſt ift nicht 
vorhanden und wird auch nicht geichaffen werden können. 

Was die oben angedeuteten Berührungspuntte zwijchen den Land» und 
Gutsgemeinden betrifft, jo werde ich darauf etwas näher eingehen. — 

Die Kirchen und Schulverhältniffe jowie die Beitragspflichten des 
Guts zu den Bauten diejer Inftitute find meift gewohnheitsrechtlich oder 
durch Statut geregelt, wenngleich es auch auf diefem Gebiet an Reibungen 
nicht fehlt; und ebenjo bietet der Beitragsmodus zu gewiflen polizeilichen 
Leiſtungen — Unterhaltung don Grenzwegen, Sprigenfuhren u. dergl. — 
feine inneren Schwierigkeiten dar. Häufigere Differenzen ruft ſchon Hier 
und dort die Trage hervor, ob und wieweit die auf dem Grund und 
Boden des Gutsbezirks wohnenden Arbeiter und Tagelöhner zu gewifjen 
nachbarlichen Leiftungen und Laſten zugezogen werden dürfen, ob diejelben 
z. B. zum Nachtwachdienft, zur Bedienung der Löſchgeräte, zur Leiftung 
von Hülfe bei gemeiner Gefahr mit verwandt werden dürfen, ſowie ob die- 
jelben andererjeits die gleichen Vorrechte wie die Gemeindeglieder bei Be- 
nugung de Gemeindebadhaufes, bei Verpachtung des Gemeindelandes u. 
dergl. haben jollen oder nicht. 

Was aber haben alle diefe Plänkeleien zu bedeuten gegenüber den 
fundamentalen Differenzen auf dem Gebiet des Armenweſens, bei denen 
die Mangelhaftigkeit der jetzigen Zuftände oft geradezu grell und aufregend 
zu Tage tritt? Der Gutöbezirt vermag recht wohl die praftifchen Auf- 
gaben einer jelbjtändigen Gemeinde auf dem Gebiet der Sicherheitö- und 
Sanitätöpolizei zu erfüllen, ja, er wird in vieler Hinficht die Landgemeinden 
in der Promptheit der Ausführung und in der Einheitlichkeit der getroffe- 
nen Diaßregeln überflügeln; auf dem Gebiet der Armenpflege aber 
verurfacht jeine Eriftenz erhebliche Übelftände, deren baldigjtmögliche 
Bejeitigung mir ein dringendes Beitbedürfnis zu fein fcheint. 

Der Unterftüßungswohnfit wird befanntlich im nichtbayrifchen Deutjch- 
land durch zweijährigen Wohnfiß in einer Gemeinde erworben, jojern der 
Betreffende während dieſer Zeit feine Armenunterftüßung empfangen hat. 
Der Wohnfib des Erwerbers aber wird zugleich der feiner Yamilie, und 
die Möglichkeit, denfelben durch zweijährige Abwejenheit wieder zu ver— 
lieren, beginnt für feine Kinder — jofern er jelbjt fein Recht nicht ver- 
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foren hat oder ſofern er im Befit desjelben verjtorben ift — erft nach 
Vollendung des 24. Lebensjahres. Natürlich können daraus den ver- 
pflichteten Gemeinden überaus ſchwere und drüdende Berpflichtungen ev 
wachen, und nichts liegt näher, aber nichts ift auch zugleich widerwärtiger 
als das Beftreben, fich denfelben nah Möglichkeit zu entziehen oder fie 
bon vornherein von fich fernzuhalten. 

Dazu ift nun freilich die Landgemeinde fogut wie niemals in 
der Lage, denn fie ift genötigt, jeden Zukömmling, der fi eine Wohnung 
zu verſchaffen weiß, in ihrer Mitte zu dulden und es über fich ergehen zu 
laffen, daß ihr nach zwei Jahren die Verpflichtung zur dauernden Unter: 
ftügung bdesfelben mit allen Konjequenzen zufällt. 

Wohl aber kann fih der Gutsbezirk eine derartige Lajt recht wohl 
fernhalten, ſofern der Befiter in der Begebung feiner Arbeiterwohnungen 
vorfichtig ift, oder noch leichter, wenn er die zum Betriebe feiner Guts— 
wirtjchaft erforderlichen Arbeiterhäufer überhaupt nicht auf Gutöterrain, 
fondern auf Gemeindegrund baut, beziehungsweije geeignete Häufer in ber 
Gemeinde ankauft und mit feinen Arbeitern beſetzt. Im letzteren Falle, 
den die Gemeinde abjolut nicht zu verhindern vermag, kann dann der Guta- 
befier die Arbeitskraft der im Gemeindebezirt mwohnenden Arbeiter ohne 
Bedenfen ausnutzen, denn jobald ein Unterftüßungsfall eintritt, fallen fie 
nicht dem Gutsbezirk, fondern der Gemeinde zur Laft, und im Todes 
falle hat nicht fein Bezirk für den Unterhalt und die Erziehung der Kinder 
zu forgen, jondern die Gemeinde! Das find jehr ernfte und bedenkliche 
Zuftände, deren Eriftenz dem Rechtsgefühl des Volkes wideripricht und in 
vielen Fällen jogar politifche Unzufriedenheit hervorruft. 

Man wird mir einwenden, das feien Ausnahmen. ch weiß, daß fie 
es nicht find, aber ich will nicht darüber ftreiten, jondern meine Stimme 
dafür erheben, daß fie nicht zur Regel werden können. 

Mir find Fälle bekannt, in welchen die Pächter von Rittergütern 
vertragamäßig verpflichtet worden find, alle dem Gutöbezirk während der 
Pachtzeit erwachjenden Unterftüßungslaften dauernd jelbft zu tragen; was 
Wunder, wenn fie infolgedefjen durch fteten Arbeiterwechjel dafür forgen, 
daß in den im Gutöbezirk liegenden Häufern niemand den Unterftügungs- 
wohnfig erwirbt, und wenn fie ihre Arbeiter mit Vorliebe in der Dorfge- 
meinde einquartieren, wo ihnen feine rechtlichen Pflichten erwachlen können ? 

Sit e8 aber in ſolchen Fällen gereht, wenn eine Landgemeinde da, 
wo ihre Inſaſſen niemals einen Nutzen von der Arbeitskraft eines Mannes 
gehabt haben, die alleinige Unterftüßungsverpflichtung für die Familie 
besjelben dauernd übernehmen joll, während der Gutsbezirk leer ausgeht? 
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Sind ſolche Zuftände billig, und dürfen fie dauernd erhalten werden? 

Meiner Anfiht nach wird der Gejetgeber darauf Bedacht nehmen 
müſſen, fie jo bald und fo gründlich wie möglich aus der Welt zu fchaffen. 

Das Mindeite, was in diefer Hinficht gefchehen müßte, wäre das, daß 
die Vereinigung einer Land» und Gutögemeinde oder jelbjt mehrerer zu 
einem gemeinfamen Armenverbande auch gegen den Willen der Beteiligten 
vom Bezirksausſchuſſe angeordnet werden könnte (was zur Zeit leider unmöglich 
ift), wenn es mir auch zweiielhaft erjcheint, ob dadurch die offenbaren Un— 
zuträglichkeiten des jeigen Zuftandes auf dem Gebiet des Armenweſens ſchon 
binreichend befeitigt werden würden und ob es fich nicht empfehlen möchte, 
in dieſer Hinficht noch weiter zu gehen und ganz allgemein die Schaffung 
größerer und leiftungsfähigerer Armenverbände ins Auge zu faflen. 

Es würde eine unberechtigte Hoffnung fein, wenn man annehmen 
wollte, daß die bevorjtehende Anvaliden- und Alterverficherung die Wich- 
tigfeit diefer Frage wejentlich vermindern werde. Allerdings wird ja das 
Armenwefen an Umfang verlieren, die Hauptlaft aber, die Verforgung und 
Erziehung verwaifter Kinder, wird durch diefes Gejeh nicht gehoben und 
wird überdies nicht der einzige Gegenftand der Armenpflege bleiben ! 

Aus diefen und anderen Gründen ift nun in neuerer Zeit alles Ernites 
die Frage erhoben worden, ob es nicht angebracht und zeitgemäß ſei, die 
jelbftändigen Gutsbezirke ganz aufzuheben und diejelben, unter Wahrung 
einer gewiſſen Vorzugsftellung für die Großgrundbefißer, ganz in die Land— 
gemeinden zu inforporieren. Außerlich betrachtet fpricht ja manches für 
ein derartiges radifales Vorgehen, und gewiß könnte nicht nur auf dem 
Gebiete des Armenweſens, jondern auch auf dem des Wege und Straßenbaues 
und anderer Fragen des Gemeindelebens manche Schwierigkeit Dadurch gehoben 
werden; dennoch fürchte ich, daß die Schattenjeiten einer jolchen Mafregel 
die Vorteile weit überwiegen würden! Die geichichtliche Entwidlung Hat 
es mit fich gebracht, daß fich eine eigentliche fommunale Zufammengehörig- 
feit des Großgrundbefites und der Landgemeinden niemals hat bilden 
fönnen: und die Neuzeit, welche die qutäherrlichen Rechte mehr und mehr 
in Wegfall brachte, Hat beide Teile einander nicht etwa genähert, Jondern 
entfrembdet. 

Durh daB Aufhören der Unfreiheit und der Leibeigenſchaft ſowie 
durch den Wegfall der Fronden und die Ablöfung der Reallaften find 
die Landgemeinden im jocialer und wirtjchaftlicher Hinficht allmählich immer 
felbjtändiger geworden, und durch die Aufhebung der Patrimonialgerichts« 
barkeit ſowie der gutöherrlichen PBolizeiverwaltung Hat diefer Prozeß noch 
weitere Fortfchritte gemacht. Die altgewohnten Beziehungen find auf 
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immerdar gelöft und kommunale Verknüpfungen find nicht angebahnt; der 
gejellfchaftliche Unterjchied zwilchen dem Gutsherrn und den Gemeindean- 
gehörigen ift Überdies troß vielfacher Gleichheit der agrarifchen Interefjen 
derjelbe geblieben wie früher, und nicht nur der Gutsbeſitzer würde fich 
daher bei feinem Eintritt in da& fommunale Xeben des Gemeindeverbandes 
verwaift und bebrüdt fühlen, jondern auch die Landgemeinde würde nicht 
recht wifjen, was fie mit ihm im Rahmen ihres Gemeindelebens anfangen 
jollte — ja, fie würde wahrjcheinlich jein geiftiges und gejellichaitliches 
Übergewicht wie einen unbehaglichen Drud und wie ein fremdes Element 
im eigenen Organismus empfinden. 

MWählte man den Gutsheren zum Gemeindevorfteher, jo könnte das 
Gemeindeleben mit feinen Kleinen und Eleinften Intereffen, welches auf dem 
Lande ein fortgeſetztes perjönliches Eingreifen in die Lebensverhältniffe der 
einzelnen notwendig macht, dadurch nur gejchädigt werden; thäte man es 
aber nicht, jo würden fortgejegte Reibereien und Eiferfüchteleien zwijchen 
dem Ortsvorſteher und dem Gutsbeſitzer die folge fein, bei welchen fich 
feiner von beiden wohlfühlte. 

Weit beffer wird es daher für den größten Zeil der öftlichen Pro» 
vinzen Preußens fein, wenn man die Gutsbezirke ala jolche fortbeſtehen 
läßt, die Erfüllung der wachjenden fommunalen Aufgaben auf dem Gebiet 
de Armen» und Megebaumelens aber durch bejondere Zwedverbände 
fihert, deren Errichtung erforderlichen Falles auch gegen den Willen 
der Betreffenden von den Behörden der Selbftverwaltung müßte an— 
geordnet werden dürfen, ala wenn man zu einer gänzlichen Befeitigung 
der Gutögemeinden jchreiten wollte, weil dadurch das innere fommunale 
geben nicht gefördert, jondern nur geftört werden würde. — 

Allerdings gebe ich die Möglichkeit zu, daß eine jpätere Zeit vielleicht 
anders über diefen Punkt urteilen wird. Die Gutäbezirke find offenbar die 
legten, verblaßten Reſte einer im wejentlichen hinter uns liegenden Epoche 
gutäherrlicher Gerechtfamen und ritterfchaitlicher Hoheitsrechte,; fie haben 
daher gewifjermaßen den Umftand zur Vorausſetzung, daß unſere heutige 
Zandariftofratie auch wirklich der Regel nach noch auf ihrem Grundbefite 
wohnt und fich ihrer hohen Aufgabe und chriftlichen Pflicht bewußt bleibt, 
dem Staate die Erfüllung feiner jocialen Aufgaben zu erleichtern und einen 
Zeil derjelben freiwillig auf fich zu nehmen. — Sollte diefe perjönliche 
Verbindung des Beligerd mit dem Gute mehr und mehr aufhören; follten 
die Güter — wie es bereit? in manchen Streifen der Fall it — der 
Mehrzahl nach verpachtet werden und jomit nur zu einem zinsbringenden 
Vermögensobjekt Herabfinten; jollten endlich gar die jelbitändigen Gutä- 
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bezirfe in völliger Verfennung ihrer jocialen Aufgaben wirklich zur Ab« 
wälzung der Unterftüßungapflicht gegen die eigenen Arbeiter auf andere 
Schultern benußt werden, fo würden diejelben ihr Griftenzrecht verlieren 
und fi) mit der Rolle der oberften Steuerträger in den Landgemeinden 
begnügen müſſen, weil fie fich des Anrechts auf ein weiteres Fortbeſtehen 
begeben hätten! — 

Es mag genug fein, diefen einen Punkt aus dem unerjchöpflichen 
Thema des ländlichen Gemeindewejen® herausgegriffen und näher beleuchtet 
zu Haben; vielleicht ift die aphoriftiich entworfene Skizze mitteldeutjcher 
Gemeindezuftände, welche ich meinen Lefern geboten habe, für diefelben 
darum nicht ganz wertlos, weil fie den Vorzug hat, nach dem Leben ge= 
zeichnet zu fein. — 


XI. 


Statut- Entwurf 


für die Landgemeinden und jelbftändigen Gutöbezirfe der 
Provinz Sadjien. 


Dom 


Königl. Landrat won Rauchhaupt in Delitzſch. 





54 
Die Landgemeinde X und der jelbitändige Gutsbezirk X verbinden 
fih vom 18 ab zur gemeinfamen Zragung jämtlicher — 
oder beitimmter — Kommunallajten. 
$2. 


Der Maßitab, nach welchem die Koiten der gemeinfamen Angelegen- 
Heiten aufgebracht werden, iſt der der landeöherrlichen Steuern ($ 43 II 


7 ALR.) — oder der in der Gemeinde objervanzmäßige Maßitab, 
wenn fich der Gutsbezirk darin einreihen läßt. 
8 8. 


Der Inhaber des jelbitändigen Gutsbezirks iſt zu allen Gemeinde- 
verjammlungen einzuladen, in welchen über die gemeinfamen Angelegen= 
beiten (S 1) beſchloſſen werden fol. Er führt bei der Beichlußfaffung eine 
felbitändige Stimme. 

S4. 

Können fich die Gemeindeverfammlung (»vertretung) und der Inhaber 
des jelbjtändigen Gutsbezirls über eine gemeinfame Angelegenheit nicht 
veritändigen, jo unterwerfen fich beide Teile der Beichlußfaflung des Kreis— 
ausfchufies. 
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Motive, 

Da es ſich niht um eine fommunale Verſchmelzung (Inkommunali— 
fierung) von Gemeinden und Gutsbezirken handelt, jondern nur um eine 
genoffenfchaftliche Verbindung behuis gemeinfamer Tragung gewifjer oder 
fämtlicher Kommunallaiten, jo jpricht der S 1 nur dieje genofjenichaftliche 
Gemeinjamkeit aus. Der Verband der Landgemeinde und der des Guts— 
bezirks bleiben als jolche in ihrer fommunalen Selbftändigkeit unberührt. 
Hierin liegt das weſentlich jociale und politiiche Moment. Daraus folgt 
aber, daß weder der Inhaber des Gutsbezirks der Beſchlußfaſſung der Ge- 
meindeverfammlung noch lebtere der Entjchliegung des Inhabers des 
Gutsbezirks unteritellt werden fann. Dies würde geichehen, wenn man es 
verfuchen wollte, ein Stimmrecht zwiſchen Gutöbezirt und Gemeinde zu 
fonjtruieren. Letzteres könnte doch immer nur danach bemefjen werden, 
was jeder Teil leiitet. In der praftiichen Durchführung würde dies zu 
einer Majorifierung des einen oder andern Teils führen. Man denfe ſich 
ein Gut mit 1000 Morgen und eine Landgemeinde mit 2000 Morgen 
oder umgekehrt, wie e8 im biefigen Kreiſe vorlommt, ein Gut mit 6000 
Morgen und eine Gemeinde mit 1000 Morgen. Daher bleibt nichts übrig 
als jedem Zeile die Freiheit der felbitändigen Entjchliegung zu Laffen. 
Gerade in diefer Freiheit liegt die ethifche und fociale Bedeutung der ge- 
nofjenschaftlicden Verbindung. Die Gemeinjamleit der Intereſſen wird ganz 
von jelbft zum Regulator ſachgemäßer Beſchlüſſe. Die meift größere In— 
telligenz de8 Inhabers des Gutsbezirkes wirkt maßgebend und vielfach 
Ichlichtend bei den Streitigkeiten innerhalb der Gemeinde. Sie wird 
bald gern acceptiert von den Gemeinden. Selbitverjtändlih muß eine In— 
tanz geichaffen werden, welche im Falle einer Differenz entjcheidet. Und 
hierzu iſt das Selbftverwaltungsorgan, der Kreisausfchuß, wie geichaffen, 
weil auch in ihm bei richtiger Zuſammenſetzung Großgrundbefiß und bäuer- 
licher Beſitz nebeneinander filen. Die Vorteile jolcher genofjenjchaft- 
lichen Bildungen auf fommunalem Gebiete liegen auf der Hand, wenn 
man die zahlreichen Reibungen fich vergegenmwärtigt, welche auf dem Ge- 
biete der Armenpflege, des Wegeweſens u. ſ. w. zwiſchen Gutsbezirk und 
Gemeinde bei örtlich verbundener Lage — und nur um folche Fälle wird 
es fich meiit Handeln — zu beitehen pflegen. Meiit Laffen fich auch die 
fommunalen Ginrichtungen durch gemeinfamen Schulzen und Nachtwächter, 
gemeinfame Sprige, gemeinfame Klafjenjteuer: und Militärliften u. ſ. w. 
jehr vereinfachen und verbilligen. Daß bei Aufbringung der Kojten der 
gemeinfamen Einrichtungen ein den Gutäbezirt und die Gemeinde gleich 
treffender Maßſtab eingeführt werden muß, Liegt in der Natur der Sadıe. 
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Mopififationen, wie bei großem Waldbefig, ergeben ſich von ſelbſt. Es 
ift übrigens ein Irrtum, welchen die feit über einem Decennium bier be= 
ftehenden Einrichtungen längſt bejeitigt, als liege in dem Maßftabe der 
landeöherrlichen Steuern eine Prägravation für den Inhaber des Guts- 
bezirks. Gerade die Armen- und Wegelaſt wird wejentlich durch den Guts— 
bezirt hervorgerufen ; ebenfo tjt die fluftuierende Arbeiterzahl der Gutsbezirke 
gerade für die Kommunalverwaltung die Haupterur, der Schuß, welchen 
Nahtwächter und Sprite gewähren, iſt bei den Wertsobjeften der Gut3- 
bezirfe meijt ein der Steuerleiftung entjprechender u. j. w. Selbſtverſtänd— 
lich liegen die Fälle verichieden und Hat dies eine verftändige Verwaltung 
abzumwägen. Da das neuejte Minifterialreffript vom 23. Oktober 1889 
auf die Vorteile folcher genofjenfchaftlichen Bildungen hinweiſt, jo dürfte 
diefe Mitteilung einem praktifchen Bedürfniffe entiprechen. 
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XIII, 


Über das Gemeindeweien in den ländlichen Diftrikten 
der Provinz Schleswig-Holſtein (mit Ausnahme des 
Kreijes:Herzogtum Lauenburg). 





Dom 
Königl. Landrat Bier in Altona. 


I. Grundlagen des Gemeindewejens, joweit durch diejelben die Ge- 
jtaltung und Wirkſamkeit der Gemeindeverbände bedingt wird, 


Das Gebiet der zu Norden des untern Elbſtromes, in Holitein herz— 
fürmig, in Schleswig ald von Dften nach Weften ſchmaleres Rechteck vor- 
ipringenden, auf zwei Seiten vom Meere beipülten Provinz zerfällt jeiner 
Bodenbeichaffenheit nach in drei Zeile. Im Oſten findet fich ein wellen- 
förmig bewegtes, jtellenweife hügeliges, infolge des milden Lehm Tührenden 
Boden? fruchtbares, durch vielfache Einbuchtungen der Oſtſee gegliedertes 
Gelände. Die Mitte des Landes wird durch ein einförmigeß Jandiges 
Zerrain eingenommen, das, hin und wieder durch die an der Weſtſeite des 
dftlichen Hügellandes entjpringenden, der Weſtſee zuftrömenden Wafjerläufe 
beiruchtet und in dem nördlichiten Teil, dem Norden des Kreiſes Haders- 
leben, wie in dem am meiften jüdlich belegenen Kreiſe Stormarn mit tief 
in den Weiten hineinragenden Eleineren und größeren Gtreden beſſeren 
Aderbodens durchjegt, auf den ausgedehnteren Flächen der Arbeit des Land: 
mannes nur färglichen Gewinn gewährt. An den weſtlichen Küften- und 
Ufergebieten bat fi, in der Nähe der Elb- und Eidermündungen und 
weiter nördlich biß zum Ausfluffe der Wiedau bei Hoyer, im Xaufe der 
Zeit durch Anſchwemmung die fruchtbare Marjch gebildet, welche durch 
Legung von Dämmen und Deichen vergrößert und gegen Ülberflutungen 

12* 
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geichütt worden iſt. Anfchliegend an dieſe Gliederung der Oberfläche 
haben fich die Bevölkerungsverhältniſſe verfchieden geftaltet. An der öft- 
lichen Seite de8 Landes hat, begünftigt durch die im 12. Jahrhundert er- 
folgte Belriegung der damal3 den öftlichen Zeil Holſteins (das Land 
Wagrien) beherrichenden Wenden, der Adel feine Site aufgefchlagen, wäh- 
rend der mittlere Teil im wejentlichen im Befige einer mit führenden Ge- 
ichlechtern minder gemifchten bäuerlichen Bevölkerung verblieben ift und 
auf dem MWeftrande, in dem füdlichen Teil des Kreiſes Tondern, in den 
Kreifen Huſum, Eiderftedt, Norderdithmarſchen, Süderdithmarſchen und in 
dem nördlichen Zeil des Kreiſes Steinburg, welche vielfach durch größere 
Moore und jumpfige Niederungen von dem übrigen Lande getrennt, daher 
ihwer zugänglich waren, die Bewohner das Eindringen des Adels abge- 
wehrt und der Einwirfung des landesherrlichen Regiments auf ihre inneren 
Angelegenheiten bis an die Grenze der neueren Zeit fich entzogen haben. 

In allen Teilen des Landes wird ala erſtes Gemeindegebilde, gleichjam 
ala Gemeinde niederjter Ordnung, die Dorffeldmark zu bezeichnen fein, 
welche urfprünglich im Gejamtbefit der Bauerſchaft fi befand und von 
den Zeilhabern nach ftatutarifchen, auf Bauerſchaftsbeſchluß und Beliebung 
beruhenden Normen bewirtfchaftet wurde. Mit der Berwaltung diejer 
Gemeinde mußte fich, ſchon wegen der Ausnußung der im Gejamtbefit 
befindlichen Gemeindegründe, die in gedeihlicher Weife ohne Unterwerfung 
des Willens des einzelnen unter die durch den Willen der Geſamtheit feit- 
geſetzten Normen nicht durchführbar war, eine obrigkeitliche, zugleich eine 
bejchränfte Gerichtsbarkeit übende Gewalt verbinden, um den Gehorfam 
gegen den Gelamtwillen zu erzwingen und die etwaige Auflehnung zu bes 
ftrafen. Aus der fortfchreitenden Teilung der Feldmarkländereien in Ver— 
bindung mit den fich entwidelnden Beziehungen der benachbarten Feld— 
marken und der Bewohner zueinander entiprangen neue Anforderungen 
an die Verwaltung, die innerhalb der engen Dorfgemeinde ihre Erfüllung 
nicht finden fonnten.. Es entjtanden erweiterte Gemeindeverbände (Kirch— 
ipiele, Harden, Landichaften, Amter), welche zugleich Verwaltungskörper 
und Träger der Gerichtöbarkeit waren, ſeit der Verordnung betreffend bie 
Drganifation der Kreis- und Dijtriftsbehörden und Tyeititellung der Amts— 
bezirte nah Maßgabe der Kreigordnung für die Provinz Schleswig-Holitein 
vom 26. Mai 1888 ihre Bedeutung als obrigkeitliche Diſtrikte verloren 
haben und jeit Durchführung der mittelft der Verordnung vom 26. Juli 
1867 verfügten Trennung der Rechtäpflege von der Verwaltung ala Gerichts- 
bezirfe nicht mehr beftehen, ihre Eigenſchaft ala Gemeindegebilde indefjen 
mehr oder weniger bewahrt haben, vielfach auch ald Gemeinden im Sinne 
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der Yandgemeindeordnung vom 22. September 1867 gegenwärtig noch ans 
erfannt find. Auf den Gang der Gemeindebildung Hat die dem Adel und 
manchen geiftlichen Inftituten zujtändig geweſene eigene Gerichtäbarkeit, mit 
der die freiheit vom Gemeindezwange verbunden war, einen hemmenden Gin 
fluß geübt, der ſtark genug geweſen ijt, die in adeligen oder geiftlichen Befit 
gebrachten Grundjtüde aus ihrem feitherigen Gemeindeverbande loszureißen 
und an die Gutäbezirfe anzufchließen, deren Gemeindevertretung Lediglich 
in der Perfon des Gutsherrn bezw. der geiftlichen Herrichaft ihre Spitze 
und ihren Ausdrud fand. Vornehmlich in den Gemeinden ded von Adels— 
geichlechtern Hauptjächlich eingenommenen Oſtens der Provinz, zum Zeil 
auch in der Mitte des Landes treten die Wirkungen diefer DVerhältnifie 
gegenwärtig noch zu Tage, während in den wejtlichen Küſten- und Uferftrichen 
die Gemeindebildung und das Gemeindeweien den aus der Ortlichkeit fich 
ergebenden Bedürfnifjen entjprechend gleihmäßiger und freier fich hat aus— 
bilden können. Die Geftaltung der gemeindlichen Wirkjamfeit endlich Hat 
durch die Bildung der kirchlichen Gemeinden, der Schulverbände, der Armen- 
verbände und in den Marjchen durch Zujammenjchliegung von Landkom— 
pleren zum Zweck des Schußes gegen Überflutung und zur Regelung der 
Entwäfferung mancherlei Anderungen erfahren. 

Das Grundeigentum findet fich in der Weile verteilt, daß von der 
gefamten Fläche des Tändlichen Grundbefige in der Provinz etwa der 
fünjte Teil auf die adeligen Güter, der fünizigfte auf die Domänen und 
der übrige Zeil auf bäuerliche Stellen entfällt. Die adeligen Güter find 
hauptjächlich im Oſten belegen, wo fie in faſt ununterbrochener Folge von 
der füdlichen Grenze des Kreiſes Stormarn bis zum Apenrader Meerbujen, 
in den Sreilen Oldenburg, Ploen, Edernförde, Stormarn, Segeberg, Kiel, 
Schleswig und Flensburg in mehr und minder zufammenhängenden Maſſen 
fich finden, überall mit bäuerlichen Diftrilten untermifcht, doch fo, daß die 
adeligen Güter je für fich im wejentlichen abgejchlofjenen Beſtand haben. 
Zu Norden des Apenrader Meerbujens, im Kreiſe Hadersleben, ift nur ein 
abelige® Gut, der aus den Gütern Gram und Nübel bejtehende, in der 
Mitte zwiſchen der Oſt- und Weſtküſte belegene, etwa 2 Quadratmeilen 
umfafjende Gutsbezirk Gram vorhanden. In den Kreiſen Pinneberg, 
Steinburg, Rendaburg, Apenrade, Sonderburg und Zondern liegen die 
adeligen Befigungen veriprengt zwifchen den Landgemeinden, immer aber 
je für fich innerhalb jet abgejchlofjener Grenzen. Die Kreiſe Süderdith- 
marfchen und Norderdithmarichen umſchließen adeligen Beſitz überall nicht 
und in den Kreilen Eiderſtedt und Huſum beſchränkt fich diefer Befig auf 
drei ganz geringfügige Landjtellen. Die Hauptjächli aus Waldungen, 
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Mooren, Waflerftüden und aus außerhalb der Schußdeiche der Marſchen 
belegenen Flächen (jogenannten VBorländereien) beftehenden domänenfißla- 
liſchen Grundſtücke befinden fich über alle Teile der Provinz veritreut. Die 
abeligen Güter find von der verjchiedenften Größe, fo jehr, daß einzelne 
Güter, beilpielaweife der Gutsbezirt Gram im Herzogtum Schleewig und 
der Gutäbezirk der Herrichaft Breitenburg im Herzogtum Holjtein, jedes 
ungefähr 2 Quabdratmeilen umjaflen, andere auf Heine und ganz Eleine 
Gebiete, bis herab zu 40 ha ſich beichränfen. Die in einer Hand befind- 
lichen, einheitlich bewirtichaiteten bäuerlichen Grundftüde erheben fih nur 
vereinzelt über den Umfang von 120 bi 150 ha und finden fich von diejer 
Grenze abwärts in allen Größen. Der Durchichnittsumfang der mittleren 
Zandjtellen ift in Gegenden mit befjerem Boden auf 40 bis 50 ha, in 
weniger ertragsfähigen Bodenlagen etwas höher zu rechnen. 

In der ganzen Provinz ijt die Siedelung in Dörfern, wie fie die ur— 
iprüngliche gewejen, fo auch jet auf dem im Gegenfa gegen die durch 
Anſchwemmung entjtandenen Marjchen ala „Geeft“ bezeichneten Diluvial- 
boden die am meijten übliche Form der Bewohnung. Zwar werden hie 
und da, namentlich auf dem Mittelrüden des Landes, Ginzelhöfe angetroffen, 
die aber ihrem Weſen nach nichts anderes find al Ausbauerftellen. Die 
Dörfer, infonderheit die größeren derjelben, find mit wenigen Ausnahmen 
anscheinend regellos auf verhältnismäßig engen Flächen zujammengebaut, 
doh finden fi in den älteren Marfchen neben den auf großen, zur 
Sicherung der Wohnftellen gegen Überflutung aufgeworfenen Erderhöhungen 
eng gebauten jogenannten Wurtdörfern auch in einzelnen Geeftdiftrikten 
der Kreiſe Hufum und Tondern jogenannte Reihendörfer, die eine nur 
jelten unterbrochene Kette von Häufern bilden. In den neueren Marjchen, 
ganz bejonders in den während der beiden letzten Jahrhunderte eingedeichten 
Marſchdiſtrikten (den jogenannten Kögen) find die Einzelhöfe vorherrichend, 
deren Hofgebäude möglichft in der Mitte des zugehörigen Landes Liegen. 
Die zuletzt gedachten, den äußeren Rand der Marjchen einnehmenden, viel- 
fach mit befonderen landeöherrlich erteilten Privilegien (fogenannten Octrois) 
derjehenen und dann „octroyierte Koge“ genannten Bezirke bilden den 
Hauptteil der in der Provinz vorhandenen neueren Anfiedelungen, deren 
ſonſt noch vorkommen auf abgelegenen, wegen ihrer geringen Fruchtbarkeit 
zunächit wenig beachteten Flächen und auf einigen feiten® der Provinz 
oder mil deren Unterjtügung angelauften, zu Arbeiterfolonieen eingerichteten, 
der Moorbildung angehörigen Grundftüden. 

Die in der Provinz jet fich findende Einteilung der Aderfluren be— 
ruht auf jahrhunderteweit zurüdreichenden Beftrebungen und Borgängen. 
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Man kann Schleswig-Holftein gewiffermaßen ala das Flaffiiche Land der 
fogenannten Separationen oder der wirtfchaftlihen Zufammenlegungen der 
Teldfluren bezeichnen und zwar aus dem doppelten Grunde, weil dieje 
Mapregel bier nicht nur am früheften in deutichen Landen, fondern aud) 
am gründlichiten durchgeführt worden ift. Diejenigen, welche zuerjt „zu= 
fammenlegten“, allerdings wejentlich zu ihren eigenen Gunften, waren im 
16. und 17. Jahrhundert die adeligen Gutsbeſitzer. Ihre Befitungen, 
welche aus fogenannten Streubufen, d. 5. aus vielen in den verfchiedenften, 
oft weit voneinander entfernten Gemarkungen im Gemenge mit bäuer- 
lichem Befit gelegenen einzelnen Grundftüden beftanden, jammelten fie zu— 
nächſt durch Austaufch in einer oder einigen aneinander ftoßenden Feld— 
marfen zufammen und zogen dann aus der Feldgemeinſchaft diefer Feld— 
marken das Gutsland heraus, dasfelbe zu einem großen, zufammenhängenden 
Ganzen zufammenfchließend. Hierauf ift im wefentlichen die bereitö oben 
erwähnte Erfcheinung zurüdzuführen, daß die adeligen Güter in Schleswig- 
Holftein entweder ganz oder mit dem größten Teil des Areals eine zu— 
fammenbängende gejchloflene Mafje bilden. Im 17. Jahrhundert und in 
der eriten Hälfte de3 vorigen Jahrhundert? war ferner eine Art Zufammen- 
legung und hin und wieder auch eine Teilung don Gemeinheiten mit der 
der Hauptjache nach im Iandesherrlichen Intereffe der Erhöhung der Ab— 
gaben herbeigeführten Neuordnung der auf dem Grundbefig ruhenden 
Steuern und Abgaben verknüpft, welche in einem erheblichen Teile Schles- 
wig-Holfteins zur Durchführung gelangte (fogenannte Setzungen). Im 
legten Dritteil de3 vorigen Jahrhunderts endlich ergingen diejenigen Ge— 
fee bezw. Verwaltungserlaſſe, welche Lediglich im Intereſſe dev Hebung 
des bäuerlichen Befites und der Förderung der allgemeinen Landeskultur 
die Teilung der Gemeinheiten und zugleich eine Neuverteilung des ganzen 
Befitftandes, alſo eine wirtjchaftliche Zufammenlegung der ganzen Feld» 
flur und eine Aufhebung der jämtlichen alten Agrarverhältniffe, nament— 
lich der gemeinfchaftlichen Hutungen (Verkoppelung) zum Ziel hatten. Es 
find dies für Schleewig Hauptfählih die Königlichen Verordnungen vom 
10. Februar 1766 und 26. Januar 1770, für den Königlichen Anteil 
von Holjtein die Königliche Verordnung vom 19. November 1771, für 
den Großfürſtlich Gottorpiichen Anteil das Regulativ vom 30. Auguit 
1768. Auch in dem fogenannten gemeinjchaftlichen, aus den Bezirken 
der adeligen Güter und adeligen Klöfter bejtehenden Zeil jand jener 
Zeit, ſei e8 bei Gelegenheit der Regulierung der gut&herrlich » bäuerlichen 
Berhältniffe und der Vererbpachtung, ſei es ſonſt freiwillig oder auf 
Anordnung der Obrigkeit eine teilweije jehr durchgreiiende Zuſammen— 
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legung jtatt. Schleewig-Holftein zeichnet fi nun, wie ſchon oben ange— 
führt, dadurch vor anderen Gegenden Deutichlands und Preußens aus, 
daß die vorbezeichnete Mafßregel der Zujammenlegung und Specialfepa= 
ration in den legten drei Jahrzehnten des vorigen und den erften drei des 
jegigen Jahrhunderts jo gründlich durchgeführt ilt, daß längft jede Spur 
von den alten Agrarverhältniffen verſchwunden ift und von einer Ein- 
teilung der Feldflur und einer Gemengelage in dem fonft üblichen Sinne 
nicht die Rede jein fann. Wie bekannt, find auf der Geeſt die meiften 
Grundjtüde mit jogenannten Kniden (MWallheden) oder in den weftlichen 
bezw. nordweftlichen Zeilen Schleswigs wenigſtens mit Steinwällen, in 
den Marichen mit Gräben umgeben. Wenn die Grundjtüde der einzelnen 
bäuerlichen Befitungen, von einigen Torfinooren abgejehen, hiernach nicht 
im Gemenge liegen, jo find fie andererfeits doch auch, wie das bei dem 
Dorfſyſtem fjelbftredend, durchgehende nicht zufammenbängend, fondern in 
der Feldmark zerftreut gelegen. 

In der neueren Zeit find durch das Geſetz vom 17. Auguft 1876 die 
altpreußifchen Grundjäße über die Zufammenlegung und Aufhebung von 
Gervituten fowie die Teilung von Gemeinheiten in Schleewig-Holftein ein= 
geführt. Die Wirkſamkeit desjelben it feine umfangreiche gewefen. Im 
wejentlichen find aus früherer Zeit beftehen gebliebene einjeitige Servituten 
zur Ablöfung gebracht und einige Gemeinheiten, welche früher der Teilung 
nicht unterzogen worden, einer jolchen jet unterworfen. Eine wirkliche Zu— 
Jammenlegung hat nur in einigen wenigen Gemeinden ftattgefunden. Das 
Gele vom 3. Januar 1873 Hat das vorhandene Erbpachtverhältnis in 
Eigentum verwandelt und die Ablöfung der Reallaften eingeführt, von 
welcher Maßregel ein jo ausgiebiger Gebrauch gemacht ift, daß der vor= 
bandene Reft an beftehenden Reallajten als jehr geringfügig bezeichnet 
werden darf. 

Die wenigen zur Zeit noch im Gelamteigentum befindlichen Grund» 
jtüce beftehen aus kleinen Wiejfen und Weiden, die zu Gemeindezweden, 
infonderheit zur Viehgraſung für Kleine Leute und zur Haltung von Ges 
meindezuchttieren ausgelegt find, jowie aus abgelegenen Mooren, aus neben 
den Wegen liegen gebliebenen Landjtreifen und in der Marjch aus zur 
Diehweide und Heugewinnung nubbaren Deichitreden nebſt zugehörigen 
Vorländereien. Wälder im Gelamteigentum größerer und Eleinerer Ver— 
bände fommen, von zu Waldkulturen neuerdings außgelegten Zandflächen 
abgejehen, kaum noch vor. 

Für die bäuerlichen Grundbeſitzungen hat bis zu der durch den S 29 
des Gejehes über das Grundbuchwejen vom 27. Mai 1873 erfolgten Be- 


Gemeindeweien in den ländl. Dijtrikten der Provinz Schleswig-Holſtein. 185 


feitigung der auf öffentlichem Recht beruhenden Schranfen der freien Teils 
barkeit des Grundbefites die Gebunderheit an den Umfang, in welchen 
die Stellen aus der Aufteilung der gemeinjfamen Dorifelder hervorgegangen 
waren, die Regel gebildet, die doch bezüglich einzelner Landesteile, infonder- 
heit der Dithmarjcher Kreile und der jogenannten friefifchen Diftrikte der 
Kreiſe Eiderftedt, Huſum und Zondern, nicht zur vollen oder gar nicht zur 
Geltung gefommen ift. In betreff der Landſchaft Norderditgmarichen Hat 
in einem Batent vom 13. Februar 1779 die freie Teilbarkeit des Grund: 
befites gejeglichen Ausdrud gefunden. Die während der lebten Jahrhun— 
derte eingedeichten Marjchen (die jogenannten Köge) find von der Ge- 
bundenheit de Grundbefiges, nicht jelten nad) Maßgabe verfafjungsmäßig 
(mittelft Octroi) erteilter Zuficherungen, völlig unberührt geblieben. Durch 
den Hinzutritt der Genehmigung der zuftändigen Regierungsbehörde konnten 
Zeilungen der der Gebundenheit unterliegenden Yandftellen die Gültigkeit 
erlangen. Bei Nachjuchung jolcher Genehmigung mußte eine Auzeinander- 
jegung über die auf dem Grundjtüd haftenden Abgaben wie über die Ver— 
teilung diejer auf die Trennftüde vorgelegt werden. Die Regierungsent— 
iheidung erfolgte der Regel nach ohne vorherige örtliche Unterfuchung auf 
Grund allgemeiner Normen, nach welchen der Stamm einer zu berkleinern- 
den bäuerlichen Stelle leiftungsfähig bleiben mußte einesteild zur Ernährung 
einer in bäuerlichen Berhältniffen lebenden Familie und anderenteils zur 
Tragung gewiſſer dem Stamm verbleibender Abgaben und öffentlichen 
Zaften, nach welchen jerner das Eingehen vorhandener Wohnjtellen vers 
mieden werden jollte, weshalb, wenn es ſich um Hinzulegung der Ländereien 
einer Bauerjtelle zu einer oder mehreren andern Stellen handelte, die Ge— 
nehmigung von der Auslegung einer neuen Stelle mit dem für die Haltung 
zweier Kühe nötigen Areal abhängig gemacht zu werden pflegte. Die Ge- 
bundenheit bezw. freie Teilbarkeit der adeligen Güter findet fich in einem 
Patent vom 19. Dezember 1806 und außerdem vielfach mitteljt Aller— 
höchſt genehmigter Statuten geregelt. 

Das Erbrecht an Bauergütern und die Erbfolgefitte find in den der 
Gebundenheit des Grundbeſitzes unterworfenen Zeilen des Herzogtums 
Schleswig durch die Verhältniffe der Feiteitellen (der im Obereigentum des 
Staates beftandenen bäuerlichen Befitungen) wejentlih beeinflußt worden. 
Die Feitejtellen vererbten auf den Feſteerben, als welcher regelmäßig der 
ältefte Sohn eintrat, doch jo, daß für diejen auch ein jüngerer Sohn oder 
eine Tochter eingejeßt werden konnte. Der Feſteerbe nahm den ganzen 
Immobiliarbeſitz vorweg und Hatte nur wegen der zum Hofe gehörigen 
Gebäude, Friedigungen zc., die zur Tahrenden Habe gerechnet wurden, die 
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Miterben zu entjchädigen. Diefe außerordentliche Bevorzugung des die 
Stelle antretenden Erben vor den übrigen Erben bat nun zwar durch die 
Befeitigung der dem Lande anhaftenden FFeitequalität, welche bis zum Er- 
laß des Geſetzes vom 3. Januar 1873 im Wege der Ablöfung eintreten 
fonnte und durch das eben gedachte Geſetz allgemein erfolgte, die gejeh- 
lihe Grundlage verloren. Es Hat fich aber jowohl bezüglich der früheren 
Teiteländereien wie bezüglich der dem Feſteverhältnis nicht unterworfen 
gewejenen bäuerlichen Stellen der Brauch erhalten, dem die Befitung an— 
tretenden Grben bei der Stellenübernahme die zur Ermöglichung einer ge= 
deihlichen Bewirtichaitung des Anweſens erforderlich jcheinenden Erleich— 
terungen zu gewähren, und dem pflegt, wo leßtwillige Verfügung oder freie 
Vereinbarung unter den Erben nicht vorliegen, durch billige Schäßung der 
gerichtlichen ZTaratoren gebührende Rechnung getragen zu werden. In 
den größeren Zeilen des Herzogtums Holftein Hatte fi) eine Erbfolge an 
bäuerlichen Befigungen herausgebildet ähnlich der an den ſchleswigſchen 
Eigentumshufen, doch kamen dabei Anerbenrechte vor, die dem Erftgeborenen, 
vereinzelt auch dem Lebtgeborenen zuftanden. In den Gegenden mit freier 
Teilbarfeit des Grundbefites pflegten, abgejehen von einigen kleinen Zeilen 
der jogenannten friefifchen Diftrifte der Kreile Hufum und Tondern, in 
welchen eine reelle Teilung der einzelnen zum elterlichen Befib gehörigen 
Grundftüde unter die Kinder die Regel bildete, beim Erbgange die zu— 
jammengehörigen Zeile der Bauerftelle in einer Hand vereinigt zu bleiben 
und nur bei größeren oder durch Erwerb entiernt belegener Grunditüde 
vergrößerten Bauerhöfen Zeilungen bezw. Abteilungen vorzulommen. Nicht 
jelten wurde indejjen bei dem Vorhandenſein zahlreicherer Erben dem irei- 
händigen bezw. durch die Behörde geleiteten Verkauf des Grundbefites 
der Vorzug gegeben. Gutsübergabeverträge, in welchen Altenteilsleiftungen 
oder auf die Lebensdauer der Gutsüberlafjer bemefjene jährliche Geldleiftungen 
feftgefeßt werden, find bei Überlaffung von bäuerlichen Stellen wie von 
adeligen Gütern ſtets üblich geweien. 

Die adeligen Güter, deren Zahl nahezu 280 beträgt, werden, foweit 
diefelben im Befite ftaatsangehöriger Privatperfonen fich befinden, der 
Regel nach von den Befitern bewohnt, die fleineren, au Stammböfen 
oder abgeteilten Meierhöfen beftehenden Güter außer von der gutäherrlichen 
Familie von dem Gefinde und etwaigen Inften. Bon den größeren Gütern 
haben etwa dreißig eine Bevölkerung von mehr ala 1000, vier von mehr 
ala 2000, zwei von mehr ala 3000 Perjonen. Auf denfelben finden fich 
neben der Gutsherrjchait und deren Gefinde an Bedienjteten des Guts— 
herren Gutsinſpektoren, Verwalter, Förfter, Jäger, auch Pächter von Hof- und 
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Bauerländereien, Eigentümer von größeren und Heineren Landftellen und, 
namentlih in der Nähe von Städten, den verjchiedeniten Klaſſen und 
Ständen angehörige Bewohner. Die Bezeichnung der bäuerlichen Bevöl— 
ferung, je nad der Größe und Bedeutung der von derjelben bejefjenen 
Stellen, als Boll-, Halb» und Biertelbauern ift in einigen Gegenden noch 
gebräuchlich, in anderen völlig unbefannt. Der Stand der Kleingütler 
(Kätner und Inften) und Zagelöhner ift in den Landdiſtrikten überall 
vertreten. 

Die Verwertung des Landbeſitzes durch Verpachtung iſt vornehmlich 
in den Gutsbezirken verbreitet. Zwar pflegen die aus Einzelhöfen be— 
ſtehenden kleinen adeligen Güter von den Inhabern ſelbſt bewirtſchaftet 
zu werden und vielfach wird auch der Betrieb der Haupthöfe größerer 
Güter von dem Gutsbeſitzer oder für deſſen Rechnung geleitet. Die ſolchen 
Befiungen angehörigen Meierhöfe find indeffen der Regel nach auf längere 
Sabre in Pacht gegeben und die im Eigentum des Gutsheren verbliebenen 
größeren und kleineren Landjtellen der zum Gutäbezirt gehörigen Dörfer 
find gleichfall3 verpachtet gegen einen der Regel nach mäßigen Pachtzing 
und Jo, daß die Pachtungen in den Händen der gutäuntergehörigen Pächter: 
familien zu bleiben pflegen. Die zuleßt gedachte Art der Verpachtung 
findet fi) namentlih in dem zwiſchen dem GEdernförder und dem Kieler 
Meerbufen belegenen „dänischer Wohld“ genannten Bezirk und in dem nord— 
öftlichen Holftein, wo die ganzen Gutsdörfer, welche dort das Land bededen, 
zum allergrößten Zeil aus Zeitpachtitellen beftehen. Unter den in den 
übrigen Landbdiftriften vorfommenden Pachtverhältnifjen ift dasjenige don 
bejonderer Bedeutung, nach welchem in den Marjchen zu Fettweiden aus» 
gelegte Landſtücke alljährlich für die von Mai bis November andauernde 
MWeidezeit zur Begrafung mit Fettvieh verpachtet werden. 

Die ländliche Bevölkerung findet ihren Erwerb nahezu ausjchlieklich 
in dem Betriebe der Landwirtichaft und in der mit diefer nahe verwandten 
Zorfgräberei und Erdarbeit zur Herftellung von Deichen, Entwäflerungs« 
anlagen und Straßen. Gin Nebenverdienit aus der Yabrifinduftrie und 
dadurch, dab die Männer etwa zu Zeiten fich zu induftrieller Thätigkeit 
in andere Gegenden verdingen, findet nicht Statt. Die Hausinduftrie be= 
ſchränkt fich auf die Anfertigung grober Holzwaren und in den nordweſt— 
lichen Gegenden von geflöppelten Spiben; aber auch die nur unter der 
ärmeren Klaſſe der Bevölkerung. Bergbau fommt, wenn man dahin den 
Betrieb einer Saline bei Oldesloe, Kreis Stormarn, und die Gewinnung 
von Kreide zur Gementfabrifation bei Itzehoe, Kreis Steinburg, nicht 
rechnen will, in der Provinz nicht mehr vor, nachdem die im Kreiſe Sege- 
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berg und an der Grenze der Kreiſe Süder- und Norderdithmarichen wäh: 
rend der lebten Jahrzehnte begonnenen Arbeiten zur Gewinnung von Stein- 
ſalz bezw. Erdöl und lkreide wieder aufgegeben worden find. An Induſtrie 
iſt Schleswig. Holjtein nicht reich. Wabrifbetriebe in größerer Ausdehnung 
und Zahl finden fi nur in den Städten, vornehmlih in Altona, Neu— 
münſter, Itzehoe, Kiel, Flensburg. In den Landdiftriften kommen, abge 
jehen von der in einzelnen Gegenden recht ſtark betriebenen Herftellung 
von TIhonziegeln, Yabrikbetriebe in größerem Umfang nur wenig vor. An 
derartigen Etabliffements find nur einige Rübenzuderfabrifen, Bierbrauereien, 
Gementfabrifen und Mühlenbetriebe zu nennen. Wenn darnach die In— 
duftrie wenig entwidelt ift, jo bildet doch die von den Ufern der Elbe 
und Eider und von den Hüften der Ditiee aus betriebene Fluß-, Küften- 
und Seefiſcherei einen nicht ganz unerheblichen Erwerbszweig. 

Der Kreditverkcehr hat durch die Errichtung zahlreicher leiftungsfähiger 
Spar: und Leihlajlen, Volks- und Kreditbanten nah dem Syitem von 
Schulze-Deligijh und anderer Geldinftitute große Erleichterung erfahren, in 
der Weife, daß das Kreditbedürfnis der ländlichen Grundbefiter innerhalb der 
berechtigten Grenzen im allgemeinen unjchwer Befriedigung findet. Gute 
Hypotheken find Leicht zu begeben, und Kommunen, Deichverbände, Meliora- 
tionsgenoſſenſchaften ꝛc. pflegen ihren Bedarf an Kapitalien gegen billige 
Verzinfung zu deden. Sachverficherung gegen Feuersgefahr findet allgemein, 
nahezu ausnahmslos ftatt. Die Gebäude find durchgehende bei der pro— 
vinzialftändifchen Brandlafje bezw. bei der in ihrer Wirkfamkeit auf die 
adeligen Diſtrikte fich bejchränfenden jogenannten adeligen Brandgilde ver: 
fihert, doch Haben in neuerer Zeit einzelne Gebäudebefiger bei außerhalb 
der Provinz domizilierten Feuerkaſſen Berficherung genommen. Die Mo— 
biliarverfiherung erfolgt nur zum Eleineren Zeil durch die provinzialftän- 
diſche Brandkafje, zum überwiegend großen Teil durch private Feuerver— 
ſicherungsgeſellſchaften. Verſicherung gegen Biehiterben pflegt nur von 
Kleinbauern und den einzelne Biehjtüde haltenden Handwerkern und Tage 
löhnern, gewöhnlich bei auf Gegenfeitigfeit begründeten Vereinen, genom- 
men zu werden. DVerficherung gegen Hageljchaden ift in den Marjchen und 
auf den fleineren Höfen wenig gebräuchlich, bildet jedoch auf den Groß: 
grundbefigungen die Kegel. 

Ländliche Genoſſenſchaften find in allen Zeilen der Provinz zahlreich 
vorhanden zum Bezuge von landwirtjchaftlichen Geräten, von Sämereien 
und Kunſtdünger wie zur gemeinfamen Verwertung des Milchertrages der 
Kuhhaltung, auch Waflergenoflenichaiten auf Grund des Geſetzes vom 
1. April 1879. Unter leßteren ift Hervorzuheben die im Jahre 1886 
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begründete, in Lunden, Kreis Norderdithmarjchen, domizilierte Schlichting« 
Neuenfieler Dampfentwäflerungsgenofjenichaft, deren Wirkfamkeit auf eine 
der Marſch- und Moorbildung angehörige Fläche von gegen 2000 ha fidh 
eritredt und den Beteiligten ungeahnte Vorteile gebracht Hat. 


II. Verfaſſung dev Gemeinden und Gutsbezirfe. 


Für die ältere Zeit fließen die Rechtsquellen der Gemeindeverfafjung 
recht ſpärlich. Die Bildung und Yortbildung der die Gemeinde unterfter 
Drdnung darftellenden Dorigemarkungen reicht in die frühe Borzeit und 
beruht nicht ſowohl auf gefchriebenen Satzungen als vielmehr auf gejchicht- 
lichen Vorgängen und auf von Gefchlecht zu Gejchlecht Tortgeerbten Obfer- 
vanzen. Das aus dem 13. Jahrhundert jtammende, zu Ende des 16. Jahre 
bundert3 neu fodifizierte Jütſche Lov (Geſetzbuch), welches für das Herzog- 
tum Schleswig und einen fleinen Zeil des Herzogtums Holftein Gültigkeit 
erlangt hat, enthält indefjen im 1. Buch Kap. 47 und Kap. 65 einige 
Beitimmungen, die fi auf das Ausfcheiden Fleinerer Dorigemeinden (Neu— 
dörfer) aus den urfprünglich größeren Dorigemeinden (den Adels- oder Ur— 
dörfern) und auf die Verpflichtung der größeren Gemeinden (dev Kirch— 
fpiele und Harden) zur Teilnahme an den Wegelaften der Dorigemeinde 
beziehen. Das Dithmarſcher Landreht von 1567 thut in Art. 85 S 1 
der Bauerſchaften ala ſolcher Verbände Erwähnung, denen in Beziehung 
auf die Unterhaltung der Wege gewiſſe Rechte und Pflichten zugewieſen 
find. Manderlei Aufllärung über ältere Dorigemeindeverfafjungen geben 
die oben bereit3 erwähnten Einfoppelungsverordnungen vom 10. Februar 
1766, vom 26. Januar 1770 und vom 19. November 1771 fowie bie 
in manden Dörfern noch aufbewahrten, zum Zeil auf Grund einer Aller- 
böchften Refolution vom 28. Dftober 1721 und einer Kammerverfügung vom 
24. November 1721 obrigkeitlich bejtätigten Dorfbeliebungen, deren eine, die 
der Gemeinde Quern, Kreis Flensburg, aus dem Jahre 1722, im Staats— 
bürgerliden Magazin von 1824 IV 729 fi) abgedrudt findet. Unter 
den Rechtöquellen der Gemeindeverjaflungen find für die jpätere Zeit vor— 
nehmlich zu nennen: 

die allgemeine Schulordnung vom 24. Augujt 1814, 


die Armenordnung vom 29. Dezember 1841 und die SS 2 und 8 
des Geſetzes vom 8. März 1871 betreffend die Ausführung des 
Geſetzes Über den Unterftügungswohnfig, 

die MWegeordnung für die Herzogtümer Schleewig und Holjtein 
vom 1. März 1842 SS 34—38 und das Geſetz betreffend die Ab- 


190 Königl. Landrat Klier. 


änderung der Wegegelekgebung Tür die Provinz Schleswig-Holftein 
vom 26. Februar 1879, 
die Verordnung betreffend die Landgemeindeverfafjungen im Gebiet 

der Herzogtümer Schleöwig und Holjtein vom 22. September 1867 

und ein Minifterialerlaß vom 1. Auguft 1879, betreffend weitere 

Ausführung des S 1 der gedachten Verordnung in den Kreiſen 

Huſum, Norderdithmarichen und Süderdithmarfchen, 

die in neuefter Zeit auf Grund des S 16 der Landgemeindeord- 
nung erlaflenen Wahlftatuten., 

Dei der Neuorganijation des Gemeindeweiens nach Maßgabe der 
Landgemeindeordnung vom 22. September 1867 find in einigen reifen 
die Kirchjpiele, in anderen die Dorfgemarkungen ala die Grundlagen für 
die Gemeindebildung angenommen worden. In den SKreifen Hufum, 
Norderdithmarſchen und Süderdithmarſchen endlich find durch Minijterial- 
erlaß vom 1. Augujt 1879 neben den als Landgemeinden bereit3 aner- 
fannten Kirchſpielen auch die innerhalb der Kirchjpielägemeinden beftehenden 
Dorſſchaften 

für diejenigen Zwecke, denen ſie bisher gedient haben oder die von 

ihnen unter Zuſtimmung der Kirchſpielsgemeinde und unter Geneh— 

migung der oberen Kommunalauffichtsbehörden übernommen werden 

follten, 
al® Landgemeinden anerfannt worden. Das Schul-, Armen und Weges 
wejen gehört zwar zu den unmittelbaren Aufgaben der politijchen Gemeinde; 
es fallen indefjen die für diefe Zwecke gebildeten Verbände nicht immer 
Örtlid mit den Landgemeinden im Sinne der Landgemeindeordnung zu— 
jammen, jo daß vielfach bejondere Schulgemeinden, Gejamtarmenverbände, 
Wegelommunen und, wo die Örtliche Lage die Errichtung von Schugmaß- 
regeln gegen Überflutung, von Schleufen und fünitlichen Wafjerzügen 
nötig machte, Deich- und Schleujenverbände gebildet worden find, die 
teilweife der Organiſation der politiichen Gemeinde ſich angejchlofien 
haben, in den meijten Fällen jedoch auf Grund des S 5 der Landgemeinde 
ordnung eigene, von der Landgemeinde mehr oder weniger unabhängige Ver 
tretungen Haben behalten fünnen. An neuen Zwedverbänden find zu 
nennen Feuerlöjchverbände und Hebammenverbände, joweit diejelben mit den 
Kandgemeinden im Sinne der Landgemeindeordnung vom 22. September 
1867 nicht zufammenfallen. 

Die Gemeindebezirke find im Hinblid auf ihre Gejtaltung wie auf 
den Umfang ihres Geſchäftskreiſes von verjchiedener Art. Es find vor 
handen: 
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a. zujammengejegte Gemeindebezirfe (Kirchſpielsgemeinden). Diejelben 
umfajjen mehrere jchon früher in gemeindlicher Verbindung mitein- 
ander geftandene Dorifeldmarfen. 

b. einfache Gemeindebezirke. Diejelben find aus nur einer Dorfieldmarl, 
ausnahmsweiſe aus mehreren, äußerer Gründe wegen zufammengelegten 
Dorffeldmarken gebildet. 

ce. einfache innerhalb eines zufammengejeßten Gemeindebezirkö bejtehende 
Gemeinden (Dorigemeinden), deren mitteljt des oben angezogenen 
Minifterialerlafjeg vom 1. Auguft 1879 erfolgte Anerkennung ala 
Landgemeinden eine Einſchränkung des Gejchäftsfreijes enthält, die 
entiprechend auf die gemeindliche Zuftändigfeit der betreffenden zu— 
ſammengeſetzten Gemeindebezirke beſchränkend einwirkt. 

An Umfang und Bevölkerungszahl find die Gemeindebezirfe außer- 
ordentlich verjchieden.. Einige derjelben umfaflen Gebiete von 1 bis 2 
Quadratmeilen und haben Einwohner bis zur Zahl von mehr ala 6000, 
während andere Flächen von weniger ald 500 Hektar umjchließen und 
weniger ala 100 Einwohner zählen. 

Die Gemeindeangehörigkeit und das Gemeindebürgerrecht werden durch 
den Wohnfig innerhalb der Gemeinde, auch durch den Beſitz eines im Ge— 
meindebezirke belegenen jpannjähigen Grundjtüdes erworben und durch das 
Aufgeben des Wohnfites bezw. des Grundſtücks verloren. Unterjchiede in 
der rechtlichen Stellung der Gemeindeglieder fommen, abgejehen von dem 
Stimmrecht und der durch Mündigfeit und männliches Gejchlecht bedingten 
Zulafjung zu den Gemeindeämtern, nur vor in denjenigen Dorigemeinden, 
welche in wejentlichen Punkten noch an der aus der Zeit der Flurgemein— 
ſchaft überlommenen Verfaſſung feltgehalten Haben. In jolchen Dorige- 
meinden liegt, joweit die aus der alten Flurgemeinſchaft herrührenden 
Rechte und Pflichten in Betracht kommen, die Vertretung vieliach allein 
in den Händen der Inhaber der urjprünglichen Losanteile. Wo in jolchen 
Dorigemeinden nußbare Grundftüde und Einnahmen im Befite der Dorf: 
ſchaft geblieben find, jchließen die Vertreter der Losanteile (Hufner, Höfer, 
Meenthaber, Gerechtigkeitsbefiger) die übrigen Gemeindeangehörigen von der 
Nußung ganz oder teilweife aus, haben dagegen aber auch gewifle Dorj- 
lojten allein beziehungsweije vorwiegend zu tragen. Bis zum Grlafje des 
Gejeßes über die Freizügigkeit erhoben in einigen Bezirken der Provinz die 
Dorigemeinden ein durch Beliebung normiertes Einzugsgeld (Bauerfchuld), 
von deſſen Leiſtung vielfach noch jett die Teilnahme der Neuanziehenden an 
den aus dem früheren Gejamteigentum an der Feldflur der Dorigemeinde 
verbliebenen Nußungen und Einnahmen abhängig gemacht wird. 
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In der Kirchſpielsgemeinde wie in der jelbjtändigen Landgemeinde 
führt ein gemäß SS 19 und 22 der Landgemeindeordnung vom 22. Gep- 
tember 1867 beitellter Gemeindevoriteher die Verwaltung, ebenjo in den 
innerhalb der Kirchjpielagemeinde bejtehenden Dorigemeinden, jofern die— 
jelben nach Maßgabe der Gemeindeordnung bereit organifiert find, während 
in den noch nicht neuorganifierten Dorigemeinden die altherfömmlichen, ur- 
iprünglicd aus der Zahl der Inhaber früherer Losanteile nach beftimmter 
Reihenfolge auf 1 oder 2 Jahre beftellten Dorivoriteher (Bauerdögte, 
Bauerfchaftsbevollmächtigte, auch wohl Buchhalter genannt) an der Spibe 
der gemeindlichen Berwaltung jtehen. In manchen Gemeindebezirken 
fungieren neben den Gemeindevorftehern beziehungsweile Dorfvorftehern für 
gewiſſe Berwaltungszweige befondere gemeindliche Organe, ala Wegeaufjeher, 
Armenvorfteher, Schulvorfteher, Deich: und Schleufenauffeher (Deichsrafen, 
Deichrichter, Deichgefhworene, Schleufenhauptleute) und Branbauffeber. 
Die Wahl des Gemeindevorfteherd, dem in größeren Gemeinden nicht jelten 
ein don der Gemeinde angeftellter und bejoldeter Beamter (Kirchipiels- 
oder Gemeindejchreiber) zur Hülfeleiftung bei der Verwaltung, injonderheit 
zur Bewältigung des Schreibwerfs und der Archivarbeiten wie des Geichäfts 
der Ordnung und Erhebung der Gemeindeanlage beigegeben, ift erfolgt 
durch die Gemeindeverfammlung, beziehungsweile in den Gemeinden, für 
welche eine gemäß S 16 der Landgemeindeordnung eingerichtete Vertretung 
eingeführt ift, durch diefe. Der Gemeindevorfteher ift das austührende 
Drgan der Gemeinde, er hat die Gemeindeverwaltung zu führen, die 
Gemeindeverfammlung beziehungsweile die Gemeindevertretung zu berufen 
und zu leiten, die Gemeindebejchlüffe auszuführen, auch für die ordnungs- 
mäßige Erledigung derjenigen Gejchäite, welche im Intereſſe der Staate- 
verwaltung von der Gemeinde zu bejorgen find, entiprechend den gejeßlichen 
Beitimmungen und den Anordnungen der zuftändigen Behörden, in den 
größeren Gemeinden nötigen Yalls unter Zugiehung der Dorivorfteher, Sorge 
zu tragen. Gigentliche polizeiliche Funktionen find dem Gemeindevorfteher 
durch die Landgemeindeordnung nicht zugeteilt; den vor Einführung diejer 
in Zhätigkeit geweſenen Dorfvorftehern und Gemeindevorftehern (Bauer- 
vögten und Kirchipielvögten) lag indeffen von alters her die Übung der 
niederen Polizei ob, jo daß dem nach Maßgabe der Gemeindeordnung vom 
22. September 1867 gewählten Gemeindevorfteher, jofern und joweit auf 
diefen die Berugnifje der früheren Bauer und Kirchſpielvögte übergegangen 
find, eine Zuftändigfeit in Beziehung auf die Führung der Polizeigeichäfte 
innewohnt. 
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Die Gemeindeaufgaben haben bekanntlich eine zweifache Richtung, in« 
fofern ala die Gemeinde 
a. thätig zu werden hat zur Erfüllung wejentlich jtaatlicher Zwecke; 
b. einzutreten bat für die Erfüllung ihrer eigenen Zwede. 
Zu den Gejchäjten, bei deren Erledigung der Staat die Mitwirkung 
der Gemeinde in Anjpruch nimmt, find zu rechnen: 
die Regelung der direlten Steuern, injonderheit der Klaſſen— 
und Einfommenjteuer, der Gebäudefteuer und der Grundfteuer, für 
welche durch die Gemeinde die Unterlagen bejchafft werden, teils 
weiſe auch die Veranlagung eingeleitet wird; 
die Aushebung zum Militärdienft, der die von der Gemeinde 
aufgeftellten Rekrutierungsftammrollen als Grundlage dienen, bei 
der weiter die Gemeinde mitwirkt zur Beichaffung von Aufflärungen 
über die perfönlichen Verhältniffe der Wehrpflichtigen ; 
die ftatiftilcehen Erhebungen, bei denen die Ausfüllung der 
Zählktarten und die Zufammenftellung des Ergebniſſes in der Ge— 
meinde durch VBermittelung der Gemeindebehörden erfolgt; 
die Herrichtung und Überwachung janitärer Maßnahmen zur 
Abwehr von Schädlichkeiten, wie zur Unterdrüdung von zum Aug» 
bruch gekommenen Seuchen. 
Unter den eigenften Aufgaben der Gemeinde find zu nennen: 
die Sorge für den Ausbau und für die Unterhaltung der 
Wege, joweit nicht die Wegepflicht auf die Provinz oder auf andere 
mit der Gemeinde örtlich nicht zufammenfallende Verbände über- 
gegangen ift. Die ausgebauten Chauſſeen befinden fich mit wenigen 
Ausnahmen in der Verwaltung der Provinz und vereinzelt nur 
find einige Kunftjtraßen, die in geringerer als der von der Provinzial« 
verwaltung feitgefegten normativmäßigen Breite hergejtellt worden 
find, den Gemeinden verblieben; 
dad Armenwelen, welches in den ländlichen Diftrikten bis in 
die neuejte Zeit vorwiegend don den kirchlichen Gemeinden ver« 
waltet wurde, erſt infolge der neueren Gejeßgebung in die alleinige 
Verwaltung der politifchen Gemeinde gefommen ift. Die Armen» 
verwaltung wird in den aus einzelnen Gemeinden gebildeten Orts: 
armenderbänden beziehungsweije in den aus mehreren Gemeinden 
zufammengefegten Gelamtarmenverbänden von den Vertretern der 
Gemeinde unter Zuziehung von gemeindlichen Hülfsbeanten (Armen 
vorjtehern) wahrgenommen ; 
dad Äußere Schulwefen, für welches durch die Allgemeine 
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Beitellung bejonderer Gemeindebeamten (der Schulvorfteher), bezüg- 
lich des Herzogtums Holftein durch das Patent vom 16. Juli 1864 
eine bejondere Schulgemeindevertretung angeordnet ift; 

das Deichweien, wozu auch unter Umftänden die Sorge für 
die Erhaltung des vor den Deichen Liegenden Vorlandes, in ge: 
wifler Beziehung auch das Entwäſſerungsweſen gehört. Auf das 
jelbe Hat auch da, wo örtlicher Berhältniffe wegen befondere Deich: 
und GEntwäfjerungstommunen haben gebildet werden müfjen, die 
Landgemeinde hervorragenden Einfluß behalten ; 

das äußere Kirchenweſen, welches bis zur Einführung der Kirchen: 
gemeinde und Synodalordnung vom 4. November 1876 an manchen 
Orten in der Berwaltung der politifchen Gemeinde, deren Ber: 
tretung bei Behandlung kirchlicher Angelegenheiten die Prediger und 
einige firchengemeindliche Beamte (Kirchenjuraten, Kirchenbaumeifter) 
mit bejonderen Rechten beitraten, geftanden hat, indeflen jest von 
der politifchen Gemeinde völlig abgetrennt und den Firchlichen 
Drganen übergeben worden ift, in den Gutsbezirken doch unter Vor— 
behalt verjchiedener den Gutsherren verbliebener Rechte. 

Die don den Gemeinden oder Armenverbänden Hin und wieder von 
mehreren Gemeinden gemeinjam errichteten, durchgehend® geräumigen und 
zwedmäßig eingerichteten Armenhäufer finden zugleich ala Krankenhäuser 
und Waifenhäufer Verwendung, dienen auch Siechen und ſolchen Geiftes- 
ſchwachen, welche zur Aufnahme in Fdiotenanftalten oder in die Provinzial« 
irrenanftalt fi) weniger eignen, aur Unterkunft. Gine Berbefjerung der 
der Gemeinde obliegenden Fürforge für die Armen, Siehen und Irren 
ließe fih erreichen, wenn die Gemeinden untereinander Einigung treffen 
würden dahin, daß die Unterbringung der Siechen und Irren getrennt 
von anderen Inſaſſen in beſonders zwedentjprechend eingerichteten und ver— 
walteten Häufern ftattfände. Auf die Einrichtung von Fortbildungs 
ſchulen für die der Volksfchule entwachjene Jugend haben manche Gemein 
den bereitö ihr Augenmerk gerichtet. Für die Bejeitigung von der 
Gefundheit ſchädlichen Zuftänden wirken die gemeindeweile eingejeßten 
Gejundheitsfommiflionen. 

Die Gemeinden in Schleöwig-Holftein find im allgemeinen ohne Ver— 
mögen und zur Bejtreitung ihrer Bedürfniffe auf die Inanſpruchnahme 
von Leiſtungen der Gemeindeglieder wie auf die Ausjchreibung von 
Gemeindefteuern angewielen. Es finden fich indefjen größere und Eleinere 
Armenhäufer, auch Feuerlöfcheinrichtungen mit den zur Aufbewahrung 
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dieſer beftimmten Sprigenhäufern, die von einzelnen oder gemeinfam von 
mebreren Gemeinden beichafft worden find und bejeflen werden. 

Bereinzelt find Gemeinden auch im Befife von zur Unterbringung 
der Gemeindeichreibftuben und Standesämter dienenden Gemeindehäufern, 
auch wohl von Kapitalien und Wertpapieren, die aus VBermächtniffen ber» 
ftammen oder zu beftimmten Zwecken angefammelt find, beziehung&weije 
aus der Beteiligung an gemeinnüßigen Unternehmungen an die Gemeinde 
gefommen find. Außerdem haben einige wenige der aus der Dorfgemarfung 
bervorgegangenen Bauerjchaftsgemeinden kleine nußbare Reſte der Gemein- 
weide und geringfügige Ginnahmen aus etwaigen den ala Kätnerland aus— 
gelegten Grundſtücken auferlegten Abgaben (Kätnerfanon) fich erhalten. 
In neuerer Zeit find manche Gemeinden in ihrer Verwaltung über den 
engiten Kreis der den Gemeinden gejtellten Aufgaben unter Hinzutritt der 
Genehmigung der Auffichtöbehörde hinausgegangen, beifpieläweife durch 
Anticipation von Chaufjeebauten und durch Förderung von Eifenbahnbauten 
mitteljt Aktienzeichnung. 

Die Führung des Gemeindehaushalts liegt dem Gemeindevorfteher ob, 
ift jedoch nicht ganz felten von der Gemeinde beftellten und befoldeten 
Beamten unter Aufficht des Gemeindevorjtehers zugewiejen. Die Rechnungs» 
ablage findet überall unter öffentlicher Kontrolle ſtatt. Aufſtellung eines 
Ichriftlichen Voranſchlages über Einnahmen und Ausgaben bildet die 
Regel und unterbleibt nur in Eleineren Gemeinden mit ganz Eleinen Ein= 
nahmen und Ausgaben. In den Dorf- und Bauerichaftegemeinden pflegt, 
wenn, was vereinzelt vorlommt, die Einnahmen über die Ausgaben einen 
Überfchuß ergeben, dieſer unter die Bauerfchaftsinterefienten verteilt zu 
werden, und zwar nach denjelben Normen, welche für die Veranlagung 
etwaiger erforderlich werdender Zuſchüſſe gelten. Die Bedürfniſſe der Land— 
gemeinden im Sinne der Landgemeindeordnung werden der Regel nad 
durch Zufchläge zur Klafjen- und Einfommenfteuer, zur Gebäudefteuer und 
zur Grundjteuer aufgebracht, zum geringen Teil auch unter Berüdfichtigung 
der Landfläche. Staatszuſchüſſe werden nur geleiftet zu den Schullaften. 
Die Ausjchreibung von Naturalleiftungen (Hand- und Spanndienften) ijt in 
neuerer Zeit mehr und mehr eingejchränft worden und kommt in erheb- 
lihdem Maße nur noch vor für die Arbeit des Schneeichaufelns, Tür das 
Dorfwegeweien und für das Feuerlöſchweſen. 

Die Verwaltung der Landgemeinden im Sinne der Gemeindeordnung 
vom 27. September 1867 unterliegt der jtetigen jtaatlichen Aufficht, welche 
in erfter Inſtanz von den unteren Verwaltungsbehörden, in den weiteren 


Anftanzen von den höheren VBerwaltungsbehörden geübt wird. In die 
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Verwaltung der innerhalb der Kirchipieldgemeinden beftehenden Dorf: 
gemeinden pflegt fich die Auffichtsbehörde erit dann einzumijchen, wenn 
dazu durch auß der Gemeinde kommende Anträge und Beichwerden oder 
anderweitig bejonderer Anlaß geboten wird. 

An Selbjtändigen Gutsbezirken find in der Provinz Schleswig-Holjtein 
etwa® mehr ala 300 vorhanden. Für die Verfafjung der adeligen Güter, 
welche den überwiegend großen Zeil der jelbftändigen Gutsbezirke aus— 
machen und früher in fogenannten adeligen Güterdiftriften vereinigt waren, 
find von bejonderer Bedeutung geweſen die Verordnung wegen Aufhebung 
der Leibeigenſchaft für die Herzogtümer Schleswig und Holjtein vom 
19. Dezember 1804, weldye in den SS 13—22 über die Verhältniffe des 
zu den adeligen Gütern gehörigen Bauernfeldes handelt, und das Patent 
vom 19. Dezember 1806, joweit dasjelbe die Auslegung und Veräußerung 
der Meierhöte behandelt, endlich die befondere Art, in welcher fich in den 
einzelnen Gutsbezirken die Befibrechte an dem Bauernfelde ausgebildet haben. 
Wertvolle Nachweifungen über die Ziffer, Größe und Volkszahl der Guts— 
bezirfe wie über die Befißverhältniffe der zu den Gütern gehörigen Bauern» 
felder finden fich in dem mit amtlicher Unterſtützung der Königl. Regierung 
herausgegebenen Provinzialhandbud für Schleswig. Holftein und das Herzog- 
tum Lauenburg. 

Die Einwirkung der Landgemeindeordnung vom 22. September 1867 
auf die Gutsbezirke ift abhängig geblieben von der Art, in welcher fich 
die Befigverhältniffe an den zu Gutöbezirken gehörigen Bauernfeldern ge: 
jtaltet haben. In ungefähr dem dritten Teil der Gutsbezirke find die Bauern» 
felder ganz oder zum allergrößten Zeil im Eigentum des Gutsherrn ge 
blieben und den Untergehörigen in Zeitpacht gegeben, auf anderen Gütern 
ijt das fjämtliche Bauernland in dad Eigentum der Untergehörigen über: 
gegangen beziehungsaweife in Erbpacht gethan und infolge davon neuer 
dings in Eigentum umgewandelt worden. Manche Güter bejtehen aus 
abgeteilten Meierhöfen, die der Regel nach Bauernfeld nicht haben, nicht jelten 
jedoch weiter zerichlagen find. Den adeligen Gütern ftehen die Bezirke der 
adeligen Klöfter gleich; in gemeindlicher Beziehung find denſelben beizu— 
zählen die jogenannten Kanzleigüter, welche aus früher adeligen Gütern 
beitehend in den Befit der Landesherrichaft gefommen und al® ungeteilte 
Komplexe, doch nach Ausscheidung aus dem adeligen Güterdijtriftsverbande, 
wieder veräußert find, und einige jogenannte octroyierte Köge, denen die 
Gutseigenfchait durch befondere landesherrliche Verleihung beigelegt worden 
it. Die Bildung der Kirchen-, Schul-, Armen, Wege- und Deichverbände 
bat fich innerhalb der Gutsbezirfe ähnlich wie in den übrigen Land» 
diftriften entwidelt, nur da& dem Gutsherın an den Kirchen Patronats- 
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techte verblieben find und daß die Verteilung der Laſten der verjchiebenen 
Berbände zwiichen dem Gutheren und den Untergehörigen vielfach auf 
Herkommen beruht bezichungsweife durch Verträge geregelt worden ift. 

Die Bildung von Landgemeinden im Sinne der Landgemeindeordnung 
bat in den Gutäbezirken, deren Bauernjeld den Untergehörigen in Zeitpacht 
gegeben ift, nicht Platz gegriffen. In folchen Bezirken ift es vielmehr bei 
dem Hergebrachten verblieben, nach welchen auch da, wo zum Gut zu— 
jammenhängende Gemarkungen bildende Dörfer in größerer und geringerer 
Anzahl gehören, die alleinige Vertretung dem Gutsheren zufteht, der bei 
der Verwaltung gemeindlicher Angelegenheiten der Dörfer der nach eigener 
Wahl von ihm beftellten Dorfvorfteher (Bauervögte) fich bedient. In den 
Gutsbezirken, deren Bauernteld allgemein oder überwiegend in das Eigen- 
tum der Untergehörigen übergegangen ift, Hat ziemlich allgemein die 
Bildung von Gemeinden im Sinne der Landgemeindeordnung ftattgefunden, 
vereinzelt jo, daB die dem Gutsherrn eigentümlich gehörigen Ländereien 
(Haupthöfe, Meierhöfe, Waldungen z2c.) zujammen mit dem Bauernjeld 
einer beziehungsmeife mehreren Landgemeinden zugewiejen worden find, der 
Regel nach jedoch in der Weile, daß aus dem Gigentumslande des Guts— 
herrn ein von diefem allein vertretener Gutsbezirk gebildet ift und nur die 
Bauernländereien den Landgemeinden fich zugewiefen finden. Wo einzelne 
zu jelbjtändigen Gutsbezirken abgeteilte Meierhöfe weiter geteilt find, pflegt 
gleichwie in den betreffenden octroyierten Kögen die gemeindliche Ver— 
tretung des Bezirks einem der Beliger übertragen zu fein. In forft und 
domänenfisfalifchen Gutäbezirfen wird die gemeindliche Vertretung durch 
einen Angeftellten des Fiskus geübt. Die Gutsbezirke find an Umfang 
und Volkszahl ähnlich verjchieden wie die Landgemeinden, doch jo, daß 
Heinfte jelbftändige Gutsbezirke mit einer Einwohnerzahl von wenigen 
Perjonen vorfommen. 

Von einer Gemeindebürgerrehte umfaflenden Gemeindeangehörigfeit 
fann in den Gutöbezirken, deren ganzes Areal im Eigentum des Gutsheren 
fich befindet, jchon deshalb kaum die Rede fein, weil in ſolchen Bezirken 
den Bewohnern die eine der im 8 10ı der Zandgemeindeordnung dom 
22. September 1867 geftellten Bedingungen für die Teilnahme am Stimme 
recht, das Angejeflenjein mit einem eigenen Wohnhaufe, fehlt. In den 
Gutöbezirten mit in Eigentum übergegangenem oder in Erbpacht gethanem 
Bauernlande werden innerhalb der gebildeten Gemeinden die Gemeinde» 
angehörigfeit und das Gemeindebürgerrecht ähnlich wie in den übrigen 
Landgemeinden erworben und verloren, doch kann das Gemeindebürgerrecht 
nicht zur vollen Ausbildung gelangen, weil die wichtigeren gemeindlichen 
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Bwede, ala Wege, Schule, Armenangelegenheiten zc., dem ganzen Gut 
bezirke, etwa mit Ausnahme der in anderen Gemeinden oder Bezirfen ver 
ftreut liegenden Zeile, gemeinfchaftlich find, daher innerhalb einer aus 
einzelnen Gutsteilen gebildeten Gemeinde ihre Erfüllung und geeignete 
Vertretung nicht finden können. Gemeindevorfteher im Sinne der SS 19 
und 20 der Landgemeindeordnung finden fich innerhalb der Gutäbezirfe 
nur in den als Landgemeinden der angeführten Verordnung gemäß einge- 
richteten Gutsteilen. In den übrigen Gutsteilen bezichungsweile in den 
von der Landgemeindeeinteilung bisher noch nicht berührten Gutsbezirken 
werden die gemeindlichen Rechte und Pflichten durch den Gutsherrn geübt, 
in defjen Hand zugleich die Förderung und Durchführung der Gemeinde 
aufgaben auch auf den Gebieten des Wege: und Armenwejend wie des 
äußeren Kirchen und Schulweſens Liegt. 


II. Würdigung der beitehenden Gemeindeeinricdtungen. 


Die Gemeinde, welche in älterer Zeit in nahezu unbeſchränkter Weile 
die Aufgabe Hatte, mittelft ihrer Autonomie, Macht und Thätigkeit zur 
Regelung und Ordnung der Verhältniffe Eleinerer und größerer Bezirke 
einzugreifen, und namentlich in den von mächtigen und führenden Ge— 
ichlechtern nicht bewohnten Gegenden zur größeren Entfaltung fommen 
fonnte, hatte im Laufe der Jahrhunderte, in welchen die landesherrliche 
Macht ftieg und mehr und mehr der inneren Verwaltung der einzelnen 
Zandedteile fih annahm, allgemein an ihrer urfprünglichen Bedeutung 
verloren, in dem Maße, daB während de3 vorigen und in der eriten Hälite 
de8 gegenwärtigen Jahrhunderts in großen Zeilen von gemeindlicher Wirf« 
famfeit faum etwas zu jpüren gewejen ift und daß die Mehrzahl der 
Gemeinden fich daran gewöhnt Hatte, in betreff der Austragung und 
Durchführung gemeindlicher Angelegenheiten, unter WVerzichtleiftung auf dıe 
eigene innerhalb ihrer Zuftändigfeit liegende Entjcheidung und Beitimmung, 
lediglich den behördlichen Befehl zu erwarten. In einigen an die Nordjee 
und an die Mündungen der Elbe und Eider grenzenden Gegenden Hatte 
fi indeflen das Gemeindeleben durch alle Zeiten hindurch eine gemifje 
Regſamkeit erhalten, was zum nicht geringen Zeil den örtlichen Verhält— 
niffen der der Marfchbildung angehörigen Küften- und Uierftriche, deren 
Sicherung, Nutzung und Mehrung der gemeinfamen, in feſter Ordnung 
geregelten Thätigkeit der Beteiligten dringend bedurite, zuzuſchreiben iſt, 
zum Zeil vielleicht auch auf die freiere Stellung, welche die betreffenden 
Gegenden den übrigen Landesteilen wie den Landeöherren gegenüber zu 
verjchiedenen Zeiten eingenommen haben, und die zur Stärfung des Gefühls 
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der gemeindlichen Zufammengehörigfeit beigetragen haben mag, zurückge— 
führt werden fann. In den dem Weſten der Provinz angehörigen Kreijen 
Süderdithmarſchen, Norderdithmarſchen, Hufum und Eiderftedt, vereinzelt auch 
im Kreiſe Steinburg, find bei der Neuorganifation des Gemeindeweſens 
auf Grund der Zandgemeindeordnung vom 22. September 1867 die größere 
Gebiete, in einzelnen Fällen bis 2 Duadratmeilen umfafjenden Kirchipiela- 
gemeinden ala Landgemeinden im Sinne der gedachten Gemeindeordnung 
anerfannt worden, und find infolge davon mande aus dem Anſchluß 
mehrerer Dorigemarkungen aneinander hervorgegangene, durch wichtige ge— 
meindliche ntereffen verbundene Gemeindegebilde beftehen geblieben, in 
denen das Gemeindeleben unter den burch die Landgemeindeordnung dom 
22. September 1867 gewonnenen fichereren und fefteren Formen zur an« 
gemefjenen Erfüllung der älteren wie der neu Hinzutretenden Aufgaben 
fih Hat ausgeftalten können. Für die eriten drei der obgenannten Kreiſe 
ift mittelft Minifterialerlafjes vom 1. Augujt 1879 die weitere Gliederung 
der Flirchipielagemeinden in die innerhalb derjelben beitehenden Dorfichaften 
zur Anerkennung gefommen und dadurch eine wichtige Grundlage geichaffen 
für eine an die gefchichtliche Entwidlung der Gemeinden fich anjchließende, 
in den größeren Gemeindegebilden faum zu entbehrende gemeindliche In— 
terefien- und Arbeitsteilung. Von der durch den S 16 der Landgemeindes 
ordnung geftatteten Einführung der Gemeindevertretung durch Gemeinde- 
verordnete haben in den Dithmarfcher Kreifen nicht allein die Mehrzahl 
der jelbftändigen Landgemeinden, fondern auch einige der innerhalb der 
Kirchipielägemeinden beftehenden Dorigemeinden Gebrauch gemadht. In 
dem größeren Zeile der Provinz ift bei der Durchführung der Sande 
gemeindeordnung auf die Dorigemarklungen zurüdgegriffen worden und 
dadurch eine Zerichlagung der durch mancherlei gemeindliche Zwede ver- 
bundenen größeren Gemeindegebilde (dev Kirchjpiele) bewirkt worden. Die 
aus einer Dorfgemarkung oder aus mehreren mechanifch zufammengefügten 
fleineren Dorigemarkungen gebildeten und ala Landgemeinden im Sinne 
der Landgemeindeordnung anerfannten Gemeindegebilde haben nur in jeltenen 
Fällen eine Ausdehnung und Bevölkerungszahl, welche fie befähigen könnte, 
den wachjenden fommunalen Aufgaben zu genägen und für die Selbjtver- 
waltung innerhalb der Gemeinde das rechte Intereſſe zu weden und zu 
erhalten. Im allgemeinen bilden die früher beitandenen größeren Gemeinde- 
verbände (die Kirchipiele) eine angemefjene Grundlage für die Schaffung 
leiftungsfähiger größerer Gemeinden, und die naheliegende Yorm für die 
Zufammenlegung der Eleineren ungenügenden Verbände würde daher in der 
Samtgemeinde zu finden fein, die um fo leichter fich organiſch zuſammen— 
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ſchließen dürfte, als im Kirchſpiel noch immer eine Anzahl gemeindlicher 
Intereſſen, beiſpielsweiſe auf den Gebieten des Armenweſens und des Wege— 
weſens, ihre Erfüllung finden. Das Bedürfnis für neue Zweckverbände 
wäre dann im weſentlichen wegfällig und würde etwa nur noch Beſtand 
behalten rückſichtlich der ganz kleinen ſelbſtändigen Gemeinden und Armen- 
verbände. 

Die neue Treizügigfeitd-, Niederlaſſungs- und Verehelichungsgeſetz- 
gebung Hat injofern auf das Gemeindeleben Einfluß geübt, ala infolge 
derfelben der Zuzug don Angehörigen ferner Gegenden und die Sekhaft- 
machung berjelben in den Gemeinden erheblich erleichtert worden iſt. In— 
fonderheit macht fich diefer Einfluß in den größeren Inbduftriecentren und 
in den diefen benachbarten Gemeinden geltend, welche nicht jelten in ver— 
hältnismäßig kurzer Zeit eine Bevölferungsvermehrung erfahren, die fie 
nötigt auf Anderung mancher gemeindlicher VBeranftaltungen, vor allem 
im Gebiete des Schulwejens und des Armenweſens, wie zur Sicherung des 
berechtigten Einfluffes der den Hauptteil der Gemeindelaften tragenden 
wohlhabenden Gemeindeglieder in der Gemeindeverwaltung auf Neuregelung 
des Stimmrechte in der Gemeinde Bedaht zu nehmen. Die neuere 
Armengefeßgebung bat zunächſt durch Schaffung einer neuen Kiaffe von 
Armenalumnen, der Landarmen, und durch Ülberweifung diefer an den 
Landarmenverband allgemein eine Entlaftung der Gemeindearmenderbände 
bewirkt. Die fo jehr abgekürzte Frift für Erwerbung. und Berluft der 
Heimatsrechte (ded Unterftüßungswohnfiges) macht ihren Einfluß geltend, 
namentlih in den Eleineren und kleinſten Armenverbänden, welche jet 
leichter in die Lage kommen, der Verpflichtung zur Unterftüßung verarmter 
früherer Angehöriger entledigt zu fein, und in denen Hin und wieder ein 
dem Gemeindeleben in bohem Grade ungünftige® Streben hHervortritt, 
Maßregeln zu treffen, um etwaigen in die Gemeinde eingezogenen unbe— 
mittelten Perfonen die Erwerbung des Unterftügungswohnfiges innerhalb 
der Gemeinde zu wehren. 

Die mittelft der neueren Socialgejeßgebung der Gemeinde zugeteilten 
Aufgaben und Bejugnifje beziehen fi vornehmlich 

auf die Einrichtung und Leitung der Gemeindefranfenverfiherung, auf 

die Feititellung ftatutarifcher Beltimmungen über die Erftredung der 

Krankenverficherungspflicht, wie auf die Überweiſung von nad 

ftatutarifchen Bejtimmungen verficherungspflichtigen land» und forft« 

wirtjchaftlichen Arbeitern an die Gemeindefrankenverficherung, 

auf die Beranjtaltung des Heilverfahrens für in land» und forftwirt- 
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Ichaftlichen Betrieben Verletzte während der erften 13 Wochen nadh 

dem Unfall, 

auf die Mitwirkung bei der Feſtſetzung des ortsüblichen und durch» 

Ichnittlichen Tagelohnbetrages wie des durchjchnittlichen Jahresarbeits- 

verdienites. 

Der Thätigfeit der Gemeindebehörden ijt hierdurch ein bedeutung?» 
voller Arbeitsſtoff zugeführt, deſſen Bewältigung die Schaffung neuer ges 
meindlicher Organifationen erforderlich macht und auf das Gemeindeleben 
anregenden Einfluß übt. Die Invaliditäts- und die Alteröverforgung 
werden vorausfichtlich eine Verminderung der Laften der Armenverbände 
bewirken. Es wird fich indeſſen nicht unwahrjcheinlich ergeben, daß manche 
der Krankengeld, Unfalle-, Invaliditäts- und Alterörenten beziehenden 
Arbeiter, welche etwa nicht in der Lage jein mögen, jelbjt oder durch An— 
gehörige für ihren Unterhalt zu Jorgen, an die Gemeinde fich wenden. Der- 
artigen Perfonen werden aber die Armenverwaltungen nicht wohl Tediglich 
die gewöhnliche, in der Armengejeßgebung vorgejehene Verforgung angedeihen 
laſſen können, daher in die Lage kommen, neben oder in den gemeindlichen 
Armen- und SKrankenhäufern Einrichtungen treffen zu müſſen, mittelft 
welcher den von dem Gemeindearmenverbande zur Verſorgung zu über« 
nehmenden Krankengeld» und Rentenempfängern eine dem Geifte der neueren 
Socialgejeggebung entjprechende Unterkunft und Pflege gewährt werden 
kann. 

Die innerhalb einer größeren Zahl von Gutsbezirken gebildeten Land— 
gemeinden im Sinne der Landgemeindeordnung vom 22. September 1867 
haben ihre Thätigkeit nur untergeordneten Angelegenheiten gewidmet und 
auf die wichtigeren, dem Gutsbezirk gemeinſamen und in dieſem zur Er— 
lung fommenden, auf den Gebieten des Schul-, Armen, Wege-, Deich: 
wejens ıc. liegenden Aufgaben und Zwecke einen maßgebenden Einfluß 
nicht gewinnen fönnen, was zur Folge gehabt Hat, daß in ſolchen Ge- 
meinden gemeindlicher Sinn und gemeindliche Thätigkeit nur jehr dürftig 
fih entwidelt haben. Die innerhalb anderer Gutsbezirke beftehenden, mehr 
oder weniger großen und zahlreichen Dörfer, auf welche die Bildung von 
Gemeinden im Sinne der Landgemeindeordnung bisher nicht ausgedehnt 
worden ijt, haben doch, auch wenn der Grund und Boden ganz oder vor» 
wiegend dem Gutsherrn eigentümlich gehört und von diefem nur in Zeit- 
pacht gegeben ift, von alters her in gejonderter Dorfgemeinſchaft geftanden, 
aus deren VBorhandenjein gemäß 8 1 Abjat 1 der Landgemeindeordnung 
vom 22. September 1867 ein Anfpruch auf Anerkennung ala Landgemeinde 
im Sinne der gedachten Verordnung würde abgeleitet werden können. 
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Solche Gemeinden würden indefjen den Zwed der Gemeindebildung in 
gleich dürftiger, nicht unwahrfcheinlich in noch ungenügenderer Weile er- 
füllen wie die innerhalb der Gutsbezirke bereits errichteten Yaridgemeinben. 
An beiden Fällen jcheint bebuf der Ermöglichung der gemeindlichen 
Behandlung und Erfüllung der dem ganzen Gutsbezirk gemeinfam ver— 
bliebenen gemeindlichen Aufgaben und Zwede eine Zufammenfaflung der 
einzelnen Zeile des Gutsbezirks erforderlich, die auch thatjächlich überall 
vorhanden ift, jedoch Lediglich in der Perfon des Gutäheren fich darftellt 
und geltend macht. Die Eleineren Gutsbezirke und die aus abgeteilten 
Meierhöien gebildeten Güter, denen das Material zur Bildung von Ge— 
meinden fehlt, Haben bei Durchführung der Landgemeindeordnung ihre 
Gutseigenſchaft ſich bewahrt beziehungsweife ihre Umwandlung nur mit 
Einſchränkungen, infonderheit mit der Beichränfung vorgenommen, daß die 
Wahl des Gemeindevorjtehers unterbleibt und für diejen der jedesmalige 
Gutäbefiter beziehungsweiſe der Befiger des führenden Stammhofes eintritt. 
Der geringe Umfang und die ſchwache Bevölkerung mancher ſolcher Gute» 
bezirfe machen die Anlehnung bderjelben an andere Gutsbezirke beziehungs— 
weife Gemeinden im Interefje angemefjener Förderung und Erfüllung der 
den Gutäbezirken gleich den Gemeinden zugeteilten wachjenden Aufgaben 
nötig. Die Anlehnung wird duch Bildung von Samtgemeinden oder 
Bmwedverbänden für beftimmte gemeindliche Angelegenheiten erfolgen und 
die Regelung der einzelnen Zeile zueinander mittelft Statuten, ähnlich 
den im $ 2 der Landgemeindeordnung vorgejehenen, bewirkt werden fünnen. 

Bei der Beantwortung der Frage, ob es möglich ericheint, nach Ein— 
rihtung don größeren Samtgemeinden oder Zwedverbänden aus für gewifle 
gemeindliche Aufgaben zulammenzulegenden Gutsbezirken und Gemeinden 
den Gutäbezirken eine Vorzugsſtellung einzuräumen, wird zu unterjcheiden 
fein zwiſchen folchen Gebilden, die bereit3 in einem durch die Gut&herrlich- 
feit gefnüpiten Zufammenhange ftehen und lediglich die innerhalb des 
Gutöbezirkö bejtehenden Gemeinden jowie dem Gutäheren gehörige Haupt 
und Meierhöie, Waldungen ꝛc. umfaffen, und folchen Gebilden, die durch 
Zufammenlegung von felbftändigen Gütern und Gemeinden gejchaffen und 
in Jamtgemeindliche Verbindung miteinander gebracht werden follen. Für 
die Gebilde der erfteren Art wird man im Anfchluß an die hergebrachten 
Derhältniffe dem Gutsheren die Vorftandfchaft in der Samtgemeinde mit 
dem echte, diejelbe durch einen feiner Wirtjchaftsbeamten oder Pächter 
führen zu laffen, unbedenklich zumeifen beziehungsweife belafjen und die 
Wahl durch die Gemeinde auf das Amt des Gemeindevorfteheritellver- 
treterö bejchränfen können, während für die übrigen der gedachten Gebilde 
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die Bindung der Vorſtandſchaft an den Gutsbezirk von den bejonderen 
Umftänden abhängig bleiben müßte. Es wird angänglich und folgerichtig 
ericheinen, die endliche Entjcheidung darüber, ob Umfang, Volkszahl und 
Steuerkraft eined Gutsbezirks die Zuteilung der Vorſtandſchaft mit 
dem Rechte, diefelbe durch andere führen zu laflen, an das Gut bedingen, 
dem Belieben der Gemeinde (Samtgemeinde) zu entziehen und in die 
Hand der Behörde zu legen. In allen Fällen wird dem in die Samt- 
gemeinde oder den Zweckverband eingereihten Gutsbezirk die Befugnis 
zugugeftehen jein, in dem Samtverbande eine unter Berüdfichtigung der 
Bedeutung des Gutes feftzufeßende Stimmenzahl, die doch die den Ge— 
meinden zuzuteilende Stimmenzahl nicht erreichen dürfte, zu führen und 
in der Stimmführung durch) Wirtſchaftsbeamte oder Pächter fich ver- 
treten zu faflen. Eventuell bliebe die Wahl des Gemeindevorftehers, unter 
allen Umftänden die Wahl des Gemeindevorfteheritellvertreterd, der Ge— 
meinde überlaffen. 

In Beziehung auf die Mängel der beftehenden Einrichtungen de& 
Gemeindeweiens ift folgendes hervorzuheben: 

a. Die in der großen Mehrzahl der Kreije bei Neuordnung des Gemeinde- 
wejen® nach Anleitung der Gemeindeordnung vom 22. September 1867 
erfolgte Anerkennung der der Regel nach recht Kleinen Dorffeld— 
marken ala Landgemeinden, ohne daß gleichzeitig auf Aufrechterhaltung 
der bis dahin beitandenen, aus mehreren Gemarfungen zujammen« 
gejegten und organifch verbundenen Gemeindegebilde (der Kirchipiele) 
Bedacht genommen worden ift, hat zur Bildung von vielfach wenig 
umfangreichen, für die Zmede und Aufgaben de Gemeindewejend 
ungenügend leiftungsfähigen Landgemeinden geführt und zugleich die 
Wirkſamkeit der faſt überall beftandenen größeren Gemeinden, in 
denen wichtige Gemeindeaufgaben, injonderheit auf den Gebieten des 
Armen- und Wegeweſens, ihre Erfüllung fanden, lahm gelegt. Es 
ift infolge davon der Fortbildung des Gemeindewejend und dem 
Gemeindeleben ein Nachteil zugefügt worden, der faum auf anderem 
Wege als durch Wiederherftellung der alten Verbände etwa in der 
Form von Samtgemeinden gebefjert werden kann. 

b. Die Unvollftändigkeit in der Durchführung der gemeinblichen 
Gliederung der größeren Gutsbezirke mit Dörfern, welchen nach S 1 
Abjah 1 der Landgemeindeordnung je für fich die Eigenjchaft einer 
ländlichen Gemeinde innewohnt. Die gemeindliche Gliederung müßte 
ausgedehnt werden auf diejenigen Dörfer umfchließenden Gutsbezirke, 
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in welchen die Dorffelder noch im Eigentum des Gutsherrn geblieben 
und den Gutäuntergehörigen in Zeitpacht gegeben find, und müßte 
weiter die gemeindbliche Vereinigung der einzelnen Zeile des Guts— 
bezirks, etwa mit Ausnahme von in anderen Gütern und Gemeinden 
belegenen Streuteilen, zur Samtgemeinde hinzukommen. 


. Die kleineren, oft nur aus einem Hofe bejtehenden adeligen Gütern 


und manchen während des 17. und 18. Jahrhunderts und der erjten 
Hälfte diejes Jahrhunderts errichteten Kogagemeinden gewährte Be— 
freiung von dem gemeindlichen Anfchluß an die benachbarten Güter 
und Gemeinden. Im Intereſſe des Gemeindelebens, infonderheit auch 
der Beleitigung mancher infolge der Kleinheit der betreffenden 
Gebilde auj den Gebieten des äußeren Schulwejens und des Armen= 
weſens entjtandenen Ungleichheiten wäre eine Zufammenlegung von 
Gebilden der gedachten Art mit Nachbarbezirken zu Zwedverbänden 
oder Samtgemeinden für bejtimmte gemeindlide Aufgaben anzu 
jtreben und zur Durchführung zu bringen. 


. Das im $ 101 der Landgemeindeordnung beftimmte Gebundenfein 


des Stimmrecht? in der Gemeinde an das Angejeflenjein mit einem 
Wohnhauſe. Die Beitimmung fchließt eine große Anzahl von 
Gemeindeeinwohnern, die ihrer ganzen äußeren Stellung nach in der 
Gemeinde ala vollberechtigt anzufehen jein würden, vom Stimmrecht 
und damit, oft zum großen Nachteil für die gemeindliche Verwaltung, 
von der Teilnahme am Gemeindeleben aus, erſchwert auch in den— 
jenigen größere und Kleinere Dörfer umfaflenden Gutsbezirken, in 
welchen dad Bauernland im Eigentum des Gutsherrn verblichen und 
den Untergehörigen in Zeitpacht gegeben ift, die Erhebung der 
Dörfer zu Gemeinden im Sinne der Landgemeindeordnung und 
hindert die gemeindliche Organifation folcher Dörfer injofern, als 
es in der Gemeinde an Stimmberectigten fehlen würde. 


. Die in der Landgemeindeordnung enthaltene Feititellung der Be— 


dingungen für die Zulaffung zum Stimmrecht giebt nicht unter allen 
Umftänden genügende Sicherheit für die Erhaltung des den ver- 
mögenden, den dorwiegenden Zeil der Laſten der Gemeinde tragenden 
Gemeindegliedern gebührenden berechtigten Einflufles in der Gemeinde- 
verwaltung. Das Übergewicht in der Gemeindeverfammlung liegt 
in manchen Gemeinden in der Hand der wenig bejitenden und 
ärmeren Klaſſen, wodurch die Möglichkeit der Entjcheidung gemeind- 
licher Angelegenheiten durch eine zu den Laſten der Gemeinde in 
nur geringem Umfange jteuernde Majorität und das Herausdrängen 
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der die Gemeindelaften hauptlächlich tragenden Gemeindeglieder aus 
der Gemeindeverwaltung gegeben ift. Derartige Berhältniffe, bie 
thatfächlich fich nicht ganz felten geltend machen und zu unleidlichen 
Zuftänden führen fünnen, ftehen wohl im Widerſpruch mit dem 
Geifte der Gemeindeordnung vom 22. September 1867, welche doch 
in ihren einzelnen Beftimmungen die erforderlichen Kautelen nicht 
bietet. Die Einführung irgend eines Genfus für die Zulafjung zum 
Stimmredt wird, wo nicht die Klaffeneinteilung oder eine ange— 
mefjene Verbindung der gering begüterten Gemeindeglieder zu Kollektiv» 
flimmen zur Durchführung fommt, allgemein vorzufchreiben fein und 
um fo mehr nötig werden, wenn das Angeſeſſenſein mit einem 
MWohnhaufe ala Bedingung für die Zulaffung zum Stimmredht in 
Wegfall kommen follte. 

. Die Einrichtung, nach welcher die gemeindliche Beratung und Beſchluß— 
fafjung über Gemeindeangelegenheiten in allen Gemeinden, welche 
die Vertretung durch Gemeindeverordnete nicht eingeführt Haben, 
durch die Gemeinde erfolgt. Die Gemeindeverfammlungen bieten 
den Nachteil, daß diefelben zu Zeiten jehr ſchwach, unter Umftänden 
auch ſtark bejucht find und daß, namentlich in größeren Gemeinden, 
eine Anzahl Gemeindeglieder Tür die richtige Beurteilung und Be— 
handlung mancher Gemeindeangelegenheiten weniger borbereitet und 
befähigt it. Große Gemeindeverfammlungen find jchwer zu leiten, 
zeigen oft ein jehr unliebjames Bild und führen nicht felten zu un— 
fachgemäßen, die DBerwaltung der Gemeinde erjchwerenden und 
Ichädigenden Ergebniffen. Eine Vorſchrift, infolge welcher Gemeinden, 
deren Stimmberechtigte eine bejtimmte Zahl, etwa von 30 oder 40, 
überjteigen, angehalten werden könnten, eine Gemeindevertretung 
durch gewählte Gemeindeverordnete einzurichten, würde geeignet fein, 
das Gemeindeleben und bie Gemeindeverwaltung zu fördern. 

. Die Zerfplitterung der Gemeindeverwaltung durch je nach den ver— 
ſchiedenen Gemeindezweden verjchieden eingerichtete Vertretung der 
Gemeinde. Das Stimmrecht in der Schulgemeinde, vielfach auch 
in den gemeindlichen Wegeverbänden ift ander geordnet als in den 
Gemeinden im Sinne der Landgemeindeordnung. Neben den Gemeinde: 
vorfiehern fungieren für das äußere Schulweien bejondere Schul- 
vorfteher, vielfach auch für das gemeindliche Wege, Deich», Ent- 
wäſſerungs- und Feuerlöſchweſen befondere gemeindliche Wegeaufjeher, 
Deich- und Entwäfjerungsbeamte und Brandauffeherr. Wo die be- 
treffenden Berbände mit der politifchen Gemeinde örtlich nicht 
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zujammeniallen, wird bie Zerfplitterung nicht wohl ganz vermeidlich 
fein, während da, wo die Verbände mit der Gemeinde im Sinne 
der Landgemeindeordnung fich deden, der politifchen Gemeinde und 
deren Borftande die Vertretung beziehungsweile Verwaltung füglich 
würde überlaffen werden können, was nicht unmwejentlich zur Ber- 
einfachung der gemeindlichen Geichäftsführung wie zur Stärkung ber 

Gemeinde und zur Anregung des Gemeindelebens durch DVerboll- 

ftändigung des gemeindlichen Wirkungskreiſes dienen würde. 

Die Befeitigung der im vorftehenden angedeuteten Mängel wird zum 
nur geringen Teil auf dem VBerwaltungswege fich erreichen laſſen, vielmehr 
eine Anderung nicht nur der Verordnung betreffend die Landgemeinde 
verfafjungen im Gebiete der Herzogtümer Schleäwig und Holftein, jondern 
auch der Armen- und Schulgejeßgebung zur Borausjegung Haben. 


XIV. 
Provinz Hannover. 


Von 
Regierungsrat Int in Hildesheim. 


Die Provinz Hannover befindet fich gegenüber dem Ringen und 
Streben der djtlichen Landesteile nach einer befriedigenden Regelung ihrer 
ländlichen Gemeindeverhältnifje in der angenehmen Lage des ruhigen Zu— 
ſchauers. Sie befißt, was für jene bisher nicht zu erreichen geweſen iſt. 
Die feit Jahrzehnten eingelebte Landgemeindegejehgebung des Königreich? 
Hannover fteht, bei Einführung der preußifchen Berfaffung! aufrecht» 
erhalten, noch jet in Kraft?. Hat die jpätere KLegislatur des 


ı Sin der Faſſung des Geſetzes vom 24. Mai 1853 (Preuß. Gejeg- Sammlung 
©. 228) für bie Provinz Hannover in Kraft gejeht durch Geſetz vom 20. Sep: 
tember 1866 Preuß. Gej.-Sammil. ©. 555; Hannov. Gel.-Samml. von 1866 Abt. I 
S. 269). 

2 Dahin gehören die wichtigen Beftimmungen der 88 46. 48. 52—54. 57. 58 
und 78 des Landesverfafjungsgejegee vom 6. Auguſt 1840 (Hannov. Gei.-Samml. 
Abt. I ©. 141), der $$ 13. 15. 17. 20 und 21 des in Abänderung jenes Gejehes 
ergangenen Geſetzes vom 5. September 1848 (Hannov. Gef.:Samml. Abt. I ©. 261), 
das Geſetz vom 28. April 1859 wegen Anderung des $ 12 des Verſaſſungsgeſehes 
vom 5. September 1848 (Hannov. Gej.:-Samml. Abt. I ©. 389), das Geſetz die 
Landgemeinden betreffend vom 28. April 1859, die fogenannte Yandgemeindeordnung, 
(Hannov. Gel.:Samml. Abt. I S. 393) nebft Ausführungsbefanntmahung von dem— 
felben Tage (Hannov. Gej.-Samml. ©. 409) und im Zufammenhange hiermit Die 
Domizilordnung vom 6. Juli 1827. Letztere ift inztwiichen durch das Bundesgeſetz 
betr. den Unterftügungswohnfig vom 6. Juni 1870 aufgehoben. 
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Reiche und Preußens! diejelbe nicht unberührt gelaflen, jo ftellt fi 
doch noch Heute die Landgemeindeverfafjung der Provinz als ein organiiches 
Ganze dar, in mehr als einer Beziehung wohl geeignet, einem gejeglichen 
Vorgehen auf diefem Gebiet als Vorbild zu dienen. Eine Schilderung 
der zur Zeit in der Provinz Hannover obwaltenden Landgemeindeverhält« 
nifje muß, wenn fie ein richtige® Bild liefern ſoll, an die Hiftorifche Ent» 
widelung anknüpfen. 

Hannover ilt, wie Stüve* gelegentlich jagt, überwiegend ein Bauern- 
land. Abgeſehen von verhältnismäßig Kleinen Landesteilen?® Hat ſich 
danf dem gefunden, einer unmirtichaftlichen Zerjplitterung des Grund: 
befites abgeneigten Sinn der Landbevölferung auch nach Befeitigung der 
legten Refte der Gebundenheit des bäuerlichen Grundbefiges* vornehmlich 


1Insbeſondere das Frreizügigkeitägefeg vom 1. November 1867, das Ilnter- 
ſtützungswohnſitzgeſez vom 6. Juni 1870 und namentlich die hannoverjche Kreis 
ordnung vom 6. Mai 1884 (Preuß. Gel.-Samml. ©. 181). 

®2 In jeinem vortrefflichen Werte „Weſen und BVerfaffung der Yandgemeinden 
und de3 ländlichen Grundbejiges in Niederſachſen und Weſtfalen. Geichichtliche und 
ftatiftiiche Unterfuchungen mit unmittelbarer Beziehung auf das Königreich Hannover. 
Sena 1851, bei fr. Frommann. ©. 225. 

° Harz und Eichafeld, von denen jener indeflen wegen feiner ganz eigenartigen 
Berhältniffe nicht in Betracht fommt. Auf dem Eichafeld, wo zu furmainziicher Zeit 
gegen die Neigungen der Bevölkerung eine gewifje Geichloffenheit der Herdſtellen bes 
hördlicherſeits durchgejegt war, hat fich jeit der erften preugiichen Zeit eine unglaub: 
lie Zeriplitterung des Grundbeſitzes entwidelt und inzwiichen gewohnheitämähig 
gefeftigt. Ein mehrfach geplantes Eingreifen der Geſetzgebung ift unterblieben, weil 
man, ganz abgeiehen von der Schwierigkeit der Durchführung, es für bedentlich Hielt, 
in einen auf Grund des Preußiichen Patent? vom 9. September 1814 und des durch 
basjelbe auch für das Eichsfeld eingeführten Edikts vom 9. Oktober 1807 geſetzlich 
beftehenden Zuftand gegen feftgerwurzelte Gewohnheiten und Rechtsanſchauungen der 
Bevölkerung einzugreifen. 

* Als in der erften Hälfte diefes Jahrhunderts die Möglichkeit der freien 
Verfügung über den bäuerlichen Grundbeſitz fich ausdehnte, entbrannte in Theorie 
und Praris eine lebhafte Kontroverje, ob die Gebundenheit möglichſt zu erhalten 
oder der unbeſchränkten Zeilbarkeit der bäuerlichen Befigungen der Vorzug zu geben 
ſei. Indeſſen mußten die mannigfahen Verſuche, die Geichlofjenheit und Gebunden: 
heit ſowie erbrechtliche Bejonderheiten geieplich ficherzufiellen, icheitern, weil fie 
unhaltbare Zuftände erhalten wollten. Schließlich) drang die Auffafjung durch, 
welche bei rechtlicher Freiheit des Grundbefites es dem praftiichen Bedürfnis über: 
läßt, Einjchränfungen vorzunehmen. Das Geſetz betr. die Einführung der Grundbuch: 
ordnung vom 28. Mai 1873 (Preuß. Gei.:Samml. S. 253) bejeitigte die letzten Bes 
Ihränfungen der freien Veräußerlichteit und Teilbarkeit des bäuerlichen Grunbdbefiges 
und das Höfegefeh vom 2. Juni 1874 (Gei.-Samml. ©. 186) machte die Geichlofien- 
heit der Höfe und die Vererbung nach dem Anerbenrecht von der Kataftrierung in 
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unter dem Ginfluß erbrechtlicher Normen und Gewohnheiten, welche bei 
rechtlicher Teilbarfeit eine thatfächliche Gefchloffenheit der Bauernhöfe be— 
wirken, ein felbftändiger und wohlhabender Bauernftand auf leiſtungs— 
fähigen Grundbefig erhalten. 

Daneben eriftiert ein Latifundienwejen wie in den öftlichen Provinzen 
in ausgedehnterem Maße nicht. Dies ergiebt die Statifti. Das Areal 
der Provinz beträgt insgeſamt 3848068 ha. Davon entjallen an be» 
bauten Lande, abgejehen von 174538 ha, welche fi) auf 115 Städte 
und Flecken verteilen, 3401207 ha auf 4023 Landgemeinden! und nur 
272389 ha auf 323 Gutöbezirfe?, wobei noch zu beachten bleibt, daß 
von den letzteren jowohl der Zahl ala dem Flächengehalte nach der größere 
Teil aus fisfaliichen Domanial:, Yorft- und Moorbefigungen befteht. An 
der Thatfache des Überwiegens des bäuerlichen Beſitzes ändert auch ber 
Umftand nichts, daß von den obigen Zahlen die faſt durchweg den Ge— 
meinden angefchloffenen Rittergüter mit umfaßt werden. Es dürfte fich 
vielmehr gerade daraus, daß die Rittergüter in diefem Umfange in dem 
ländlichen Gemeindeleben haben aufgehen können, der Schluß ergeben, daß 
das bäuerliche Element bei fommunaler Verbindung mit den Rittergütern 
den jtärferen Faktor bildet. 

In der That iſt die Bauerjchaft bis in die Mitte dieſes Jahrhunderts 
hinein faft in der ganzen Provinz die Trägerin der gejamten ländlichen 
Gemeindeverhältnifje gewejen. Die Reiheberechtigung, die Zugehörigkeit zu 
der geichloffenen Zahl der aus der urjprünglichen Verteilung des urbaren 
Bodens hervorgegangenen Hofftellen, der Reiheftellen, war enticheidend für 





der Höferolle abhängig. In der That dürfte damit dem Intereſſe der Beteiligten, 
wenngleich von dem zuleht erwähnten Geje bisher ein umfafjender Gebrauch feines: 
wegs gemacht worden ijt, Genüge geleijtet fein, da nunmehr die Möglichkeit gegeben 
ift, wirflid” vorhandenen auf Erhaltung der bäuerlichen Befigungen gerichteten 
Neigungen und Wünichen der Bevölkerung gejeplichen Nahdrud zu verleihen, ohne 
dem gefunden Immobiliarverlehr Feſſeln anzulegen. 

ı Wenn hier von Landgemeinden die Rede ift, jo find darunter nur die 
eigentlichen Landgemeinden verftanden, nicht aber die zwar ebenfalls unter der Land: 
gemeindeordnung ftehenden Städte, Vorftädte und Flecken, auf weldye die Hannoveriche 
Stäbteordnung vom 24. Juni 1858 gemäß $ 4 derjelben feine Anwendung findet, 
welche indes gemäß SS 61 ff. der Ausf.:Bek. zur Land-Gem.Ord. vom 28. April 1859 
eine an die Städteordnung anlehnende Berfaffung durch Ortsſtatut erhalten können 
und meijt auch erhalten haben. 

®2 Die Zahlen find dem „Gemeindeleriton für das Königreich Preußen. Auf 
Grund der Materialien der Volkszählung vom 1. Dezember 1885 und anderen amt: 
lien Quellen bearbeitet vom Königl. Statiftiichen Bureau. IX. Provinz; Hannover“ 
entnommen. 

Schriften XLIV. — Ländl. Gemeindewelen. 14 


210 Regierungsrat Juſt in Hildesheim. 


die Stellung in der Gemeinde. Nur fie verlieh urfprünglich Rechte. All 
mäblih vollzog fih dann ein Umjchwung Wie einerfeit® neben den 
eigentlichen Reiheleuten (Bolljpännern, Halbipännern zc.) den jpäter Hinzu- 
gefommenen!, zumal da, wo diejelben Herrichaftliche Dienfte zu Leiften 
hatten, vielfach eine Mitnugung der Gemeinheiten eingeräumt wurde, fo 
zog man andererſeits dieſe Gemeindegenofien auch in gewiſſem Maße 
neben den Reiheleuten zu den Gemeindelaſten heran. Von den eigentlichen 
Gemeindeangelegenheiten aber waren und blieben dieſe Elemente ausge— 
ichloffen, ebenſo wie die Abbauer, d. h. die auf Adern, welche von Höfen 
abgetrennt find, Angefiedelten, und die Häußlinge, d. h. Hausbeſitzer ohne 
eigentliche Landwirtichaft?. Namentlich bewahrten fi die Bauern das 
ausschließliche Stimmredt. Daneben bildeten die nicht grundbefigenden 
Bewohner der Ländlichen Ortichaiten eine in Gemeindejachen gänzlich recht- 
loſe Klaſſe. Andererjeit® führten die Eremten, insbeſondere die Güter, 
eine vom Gemeindeleben losgelöſte Exiſtenz. Faſt überall beruhte jonad 
dad Schwergewicht des Ffommunalen Lebens in der „Reihe“. Ihren 
inneren, durchaus privatrechtlichen Gehalt beſaß diejelbe in den vielfach 
vorhandenen genofjenjchaftlichen Berechtigungen an den Gemeinheiten, dem 
alten ungeteilten Markenvermögen. Doch war es Regel, daß ihre Organe 
zunächit die der Gemeinde obliegenden Öffentlichrechtlichen Funktionen wahr: 
zunehmen hatten. Politiſche Gemeinde und Bauerjchaft dedten fich. 

Die Urfachen, welche gegen die Mitte dieſes Jahrhunderts auf eine 
Neuordnung des Gemeindewejend auf anderer Grundlage Hindrängten, 
waren mannigfacdher Art. In einzelnen Beziehungen, jo u. a. rüdfichtlich 
des Maßitabes für die Verteilung der Gemeindelaften, war dad Bedürfnis 
einer Reform jchon früher Hervorgetreten.. Die Eremtionen wurden je 
länger deſto mehr drüdend empfunden. Das Mißverhältnis zwilchen be= 
rechtigten und nichtberechtigten Gemeindebewohnern wuchs von Jahr zu 
Jahr. Daneben zeigten fich die faft im ganzen Königreiche infolge der 
Detailverwaltung der Behörden jeder Selbftändigkeit entwöhnten Ge- 
meinden den gefteigerten fommunalen Aufgaben immer weniger ge— 
wachen. 

So faßte ſchon das Grundgefeh des Königreichs Hannover dom 








ı Altenftüde ber XI. allgemeinen Stänbdeverfammlung, I. Diät ©. 98. Pie 
zu den Reiheleuten jpäter hinzugetretenen Gemeindegenofien zerfielen in Brinkfiger 
und Anbauer. Unter den erfteren verftand man die in früherer Zeit, unter ben 
legteren die in fpäterer Zeit auf Gemeindegrund Angefiedelten. 

2 Moltemeyer, Hannoveriche Eigentümlichkeiten auf volfäwirtichaftlichem Gebiet. 
Hannover 1867, ©. 16. 
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26. September 1833! die Regelung ind Auge. Die Aufhebung dieſes 
Geſetzes im Jahre 1837° vertagte indeffen die Sache wieder, und auch 
das Landesverfaffungsgefeß vom 6. Auguft 1840®, welches die Angelegen- 
beit wieder aufnahm, vermochte dem Werke bei dem Widerftande der einfluß- 
reichen Ritterſchaften eine rafchere Förderung nicht zu verleihen. Erft das 
Jahr 1848 brachte die Entwidelung in jchnelleren Fluß. Indem e8 bie 
Gremtionen definitiv bejeitigte, nahm es der Nitterfchaft den Anlaß zur 
DO ppofition. Andererjeit3 gab es mit dem Grundfaße: verhältnigmäßige 
Beteiligung Aller bei den Gemeindelaften * wie bei der Verwaltung der 
Gemeindeangelegenheiten? bei möglichfter Unabhängigkeit und Selbftändig- 
feit der Gemeinde ®, der weiteren Entwidelung der Landgemeindeverhältnifie 
eine völlig neue Grundlage. Damit war zugleich die Reform unaufjchiebbar 
geworden. BDiefelbe wurde denn auch alebald vorfichtig, aber darum nicht 
weniger zielbewußt in Angriff genommen und zwar mit richtigem Ver— 
ſtändnis ala ein Glied der umfaflenden Reorganifation der geſamten 
inneren Staatseinrichtungen, welche die folgenden Jahre für das Königreich 
Hannover zeitigten ?. 

Ihr charakteriftiiches Gepräge erhielt jene Reform dur Stüve?, 
den vortrefflichiten Kenner der Landgemeindeverhältniffe im Königreich 
Hannover?. Dieſes Gepräge blieb ihr auch gewahrt, nachdem fie unter 
den Nachjolgern Stüves definitive Geftalt angenommen hatte!?, wenn» 
gleich defjen Intentionen in der Folge keineswegs in allen ihren Sons 
fequenzen zur Verwirklichung gelangen fonnten!!. Denn im wefentlichen 
ward fein Ziel: die Gemeinden aus unterjten Gliedern einer bureaufratifchen 


ı Hannod. Geſ.Samml. Abt. I S. 286 88 42 ff. 

2 KHönigliches Patent vom 1. November 1837. Hannov. Gei»-Samml. Abt. I 
€. 103. 

» Hannod. Gei.-Samml. Abt. I ©. 141 88 45 ff. 

* 8 13 Gef. vom 5. September 1848 (Hannov. Geſ.Samml. Abt. I ©. 261). 

5 Grundzüge der Organifation der Landgemeinden (Akten der X. allgemeinen 
Stänbeveriammlung, I. Diät S. 273). 

° 8 20 Gel. vom 5. September 1848 (Hannov. Geſ.“Samml. Abt. I S. 261). 

" vergl. Akten ber X. allgemeinen Ständeverfammlung, I. Diät ©. 248 ff. 
272 ff., fowie der XI. allgemeinen Ständeverfammlung, I. Diät S. 1655. 

8 vergl. auch Fachtmann, Hannovers Verfaſſungs- und Berwaltungsorganilation 
vor dem Abgeorbnetenhaufe in Berlin. Berlin 1868. ©. 5. 

9 vergl. Stüves oben ©. 208 Anm. 2 citierted epochemachendes Bud). 

10 Geje über die Landgemeinden vom 4. Mai 1852 (Hannov. Gej.-Samml. 
Abt. I ©. 83) und bie jet in Kraft ftehende Landgemeindeordnung vom 28. April 
1859 (Hannov. Geſ.Samml. ©. 393). 

11 Stüve a. a. D. ©. VIL Fachtmann a. a. ©. ©. 5. 

14* 
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Staatsorganijation zu felbftändigen, in ihren eigenen Angelegenheiten mög» 
lichit frei fchaltenden und waltenden Gemeinweien zu machen, diejelben 
mit neuem fräjtigen Leben zu erfüllen, die in demjelben jchlummernde ur— 
wüchfige Krait zu weden, mit einem Worte: das Yandvolf wieder mündig 
zu machen ! — erreicht. Daß es erreicht werden fonnte, hatte feinen Grund 
ebenjowohl in der befonderen Gunft der bäuerlichen Verhältnifje im größten 
Teil des Landes ala in dem Geſchick, mit welchem der Gejegeber unter 
Vermeidung jeder Schablonifierung es verjtanden hat, bisher vorhandene 
Gegenjäße zu verföhnen und an den gelunden Kern der vorhandenen Ge— 
meinde anzufnüpfen. 

Verfaſſungsmäßig follte jeder Landeseinwohner, jedes Grundjtüd und 
jedes Haus in Beziehung auf die Öffentlichen VBerhältnifje einer Gemeinde 
angehören. Die Schwierigkeiten, welche fi) der Durchführung diejes 
Grundſatzes entgegenitellten, waren teil® materieller, teil äußerlicher Natur. 
Zunächſt gejtaltete fi die Behandlung der den Landgemeinden neu zuge— 
führten Elemente: der Güter einerfeits und der bisher nicht oder nicht voll be= 
rechtigten Ortsangehörigen andercrjeits, feinegwegs einfach. Die Güter waren 
bisher in dem einen Landesteile ala gar nicht zur Gemeinde gehörig, in 
dem andern zwar als zugehörig, aber als von den Lajten eremt behandelt 
worden. Mit dem MWegiall der Eremtion erhob fich die Frage, ob fie 
den Gemeinden anzuichließen oder jelbftändig zu ftellen fein. Man hielt 
inded® mit Recht an dem verfafjungsmäßigen Grundfage als Regel feit. 
Und wenn fich praftiich die Notwendigkeit ergab, unter gewifjen Voraus— 
fegungen verfaffungsrechtlich den Ausschluß der Güter von der Gemeinde 


ı Stüve a. a. D. ©. 209. 

= 544 des Staatägrundgefeges vom 26. September 1833 (Hannov. Geſ.“Samml. 
Abt. I ©. 297), $ 45 bes Sanbehüerjaungbgrieken vom 6. Auguft 1840 (Hannov. 
Gej.:Samml. ©. 141), $ 12 des Geſetzes vom 5. September 1848, u. Ande: 
rungen bed Landesverfaſſungsgeſetzes von 1840 betr. (Hannov. Gej.-Samml. S. 261) 
und Gejeg vom 28. April 1859, die Abänderung des $ 12 bes Geſetzes vom 5. en 
tember 1848 betr. (Hannov. Gej.-Samml. ©. 389). — Was die hannoveriche Geſetz— 
gebung unter „öffentlichen Verhältniſſen“ verflanden wiſſen will, erläutern bie oben 
©. 211 Anm. 5 angeführten Grundzüge S. 276. 281. Biejelben umfaflen die auf 
Öffentlich:rechtlichem Gebiet der Gemeinde zuftehenden Rechte und obliegenden Pflichten. 
Diefe haben ihre Regelung nicht im Gejeg, jondern in den Ausführungsbeftimmungen 
— vergl. jeßt SS 10 ff. Ausf.Bek. vom 28. April 1859 (Hannov. Geſ.-Samml. 
©. 409) — gefunden, ohne daß daraus materielle Folgerungen zu ziehen wären. 
Zweifellos gehören Kirchen: und Schuljadhen, weil diejelben nicht öffentlidgredhtlicher 
Natur find, nicht zu den öffentlichen Verhältniffen im Sinne des Geſetzes. Ebenſo— 
wenig die im Privatrecht begründeten Angelegenheiten der Feldmarksgenoſſen, ber 
Berfoppelungsintereflenten, ber Nealgemeinden ıc. 
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zugehörigfeit ausnahmsweiſe zuzulafien!, jo blieb doch derfelbe auch that- 
fählich die Ausnahme ?. 

Eine borfichtige und fchonende Ausführung ſeitens der Verwaltung 
erleichterte den Übergang®, und eine kluge Gejeggebung Hinfichtlich des 
Gemeindeſtimmrechts ermöglichte es den Gütern, fich mit ihrer einflußreichen 
Stellung in der Gemeinde jür den DVerluft der früheren Privilegien ab» 
zufinden*. Das Intereſſe des intelligenten ländlichen Adels wandte fich 
je länger deſto mehr den Gemeindeangelegenheiten zu. Es trat allmählich 
der Zuftand ein, den Stüve erhoffte, ala er jchrieb: „Sch will es offen 
aussprechen, erft wenn der größere Grundbefiter in der Gemeinde feinen 
Pla gefunden Hat und fich auf demfelben wohl fühlt, halte ich ein Land» 
gemeindewejen und freie Verfafjung möglich“ °. 

Auf der anderen Seite gelang es ebenfalld mittelft der Regelung des 
Stimmrechts, der Gefahr, welche die Aufnahme der bisher gar nicht oder 
nicht voll berechtigten Bewohnerſchaft, zumal der nicht angejeflenen, für die 
gefunde Entwidelung der ländlichen Gemeindeverhältnife in ſich barg, in 
der Weife zu begegnen, daß man dem hiſtoriſch und wirtichaftlich wichtig— 
jten Glement, dem ſpannfähigen Grundbefi, unter allen Umjtänden das 
Übergewicht ficherte. 

Aber auch die äußere Gejtaltung der Gemeinde bot ihre Schwierig- 
feiten. Bei den unklaren Auffafjungen, welche jene Zeit mit dem Be— 
griff der politiichen Gemeinde verband, erwuchs der Gemeindebildung 
daraus, daß vielfach Ortſchaft, Domizilverband, Wegeverband und die 
durch das Landesveriafjungsgejeg von 1840 hHerbeigeführte Begrenzung 
durcheinanderlief, manche Erfchwerung®. Man fuchte derjelben Herr zu 
werden, indem man an die lofal und hiſtoriſch gegebenen Gemeinde- 
einheiten anfnüpite. Died konnte im Süden des Landes, wo größere 
Dörfer und Eleine Kirchſpiele die Regel bilden, die Gemeinde aljo etwas 
Gegebenes, durch die äußere Grenze ſcharf Bezeichnetes zu fein pflegt”, 
ohne Schwierigkeiten gejchehen. Dagegen lag im Norden mit feinen zer» 
freuten Wohnpläßen, Kleinen Dörfern und großen Kirchipielen die Gefahr 


ı 8 12 de3 BVerfaflungägefehes vom 5. September 1848 (Hannov. Gei.-Samml. 
e. ee) und Geſetz vom 28. April 1859 (Hannov. Geſ.Samml. ©. 389). 
Stüve a. a. O. S. 9. 
Ausf.:Bel. vom 4. Mai 1852 (Hannov. Gej.-Saınml. Abt. II ©. 24 ff.). 
Aftenftüde dev XIV. allgemeinen Ständeverfammlung, I. Diät S. 1967. 
Stüve a. a. D. ©. XIV. 
Stüve a: a. D. ©. 9. 
Altenftüde der X, allgemeinen Ständeverfammlung, I. Diät ©. 275. 
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der Willfür um fo näher. Hier bot das Kirchfpiel die natürlichfte An— 
Inüpfung. Diejelbe war indefjen keineswegs überall durchführbar. Zudem 
waren die größten VBerjchiedenheiten bei Land und Leuten zu berüdfichtigen. 
So ift man zu Gemeinden von recht verfchiedener Geftaltung gefommen. 
Die Größe der Gemeinden ſchwankt nämlich! 


im Regierungäbezitt zwiſchen mit einer Einwohnerzahl 
1. Hannover 7536 und 6 ha zwiſchen 3111 und 16 Seelen. 
2. Hildesheim 3650 - 2 = s 2574 = 14 ⸗ 
3. Lüuneburg 6197 = 5 = . 5048 = 7 . 
4. Stade 8707 = 6 = = 3479 = 8 5 
5. Osnabrück 13462 = 21 » 5 1992 = 42 . 
6. Aurich 3637 = 4 = = 2842 = 32 ⸗ 


Dabei überwiegen die kleinen Gemeinden beträchtlich. Unter im ganzen 
4023 Landgemeinden befinden fich etwa 3150 mit weniger als 500 und 
etwa 600 mit weniger ald 1000 Einwohnern. Bejonders im Regierungs- 
bezirk Lüneburg ift die fommunale Zeriplitterung eine ſtarke. Hier entfallen 
auf 1325 Landgemeinden etwa 1220 mit weniger ald 500 und 394 mit 
weniger als 100 Einwohnern. Zwar räumten bereit? die Grundzüge von 
1849? und im Anjchluß an diefe die Landgemeindeordnungen von 18523 
und 1859 * der Regierung im falle des Bedürfniffes die Befugnis ein, die 
Bereinigung mehrerer Gemeinden zu Samtgemeinden zu verfügen. Auch Hat 
die Regierung der Angelegenheit ihr volles nterefje zugewandt®, Sie 
ift aber nicht in die Zage gelommen, von jener Beiugnis wirkſamen Ge» 
brauch zu machen, weil man fich bei der Ausführung der Landgemeinde 
verfaffung don vornherein® auf den Standpunkt ftellte, daß gegen den 
Willen der beteiligten Gemeinden nicht vorzugehen fei. Bei diefem Grund« 
lage ift e8 ſeitdem geblieben. Ya derjelbe Hat inſofern jogar erweiterte 
Geltung erhalten, als neuerdings auch die Bildung von mehrere Gemeinden 


ı Gemeindelerifon, vergl. oben S. 209 Anm. 2. 

2 8 7 der Grundzüge. Altenftüde der X. allgem. Stänbeveri., I. Diät ©. 280. 

3 SS 1 ff. des Minift.-Ausichr. vom 4. Mai 1852 (Hannor. Gej.-:Samml. 
Abt. II ©. 3). 

* 5 83 leg. eit. und SS 1 ff. der Ausf.-Bel. vom 28. April 1859 (Hannov. 
Gej.-Samml. ©. 409). 

5 Ausf.:Bek. vom 4. Mai 1852 (Hannov. Gej.: Samml. Abt. II ©. 20 ff.) 
und Minift.:Ausjchr. vom 20. September 1852. 

° 8 6 der Grundzüge (Aftenftüde der X. allgem. Ständeverfammlung, I. Tiät 
©. 280), $ 4 des Minift.-Ausichr. vom 4. Mai 1852 (Hannov. Geſ.Samml. Abt. U 
©. 4) und $ 4 der Ausf.Bek. vom 28. April 1859 (Hannov. Geſ⸗Samml. S. 409). 
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umfafjenden Armenverbänden, welche vordem auch ohne die Zuftimmung 
der Beteiligten jtattfinden fonnte!, von dem Ginverftändnis der zu ders 
einigenden Gemeinden abhängig gemacht worden ift?. So jcheiterte in 
zablreihen Fällen, in denen diefelbe dringend erwünjcht geweſen wäre, die 
Bildung von Samtgemeinden an jenen zahlreichen Kleinen und Eleinlichen 
Rückſichten, durch welche die bäuerliche Bevölkerung fi) nur allzuleicht 
bewegen läßt, wirklich eriprießlichen Maßregeln gegenüber ſich ablehnend zu 
verhalten. Mag nun auch der bedeutende Wohljtand der Bevölkerung der 
bannoverfchen Landgemeinde eine größere Leiftungsiähigfeit verleihen, fo 
daß die Unzuträglichkeiten diefer winzigen Gemeindebildungen nicht immer 
jo ſcharf hHervortreten, ala man erwarten follte, immerhin machen fich 
diejelben oft genug jühlbar. Denn abgejehen davon, daß die Belaftung 
der Kreiſe mit unvderhältnismäßig vielen Kommunaleinheiten — der Kreis 
Ülzen 3. B. enthält deren bei einer Bevölkerung von 34156 Seelen 232, 
der Kreis Lüchow bei 29899 Einwohnern 195? — einen Hemmſchuh der 
Kreisverwaltung bildet, Liegt e8 auf der Hand, dab in foldhen Zwerg: 
gemeinden ein gedeihliche® fommunales Leben fich nicht entfalten fann. 
63 fann nicht ausbleiben, daß es ſchon unter normalen Verhältnifien der 
Gemeinde Schwierigkeiten bereiten muß, ihren Aufgaben im vollen Umjange 
gerecht zu werben. 

Was diefe Aufgaben anlangt, jo haben bereits die Grundzüge von 
1849 dielelben ald die aus den Öffentlichen VBerhältniffen der Gemeinde 
entjpringenden Verbindlichkeiten firiert*. Die jpätere hannoverſche Geſetz— 
gebung hat diejelben nicht in den eigentlichen Gemeindegejegen geregelt. Die 
bezüglichen Vorjchriften haben vielmehr ihre Stelle in den Ausführungs- 
beftimmungen erhalten?. Jedenfalls hat fi zu hannoverjcher Zeit ihr 
Umfang nicht wejentlich vergrößert. Namentlich hat man die Gemeinde 
vom Gebiet der Kirche und Schule, welches durch Sondergeſetz“ geordnet 
wurde, jern gehalten und prinzipiell vermieden, den Staat auf Koften der 
Gemeinde zu entlaften. 


ı 8 9 der Ausf.Bek. vom 28. April 1859 (Hannov. Gej.:Samml. ©. 409). 

2 8 9 des Ausf.-Geſ. zum Unterftügungswohnfig-Geje vom 8. März 1871 
(Preuß. Geſ.„Samml. ©. 130). 

® vergl. Gemeindelerifon S. 15 (vergl. oben ©. 209 Note 2). 

+ 8 27 ber Grundzüge (Attenftüde der X. allgem. Ständeverfammlung 
I. Diät ©. 283). 

5 8 17 der Ausf.Bek. vom 28. April 1859 (Hannov. Gej.-Samml. S. 409). 

6 Geſetz betr. die Kirchen: und Schulvorftände vom 14. Oftober 1848 (Hannov. 
Geſ.Samml. S. 301). 
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Als die wichtigite Aufgabe der Gemeinde ift von jeher die Armenpflege 
angejehen worden!. Diejelbe bietet indefien, weil jeßt ausſchließlich auf 
der Reichs- und allgemeinen Staatögejeßgebung beruhend?, provinzielle 
Bejonderheiten nicht mehr dar. Es jei denn, daß man die dur $ 32 
des Gejeßes vom 8. März 1871 und S 115 der Hannoverfchen Kreis— 
ordnung dom 6. Mai 1884 aufrechterhaltenen, ehedem auf Grund des 
$ 83 der Yandgemeindeordnung und 5 9 der Ausführungsbefanntmahung 
gebildeten Nebenanlageverbände als jolche betrachten wollte. In der Regel 
ift die Gemeinde Ortsarmenverband. Auch Gefamtarmenverbände find hie 
und da gebildet worden. Jedoch, wohl unter dem Einfluß der Einrichtung 
der Nebenanlageverbände, die übrigens weder als Orts- noch als Gejamt- 
armenderbände gelten fönnen?, nicht in ausreichendem Maße. So fommt 
es, daß gerade auf dem Gebiete des Armenweſens, und zwar binfichtlich 
der außerordentlichen Armenlaft, die fommunale Zerfplitterung Schwierig» 
feiten verurfacht, während man Hinfichtlich der gewöhnlichen Armenpflege 
jagen fann, daß die fieinen Gemeinden diejelbe, wegen de& bei ihnen befjer 
durchführbaren Prinzips der Individualiſierung, zum mindeften nicht 
ichlehter handhaben wie die großen. Da die Vereinigung mehrerer Ge» 
meinden behufs gemeinjchaftlicher Zragung der Armenlaſt an dem Er— 
fordernis der Zuftimmung zu fjcheitern pflegt, jo erweiſt fich die über— 
nahme der außerordentliden Armenlaft auf den Kreis als das beite Aus— 
funftömittel. 

Die ihr im Zujammenhange mit der Armenpflege gejtellte Aufgabe: 
die Bettelei zu Hindern*, Hat die Gemeinde begreiflicherweije nicht zu 
löſen vermocht. Deſto bejjer haben fich in diefer Beziehung die auch in 
der Provinz Hannover in ausgedehnten Maße kreisfeitig organifierten 
Berpflegungsftationen bewährt. Die den Gemeinden obliegenden veterinär- 
polizeilichen Yunttionen ® haben durch das Reichsgeſetz betr. die Abwehr 
und Unterdrüdung von Viehſeuchen (Reichsgeſetzblatt S. 153) und die Aus- 
führungsinftruftion dazu dom 24. Februar 1881 (Amtsblatt für Hannover 
©. 117) ihre gelegliche Abgrenzung erhalten. 


ı Altenftüde der X. allgem. Ständeverfjammlung, I. Diät ©. 275. 

? Unterftüßungstwohnfig:Gefeg vom 6. Juni 1870 und Ausf.:Gef. dazu vom 
8. März 1871 (Preuß. Geſ-Samml. ©. 130). 

° vergl. Ebert, Die Heimats-, Armen: und Gemeindegefeßgebung in der Provinz 
Hannover. 

* 8 17 Biffer 3 Abi. 2 der Ausf.Bek. vom 28. April 1859 (Hannov. Gef. 
Samml. ©. 409). 

5 a.a.D. Ziffer 4. 
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Nicht minder ift die Gemeindemwegepflicht durch das hannoverſche 
Wegegeſetz! vollftändig geregelt. Danach trifft bezüglich der Gemeinde» 
wege, Soweit diejelben im Gemeindebezirk liegen, die Wegepflicht die Ge- 
meinde?. Unter Gemeindewegen find der im Gejeß® felbjt gegebenen 
Definition gemäß ſolche Fahre, Trift« oder Fußwege zu verftehen, welche 
zur Berbindung der Gemeinden, einzelner Abteilungen derfelben oder ein« 
zelner Höfe miteinander oder mit anderen Öffentlichen Wegen, Eifenbahnen, 
Häfen und Fahrftellen, Kirchen, Friedhöfen, Mühlen, jowie mit Forften, 
Mooren, Weiden und Feldern u. 5. w. beftimmt und nicht kraft Privatred)ts 
jedem allgemeinen Gebrauche entzogen werden können“. Welche Wege als 
Gemeindewege anzulegen, aufzugeben oder zu erllären find, bejtimmt, vor— 
behaltlich der Beichwerde an den SKreigausfchuß? und event. an den Be- 
zirksausſchußs, die Gemeinde’. Ein obrigfeitlih zu fontrollierendes 
Verzeichnis ſoll in jeder Gemeinde die Gemeindewege vollftändig erficht« 
lich machen ®. 

Der Inhalt der Wegepflicht fteht gejeglich feſt. Derjelbe begreift? 
die Anlegung, Unterhaltung und Berbefferung der Wege nebit deren Zus 
behörungen !? nach Maßgabe der gefeßlichen Vorfchriften!!. Ausnahms— 
weije !? iſt die Verbindung mehrerer benachbarter Gemeinden zur Anlegung 
und Unterhaltung der in ihren Bezirken befindlichen Gemeindewege von 
gemeinjchaftlichem Intereſſe oder die Teilung einer Gemeinde in Unter 
bezirke zuläffig. Namentlich) von der erjteren Alternative ift außgiebiger 
Gebrauch gemacht worden. Und zwar kann mit der Bildung folcher engerer 
Bwedverbände — wohl zu unterfcheiden vom Wegeverbande im technifcher 
Sinne behufs Tragung der Wegepflicht bei Landftraßen'? — im Falle 
des Bediürfniffeg auch ohne Zuftimmung aller beteiligten Gemeinden auf 


ı Gejeh über Gemeindewege und Landftraßen vom 28. Juli 1851 (Hannov. 
Gei.:Samml. Abt. I. ©. 141 ff.). 
2 5 24 des Wegegeſetzes. 
$ 9 des Wegegeſetzes. 
$ 6 des Wegegejehes. 
$ 60 Ziffer 1a des Zuftändigfeitsgejehed vom 1. Auguft 1883. 
$ 121 deö Lanbesverwaltungsgejehed vom 30. Juli 1883. 
$ 11 des Wegegeſetzes. 
$ 10 bed Wegegejehes. 
SS 21 ff. des Wegegeſetzes. 
10 8 3 des Wegegejehes. 
11 88 21 ff. des Wegegeſetzes. 
ı2 8 24 bes Wegegeſetzes. 
is 88 30 ff. des Wegegeſetzes. SS 2. 111. 112. 114 der Hannoverichen Kreis— 
ordnung vom 6. Mai 1884. 
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Antrag einer derfelben verfahren werden!. Es ift jedoch je nach der Qualität 
und der Belegenheit der beteiligten Faktoren die Zuftändigfeit verfchieden 
geregelt?. Im allgemeinen find die Wegeverhältniffe in der Provinz zus 
friedenftellende. Zumal die Schauungen, welche vielfach von fpeciellen 
Schaufommilfionen, außerdem aber regelmäßig durch den Landrat vor» 
genommen werben?, find bei einigem Intereſſe der Beteiligten und der 
Behörde wohlgeeignet, zur Erhaltung eine ordnungsmäßigen Zuftandes 
beizutragen. Im übrigen verwaltet, vorbehaltlich der der Kommunal« 
auffichtöbehörde gejeglich zuftehenden Einwirkung‘, die Gemeinde ihre 
Wegeangelegenheiten jelbjtändig durch den Borjteher®, welcher eventuell 
zu feinen Maßnahmen der Zuftimmung der Gemeindeverfammlung bedarf‘. 
Die Wegepolizei handhabt der Landrat ala Ortspolizeibehörde?” unter 
Mitwirkung des BVorftehers®. 

Durch die neuere Gejeßgebung find die Aufgaben der Gemeinden 
wefentlich vermehrt worden. Dahin zählt u. a. die erweiterte Mitwirkung 
der Gemeinden in Militär- und Steuerfadhen. Imäbejondere aber Haben 
diefelben auf dem Gebiet der Socialpolitit ein neues Feld der Bethätigung 
gefunden. Hierher gehört vor allem die Gemeindefrankenverfiherung*. Da» 
neben nimmt die Unfallverficherung die Gemeinden und deren Organe in An« 
ipruch, teils direkt, indem fie ihnen Laſten auferlegt !? oder beftimmte Funk— 
tionen überweift!!, teils indirekt, indem fie diefelben zur Rechtshülfe in Unfall» 
ſachen verpflichtet '?, Ferner wird auch die Invaliditäts- und Altersverforgung 
für die Gemeinden eine nicht unerbebliche Vermehrung der Obliegenbeiten 
im Gefolge haben. Denn einmal wird vorausfichtlih in umfangreichem 
Maße ſeitens der Gentralbehörde durch Statut der Verficherungsanftalten 
oder jtatutarifche Beltimmungen weiterer Kommunalverbände den Gemeinden 
die Einziehung der Beiträge ſowie die Außftellung und der Umtaufch der 


24 Abſ. 3 des Wegegeſetzes. 
60 Ziffer 1a des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883. 
78 Abſ. 3 des Wegegejehes. 
21 des Wegegeſetzes. 
40 der Landgem.:Orb. 
$ 41 ber Yandgem.:DOrb. 
855 des Zuft.-Gef. vom 1. Auguft 1883 und $ 132 des Landesverwaltung? 
gejeßed vom 30. Juni 1883. 
° 8 78 des Wegegeiehed. $ 34 der Hannov. Kreidordnung vom 6. Mai 1884. 
° SS 4 ff. des Krankenverſicherungsgeſetzes. 
1° 810 des land« und forfiwirtichaftl. Unfallverficherungägejeges vom 5. Mai 1886. 
ı 88 6. 51 Abf. 5. 129 a. a. O. 
2 8 101 des Unf.Verſ.Geſ. 8 121 des land» nnd forftw. Unf.:Beri.:Gef. x. 
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Duittungsfarten übertragen werden!. Sodann aber werden die unteren 
Berwaltungsbehörden der Natur der Sache nach auf dem flachen Lande 
bei ihren mannigjachen DObliegenheiten fich auf eine außgiebige Inanſpruch—- 
nahme der thätigen Mitwirkung der Gemeinde angewiejen jehen. 

Ob es dabei beiwenden wird oder ob nicht die Gemeinde in noch er« 
weitertem Umfange zur Unterftäßung der ftaatlichen Thätigkeit wird heran 
zogen werden, ift bei der Tendenz der ganzen Geleßgebung zum mindejten 
zweifelhaft. 

Was den Erwerb und den Berluft der Gemeindeangehörig- 
feit anlangt, jo enthält die Zandgemeindeordnung jelbit darüber feine 
allgemeinen Vorſchriften. Sie verweilt Hinfichtlih der Aufnahme neuer 
Gemeindeglieder auf die inzwifchen durch S 74 Ziffer 3a des preußifchen 
Ausführungsgeieges zum Bundesgefeg über den Unteritüßungswohnfig vom 
8. März 1871 aufgehobene Beitimmung de8 8 3 IIb der Hannoverichen 
Domizilordnung vom 6. Juli 1827?. Dieſe Beftimmung fnüpite die Ge- 
meindemitgliedichaft prinzipiell an die Wohnberechtigung.-. An Stelle der 
legteren jeßte die Reichögefeßgebung den Wohnſitz. So wird auc für das 
bannoverjche Rechtögebiet die Gemeindeangehörigfeit allgemein durch den 
MWohnfig erworben. Als zweiter Erwerbögrund tritt dazu Grundbefiß im 
Gemeindebezir. Je nachdem die eine oder die andere Vorausſetzung bei 
einem Gemeindemitgliede vorliegt — im Zweifel entjcheidet auf Beſchwerde 
über den Erwerb oder Verluſt der Gemeindeangehörigkeit der Gemeindeaus— 
ſchuß oder, wo ein folcher nicht beiteht, der Gemeindevorftand® —, ift die 
Rechtswirkung eine verſchiedene. Das äußert fih im Stimmredt*. 
Grundbefit im Gemeindebezirk verleiht dasſelbe ohne weiteres und ohne 
Unterfchied des Geſchlechts und der Yamilienftellung. Bon den lediglich 
durch Wohnſitz Gemeindeangehörigen dagegen find nur die Männer und 
von diefen wiederum nur diejenigen ftimmberechtigt, welche einen eigenen 
Haushalt führen. Sodann ift das nur auf Wohnfig beruhende Stimm- 
recht noch von Borausjegungen abhängig, welche auf das Stimmrecht des 
Grundbeſitzers entweder gar feine oder doch eine minder einjchneidende 
Wirkung ausüben. Diefe Vorausfeßungen bejtehen im Nichtvorhandenfein 
gewiffer die moralifche oder fociale Stellung berührender Umftände: nad 
der Landgemeindeordnung Verurteilung zu jchwerer Strafe (Art. 8 des 


ı 88 112. 113 des Ind.» und Alt.:Beri.:Gef. vom 22. Juni 1889. 
2 5 42 Abi. 2 der Landgem.Ord. 

3 8 27 des Zuftändigfeitägejeße? vom 1. Auguft 1883. 

+ 88 3 ff. der Landgem.-Orb. 
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bannov. SKriminalgejegbuche), Beicholtenheit und Unfelbftändigleit!. In— 
zwifchen ift der Begriff der jchweren Strafe objolet geworden. Das Sy: 
ftem des Reichsſtrafgeſetzbuchs enthält nichts ftreng Analoges. Nach der 
ratio legis fann es indeffen nicht zweifelhaft fein, daß weder die Verur— 
teilung wegen Verbrechen? noch die Verurteilung zu Zuchthausftrafe, daß 
vielmehr die Aberlennung der bürgerlichen Ehrenrechte an Stelle der Ber 
urteilung zu ſchwerer Strafe getreten ift. Aber auch der Begriff der Be- 
icholtenheit, der Makel, welcher der Verurteilung und unter Umftänden der 
bloßen Unterfuchung wegen eine nach der Öffentlichen Meinung entehren- 
den Verbrechens oder Vergehens anbaftete, ift durch das Reicheitraigejeß- 
buch alteriert worden. Dasjelbe nimmt der öffentlichen Meinung den Spiel- 
raum, indem es die Fälle, in denen auf Verluſt der bürgerlichen Ehren— 
rechte zu erkennen ift, Sowie die Folgen der Abſprechung genau firiert®. 
Die Fälle der Verurteilung zu jchwerer Strafe und der Beicholtenheit 
fließen jomit jeßt in denjenigen des Berluftes der bürgerlichen Ehrenrechte 
zufammen*. Dagegen ift nicht abzufehen, weshalb in denjenigen Fällen, 
in denen der Berluft des Stimmrechts nicht notwendig aus der Thatſache 
der Verurteilung oder Unterfuchung rejultiert, das Strafgeſetzbuch eine Ans 
derung herbeigeführt haben follte?®. Hier tritt der Verluſt des Stimm- 
rechts nicht gewiſſermaßen als Nebenftrafe ein. Bielmehr ftellt es Hier 
die Yandgemeindeordnung lediglich in da® Befinden der Gemeinde, einem 
Gemeindemitgliede, welches wegen unfittlichen Verhaltens die Öffentliche 
Achtung verloren hat oder dem das Strafgeſetzbuch aus irgend einem Grunde 
troß vorhandener Schuld nicht beizulommen vermag, das Stimmrecht zu 
nehmen®. Dieſe fakultative Beicholtenheit befteht vielmehr auch jeßt noch 
mit der Maßgabe, daß auf Antrag der Gemeinde? der Kreisausfchuß ® 
über die Entziehung des Stimmrechts und eventuell deflen Wiederverleihung ? 


ı 88 ff. der Landgem.:Drb. 

2 Ebert a.a. D. ©. 13. 

3 88 31 ff. des Reichsſtrafgeſetzbuchs. 

+ Ein im Jahre 1870 ausgearbeiteter Gejegentwurf, weldyer diejem Gedanten 
geiegliche Form verleihen und außerdem an Stelle des Wohnrechts ald Vorausſetzung 
ber Gemeindeangehörigkeit einjährigen Wohnfik in der Gemeinde jeen jollte, ift nicht 
Geſetz geworden. 

°_ Brüning, Die preußische Verwaltungsgefeßgebung für die Provinz Hannover. 
2. Auflage. ©. 429. 

s 89 Abi. 2 der Landgem.Ord. 

” 8 9 Abi. 2 ebenda. 
$ 41 Ziffer 2, $ 42 Ziffer 2 der Landgem.:Ord. $ 31 Abi. 1 des Zuft.:Gei. 
$ 9 Abj. 3 der Landgem.Ord. 
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zu entjcheiden hat. An dem Begriff der Unjelbftändigfeit, wie ihn die 
Sandgemeindeordnung aufftellt!, Hat fich nichts geändert. 

Don diefen Vorausfegungen des Stimmrechts in ihrer jetzigen Geftalt 
fommt nun die Unfelbftändigfeit bei den grundbefitenden Gemeindegliedern 
nur injoweit in Betracht, ala fie auf Minderjährigfeit oder Kuratel berubt. 
Sie ift einflußlos, wenn fie durch Konkurs oder den Empfang von öffent: 
lichen Armenunterjtügungen ? verurfacht if. Soweit ihr aber Hiernach eine 
rechtliche Wirkung überhaupt innewohnt, ift fie ebenjo wie der Verluſt der 
bürgerlichen Ehrenrechte und die fakultative Beicholtenheit für das Stimm- 
recht der grundbefitenden Gemeindeangehörigen weniger folgenſchwer. Wäh— 
rend nämlich das nicht angejeftene Gemeindeglied, jolange es unfelbitändig 
ift, Stimmrecht überhaupt nicht befißt oder im alle des Berluftes der 
Ehrenrechte und der Befcholtenheit desjelben für die Dauer der Aberfennung 
bezw. bis zur MWiederverleihung ſeitens der Gemeinde verluftig gebt, be— 
wirken jene Mängel bei den Grundbefigern nur den Verluſt der perſön— 
lihen Ausübung der Stimmberechtigung. Die lebtere jelbit befteht unab— 
bängig von der perjönlichen Unfähigkeit oder Unwürdigkeit des Beſitzers 
und wird, jolange diefelbe andauert, durch Vertreter oder Bevollmächtigte 
ausgeübt. Übrigens find, und das ergiebt einen weiteren wejentlichen Un— 
terſchied zwiſchen den beiden Klaſſen der Stimmberedhtigten, die Grund» 
angejefienen auch abgejehen von den eben gedachten Fällen befugt, das 
Stimmredt durch Vertreter oder Bevollmächtigte auszuüben, während das 
Stimmrecht der übrigen Gemeindeglieder unbedingt an die Perfon gebunden 
it. Für beide Kategorieen iſt die gejegliche conditio sine qua non der 
Ausübung des Stimmrechts, daß fie zu den Gemeindelajten beitragen und 
mit Beiträgen nicht im NRüdjtande find®, Ansbejondere iſt auch das 
Stimmredt der Ausmärker, d. h. Ausmwärtiger, welche im Gemeindebezirk 
unbebaute Grundftüde befiken, davon abhängig, daß fie thatjächlich zu 
den Gemeindelaften herangezogen werden *, was zwar gejeßlicher Beftimmung 
gemäß? überall der Fall fein müßte, jedoch vielfach nicht zu geichehen 
pflegt, ſei es weil Gemeindelaften nicht zu erheben find oder weil die Ge- 
meinde freiwillig davon abfieht. 

ı 8 10 der Landgem.Ord. 

2 Unterftüßungen aus Stiftungen oder kirchlichen Fonds ſowie auf Grund der 
Kranfen:, Unfall- oder Invaliden: und Alteröverficherung gehören Aue hierher. 

2 8 11 ber Randgem.:Drb. 

* 8 65 ber Yandgem.:Orb. 


> 8 13 dbe3 Verfafjungsgejehes vom 5. September 1848 (Hannov. Geſ.Samml. 
©. 261). 


222 Regierungsrat Yuft in Hildesheim. 


Das Ganze läßt erkennen, wie der Gejebgeber feinen Zweck!, den 
Grundbefigern, dem feſten und gefunden Kern der Gemeinde, eine bevor» 
zugte Stellung einzuräumen, zu erreichen gewußt Hat. Dies tritt noch 
Harer bervor in den Vorſchriften betreffend die Örtliche Regelung des 
Stimmrehts. Diefelbe erfolgt dur die Stimmordnung?. Wo eine 
gültige Stimmordnung nicht befteht, liegt e& dem Landrat ob?, die Feſt— 
ftellung einer folchen herbeizuführen. Die Stimmordnung ſetzt das Stimm- 
verhältnis der ſtimmberechtigten Gemeindeglieder feft und zwar regelmäßig 
in der Geftalt einer Slafjeneinteilung — meift vier*, bie und da aber 
auch weniger — auf Grund der in der Gemeinde vorhandenen Güter und 
Höfe- Dabei giebt den Mapftab für das Stimmgewicht der einzelnen 
Klaffen die Konkurrenz zu den Gemeindelaften und das Intereſſe an den 
Gemeindeangelegenheiten ab mit der Maßgabe, daß grundjäglich das Stimm- 
gewicht derjenigen Grundbefiger, deren in der Gemeinde belegener Grundbefig 
jo groß ift, daß er zur Bewirtichaftung zwei Pferde oder mehr erfordert, 
überwiegt. Keinesfalls ſoll das Ländliche Proletariat die Mehrzahl 
haben. Das wird durch die Vorjchrift fichergeftellt, daß die Nichtipann« 
fähigen niemals mehr ala ein Drittel der Stimmen führen dürfen. 

Ausnahmaweife kann die Gemeinde mit Genehmigung des Kreißaus- 
ichufles” das Ruhen des Stimmrecht? gewiſſer Klafien der Gemeinde- 
glieder, jolange die Mehrheit derjelben damit einverftanden ift, Dadurch 
herbeiführen, daß diefelben von den Gemeindelaften frei gelafjen werben. 
Umgekehrt fann mit Zuftimmung der Mehrheit der übrigen Gemeindeglieder 
ein einzelnes Gemeindemitglied gegen Übernahme der gefamten Gemeinde- 
laften die Einräumung des gejamten Stimmrecht? verlangen®. Beides 
Konfjequenzen des Grundſatzes, daß die Konkurrenz zu den Gemeinbelaften 
ala wejentliche Borausfegung der Ausübung des Gemeindeftimmmrechts gilt. 

Als Organe der Landgemeinde fommen in Betracht: 

die Gemeindebeamten, 
die Gemeindeangeitellten, 


ı Aktenſtücke der X. allgem. Ständeverfammlung ©. 277, der XIV. ©. 73. 
74. 1962. 

2 SS 3 ff. ber Landgem.-Drb. 

283a4. a. O. 

+ 8 17 der LandgemOrd. Altenſtücke der XI. allgem. Ständeverſammlung 
©. 97, der XIV. ©. 74. Ebert, Die Gefehgebung über Landgemeinden in der Pro» 
vinz Hannover. Hannover 18385. ©. 14. 

5 8 11 Abſ. 2 der Landgem.:Drd. und $ 31 des Zuft.:Gei. 

°s 8 17 Ziffer 1 der Landgem.Ord. 
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die Gemeindediener, 
die Gemeindeverfammlung und 
der Gemeindeausſchuß. 

An Gemeindebeamten müflen in jeder Landgemeinde ein oder 
mehrere Vorjteher und ein oder mehrere Beigeordnete vorhanden 
fein!. Dem Borfteher liegt die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten 
ob?. Die Beigeordneten haben ihn dabei lediglich zu unterjtüßen ober 
zu vertreten?. Gin Eollegiale® Zuſammenwirken findet nicht jtatt. Die 
Gemeindebeamten werden von der Gemeindeverfammlung*, eventuell, wo 
ein folder vorhanden und die Wahlbefugnis nicht der Gemeindeverfamm- 
lung rejerviert ift, von dem Gemeindeausſchuß gewählt. Wählbar find nur 
folche Perfonen, welche ihren Wohnfig in der Gemeinde Haben, fich im 
Befitz der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, unbeicholten, ſelbſtändig und 
nicht fonft etwa zur Bekleidung öffentlicher Amter geſetzlich unfähig find°. 
Das Erforderniß der Zugehörigkeit zur Kategorie der Grundbefiter hat das 
Gefeg nicht aufgejtellt, um nicht der Gemeinde die Kraft intelligenter, nur 
duch Wohnfig gemeindeangehöriger Perfonen zu entziehen®. Über Be 
jchwerden und Einſprüche die Wählbarkeit betreffend entjcheidet die Ge- 
meindevertretung (Gemeindeausihuß) oder, wo eine folche nicht befteht 
der Gemeindevorfteher? vorbehaltlich der Klage im Berwaltungsftreitver- 
fahren beim SKreisausfchuffe?. Die Gemeindebeamten bedürfen der Be— 
ftätigung durch den Landrat®. Diefer hat!’ die Beftätigung mit Ge- 
nehmigung des Kreisausſchuſſes!! zu verfagen, wenn der Gewählte nicht 
wählbar oder zu dem Amte nicht genügend befähigt iſt. Er kann!“ fie 
verfagen, wenn der Gewählte wegen einer ftrafbaren Handlung, die nicht 
ſchon an ſich den Verluſt der Wählbarkeit nach fich zieht, in Unterfuchung 
gewejen und nicht infolge erwiefener Unfchuld Treigefprochen oder außer 
DU! gefeßt ift, wenn berjelbe mit anderen Gemeindebeamten 


8 22 ber Landgem.Ord. 
S40a.0a.0. 
N * Ab. La. a. O. 
20 des Verfafſungsgeſetzes vom 5. September 1848. 
5 ber Landgem.Ord. 
ftenftücde der XIV. allgem. Ständeverſammlung ©. 75. 
27 Ziffer 1 des Zuft.-Gef. 
bed Zuft.:Gei. 
ber Landgem.Ord. $ 31 der Hannov. Kreis-Ord. 
der Landgem.Ord. 
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nahe verwandt oder wenn er Gaft- oder Schanfwirt ift!. Aus 
anderen Gründen darf die Beitätigung nicht verfagt werden. Wenn 
einer der bezeichneten Mängel nad Antritt de Gemeindeamt eintritt, jo 
ift der Landrat und zwar auch bier wohl nur mit Genehmigung des 
Kreisausichuffes? verpflichtet bezw. berechtigt, den Betreffenden nötigen- 
falla im Wege des Disciplinarverfahrens * zur Niederlegung des Amts zu 
veranlaffen. Gegen die Verfagung der Beftätigung findet Beichwerde an 
den Bezirksausſchuß jtatt?. Iſt die Beftätigung endgültig verjagt, To 
ordnet der Landrat eine Neuwahl an und ernennt, wenn er auch dieje 
zu beftätigen nicht in der Lage ift, einen Stellvertreter auf folange, bis 
eine erneute Wahl die Beftätigung erlangt hat. Ebenſo ift zu verfahren, 
wenn eine Wahl überhaupt nicht zu ftande fommt*®. 

Hinfichtlich der Verpflichtung zur Übernahme der Gemeindeämter ſo— 
wie wegen der Ablehnungsgründe finden die für die Kreißämter geltenden 
Beitimmungen entjprechende Anwendung '. Außerdem ift bei einer Amts— 
dauer don mehr als drei Jahren die Niederlegung des Amtes nach Ab- 
lauf von drei Jahren ftatthaft. Auch kann jeder, der ein Gemeindeamt 
während der vorgefchriebenen Amtsdauer verjehen bat, die Übernahme 
desjelben oder eines gleichartigen Amts für die nächften drei Jahre ab— 
lehnen ®. 

Nach der Beitätigung find die Gemeindebeamten dom Landrate mit 
dem allgemeinen Staatsdienereide zu beeidigen?. Sie verwalten ihr Amt 
als Ehrenamt ohne Anſpruch auf Sold oder Gebühren. Jedoch erhalten 
fie auf Verlangen für nötige Wege außerhalb des Gemeindebezirks eine an— 
gemefjene Vergütung oder, wenn die Gemeinde es bejchließt, ftatt der« 
artiger Vergütungen eine mäßige, ſelbſtverſtändlich nicht penfionsfähige 
Beloldung !". 

Neben den eigentlichen Gemeindebeamten können zur Wahrnehmung 
einzelner Gejchäite (Rechnungsführung, Forſtaufſicht u. ſ. w.) bejondere 


1 829 4. a. O. 

2820 de Verfafjungsgeiehes vom 5. September 1848. 

. Ebert, Landgemeindegeſetzgebung ©. 19. 

+ 8 36 Ziffer 4 des Zuft.:Gef. 5 23 der Landgem.Ord. 

5 8 121 bes Landeöverwaltungägejehes vom 30. Juli 1883. 
° 8 31 der Hannov. Kreis-Ord. 

7 8 33 Abi. 1 der Hannov. Kreis-Ord. 

s 8 33 Abf. 2 a. a. O. 

’ S 3 ber Yandgem.-Drb. 
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Anftellungen erfolgen!. Die dienftlihen Verhältniffe dieſer ſogenannten Ge- 
meindeangejtellten find im einzelnen alle zu regeln. Eine obrigkeitliche 
Beftätigung oder Beeidigung ift allgemein? für fie nicht vorgefchrieben. 
Diejelbe pflegt indefjen häufig bei Regelung ihrer Dienftverhältniffe wegen 
der Wichtigkeit der ihnen übertragenen Funktionen ftipuliert zu werden. 
Die Gemeindeangejtellten werden bejoldet. Eine Verpflichtung zur Über— 
nahme der ihnen zugedachten Funktion befteht nicht. Ebenjomwenig haben 
für fie die hinfichtlich der eigentlichen Gemeindebeamten beftehenden VBoraus- 
jegungen der Wählbarkeit zwingende Geltung ?®. 

Während die Annahme von Angeftellten eine lediglich jakultative, don 
Bedürfnis abhängige ift, müflen Gemeindediener (Nachtwächter, Feld- 


ı823a.a.VC. 

2 Doc tommen fälle, in denen die Vereidigung vorgejchrieben ift, vor (vergl. 
z 18 Ziffer 5 der Minift.:Bef. vom 26. Juli 1859 zum Geſetz vom 10. Juli 1859, 
die Verwaltung der Gemeinde: und Kirchenforjten in den yürftentümern Galenberg, 
Göttingen und Grubenhagen und den damit verbundenen Landesteilen betreffend). 

° Die von Brüning a. a. D. ©. 438 vertretene Anſicht, dab die Angeftellten 
($ 23 der Sanbgem.:Drd.) ala Gemeindebeamte im Sinne ber SS 22. 25 ber 
Landgem.Ord. zu behandeln jeien, dürfte nicht zutreffen. Zunächſt jprechen für die 
Auffaffung, dab Gemeindebeamte und Gemeindeangeftellte auseinanderzuhalten, 
nicht nur die von Brüning jelbft angezogenen $$ 37 und 42 der Landgem.Ord., 
ſondern aud $$ 46 und 47, wo vom Borfteher und ben Beigeorbneten ala den 
Gemeindebeamten im Gegenjaß zu den Gemeindedienern und „jonftigen Angeftellten“ 
die Rebe ift, und namentlich $ 35 der Landgem.-Orb., welcher die ehrenamtliche 
Qualität der Gemeindebeamten feftftellt, die für Die Angeftellten notoriich nicht 
befteht, ferner 88 29 ff. der Ausf.: Bel. vom 28. April 1859, wo offenfichtig nur 
Borfteher und Beigeorbnete ald Gemeindebeamte verftanden werden, während 
88 39 ff. a.a. D. die wichtigfte Klafſe der Angeftellten, den Rechnungsführer, behandeln. 
Insbeſondere aber jpridt, worauf Brünings ganze Argumentation fußt, $ 32 der 
Hannov. Kreisordnung nit nur nicht gegen, ſondern vielmehr für die Hier ver- 
tretene Anfiht. Zunächſt der Faſſung nah, indem $ 32 die „Angeftellten ber 
Gemeinde“ den im vorhergehenden Paragraphen behandelten Gemeindebeamten 
gegenüberftellt. Sodann aber auch der Sache nad. Denn e3 giebt, was Brüning 
überjehen hat, allerdings Gemeindeangeftellte, deren Wahl nach Maßgabe bes Geſetzes, 
wenn auch nicht der Landgemeindeordnung, ber Beftätigung bedarf. So bie 
Forſtaufſeher im Fürftentum Hildesheim und im Gebiet des Geſehzes vom 10. Juli 
1859 (fiehe vorige Note), vergl. insbeſondere $ 6 a. a. O. und $ 18 der Min.: 
Belanntm. zu dem gedachten Geſetz, vom 26. Juli 1859. GSelbft wenn aber bie 
Hannoverfche Gejekgebung die Beftätigung der Gemeindebeamten nirgend® vorge: 
Ichrieben haben follte, jo würde fich daraus nur eine Ungenauigfeit der Fafſung der 
Ktrreisordnung, keineswegs aber ohne weiteres die Abficht einer Abänderung bes be: 
ftehenden Rechts folgern laſſen. Der hier vertretenen Anficht ift anjcheinend auch Ebert, 
Zandgemeindegeießgebung ©. 18. 
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büter, Boten) vorhanden fein. Im übrigen ift für ihre Zahl und für 
die Verteilung der Funktionen ebenfalls Lediglich das Bedürfnis maßgebend. 
Sie find mit Kündigungsvorbehalt anzunehmen. Einer obrigkeitlichen Be- 
ftätigung bedürfen fie nicht. Dagegen find fie, foweit fie ala VBollziehungs- 
beamte der Gemeinden zu fungieren haben?, gemäß $ 5 der Verordnung 
betreffend das Verwaltungszwangsverfahren vom 7. September 1879 — 
Gefegfammlung S. 591 — zu beeidigen. Ebenfo pflegen fie dann beeidigt zu 
werden, wenn ihnen polizeiliche Funktionen obliegen. 

Die Gemeindeverfammlung befteht aus jämtlichen ſtimmberech— 
tigten Gemeindegliedern?. Die Gültigkeit ihrer Beichlüffe ift dadurch be- 
dingt, dab entweder alle Stimmberechtigten anmwejend find oder daß bie 
Berfammlung unter allgemeiner Angabe des Zwedes entweder Haus bei 
Haus angejagt oder in herkömmlicher Weife den Mitgliedern bezw. deren 
Bevollmächtigten bekannt gemadt ift*. Beichlußfähig ift die Verſamm— 
lung bei Anwejenheit von mindeftens einem Drittel der in der Gemeinde 
vorhandenen Stimmen’. Die Beichlußfaflung findet nach der Mehrheit 
der Erſchienenen ftatt®, Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des 
vorfigenden Gemeindebeamten, welcher in allen Fällen an der Abjtimmung 
teilzunehmen hat’, den Auafchlag®. Nur bei Wahlen muß die Mehrheit 
eine effeftive fein, und zwar ift bei der Wahl der Gemeindebeamten ab- 
folute Mehrheit erforderlich "°, während die Gemeindeangeftellten und Ge- 
meindediener ſowie die Mitglieder der Gemeindevertretung (Gemeindeaus: 
ſchuß) mit relativer Majorität gewählt werden!!., Über das Berfahren 
bei dieſen Wahlen giebt das Geſetz detaillierte Beitimmungen. Namentlich 
ſoll, falls eine Mehrheit fich nicht ergiebt, im erfteren Falle der Landrat, 
im lehteren das Los entjcheiden ?. Bei Unordnungen oder Zweifeln in 
—— der Wahl iſt dieſelbe, eventuell unter Leitung des Landrats!?, zu 





ı 88 24. 68 der Landgem.Ord. 
2 868 a. a. O. 
a28 41 a. a. O. 
28 43 a. a. O. 
5844 4a. a. O. 
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wiederholen. Muß ein Proviforium bHergeftellt werden, jo geichieht es 
durch den Kreisausſchuß!. 

Neben der Gemeindeverſammlung, dem demokvatifchen Element ber 
Gemeindeverfafjung, läßt jchließlich das Gejeh aus Zwedmäßigkeitsgründen 
die Bildung einer eigentlichen Gemeindevertretung: des Gemeindeaud- 
ſchuſſes (Gemeinderats) zu und zwar prinzipiell nur für größere Ge- 
meinden und auf Antrag?. Diefelbe ſoll aus mindeſtens acht und höch— 
ſtens vierundzwanzig? gewählten? bezw. teilweile aus der Zahl ber 
größeren Grundbefißer entnommenen?® Mitgliedern beftehen. Die Wahl 
findet in einem bejonderen Wahlverfahren® ſtatt. Für die Wählbarfeit 
gelten diefelben Vorausſetzungen wie für die Gemeindebeamten?!. Ebenſo 
greifen Hinfichtlich der Annahme und Ablehnung der Wahl jowie der den 
Mitgliedern etwa zu gewährenden VBergütigung die für jene maßgebenden 
Vorſchriften Plag°. Einer obrigfeitlichen Beftätigung bedürfen dagegen 
die Ausſchußmitglieder nicht”. Sie werden jedoh vom Vorfteher in 
Öffentlicher Gemeinde» oder Ausſchußverſammlung mittelft Handſchlags ver- 
pflichtet '°. Bon den gewählten Mitgliedern jcheidet alle drei Jahre ein 
Drittel nach näherer Vorſchrift der Ausführungsbeitimmungen!! aus. 
Das Stimmverhältnig joll dem in der Gemeindeverfammlung bejtehenden 
thunlichſt entſprechen. Doch gelten Hinfichtlic des Stimmgewichts der 
größeren Grundbefizer Modifikationen”. Die Abjtimmung regelt fich 
analog den Für die Gemeindeverfammlung bejtehenden Normen!” mit 
der Maßgabe, daß die Beſchlußfähigkeit von der Anwejenheit mindeftens 
der Hälfte der Mitglieder abhängig if. Der Gemeindevorfteher hat im 
Ausjchuffe als jolcher Stimmrecht unbefchadet des Stimmrecht derjenigen 
Stimmelaffe, zu der er ala Gemeindeglied gehört. Durch Beichluß der 


ı 8 49 der Landgem.Drd. $ 33 Ziffer 2 des Zuft.:Gei. 
2 8 51 der Landgem.Ord. 

s 8 22 der Ausf.Bek. vom 28. April 1859. 

+ 8 53 der Landgem.-Drb. 
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Gemeinde kann der Gemeindeausfhuß wieder befeitigt werden!, doch un— 
terliegen dergleichen Beſchlüſſe zwechmäßigerweiſe der Betätigung durch dem 
Kreisausſchuß?. 

Die materiellen Zuſtändigkeiten der Gemeindeorgane an— 
langend, jo ergeben ſich diejenigen der untergeordneteren: der Gemeindean⸗ 
geſtellten und der Gemeindediener, ohne weiteres aus dem Zweck ihrer 
Beſtellung. Dagegen präcifiert das Geſetz die Rechte und Pflichten des 
Gemeindevorjtehers, der Gemeindeverfammlung und eintretenden Falls des 
Gemeindeausſchuſſes genauer. 

Dana) Liegt die gefamte Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten ® 
einfchließlic der Rechnungsführung * und der Polizei? grundjäßlich in 
der Hand des Vorſtehers. Ohne an die Zuftimmung oder Mitwirkung der 
Beigeordnneten gebunden zu fein, verwaltet er mit eigener Initiative und 
Verantwortung. Soweit alfo die Geſetze dem Gemeindevorftande Rechte 
verliehen oder Pflichten auferlegt haben, ift für die Provinz Hannover der 
Borfteher ala folder das Subjelt. Kollegiale Gemeindevorftände find 
für die eigentlichen Landgemeinden® der hannoverſchen Gemeindeverfaffung 
unbelannt. 

In wichtigeren, im Geſetz beſonders vorgefehenen Angelegenheiten’ 
hat der Borfteher die Beichlußfaffung der Gemeindeverfammlung oder des 
Gemeindeausichuffe® zu veranlafieen®. Namentlich ift dies in Rechts- 
angelegenheiten der Gemeinde der all, wo indeſſen der Vorfteher bei Ge- 
jahr im Verzuge jelbftändig zu Handeln ermächtigt ift?. Ferner Liegt es 
dem Gemeindevorfteher ob, für das ordnungsmäßige Zuftandelommen der 
Gemeindebeichlüffe und, wo nötig, für die Herbeiführung ber obrigkeitlichen 
Beftätigung!® Sorge zu tragen. Er beraumt die Gemeinde- oder Aus 
jhußverfammlungen an, jet die Tagesordnung feit, erläßt die Ladungen 
event. unter Androhung von Gelditrafen!!, jorgt mit der gleichen Be- 
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fugnis für geordneten Berlauf der Berfammlungen und das ordnungs— 
mäßige Zuſtandekommen ber Beichlüffe! und führt diefelben, falls er eg 
nicht für erforderlich erachtet, fie zu beanftanden?, aus. Geldftrafen wegen 
Ausbleibend aus der Berfammlung oder wegen ungebührlichen Verhaltens 
in derjelben feßt er, foweit nicht der Gemeindeausſchuß dafür zuftändig ifl?®, 
feft und zieht diejelben vorbehaltlich der Klage im Berwaltungsftreitver« 
fahren gegen feine oder des Gemeindeausſchuſſes bezügliche Beſchlüſſe 
durch den Gemeindediener oder, wenn dies nicht angeht, durch das gemäß 
der Verordnung vom 7. September 1879 durch den Regierungspräfidenten 
zu bejtimmende Organ ein*. Mit der Berwaltung der eigentlichen 
Gemeindeangelegenbeiten erjchöpfen fich indeſſen die Funktionen des Vor— 
ftehers noch nicht. Neben derfelben Liegt ihm verfafjungsgemäß die Be— 
forgung aller ihm durch Geſetz, Verfaſſung, Herlommen oder von ben 
höheren Behörden übertragenen Landesangelegenheiten in feiner Gemeinde 
ob. Zu hannoverſcher Zeit kam bier in Betracht die Mitwirkung in Hoheits— 
ſachen, Militärfahhen, Steuerfachen, Amtövertretung, Gewerbefachen, Iand- 
wirtjchaftlichen Angelegenheiten, Polizeiſachen (Gefundheits-, Paß-, Fremden⸗, 
Sicherheits-, Sitten und Ordnungspolizei), Polizeiitraffachen und gewiſſe 
Angelegenheiten des Civil- und Strafrechts®. Immerhin war e® bei der 
Einfachheit der Verhältniffe möglich, die Inanfpruchnahme ber Vorſteher 
in mäßigen Grenzen zu halten. Mit Einführung der altpreußiichen Ein« 
richtungen, namentlich durch Übertragung der Führung der Stammrolle, 
der Veranlagung zur Klaffenfteuer, der Kontrolle der Hlafjenfteuerab- und 
szugänge, der Standesamtsgeſchäfte u. j. w. trat jedoch eine erhebliche 
Steigerung ihrer Geſchäfte ein. Seitdem datiert wenigjten® die Klage der 
Behörden Über die mwachjende Schwierigkeit, für das VBorfteheramt geeig- 
nete Perfönlichkeiten ausfindig zu machen, und daneben das Streben ber 
Gemeindebeamten nach jeften bezw. höheren Befoldungen. Die Kreisord- 
nung bat demnächſt die Stellung des Gemeindevorftehers im Verhältnis 
zur Kreißverwaltung geregelt, ohne gerade eine Entlajtung herbeizuführen. 
Insbeſondere ift der Vorfteher auf Grund ihrer Vorſchriften die Obrigkeit 
des Gemeindebezirks und als ſolche das Organ des Landrats für die dem» 
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jelben obliegende Verwaltung der Orispolizei!. In dieſer Eigenfchait be— 
fit er eine Reihe gefeglich näher präcifierter Befugniſſe?, die allerdings 
geeignet find, die Stellung des Vorftehers in der Gemeinde zu heben. Den- 
jelben jtehen jedoch Obliegenheiten gegenüber?, die, wenn fie auch nicht 
durchweg neue find, dennoch eine Vermehrung der Gejchäfte des Gemeinde 
vorſtehers herbeiführen. In Berbindung mit den durch die oben darge- 
ftellte gefteigerte Inanspruchnahme der Gemeinde für ftaatliche Zwecke ver— 
urfachten erhöhten Anſprüchen an die Leiftungsfähigkeit tragen fie in der 
That dazu bei, den Vorfteher feinen eigentlichen Aufgaben in der Gemeinde 
zu entfremden“. 

Die Zuftändigfeit der Gemeindeverfammlung ift durch das Ge- 
jeg beftimmt abgegrenzt’. Diefelbe bat bei gewiſſen wichtigeren Ange— 
legenheiten der Kommunalverwaltung mitzuwirken. Insbeſondere liegt ihr 
die Vornahme der erforderlihen Wahlen und Anftellungen ob®. Die be= 
züglichen Vorſchriften der Landgemeindeordnung beftehen mit einigen durch die 
neuere Reichs- und Landesgeſetzgebung Herbeigeführten Modifikationen noch 
zu Net. Nur die Befugnis, Strafbeitimmungen feftzuftellen?, ift durch 
die Verordnung vom 20. September 1867 befeitigt und vorbehaltlich ber 
Anhörung des Gemeindevorftandes bez. der Gemeindeverfammlung oder, 
wo eine folche bejteht, der Gemeindevertretung auf die Ortöpolizeibehörbe, 
aljo den Landrat, übertragen worden®. lbrigens iſt die Gemeindever- 
jammlung gefetlich Teineswegs in der Lage, den Borfteher unter ihren 
Willen zu zwingen. Bielmehr Hat umgekehrt der Vorfteher die Befugnis 
wie die Pflicht, die Beichlüffe der Gemeindeverfammlung Hinfichtlich ihrer 
Gültigkeit und Zuläffigkeit einer Kontrolle zu unterziehen und gegebenen 
Falls zu beanſtanden?. 

Der Gemeindeausſchuß ſchließlich tritt da, wo er ins Leben ge— 
rufen ift, in Ermangelung von Sonderfeititellungen, durch welche der Ge- 
meindeverfammlung für gewifle Gegenitände die Zuitändigfeit erhalten 


ı 88 34. 35 der Hannod. Kreis-Ord. 

2 vergl. Brüning a. a. O. ©. 126 ff. $ 132 bed Lanbeäverw.:Gej. vom 
30. Juli 1883. 

3 vergl. ebendajelbft. 
Fachtmann a. a. ©. ©. 19. Ebert, Zandgemeindegeiehgebung ©. 15. 37 ff. 
88 41. 51. 53. 54 der Landgem.Ord. 
SS 46. 47. 41 Ziffer 11 der Landgem.Ord. 
$ 41 Biffer 3 a. a. D. Ebert, Landgemeindegefekgebung ©. 25. 
$ 5 der Verord. vom 20. September 1867 und $ 24 der Hannov. Kreis-Ord. 
z 29 des Zuſt.Geſ. Ebert, Yandgemeindegefekgebung ©. 26. 
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wird', ganz an die Stelle der Gemeindeverfammlung?. Ob dies auch 
Binfichtlich der Wahlen der Gemeindebeamten der Fall ift, iſt in Kitteratur 
und Praris kontrovers geblieben. Den Wortlaut des Geſetzes hat die 
bejahende Anficht für fich. 

Was die finanzielle Seite der Gemeindeverwaltung * betrifft, jo rech- 
net das Gejeß zum Gemeindevermögen alles, was der politifihen 
Gemeinde als folcher zuiteht?, insbejondere: Gebäulichkeiten, wie Spriben- 
bäufer, Armenhäufer zc., Feuerlöfchgerät, Anpflanzungen, Forften u. ſ. w. 
Mit Rüdfiht auf die zur Zeit der Landgemeindeorganijation herrichenden 
Berbältniffe Hat der Gejetgeber den fcheinbar überflüffigen Hinweis für 
zwedmäßig erachtet, daß vom Landgemeindevermögen im obigen Sinne 
das Genofjenichaftsvermögen der Gemeindeglieder oder einzelner Klaſſen 
derjelben zu unterfcheiden jei®. Diefer Hinweis war jedoch mit Rüdficht 
darauf jehr angebracht, daß bis dahin politifche und Nealgemeinde fich 
durchgehends gededt und infolge davon eine gejonderte Bermögensverwal- 
tung und Rechnungsführung nur ſehr felten beftanden hatten. Dasjelbe 
gilt von den detaillierten Vorſchriften betreffend die Behandlung von Diffe- 
renzen darüber, ob etwas Gemeindevermögen oder Genofjenjchaftsvermögen 
oder ob und wieweit da8 Verfügungsrecht der Gemeinde über daß erftere 
durch Rechte von Gemeindegliedern beſchränkt fei, jowie betreffend die Aus— 
einanderfegung, wenn aus dem Genofjenfchaftsvermögen Verwendungen für 
die Gemeindelaften erfolgt find”. Werden doch diefe Beftimmungen, da 
die hannoverſche Verwaltung feiner Zeit anjcheinend die Auseinander- 
jegungen nicht mit der erforderlichen Energie betrieben hat, noch heute nicht 
jelten praftiich, zumal neuerdings infolge des Gejeges vom 5. Juni 1888 
betr. die Verfaſſung der Realgemeinden in der Provinz Hannover — Gejeh- 
jammlung ©. 233 — die Regelungen häufiger geworden find. Freilich pflegt 
die Löſung der dabei Hervortretenden Unklarheiten, nachdem ſeit der Reor— 
ganifation jaft vier Jahrzehnte ind Land gegangen find, infolge Verwiſchung 
der thatjächlichen Anhaltspuufte und vielfacher objervanzmäßiger Rechte- 
bildungen ungemein erſchwert zu fein. 


ı 8 52 ber Landgem.Ord. 

2 8 52 ber Landgem.Ord. 88 19 ff. der Ausf.Bek. vom 28. April 1859. 

3 Ebert, Landgemeinbegejehgebung ©. 30. Brüning a. a. O. ©. 440. 

+ Altenftüde der X. allgem. Ständeverfammlung S. 284, ber XI. ©. 97, 
88 60 ff. der Landgem.:Ord. Stüve a. a. D. ©. 269. 

5 8 60 Abj. 1 der Landgem.Ord. 

°s 860 Abi. 2 a. a. D. 

7 88 61. 62 a.0. O. 
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Die Gemeinden verwalten ihr Vermögen jelbfi!. Eine Einwirkung 
der Staatöbehörden im Wege der Aufficht darf fich nicht weiter erftrefen 
ald dahin, daß das Vermögen erhalten werde?. Beſondere Grundſätze 
gelten Hinfichtlich der Verwaltung der Gemeindeforften. 

Bei der außerordentlichen Bedeutung, welche gerade diefer Zeil des 
Gemeindevermögens nicht nur für die Gemeinde jelbft, jondern auch für 
die Allgemeinheit befitt, wandte die Gejebgebung demjelben billig ihr 
Augenmerk befonders zu?. Wenn Stüve perfönlich und mit ihm anfäng- 
lich die Regierung nicht abgeneigt gewejen zu ſein jcheint, auch bier der 
Gemeinde freie Hand zu laffen*, freilich nur unter Vorausſetzung einer 
erheblichen Stärkung der Autorität de Gemeindevorjtandes, jo hat jpäter 
die Regierung weniger entjchieden Stellung genommen. Sie nahm zunächſt 
die Regelung der Berwaltung bdiejes Teiles des Gemeindevermögend im 
Wege von Provinzialgefegen in Ausficht? und ließ im Jahre 1849 durch 
eine gemifchte Kommiſſion eine genaue Unterfuchung der für das weitere 
Vorgehen beſonders bedeutungsvollen Zuftände im Fürftentum Hildesheim 
anftellen. Hier war nämlich bereits feit längerer Zeit durch Herlommen 
und Gefeß® die forfttechnifche Verwaltung der Gemeindeforften in die 
Hand der Staatöforftbehörden gelangt. Den Gemeinden war nur ber 
finanzielle Teil der Verwaltung geblieben”. Man wählte gerade dieſes 
Derwaltungsgebiet, um ein klares Bild der Verhältniffe in demjenigen 
Zandesteile zu gewinnen, welcher den Einfluß der Staatsverwaltung am 
ftrengjten ausgebildet Hatte, und um von Hier den Mapftab Tür die Re— 
gelung der im übrigen höchſt buntjchedigen Rechtöverhältniffe zu ent» 
nehmen ®. 

Das Gutachten der Kommilfion trat mit großer Entichiedenheit dafür 
ein, im Hildesheimifchen die Verwaltung der Gemeindeforften, wie biäher, 
unter einer geregelten Beteiligung der Gemeinde in der Hand der Staatä- 
forjtbehörden zu belafjen, wobei fie fich auf die mit diefem Syſtem erzielten 
in der That glänzenden Rejultate und namentlich darauf zu berufen ver- 


ı 8 20 des Verfaflungsgelehes vom 5. September 1848. 

8 7... O. 

3 Aktenſtücke der X. allgem. Ständeverjammlung ©. 276. Stüve a.a.D. S. 206. 

+ Stüve a. a. D. ©. 270. Altenftüde ber X. allgem. Ständeverlammlung 
©. 183, der XI ©. 1772. 

5 Altenftüde der X. allgem. Ständeverfammlung S. 276. 277. 285. 

° Kgl. Weftfäl. Dekret vom 29. März 1808 und Berord. vom 21. Oftober 1815. 

" Die ftaatliche Verwaltung erftredt fi) auch auf die Forſten der Genofien- 
Ichaften, Kirchen und öffentlichen Anftalten jowie auf Privatforften. 

s Altenftüde der X. allgem. Ständeverfammlung S. 277. 
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mochte, daß die Gemeinden im wohlverftandenen eigenen Intereſſe eine 
Anderung gar nicht wünfchten. Dementfprechend fand für das Fürftentum 
Hildesheim eine Abänderung der geltenden Beftimmungen nicht ftatt. Aber 
auch für die anderen Landesteile blieb die Sache vorerft auf fich beruhen. 
Erft im Jahre 1859 erging für die Fürſtentümer Galenberg, Gruben- 
bagen, Göttingen und das Eichsfeld, wo die Berhältniffe dem Hildes- 
Heimifchen im wejentlichen gleichartige waren, ein Gejeß!, welches für 
dieje Landesteile die Gemeindeforftverwaltung im engften Anſchluß an die 
Hildesheimifchen Zuftände und unter Verwertung der durch das Gutachten 
der Kommilfion gewonnenen Refultate regelte. Später auf die Grafſchaft 
Hohnftein ausgedehnt, hat fich das Syſtem in bem neuen Geltungsbereich 
bald ebenfo wie im Fürftentum Hildesheim eingelebt und praktiſch vor— 
trefflich bewährt. Die Gemeinden, was gewiß Hoch anzufchlagen, find 
auch Hier damit zufrieden. Der Zuſtand der Gemeindeforjten in jenen 
Zandesteilen aber kann nur ein ausgezeichneter genannt werben. 

Im übrigen blieb es beim alten. Gin für das Lüneburgifche und 
die Grafſchaften Hoya und Diepholz beftimmter analoger Gejegentwurf 
gelangte infolge der 1866er Ereigniffe nicht zur Verabſchiedung. Hier 
und in den Übrigen Teilen der Provinz herrſcht daher Heute das Syſtem 
der allgemeinen Staatsauffiht. Dasjelbe genügt eben, Devaftationen 
zu verhüten. Zu einem Auffhwung der Gemeindeforftwirtichaft, wie er 
im füdlichen Zeile der Provinz dank dem dort herrſchenden Syftem jtatt« 
gefunden hat, vermag es nicht zu führen. Jedenfalls ift der Beweis ge= 
liefert, daß, Jo richtig es fonft auch fein mag, den Gemeinden in ber 
Berwaltung ihres Vermögens thunlichft freie Hand zu laſſen, auf dem 
Gebiete des Gemeindeforſtweſens eine möglichft umfaffende Einflußnahme 
der Staatöbehörden, zumal wenn diefelbe, wie es die biefige Gejeßgebung 
ermöglicht, in jchonender Weile ausgeübt wird, nur fegensreich wirkt. 
Es ift zu beflagen, daß die neuere Gefehgebung?, indem fie, vielleicht 
ohne die Tragweite zu ermeflen, in etwas radifaler Weile die den ver— 
waltenden Behörden und Beamten zuftehenden Strafbefugniffe? befeitigte, 


ı Gele vom 10. Juli 1859, die Verwaltung ber Gemeinde- und Kirchenforften 
in den Fürftentümern Galenberg, Göttingen und Grubenhagen und ben damit ver: 
bundenen Zanbesteilen betreffend (Hannov. Gej.:Samml. ©. 725) und Minift.Bel. 
dazu vom 26. Juli 1859 (Hannov. Geſ.Samml. ©. 739). 

2 8 96 bes Feld: und FForftpofizeigefege vom 1. April 1880 (Gei.- Samml. 
S. 230). 

: 8 5 der Ausf.:Bek. vom 29. Juli 1859. Belanntmadhung der Landdroftei 
Hildesheim vom 26. Auguft 1857. 
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denfelben eine Handhabe entzog, gegenüber renitenten Glementen ihren 
Anordnungen den geeigneten Nachdruf zu verleihen. Es ift damit eine 
Schwächung des Syftemd verbunden, welches gewiß für die Staatäforft- 
verwaltung feine bejonderen Bequemlichkeiten mit fich bringt, welches aber 
feiner großen volfswirtichaftlihen Bedeutung wegen die forgfältigite Pflege 
jeiten® des Staat3 verdient, um jo mehr, ala ſich Anzeichen bemerflich machen, 
dab den beteiligten Yaltoren nicht immer das volle Verftändnis für die 
organiiche Entwidelung und die höheren Zwecke diefer vortrefflichen Gejeß- 
Hebung innewohnt. — 

Zu den Gemeindelaften d. h. den aus den Öffentlichen Verhält« 
niffen! der Gemeinde erwachlenden Aufwendungen? muß, falls dieſelben 
aus den Grträgniffen des Gemeindevermögens nicht bejtritten werden fünnen, 
jedes Gemeindemitglied, außer den Geiftlichen und Lehrern®, jowie jedes 
Grundſtück, außer den unmittelbar zu Zweden des Staats, der Kirche oder 
der Schule dienenden *, verhältnismäßig beitragen®. Insbeſondere alſo 
auch die Ausmärker“. Sie wie Überhaupt auswärtige Gemeindeabgaben« 
pflichtige Haben auf Verlangen des Vorſtehers, Dispens durch den Land» 
rat vorbehaltlich, Bevollmächtigte zu beitellen, an welche die Gemeinde 
fich wegen der Laften Halten kann’. Der Beitragsfuß richtet fih, da ab» 
gefehen von der Gemeindewegelaft geſetzliche Vorſchriften nicht beftehen, 
zunächſt nach dem Herfommen event. nach der Beichlußfaffung der Ge— 
meinde®. Über Abänderungen bezw. befondere Regulierungen im Falle 
des Anſchluſſes neuer Zeile an die Gemeinde beichließt die Gemeindever- 
jammlung oder der Ausfhuß®. Der Beichluß unterliegt der Beitätigung 
durch den Kreisausſchuß!“. Insbeſondere fünnen neue Beitragsverhältniffe 
nur mit Bejtätigung des Kreisausſchuſſes eingeführt werden!. Im Falle 
der Nichtbeftätigung findet eine erneute Beſchlußfaſſung ſtatt. Äußerſten 





Attenftüde der X. allgem. Ständeverlammlung ©. 276. 281. 
a. a. D. ©. 283. 295. 
$ 1 Nr. 1 der Verordnung vom 23. September 1867 (Gei.:Samml. S. 1648). 
$ 64 der Landgem.Ord. 
$ 13 bes Derfafjungsgeiehes vom 5. September 1348. 
$ 65 ber Landgem.Ord. 
867 a. a. O. 
SS 47 ff. der Ausf.“Beſt. vom 28. April 1859. 
» S 13 des Verfaſſungsgeſetzes vom 5. September 1848. $ 41 Ziffer 8. 9 
ber Landgem.⸗Ord. 
0 842 Ziffer 7. 8 der Landgem.Ord. $ 31 des Zuft.-Gei. 
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Falls jtellt der Kreisausſchuß das Beitragsverhältnis feſt!. Beſchwerden 
und Einſprüche find nach SS 34. 37 des Zuftändigkeitögeießes zu behandeln. 
Rüditände werden im Berwaltungszwangsverfahren beigetrieben? und 
zwar durch den Gemeindediener oder, ſofern derjelbe dazu nicht qualifiziert 
ift, durch beſonders zu beftellende Organe?. 

Da die Gemeindelaflen in dem bier fraglichen Sinne nur diejenigen 
Aufwendungen umfaflen, welche bei der Erfüllung der den Gemeinden ala 
ſolchen obliegenden öffentlichen Aufgaben erwachjen, jo jcheiden von vorn— 
herein alle diejenigen aus, welche zufolge befonderer gejeßlicher Beitimmungen 
nicht der politifchen Gemeinde ala folcher obliegen. Alfo namentlich die 
Kirchen- und Schullaften*, die Wegeverbandslaiten, Verkoppelungs- ıc. 
Laften. Dagegen gehören zufolge befonderer DVerfaffungsbeftimmungd zu 
den Gemeindelaften diejenigen Ausgaben und Leiftungen, welche infolge 
polizeilicher Einrichtungen notwendig werden, joweit diefelben nicht vermöge 
Gejetes, Herkommens oder Bertrages Dritten obliegen. 

Abgejehen Hiervon darf feine Gemeinde mit Ausgaben oder Leitungen 
beichwert werden, wozu fie nicht durch Recht oder Geſetz verbunden ijt®, 
So iſt namentlich keineswegs zweifelsfrei, ob, was neuerdings vielfach ge= 
Ichieht, die Übernahme der Kirchen» und Schullaften auf die politifche Ge» 
meinde zuläffig it”. Ebenſo die Übernahme von Laſten und Pflichten 
der Feldmarkgenoſſen auf die Gemeinde. Auch da8 vielfach behördlicher- 
ſeits geitellte Verlangen auf Beſchaffung der Formulare für jtatiftilche ꝛc. 
Zwede auf Gemeindekoften dürfte mit jenem Grundja nicht zu ver- 
einigen jein. 

Die Verwaltung des Gemeindevermögend und die Verteilung der Ge— 
meindelajten ſowie in®bejondere die Führung der Gemeinderechnung ? Liegt 
dem Borfteher ob. Letzteres Geſchäft kann jedoch die Gemeindeverfamm- 
lung oder der Ausſchuß mit Genehmigung des Kreisausfchuffes einem be— 
ſonderen Angeſtellten? übertragen. Einer perſönlichen Beſtätigung bedarf 

ı 8 52 ber Ausf.Bek. vom 28. April 1859. $ 81 bes Zuſt. — 

2 8 68 ber Landgem.Ord. 

3 8 5 ber Verordnung vom 7. September 1879. 

+ Altenftüde der X. — Ständeverſammlung S. 279. 88 28. 29 des 
Verfafſungsgeſetzes vom 5. September 1848 und Geſetz betr. die Kirchen- und Schuls 
vorftände vom 14. Oktober 1848 (Hannov. Geſ.Samml. ©. 301). 

5 8 46 bed Landesverfaſſungsgeſetzes von 1840. 
$ 53 bed Landesverfafſungsgeſetzes von 1848. 

Ebert, Yandgemeindegejehgebung ©. 7. 
8 38 der Ausf.:Bel. vom 28. April 1859. 
$ 40 a. a. O. $ 42 Ziffer 9 der Landgem.:-Orb. 
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der NRechnungsführer nicht!. Für umfangreichere Gemeindevermögens- 
oder »laitenverhältniffe ift die Aufftellung eines Voranjchlages zugelaffen ? 
und in Gebrauch. Die Gemeinderechnung ilt binnen acht Wochen nad 
Ablauf des Rechnungsjahres abzulegen und einer zu diefem Zwede ſeitens 
der Gemeindeverfammlung oder des Ausjchuffes aus ihrer Mitte zu wählen 
den Prüfungslommiffion zu überweilen? Nach jtattgehabter Prüfung 
wird die Rechnung mit den geftellten Erinnerungen eine Zeit lang zur 
Einficht der Beteiligten öffentlich ausgelegt und aladann fpäteftens binnen - 
einem halben Jahre nah Schluß des Rechnungsjahres dem Landrat ein» 
gereicht *, welcher die Rechnung wenn auch nicht zu revidieren, jo doch 
jedenfalla daraufhin zu prüfen bat, ob die Vorfchriften des S 42 der 
Zandgemeindeordnung betr. die Beitätigung gewifler Gemeindebeichlüffe 
durch den Kreisausſchuß jtrifte Beachtung gefunden haben“. Gintreten- 
den Falls Hat der Landrat gegen ſolche Berftöße von Amts wegen einzu-= 
ichreiten®. ine Euperrevifion der Rechnung ift in der Regel nur auf 
Antrag zu veranlaflen?. — 

Was die Auffiht des Staats über die Landgemeinde anlangt*, 
fo Hat die hannoverſche Gejehgebung zwar den Zuftand, den Stüve? ala 
erftrebenäwert bezeichnet Hatte: „die Geſchäfte des Staat und der Ge 
meinde voneinander zu jondern; jene dem Staate und jeinen Behörden, 
diefe aber den Unterthanen jelbft zu überlaffen und die Staatäthätigfeit 
in Bezug auf letztere auf bloße Erhaltung der Ordnung zu beſchränken“ — 
nicht durchaus verwirklicht. Immerhin ift erreicht worden, daß die Land» 
gemeinden von ber nitiative der Verwaltungsbehörden unabhängig ein 
eigenes kommunales Leben zu entfalten in den Stand gejeht wurden. Die 
grundlegenden Beitimmungen enthält das Berfafjungsgefeg vom 5. Sep» 
tember 1848 10. Darnach fteht den Landgemeinden unter Oberaufficht 
der Berwaltungsbehörden die eigene Verwaltung ihres Vermögens und die 
Regelung ihrer inneren Verhältniſſe u. ſ. w. zu. Diefe Aufficht, die 


ı &bert a. a. D. ©. 60. 

2 S 42 ber Ausf.Bek. vom 28. April 1859. 
3843 a. a. O. 

84 4. a. O. 

5 Ebert a. a. O. ©. 61 Anm. zu $ 46. 

6 8 45 ber Ausf.:Bef. vom 28. April 1859. 


"8460.00. 

s Fachtmann a. a. O. S. 7 ff. 
’ Stüve a. a. D. ©. 257. 

0 820 a. a. O. 
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übrigens koſtenfrei ftattfindet!, Hat fich, ſoweit fie die Bermögensverwaltung 
und die Verteilung und Berwendung der Gemeindelaften und leiſtungen 
betrifft, nur foweit zu erftreden, ala zur Erhaltung des Vermögens und 
zur Herbeiführung mit den berechtigten Intereffen und dem Gejamtwohl 
im Einklang ftehender Grundfäße bei Anordnung und Berteilung der Ab- 
gaben notwendig ift?. Daneben ift der Auffichtsbehörde verfafjungsmäßig 
allgemein das Recht der Entjcheidung über Beſchwerden gegen die Gemeinde- 
verwaltung beigelegt?. Im übrigen find die fpeciellen Vorſchriften be» 
treffend die Aufficht über die Landgemeinden — abgejehen von der für 
Hannover neu ftatuierten Genehmigung des Regierungspräfidenten zu Ge- 
meindebejchlüffen betreffend die Veräußerung oder wejentliche Veränderung 
von Sachen, welche einen bejonderen wiſſenſchaftlichen, Hiftorifchen oder 
Kunftwert haben ıc.*, ſowie von den in Specialgefegen, inäbejondere in 
der Armen», Wege- und in der jocialpolitifchen Geſetzgebung etwa geord- 
neten bejonderen Auffichtsrechten — durchweg in der Landgemeindeordnung 
bezw. der Kreisordnung enthalten. Eine Zufammenitellung, etwa ent- 
Iprechend dem $ 119 der hannoverfchen Städteordnung vom 24. Yuni 1858, 
findet fich indefjen nicht. Die materiellen Vorſchriften find vielmehr aus 
den Einzelbeftimmungen zu entnehmen. Danach erftredt fich die Aufficht 
der Verwaltungsbehörden über die inneren Gemeindeangelegenheiten insbe— 
fondere auf die Regelung der Stimmordnung?, auf die Beftätigung der 
Gemeindebeamten®, auf die Genehmigung gewiffer wichtiger Gemeinde- 
bejchlüffe?, auf Außeinanderjegungen betr. das Gemeinde: und Genofjen= 
Ichaftsvermögen®, auf die Vereinbarung der Grenzen der Gemeindebezirke?, 
die Disciplin über die Gemeindebeamten!? zc. 

Die Zuftändigkeiten find gelegentlich der neuen Berwaltungsreorgani« 
fation durchweg neu geordnet worden. Und zwar führt danach !! in erfter 
Anftanz der Landrat als Vorfigender des Kreisausſchuſſes — in Behinderungs- 


ı 8 17 Abſ. 5 a. a. O 

2 8 17 Abi. 2 a. a. O. 

3 8 17 Abſ. 3 a. a. O. modifiziert durch $$ 24. 27—29. 34 des Zuſt.Geſ. 

8 30 bes Zuft.:Gel. 

5 88 4 ff. der Landgem.Drb. 

6 5 20 des Verfafjungsgejefes vom 5. September 1848. 58 26 fi. ber 


42 ve Zandgem.:Drb. 
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1 ber Hannov. Kreidordnung. Ebert a. a. D. ©. 22. 

8 24 bes Zuft.Gei. 
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fällen aljo nicht der Kreisſekretär, jondern ein befonder® zu wählendes 
Mitglied des Kreisausſchuſſes! — und in höherer und letter Inſtanz der 
Regierungspräfident die Aufjicht über die Landgemeinden. Außerdem ift 
dem Kreisausſchuß vorbehaltlich der Beichwerde an den Bezirksausſchuß? 
die Entfcheidung in denjenigen Fällen übertragen, in denen es fich, abge- 
jehen von dem bejonderen Falle des S 30 des Zuftändigkeitsgejeges, um 
die Bejtätigung gewiſſer Gemeindebejchlüffe im Auffichtawege haubelt?, 
Ferner in dem Verſahren betr. die Fellitellung der Stimmordnung in 
Samtgemeinden*, betr. die Einführung fefter Befoldungen für Gemeinde» 
beamte und »angeitellte jowie für Gemeindediener® u. ſ. w. 

Neben den Gemeinden nehmen die Gutsbezirke eine in materieller 
Beziehung durchaus ebenbürtige Stellung ein. Die hannoverfche Gejeh- 
gebung hatte die Bildung von Gutsbezirken oder, wie der technifche Aus— 
druck war, jelbftändigen Befitungen nicht eben begünftigt. Diefelbe wider- 
jtrebte einem Grundgedanken der Stüvelchen Gefetgebung, welche gerade 
durch den Anjchluß der Güter an die Gemeinde, dadurch, daß fie die In— 
tefligenz des Landadels und feine materielle Leiftungsfähigfeit dem Intereſſe 
der Gemeinde dienjtbar machte, den Gemeinden eine wejentliche Kräftigung 
zu verleihen beftrebt war. Nur unter Vorausſetzungen, welche das Intereſſe 
der Gemeinde ala unbedingten Maßſtab in den Vordergrund treten 
laſſen — es muß feftftehen, daß die Verbindung für eine gute Gemeinde» 
verwaltung nicht zwedmäßig it? — dürfen abweichend von der Regel, 
daß jedes Grundftüd in Beziehung auf die öffentlichen Verhältniſſe einer 
Gemeinde angehören joll?, größere Domanial-, Klofter- und fonftige Güter 
und Höfe jowie größere unbebaute Befigungen von dem Anjchluß an eine 
Gemeinde ausgenommen bleiben bezw. werden®. Es darf daher nicht 
wunder nehmen, daß auf die vorhandenen ca. 4020 Landgemeinden der 
Provinz nur ca. 320 Gutöbezirke entfallen, von denen überdied noch etwa 
150 auf fisfalifche Forftbezirte und außerdem noch ein erheblicher Prozent- 
ja auf fisfaliiche Domänen: und Moorbefigungen, jowie Kloftergüter und 


ı 8 92 der Hannovd. Kreis-Ord. 

2 8 121 des Landesverwaltungsgeiehes vom 30. Juli 1883. 

» 8 31 des Zuft.-Gel. 

+ 88 20. 5 ber Landgem.:Orb. 

88 35 Abi. 2. 3; 42 Ziffer 9 bez. 6 der Landgem.-Orb. und $ 32 Ziffer 4 
des Zuft.:Gei. 

° Gef. vom 28. April 1859 und Reſtr. des Min. des Innern an bie Land: 
droftei Hannover vom 7. Juni 1880 in Sadıen von Kalm. 

? Gef. vom 23. April 1859, einziger Paragraph Abi. 1. 

8 a. a. D. Abf. 2 ff. 
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ſtädtiſche Befigungen zu rechnen ift, jo daß nur eine verhältnismäßig jehr 
geringe Anzahl eigentlicher Güter und BPrivatbefitungen fommunale 
Selbitändigkeit behalten bat. Infolge davon blieb auch die fommunale 
Individualität der Gutsbezirke faſt ganz unentwidelt. Wo irgend an— 
gängig, jollten vielmehr die jelbjtändigen Befizungen einem Verbande 
mehrerer Nachbargemeinden ac. beigelegt werden !. Es fehlte jede Ber 
ftimmung über den Gutövorfteher. Die entiprechende Anwendung der für 
die Gemeinden bejtehenden Vorſchriften war vielfach unklar. Nur hin— 
fihtlih der im öffentlichen Intereſſe erforderlichen Ausgaben beftand die 
Borjehriit, daß diefelben von Eigentümer zu tragen jeien?. Aber auch 
nachdem die fommunalen Pflichten des Gutsherrn und die Angelegenheiten 
des Gutävorftehers im Anſchluß an die altpreußifchen Beftimmungen ihre 
Regelung gefunden Haben?, find die hannoverſchen Gutsbezirke immer noch 
von den altländifchen wejentlich verſchieden. Weit jchärfer als dort tritt 
nämlich die Einheitlichkeit des Eigentums als begriffliche Vorausſetzung 
des Gutsbezirls hervor. Enclavierte Grundftüde anderer Eigentümer find 
einer Gemeinde anzufchließen. Abſpliſſe werden fommunalfrei und müſſen, 
falls fie nicht ſelbſt ala Gutsbezirke weiter beftehen können, einer Gemeinde 
angefchloffen werden. Soll im falle der Teilung des Gutsbezirks unter 
mehrere Eigentümer die fommunale Einheit zwifchen den Teilen aufrecht« 
erhalten bleiben, jo fann e3 nur in der Form der Gemeindebildung ge— 
ſchehen. Gutsbezirke mit geteiltem Eigentume, förmliche Gutögemeinden, 
wie fie der preußifche Diten fennt, find im Gebiete der hannoverjchen 
Gejetgebung unmöglich *. 

So ift der Gutäbezirt in der Provinz Hannover für das ländliche 
Kommunalleben ein Faktor von jehr untergeordneter Bedeutung geblieben. 
Der Schwerpunft beruht in der Gemeinde. 

Aus den Berhältniffen der Landbevölferung organijch Herausgebildet, 
bat fie biöher eine durchaus gejunde Entwidelung genommen. Das den 
wirtfchaftliden Eigentümlichkeiten des Landes forgfältig angepaßte Ge 
meinderecht hat fi) in der Hauptlache bewährt. Seine Gıundfäße find 

! a.a. D. Abi. 6. 

2 8 46 des Landesverfaſſungsgeſehes von 1840. 

3 Ebert a. a. D. ©. 15 ff. 22. 

+ Neuerdings hat das Oberverwaltungsgericht in Sachen von Dobbeler wider 
Mehrum und Gen. (Regbez. Hildesheim) entichieden, dat die hannoverſchen Guts— 
bezirfe fi) mit denen ber öftlichen Bezirke volllommen decken und daß demgemäß 
abveräußerte Trennſtücke nur mit ftaatlicher Genehmigung aus dem kommunalen 


Gutsverbande auäjcheiden, dieſer Verband auch bei völliger Zerftüdelung ohne jene 
nicht erliicht. Die Entſcheidung ift nicht einwandsfrei. 
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dem Volke überall in Fleiih und Blut übergegangen. Ein Bedürfnis 
fundamentaler Umgeftaltung bat fi) nirgends gezeigt. Aber es läßt fich 
nicht verhehlen — und vortrefflicde Kenner der hannoverſchen Landge- 
meindeverhältniffe teilen diefe Auffafjung —, daß die Entwidelung der 
ländlichen Gemeindeverhältnifje fich in einer Kriſis befindet. Erwachſen 
aus den einfachen VBerhältniffen, wie fie um die Mitte diefes Jahrhunderts 
auf dem flachen Lande Herrichten, in ihrer Organifation bemefien auf die 
damals vielfach noch patriarchalifchen Beziehungen zwiſchen den ländlichen 
Bevölkerungsſchichten, fieht fich die Landgemeinde neuerdings in mehr als 
einer Richtung einer Steigerung ihrer Aufgaben gegenübergeftellt, der Ge- 
nüge zu leiften ihr häufig die Fähigkeit gebriht. Bald wird ihre finan« 
zielle Leiftungsfähigkeit auf harte Proben geitellt.e Bald ift fie in Ber- 
legenheit um Perjönlichkeiten, welche den ſowohl in Bezug auf das Können 
als auf den Zeitaufwand außerordentlich gefteigerten Anforderungen an das 
Borfteheramt zu genügen im ftande find. Die Schwierigkeit wird erhöht 
durch die unverhältnismäßige Häufigkeit zu Heiner Gemeinden. Die tiefe 
ven Urſachen liegen teild in den veränderten politifchen und ſocialen Ge— 
famtverhältniffen, teild in der veränderten Tendenz der Gejegebung, welche, 
wenn fie nicht geradezu in den von Stüve für die hannoverjchen VBerhält- 
niffe jo ſcharf perhorreszierten Fehler verfällt, die Gemeinde als unterfte 
Stufe der adminijtrativen Hierarchie! zu behandeln, die Gemeinden doch 
mit allerlei Aufgaben befaßt, die, ala man die jetige Gemeindeverfafjung 
fchuf, bei der Abwägung der Leiftungsfäbigkeit der Gemeinde gegenüber 
den fommunalen Aufgaben jchon deshalb nicht in Betracht gezogen werben 
fonnten, weil fie fommunale Aufgaben überhaupt nicht find. Gerade 
diefe pfeudofommunalen Aufgaben aber find e8, welche das ländliche Ge- 
meindeleben geradezu in feinen Grundlagen erſchüttern. Wie oben gezeigt, 
ift das wefentlichfte Organ der hannoverſchen Landgemeinde der Vorfteher. 
Bei der Wichtigkeit feiner Stellung ift e8 von der größten Bedeutung, 
daß möglichft unabhängige und intelligente Männer zu derfelben gelangen. 
Dazu müfjen die beften Elemente der Landbevölkerung ihre Dienfte leihen. 
Um dies ficherzuftellen,, bekleidete man das Borfteheramt mit möglichiter 
Autorität, geftaltete man dasſelbe ala Ehrenamt und legte Wert darauf, 
den Borfteher mit Schreibwert jowenig wie möglich zu bebelligen. In 
legterer Richtung trat bereit jeit 1867 eine weſentliche Anderung ein?. 
Ganz unverhältnismäßig aber haben fi mit der oben dargeftellten 


.t Stüve a. a. D. ©. 256. 
?2 Bergl. oben ©. 229. 
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Steigerung der Aufgaben der Gemeinde neuerdings die Anforderungen an 
die Leiftungsfähigkeit des Vorſtehers vermehrt, jo daß es je länger deſto 
ichwerer fällt, geeignete Perfonen, denen die ehrenamtliche Vorſteherſchaft 
zugemutet werden fann, ausfindig zu machen. Die befferen bäuerlichen 
Elemente Halten fi) mehr und mehr zurüd, zumal die zunehmende Wider- 
ipenftigkeit und Unbotmäßigkeit der Bevölkerung die Annehmlichkeiten der 
Dienftführung nicht eben erhöht. Man muß zu minder gut fituierten Per- 
fönlichkeiten greifen, muß diefen Bejoldungen gewähren, und jo wandelt 
fich das Vorfteheramt aus einem Ehrenamte zum Berufsamt um, was 
wiederum bei den Kleinen, weniger präſtationsfähigen Gemeinden naturge- 
mäß zur Folge hat, daß das Amt um fo leichter in ungeeignete Hände 
gerät, weil angemefjene Bejoldungen nicht gezahlt werden fünnen. 

Hier müßte Hand angelegt werden. Aber freilich nicht an die Land- 
gemeindeordnung, deren bewährte Grundlagen es zu erhalten gilt. Auch 
Palliativmittel, wie die Schaffung von Gemeindeichreibern, find zu ver- 
meiden. Denn abgejehen von den Laſten, welche dadurch der Gemeinde 
errwachjen, würde das Injtitut, wie man anderwärt3 ja erfahren hat, viel- 
fah nur dazu führen, die Gemeinden unter den unerwänjchten Einfluß 
der Schullehrer und Winfeladvolaten zu bringen und das Vorjteheramt 
zu drüden jtatt dasfelbe zu heben. Es iſt notwendig, dem Vorfteher Ent- 
laftung zu jchaffen. Das kann aber nur gejchehen, wenn einerſeits Ge- 
jeggebung und Verwaltung aufhören, den Landgemeinden Dinge aufzu— 
bürden, die nicht ihres Amtes find, die Vorjteher auf Koften ihrer Leiſtungs— 
tähigfeit für die Gemeinde mit Staatlichen Subalterngejchäiten zu belaiten, 
und wenn anbdererjeit® den Gemeinden die pjeudoflommunalen Aufgaben 
möglichft wieder abgenommen werden. Dazu bietet die Übertragung der 
Laſt auf die bieiteren Schultern größerer Kommunalverbände oder auch 
neu zu Schaffender Zweckverbände das befte Mittel der Abhülfe. Die 
durchichnittliche KHleinheit der Gemeinden fordert dazu geradezu heraus, 
Vielfach vermag der Kreis wirkſam einzutreten. So namentlich und zwar 
erfahrungsgemäß mit beitem Erfolg hinfichtlich der außerordentlichen Armen 
lait. Häufig würden ſich auch fleinere Zwedverbände praktiſch er— 
weilen. Soweit die Gejetgebung nicht bereit3 die Bildung folcher Ver— 
bände zuläßt, müßte fie ermöglicht werden. Nur dürite, wenn die Ein- 
richtung wirklich brauchbar fein foll, nicht, wie dies Tür die hannoverſchen 
Samtgemeinden und Armenverbände bislang Erfordernis ilt, die Zuitimmung 
jämtlicher beteiligten Gemeinden die Vorausſetzung bilden, da jonit erfah— 
rungamäßig der Kirchturmpolitik der Yandbevölferung gegenüber felbjt mit 
den zweckdienlichſten Maßregeln nicht vorwärts zu fommen fein würde. 

Schriften XLIV. — Ländl. Gemeindewefen. 16 
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Als Aquivalent für die behördliche Ergänzung der Willensübereinftimmung 
fönnte eventuell die Mitwirkung beſonders autoritativer Inſtanzen oder 
der Bertretungsförper der Kommunalverbände (Kreife, Provinz) gewährt 
werden. An die Spite ſolcher Zwedverbände würden nad Möglichkeit 
ehrenamtliche Vorſtände nach Analogie der altpreußifchen Amtsvoriteher zu 
jtellen fein. Eventuell würden, wo das nicht anginge, auch der Anitellung 
von Berufsbeamten vom Standpunkte der Landgemeinde Bedenken nicht 
entgegenstehen, da es gleichgültig erfcheint, wer ihr den pſeudokommunalen 
Ballaft abnimmt. Die Hauptfache iſt eben, dab es geichehe. Erft dann 
wird die Landgemeinde wieder in die Lage verſetzt werden, ihren eigent- 
lihen Aufgaben dauernd und volllommen gerecht zu werden. Daß dies 
ber Tall ſei, daran Hat der Staat jelbft das allergrößte Intereſſe. 


XV. 
Das Gemeindeweſen in der Provinz Weitfalen. 


Don 
Ölonomierat Winkelmann- Köbbing!. 


Die Provinz Weftfalen, ala ſolche aus den verfchiedenjten früheren 
geiftlichen und weltlichen Befigungen in ihrer jeßigen Geftalt im Jahre 
1815 gebildet, befitt zwar heute eine einheitliche Provinzial-, Kreis⸗ und 
Gemeindeverfafjung; die Geftaltung des Gemeindelebens ift jedoch eine jehr 
verjchiedene, begründet teil durch die Hiftorischen Eigentümlichkeiten des 
Volkscharalters, teils durch die hochgradige Entwidlung der Induſtrie in 
einzelnen Bezirken im Gegenſatz zu anderen ganz ländlichen Kreiſen. Es 
wird daher zum Verſtändnis der weiteren Ausführungen beitragen, wenn 
wir mit wenigen Worten auf die Hiftorifche Entwidlung zurüdgreifen. 

Der jegige Regierungabezirt Minden, ca. 93 Quabdratmeilen (— 5256 
Quadratfilometer) groß, mit 521 000 Einwohnern, zerfällt in Anjehung 
der früheren ländlichen Berfaffung in zwei weſentlich verjchiedene Zeile: 
in den Kreiſen Minden, Lübbecke, Herford, Halle, Bielefeld und Wiedenbrüd, 
fowie in dem Amte Delbrüd und einem Zeile des Amtes Neuhaus im 
Kreife Paderborn, welche das frühere Fürftentum Minden, die Grafſchaften 
Ravensburg und Rietberg, die Herrichait Nheda, das vormals Osnabrück— 
ihe Amt Redenberg und das zum Fürftentum Paderborn gehörige Land 
Delbrüd begreifen, findet die Hofes- oder SKolonatäveriaffung, in den 
übrigen Zeilen des Kreiſes Paderborn, und in den Kreiſen Büren, Mars 


J I Bei ber Darſtellung der älteren kommunalen Verfaſſung iſt benutzt: 
„Überficht der Kommunalverhältniſſe in der Provinz Weſtfalen. Bon Geh. Ober-Juſtiz— 
Rat Duesberg. Berlin, gedruckt bei A. W. Hayn.“ 
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burg und Hörter, welche die Fürftentümer Paderborn und Korvey begreifen, da- 
gegen die Dorfsverfaſſung ſtatt. Im Minden-Ravenäberger Land beftehen die 
Landgemeinden aus Bauerſchaften mit ſporadiſch zerftreuten Befigungen; 
bei den Pfarrkirchen, zu welchen mehrere in Kirchipiele vereinigte Bauer- 
ihaften gehören, finden fi) größere oder Eleinere Dörfer; auch Liegen 
jtellenweife die Höfe in den Bauerjchaiten jo enge beifammen , daß fie 
das Ausfehen eines Dorfes haben. Außer den Kolonen wohnen auf den 
Höfen Heuerlinge in Pachthäufern des Kolonen, auf größeren Höfen wohl 
bis zu zehn. In diefem Bezirk find 34 Nittergüter vorhanden, welche 
meist, gleich großen Höfen, unter den Kolonaten in den Bauerjchaiten 
zerftreut liegen. Faft jedem Rittergute war früher eine mehr oder minder 
große Anzahl bäuerlicher Kolonate, welche zu demjelben in Eigenhörigfeits- 
verband jtanden, abgabe- und dienftpflichtig , Häufig in der Nähe 
oder im Zujammenhang mit dem Hauptgut liegend, häufig in ganz anderen 
Gemeinden oder Bauerichaften. Außerdem giebt es dort noch mehrere 
Sandgüter, welche feine alten bäuerlichen Befitungen find, fondern aus 
veräußerten Domänen entjtanden ; letztere find aber im Paderborner 
Bezirk wohl mehr ala im Minden-Ravensbergiichen vorhanden. Fiskaliſch 
find nur wenige Befigungen; im Paderborner Land nur eine Domäne, ab: 
gejehen von einigen Stiftungs- und früheren Kloftergütern. Das platte 
Sand war in Kreife, Ämter, Vogteien und Bauerjchaften eingeteilt; die 
Kirchipiele bildeten meift nur einen firchlichen Verband, welcher ſich teil« 
weile auch auf Schulwejen und Armenpflege erjtredte. 

Im Fürftentum Minden bejtanden 2 Kreiſe und 5 Amter, in der 
Grafſchaft Ravensberg 2 Kreife und 4 Ämter. Jedem Kreife ftand ein 
Yandrat vor, welcher die Kontributiond, Militär und Landeskulturjachen 
bearbeitete und der Vertreter des Kreijeg war. Jedem Amtsbezirke war 
unter dem Namen „Amt“ eine Behörde (Droft) vorgeſetzt, welche die Juſtiz 
und außerdem alle den Landräten nicht zugewiefenen Verwaltungsange— 
legenheiten bejorgte und den Landräten in den Gejchäiten ihres Reſſorts 
nicht unterworfen war. Den Vogteien ftand in älterer Zeit ein Vogt 
als Unterbeamter des Amtes vor. Neben den Ämtern waren einige Ba: 
trimonial-Jurisdiftionen und 2 Rittergüter (Beek und Wietersheim), welche 
auch die Polizeigewalt auszuüben berechtigt waren. Die Amter bezw. die 
Beliter der beiden genannten Rittergüter waren die nächſten Vorgejeßten 
der aus Bauerjchaiten bejtehenden Yandgemeinden. Dieſen ftand ein Bauer- 
ſchafts- oder Ortsvorſteher dor, welcher auf Präfentation der Gemeinden 
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von der Domänenlammer ernannt wurde. Gleiche VBerhältniffe waren in 
der Grafichait Rietberg, der Herrſchaft Rheda und dem Amte Redenberg, 
nur daß in erfteren des geringen Umfanges wegen feine Ämter ala Mittel 
behörden eriftierten, Jondern die Regierungsfanzleien und Hoffammern deren 
Funktionen verfahen. 

Im Fürftentum Paderborn mit Ausschluß des Landes Delbrüd war 
dad platte Land in fürftliche Amter und PBatrimonial= Jurisdiktionen 
geteilt ,„ welche beide dem Geheimen Ratsfollegium ala höchſte Ver— 
waltung&behörde direft untergeordnet waren. Es beftanden 7 Amter und 
ein Oberamt (Dringenberg) mit mehreren Frei- und Gografen, Amtsvor- 
ftehern und Richtern. Die Amter waren Juftize, Polizei» und Verwaltungs» 
behörden. Außer dem Domkapitel und mehreren Stiftern und Klöftern 
hatten die meiften Rittergutsbefiger Patrimonial- und YJurisdiltionsrechte 
im ganzen etwa über ein Fünftel des Landes. 

Die Amter und Patrimonialgerichte waren die zunächſt vorgeſetzte 
Behörde der Landgemeinden, welche aus geichloffenen Dörfern beftehen. In 
jedem Dorfe war ein Ortsrichter oder Vogt und ein Bauermeiter; 
erjterem lag die Handhabung der Kleinen richterlichen und Polizeifachen ob, 
wobei ervon den Feldhütern unterftügt wurde; leßterer war der Vorfteher der 
Gemeinde in den eigentlichen Kommunaljachen und wurde von der Gemeinde 
auf mehrere Jahre frei gewählt. Die Einwohner teilten fi in Voll-, 
Halb» und Biertelmeier, in Neubauern und Einlieger. Nach der Ber- 
einigung des Fürſtentums mit der Krone Preußen im Jahre 1803 wurde 
dasjelbe in 3 Kreiſe und 6 Amter eingeteilt. 

Ganz ähnlich war die Verfaſſung des Fürftentums Korvey. 

Eine jehr freie Verfaſſung mit vielen Gigentümlichkeiten, die lebhaft 
an die altgermanifchen Einrichtungen erinnern, hatte das Land Delbrüd: 
ein Dorf (jpäter Stadt) mit 6 Bauerſchaften, die zulammen eine große 
Landgemeinde bildeten. Zwei vom Yande gewählte Beamte, „Land— 
fnechte” genannt, bejorgten die Verwaltung; ihnen zur Seite jtand ein Rat 
von 24 Mitgliedern, die nicht gewählt wurden, jondern der Reihenfolge nach 
unter den Volle und Halbmeiern wechjelten.. Alljährlih einmal wurde 
von den fürftlichen Landdroften auf offenem Marktplatze ein Jahresgericht 
abgehalten in Gegenwart jämtlicher Gemeindemitglieder, jowie von Depu— 
tierten der Holfammer, des Domkapiteld, des fürjtlichen Nentmeijters, 
Gografen und der Landinechte. 

Der jeige Regierungsbezirt Münjter, 127 Quadratmeilen — 7252 
Quadrattilometer groß, mit einer Einwohnerzahl von 497 000 Seelen, ift 
aus dem Dberftiit de3 früheren Fürftbistums Münfter, den Grafichaiten 
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Redlinghaufen und Tedlenburg, jowie der Obergrafichait Lingen gebildet 
und umfaßt jet die Kreiſe Münfter, Stadt und Land, Ahaus, Bedum, 
Borken, Koesfeld, Lüdinghaufen, Redlinghaufen, Steinfurt, Tedlenburg 
und Warendorf. Der ganze Bezirk ift ein ländlicher, nur in einem Zeile 
des Kreiſes Redlinghaufen Hat die Induſtrie feit den legten 20 Jahren 
fih erheblich ausgebreitet. 

Die Ältere Berfafjung weiſt zwar in einzelnen Zandesteilen mehr— 
fache Verjchiedenheiten auf; im ganzen gleicht fie aber jehr derjenigen im 
früheren Fürftentum Minden. Die Höfe find noch mehr wie dort ſpo— 
radijch zerftreut, dagegen die auf den Höfen wohnenden Heuerlinge weniger 
zahlreih und ftatt deſſen die SKirchdörier im allgemeinen größer. In 
einzelnen Bezirken beftehen die Landgemeinden aus Bauerfchaften und 
Dörfern, die in Kirchipielen als Pfarriprengel vereinigt find, in den 
meiften deden fich die Landgemeinden mit den Sirchipielen, welche mehrere 
Bauerjchaften enthalten, in deren Mitte das Kirchdorf liegt; überall findet 
aber die Hofes- oder Kolonatsverfaſſung ftatt. 

Das Land war in fürftliche Amter und Yurisdiktionen oder Gograf⸗ 
ſchaften geteilt, neben welchen auch noch zahlreiche Jurisdiktionen des 
Domkapitels, geiftlicher Korporationen und des Adels bejtanden. Die 
fürftlichen Amter umfaßten mehrere Kirchfpiele; die meiften Jurisdiktionen 
hatten nur den geringen Umfang eines Kirchipiels oder Doried oder Guts— 
hofeſaat. Den Amtern ftand ein Droft vor, welchem die Polizei und 
Finanzſachen oblagen, während die Juſtiz von fürftlichen Richtern oder 
Gografen verwaltet wurde. Die Amter waren die vorgeſetzte Inſtanz der 
Zandgemeinden, welche aus Kirchipielen beftanden, von denen die Bauern» 
ihajten Abteilungen waren; ausnahmsweiſe bildeten einige Bauerſchaften 
eine jelbjtändige Gemeinde. Gemeindemitglieder mit Stimmrecht waren 
nur die Eigentümer der jchäßungspflichtigen Bauerngüter, für deren Er— 
Haltung in ihrem herfömmlichen Beitande durch befondere Edikte geforgt 
war; andere Einwohner, fie mochten, wie die Neubauern, mit Grund 
eigentum angeſeſſen fein oder ala Heuerlinge und Zagelöhner zur Miete 
wohnen, hatten nur die Eigenjchaft von Schußverwandten. Den Kirch» 
ipielen jtand ein auf Lebenzzeit gewählter Receptor vor, der auch die 
landesherrlichen Steuern erhob, ſowie ein von der Landesbehörde eınannter 
Vogt zur Handhabung der Polizei, während in jeder Bauerfchaft ein 
Bauerrichter — der Reihenfolge nach aus den Eingefeffenen ernaunt — 
ala Verwalter der Polizei- und Gemeindeangelegenheiten fungierte. 

In den adeligen Jurisdiktionsbezirken — von den 125 Nittergütern 
hatten nur 19 Jurisdiltion — ſowie in jenen der geiftlichen Korpora= 
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tionen wurde die Juſtiz und Polizei dur von der Herrſchaft er- 
nannte Richter verwaltet, welche ebenjo wie die Amter direkt dem fürft= 
lichen Geheimen Ratskollegium untergeordnet waren. 

Der Regierungsbezirt Arnsberg, 138 Quadratmeilen — 7698 
Quadratkilometer groß mit rund 1 200 000 Einwohnern, umfaßt jet 21 
Kreife und ſetzt fich aus folgenden früheren Landesteilen zufammen : 

1. der Grafihait Mark, welche die jebigen Kreife Altena, Stadt» 
und Landkreis Bochum, Geljenkirchen, Stadt: und Landkreis Hagen, Schwelm, 
Hamm, einen Teil der Kreife Hörde, Jjerlohn, Soeft und Lippftadt begreift; 

2. der Grafichaft Hohenlimburg, welche einen Zeil des Kreiſes 
Iſerlohn ausmacht ; 

3. dem Herzogtum Weitialen mit den Streifen Arnsberg, Brilom, 
Mejchede, Olpe und einem Zeil der Kreife Iſerlohn, Soeft und Lippftadt; 

4. dem Fürftentum Siegen und den ehemals Nafjauifchen Ämtern 
Burbach und Neuenkirchen, welche den Kreis Siegen begreifen; 

5. den Graffchaften Wittgenjtein - Wittgenftein und MWittgenftein- 
Berleburg, welche den Kreis Wittgenftein bilden, 

6. der Grafſchaft Dortmund, welche die Stadt Dortmund und einen 
Teil der Landkreife Dortmund und Hörde ausmacht. 

In den jüdmweftlichen, füdlichen und öftlichen Diftrikten find gejchloffene 
Dörfer, in den übrigen Zeilen aber ſporadiſch zerftreute Kolonate oder 
Höfe vorherrfchend, welche in Bauerſchaften vereinigt find. Letztere um— 
fafſen häufig Dörfer ſowie neben den Dörfern und in den Gemarkungen 
einzeln gelegene Höfe, nach Verjchiedenheit der Gegenden in größerer oder 
geringerer Zahl. Die Elemente der Landgemeinden find hiernach teils 
Bauerfchaften, teild geichloffene Dörfer. Die Kirchipiele, welche mehrere 
Dori- und Bauerichaften begreifen, bilden in der Hauptjache nur einen 
firchlichen Verband. 

An der Graffchait Mark, einem altangeftammten preußifchen Lande, 
war die nämliche Verfaffung wie im Herzogtum Kleve eingeführt. Das 
Sand war in 13 Amter und 22 adelige Jurisdiktionen eingeteilt, welche 
zugleid Steuer- und Kommunalverbände waren. Wür die einzelnen 
Amter beftanden in früherer Zeit einige Amtsbehörden als Juſtiz-, Polizeis 
und Finanzſtellen; in der Mitte des vorigen Jahrhundert? wurde die 
Rechtöpflege getrennt; es wurden Landgerichte errichtet und die Amter zu 
4 Kreifen, ala Verwaltungsbehörde mit einem Landrat an der Spihe, ver— 
einigt. In den Amtern und adeligen Jurisdiktionsbezirken wurden jähr- 
lich unter Leitung des Landrat und des Departementsrats Amts- und 
Grbentage gehalten, auf welchen die von den Ständen bemilligten Kontri« 
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butionen repartiert, die Amts- und Gemeindejachen beraten und die Rech 
nungen abgenommen wurden. Die Erbentagsprotofolle mußten an die 
Kriegd- und Domänenlammer eingefandt werden, ohne deren Genehmigung 
feine Schulden gemacht und feine Nebenerhebungen jtattfinden durften. 
Auf den Erbentagen mußten alle Schöffen und Boriteher erjcheinen; jeder 
Beerbter d. i. Eigentümer der fontribuablen Güter und Höfe war ſtimm— 
berechtigt, wenn er 10 Thaler Kontribution oder 4 Morgen Land beſaß. 
Die Bauerfchaiten ftanden zu den Amtern wie im Fürjtentum Müniter 
zu den Kirchſpielen. 

In der Graffchaft Limburg, welche aus der Stadt Limburg und 20 
Bauernfchaften beitand, Herrichten ähnliche Verhältniſſe, nur wurde die 
Verwaltung nicht auf Erbentagen, fondern durch die Vorſteher unter 
Leitung der gräflichen Kanzlei geführt. Ebenſo waren die Verhältnifje in 
der Grafſchaft Dortmund, welche aus der reichsfreien Stadt und 13 Dörfern 
beitand. 

Im Fürftentum Siegen dagegen berubte das Gemeindewejen auf den 
Doris und Amtöverbänden. Die Gemeindemitgliedichaft und die damit 
verbundene Teilnahme an den Rechten war durch Befig eines berechtigten 
Haufes bedingt; bei neuen Anfiedelungen mußte die8 durch Erlegung 
eines Einfaufsgeldes erworben werden; im Amte Hilchenbach genügte jo- 
gar der Bei eines jchägbaren Grundſtückes. Die bäuerlichen Befigungen 
bildeten feine geichloffenen Güter, jondern waren unbejchränft teilbar; 
daher ift das Grumdeigentum hier mehr, wie in irgend einem Zeile der 
Provinz zeritüdelt und nur ausnahmsweiſe einem Obereigentume unter- 
worfen. Es war nur ein Rittergut vorhanden, ohne Yurißdiktion, die 
überall Iandesherrlih war. In den Grafjchafiten Wittgenitein waren die 
Zandesherren zugleih Die einzigen Gutäherren, und BPrivateigentum 
fonnte nur jelten don der Landesherrichait erworben werden. Die Ge— 
meindeangelegenheiten wurden unter Mitberatung der ganzen Gemeinde 
und unter Oberaufficht der gräflichen Kanzleien von einem oder zwei 
Ortsvorſtehern verwaltet, die der Reihenfolge nach jährlich wechjelten. 

Dad Herzogtum Weitfalen, ein Nebenland des Erzſtifts Köln, teilte 
fich in Iandesherrliche Amter und Gerichte, neben denen noch 11 abelige 
Gerichte beitanden. Für die Amter waren kombinierte Juftize, Polizei⸗ 
und Finanzſtellen mit einem Droſten, Amtsverwalter, Richter und Gerichts— 
jchreiber eingerichtet. Jede Landgemeinde oder Bauerſchaft Hatte einen 
Vorſteher (Bauermeifter oder Schulze) und Häufig noch einen Kommunal» 
empfänger.. Der Vorſteher, welcher in einigen Gemeinden durch Wahl, in 
anderen nach einer beitimmten Reihenfolge angeitellt wurde, Hatte ungefähr 
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die nämlichen Funktionen, wie fie das Allgemeine Landrecht den Schulzen 
beilegt. Eine jelbftändige Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten, wie bei 
den Kirchipielen im Münfteriichen beftand nicht, e8 ging jaft alles vom 
Amte oder Gerichte au. 

So war die Verfaffung in Bezug auf das Kommunalweſen bis zu 
Anfang dieſes Jahrhunderts, wo durch Eintritt der franzöfijchen Fremd— 
berrjchaft wieder andere Geſetze eingeführt wurden, die, in den Hauptgrund« 
fägen in der ganzen Provinz gleich, im einzelnen nur nach den ver— 
ichiedenen Staaten, denen die Landesteile während der Fremdherrſchaft 
angehört hatten, verjchieden waren, fi) aber in ihrer Grundeinrichtung 
gehalten Haben bis zur Einführung der Landgemeindeordnung für die 
Provinz Weſtfalen. Die einzelnen Landesteile wurden teild dem König— 
reich Weitfalen, den Hanjeatijchen bezw. holländifchen Departements, dem 
Großherzogtum Berg und das Herzogtum Weftfalen dem Großherzogtum 
Heflen zugeteilt. Abgeſehen von lekterem wurde das Land in Departe: 
ments, Kantons und Mairien geteilt. Jede Commune (Mairie, Kirch: 
Ipiel) Hatte einen Maire zum Vorſtande und einen Beigeordneten ala 
Stellvertreter, ald vom Staate ernannte Beamte (teil direlt ernannt, teils 
von der Gantonalverfammlung aus den 100 Höchſtbeſteuerten präfentiert). 
Die Maires, Beigeordneten und Sefretäre hatte die Kommune zu befolden. 
Die Rittergüter wurden den Gemeinden einverleibt, die Patrimonial« 
Gerichtöbarkeit aufgehoben. Jeder jelbitändige Eingejeffene ift Mitglied 
der Gemeinde mit gleichen politifchen Nechten; nur ift es den Gemeinden 
gejtattet, von nicht angejeffenen Einwohnern das früher übliche Schaßgeld 
und von Neuanziehenden Einzugsgeld zu erheben. Dem Maire gebührt 
die ganze Verwaltung, ihm zur Seite jteht ala beratende VBerfammlung in 
wichtigen Angelegenheiten ein Municipalvat, deſſen Mitglieder aus der 
doppelten Anzahl Präfentierter vom Staate ernannt und alle zwei Jahre 
zur Hälfte erneuert werden. Die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten 
iſt einer ftrengen Kontrolle des Staateö unterworfen. Für jede Munici« 
palität (im Königreich Weitfalen Kanton, im übrigen meiſt Kirchjpiel) 
wird jährlich -ein Haushaltsetat angelegt. Überall ijt aber diefe Ein— 
richtung nicht ftrenge durchgeführt; im Mindenſchen Haben ſich auch — 
ohne gejegliche Unterlage — Häufig die alten Bauerjchaitsverbände mit 
den Bauerfchaftsvoritehern an der Spite erhalten. Diefelben beftritten 
ihre Ausgaben wie früher jelbftändig, erhoben die Umlagen u. ſ. w. ohne 
Dazwiſchenkunft der Behörden; dann wurden in die Budgets der Kirchſpiel— 
Mairien nur die allgemeinen Berwaltungsfojten der Mairie aufgenommen 
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und zur Dedung derfelben außer den Gebühren für Auszüge aus den Civil- 
ftandaregiftern und Polizeiftrafen nur die Steuerbeifchläge ausgeſchrieben. 

Im Herzogtum MWeftfalen wurden 18 Amter gebildet, neben denen 
die adeligen Gerichte bejtehen blieben, und für jedes Amt eine fombinierte 
Amtsbehörde als Polizei» und Juftizftelle eingerichtet, die zugleich in den 
Angelegenheiten, die für das ganze Amt Intereſſe hatten, Verwaltungs 
behörde war. Für das platte Land wurden 206 Schultheißbezirfe gebildet, 
welche fich meift mit dem bisherigen Bauerjchaften unter Zuziehung der 
Dörfer, Güter und Höfe dedten und denfelben je ein vom Staate ernannter 
Schultheiß ala Vorſtand vorgefeßt. Im einzelnen Fällen wurden mehrere 
fleinere Gemeinden zu einem Bezirke vereinigt. Jedem Schultheiß wurden 
je 2—3 auf je drei Jahre von der Gemeinde gewählte, vom Amte zu be= 
ftätigende Deputierte beigegeben, mit denen er die wichtigen Angelegen- 
beiten zu beraten und den Haushaltsetat aufzuftellen Hatte. Die ganze 
Verwaltung wurde in ähnlicher Weife wie in Frankreich der Obervormund- 
ſchaft des Staates unterworfen. 

Nah der Ginverleibung jämtlicher Landesteile in das Königreich 
Preußen wurde im Jahre 1814 das Allgemeine Landrecht eingeführt, die 
unter der Fremdherrſchaft gejchaffenen Einrichtungen wurden teils, joweit 
fie die Provinzial- und Kreisverfafjung betrafen, im Jahre 1826 bez. 1828 
wieder aufgehoben und der frühere Zuſtand in den altpreußiichen Landen 
wieder hergeſtellt; teils blieben jedoch die fremdherrlichen Anderungen in 
betreff de Komınunalmwejens im Allgemeinen bis zum Jahre 1841, wo 
für die ganze Provinz die Landgemeindeordnung vom 31. Oktober 1841 
eingeführt wurde. Jedes Dorf, Bauerichaft oder Kirchipiel bildete eine 
politijche Gemeinde oder hatte das Recht, fich ala folche zu konftituieren 
unter einem Gemeindevorfteher,; den Rittergütern ftand dag Recht zu, aus 
dem Gemeindeverband auszuſcheiden; der Gemeindevorfteher wurde vom 
Landrat aus der Zahl der Meiftbeerbten ernannt; er beforgt unter Mit- 
wirkung der Gemeindeverfjammlung und unter Aufficht des Amtes die Ver- 
waltung. Die Gemeindeverfammlung befteht aus den Rittergutsbefigern 
und aus 6—18 Mitgliedern, welche auf je 6 Jahre von den Meijtbeerbten 
und den übrigen Gemeindemitgliedern in 3 Klaſſen gewählt werben. 
Mehrere Gemeinden, unter Umftänden auch eine, bilden einen Amisbezirk, 
welcher von einem auf Vorſchlag des Landrats von der Regierung ernann= 
ten Amtmann verwaltet wird. Derjelbe führt die Aufficht der Gemeinde» 
angelegenheiten, er iſt ausführende Polizeibehörde. Ihm zur Seite ſteht 
die Amtsverfammlung, welche aus den Befifern der landtagsfähigen Ritter 
güter, den Boritehern der Gemeinden und gewählten Abgeordneten der 
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legteren befteht.. In allen Städten, jobald fie über 2500 Ginmwohner 
haben, wurde die Städteordnung vom Jahre 1831 eingeführt. In dem 
Ginführungspatent zu diefer Landgemeindeordnung des Königs Friedrich 
Wilhelm IV vom 31. Oktober 1841 heißt es ausdrüdlih, daß Hödhlt: 
derfelbe die Überzeugung gewonnen babe, daß in der Provinz Weitjalen 
die Elemente der früheren, durch die natürliche Beichaffenheit des Landes 
und feine gejchichtliche Entwidlung begründeten Berfaffung nicht erlofchen 
feien, fich vielmehr in einem der Fortbildung fähigen Umfange noch vor— 
finden, und folle die neue Ordnung dahin gerichtet fein, jene Elemente 
zu erhalten und den Bedürfniffen der Zeit anzupaffen, zugleich aber den 
neu entitandenen Elementen der ländlichen Gemeinden die erforderliche Be— 
rüdfichtigung gewähren. 

Unter dem 11. März 1850 wurde fodann die Gemeindeordnung für 
den preußiichen Staat erlafjen, welche alle ftändifchen Vorrechte befeitigte 
und die eigentümlichen früheren Berhältniffe der einzelnen Provinzen un— 
berüdfichtigt ließ. Wir brauchen uns mit derfelben wohl um jo weniger 
eingehend zu befafien, als diejelbe bis zum Erlaß der neuen, noch jett 
gültigen Gemeindeordnung für die Provinz Weftfalen vom 19. März 1856 
noch nicht Überall eingeführt war, da ihrer praftiichen Durchführung fich 
gleich anfangs faſt überall Schwierigkeiten entgegenftellten. Sie verlieh 
in der damaligen freiheitsdurftigen Zeit den GEinzelgemeinden — denen es 
allerdings wieder freiftand, nach Art der Amter Samtgemeinden zu bilden 
— Rechte und Pflichten, zu deren Ausübung und nutzbaren Verwertung 
die notwendigen Elemente fehlten. Endlich wurde dann in Weltfalen die 
heute noch beftehende — nur durch von der neuen im Jahre 1887 eingeführten 
Kreid- und Provinzialordnung notwendig bedingte Modififationen abge» 
änderte — Landgemeindeordnung Für die Provinz Weſtfalen 
vom 17. März 1856 eingeführt, ein Gejeß: 

welches in weiſer und rüdfichtsvoller Art die verjchiedenen, durch 
Geichichte und Volkscharakter begründeten Eigentümlichkeiten der einzelnen 
Landesteile auf glüdliche Weiſe ausgeglichen hat; 

welches den verjchiedenen Elementen der Bewohner, ihren durch Jahr- 
hunderte erworbenen, teils allerdings veralteten und daher im früheren 
Umfang nicht mehr aufrechtäuerhaltenden Rechten wie auch den begrün« 
deten Anſprüchen der mittlerweile der Cigenhörigfeit entrüdten Bauern 
und den neu anmgefiedelten Beſitzern in gejchidter Weile Rechnung trägt; 

welches weiteftgehende Selbjtverwaltung geftattet (Gemeindevoriteher, 
Ehrenamtmann), wo die erforderliche Intelligenz und richtige Auffaffung 
der Bewohner dies ermöglicht, aber auch den Behörden das Recht giebt, 
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einzufchreiten und andere Verwaltung eintreten zu laſſen (befoldeter Amt- 
mann), wo die Grundbedingungen der Selbftverwaltung fehlen; 

welches fich im großen und ganzen feit 34 Jahren jelbjt überall da 
bewährt hat, wo durch das rapide Anmwachlen der Induftrie die früheren 
Berhältnifje faft auf den Kopf geftellt find; 

welches abzuändern, abgejehen von einzelnen Beitimmungen , feine 
Veranlaſſung vorliegt, wenn auch defien Neufodifizierung infolge der neuen 
Kreisordnung wünjchenswert ift. 

Wohl wenige Provinzen unſeres Baterlandes weifen jo verichieden- 
artige Verhältniffe auf, wie Weftfalen. Diefe Provinz zählt 2.4 Millionen 
Einwohner, mit einem Zuwachs von 1 Million in ca. 50 Jahren; fie 
umfaßt heute 43 Kreiſe, darunter 5 Stadtkreiſe; von diejen ift z. B. der 
Landkreis Münfter 849 Quadratkilometer und der Kreis Gelſenkirchen 77 
Quadratkilometer groß; in legterem wohnen 1229 Seelen auf einem Quadrat» 
filometer, während im SKreife Wittgenftein nur 42 Seelen auf einen 
Quadratkilometer fommen. Die relative Aderfläche der Landkreife ſchwankt 
zwilchen 67 Prozent (Herford) und 12 Prozent (Wittgenftein); den Durch» 
Ihnitt von 41 Prozent überjchreiten 20 Kreife; in 12 Kreiſen ift etwa 
die Hälfte der ganzen Fläche Aderland. Die relative Wiejenfläche ſchwankt 
zwilchen 20 Prozent (Xübbede) und 3 Prozent (Münſter). Die relative 
Waldfläche bewegt fich zwiſchen 72 Prozent (Siegen) und 6 Prozent 
(Geljentirhen). Der Grundfteuer-Reinertrag pro Hektar Aderland ſchwankt 
zwilchen 51 Mark (Bochum) und 12 Mark (Wittgenjtein) per Heltar. 
Die meilten Einwohner zählt der Landkreis Bochum mit 98000, die 
wenigsten Wittgenftein mit 20000. Bon den Provinzbewohnern find 73 
Prozent Eingeborene, deren Prozentjag zwiſchen 93 Prozent (Lübbecke) und 
39 Prozent (Gelfenkirchen) ſchwankt. In Städten wohnen 34 Prozent, 
wiederum jehr verjchieden verteilt: während von den Bewohnern des 
Kreifes Hamm 50 Prozent in Städten wohnen, beträgt diefer Prozentſatz 
im Landkreiſe Münfter nur 5 Prozent; jtädtelos, obgleich ſtark mit 
ftädtifcher, Induſtrie treibender Bevölkerung angefiedelt, it der Landkreis 
Bielefeld. Bon der Gejamtbevölferung find 52 Prozent Katholiken, 
47 Prozent Evangelifche und ca. 1 Prozent Juden. 20 Kreiſe find über- 
wiegend katholiſch, 17 überwiegend evangeliih, 6 ganz geteilt. 

In den lebten 5 Jahren hat die Bevölkerung im ganzen um 8 Prozent 
zugenommen; während die Kreije Lübbede und Büren eine Abnahme auf- 
weifen, hatte Gelſenkirchen um 33 Prozent zugenommen. 

Die Provinz hat jet 43 Kreife, darunter 5 Stadtkreife, 329 Amter, 
103 Städte, 1493 Landgemeinden und 21 Gutsbezirke. 
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Die rein ländlichen Bezirfe mit dünner Bevölkerung wie die volk— 
reichen Induſtriekreiſe, die fauerländifchen Gebirgäfreife und die 
nördliche Ebene mit faſt nur einheimifcher, einfacher und nach heutigen 
Begriffen von der Kultur noch wenig beledter, im bejcheidenen Verhält— 
nifjen lebender Bevölkerung, wie die Kreiſe der Mark, durchfchnitten von 
dem dichteſten Eifenbahnneg Deutfchlande, an der Hauptader des Melt- 
verkehrs, mit fluftuierender, teila wohlhabender, die Steuerkraft der Gemeinde 
bebender, induftrieller Bevölkerung, teild zahlreicher, durch Schul-, Kirchen- 
und Aımenlaiten die Gemeinden ftark belaitender Arbeiterbevölferung: fie 
alle Haben dieſelbe Yandgemeindeordnung von 1856. Sehen wir und 
diejelbe näher an! 

Jede Gemeinde bildet eine Korporation mit eigener Verwaltung und 
Vertretung. Das Gemeinderecht können alle diejenigen ausüben, welche 
in der Gemeinde wohnen und mindeitens 6 Mark Klaſſenſteuer bezahlen 
oder, ohne in der Gemeinde zu wohnen, in bderjelben ein Wohnhaus be= 
figen und mindeiten? 6 Mark Grund» oder Gebäudeftener entrichten, ſelb— 
ftändig und preußifche Unterthanen find. Eine Vertretung ift injfoweit 
gejtattet, ald Frauen und Minderjährige fich ſtets, Fremde nur, wenn fie 
15 Mark Grunditeuer bezahlen, durch Bevollmächtigte vertreten laſſen 
fönnen. Hierbei fei bemerkt, daß nach S 17 der Landgemeindeordnnung 
nur derjenige jelbftändig ift, welcher das 24. Lebensjahr vollendet hat, und 
daß nad) der Vormundſchaftsordnung jeder preußilche Unterthan ſchon mit 
21 Jahren großjährig wird. Da nun nach S 20 eine Vertretung nur 
durch einen Vormund zuläffig ift, jo find jetzt alle diejenigen, welche 
zwiichen 21 und 24 Jahren alt find, vom Gemeinderecht ausgeſchloſſen, 
weil fie nah S 15 und 17 noch nicht perjönlich ihre Rechte ausüben und 
nach $ 20 fich nicht mehr vertreten laffen fönnen. 

Sämtliche Berechtigte wählen nach dem bekannten Dreiklafjen-Wahl- 
initem die Gemeindeverfammlung, ſofern mehr als 18 itimmberechtigte 
Gemeindemitglieder vorhanden find; im anderen alle bilden dieje jelbjt 
die Berfammlung. Die Gemeindeverfammlung befteht au 6—18 gewählten 
Vertretern, deren Zahl die Gemeinden mit Genehmigung des Kreisausſchuſſes 
ieftzujegen haben und die fich meiſt nach der Größe der Gemeinde richtet. 

Bis zum Jahre 1887 traten zu diefen gewählten Vertretern noch die 
Befiber der in der Gemeinde belegenen Rittergüter hinzu. Dieſe Berech— 
tigung ift durch die neue Kreisordnung den Rittergutsbeſitzern genommen, 
ohne daß diejelbe den Großgrumdbefigern (Befiger aller Güter mit 225 ME. 
Grundfteuer) beigelegt ift. Während diefelben zum SKreistage im Verband 
der Großgrundbefiger ihre Vertreter wählen, haben fie in ihrer eigenen 
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Gemeinde erjt durch in einer der drei Abteilungen erfolgte Wahl Einfluß 
auf die Gemeindeangelegenbeiten. 

Und doch find in den Ländlichen Gemeinden die größeren Beſitzer 
die geborenen — weil meift intelligenter und perjönli am intereffiertejten 
— Leiter der Gemeindeangelegenheiten. Der Einfluß der früheren Ritter— 
gutäbefiker in den Gemeinden ift zwar in den wenigjten Fällen durch diefe 
Abänderung geihwächt, in den meiften fogar, vielleicht zu ſehr — wohl 
gegen den Willen des Gejetgebers , geftärkt, da jet die ganze Steuer- 
quote derjelben bei Aufftellung der Wählerliften in Anrechnung fommt 
und es dadurch Häufig eintritt, daß derjelbe Rittergutsbefiger, welcher 
jrüher nur perfönlich mit einer Stimme in der Gemeindeverfammlung ver- 
treten war, jet ein Drittel der Gemeindeverordneten zu wählen bezw. zu 
ernennen bat. Beitimmung ift noch, daß zwei Drittel der Gemeindever- 
ordnieten mit einem Wohnhauſe in der Gemeinde angejeflen fein müſſen, 
eine Beftimmung, die der Verwaltung der Gemeinden, namentlich in den 
Induſtriebezirken, die notwendige Stabilität verliehen Hat. 

Die Gemeindeverfammlung wählt aus den Gemeindemitgliedern einen 
Gemeindevorfteher, der die Berfammlungen zu leiten und die Gemeinde» 
angelegenheiten unter Aufficht de3 Amtmannes zu verwalten hat; derjelbe 
ift Organ der Ortspolizeibehörde und Hülfsbeamter der gerichtlichen Polizei 
ſowie für alle Angelegenheiten, welche zum Gejchäftäfreile de8 Amtmanna 
gehören, deflen Organ und Hülfsbehörde; derjelbe verfieht fein Amt ala 
Ehrenamt und erhält nur eine Dienftuntoften-Entjchädigung, die der Kreis— 
ausſchuß nach Vernehmung der Gemeindeverfammlung feitfegt, aber fait 
immer äußert gering bemißt. Die Stellung des Gemeindevorftehers ift eine 
jolche, daß derjelbe, wenn ihm die nötige Intelligenz und Zeit zur Ver— 
fügung fteht und das erforderliche Intereffe innewohnt, die Gemeindean- 
gelegenheiten, namentlich betreffs Unterhaltung der Wege, Brüden, Ge- 
bäude u. ſ. w., jelbftändig verwalten fann, ohne Einwirkung des Amts 
manns, daß derfelbe aber, wenn obige Bedingungen nicht vorhanden find, 
nur dad Organ des ausführenden und bejtimmenden Amtmanns ift, ohne 
jelbitändigen Einfluß auf die Verwaltung. Eine äußerft wichtige Funktion 
iit dem Gemeindevoritcher neuerdings durch dag Gejeh vom 2. April 1887 
überwiefen, wonach demfelben die Vertretung und Berwaltung jämtlicher 
Antereffenten- Wege, -Zriten, »Gruben, ⸗»Brüche u. j. w. übertragen 
werden fann. Während er in allen Gemeindeangelegenheiten an die 
Beichlüffe der Gemeindeverfammlung gebunden ift, ift er in diefem Punkte 
jelbjtändiger Verwalter des gemeinjamen Vermögens unter Kontrolle der 
Auffichtsbehörde. In Gemeinden, in denen viele Intereffentenwege, Sande 
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gruben u. ſ. w. vorhanden find, — und deren giebt e8 in Weftialen viele 
— fann hierdurch das Amt des Gemeindevorftehers eine Bedeutung er- 
Iangeh, welche diejenige faſt übertrifft, die ihm nach der Landgemeinde- 
ordnung zugewieſen ift. 

Der Gemeindevorfteher wird auf ſechs Jahre gewählt, bedarf aber 
der Bejtätigung ſeitens des Landrats, die derjelbe jedoch nur unter Zu— 
ftimmung des Kreisausſchuſſes verfagen darf. Wird auch der zum zweiten 
Male Gewählte nicht beftätigt, jo kann der Landrat unter Zuftimmung 
des Kreisausſchuſſes einen Vorſteher auf jolange ernennen, bis eine erneute 
Wahl beftätigt it. Im ganzen find dieß jedoch nur feltene Fälle, die 
gewöhnlich nur dann vorkommen, wenn in der betreffenden Gemeinde per- 
fönlihe Intriguen, wobei oft die Jagd eine große Rolle fpielt, obwalten. 

Die Gemeindeverfammlung bat den vom Gemeindevorfteher in Ge- 
meinjchaft mit dem Amtmann aufzuftellenden Jahreshaushalt zu ge— 
nehmigen , alle auferetatsmäßigen Ausgaben zu bewilligen und das 
Gemeindevermögen zu verwalten. Den Borfi in den Berfammlungen 
führt der Vorfteher; jedoch hat auch der Amtmann das Recht, den Ver— 
fammlungen anzuwohnen und diejelben ala Vorfiender zu leiten; er ift Hierzu 
verpflichtet bei Beichlüffen Über den Haushaltsetat und die Rechnungen. 
Beichlüffe, welche den Staat» oder Gemeindeintereffen zumiderlaufen, 
fönnen von der Auffichtsbehörde beanftandet werden, und ebenjo notwendige 
Leiftungen der Gemeinde zwangsweile etatifiert werden, jedoch fteht der 
Gemeinde in diefem Falle die Klage im VBerwaltungs-Streitverfahren offen. 

Meiſtens deden fich die politiichen Landgemeinden mit den kirchlichen 
Gemeinden (Kirchipielen); häufig beftehen jedoch die letzteren auch aus 
mehreren — und dann gewöhnlich aus einer Stadt- (bezw. größeren 
Orts⸗) und mehreren Landgemeinden; auch ift ed nach der Landgemeinde- 
ordnung gejtattet, eine Gemeinde in der Weile, den alten Bauerjchaften 
entiprechend, zu teilen, daß in jeder Bauerſchaft ein bejonderer Vorfteher 
bejtellt wird und daß einzelne Zeile der Gemeinde bejondere Ausgaben in 
ihrem Intereſſe allein zu beftreiten haben. 

Die Bedürfniffe der Landgemeinden find in den legten 20 Jahren 
bedeutend gejtiegen und werden meift durch Zufchläge zu den "direkten 
Staatöfteuern erhoben. Hierbei ift eine den Berhältniffen entjprechende, 
gerechte Verteilung dadurch ermöglicht, daß die Yandgemeindeordnung ge= 
ftattet, die Klaſſen, Gewerbe-, Grund» und Gebäudefteuer zu gleichen 
Vrozenten heranzuziehen oder einzelne KHlafjen dieſer Steuern in größerem 
oder geringerem Maße zu belaften, je nachdem die Ausgaben für Wege, 
Schulen u. ſ. w. vorwiegend im Intereſſe des Grundbefibes (auch der Forenfen), 
der nicht angejejlenen Klaſſenſteuerpflichtigen, der Kapitaliſten oder in« 
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duftrieller Unternehmungen geleiftet werden müflen. In leßterem Falle 
fowohl als bei Einführung einer Kommunal-Einfommenfteuer, was in 
den lebten Decennien behufs gerechterer Heranziehung der Forenſen viel- 
fach geſchehen ift, bedarf e& der Genehmigung des Kreisausſchuſſes. Nicht 
immer, aber in den meiften Fällen find die Schullaften auf den Kommunal» 
etat übernommen; wo dies nicht, meilt aus Eonfeffionellen Rüdfichten, ge 
ichehen ift, werden von den Schulfocietäten bejondere Schulfteuern erhoben. 
Die Höhe der Kommunalabgaben in den einzelnen Gemeinden iſt sehr 
verschieden, jedenfalls jaft überall in den letzten 20 Jahren ganz erheblich 
geitiegen; daß weniger als 100 Prozent Zuſchlag zu ſämtlichen Staatö- 
jteuern erhoben wird, ift jedenfalls jeltener, al daß mehr denn 150 bis 
200 Prozent und noch mehr gezahlt werden muß. Die Höhe ift nicht nur ab- 
bängig von den größeren oder geringeren Ausgaben, die eine Gemeinde zu 
leiften hat, fjondern auch von den verjchiedenen Verhältniffen der Kreije 
und Gemeinden, ob 3. B. die Chauſſeen Kreis- oder Kommunalchaufieen 
find, ob die Schullaften vom Kommunaletat oder von bejonderen Schul» 
jozietäten getragen werden. Neuerdings werden 3. DB. die Gemeindeetats 
in einzelnen Kreiſen dadurch entlaftet, daß die Unterhaltung der bisherigen 
Gemeinde-Chaufieen vom Kreife übernommen wird, einerfeits, weil im Kreis— 
haushalt jet Mittel, die anderweitig durch die lex Huene gededt werden, 
für dieſen Zwed leichter flüjfig gemacht werden können, andrerjeits, weil 
der Fiskus betreffs feiner Befigungen in den Gemeinden wohl zu den Kreis⸗ 
abgaben, nicht aber zur Kommunalfteuer herangezogen werden kann, abgejehen 
von ſonſtigen praftifchen Gründen, die für die Übernahme fprechen mögen. 

Die Steuern werden in der Regel, wie ed auch die Landgemeinde- 
ordnung vorjchreibt, von den königlichen Rentmeiltern mit erhoben; 
Gemeindeeinnehmer giebt e8 nur wenig; wohl aber find ſolche und zwar 
vorwiegend in den Regierungsbezirken Arnsberg und Minden für die 
Einzelgemeinden eines Amtes bez. für das Amt jelbjt angeftellt, wodurd 
die Nebengebühren ermäßigt werden. Die Anjtellung eines bejonderen 
Kommunalempfängers kann nur mit Genehmigung der Auffichtsbehörde 
erfolgen, und wurde bislang diefe Genehmigung meijtens nur jehr ungern 
erteilt. Es iſt gar nicht zu leugnen, daß die königlichen Rentmeilter 
wegen der jcharien Kontrolle und vermöge ihrer ganzen Stellung mehr 
Garantie für ordnungsmäßige Geſchäftsführung bieten, ala dies Kommunal: 
beamte können, und war daher früher die Erhebung der Kommunalfteuer 
durch diefelben nur vorteilhaft für die Gemeinden; indes ift nicht zu ver— 
tennen, daß in den letten Jahren infolge des Anwachſens der Gemeinde» 
iteuern die Hebung derjelben durch befondere Empfänger für mehrere Ge— 
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meinden bezw. ein Amt auch ihre großen Borteile bietet. Güter, welche 
den Zweden einer Gemeinde für fich allein zu genügen geeignet find, fönnen 
auf den Antrag der Beſitzer oder der Gemeinde als jelbitändige Gutsbezirke 
nach Anhörung des Kreisausfchuffes mit Genehmigung des Minifters des 
Innern errichtet werden. Bon diejer jchon in der Landgemeindeordnung 
vom Jahre 1841 vorgefehenen Befugnis haben im ganzen jeitdem nur 
21 Güter in der Provinz Gebrauch gemacht und zwar nur ſolche Güter, 
die ftet? einen eigenen Bezirk, wenigftens mit eigener Gerichtäbarfeit, ge— 
bildet haben. Einige früher jelbitändige Gutäbezirke haben fich fchon wieder 
mit den Gemeinden, worin fie belegen find, vereinigt, andere Befiter jolcher 
Gutsbezirke jollen neuerdings beabfichtigen, eine folche Vereinigung zu be= 
antragen, weil ihnen die Laſten für Schule, Wege u. |. w. zu drüdend 
werden. Kein einziger der beftehenden Gutäbezirfe bildet aber ein Amt 
für fih, vielmehr find alle mit den umliegenden Gemeinden zu einem 
Amte vereinigt. 

Ortſchaften und Städte, in denen die Bandgemeindeordnung eingeführt 
war, fönnen ftatt derjelben die Städteordnung vom 19. März 1856 ein« 
führen, es bedarf dazu nad Anhörung der Amtöverfammlung und des 
Kreistages einer königlichen Verordnung. Hiervon ift in den induftriellen 
Bezirken, in denen frühere Dörfer jchnell zu anjehnlichen Städten ange- 
wachlen ſind und wo die einfache Verwaltung einer Landgemeinde den 
Berhältniffen und Bedürfniſſen nicht mehr entjprach, häufig Gebrauch ge— 
macht; während andererjeitö nicht nur Kleinere Städte in ländlichen Be- 
zirten, ſondern felbft größere Orte mit über 3000 Einwohnern, wie 3. B. 
Bünde und Vlotho im Kreife Herford ihre frühere Eoftipielige Städte- 
ordnung mit Bürgermeifter, Magiftrat, und Stadtverordneten abgeichafft 
und die billigere umd einfachere Yandgemeindeordnung eingeführt haben. 

Die beitehenden 1493 Landgemeinden und 21 Gutsbezirke find nun 
fämtlich in 329 Amtern vereinigt; es fommen alfo durchichnittlich faft 5 
Gemeinden auf ein Amt. Es giebt jedoch eine ganze Menge größerer 
Gemeinden, die ein Amt für fich bilden, während andererjeits auch 6, 7 
und 8 Gemeinden zu einem Amte vereinigt find. 

Das Amt ift ein Verwaltungsbezirk, welchem ein Amtmann vorftebt. 
Die Stelle des Amtmanns joll in der Regel als Ehrenamt einem größeren 
Grundbefiger übertragen werden, welcher nur eine feſte Entichädigung für 
Dienftunkoften bezieht. Ein Amtmann mit Befoldung joll nur angeitellt 
werden, wenn ein geeigneter Ehrenamtmann nicht zu gewinnen if. Den 
Amtmann ernennt auf Grund der Vorſchläge des Kreisausfchufles, welche 
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präfident. Mill der Oberpräfident den Vorſchlägen keine Folge geben, jo 
fann nur mit Zuftimmung des Provinzialrats, welche aber durch den 
Minifter des Innern ergänzt werden fann, ein anderer Amtmann angeftellt 
werden. Das Gehalt bezw. die Dienftunkoften-Entfhädigung wird vom 
Kreisausſchuß nach Anhörung der Amtsverfammlung feſtgeſetzt. 
Wenngleich aljo in der Regel ein Ehrenamtmann fungieren joll, find 
faktifch in der Provinz bei weitem mehr bejoldete Amtmänner ala Ehren- 
amtmänner angeftellt, und namentlich find die bejoldeten Amtmänner nur 
äußerit jelten aus Gingefeflenen des Amtes genommen, obgleih der S 71 
der Langemeindeordnung vdorjchreibt, daß diejelben in eriter Reihe berüd- 
fichtigt werden jollen. Der Grund liegt vorwiegend darin, daß die Bureau» 
geſchäfte des Amtmanns in neuerer Zeit durch die ihm übertragenen Ge— 
Ichäfte der allgemeinen Landesverwaltung ganz bedeutend an Umfang zu= 
genommen haben: Steuer: und Militärfachen, ftatiftiiche Zufammenftellungen 
ber verjchiedenften Art, Unfallverficherungd- und Krantenkaflen-Angelegen- 
beiten — vor Allem vom 1. Januar 1891 ab die Alterd- und Invaliden- 
derficherung — u. ſ. w. find vom Amtmann zu bearbeiten, der nebenbei 
jet noch Standesbeamter und Kommiſſar der Provinzial = yeuerfocietät 
ift jowie die Grund» und Gebäudefteuer-Mufterrolle aufzubewahren und Aus— 
züge daraus zu erteilen hat’. Rechnet man hierzu die eigentliche Verwaltung 
bes Amtes betreffs Rechnungsweſens, der Gemeinde-, Wege, Waſſer-, Schul: 
Angelegenheiten jowie die Polizeifachen, jo erfordert diefe Stellung die volle 
Thätigfeit eine Mannes und ift e8 den meilten größeren Grundbefigern 
unmöglich, neben der Verwaltung ihres Hofes einen folchen Poſten im 
Nebenamte zu übernehmen, bejonders, da e3 häufig nicht angängig ift das 
Amtsbureau aus der Mitte des Amtes, ſei e8 Stadt oder Dorf, auf das 
Gut des Betreffenden zu verlegen. Es iſt daher jehr oft recht jchwierig, 
wenn auch geeignete Perjonen vorhanden find, dieſe zu bewegen, den 
Poften eines Ehrenamtmannes anzunehmen. Es läßt fich ferner nicht 
leugnen, daß in den letzten 20 Jahren (biß zur Einführung der Kreis- 
ordnung im Jahre 1887 jtand die Ernennung des Amtmannes dem 
Regierungspräfidenten zu) die Regierung vorwiegend bei Erledigung einer 
Stelle diefe erſt fommifjarifch und jpäter definitiv mit einem, dem Amte 
meilt ganz fremden Amtmann beſetzte, wobei politifche und religiös 
politifche Gründe eine große Rolle geipielt haben mögen. Hierbei fanden 
Perſonen der verichiedeniten Art und Stellung Berüdfichtigung: Subaltern: 
beamte aus den Bermwaltungsdienft der Regierung, dann vorwiegend 
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Difizgiere a. D.; auch Leute, die aus Examens- oder finanziellen Schwierig- 
feiten ihre bisherige Larriere aufgeben mußten. Manche diefer Beamten 
haben fih ja mit Luft und Liebe ihrer Stellung gewidmet und fich zum 
Mohle ihres Bezirkes zu tüchtigen Amtmännern ausgebildet, viele aber 
waren ihrer Stellung nicht gewachſen, e8 waren ihnen Yand und Leute zu 
fremd, fie fanden nie Vertrauen bei ihren Amtäeingefefjenen, mit denen fie 
häufig auf geipanntem Fuße lebten, und haben einzelne Amter in diefer 
Beziehung bittere Erfahrungen gemadt. In den Iekten Jahren find 
wieder jo viele Stellen mit Ehrenamtmännern bejett, daß in einzelnen 
Kreifen, 3. B. Soeft, fein befoldeter Amtmann eriftiert, und ſcheint fich 
eine Wandlung dahin zu vollziehen, daß allmählich in den Ländlichen 
Kreifen die Ehrenamtmänner vorwiegen, während in den Induſtriebezirken 
meijten® bejoldete Amtmänner auf Borjchlag des Kreisausſchuſſes angejtellt 
werden. In lebteren Bezirken ift auch die Bejoldung der Amtmänner mit 
Recht erhöht worden, weil es nur dadurch möglich ift, wirklich tüchtige 
Männer für biefe oft recht jchwierigen Poften zu gewinnen. Bier fpielen 
namentlich die Polizeiverwaltung, Anfiedelungsfachen (Anlage neuer Kolo— 
nieen), Unterftüßungswohnfiß der vielen Arbeiter und dergl. eine große Rolle, 
Die Geſchäfte und Befugniffe, welche dem Amtmann in der Land- 
gemeindeordnung zugewieſen find, find vorwiegend folgende: 

1. der Amtmann ift DVerwalter der DOrtspolizei im Amtäbezirk 
und der Gemeindevorfteher nur defjen Organ; 

2. dem Amtmann find einzelne wichtige ſpecielle Befugniſſe in 
den ländlichen Gemeindeangelegenheiten übertragen: er foll die 
Wahlen in den Gemeinden leiten, bei Beratungen über Haughalts- 
etat und Rechnungen den Borfi in den Gemeindeverfammlungen 
führen, Bejchlüffe derjelben, welche rechtswidrig find, oder dem 
Staatd- und Gemeindewohl zumwiderlaufen, beanjtanden, Unterbeamte 
und Diener in den Gemeinden, foweit jolche notwendig, anjtellen, 
den Haushaltsetat der Gemeinde in Gemeinschaft mit dem Bor: 
jteher aufftellen, die Jahresrechnungen revidieren und alle Urkunden 
und Prozeßvollmachten namens der Kandgemeinde unterzeichnen ; 

3. die Landgemeindeordnung ordnet eine Mitwirfung des Amt- 
manne® für die durch den Gemeindevorjteher zu bewirkende Ver— 
waltung der Gemeinden an, jo daß er dienjtlich verpflichtet ift, 
den Borfteher in der Verwaltung wenn notwendig, zu unterftüßen; 

4. endlich ift dem Amtmann allgemein die Aufficht über die länd- 
lihen Gemeindeangelegenheiten übertragen, welche er jedoch jeßt 
nah Einführung der Hreisordnung nur noch als Organ des Land— 
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rats ausüben fann, da nach diefer und dem S 24 des Zuftändig- 
feitögejeßes dem Landrat ala Vorſitzendem bes Kreis ausſchuſſes dieſe 
Aufficht übertragen ift. 

63 liegt auf der Hand, daß die Thätigkeit des Amtmanns eine jehr 
verjchiedene jein muß, einesteil® je nachdem die örtlichen Berhältnifje eine 
umfangreiche oder geringfügige Polizeiverwaltung erheifchen, andernteila je 
nahdem die Perjönlichkeiten der Gemeindevorfteher eine Mitwirkung des 
Amtmanns bei Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten in bedeutendem 
Umfange erfordern, jo zwar, daß der Borfteher faum in Betracht zu ziehen 
ift oder die Thätigfeit des Amtmanns in dieſer Richtung ſich auf feine 
befonderen Obliegenheiten und die Auffiht im allgemeinen beichränten 
fann. 68 ift aber als ein großer Vorzug des Geſetzes anzuerkennen, daf 
nicht überall nach derfelben Regel gehandelt zu werden braucht, jondern 
daß es möglich ift, die Verwaltung den örtlichen und Perjonalverhältnifien 
entiprechend zu führen. 

Als Stellvertreter des Amtmanns werden 1—2 Beigeordnete in 
gleicher Weile ernannt. 

In Anfehung derjenigen Angelegenheiten, welche für alle zu einem 
Amte gehörenden Gemeinden gemeinfames Intereſſe haben, bildet das Amt 
einen Kommunalverband mit den Rechten einer Gemeinde. Welche An- 
gelegenheiten Gegenftände des Amtöverbandes fein follen, darüber beftimmt, 
jedoh nur mit Zujtimmung der einzelnen Gemeinden, unter Genehmigung 
des Kreisausjchuffes, die Amtsverſammlung; es können dies auch jolche 
Angelegenheiten jein, bei welchen mehr als eine, aber nicht alle Einzel» 
gemeinden ein gemeinfames Intereſſe Haben. In allen diefen Kommunal: 
angelegenheiten wird das Amt durch die Amtsverfammlung vertreten. 
Diefelbe beiteht aus den Borftehern der Einzelgemeinden und jelbftändigen 
Gutöbezirke und aus von einzelnen Gemeindeverfammlungen zu wählenden 
Amtsverordnieten, deren Anzahl — mindeftens jedoch einer — fi nad 
der Größe und Steuerfraft der einzelnen Gemeinden richtet und deren 
Vorfitender der Amtmann if. Bis zum Jahre 1887 waren auch bier 
die Rittergutsbefier jtimmberechtigt, welches Recht jedoch die neue Kreis— 
ordnung bejeitigt hat, während diejelbe der Amtäverfammlung ein neues 
— mohl das wichtigfte Recht, das fie Hat — beigelegt bat, nämlich die 
Wahl der Kreistagsabgeordnneten für den Wahlverband der Amtöverbände. 
Am übrigen hat die Amtsverfammlung bei allen Wahlen des Amtmanng, 
der Beigeordneten und jonjtigen Beamten nur ein gutachtliches Votum ab— 
zugeben und in der Verwaltung des Amts als Koımmunalverband die— 
jelben Funktionen wie die Gemeindeverfammlung in der Gemeinde. 
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Wo das Amt nur auß einer Gemeinde befteht, fungiert die Gemeinde» 
verfammlung zugleich ald Amtsverfammlung. 

Die ganze beftehende Gemeindeverfaflung ift in ihren Einzelbeftim- 
mungen dem weftjälifchen Volkscharakter entiprechend, Hat unter Berüd- 
fihtigung der früheren Hiftorifchen Einrichtungen den Übergang zu den 
notwendigen neuen Einrichtungen in jchonendfter Weife ermöglicht und fich 
troß der neuerdings wachjenden fommunalen Aufgaben jelbft unter ſchwierigen 
Berhältnifien bewährt. Die Gemeindemitglieder nehmen ein reges Intereſſe 
an den Angelegenheiten der Gemeinde; die gewählten Bertreter machen 
den ausführenden Organen — Borfteher, Amtmann —, namentlich da, wo 
die lebteren aus freier Wahl hervorgegangen und durch Befitz mit den 
Anterefien ihres Amtes enge verfnüpit find, feine unnötige Oppofition. 
Am rubigften verwaltet werden diejenigen Kreiſe — und aus ihnen 
fommen die wenigften Beichwerden an die höheren Inſtanzen zur Ent» 
fheidung —, in denen ſowohl der Landrat als die Ehrenamtmänner aus 
der Zahl der angefehenen und angefeflenen Bewohner des Kreiſes gewählt 
find, die ſich eins wiſſen in ihren eigenen Intereſſen mit denen ihres Ver— 
waltungsbeziıtt. Hier ift auch durch die neuen Berwaltungägeleße 
Anderung in der Verwaltung nur in geringem Maße eingetreten: in den 
Gemeinden find die früheren Bertreter des alten Befites wieder als 
Vertreter gewählt; der Ehrenamtmann wird oft ala Mitglied des Kreis— 
tages der berufenſte Abgeordnete des Amtes, und alle, vom Borfteher bis 
zum Landrat, wirken, jeder in feinem Amte und in feiner Weiſe, gleich: 
mäßig zum Wohle des Kreifes und feiner Bewohner wie zum Heile der 
Vrovinz und des Gejamtvaterlandes! 





Als Anhang fei Hier noch ein an das Abgeordnetenhaus gerichtetes 
Gefuch der Amtmänner der Provinz Weitfalen um Gewährung von Ge- 
haltszuſchüſſen aus der Staatskaſſe abgedrudt, da dasjelbe jehr wohl 
geeignet jein dürfte, die Stellung und Thätigfeit der Amtmänner in Weſt- 
falen zu charafterifieren ; Hierbei ijt auf die erſt ſpäter zur Einführung ge— 
langende Alterd- und Jnvalidenverficherung noch feine Rüdficht genommen, 
welch lebtere den Amtmännern eine große Arbeitälaft auibürdet, wobei es 
noch unentjchieden ift, ob die Gemeinden oder die Berficherungsanitalten 
jur Zragung der Kojten verpflichtet find. 


Münfter, 28. März 1890. 
Dem Hohen Haufe der Abgeordneten beehren wir uns die Bitte zur 
bochgeneigten Erwägung zu unterbreiten, bei Beratung des Geſetzes über 
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die Erhöhung der Beamtengehälter auch den Amtmännern Berüdfichtigung 
angedeihen zu lafjen, und erlauben wir ung, diefe unfere Bitte wie folgt 
zu begründen: 

Die Stellung der Amtmänner ift hauptjächlich ſeit dem letten Viertel» 
jahrhundert gegen früher eine wejentlich andere geworden. Während früher 
die Thätigkeit eines Amtmanns fich größtenteil® auf die innere Entwid- 
lung der ihm unterftellten Gemeinden erftredte, ift fie jeßt in be 
deutendem Maße vom Staate und für flaatliche Zwede in Anſpruch 
genommen. Die Anforderung an die Amtmänner ift demnach eine be- 
deutend größere geworden, und ift dieſes wohl ala eine notwendige Folge 
der großen Ummwälzungen zu betrachten, die in den lebten Decennien 
unfere innere und äußere Staatdentwidlung erfahren hat. 

Die Schöpfung neuer, notwendig gewordener Ynftitutionen, der Auf— 
ſchwung der Berfehröverhältnifje u. ſ. w. u. |. w. ließen, wie es aller- 
dings bei der ganzen Beamtenwelt der Fall ift, auch für die Amter eine 
Arbeit entftehen, die weit mehr als die doppelte Laſt auf die Schultern 
der Amtmänner legte und fie aus dem Rahmen ihrer eigentlichen Thätig- 
feit für die Verwaltung der Gemeinden verdrängte, dagegen mehr zu 
direften Organen der Staatöverwaltung machte. 

Die neu entjtandenen Verhältniffe und namentlich auch der Minder- 
wert des Geldes Haben den Staat in die Notwendigkeit gedrängt, das 
Eintommen der direften Staatöbeamten, jei e8 durch Gehaltserhöhung, ſei 
e8 durch Mietsentjchädigung, zu erhöhen; auch jetzt fteht bei gewifien 
Beamtenklafien die Erhöhung des Einfommens in Ausficht, und Hat dieſes 
dahin geführt bezw. wird dahin führen, daß den direften Staatöbeamten 
der Drud und die Sorge für die Gegenwart und Zukunft benommen wird. 
Das Gleiche, was hier von den unmittelbaren Staatäbeamten gejagt, gilt 
no in höherem Maße von den Provinzialbeamten und ift deren Ein— 
fommen noch in neuefter Zeit in einer Weiſe erhöht, daß der jüngfte 
Sekretär jo ziemlich das gleiche Einkommen bezieft wie der höchftbefoldete 
Amtmann im Regierungsbezirt Müniter. 

Bon diefen oder Ähnlichen fürforglichen Anordnungen ift bis jet der 
Stand der Amtmänner nicht berührt worden, und ift auch feine Ausficht 
vorhanden, daß dieſes in nächfter Zeit geichehen wird, wenn bier nicht 
von berechtigter Seite Anregung erfolgt. Es wird wohl von feiner Seite 
geleugnet werden, dat die Gehälter, welche die Amtmänner beziehen, mit 
den Anforderungen, welche an diejelben geftellt werden, nicht im Einklange 
ftehen. Von der Staatsverwaltung nun zu verlangen, daß diejelbe dafür 
Sorge tragen möge, daß die Gehälter der Amtmänner nach Verhältnis 
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der unmittelbaren Staatsbeamten aufgebefjert würden, wäre etwas, mas 
nicht ausführbar ift, da die bisherige Bejoldung der Amtmänner nur aus 
Gemeindemitteln gejchieht und der Staatsregierung bei Feſtſetzung derjelben 
feine Mitwirkung zufteht; wäre diejes aber auch der Fall, jo könnte wohl 
vorausgejegt werden, daß, da die Gemeinden bereit# durch Abgaben aller 
Art in ihrer Leiftungsfähigkeit jehr beſchränkt find, diefelben wenig geneigt 
jein würden, den Amtmännern für Arbeiten und Leiftungen, welche fie 
lediglich für Staatazwede leilten, etwas zu vergüten. Bon den Arbeiten 
welche von den Ämtern für den Staat geleiftet werden, erlauben wir uns 
anzuführen: die Steuerveranlagung und die damit verbundene Perjonen- 
fontrolle, Anfertigung der Militärftammrollen und die hiermit verbundenen 
Kontrollen, Führung der Standesamtsgeſchäfte und die damit verbundenen 
Nachweise Für das Erbichaftäfteueramt, Berichte an das vormundjchaftliche 
Gericht und Arbeiten für das Statiſtiſche Bureau, die Polizeiverwaltung, 
die Arbeiten zur Unterdrüdung der Epidemieen und Viehſeuchen, Anferti- 
gung der Wahlliiten für Reichatag und Abgeordnetenhaus, namentlich aber 
die Arbeiten, welche durch die bereit® in Wirkſamkeit befindlichen und noch 
zu erwartenden jocialen Gejete hervorgerufen find und werden, 
und die jo ſehr läſtigen und zeitraubenden ftatiftifchen Arbeiten, ala 
Bolt, Biehzählung, Aufnahme der Berufeftatiftit und Ernteergebnifie ꝛc. 

Nah den vorftehenden Ausführungen würde dem Amtmann nur da— 
durch Hülfe geichafft werden, wenn fich der Staat herbeilafjen wollte, dem 
jelben für die Arbeiten, welche er für dieſen zu liefern Hat, einen 
Zuſchuß zu jeinem Gehalt zu zahlen. 

Die Bemeſſung diefer Zufchüffe würde wohl nicht ander® zu bewirken 
ein als mit Zugrundelegung der Einwohnerzahl der Amtsbezirke, wenn 
hierbei auch den ſchwierigen Verhältnifien, worunter einige Amter zu leiden 
haben, feine Rechnung getragen wird. 

Unjere Wünfche gehen nun dahin: 

„Die Königliche Staatsregierung möchte die Zahlung von 
Gehaltszuſchüſſen aus der Staatsfaffe an die Amtmänner 
der Provinz Weftfalen gleichzeitig mit der Erhöhung der 
Gehälter der unmittelbaren Staatsbeamten zur Ausführung 
bringen und diefe Zulage für Jahr und Kopf der Amtsein- 
gejefjenen auf 10 Pig. bemefjen.“ 


XVI. 
Die Zuſtände und die Reform des ländlichen Gemeinde— 
weſens in der Rheinprovinz. 


Von 
Bürgermeiſter &. Thiel in Merzig. 


Einleitung. 


Der Ausſchuß des Vereins für Socialpolitit hat es für wünjchenswert 
gehalten, feiner Sammlung von Gutachten über die Zuftände und die 
Reform des Ländlichen Gemeindewejens in den öftlichen Provinzen des 
preußifchen Staates, welche demnächſt zur Veröffentlichung gelangen joll, 
zur Anftellung von Bergleichungen und zur Bervollftändigung des dem 
Gejehgeber zu unterbreitenden Stoffes entiprechende Gutachten aus den 
westlichen Provinzen beizufügen. 

Wenn ich, angeregt durch die hohe Bedeutung, welche das von dem 
Berein für Socialpolitif in Ausficht genommene Werk für einen großen 
Teil unjeres Vaterlandes haben wird, und das tiefe Intereffe, welches ich 
für die Gemeindeverwaltung hege, es übernehme, einen Beitrag bezüglich 
der Gemeindeverhältniffe der Rheinprovinz zu liefern, jo möchte ich mich 
nicht näher auf eine Behandlung der Grundlagen des Gemeindewejens und 
der rheiniichen Gemeindeverfafjung einlaflen, dieſe vielmehr nur flüchtig 
berühren, hingegen etwas länger bei den in der Rheinprovinz zur Zeit be— 
ftehenden fommunalen Zuftänden verweilen, deren Reiormbedürftigfeit er 
Örtern und bie und da Vorſchläge zur Abänderung mir mangelhaft oder 
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unzwedmäßig erjcheinender Einrichtungen oder grundlegender Beftimmungen 
daran fnüpfen. 

Ich gehe dabei wohl mit Recht von der Auffafjung aus, daß, wenn 
auch die bei der Schaffung einer neuen Gemeindeordnung für die öftlichen 
Provinzen zu berlidfichtigenden vorhandenen Verbältniffe in gar mancher 
Hinfiht von denen der weitlichen, namentlich denen der Rheinprovinz, weit 
verschieden find, es dennoch nicht ganz zwedlos fein dürfte, die in der 
legteren gemachten Erfahrungen zu berüdfichtigen und zu verwerten, indem 
ja doch in der einen oder anderen Richtung gleichartige grundlegende Be— 
flimmungen zur Erörterung gelangen werden, jei es bezüglich der Stellung 
und ZThätigfeit der Gemeindebeamten, ſei es bezüglich der Geftaltung, Zu— 
fammenfaffung und Wirkſamkeit der zu jchaffenden fommunalen Körper» 
Ichaften oder endlich bezüglich der Gejtaltung und Anwendung anderer 
das fommunale Leben beeinfluffender Geſetze. 

Es ift meines Erachtend die von mir gewählte Abgrenzung meines 
Gutachtens um jo zwedmäßiger, als ja innerhalb der RhHeinprovinz felbit 
wejentliche Unterfchiede in der Verfaſſung und Verwaltung der ländlichen 
Gemeinden nicht beftehen und die Erfahrungen, die man 3. B. im Re- 
gierungsbezirt Düffeldorf Hinfichtlich der beftehenden fommunalen Zuftände 
gefammelt hat, im großen und ganzen von denen nicht weit abweichen 
werden, die etwa im Regierungsbezirk Trier zu Tage getreten find. Endlich 
muß ich noch bier hervorheben, daß ich lediglich an der Hand meiner 
aus dem praftiichen VBerwaltungsleben in meiner Stellung als rheinifcher 
Bürgermeifter geichöpiten Erfahrungen meine Anfchauungen, ohne irgend 
welche Rüdfichten zu nehmen, nachitehend ausgejprochen babe in der wohl- 
gemeinten, ernten Abficht, den Beftrebungen des Vereins zu dienen und 
mich meinem Baterlande nach meinen jchwachen Kräften nützlich zu er- 
weijen. 


Abteilung I. 


Grundlagen des Gemeindetvefend, foweit durch diefelben die Geftaltung 
und Wirffamfeit der Gemeindeverbände bedingt wird. 

1. Berteilung des Grundeigentumß unter Hervorhebung 
der Ritter» und Bauerngüter verfhiedener Größe. 
Marimal-, Minimal» und Durchſchnittsumfang derfelben. 

Es würde zu weit führen und den Rahmen, den ich meiner Arbeit 
geben darf, weit überfchreiten, wenn ich bier auf die urfprüngliche Ber- 
teilung des Grundeigentums, auf die Entftehung der Feldmarken und Ge- 
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meinden, d. 5. auf denjenigen Zuftand des Ländlichen Gemeindeweſens 
näher eingehen wollte, welcher eintrat, ala das Nomadenleben, der Wechjel 
der Wohnfige und Feldmarken aufhörte und nun die einzelnen Gejchlechts- 
genofjenichaften auf einer beftimmten Feldmark ſeßhaft wurden und dort 
ihr Dorf dauernd zum Wohnen und Wirtjchaiten einrichteten, wodurch dag 
Gejamteigentum eines politiſch Eonftituierten germanifchen Volkes oder 
Volksſtammes an allen Feldmarken feines Gebietes in das Gejamteigen- 
tum der Genoffen jeder einzelnen Feldmark überging. Hieraus ent« 
wickelte fih aladann ganz allmählich die einzelwirtichaftliche Bebauung 
und Nutzung der den einzelnen Gehdften zugeteilten Ländereien, während 
fih der gemeinjame Befig an gewilfen Gemeinheiten, ala Waldungen, 
Weiden, auch Wiefen, durch die Jahrhunderte Hindurch zum Zeil bis auf 
unfere Zeit noch erhalten Hat. Selbft die Periode der Römerherrichait, 
welche in den Jahren 286—421 n. Chr. Geburt doch einen bejtimmenden 
Einfluß auf Anbau und Anfiedelung in der Rheinprovinz, in&bejondere im 
Trierer Bezirk ausübte, Hat dies nicht verhindert. Nach dem Verfall der 
römiſchen Herrfchaft raufchten zwar bald wieder deutjche Wälder über ver- 
funfenen Römerdörfern, aber doch waren vielfach die alten Feldmarken in— 
zwifchen zerjegt und verdrängt worden. Doch genug hiervon. 

Infolge der Tranzöfifchen Revolution verarmten Adel und Geiftlichkeit, 
in deren Befit fich bis dahin Hauptfächlich der Grund und Boden befand, 
überaus ſchnell. Die geiftlichen Güter diesſeits des Rheine wurden 
fequeftriert und verfteigert. Die Güter des Adels, in&bejondere in den 
Gebirgägegenden, kamen unter den Hammer, während die Güter in den 
Niederungen bei befjerem Boden, befjeren Verkehrsbeziehungen, höheren 
Preifen der Erzeugniffe und hochentwidelten, den Verbrauch jteigernden 
Induſtrieen ventabel blieben und die Befiter ernährten. Daher haben fich 
auch bis Heute in den Niederungen Rittergüter und größere, vielfah an 
reiche Kaufleute und Rentner übergegangene, häufig verpachtete Höfe er- 
halten, während im übrigen die Zerjplitterung des Grundbefiges, die dem 
Bejucher der Rheinprovinz fich ſofort aufdrängen muß, in beflagenswerter 
Ausdehnung dor fich ging und feit 50 Jahren in fletiger Zunahme be— 
griffen ift. 

Es ift zu Hoffen, daß das Geſetz vom 20. Mai 1885 günftig auf 
die Zerfplitterung wirken wird. 

An denjenigen Zeilen der NRheinprovinz, welche zu den ſpaniſchen 
Niederlanden gehörten und wo biß zum Jahre 1804 das Erftgeburtärecht galt, 
in den Sreifen an der Luremburger Grenze entlang waren noch bis vor 
wenigen Jahren zahlreiche größere Güter anzutreffen, während im Bistum 
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Trier, wo ftetö freie Teilbarkeit herrichte, auf dem Hochwald und Huns- 
rüd, in den Kreifen Wittlich, Daun, Prüm die Zerfplitterung eine grenzen- 
loſe ift. 

Die Größe der Rittergüter ift ungemein wechjelnd,; es giebt folche 
von 23 ha und ſolche von 1000 ha, Bauerngüter vom geringiten Umfang 
bis zu 3—-400 ha. Im Ducchſchnitt mag fi der Grundbefi in der 
Rheinprovinz zwilchen Flächen von 0,25 ha bis zu 60 ha verteilen. 


2. Siedelungsverhältniſſe; Einzelhöfe, Weiler, Dörfer, 
Anlage und Form der lefteren. Größere Güter. Neuere 
Anfiedelungen, Ausbauten u. f. w. 

Beftimmte Grundfäße bezüglich der Anfiedelungen find in der Provinz 
faum erfennbar. 

Wo induftrielle Unternehmungen gegründet werden, entjtehen meift auch 
Dörfer; im übrigen baut man an beitehende Ortichaften an. Beichrän« 
kungen find bezüglich der Wahl der Anfiedelungen in den gejeglichen Be— 
ftimmungen nirgend® vorhanden, doch wäre es angebracht, Einzelgehöfte in 
großen Waldungen verftedt, nicht zu geftatten, da diefelben leicht zu 
Schlupfwinkeln für Wilddiebe und Verbrecher aller Art werben. 

Geſchloſſene Güter bilden meiſt Einzelhöfe; Güter giebt e8 aber auch 
in Dörfern und Städten in jedem Umfange, ohne irgend welche bejondere 
Stellung oder Bedeutung im Gemeindeleben einzunehmen, außer etwa den 
Dorrechten, welche den Inhabern durch die SS 46 und 49 der rheinifchen 
Landgemeindeordnung vom 23. Juli 1845 zuerkannt find. 

Was die Form der Gehöfte angeht, jo ift deren Anordnung und Ein- 
richtung in den verjchiedenen Gegenden auch verjchieden. Am Niederrhein 
ift der Ländliche Bau jo eingerichtet, daß man durch ein Thor zunächſt in 
den Wirtſchaftshof eintritt, während feine andere Thür nach außen vor— 
handen ilt. Die Gehöfte find meift in Quadratform angelegt, links be— 
finden fich die Wohn: und KHüchenräume, recht? die Öfonomieräume; die 
Scheunen find meift jehr beſchränkt und wird ein großer Zeil der Ernte 
im freien aufgefegt. Erft in neuerer Zeit beginnt man die Gebäude an- 
ftatt aus Fachwerk aus Ziegelfteinen berzujtellen und meiſt mit Gement- 
verpuß zu verjehen. 

Im Gebirge find die Gebäude aus Bruchſtein maſſiv, mit großen, 
die Ernte ganz fafjenden Scheunen errichtet, aber vielfah an Feuchtigkeit 
leidend. Das feuerfefte Dach (Schiefer oder Ziegel) hat faſt überall das 
alte Strohdach verdrängt, zum Zeil ſchon wegen der verminderten Feuers— 
gefahr und geringerer Verficherungsprämie. 
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Der Ausbau ländlicher Höfe beichräntt fich meift auf Verbefferung 
und Erweiterung der beftehenden Gebäulichkeiten. 

3. Einteilung der Aderilur, Gemengelage. 

Der Mangel an Flurwegen macht vieljach die Dreifelderwirtichait 
noimwendig und wird mamentlich in den Gebirgägegenden jchwer empfunden, 
da mit der Zunahme der Zeriplitterung der Grundftüde die ftetige Ab— 
nahme der Gejpannkräfte gleichen Schritt Hält, während andererjeits die 
Griräge des Boden® mit dem Vorhandenfein und der Beichaffenheit der 
Flurwege in engitem Zuſammenhange ftehen. Eine Abhülfe im Wege der 
Gejeßgebung ift dringend erwünjcht, aber nur dann wohl durchzuführen, 
wenn die Laften für die Anlage und Unterhaltung der Kommunikations» 
wege den Gemeinden abgenommen werden würden, worauf ich an anderer 
Stelle zurüdfomme. Durch diefe Abnahme der Kommunikationswegelajten 
würden die jehigen Naturalleiftungen der Gemeinden für Verkehrswege für 
die Erweiterung und Verbeſſerung des Flurwegenetzes disponibel, und es 
fönnte jyftematifch mit dem Bau von Flurwegen vorgegangen werben. 
Sollte dies durch eine anderweite Wegegeleigebung nicht möglich fein, jo 
würde ich dad Mittel zur Bejeitigung des Flurwegenotſtandes empfehlen, 
welches ich jelbft während meiner Verwaltung der Bürgermeiftereien Kyll- 
burg und Malberg in der Eifel bei mehreren Gemeinden mit Glüd an— 
wenden fonnte, die Bildung von Gemeinde flurmegegenofienichaften. Es 
müßte aber die Bildung jolcher dadurch erleichtert werden, daß in ähn— 
licher Weile wie bei Meliorationsgenofjenichaften nicht die Zuflimmung 
aller Beteiligten, jondern nur die der Majorität in Verbindung mit der 
Hälfte der von allen Beteiligten repräfentierten Grundfteuer, ſoweit jelbe 
auf den durch den einzelnen Weg zu erichließenden Grundjtüden rubte, 
zur Konftituierung der Genoſſenſchaft erforderlich wäre, und müßte dahin 
geitrebt werden, daß etwa die Hälfte oder der dritte Teil der bis jet von 
der Provinzialverwaltung zu Kommunifationswegen bewilligten Zuſchüſſe 
fernerhin den Flurwegebaugenofjenichaften in Form von Beihülfen zu Teil 
würde. 

63 ift eine ganz merkwürdige Erfcheinung, daß überall in der Land— 
wirtichait treibenden Bevölkerung der Mangel an Flurwegen anerlannt 
und beklagt wird, aber nur in jehr wenigen Fällen zur Selbithülfe bis 
jeßt geführt Hat. 

Ich glaube nicht, daß es mit der Fürforge für die leidende Land» 
wirtfchait vereinbar ift, die Regelung der lurwegeangelegenheit von dem 
Fortjchreiten und der vermehrten Anwendung der Zujammenlegung der 
Grundftüde zu erwarten. 
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4. Grundlaften- und Servituten-Ablöjung. Gemeinheits- 
teilung, Arrondierung. 
(Separation und Marfungsbereinigung.) 


Während die Ablöjungen von Grundlaften und Serbituten in der 
Provinz durchgeführt find, jchreitet die Flurregelung troß der günftigen Er— 
folge von Remagen, Kelberg, Bettenfeld, Edield, Prüm zur Lay nur fehr 
langjam voran. Das alte Mißtrauen will nicht ſchwinden; am Nieder- 
rhein namentlich joll noch fein Antrag geftellt jein. 

Mit der Einführung des Grundbuchs wird allenthalben vorgegangen. 


5. Vorhandensein von Wiejen, Weiden, Wäldern im 
Gejamteigentum größerer und kleinerer Verbände. 


In den Niederungen der Provinz, namentlich in der rheinifchen 
Ziefebene, befinden fich wertvolle Wieſen und Weiden, welche hohe Erträge 
bringen und bei der Grundfleuerregulierung in den jechziger Jahren mit 
Recht Sehr hoch eingejchätt worden find; diejelben find meift in Privat- 
bei, während die Waldungen, in den Gebirgdgegenden vorherrichend, 
größtenteild außer dem Fiskus den Gemeindeverbänden zugehören; auch 
vereinzelte Kirchengemeinden beiten Waldungen; die Privatforften werden 
nicht mehr wie den vierten Zeil des Gefamtwaldbeftandes außmachen. 

Waldſchutzgenoſſenſchaften find in der Provinz nur vereinzelt vorhanden. 


67. Rechtliche Gebundenheit, faktiſche Geſchloſſenheit und 
freie Zeilbarfeit der Güter. Erbrecht und Erbiolgefitte. 
Gutsübergabeverträge. 


Nah dem franzöfiichen Rechte hat jeder Erbe das ihm zugeiallene 
Immobil in natura zu beanfpruchen. In den gefegneten Diftriften, mo 
die Ländereien von ziemlich gleihmäßiger Güte find, wo auch die männ- 
lihen Erben in der Induſtrie, im Handelsſtande und anderweit leicht ein 
Unterfommen finden, twerden troß oben erwähnten Rechts die Güter meift 
nicht zerjtücdelt, fondern entweder an einen der Erben übertragen und die 
Miterben werden abgefunden oder die Güter werden beim Todesfalle ver 
fauft. Anders in den Gebirgägegenden. Hier find auf den einzelnen 
Fluren alle Klaſſen Wiefen, alle Klaffen Aderland vertreten, die guten 
Stüde müfjen die jchlechten ergänzen, daher will jedes Kind, dag auf dem 
elterlichen Gute blieb (gewöhnlich ift das Abfinden da wegen mangelnden 
Vermögens nicht angängig), neben den vielen ſchlechten auch ein gutes 
Stüdchen Haben, daher denn die ausgedehnte Zeriplitterung. 
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Eine Beſſerung dieſer Verhältniffe wird wohl nur dur Aufhebung 
der unbegrenzten Zeilbarkeit möglich fein oder durch eine Anderung des 
Erbrecht und der Erbfolge. 


8. Klafien der ländlihden Bewohner: a. Ritterguts- 
bejiger und Verwalter, fonftige Beamte, Gefinde, 
Inſtleute, Tagelöhner, b.Boll-, Halb- und Biertelbauern, 
Kleingütler und Taglöhner. 

Es giebt in der Provinz a. Rittergutsbefiter und Verwalter, Meifter 
fnechte, Knechte, Mägde, b. Gutsbeſitzer (Aderer) von Gütern über 20 ha 
Größe, Kleinbauern mit Grundeigentum bis hinab zum Befiter von 0,25 ha 
und Taglöhner. 
Rangunterfchiede beftehen in gewiſſer Hinficht zwiſchen Gutsbeſitzern 
und Pächtern nur am Niederrhein, im übrigen Zeile der Provinz kennt 
man jolche nicht. 


9. Berbreitung und Art der Pachtverhältniſſe. 

Die Berpachtungen find in den Niederungen häufig, im Gebirge jelten. 
Diejelben erfolgen zum Teil durch öffentliche Ausftellung, zum Teil unter 
der Hand; die Befigungen von Gemeinden werden durchweg Öffentlich ver- 
pachtet; bezüglich der Pachtperioden und fonftigen Pachtverhältnifie ‚giebt 
es bejtimmte Normen nicht. In den Ebenen Hat fich langjam ein ganz 
intelligenter, leiftungstähiger Pächterftand herausgebildet. 


10. Nebenbeihäfttigung der ländlihen Bevdlferung. 


Im allgemeinen bat die in früherer Zeit übliche Nebenbeichäitigung 
der ländlichen Bevölkerung in mancherlei Zweigen der Hausinduftrie auf» 
gehört, und die hie und da angeftellten Verſuche, diejelbe wieder einzu— 
führen, werden voraußfichtlich die gewünfchten Erfolge nicht haben. Als 
Nebenbeichäftigung nimmt jedoch die bäuerliche Bevölkerung teil an Erd— 
arbeiten zu Eijenbahnen, Straßenbauten, in Sand» und Steinbrüchen jo- 
wie in den forjtlichen Betrieben, auch jenden viele bäuerliche Haushaltungen 
Yamilienmitglieder in benachbarte Fabriken, Bergwerke und ſonſtige gewerb- 
liche Betriebe, damit durch diefe der Haußhaltung der größte Zeil der er— 
forderlihen Barmittel zugeführt werde. 

Als landwirtſchaftliche Nebenbetriebe findet ınan meift am Nieder- 
rhein Milchwirtichaft, KHäfereien und Butterfabrifation in ausgedehnten 
Umfange, zum Zeil in genoffenjchaitlichem Betriebe, fo daß auch der Kleine 
Dann fi) daran beteiligen kann. 
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11. Verbreitung des Bergbaues und der Induftrie ala 
Fabrik oder Haudinduftrie oder Handwerk. 

Der Bergbau ift in den Händen des Staates und von Aftiengefell- 
Ichaften, ebenjo find große induftrielle Unternehmungen meift im Befige 
von Gejellichaiten, und zwar wendet fich die Induſtrie zum Zeil dem Site 
der Eijenfabrilation am Niederrhein, zum Zeil dem SKohlenrevier an der 
Saar zu. Die Induftrie in den Gebirgägegenden leidet jehr unter dem 
Mangel ausreichender Schienenwege und iſt zum größten Teile bereits 
verichwunden. Die Hausinduftrie geht ein; die mechanischen Webftühle 
haben den Handwebftuhl, den man früher in allen Bauernhäufern fand, 
verdrängt; der Bauer macht fein Leinen und feinen Tirtey nicht mehr 
jelbjt ; er kauft dafür fchlechtere, aber billigere Stoffe. 


12. Entwidelung und Formen des Kreditverkehrs und der 
Sachenverſicherung. 

In der Rheinprovinz iſt für Perfonal- und Realktedit in reichem 
Maße gejorgt, am beiten, zwedmäßigiten und reeilften durch viele genoflen- 
ſchaftliche Kreditinftitute, Darlehnskaſſen und Volksbanken, wo die Be- 
völferung zu 4'/—5 %o auch gegen Bürgichaftäftellung Geld erhalten kann; 
eine große Zahl diefer Kaſſen hat fich auch des Handels mit Steigproto- 
follen angenommen und trägt hierdurch wejentlich zur Geſundung der wirt- 
Iichaftlichen Verhältnifie bei. Die Gejchäfte werden bei vielen Kaflen durch 
in dem Bezirk wohnende Agenten und Vertrauensmänner vermittelt. 

Für den Nealkredit forgt in zuvorfommenditer Weile die Landesbank 
der Rheinprovinz zu Düffeldorf, die allen anderen Eleineren Injtituten an 
Leiſtungsfähigkeit, Sicherheit und Milde der Bedingungen voranſteht. 

Eine Staatliche Kontrolle der Aktienbanken wäre vielleiht am Platze. 

Ebenjo find in der Provinz jehr gut geleitete Verſicherungsgeſellſchaften 
auf allen landwirtjchaftlichen Gebieten ;Inur ift es zu bedauern, daß jeitens 
der ländlichen Bevölkerung, abgejehen von der Verſicherung gegen Feuer— 
ichäden, von den übrigen Verficherungsgelegenheiten im allgemeinen noch 
wenig Gebrauch gemacht wird. Der Kleine und mittlere Bauer antwortet 
auf die frage, warım er nicht die und jenes verfichert, er könne das 
nötige Bargeld zur Zahlung der Prämien nicht aufbringen, günftigften Falls 
aber glaubt er, dasjelbe in feiner Wirtfchaft anderweit zwedmäßiger und 
rentabler anlegen zu können. 

13. Berbreitung der ländlichen Genoſſenſchaften, nament— 


(ih der Be- und Entwäfjerungsgenofjenihaften. 
63 giebt in der Provinz neben den ſchon erwähnten Kreditgenofjen- 
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ſchaften eine große Menge anderer wirtichaftlicher Vereinigungen: Molkerei— 
genofjenichaften, ländliche Konfumvereine, Genofjenichaften für Meliorationen, 
Drainagen und Wieſenbau, Stiergenofienichaften, Obit- und Weinbau 
genofjenjchaften, landwirtichaftliche Kafinos, Fiſchereigenoſſenſchaften, Bienen— 
zuchtvereine, Buttergenofjenichaflen u. a. m. Namentlich find in der Eifel 
durch die reichen Zumendungen des Staates die ſegensreichſten Genofjen- 
ihaften entjtanden und großartige Meliorationen ausgeführt worden, wo— 
tür lebende und kommende Gejchlechter der königlichen Staatsregierung 
tiefften Dank ſchuldig find. 


Abteilung II. 
Verfaflung der Gemeinden und Gutöbezirfe. 


1. Rechtsquellen der Gemeindeverfajjung(Staatsverfafjung, 
Geſetz, Gemeindeordnung, Verordnung, Objervanz u.|.w.). 

Es fann bier auf die rheinischen Provinziale, Kreis und Gemeinde- 
ordnungen, auf daB Zuftändigfeitägejeg vom 1. Augujt 1883 und das 
Zandesverwaltungsgejeg vom 30. Juli 1883 verwiefen werden, wodurd) 
ein Zeil der Fragen der Abteilung II jeine Erledigung finden dürfte. 


2. Bolitifche Gemeinden (Orts-, Teil- und Samtgemeinden), 

Spetialgemeinden und größere Speciallommunalverbände 

füreinzelne Zwede (Zwedverbände)alßbejondere Kirchen», 
Schul-, Armen-, Wege-, Deihverbände u. ſ. w. 

Die politiichen Gemeinden der Rheinprovinz betehen in a. Bürger- 
meiftereiverbänden, b. Gemeindeverbänden, c. Schulverbänden, d. Kirchen— 
gemeindeverbänden. 

Die Wege: und Deichangelegenheiten gehören zur Kompetenz der 
Bürgermeifterei- und Gemeindeverwaltungen, während die Unterhaltung 
und Beauffichtigung der Provinzialjtraßen der Provinz ſelbſt obliegt, eine 
Einrichtung, die zwar einen Eoftfpieligen Verwaltungsapparat erfordert, im 
übrigen aber injofern zweckmäßig ericheint, ald die Baukoſten dadurch auf 
die Provinz übernommen und der Beitimmung jener Straßen ald Ver— 
mittlerinnen des größeren, allgemeinen Verkehrs entiprechend möglichit 
richtig verteilt find. — Die Civilgemeinden find gleichzeitig auch die Orts» 
arınenverbände. 

Mehrere Gemeinden find zu einer Bürgermeifterei (Samtgemeinde) 
vereinigt, während häufig wiederum mehrere Bürgermeiftereien durch einen 


Bürgermeifter in Perfonalunion verwaltet werden. Zmwedverbände finden 
Schriften XLIV. — Ländl. Gemeindemweien. 18 
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fih häufiger nur ala Schulverbände, wo benachbarte Eleine Gemeinden zu 
einem Schulverbande vereinigt werden; die Aufbringung der Laften ift in 
folchen Fällen verjchiedenartig geregelt, zum Zeil erfolgt dieſelbe nach 
Maßgabe der Seelenzahl, zum Teil nach Verhältnis der Staatäfteuern, 
endlich auch wohl nach der Zahl der die Schule bejuchenden Kinder. Die 
Kirchengemeinden ſetzen fi aus einer oder mehreren Givilgemeinden zu— 
Jammen, welche gleichmäßig zu den Kultuskoſten beitragen. 


3. Gemeindebezirfe, Bildung derjelben, Umfang und 
Bevdlferungdzahl. 

Bevölkerung, Größe und Umfang der Gemeindebezirfe der Provinz find 
zuverläffig aus dem Gemeindelerifon für die Rheinprovinz, herausgegeben 
von dem Königlichen Statiftifchen Bureau 1888, zu erjehen. 

Die Bildung der Gemeinde als politifche Körperſchaft, welche eigenen 
Haußhaltsetat Hat und eigene Rechnung legt, wird dur den $ 1 der 
rheinifchen Landgemeindeordnung geregelt, und wird die Gemeinde räumlich 
in den weitaus meiften Yällen durch die Kataſtergemarkung bargeftellt. 
In den Bürgermeiftereien auf der rechten Rheinfeite ift die Einrichtung 
infofern eine andere, als die Bürgermeiftereien dort gleichzeitig auch den 
Gemeindeverband bilden; es gehören dort alſo zu einer Gemeinde (Bürger- 
meifterei) viele größere und Kleinere Dörfer, Weiler, Gehöfte, während 
für diefe Gemeinden (Bürgermeifterei) nur ein gemeinfamer Haushaltsetat 
aufgeftellt, nur eine gemeinfame Rechnung gelegt wird. Naturgemäß find 
nun aber die fommunalen Bedürfnifje in größeren Ortjchaiten unverhältnie- 
mäßig viel höher als in fleineren, und es ergiebt fich alsdann leicht ein 
Mikverhältnis zwiichen den großen Aufwendungen für die größeren Orte 
und den biergegen verjchwindenden Aufwendungen für die Eleineren Orte, 
oder von den Dpfern, welche der Kleinere Ort zu den fommunalen Ein- 
rihtungen der ganzen Gemeinde mitzutragen hat, fommt ihm jelbft un- 
verhältnismäßig wenig, oft gar nichts zu gute. Ein großer Ort mit einer 
Fabritbevölferung muß 3. B. alle 10 Jahre eine neue Schulklafje ſchaffen, 
zu deren SKoften der Eleine Ort nach demjelben Verhältnis beizutragen hat, 
während der kleine Ländliche Ort alle 100 Jahre etwa eine neue Klaſſe 
Ihaffen muß. 

Mir Scheint das ungerecht und würde ich empfehlen, in ſolchen Bürger- 
meijtereien, welche gleichzeitig einen Gemeindeverband bilden, Lokaletats 
für jede einzelme Ortſchaft obligatoriih zu machen, felbftredend mit ge 
trennter Rechnungslegung ; hervorheben möchte ich bier jener die oft recht 
unglüdliche Abgrenzung der Bürgermeiftereibezirke. 
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Es ift nicht jelten, daß eine einzelne Gemeinde von dem Sitze ihres 
Bürgermeifterd ftundenweit entfernt liegt, während in nächjter Nähe der 
Bürgermeifter der angrenzenden Bürgermeifterei wohnt. Hierzu kommt 
noch, daß in ſolchen Fällen gewöhnlich die VBerbindungswege zum eigenen 
Bürgermeiftereiorte, weil weniger benußt, jchlechte, bis zum nahegelegenen 
Nahbar-Bürgermeiftereiorte, mit dem lebhafte Verbindung in mancher Ber 
ziehung unterhalten wird, gute find, jo daß infolge unzwedmäßiger Ab- 
grenzung der Bürgermeiftereibezirke unnötig Zeit, Kraft und Geld ver- 
loren gebt. 

E3 wäre wünſchenswert, die Bedingungen zur anderweiten Gejtaltung 
vorhandener unzwedmäßiger Bürgermeifterei- und Gemeindeverbände, wie 
fie in den SS 9 ff. der Gemeindeordnung zu finden find, zu vereinfachen, 
um eine günjtigere, dem wirtjchaftlichen Leben und den beftehenden Ber- 
tehröbeziehungen Rechnung tragende Anderung der beftehenden Bezirke zu 
erleichtern. 


4. Gemeindeangehörigfeit und Gemeindebürgerredt, Er- 

werb und Berluft, Unterſchiede in der rechtlichen Stellung 

der Gemeindeglieder oder einzelner Klaſſen derjelben, 

Stimmrebt in Öemeindeangelegenheiten. Nußbare Rechte 

und Laſten, weldhe mit der Gemeindemitgliedjhaft oder 

der Zugehörigkeit zu einer Klaſſe von Gemeindegliedern 
verknüpft find. 

Gemeindeangehörigleit und Gemeindebürgerreht, Stimmrecht und 
Gemeindemitgliedfchaft werden durch die Gemeindeordnung, das Freizügig— 
teitägefeß, das Geſetz über den Unterjtüßungswohnfig und das Gejeh über 
Erwerb und Berluft der Bundes» und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 
1870 geregelt, und wie das Recht, ſich nach freiem Belieben feinen Wohnfit 
zu wählen, an andere Bedingungen nicht gefnüpft oder von der Erfüllung 
irgend welcher anderer Berbindlichkeiten ſeitens der Gemeinden nicht ab- 
hängig gemacht werden darf, jo ift e8 auch unzuläffig, für die Erlangung 
des Gemeindenutungsrechts Unterjchiede z. B. zwiſchen eingeborenen und 
zugezogenen Perſonen zu machen, wie dies wohl noch vielfach gejchieht, 
fo daß in der rechtlichen Stellung der Gemeindeglieder feine Verſchieden— 
beiten vorhanden fein dürfen. 

Erwerb und Berluft de Nechts zur Teilnahme an den Gemeindes 
nußungen werden zwedmäßig durch Ortsſtatute geregelt. 

In der Heranziehung der Gemeindeglieder zu Dienften für die Ges 


meinde, wie jolche die SS 21 fi. der Gemeindeordnung vorjehen, dürfte eine 
18 * 
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Härte gegenüber den Nichtnußungsberechtigten zu finden fein. Werden 
z. B. Frondearbeiten ausgeführt, die in innigem Zuſammenhange mit 
den Gemeindenußgungen ftehen, 3. B. Wegearbeiten in den Gemeindewaldungen 
oder »ländereien, jo hat daran das an den Nutungen nicht teilnehmende 
Gemeindeglied keinerlei Interefje und ift die offenbar eine Härte, die durch 
genauere Faſſung der einfchlägigen Beftimmungen befeitigt werden müßte. 

Über die Ausübung der Rechte der Gemeindeglieder fpricht der $ 12 
der Gemeindeordnung in Verbindung mit Art. 11 ff. des Ergänzungsgeſetzes 
vom 15. Mai 1856. Bei den hohen Löhnen, welche heutzutage den in- 
duitriellen Arbeitern, in deren Kreiſen die Socialdemokratie ihren Sit Hat, 
zu teil werden, wäre e8 meines Erachtens, um die der beitehenden Staats— 
und Gejellihaftsordnung gefährlichen Elemente diefer politifchen Partei von 
den ländlichen Gemeindevertretungen abzuhalten, um wenigitens die länd- 
lihe Gemeindeverwaltung in ihrer biöherigen ruhigen Entwidelung feinen 
Erjchütterungen auszuſetzen und die Unzufriedenheit diefen Kreiſen möglichit 
iernzubalten, am Plate, den das Wahlrecht bedingenden Steuerfag nicht 
unter 9 Mark zu firieren, im übrigen aber vielleicht an den weiteren be= 
jtehenden Bedingungen feſtzuhalten. — 

Ob der Art. 10 des Geſetzes vom 15. Mai 1856 über die Befreiung 
der Geiftlihen und Glementarlehrer von den Gemeindelaften noch zeit= 
gemäß, ift eine frage, worüber ich nicht entjcheiden möchte. Nur erwähnen 
muß ih, daß diefe Beitimmung von allen anderen Gemeindegliedern als 
eine Ungerechtigkeit empfunden wird. 

Der S 51 ad 6 Abſ. 2 der Gemeindeordnung läßt in jeiner Fafſung 
dem Zweilel Raum, ob die gleichzeitige Teilnahme von Stieivater und 
Stiefjohn ſowie don Stiefbrüdern an der Gemeindevertretung zuläffig iſt 
oder nicht. 

Meines Erachtens bezwedt diefer Paragraph, die Vertretung ein und 
derjelben wirtjchaftlichen Interefjen durch mehr wie eine Stimme im Ge- 
meinberat zu verhindern, und zwar mit Fug und Recht. Ich meine daher, 
der in Rede itehende Paragraph Jollte in deutliche, den vorftehend don mir 
erwähnten Zweifel ausfchließende Faſſung gebracht werden. 

Was den S 70 der Gemeindeordnung bezw. Art. 18 des Geſetzes vom 
15. Mai 1856 angeht, jo dürfte es zwedmäßig fein, den Ausfchluß eines 
Gemeinderatsmitgliedes nicht von dem Beichluß des Gemeinderates abhängig 
zu machen. — 

Wer die Zufammenjegung unferer ländlichen Gemeindevertretungen 
fennt, wer durch eigene Erfahrung und Anjchauung weiß, wie e8 vielfach 
faft unmöglich ift, dem biedern Landmann das Gefühl der Pflicht bei der 
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Beratung über Gemeindeverwaltungsangelegenheiten einzuimpfen, wer ges 
ſehen bat, wie leichtfertig, jelbft troß nachbrüdlicher Hinweife auf vielleicht 
unmittelbar vorher durch Handichlag oder in anderer Form geleiftete eid- 
liche Berficherung, viele, ja ich darf jagen die meiſten Mitglieder Ländlicher 
Gemeindevertretungen ihr Votum abgeben, wie fie, ohne ihres Eides fich 
zu erinnern, entweder gedankenlos dem Führer nachiprechen oder aber, 
was vielleicht noch jchlimmer ift, ihr Votum von perfönlichen Rüdfichten 
aller Art abhängig machen, wer erfahren, wie ed dem Bürgermeifter oder 
dem höheren Beamten einfach meiſt nicht gelingt, die Mitglieder der 
Gemeindevertretungen zu dem Bemwußtjein zu bringen, daß das Geſetz 
maßgebend ift und im geeigneten Falle nicht die Anficht, die Willtür des 
Gemeinderats, der wird mit mir zu der Überzeugung gelangt jein, daß 
eine Digciplinarbeftimmung gegen Gemeinderatsmitglieder faſt illujorifch ift, 
die don dem die Dorffritit überaus fürchtenden Votum der Gemeindes 
vertretung jelbjt abhängig iſt. Es ift ja infofern auch verftändlich, ala 
die einen Ausſchluß verfügenden Mitglieder fich den ewigen Haß des Aus— 
gejchloffenen und jeiner Sippe zuziehen und dadurch Zank und Gtreit ing 
Dorf bringen würden. Zur erjprießlichen Wirkung derartiger Beftimmungen 
fehlt den Organen der Selbftverwaltung jelbjt der Nheinprovinz meines 
Erachtens zweifellos noch lange die erforderliche Reife. 

Da anderjeits die Ausſchließungsbefugnis unmöglich zu entbehren iit 
und manchmal im Intereffe der Gemeinden Anwendung finden würde, wenn 
obiges Hindernis nicht wäre, jo würde ich empfehlen, über die Ausfchließung 
eined Gemeinderat3mitgliedes auf Antrag des Bürgermeifters nach gutacht- 
licher Anhörung der Gemeindevertretung durch den Landrat bezw. den 
Negierungspräfidenten entjcheiden zu laſſen. 

Mir ijt bisher fein Fall in der Rheinprovinz befannt geworden, daß 
ein Gemeinderatsmitglied auf Grund des S 70 der Gemeindeordnung aus— 
geichlofjen worden wäre. 


5. Gemeindeorgane. Bildung und Zuftändigfeit derjelben. 


An der Spite der Gemeindeverwaltung ſteht der Bürgermeifter und 
zwar in ber Rheinprovinz faft durchweg der Berufßbiüirgermeifter, dem 
neben den Beigeordnieten als ausführende Organe die Gemeindevorjteher 
beigegeben find. Er Tührt die Verwaltung unter der geordneten Mitwirkung 
der Bürgermeifterei» und Gemeindevertretungen. 

Als Unterbeamte haben die Gemeinden Polizeiorgane ſowie aud) 
Feldhüter angejtellt, während für die wichtigen Gebiete der Armenpflege 
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und Wegebauten Specialbeamte nicht vorhanden zu fein pflegen, wie ich 
dies für wünjchenswert halten muß. 

Hinfihtlih der Geftaltung der Armenpflege geitatte ich mir, auf 
meine Ausführungen zu Nr. 2 Abt. III und Hinfichtlich der Stellung ıc. 
der rheinischen Bürgermeifter auf Nr. 5 Abt. III Hinzuweifen, und möchte 
bier nur zu der Frage der Gemeindewegebauten Stellung nehmen. Es ift 
nicht zu bezweifeln, daß die Gemeinden für die Herftellung und Unter- 
haltung von Kommunilationdwegen in der Provinz bedeutende Geldopfer 
im Laufe der letzten Decennien gebracht haben, und doch, möchte ich be» 
haupten, find die erzielten Rejultate im allgemeinen Elägliche und ftehen 
in grellitem Mißverhältniffe zu den aufgewendeten Koften. Der Grund 
für diefe betrübende Erfcheinung Liegt einfach darin, daß man ohne Syſtem, 
ohne Verftändnis der bei Wegebauten zu beachtenden Grundregeln, ohne 
geregelte Kontrolle darauf [o8 baut. Die meiften Gemeinden Haben fich 
daran gewöhnt, jährlih ein beftimmtes Duantum Wegebaumaterial 
(Kleinichlag oder Grobjchlag) durch auf die Grundfteuer verteilte Natural» 
Lieferung zu beichaffen. Da wird denn diejes Jahr hier ein Stüd, nächftes 
Jahr dort ein Stück Weg mit dem mehr oder weniger unbrauchbaren 
Material entweder zu did oder zu dünn beichüttet und damit ift der 
„Wegebau“ erledigt; die Leute haben die Steine geholt, wochenlang 
geflopft und aufgebracht, aber nach verhältnismäßig kurzer Zeit ift der 
Weg auch an jener Stelle wieder jo fchlecht wie vorher. Auf diefem 
Gebiete herrſchen die allerichlimmften Zuftände,; Zeit, Arbeitskraft und 
Geld werden in unerlaubter Weile vergeudet. Wie ander? wäre es, wenn 
etwa don dem Gemeindefeldhüter oder von dem Bürgermeiitereipolizeidiener 
die elementarften Kenntniffe des einfachen Wegebaues verlangt würden und 
diefer dann die Auffiht und Verantwortung für eine ſyſtematiſche, ver- 
nünftige Anlage und Unterhaltung der Wege zu übernehmen hätte. Aller- 
dings würde der betreffende Beamte Zeit dazu nötig haben und befler be- 
zahlt werden müflen, aber ich glaube beftimmt, daß in wenigen Jahren 
ichon die Überzeugung fih Bahn brechen würde, daß das etwa dem 
Beamten zu zahlende Mehrgehalt für Aufficht c. des Wegebaues, mit dem 
jehr leicht nach Teilnahme an einem der von der Provinz eingerichteten 
DObftichnittkurfe die Über die Obftbäume der Gemeinden zu verbinden wäre, 
mehr ala doppelt und dreifach bei den Wegebauten ac. erjpart würde. 
Will man für die Bürgermeifterei einen eigenen Wegewärter nicht, fo 
mögen fich mehrere Bürgermeiftereien zufammenthun und einen Aufſichts— 
beamten anjtellen, oder man möge fuchen, daß Provinzialwegebaubeamte die 
Aufficht gegen Vergütung im Nebenamte übernefmen. In irgend einer 
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Weile muß auf diefem Gebiete Wandel gefchaffen werden, dann wird es 
auch bald nicht mehr vorfommen, daß Drte, die nur wenige Minuten 
voneinander gelegen find und in regem Berkehr miteinander ftehen, nicht 
einmal eine gehörige direfte MWegeverbindung befiten. Am beiten wäre es 
aber, wenn die ganze Wegelajt auf einen weiteren Verband, auf den Kreis 
übernommen würde; ich fomme jpäter darauf zurüd. — 

Die Stellung des Gemeindevorftehers ilt meift eine vecht fchwierige 
und undankbare und die Entichädigung für Dienitunkfoften jo gering, daß 
man thatjächlich diefen Beamten viel zumutiet; eine Aufbefferung derjelben 
wäre mit Rüdficht auf die zunehmende Verantwortung und Thätigkeit 
derjelben jehr am Plate, wenn man anders ſich nicht der Gefahr ausſetzen 
will, zu jehen, daß die beiten Elemente der Gemeinde fih von dem undank— 
baren, nichts wie Klagen, Unbequemlichkeiten, Beläftigungen, VBerfolgungen 
ſeitens Eingefefjener ıc. mit fich bringenden Amte zurüdziehen; der Ehrgeiz 
ift bei den Landleuten nicht jo groß, ala daß man leicht pefuniäre und 
perfönliche Laſten auf fi nähme. 

Die Zahl der jogenannten Ehrenbürgermeifter ift in der Rheinprovinz, 
wo der Großgrundbeſitz faſt verſchwindet, eine ſehr geringe. 

In anderen Provinzen, wo das zur Beſetzung von Ehrenämtern, die 
in intellektueller und anderer Hinſicht größere Anforderungen an die In— 
haber ſtellen, geeignete Material in reicher Auswahl vielleicht vorhanden iſt, 
mag ſich die Einrichtung von Ehrenbürgermeiſterſtellen eher rechtfertigen. In 
der Rheinprovinz war man allgemein überraſcht, als die neue Kreisordnung 
wiederum die Ehrenbürgermeiſterſtellen ſchuf bezw. beibehielt. Ich muß 
geſtehen, daß ich die Aufgabe des rheiniſchen Bürgermeiſters für eine ſo 
umfangreiche, wichtige und hohe anſehe, daß ich es für ſehr bedenklich halte, 
dieſelbe gewiſſermaßen nebenamtlich von Männern verſehen zu laſſen, die, 
wenn fie auch noch jo Hoch ſtehen, noch fo intelligent und in jeder Hinſicht 
ſonſt vorzüglich find, ihre Hauptthätigkeit doch anderen Dingen zuwenden 
und der nötigen Verwaltungs: und Gejeßesfenntnig entbehren; ich glaube, 
daß bei der Verwaltung der Bürgermeiftereijtellen im Ehrenamte der aus— 
führende Gehülfe einen Einfluß gewinnen muß, der nicht immer erfprieflich 
tür das Gemeindeleben jein, oft aber zur Beltehung und Untreue führen 
wird, der vor allem aber eine von einem weiten Blick geleitete und dem 
Bewußtjein der moralifchen Verantwortung für die Wohlfahrt der Gemeinde 
durchdrungene und belebte Verwaltung nicht auffommen laſſen und daher 
im allgemeinen, abgejehen von einzelnen Ausnahmen, eine blühende Ent- 
widelung der unterjtellten Gemeinweſen nicht jchaffen wird. 

Ich geitatte mir hier auf Nr. 5 Abt. III zu verweilen. 
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Auch eines anderen, hauptjächlich erſt in neueſter Zeit hervorgetretenen 
Mikftandes jei hier gedacht. Während früher die Landbürgermeilterftellen 
faft durchweg mit Männern bejett wurden, die einerſeits fich Kenntnis und 
Erfahrung in der Verwaltung durch langjährige Beichäftigung auf Bürger: 
meifteramt, Landratur und Regierung erworben hatten, andererjeits über 
ein außreichendes Maß von wiljenfchaftlicher und gefellichaftlicher Bildung 
verfügten, indem fie mindeitens die Reife für die Prima eines Gymnafiums 
befaßen — ich denke hier an die Regierungs-Givilfupernumerare —, werden 
jeit Einführung der neuen Kreisordnung, wo dad Wahlrecht dem Kreis— 
ausſchuſſe zufteht, faſt jtet3 landrätliche Bureaugehülien zu Bürgermeiftern 
ernannt. So tüchtig diefe auch in allen mechanifchen Arbeiten fein mögen, 
jo müfjen fie doch für eine Stellung, wo folche Anforderungen in jeder 
Hinficht geftellt werden wie an den Bürgermeiiter, ald durchaus ungeeignet 
bezeichnet werden. Sie haben feine andern als Elementarichulfenntnifie ; 
an der nötigen wifjenjchaftliden und gejellichaitlichen Bildung gebricht es 
ihnen ganz und, gar; fie find über die Kreisſtadt jelten oder nie hinaus— 
gefommen, und es ijt daher auch ihr Gefichtäfteis ein ſehr beichräntter. 
Sie follen Leuten gegenüber ihre amtliche Autorität geltend machen, von 
welchen fie ala Gehülfen des Landrat3 und des Bürgermeifterß jeither viel- 
leicht Unterjtüßungen angenommen haben. 

In welcher Weile hierdurch das Anſehen und die Stellung des 
Bürgermeifters Teidet, wird fich bald ergeben, und fann nur dringend 
gewünfcht werden, daß Hier baldigſt Remedur gefchaffen und ein Zus 
itand bejeitigt wird, der fich bereit in früheren Decennien als unbaltbar 
eriviejen. 

Nah Art. 27 des Geſetzes vom 15. Mai 1856 bedarf die Auflöjung 
eined Gemeinderats bezw. einer Bürgermeiftereiverfammlung der Allerhöchiten 
Entſchließung. 

In heutiger Zeit, wo die politiſchen Parteigegenſätze ſich auch in den 
kommunalen Körperſchaften einniſten, wäre es vielleicht zweckmäßig, die in 
Rede ſtehende Maßregel zu erleichtern. 

In den Gemeindeverfaſſungsgeſetzen für die Rheinprovinz finden ſich 
Beſtimmungen über die Fürſorge für die Hinterbliebenen der Gemeinde— 
beamten ſowie über die Penſionsanſprüche der Gemeindebeamten (exkl. der 
Bürgermeiſter) nicht. Die Aufnahme ſolcher iſt gewiß nicht unbillig und 
würde es zweckmäßig ſein, eine Verſorgungsanſtalt für die Hinterbliebenen 
der Kommunalbeamten der Provinz zu errichten und dieſelbe für die 
penſionsfähigen Beamten der Landbürgermeiſtereien und Landgemeinden 
obligatoriſch zu machen, ſei es durch ein nach der Provinzialordnung ſelb— 
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ftändig zu erlaffendes Statut, fei e& durch gefetliche Regelung bezw. Er— 
gänzung der beitehenden Gemeindeordnung. 


6. Gemeindeaufgaben und ArtihrerDurhführung, Kirchen- 

Schul-, Wege-, Armenmwejen. Sonftige Aufgaben zur För- 

derung der wirtfchaftlihen und moralijhen Wohlfahrt 
der Gemeindeangehörigen. 

Der Gemeindeaufgaben find jo viele und die Art ihrer Durchführung 
ift jo verfchieden, daß es jchwierig ift, Gemeinfames für den größeren Ver— 
band in einen Beinen Bericht zuſammenzufaſſen. Was die Organifation 
der rheinifchen Kirchengemeinden angeht, jo ift durch die große Anzahl 
von Piarrftellen der katholiſchen Konfeſſion der katholiſchen Bevölkerung 
eine Steuer auferlegt, die meine® Erachtens durch Vergrößerung der 
Pfarreien oder Berbindung mehrerer jeßiger Kleiner Piarreien zu einer 
Kirchengemeinde ohne Schädigung oder Bernacdhläjfigung des religiöfen 
Bedürjnifjes jehr erheblich reduziert werden könnte. Es giebt im Gebirge 
der Provinz Eleine, höchſt ärmliche Gemeinden, weiche jich den Luxus ge- 
ftatten, eine eigene Piarrjtelle zu unterhalten, oft im Verein mit den einen 
oder anderen ebenfo armen Nachbarörtchen. Sollte es da nicht möglich 
fein, die Bevölkerung durch einheitliche Abgrenzung der Pfarrbezirke zu 
entlaften? Hierdurch würde thatjächlich eine Hebung der Leiftungsfähig- 
feit der Eingefeflenen Herbeigeführt, welche auf die wirtjchaftliche Lage der 
Leute nur einen guten Einfluß ausüben würde, und nachteilige Folgen 
glaube ich von einer ſolchen Maßregel nicht befürchten zu brauchen; ge— 
hören doch an einzelnen Orten Heute jchon zur Pfarrei 8—10 Gemeinden. 
Kann der Paſtor nicht täglich kommen, jo wird ihn ein Vorbeter vertreten 
oder der Lehrer die kleinen täglichen Andachten abhalten können. 

Ich möchte dieje Frage hier eben nur anregen. Während die Kirchen- 
gemeinde für die Bejoldung des Paftor® und alle anderen kirchlichen Be— 
dürfniffe, eventuell durch Erhebung von Kultusfteuern, zu forgen hat, gehört 
die Schaffung und Unterhaltung der Begräbnispläße, die Fürforge für das 
Schul⸗, Wege-, Armenwejen jowie alle anderen Bedürfnifje des fommunalen 
Lebens zum Berwaltungsgebiete der Givilgemeinde. 

Die großen Opfer, welche in den legten Jahrzehnten für das Volks— 
fchulwejen von jeiten der Gemeinden gebracht werden mußten und welche 
mit der Zunahme der Bevölkerung in ftetiger Steigung begriffen find, 
haben eine große Zahl der Gemeinden in Schulden gebracht und war es 
hohe Zeit, daß der Staat durch Übernahme eines Teiles der Lehrer 
befoldungen einigermaßen die Gemeinden erleichterte, wenn auch anderjeits 
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der Wegfall des Schulgeldes, den ich jelbjtredend für fehr notwendig und 
richtig Halte, den Grad der peluniären Hülfe in mancher Gemeinde 
wefentlich reduziert. Jedenfalls ift aber durch den Wegfall des drüdenden 
Schulgeldes dem kleinen Manne eine wejentliche Erleichterung direkt zu 
teil geworden, die die Steuerfraft desjelben wieder gehoben Hat. Die 
zunehmenden Anforderungen aber, welche für die Befoldung der Lehrperfonen 
und die Geftaltung und Einrichtung der Schulen nach jeder Richtung an 
die Gemeinden geftellt werden — jo wichtig und mwohlthätig wirkend fie 
auch fein mögen — lafjen den Wunſch der Gemeinden, namentlich der 
Heineren, die Schullaften auf größere Verbände, auf Staat, Provinz oder 
Kreis übernommen zu jehen, vollauf gerechtfertigt erfcheinen und Spricht 
namentlich für die Übernahme diejer Laften auf den Kreis auch der Um— 
ftand, daß nach den SS 45 ff. des Zuitändigfeitögefege® vom 1. Auguft 
1883 über die Regelung der Befoldungen der Lehrperfonen, die Anordnung 
von Neu- und Reparaturbauten bei Schulen ꝛc. der Kreisausſchuß bezm. 
Kreislandrat in erjter Inſtanz enticheidet. 

Hinfichtlich des Wegebaus der Gemeinde möchte ich zur Ergänzung 
meiner Ausführungen unter Nr. 5 vorſtehend, die der Notwendigkeit der 
Anftellung von Wegewärtern gelten, noch folgendes erwähnen. 

Es ijt ein altes und wahres Wort, daß der Wohljtand einer Gegend 
wefentlich von den vorhandenen Verkehrsmitteln abhängig und daß in erfter 
Linie zur wirtjchaftlichen Hebung eines Bezirks die Schaffung guter Wege- 
verbindungen erforderlich ift; Leider fehlt aber auf diefem Gebiete der 
Boden für die weitere Entwidelung, eine zwedmäßige Wegegejehgebung. 
An dem Grade nun, wie die Eifenbahnen die Handelävorherrichaft der 
großen Städte befördern, fteigt auch die Notwendigkeit, den centralifierenden 
Scienenwegen und Weltſtraßen die das Gegenteil unterftühenden Kom— 
munifationawege gegenüberzuftellen, deren Ne zu ergänzen und zu er- 
weitern. Es macht auch die Erweiterung des Eilenbahn- und Chaufjee- 
neßes nicht etwa die Kommunifationdwege überflüffig oder weniger wichtig, 
fondern gerade wichtiger, denn dieſe Wege find es, welche die Eleineren 
Ortchen und abgelegenen Dörfer in den lebendigen Strom des großen 
Verkehrs hineinziehen, fie aus ihrer Jlolierung befreien, während die Eiſen— 
bahnen die großen Entfernungen aufheben, die Grenzen einander näber 
rüden und die räumliche Ausdehnung ganzer Länderftreden verfürzen. Es 
ipricht aber für die Übernahme der Wegebauleitung und -laſten auf den 
Kreis oder gar auf die Provinz vor allem der Umftand, daB das wirk— 
ih jachgemäße Vorgehen einer einzelnen Gemeinde oder einer einzelnen 
Bürgermeifterei zu nichts nüße ift, denn was hilft eg, wenn ein einzelner 
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feiner Bezirk jeine Wege ausbaut und die Nachbargemeinden verharren im 
alten Schlendrian. Aus diefem Grunde fann meines Erachtens dem Wegebau 
die jo dringend nötige Aufhülfe nur werden, wenn fich feiner ein größerer 
Berband annimmt. — 


Hinfichtlich des Armenweſens geftatte ich mir auf meine Ausführungen 
zu Nr. 2 Abt. III zu verweilen. 


Von den vielen Aufgaben, welche zur Förderung der Wohlfahrt 
der Gemeindeangehörigen führen würden, kann ich nur einige hier be- 
rühren. 


Der konjervative Sinn ded Landmanns, der fi) auch in der Rhein— 
provinz zeigt, hat manche Lichte und manche Schattenfeite. Zu letzteren 
zähle ich fein allzuzähes, jeder Neuerung — ohne vorherige Prüfung — 
abHoldes FFeithalten am Althergebrachten, am Gebrauche der Väter und 
Großväter und zwar gerade da, wo es am wenigiten am Platze iſt, nämlich 
in der Handhabung und Einrichtung jeiner Landwirtſchaft. Alle Belehrung, 
die durch gute landwirtfchaftliche Bücher, Zeitfchriften und Ausftellungen ıc. 
der ländlichen Bevölkerung zu teil wird, prallt größtenteils ab an jenem 
fonfervativen Eigenfinn, der mit einem gewiffen Miktrauen gegen alles, 
was von den Behörden ausgeht, durchjegt if. Da gilt e8, andere 
Mittel zu finden, um dem verftodten Bauer die Augen zu öffnen, 
ihn zu der Überzeugung zu bringen, daß es nicht damit genug ift, die 
Schlafmüte über die Ohren zu ziehen und, ohne fi um Fortſchritt oder 
Rückgang der Wirtſchaft zu fümmern, in den Tag hinein zu leben, fondern 
daß es nicht allein Pflicht gegen fich, jeine Kinder und fein Vaterland, 
vielmehr auch Heute noch wohl möglich ift, durch rationellen Betrieb der 
Landwirtichait, ſorgſame Ausnugung der auf diefem Gebiete gemachten 
Erfahrungen, praftifchen und wifjenjchaftlichen Forichungen, dazu Sparjam- 
feit und Fleiß jelbjt Kleinere landwirtjchaitliche Betriebe rentabel zu ge- 
ftalten. Zu diefen Mitteln zähle ich in erfter Linie die Anlage von 
Mufterwirtichaiten, womöglich in jeder Gemeinde, mit je nach Rage der 
Berhältniffe Mufterftallungen, Mujterbienenitänden, Mufterdungftätten, 
Saatverjuchsfeldern, Obſtbaumſchulen, Mufterbuttereigeräten, Muſterkäſerei— 
und »molfereieinrichtungen, Mujterzuchtviehltationen u. ſ. w. Dieſe Muſter— 
wirtichaiten müßten dem Gemeindefeldhüter oder einem fonft etwa vor- 
bandenen geeigneten, jtrebjamen Mann überwiefen und für Rechnung der 
Gemeinde unterhalten werden, während der Gemeindelehrer oder »förjter in 
einem der Räume des Gemeindehaujes oder in der Schule Sonntags und 
in den Winterabenden gemeinverftändliche Vorträge und gemeinfame Be: 
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Iprechungen über die angeftellten Verfuche, die für die betreffende Gemeinde 
zu empfehlenden Viehraffen, Getreide- und Fruchtſorten, Meliorationen aller 
Art ıc. abhalten müßte. Gleichzeitig Hätte der Lehrer cine Gemeinde 
bibliothef unter Aufficht des Kreisſchulinſpektors und Bürgermeifters auf 
Gemeindekoften anzulegen und zu unterhalten, welche, mit Büchern be- 
lehrenden, unterhaltenden, patriotifchen und fittlich guten Inhaltes aus— 
geitattet, geeignet wäre, die junge Dorfbewohnerſchaft geiftig anzuregen und 
empfänglich zu machen für diejenigen ragen der Zeit, welche ihre eigene 
wirtjchaitliche Exiſtenz berühren, jowie auch geeignet wäre, die Liebe zu 
Thron und Vaterland zu feitigen und die Bevölferung zu wappnen gegen 
dad Gilt der Socialdemofratie, gegen die Einflülterungen jener Volks— 
beglüder, welche die bejtehende Weltordnung umzuftürzen bemüht find. 
Mit den Mufterwirtichaften könnten für denjenigen Zeil der jungen weib- 
lichen Bevölkerung, welcher in manchen Gegenden der Provinz in benach— 
barten induftriellen Etabliffements oft jahrelang beichäftigt ift und dadurch 
feinem eigentlichen Berufe, der Haushaltung, entiremdet wird, fogenannte 
Haushaltungsfchulen verbunden werden, die meines Erachtens jehr wohl» 
thätig wirken würden, da es feinem Zweifel unterliegen fann, daß vielfach 
der wirtichaftliche Nüdgang in Eleinbäuerlichen, Handwerker: und Arbeiter: 
freien zum großen Teil darauf zurüdzuführen ift, daß die Hausfrau — das 
frühere Fabritmädchen — den Haushalt nicht einzurichten und ökonomisch 
zu leiten verfteht. Es ift auch wohl unbeftritten, daß in den Kreiſen der 
Heinbäuerlichen, Handwerker, QTaglöhner und Arbeiterbevölferung, deren 
Frauen doch vielfach ländlichen Kreiſen entftammen, die Ernährung vielfach 
eine viel mangelhajtere iſt, als dies nach dem Verhältnis der für den 
Haushalt aufgewendeten Mittel notwendig wäre, weil die frauen nicht 
belehrt find über den Nährwert der einzelnen Speijen, die fie bereiten. 
Da könnten Gemeindehaushaltungsfchulen unter Leitung eines Lehrers oder, 
wo ſolche vorhanden, einer geeigneten Lehrerin jehr Gutes itiiten, bie 
weibliche Jugend zur häuslichen Ordnung und Reinlichkeit, zu Fleiß und 
Sparjamfeit Heranziehen und fie lehren, einfache aber nahrhafte Speijen 
ſchmackhaft Herzuitellen; namentlich bieten ja hierzu die billigen Hülfen- 
früchte reiches Material. Daß damit auch die Zufriedenheit in den Ehen 
jelbit, das häusliche Glück, die Arbeitsfreudigkeit, die Friſche des Geiſtes 
und Gemütes in enger Verbindung fteht, iſt jelbjtredend und wäre endlich 
dadurch auch wohl dem Branntweingenuß zum Zeil der Boden entzogen, 
da die befjere Ernährung eine größere Wärmeentwidelung im Körper 
bervorbringen und dad Bedürfnis nach künſtlicher Erwärmung weniger 
bervortreten laſſen wird. 
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Für überaus wichtig im Intereſſe der Viehzucht und in demjelben 
Maße auch reformbedürftig Halte ich die Zuchtviehhaltung, wie fie jeht 
in der Provinz betrieben wird, bejonderd wo fie — wie es meift der 
Fall — in den Händen Privater it. Sch erwähnte ſchon, daß ich 
mit den Mufterwirtichaiten die Gemeindezuchtviehltation verbunden fehen 
möchte. 

Ich würde ferner den Vorſchlag machen — vorauagejeht, daß diejes 
Gebiet nicht im Wege der Gejeggebung zu regeln wäre — für jeden Kreis 
eine Zielviehzuchtitation einzurichten, in welcher dasjenige Zuchtmaterial nach 
Raſſe und Gattung gezüchtet werden müßte, welches nach den Erfahrungen 
in den einzelnen Teilen de Kreiſes fi) am geeignetiten erwieſen hat. 
Hierdurch würde dem biäherigen ſyſtemloſen, fortwährend mit der Perjon 
oder der Laune des Stierhalterd wechlelnden, willfürlichen Verfahren zweifel- 
[08 zum Borteil der Viehzucht und damit zum Segen für die ländliche Be- 
völferung ein Ziel gejegt. Mit der Dlufterwirtichaft müßte Hand in Hand 
ein ländlicher Konfumverein gehen, dem die Beichaffung guter Saatfrucht, 
geeigneter fünftlicher Düngerjorten und deren Prüfung durch die landwirt— 
ſchaftlichen Unterfuchungsitationen, die Ermittelung der Urfachen etwa auf- 
tretender Viehfrankheiten, die Eröffnung neuer Abjatgebiete für die Produfte 
an Vieh und Früchten und dergl. obläge. 

Den Boden für alle obigen Einrichtungen, den Sinn, die Erkenntnis 
der Bedeutung derjelben für die wirtjchaftliche und moralifche Wohlfahrt 
der ländlichen Bevölkerung müßte die Volksſchule durch entjprechenden 
Unterricht vorbereiten. Auf diefe Weije würde dem Bauer die Theorie in 
innigfter, fofort angewandter Verbindung mit der Prariß vor Augen ges 
führt, er jähe die ihm empfohlenen Grundjäge und Wirtjchaftöregeln, unter 
fleinen, den jeinigen gleichen Verhältniffen richtig ausgeführt, zu jchönen 
Zielen, zu Elingenden Erfolgen führen, und er könnte fich nicht länger der 
Überzeugung verjchließen, daß gleiche Wirtfchaitsmethode ihm Vorteil, die 
Beibehaltung der alten Art ihm Nachteil bringen würde. Nun wird man 
mir Jagen, ja, das ift jehr gut und jchön, aber nicht ausführbar, weil die 
Gemeinden die Mittel nicht dazu bemwilligen. Dagegen glaube ich ent- 
ichieden, daß die Anlage und Unterhaltung der vorjfizzierten Mufter- 
wirtichaften in 75°o aller Landgemeinden der Provinz bei gutem Willen 
ausführbar ijt und zwar auf folgende Weije, ohne Schulden zu machen. — 
Es ijt eine befannte leidige Thatſache, daß in den meijten Gemeinden die 
Umlageprozente großen Schwankungen von Jahr zu Jahr unterliegen 
und zwar meijt deshalb, weil die Einkünfte aus dem Gemeindevermögen 
je nach den Holz», Heu, Obſt-, Stein- ıc. Preiſen ſehr verichieden find 
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und die Gemeinderäte ſtets geneigt find, die Einkünfte nicht nach ver— 
nünftigen Durchichnittserträgen, ſondern in unberechtigt günftiger Höhe 
nach irgend einem guten vorhergegangenen Jahre in die Haushaltsetats 
einzuftellen. 

Wird der Voranſchlag obiger Einnahmen erreicht oder gar über: 
ſchritten, jo ift der nächftjährige Prozentfaß der Umlagen gering, bleibt 
die Zit-Einnahme weit hinter dem Voranjchlage (Etat) zurüd, jo ift der 
Prozentfag im nächften Jahre ein jehr Hoher. Diefer Zuftand ſollte ge- 
jeglich abgeändert werden. Es wäre die Leijtungsfähigkeit jeder einzelnen 
Gemeinde nach billigem Ermefjen und nach einer auch die unteren Klafjen 
der Bevölkerung berüdfichtigenden eingehenden Prüfung aller Verhältnifie 
zu ermitteln und der Prozentjaß in einer Norm für Zeitperioden von 6 
zu 6 Jahren etwa feftzuftellen. 

Dabei würde fich in den weitaus meiften Gemeinden die Möglichkeit 
ergeben , für die Anlage einer Gemeindemufterwirtichaft nach obiger Skizze 
alljährlich einige Hundert Mark, je nach den Verhältniſſen mehr oder we— 
niger, zu einem Sammelfonds in ben Etat aufzunehmen; Gemeindeland 
zur Anlage des Verjuchsfeldes, der Obitbaumfchule zc. ift ohnehin vorhanden, 
und fchon nach wenigen Jahren würden die meilten Gemeinden in der 
Lage fein, die Wirtfchaftsgebäude, die ja einfach fein können, — das Holz 
Liefert der Wald — zu errichten und nad Anleitung der landwirtichait- 
lichen Bereine in Betrieb zu nehmen, während wenige Jahre jpäter auch 
die übrigen vervollftändigenden Einrichtungen nach und nach geichaffen 
werden könnten. — 

Dad wäre nach meiner Überzeugnng dad wirkſamſte Mittel, die 
Landgemeinden der Provinz einer blühenden Entwidelung entgegenzu= 
führen, und kann ich nur wünſchen, daß die Einrichtung ſolcher Muſter- 
wirtjchaften durch die Hohen Regierungsbehörden, fei e8 durch Geſetz, ſei 
es auf andere Weile, angeregt und die nötige Handhabe dazu geboten 
werden möchte. 


7. Gemeindevermögen, Anjtalten und Unternehmungen 
der Gemeinden. 


Das Vermögen der Landgemeinden in der Rheinprovinz beiteht meiit 
in Grundeigentum, Wald, Gebäuden und dann wohl auch in Wafferleitungs», 
Gasanlagen und in Kapitalien, welche leßtere zwar häufig Stiftungen und 
binfichtlich der Verwaltung der Renten mancherlei Befchränfungen unter- 
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worfen, immerhin aber den Gemeinden von weſentlichem Borteil find. 
Mährend die Gemeindeländereien, ala Wiejen, Felder, Gärten, häufig nach 
Bornahme umfangreicher Meliorationen aller Art, namentlich aber in den 
Niederungen reiche Erträge liefern, laffen in den gebirgigen Teilen der 
Provinz die Renten der Gemeindewaldungen viel zu wünſchen übrig und 
fönnten legtere meines Erachtens in ihren Erträgen wejentlich gehoben werden. 
Vor allem müßten fie in der Nachhaltigkeit der Erträge fichergeitellt 
werden. 

Wie diejes möglich, ift zwar wejentlich eine technifche Frage, jedoch 
glaube ich nicht mit Unrecht die häufig geringe Rentabilität der Gemeinde» 
waldungen einerjeit3 auf eine fortjchreitende Verarmung de Bodens, ander- 
feit8 auf den zu häufigen Wechjel im Bewirtichaftungsmodus und auf 
mangelhaftes Pflangmaterial zurüdführen zu können. 

Im übrigen find immerhin noch ausgedehnte Weideftreden (Od— 
ländereien) im Gebirge vorhanden, welche durch Aufforftung eine wenn 
auch geringe Rente bringen könnten; in ſehr ſchlechtem Boden würde 
fih der Anbau von Akazien empfehlen, welche nicht allein ein brauch- 
bares Nutzholz, jondern auch in der Blütezeit ein wertvolles Bienen- 
futter liefern. 

Was die von den Gemeinden Häufig eingerichteten Unternehmungen 
gewerblichen Charakter angeht, wie Gas-, Wafjerleitungen ꝛc., jo iſt es 
zu bedauern, daß diejelben jo oft von Privaten oder Aktiengejellichaften 
angelegt werden. Die Gemeinden geben damit die beiten Steuerquellen, 
gewöhnlich für lange Zeiträume, aus der Hand. Vielleicht könnte in Fällen 
zweifellojen Bedürfniſſes und zweifellofer Rentabilität die Gemeinde von 
Auffichts wegen angehalten werden, derartige Unternehmungen nicht aus der 
Hand zu geben; entgegenjtehende Bejchlüfie der Gemeinden follten die höhere 
Genehmigung nicht finden. 

Gegen große elementare Ereigniſſe, ala Woltenbrüche, Überſchwemmungen, 
Brandunglüd, Seuchen ıc., jollten fi) die Gemeinden nach Möglichkeit 
durch Anlage von Rejerve- oder Sammelfonds jchügen. Wenn, wie ich 
unter Nr. 6 mir vorzuſchlagen erlaubte, der Prozentjat der Umlagen nach 
billigem Ermefjen der königlichen Regierung von 6 zu 6 Jahren jeftgeftellt 
würde, jo jollte gleichzeitig bejtimmt werden, daß 1 oder 2%0, je nad 
ben Berhältnifien, zur Schaffung eines Sammelfonds erhoben würden. Aus 
den Zinfen könnten die unter Nr. 6 oben erwähnten Einrichtungen unter« 
halten, verbeffert und erweitert und demnächit die Zinjen zu anderem 
Zwed verwendet werden. 


288 E. Thiel-Merzig. 


8. Gemeindehaushalt.e Ausgaben und Einnahmen der Ge— 
meinden und Verhältnis derjelben zu einander Art der 
Aufbringung der erforderlihen Geldmittel und Leiftungen 
aus eigenem Vermögen oder erwerbender Thätigfeit der 
Gemeinde, aus Staatszuſchüſſen (Dotationen und Sub- 
ventionen), aus Gteuern und Gebühren, aus Natural» 
leiftungen (Hand- und Spanndienite für Gemeindeyjwede). 


Hinfichtlich der Einführung von Lokaletats in den Gemeinden, welche 
gleichzeitig den Bürgermeiftereiverband bilden, die ich zur Hebung und 
Entfaltung des kommunalen Lebens für dringend wünjchenswert Halte, 
geitatte ich mir auf meine Ausführungen zur Frage 3 diefer Abteilung hin— 
zuweilen und nehme ich bezüglich der Frondeleiſtungen (Hand- und Spann= 
dienite für Gemeindezwede) auf die Beantwortung zu Frage 4 oben Bezug. 


Ganz eigenartige Frondeverhältniffe Haben fich noch in manchen Ge— 
birgägegenden erhalten. So find mir in der Provinz Gemeinden befannt, 
wo die Bauern, welche Geſpann Halten, die Teldarbeit derjenigen mit- 
beiorgen, welche kein Zugvieh befien, wofür die letzteren Fronde Hand- 
dienjte zu leiiten Haben nach Vereinbarung. Für das Pflügen einer ge- 
wiffen Fläche Land muß der Eigentümer eine Anzahl Tage ohne Lohn 
arbeiten. So wird auch 3. B. das Schleifen der Lohe ſtellenweiſe durch 
Anteil am Ertrage ausgeführt, Heu gemäht, getrodnet und eingebracht. 

Mas den Gemeindehaushalt angeht, jo werden die Bedürinifje der 
Gemeinde, joweit dazu die Einkünfte aus dem Gemeindevermögen mit den 
Staatszuſchüſſen zur Erleichterung der Schullaiten zc. nicht ausreichen, 
durch Umlage auf die Eingeſeſſenen gededt, und zwar werden durchweg 
die Gemeindeumlagen auf die Klaſſen- und Einkommeniteuer, Grund» und 
Gebäudelteuer jowie die Gewerbefteuer (exkl. Wandergewerbefteuer) gleich" 
mäßig erhoben. 

Die Gemeindeeintommenfteuer pflegt nur da in Anwendung zu kom— 
men, wo Forenſen oder juriltiiche Perſonen im Gemeindebezirk jteuerpflich- 
tige Vermögen befiten oder Gewerbe betreiben. Die Gemeindeumlagen 
find bezüglich ihrer Höhe überall verjchieden und wechjeln zwijchen 50 und 
400 Prozent. Wenn nun auch die Erwerbs- und jonjtigen Berhältnifie 
in den Gemeinden der Provinz ſehr verichieden find, jo läßt doch der 
enorme Unterjchied in den obigen Prozentjäßen den Schluß zu, daß eine 
anderweite Verteilung der Laften anzuftreben ift. In den armen Gemein- 
den gewährt die Beibehaltung der Hand und Spanndienite im allge 
meinen immer noch große Vorteile und Erleichterungen. 
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9. Aufſicht über die Gemeinden, Auffihtsorgane und Zu- 
ſtändigkeit derfelben. 

Ich verweife auf die Beantwortung zu Trage 1 diefer Abteilung. 

Gemäß $ 36 ad 4 des Zuftändigfeitsgejeges entfcheidet in dem Ver— 
fahren auf Entfernung aus dem Amte bei den Gemeindebeamten in erfter 
Inſtanz der Kreisausſchuß. Diefe Beſtimmung ift infofern von großer 
Tragweite und wird von den Beamten deshalb al unzweckmäßig empfunden, 
ala nach den biöherigen Erfahrungen das von mir unter Nr. 4 über bie 
ländlichen Gemeindevertretungen Gejagte auch voll und ganz auf bie 
meiften Mitglieder des KHreisaußfchuffes Anwendung findet und 3. B. der 
Bürgermeifter in die Lage verjeßt werden fann, einen Eingeſeſſenen, den 
er durch irgend eine notwendige Maßregel zu feinem Gegner gemacht hat, 
wie dies täglich vorfommt, zum Richter über fich gefeßt zu fehen. 

Eine Anderung diefer Beſtimmung wird Hoffentlich nicht ausbleiben. 


10. Beftehen jelbitändige Gutsbezirke (Gutsgemeinden) 
oder nit? 


Nur jehr vereinzelt und deden ſich da faſt ganz mit der Gemeinde, 


Abteilung II. 
Würdigung der beftehenden Gemeindeeinrichtungen. 


1. Wie geftaltet jih das Gemeindeleben inden beftehbenden 
Gemeinden? Inwieweit bat ſich das geltende Gemeinde— 
recht bewähıt? Genügt die Gemeinde ihrer Verfaſſung 
und Ausdehnung nah für die Erfüllung der wachſenden 
ftommunalen Aufgaben oder müßten bier größere kommu— 
nale Berbände (Samtgemeinden für alle oder dod eine 
größere Anzahl von Kommunalangelegenheiten) oder ein— 
jelne Zwedverbände eintreten und wie wären foldhe zu 
fonjtruieren? 

Die Gejtaltung und Entwidelung des Gemeindelebens ift überaus ver— 
ichieden und nicht allein von dem Wohljtande der Gemeinde, der wirt» 
Ichaftlichen Lage und Intelligenz der Eingefeffenen, jondern vor allem auch 
von der Fähigkeit, Pflichttreue und Gefinnung der Gemeindebeamten ab« 
bängig. In dieſer Beziehung und Hinfichtlih der Zweckmäßigkeit des 
geltenden Gemeinderechts darf ich hier auf die Ausführungen zu Frage 5 


unten verweilen. Zweifellos ift es, daß bei dem ftetigen weiteren Anwachſen 
Schriften XLIV. — Ländl. Gemeindeweien. 19 
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der fommunalen Laſten aller Art jowohl infolge der mit den höheren 
Koſten der Lebenshaltung zujfammenhängenden Steigerung der Gehälter 
aller Beamtenklaffen und der Fürforge für deren Hinterbliebene als durd 
die auf focialpolitifchem Boden erwachjenen neueren gejeßlichen Inftitutionen, 
viele arme Gemeinden auf die Dauer nicht im ſtande fein werden, ihren 
gejeglichen Verpflichtungen nachzulommen, ohne die Leiſtungsfähigkeit der 
Eingejefjenen über Gebühr anzujpannen. 

Es kann daher nur dringend empfohlen werden, nicht allein, wie ich 
bereit8 in den Ausführungen zu Frage 6 Abteilung II vorfchlug, die über— 
nahme der Wege- und Schullaften auf größere Verbände herbeizuführen, 
fondern in ähnlicher Weile die Armenpflege- und Einquartierungslajten, 
welche die Gemeinden der Provinz vielfach jchwer drüden, (die Armenlaften 
allein betragen in einzelnen Gemeinden 30 Prozent der Gejamtumlagen) 
zu erleichtern. ch geftatte mir auf die Ausführungen zu den Fragen 
2 und 5 Bezug zu nehmen. 

MWie die einzelnen größeren Berbände zur gleichmäßigeren Ber- 
teilung der oben erwähnten Laften zu fonjtruieren wären, fann all« 
gemein nicht bejtimmt werden, da die von den jpeciellen Verhält— 
niffen weſentlich abhängig ift. Geſetzlich könnte die Verteilung der au. 
Laften auf größere Gemeinde- und ſonſtige Zwedverbände dadurch ein— 
geleitet und unteritügt werden, daß ed dem Bezirksausſchuß überlafjen 
würde, über die Übernahme der qu. Laſten auf den Kreis oder andermweit 
vorhandene oder noch zu bildende größere Verbände auf Antrag der bes 
treffenden Gemeinden zu entjcheiden, ausgenonımen Armen- und Einquar— 
tierungalaften, auf welche ich, twie oben angedeutet, zurückkomme. 


2. Welchen Einiluß Hat insbejfonderedie neuere Yreizügig- 
keits-, Niederlaffungs-, Verehbelihungs- und Armengejeß- 
gebung auf das Gemeindeleben ausgeübt? 

Es ijt zweifellos, daß unjere heutige Armengejeggebung, jo vorzüglich 
fte ſonſt ſein mag, doch an einzelnen jchwerwiegenden Mängeln leidet, deren 
Bejeitigung im Wege der Gejehgebung dringend wünjchenswert erjcheint, 
was auch an maßgebender Stelle nicht unbefannt zu jein ſcheint, da Se. 
Excellenz der Herr Minifter des Innern im vorigen Jahre der frage der 
anderweiten Organijation der Armenpflege näher getreten ift und nach 
diefer Richtung Erhebungen angejtellt hat, welche vorausfichtlich zur Zeit 
noch den Gegenjtand von Erwägungen bilden. 


Es find zunächjt zwei Punkte, welche das Intereſſe des Reformators 
in Anſpruch nehmen, 
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1. das Inſtitut der Landarmen und fein Einfluß auf das deutjche 
Armenpflegewejen und 

2. die Feitfegung des Unterjtügungswohnfiges für jeden Angehörigen 
des Reiches, Erwerb und Berluft desjelben. 

Auf den erften Punkt eingehend, jo iſt nicht zu verfennen, daß die 
Dualität ala Landarmer auf die individuelle Erwerbathätigfeit jowohl, ala 
auf das Pflicht- und Ehrgefühl der Betroffenen meift einen nachteiligen 
Einfluß ausübt, jowie ferner, daß manche Ortsarmenverbandöverwaltungen 
ben Landarmen, um die Entjtehung don Fürſorgeanſprüchen gegen den 
Drtsarmenverband zu verhindern, die jenen gejeblich gewährleiftete Aufent- 
halts- und Erwerböfreiheit vielfach zu verkümmern juchen. 

IH denke Hierbei an Fälle, in denen landarme erwerbafähige oder 
teilweije erwerbsfähige Perfonen, um die Erlangung des Unterftüßungs- 
wohnfites ſeitens derjelben zu hindern oder das Erlöfchen des etwa bereits 
erlangten Unterſtützungswohnſitzrechtes zu bewirken, dadurch vorzeitig in 
der freien Erwerbsthätigkeit befchränft werden, daß ihnen die Vermietung 
von Quartieren bezw. die Fortſetzung bisheriger Miet3- oder gar Erwerbö«- 
verhältnifie abgejchnitten wird, fei ed auf Anregung der Organe der Orts— 
armenverbände, jei e8 auf Betreiben beliebiger über die Situation unter« 
richteter Gemeindeeingejeflener. Daß dergliichen vorlommt, unterliegt bei 
mir feinem Zweifel. Ebenfo zu beflagen ift e8, daß auf Grund der be= 
ftehenden Gejeßgebung eine mißbräuchliche Verfchiebung der Armenlaft und 
in&bejondere eine mißbräuchliche Herbeiiührung und Fünftliche Erhaltung 
der Zandarmeneigenjchaft dadurch ftattfindet, daß von Ort3armenverbänden 
oder Eingefeflenen auf die Wahl des Aufenthaltsortes der Betreffenden 
fünftlich eingewirkt oder einer Verdunfelung der für die Feſtſtellung des 
Unterftügungswohnfiges erheblichen Thatfachen Vorſchub geleiftet wird. 

Es trifft died bei denjenigen Fällen zu, welche man unter dem Aus— 
druck „Abſchiebung“ zufammenzufaflen pflegt, insbefondere bei jolchen, in 
denen Drtsarmenderbände oder Eingeſeſſene Perjonen, welche Fürſorge— 
anjprüche gegen den DOrtsarmenverband ihres Wohnorts erworben haben 
oder im Laufe der Zeit erwerben könnten, durch Verabreichung von Unter- 
ftüßungen zc. oder von Erwerbögelegenheiten in anderen Gemeinden dazu 
bejtimmen, ihren Wohnfi in das Gebiet eines anderen Ort3armenverbandes 
zu verlegen. Ferner gehören Hierher auch diejenigen Fälle, in denen die 
Verſchiebung der Armenlaft durch unterlaffene oder ungenaue Führung 
der die Dauer des Aufenthaltes beurkundenden Regiiter ſeitens der Ver: 
walter der Ortsarmenverbände gefördert wird. Endlich kann nicht uner- 
wähnt bleiben, daß in der Art, wie vielfach die mit der Ausübung der 

19* 
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Fürforge für Landarme beauftragten Ortsarmenverbände fich diefer Für- 
forge unterziehen, das Beftreben erkennbar ift, die Landarmenqualität der 
unterftügten Perfonen möglichft lange zu erhalten und ihnen den Wieder- 
eriwerb eine® Unterſtützungswohnſitzes im eigenen Bezirke zu erjchweren. 
Auch wird vielfach bei der Fürſorge für Landarıme, wenn Solche durch 
Vermittelung der Ortsarmenverbände ausgeübt wird, nach anderen Grund- 
ſätzen verfahren, als fie Hinfichtlich der Yürjorge für die Ortdarmen maß- 
gebend find; einerfeits ift die Zulaffung zur Unterftühung eine larere und 
deren Bemeflung eine reichlichere, anderfeits ift die Kontrolle der perfön- 
lichen und Erwerböverhältnifjie eine geringere. Gin großer Zeil der gegen 
das Landarmenmwelen in feiner jegigen Geftalt erhobenen Bedenken beruht 
auf der mit Recht weit verbreiteten Annahme, daß die Handhabung der 
Armenpflege gegenüber den Landarmen in minder jorgjamer und gewifjen- 
bafter Weile ala gegenüber den Ortsarmen dor fich gehe und daß bier- 
durch nicht allein unnötig Geld verjchwendet, fondern auch der wirtichait- 
lichen und fittlichen Berwahrlofung der Landarmen Vorſchub geleiftet werde. 

Innig verfnüpft mit der Reform des Landarmenweſens ift die des Orts— 
armenweſens, welche meines Erachtens in erfter Linie durch Abänderung oder 
Ergänzung der gefeglichen Beitimmungen über den Unterſtützungswohnſitz eirn«- 
geleitet werden müßte. Gin wejentlicher ortfchritt wäre meined Erachtens 
darin zu erbliden, wenn, um auf den oben in zweiter Reihe erwähnten Punkt 
zu fommen, geleglich fejtgeftellt würde, daß jeder Angehörige des Reiches 
einem bejtimmten Orte zuzuweifen fei, in welchem ex feinen Unterftügungs» 
wohnfit Habe, und zwar derart, daß fortan niemand mehr, jolange er über- 
haupt Neichdangehöriger wäre, feinen bisherigen firierten Unterftügungs- 
wohnfi verlieren könnte, wenn er nicht gleichzeitig einen neuen erwirbt. 
Der Erlaß einer ſolchen gejeglichen Beltimmung wäre gleichbedeutend mit 
der gänzlichen Abſchaffung des Landarmenweſens, und ich glaube, es würde 
legterem an fich niemand eine Thräne nachweinen, und fönnen nach dem 
zu 1. Gejagten die Vorzüge einer jolchen Gejegesbeitimmung nicht zweifel» 
haft fein. 

Für diejenigen Perfonen, welche bei Erlaß des in Rede ftehenden 
Geſetzes feinen Unterftügungswohnfit befigen, aljo die Landarmen, muß ein 
folcher durch die Behörde, etwa die königliche Regierung, verliehen werden, 
entweder an dem Orte, wo fie zuleßt einen Unterftügungswohnfit bejefien 
haben, oder geeigneten Falls an dem Orte, wo fie geboren find. 

Dog find das Detailfragen, auf die ich näher nicht eingehen kann. 

Überdies hat der Deutjche Verein für Armenpflege nnd Wohlthätigkeit 
fih auch mit vorliegender Frage beichäftigt und einen dieſelben obigen 
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Ziele verfolgenden Gejeßentwurf aufgeftellt, der vorausfichtli” auch dem 
Verein für Socialpolitit zur Verfügung fteht, weshalb ich auch darauf 
wohl Bezug nehmen darf. 

Gewiß ift, daß dieſe von mir befürtwortete Feſtſetzung eines beftimmten 
Unterftügungswohnfiges für jeden Reichdangehdrigen und die Abichaffung 
des Landarmenweſens mit Rüdficht auf die dadurch event. entjtehende be— 
deutende Verjchiebung und Zunahme der DOrtdarmenlaften nur dann mög» 
lich und durchführbar ift, wenn alle außerordentlichen Armenlaften, als die 
Fürſorge für Geiſteskranke, Taubftumme, Ydioten, Blinde, Krüppel, dauernd 
Siehe aller Art, regelmäßig von der Provinz übernommen und deren 
Koften von diefer getragen werden, und würde die dadurch den Gemeinden 
(DOrtdarmenverbänden) zu teil werdende Erleichterung die durch die Ver— 
mebrung der Zahl der Ortsarmen zu befürchtende höhere Belaftung min— 
deſtens ausgleichen. 

Wenn ſchon ſich nicht leugnen läßt, daß die Armenlaſten in vielen 
Gemeinden außerordentlich drüdend geworden find, jo möchte ich doch hier 
anders wie bei den Wege- und Schullaften nicht die Übernahme der erfteren 
(Armen-) Laften auf die Samtgemeinde oder den Kreis empfehlen, jondern 
eben obige Einteilung in ordentliche und außerordentliche Armenlaften, 
welche letzteren der Provinz zufielen. 


Die Beibehaltung Kleiner Ortsarmenverbände hat nämlich den Vorteil, 
daß die Überwachung der unterftüßten Perfonen eine leichtere und dadurch 
jchärfere ift, Simulanten eher entlarbt werden und die Armenpflege durch 
Unterftügung von vielleicht ohne eignes Verſchulden ſinkenden Eriftenzen 
einen mehr vorbeugenden Charakter annehmen kann, wie mir dies fehr 
wünſchenswert erfcheint; auch das Intereſſe der Gefamtheit der Eingeſeſſenen 
an dem Ergehen des wirtjchaftlich Schwachen bleibt lebendiger, die Privatwohl- 
thätigkeit frifcher und das Ehrgefühl der Unterftüßten wird reger erhalten. 
Während in größeren Verbänden die Gefahr bejteht, daß Heuchler und Schein 
arme fi) der weiteftgehenden Fürſorge der Gentralftelle erfreuen, ift bei 
Heineren die Bürgfchaft dafür, daß zu rechter Zeit, im richtigen Umfang und in 
angemefjener Form geholfen wird, eine weit größere, und jo würden größere 
Armenverbände endlich auch eine Vermehrung der Zahl der Unterjtüßten 
und demgemäß vermehrte Ausgaben zur Folge haben. — 


Was nun die innere Organifation und Art der Armenpflege angeht, 
jo wird nach meiner ilberzeugung da vielfach unrichtig verfahren. Die 
öffentliche Armenpflege jollte nur Naturalunterftägung kennen und feinerlei 
Geldbeträge den Unterjtüßten direkt zufließen laffen, weil jolche nach den 
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Erfahrungen allzuoft in traurigiter Weife mißbraucht, in Branntwein und 
andere Genußmittel umgeſetzt werden. 

Anfolge des durch das Freizügigkeitsgeſetz begünſtigten Zuges der 
arbeitöfräftigen Bevölkerung nach den Induftriecentren haben namentlich 
die Gemeinden der Gebirgägegenden, in denen die Alten, Weiber und 
Schwachen zurüdbleiben, mit fteigenden Armenlaften zu kämpfen, während 
anderfeit? auch in den indujtriereichen Gemeinden durch das gewaltige 
Anwachſen des Proletariat? die Armen- ſowohl wie Schul- und andere 
Laſten ftetig fteigen. Das einzige Mittel, diefen Zug nach den Induſtrie—- 
orten zu regeln und einigermaßen zu hemmen, und damit gleichzeitig das 
beite Mittel gegen die verberbenbringenden Lehren der Socialdemofratie 
dürfte darin zu finden fein, daß die Arbeiter- und Tagelöhnerbevöl- 
ferung ſeßhaft gemacht wird und follten die öffentlichen Kreditinftitute auf 
diefem Gebiete eine neue Thätigkeit beginnen, indem fie unter leichten Be— 
dingungen gegen hypothekariſche Sicherheit den Bau von Wohnhäufern in 
die Hand nähmen. — 

Es iſt eine traurige Erfcheinung unferer Zeit, daß die Kinder allzu— 
bald ihre Eltern vergeflen. Iſt der Sohn ins militärpflichtige Alter ge- 
tommen, jo tyrannifiert er bereits, da er das Geld für den Haushalt ver- 
dient, während der Vater etwa den Ader beftellt, da® ganze Haus, und 
fommt er nach beendigter Dienftzeit zurüd, jo wird flugs geheiratet und 
die Eltern können jehen, wie fie die Schulden tilgen, die fie zur Auabil- 
dung ihrer Kinder vielleicht oder zur Erlangung eines eigenen Heims für 
diefelben aufgenommen Hatten. Gar zu oft fommt e8 vor, daß die Kinder 
ihren DVerdienft auf den Zanzböden und in anderen Genüſſen verjubeln, 
während daheim die Eltern darben. Und fchreitet dann nach einem leicht» 
fertig geichloffenen Verlöbnis der junge Mann in unreifem Alter mit einem 
unerfahrenen leichtfertigen Mädchen zur Ehe, wozu die Eltern ihre Ein- 
willigung des lieben Friedens willen geben müſſen, wenn fie fich nicht 
allen erdenklichen Roheiten ausfegen wollen, dann dauert's oft nur wenige 
Tage, biß der Zwift in der jungen, auf Leichtfinn und Sinnenluft gegrän- 
deten Ehe ausbricht; das elterliche Haus des jungen Mannes bat jeine 
Stüße verloren und verfällt der öffentlichen Armenpflege, der Haushalt 
der jungen Eheleute geht zu Grunde, nachdem er kaum entjtanden, weil 
die junge Frau ebenfowenig ihre Pflichten kennt, ala der junge Mann ge= 
wöhnt ift, ſich Schranken aufguerlegen; dem Zwift folgt bald der Trunk, 
dem Branntwein dad Verbrechen, und während der junge Vater ins Ge- 
fängnis wandert, verfällt die junge frau mit ihrem neugeborenen Säug« 
ling auch der Armenpflege.. Gott ſei Dank ift diejes düſtere Bild nicht 
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die Regel, aber leider, leider eine häufig dvorfommende Ausnahme, und die 
bejtehende Armengejeggebung bietet dem Vorfteher des Ortsarmenverbandes 
oder einer anderen Behörde feine Handhabe, in Jolchen Fällen vorbeugend 
einzugreifen. Nur jehr ſchwer gelingt es, pflichtvergeffene Kinder im Wege 
des Zwang zur Unterflüßung von Angehörigen anzuhalten, und wäre auch 
in diefer Richtung eine Revifion der beftehenden Gefeggebung dringend er— 
wünſcht. Ebenjo müßten, um wirffam der Vermehrung des Proletariat® 
vorzubeugen, die Ehegrenze erhöht und die Eheichließung erjchwert, von 
beftimmten Bedingungen wirtjchaftlicher und moralifcher Natur abhängig 
gemacht werden. Es müßten dem Vorfteher der öffentlichen Armenpflege 
Mittel zu Gebote ftehen. gegen den Branntweingenuß, der jo viele Eriftenzen 
vernichtet, ziwangäweije vorzugehen, event. müßte Beftrafung der Trinker 
möglich fein, wenn andere gütliche Mittel vergeblich geblieben. 

Hiernach Halte ich eine Revifion unjerer Armengefehgebung für drin- 
gend wünfchenswert und im Intereſſe auch der ländlichen Bevölkerung für 
geboten. 


3. Welchen Einfluß wird vorausſichtlich die neue Social» 
gejeßgebung auf daß Gemeindeleben außüben? 

63 kann feinem Zweifel unterliegen, daß die neuen focialpolitijchen Geſetze 
der Kranfenverficherung der Arbeiter, der Unfallverficherung, der Alterd- und 
Invalidenverſorgung nicht allein die Armenlaften der Gemeinden erleichtern, 
jondern auch einen wohlthätigen moralijchen Einfluß auf die beteiligten Kreije 
ausüben werden und wohl geeignet find, da, wo das Gift der ſocialdemokra— 
tilchen Lehren das freie, unbefangene Urteil der Intereſſenten noch nicht 
getrübt hat, die Klaſſengegenſätze, welche fich in unferer Zeit durch die Un- 
zufriedenheit und Unerfättlichkeit unferer Arbeiter immer mehr zuzuſpitzen 
drohen, zu mildern und zu verjöhnen. Ob aber bei den fich ins Unglaub- 
liche verlierenden Forderungen der heutigen Wrbeiterwelt die in Rede 
ftehenden Gejete mit den Gefühlen der Anerkennung und des Dankes für 
eine in der Gejchichte einzig dajtehende jtaatliche Fürforge für den wirt« 
ſchaftlich ſchwächeren Teil der Bevölkerung betrachtet werden, welche fie 
bei fachlicher Würdigung durchaus verdienen, iſt mir jehr zweifelhaft. 
Ein abjchließendes Urteil über die Wirkungen diefer neuen Gejeßgebung 
auf das Gemeindeleben läßt fich noch nicht wohl abgeben. 


4. Wie verhalten fih in den von 1—3 bezeihhneten Punkten 
die jelbftändigen Gutsbezirke, wo fie beftehen, zu den Ge- 
meinden ıc. ? 

Selbftändige Gutsbezirke beftehen in der Provinz nicht. 
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5. Welche Mängel der beftehenden Einrichtungen des Ge— 
meindewejens find fonft no vorhanden und durch welche 
Mittel Iajfen fie ſich bejeitigen? 

Bezüglich der Mängel der beftehenden Einrichtungen des Gemeinde 
weſens Habe ich bei den Ausführungen zu vorftehenden Fragen bereit3 an 
den geeigneten Stellen meine Bedenken und Reiormvorjchläge angebracht 
und fann im allgemeinen mit Beziehung auf die neuen Verwaltungsgeſetze 
(dgl. Trage 1 Abt. II), welche jet in der Provinz gelten und die Ge— 
meindeordnung von 1845 in vielen Punkten aufs neue abgeändert haben, 
nur angeben, daß diejelben noch erjt zu kurze Zeit in Kraft getreten find, 
als daß es möglich und richtig fein könnte, ein beftimmtes Urteil über 
deren Einwirkung auf die Gejtaltung und Entwidelung de8 kommunalen 
Lebens in den rheinijchen Gemeinden abzugeben. — 

Zu den Einrichtungen, welche nach den beftehenden Beftimmungen die 
Finanzkraft vieler Gemeinden meines Erachtens über Gebühr belajten, ge— 
hört auch, wie ich in der Beantwortung zu Frage 1 diefer Abteilung bereits 
andeutete, die Einquartierungelaft. Es unterliegt feinem Zweifel, daß die 
Einquartierungslajt mehr wie irgend eine andere fommunale Raturalleijtung 
ungleich verteilt ift bezw. immer mehr oder weniger von denjelben Ge— 
meinden getragen werden muß, indem die Gemeinden an den Etappen 
Itraßen und diejenigen in den ftändigen Mandverterraind faſt alljährlich 
Einquartierung — oft 3 bis 4mal in einem Jahre — erhalten, während 
andere, von den Garnijonen und Mandvergeländen weit entfernt gelegene 
von Eingartierung überhaupt verjchont bleiben. 

Viele der regelmäßig Ginquartierung erhaltenden Orte haben des— 
ungeachtet aus patriotifchen Motiven, um eine möglichjt gute und freund 
liche Aufnahme der zu bequartierenden Truppe zu fichern, fich nicht damit 
begnügt, den Quartierwirten die gejeßlich feſtſtehenden, aus der Staatskafſe 
zu erjtattenden Verpflegungs- und Servisgelder zu zahlen, jondern haben 
diefe Gelder bedeutend erhöht, indem fie die Mehrausgabe ans der Ge- 
meindelafje bejtreiten und im folgenden Jahre durch eine befondere joge- 
genannte Servisſteuer deden. So erfreulich dieſes Vorgehen jener Gemeinden 
auch ift, ebenjofehr it e& meines Erachtens berechtigt, die Übernahme der 
Einquartierungslaft, einer direkten militärifchen Laſt, auf Staatsjonds zu 
verlangen; dazu kommt noch, daß es gerade häufig arme Gebirgägemeinden 
find, welche, an die Mandvergelände angrenzend, regelmäßig die Ein- 
quartierungslaft auf ihre jchwachen Schultern zu nehmen und, jo gut und 
ichlecht e8 geht, zu tragen Haben. 

Hier wäre eine Anderung dringend nötig. — 
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Was nun die Mittel angeht, um das kommunale Leben zu vertiefen, 
auszugeftalten und zu fördern, die Entwidelung und Vervollkommnung der 
bejtehenden fommunalen Einrichtungen ſyſtematiſch, Tolgerichtig und ohne 
Schädigung anderer Intereſſen Herbeizuführen und den Yorderungen der 
Zeit entjprechend zu erhalten, jo möchte ich in erfter Linie Hierzu die 
Schaffung eines wohlgebildeten, tüchtigen, arbeitsfreudigen, fittlich hoch— 
ftehenden Beamtentums bezeichnen und in&bejondere zur Erreichung obiger 
Biele eine Hebung des Standes der Bürgermeilter der Rheinprovinz em— 
piehlen. Daß das Gehalt des rheinifchen Landbürgermeifterd in grellem 
Mißverhältnifie zu den Anforderungen ſteht, welde an bdiejen Beamten 
nach allen Richtungen Hin geftellt werden, ijt eine jeit Jahren, fogar bereits 
wiederholt durch da8 Abgeordnetenhaus anerkannte Thatjache. 

E3 kommt Hinzu die jtetig fteigende Arbeitslaſt, die nur noch durch 
Annahme vermehrten Bureauperfonal®, womit wiederum große Geldopfer 
verbunden find, bewältigt werden fann, und der damit innig berbundene 
Mangel einer Yürforge für die Hinterbliebenen diefer Beamtenkategorie. 

Was ift die Folge der ſchlechten Bezahlung der rheinifchen Land» 
bürgermeifter, der eriten Gemeindebeamten, von deren Thätigkeit das Wohl 
und Wehe der Gemeinden abhängt ? 

Nun, die befferen Elemente der bürgerlichen Gejellichaft werden immer 
mehr einem Berufe den Rüden kehren, der jeinem Träger einerjeits wohl 
eine ungebheuere Verantwortung und unzählige ernite Pflichten, wohl eine 
riefige, noch fortwährend fich jteigernde Arbeitälajt, wohl das moralifch 
fchwerwiegende und die gejellichaftliche Stellung des Bürgermeifterß wejent- 
lich ungünftig beeinfluffende Odium für alle einjchneidenden, mißliebigen 
Geſetze, Beitimmungen und Berordnungen aller Art, wohl die überaus 
Ichwierige Aufgabe, zwiichen Bevölkerung und Regierung ein lebendiges, 
vertrauenerwedendes Bindeglied zu jein, wohl endlich die gewaltige, ſchöne, 
aber jchwere Pflicht aufbürdet, die ihm anvertraute Bevölkerung intelleftuell, 
wirtjchaftlich und fittlich zu heben und zu fördern, anderfeits aber dafür 
ihm weder eine jenen hohen Pflichten entfprechende Stellung unter den 
Beamten des Staates und demgemäße Behandlung fichert, noch auch nur 
eine einigermaßen die alltäglichen Sorgen bannende Bejoldung gewährleiftet. 

Angefichts folcher Mißverhältniſſe zwiichen Pflichten auf der einen und 
Rechten auf der anderen Seite ift e& nicht zu verwundern, wenn bei dem 
rheiniſchen Landbürgermeifter die rechte Arbeitsfreudigfeit jo oft ſchon 
wenige Jahre nad Eintritt in fein mühevolles Amt langjam erftirbt, nicht 
zu verwundern, wenn er, an der Grenze jeiner Leiſtungsfähigkeit angekommen, 
von morgens früh bis abends jpät in die Nacht Hinein von einer Arbeit, 
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von einem Termin zum andern gehetzt, unter dem jteten Drude der zu— 
nehmenden Geſchäftslaſt, den hellen Blick für das Leben, in defien Mittel» 
punkt er fteht, die Spannkraft an Geift und Körper verliert, die notwendig 
ift, wenn fi an feine Amtsthätigfeit erjprießliche Yolgen für das ihm 
andertraute Gemeinmwejen und für die Allgemeinheit Enüpfen ſollen. Ab 
gejehen von dem Umftande, daß die große Dringlichkeit, mit der in heutiger 
Zeit alle Verfügungen und Arbeiten auf dem großen Berwaltungsgebiete 
der Erledigung barren, jo recht geeignet ift, auch das beite Nervenſyſtem 
zu ruinieren, inöbejondere bei einem ſolchen Beamten, der ein Herz für 
feinen Beruf hat, der das ehrliche, treue Beftreben in ſich trägt, jeinen 
Mitmenjchen mit feiner ganzen Kraft zu nützen, an defien Seele täglich die 
faleidoffopartig wechſelnden, zum Eleineren Zeil freundlichen, zum weit 
größeren Zeile aber traurigen, oft widerwärtigen Bilder nicht ſpurlos 
vorüberziehen , läßt die gewaltige Arbeitslait an fi jchon es nicht mehr 
zu, daß fich der rheinifche Landbürgermeifter in feine eigentliche Aufgabe 
vertieft. Ich denke mir lettere vor allen Dingen darin beitehend, daß der 
Zandbürgermeifter berufen fei, zu feinen Verwalteten in ein ich möchte 
jagen patriarchalifches Verhältnis zu treten; er muß, wenn er ander® einen 
glüdlichen Einfluß in jeder Richtung auf die Eingefeffenen ausüben joll, 
mit ihnen oft und eingehend verkehren, ihre Bebürfniffe und Fähigkeiten, 
ihre Denk- und Handlungsweije, ihre Charaktere im eigenen Heim ftudieren ; 
er muß die Möglichkeit Haben, fie in wirtichaftlichen, moraliſchen und an— 
deren Fragen des Tages zu belehren und aufzuklären, ihre guten Eigen 
Ihaften und Handlungen zu loben und die fchlechten zu tadeln,; er muß 
ihr Freund und Ratgeber, ebenlo aber auch ihr Richter fein. Dann wird 
e3 auch möglich werden, eine fittliche Hebung des Volkes Herbeizuführen, 
dann auch möglich fein, ein Gegengewicht zu jchaffen gegen andere Einflüffe, 
die fich jo oft und vielfach gegen die wahren Lebensintereffen des Staates 
gerade in den Landgemeinden geltend machen, dann wird der rheinijche 
Landbürgermeifter feiner urfprünglichen, eigenjten Aufgabe wiedergegeben 
werden, der erjte, leitende Bürger in feinem Bezirke zu fein, belebend, an» 
vegend, befruchtend und veredelnd zu wirken nach allen Seiten, die ihm 
anvertrauten Gemeinweſen blühender Entwidelung entgegenzuführen, die 
Eingejeflenen zu ordnungsliebenden und pflichttreuen Staatöbürgern zu er= 
ziehen, und dadurch dem Staate wie den Gemeinden die beiten Dienite 
leiften fönnen. Und darum ift e8 Lediglich die Liebe zum Baterlande und 
nicht etwa Gigennuß oder Selbitfucht, die mich drängt, an diejer Stelle die 
Hoffnung auszusprechen, daß bald die Zeit fommen möge, wo der rheiniſche 
Sandbürgermeifter in jeinen äußeren Griftenzbedingungen forgenfrei geftellt 
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und dad vorhandene Mikverhältnis zwiſchen Rechten und Pflichten aus— 
geglichen werde, dann werden fich auch mehr wie bisher Männer diejem 
ſchönen, aber dornenvollen Berufe zuwenden, welche, getragen von hohem, 
idealem Pflichtgefühl ihrer Aufgabe gewachlen find, dann wird — ich habe 
die fefte Überzeugung — auch die Stellung der Bürgermeifter ihrer großen 
Bedeutung entjprechend anderen Beamtenfategorieen gegenüber gehoben werden 
zum Heile de3 Ganzen. Nicht für mich Hoffe ich dieg — da mich der 
Zufall äußerlich unabhängig machte —, jondern für die große Zahl pflicht- 
treuer Beamten, welchen in Kummer und Sorge ums tägliche Brot ein 
wahrlich nicht beneidenswertes Los bejchieden ift. 


Es ift mir nicht gelungen, bei dem großen Gebiete, welches die von 
dem Berein für Socialpolitik gejtellten Fragen berühren, mein Gutachten 
über die Zuftände des Ländlichen Gemeindewejens der Rheinprovinz in den 
von dem DBereine gewünjchten engeren Rahmen zu bringen. Bielleicht ift 
meine Auffafjung von der des Vereins Hinfichtlic) der Yragebeantwortung 
abweichend, vielleicht würde eine kürzere Behandlung einzelner Gegenftände 
ausgereicht haben. Ich wurde jedoch, wie ich eingangs bereits erwähnte, 
von dem Gebanten geleitet, daß e& vor allem fih darum handle, dem 
Geſetzgeber ein Bild der rheiniichen Kommunalverhältniffie und ihrer 
Reformbedürftigleit zu geben, und würde eine fürzere Yaflung meines Er— 
achten das Bild getrübt Haben. 

Ammerhin möchte ich der Hoffnung Ausdrud geben, daß es dem 
Verein möglich jei, bei der Schaffung einer Gemeindeordnung für die dft« 
lichen Provinzen der Monarchie zu erwirken, daß die Erfahrungen, welche 
in der Rheinprovinz Hinfichtlich der Ländlichen Gemeindeverwaltung gemacht 
worden find, angemefjene Berüdfichtigung fänden, und würde mich für meine 
Arbeit das Bewußtjein voll entjchädigen, dazu beigetragen zu haben, an— 
deren Provinzen eine der blühenden Entwidelung des fommunalen Lebens 
günstige und den Forderungen und Aufgaben der heutigen Zeit entiprechende 
Gemeindeverfaffung zu geben, zum Segen unferes herrlichen Baterlandes. 


XVII. 


Die Verhältniſſe der Gemeinde- bezw. Gutsbezirke im 


Regierungsbezirk Caſſel 
(ehemaliges Kurfürſtentum Heſſen). 


I. Grundlagen des Gemeindeweſens. 


1. Das Grundeigentum befindet ſich vorzugsweiſe im Beſitze der 
kleinen Landbewohner — der Bauern; nur in einzelnen Kreiſen befinden 
fih Rittergüter, jedoch in einem geringen Prozentſatze. Die Größe der 
jelben überfteigt inkl. der Waldungen jelten 500 ha und geht bis etwa 
20 ha herunter. Die Bauerngüter, d. 5. jolche Güter, von deren Ertrage 
eine Familie ohne Betrieb eines Nebengewerbes leben kann, Haben eine 
Größe von 5 ha biß zu 50 ha. 

2. Einzelhöfe bejchränten fi) auf wenige größere Güter; das Zu— 
Jammenleben in Dörfern ift faſt ausſchließlich und find auch die Ritter 
güter meift örtlich mit einem Dorfe vereinigt. Die Anlage der Dörfer 
datiert aus früheren Jahrhunderten, man ſcheint dabei die Nähe der Quellen 
aufgejucht zu haben. Die Form der Dörfer ift unregelmäßig; die Straßen 
find, ſoweit fie Hauptwege bilden, meiften® gepflajtert. Auch die größeren 
Güter datieren ausfchließlich aus früheren Jahrhunderten; neue Anfiedlungen 
find jetzt Außerft ſelten; in größerer Zahl find bdiefelben gegen Ende des 
17. Jahrhunderts infolge der Aufnahme der Tranzöfiichen Emigranten ge= 
bildet. Ausbauten find in den legten 20 Jahren infolge der Verloppelung 
notwendig geworden und werden der Errichtung von Neubauten in ben 
Dörfern vorgezogen. 

3. In der nicht jeparierten Aderflur ift die Dreifelderwirtfchaft 
üblich; in den jeparierten Gemeinden wird die freie Bewirtichaftung ein- 
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geführt, wie dies ſchon jeit längerer Zeit auf größeren, zufammenbhängenden 
Gütern geichehen ilt. 

4. Grundlaften und Servituten find bereit durch das Gejeh vom 
23. Oktober 1834 (Gemeindeordnung) für ablösbar erklärt. Durch das 
Geſetz vom 26. Auguſt 1848 find ſodann ſämtliche noch beftehenden 
Grundlaften für aufgehoben erklärt. An deren Stelle find Entihädigungen 
in Geld getreten, deren Auszahlung durch die Landeskreditlaffe vermittelt 
wurde. Die dieferhalb von den Pflichtigen aufgenommenen Kapitalien find 
zur Zeit durchichnittlich bereit® abgetragen. Die von Grundlaiten befreiten 
Grunditüde wurden in die volle Grundfteuer genommen. 

5. Wieſen, Weiden und Wälder befinden fich zahlreich im Gejamt- 
eigentume größerer und Eleinerer Verbände, meift als jogenannter Gemeinde- 
nußen. Infolge zahlreicher Verkoppelungen find dieſe Gemeinheiten jeit 
den legten 20 Yahren vielfach geteilt. 

6. Die rechtliche Gebundenheit der Güter befteht jeit Aufhebung des 
Lehn- und Meierverbandes nicht mehr. Bezüglich der Rittergüter find 
mehrfach Fideikommiſſe eingerichtet. Thatfächlich beiteht die Gejchlofienheit 
infolge Yamilientradition und Herlommen in Althefien und Schaumburg 
(nicht im Hanaufchen) bei faft allen Bauergütern. Die freie Zeilbarkeit 
der Güter bejteht überall und find ſeit 1830 die früher beitandenen Be— 
Ihränfungen weggefallen. 

7. Hinfichtlich des Erbrechts gilt lediglich da8 gemeine Recht. Da— 
gegen bejteht bei den Bauerngütern für Althefien und Schaumburg die 
allgemeine Sitte, daß diejelben gejchloffen auf einen Erben, vorzugsweiſe 
den älteften Sohn, durch Anfahvertrag übergehen, wogegen die Miterben 
mit Gelde abgefunden werden. 

8a. Nur wenige Rittergutsbefiger wohnen auf dem Lande, bejonders 
deshalb, weil die vorhandenen Rittergüter, die vielfach im Miteigentum 
mehrerer Perjonen ftehen, verpachtet find. Auf den Rittergütern wohnen 
der Regel nad nur Verwalter und Gefinde; die Zagelöhner wohnen meiit 
in den nahe gelegenen Dörfern. 

8b. Die Bauern jcheiden fih in Groß» und Kleinbauern, je nach 
dem Umfange ihres Befiges. Daneben find zahlreiche ZTagelöhner und 
Handwerker, faſt regelmäßig mit Wohnhaus und geringem Grundbefiß, 
anfällig. 

9. Bei den größeren Gütern ift die Verpachtung vorherrichend und 
umfaßt die Pachtzeit einen längeren Zeitraum von 12—18 Jahren. Der 
Pachtzind wird faſt ausjchliehlich in Geld entrichtet. 
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10. Eine jehr verbreitete Nebenbeſchäftigung der ländlichen Bevöl- 
ferung war die Leineweberei: diefelbe nimmt jedoch immer mehr ab und 
ift eine andere Nebenbejchäftigung leider nicht an die Stelle getreten; 
ebenjo verhält es fich mit dem früher jehr Lohnenden Fracht- und Lohn» 
fuhrweſen. 

11. Bergbau und Induſtrie finden ſich auf dem platten Lande nur 
ausnahmsweis. 

12. Der Realkredit wird durch die kommunalſtändiſche Kaſſe (kur- 
beifiiche Landeskreditkaſſe), durch ftädtifche und Ländliche Spar- und Kreis- 
kaſſen ausreichend befriedigt. Die Gebäude find wohl jämtlich und aus- 
jchließlih bei der fommunalftändifchen Brandkaſſe verfichert, und befteht 
infofern ein Zwang, al® die genannten Kaſſen nur bei nachgewiefener 
Brandverficherung auf Gebäude Darlehne geben dürfen. Ernte, Vieh 
und Hausgeräte werden vielfach bei Privatgefellichaften verfichert. 

13. Infolge der zahlreichen Verkoppelungen haben fi Be- und 
Entwäfjerungsgenofienichaiten gebildet; ebenfo beftehen jehr viele Konjum- 
vereine. | 


1. Berfaiiung der Gemeinden und Gutsbezirke. 


1. Die Gemeindeverfaffung beruht weſentlich auf der heſſiſchen Ge— 
meindeordnung vom 23. Oktober 1834. 


2. Die politischen Gemeinden find örtlich abgeichloffen ($ 4 ber 
Gemeindeordnung). Teil- und Samtgemeinden fommen nur jehr vereinzelt 
vor, öfter dagegen Speciallommunalverbände mehrerer politiicher Ge— 
meinden und jelbjtändiger Gutäbezirfe, ebenfo beſtehen vereinzelt befondere 
Armen: und Wegeverbände. Deichverbände eriitieren nicht, nur befteht im 
Kreife Rinteln ein derartiger Verband als „Weſerſchlachtbau“. 

3. Die Gemeindebezirke find örtlich zufammenhängend und Haben 
ohne die Gemeindewaldungen einen Umfang von 80 ha biß 2000 ha. 
Die Bevölkerungszahl begreiit regelmäßig etwa 50 bis 500 Einwohner; 
in der Nähe der größeren Städte, insbeſondere Kafjel und Hanau, beitehen 
einzelne größere Dörfer. 

4. Die Gemeindeangehörigfeit wird erworben nach S 9 der Gemeinde- 
ordnung durch Geburt, Aufnahme, Heirat, Anitellung, örtliche Zu— 
teilung. Diefe Beſtimmung iſt jeßt allerdings ziemlich bedeutungslos ge— 
worden. Bezüglich des Berlujts beftehen feine Belonderheiten. 

Das Gemeindebürgerrecht befteht im Stimmrecht in Gemeinde- 
angelegenheiten und vielfah in der Teilnahme an bejtimmten Gemeinde: 
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nußungsrechten. Außer der Gemeindeangehörigfeit wird zur Erwerbung 
des vollen Bürgerrecht? in Landgemeinden noch der Befitz von eigenem 
Kapitalvermögen bezw. in jonitiges gefichertes Einfommen oder Befit eines 
eigenen Wohnhaufes, oder Aderbaubetrieb mit eigenem Anjpann oder Be 
trieb eine Handwerfs ala Meifter verlangt. Es werden Ortöbürger — 
Einwohner, welche im vollen Genufje der Gemeinderechte find — und 
Beifiger — Bewohner, welche diefe Rechte nicht voll haben — unter- 
Ichieden. Die bezüglichen Beltimmungen über die Aufnahme enthält S 28 
der Gemeindeordnung. Meift beitehen noch innerhalb der Gemeinden be» 
ſondere Verbände, welchen frei veräußerliche Nußungsrechte am Gemeinde- 
vermögen zuitehen, in specie an den Gemeindewaldungen. 

5. Alle Gemeindeorgane werden durch Wahl berufen, wobei aus 
den Höchitbefteuerten die Hälfte der Mitglieder genommen werden muß. 
An der Spite der Gemeinde jteht der Drtsvoritand — Bürgermeijter — 
mit einem Stellvertreter — Bicebürgermeifter —, demſelben fteht die 
ausführende Gewalt zu. Die Berwaltung der Gemeinde liegt dem 
Gemeinderat und Gemeindeausſchuß ob. Letzterer beiteht aus ftändigen 
und außerordentlichen Mitgliedern, welche letztere nur in bejonderen, ge= 
feglich vorgejehenen Fällen zur Beichlußfaffung mitberufen werden. 

6. Die Gemeinde verwaltet ihr Vermögen jelbitändig. Das Kirchen 
vermögen ijt vom Bermögen der Gemeinde getrennt und wird don biejer 
durch das Presbyterium jelbjtändig verwaltet. Die Volksſchulen jtehen 
unter jtaatlicher Aufficht; die Schulgebäude find fait ausnahmslos im 
Eigentum der Gemeinden, der Schulbehörde fteht jedoch die freie Ver— 
fügung darüber zu. Die Lehrer werden von den Gemeinden mit ftaatlichem 
Zuſchuß bejoldet. 

Die Wege itehen mit Ausnahme der jogenannten Landitraßen durch- 
Ichnittlih im Eigentum der Gemeinden und find von diefen zu unterhalten, 
vorbehaltlich jedoch der fommunaljtändifchen Aufficht. 

Soweit die Einkünfte des Gemeindevermögens zu den Ausgaben nicht 
ausreichen, werden die Bebürfniffe durch „Umlagen“ gededt. Der „Fuß“ 
derjelben beruht entweder auf Herkommen oder flatutarifcher Beitimmung. 
Gefeglich find die Beiträge behufs Aufbringung der Lehrergehalte be— 
jtimmt. 

7. Die Gemeinden Haben jämtlih Grundvermögen; Kapitalver- 
mögen iſt jelten. Bielfach fommen Waflerleitungen, Baumjchulen, Kaltz, 
Ziegelbrennereien ald Gemeindeanlagen und Unternehmungen vor. 

8. Die regelmäßigen Ausgaben der Gemeinden werden aus dem 
eigenen Vermögen derjelben gededt; das Fehlende wird durch die bereits 
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zu Nr. 6 erwähnten Umlagen beſchafft. Zu den Unterhaltungsfoften der 
Schulen hat bei nicht leiftungsfähigen Gemeinden der Staat ſtets Zu- 
ſchüſſe gewährt; ſeit Aufhebung des Schulgeldes zahlt der Staat an alle 
Gemeinden Zuſchüſſe. Hand» und Spanndienfte werden von den Ge— 
meindemitgliedern insbefondere zu allen Wege- und Uferbauten geleijtet. 

9, Die Aufficht über die ländlichen Gemeinden (Dörfer) fteht dem 
Zandrate zu; die Aufficht über die Städte, auch Über die fogenannten 
Landftädte jteht der Regierung zu. 

10. Erſt jeit 1866 find ſelbſtändige Gutsbezirke gebildet, indem 
namentlih Staatsdomänen und größere Güter — meift Rittergüter — 
jowie Oberförftereibezirfe dazu erklärt wurden. Diefe Güter gehörten vor— 
ber dem betreffenden Gemeindeverbande an, mit dem fie meift ein örtliches 
Ganze bildeten als jogenannte Eremtengüter, wobei ihr Verhältnis zu den 
Gemeinden, inöbejondere ihre Verpflichtung, zur Tragung der Gemeinde- 
laften beizutragen, in jedem einzelnen alle durch das Herkommen feft- 
ftand event. durch die Regierung feſtgeſtellt wurde. 


111. Würdigung der beitehenden Gemeindeeinrichtungen. 


Das Gemeindeleben in den einzelnen Kommunen ift ein ziemlich 
zeged. Die Gemeinde verwaltet ihr Vermögen, das oft nicht unbedeutend 
ift, ziemlich jelbjtändig und hat, da die politifche Gemeinde meijt gleich- 
zeitig auch einen Kirchen und Schulverband bildet, noch weitere wichtige 
Geſchäfte zu bejorgen. Nicht jelten macht fich in den Gemeinden ein 
Mangel an zu ſolchen Gejchäften geeigneten und willigen Perſonen gel- 
tend, der oit das Gingreiien der Auffichtsbehörde im Intereſſe der Ge- 
meinde erforderlich macht. Dieje direkte Beziehung der Auffichtsbehörde 
zu den Gemeinden ohne Bermittelung von Amtäbezirten hat fich in Heflen 
durchaus bewährt. Einerſeits hat dadurch die Auffichtsbehörde eine viel 
umjfaflendere Einwirkung auf die Förderung des Gemeindelebend, anderer- 
ſeits fommen die Gemeindeangehörigen wieder viel häufiger in direkte Be— 
rührung mit der Auffichtsbehörde — Wechjelbeziehungen, die fich für beide 
Zeile jehr eriprießlich geitaltet haben. 

Die heifiiche Gemeindeordnung vom 23. Oktober 1834, die für 
ftädtifche wie ländliche Kommunen gilt, Hat zu der Ausbildung einer 
ziemlich geordneten Gemeindeverwaltung weſentlich beigetragen, wenn an 
ihr auch mehrfah, namentlich Hinfichtlich der Beitimmungen für Die 
Mahl der Gemeindebehörden, eine zu große Weitläufigfeit mit Recht ge— 
tadelt wird. 
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Durch fie ift frühzeitig eine geordnete und leicht überfichtliche Ge 
meinderechnungsführung begründet, die von den Auffichtöbehörden ſtets 
mit großer Sorgfalt überwadt ift. Hinfichtlich der größeren Stadt- und 
Landgemeinden fann man wohl behaupten, daß fie ihrer Berfaffung und 
Ausdehnung nach den an fie herantretenden Kommunalauigaben gewachien 
find, wohingegen nicht wenige Eleine Land» und Stadtgemeinden faum im 
ftande fein werden, noch größeren Anforderungen in diefer Hinficht zu 
entiprechen. 

68 würde für manche Eleine Landſtadt eine Erleichterung fein, wenn 
fie nicht eine ſtädtiſche Verfaffung hätte, die ſchon Hinfichtlich der Beamten- 
organijation und des Etats- und Rechnungsweſens manche Erjchwernis 
im Bergleich zu der Ordnung für die Yandgemeinden mit fich bringt. 

Für Solche Kleinen, namentlich Ländlichen Gemeinden, die der Er— 
füllung der wachſenden Kommunalaufgaben, insbefondere auch Hinfichtlich 
der Armenlaft, die vielfach jehr drüdend auf den Kommunen ruht, dauernd 
zu entfprechen nicht mehr in der Lage find, wird die Inftommunalifierung 
in größere Gemeinden wohl die einzige wirkliche Hülfe fein. Indes wird 
diefe Maßnahme auf die notwendigiten Fälle befchränft werden müffen, 
weil bei dem zur Sprödigkeit und Abjchließung geneigten Volkscharakter 
der Heflen auf einen heilfamen Anſchluß von Gemeinden aneinander 
nicht oft zu rechnen fein wird. 

Aus diefem Grunde würde auch die Bildung von Samt» oder Zweck⸗ 
gemeinden jchwerlich in größerem Umfange durchzuführen fein, wenig— 
ſtens nicht zu erfprießlichen Rejultaten in Bezug auf das Gemeindeleben 
führen. 

Die Einwirkung der neuen Socialgejeßgebung auf das Gemeindeleben 
läßt fich jet noch nicht vollftändig überjehen und beurteilen: Hinfichtlich 
der Armenlaften fcheint fie eine günftige zu fein, indem ein teilweijer 
Übergang derjelben auf andere Faktoren fich vollzieht. 

Das Streben der Befiber größerer Güter nah Bildung jelbftändiger 
Gutsbezirke ift an fich zwar wohl erflärlich, aber — jelbft beim Vorhanden— 
fein der nötigen Erforderniffe für eine jelbjtändige kommunale Griitenz 
binfichtlich diefer Güter, was auch nicht immer der Fall fein wird — im 
intereffe der Förderung des Gemeindelebens faum zu begünjtigen, weil 
dadurch den Gemeinden wenigitens relativ potente Faktoren entzogen 
würden, ‚ohne die manche Gemeinde faum bejtehen könnte, und weil die 
Lage der meiſten diefer Güter in den Gemeinden eine ſolche Abfonderung 
der eriteren äußerſt erjchweren und eriahrungsgemäß zu unauögefeßten 
Differenzen zwilchen beiden Teilen Veranlaffung geben würde. 
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Nicht zu überſehen ift Hierbei auch, daß die heſſiſche Gejehgebung 
feine eigentlichen felbjtändigen Gutäbezirfe kannte, jondern nur eine ge= 
wiffe eremte Stellung von Gütern den Gemeinden gegenüber. Daher 
find die Gemeinden gewöhnt, in den Gütern Zeile der Gemeinden jelbft 
zu jehen. 

Wenn auch, wie fich aus den vorftehenden Ausführungen ergiebt, das 
Vorhandenſein einzelner, zum Zeil nicht unerheblicher Mängel in den be= 
ftehenden Einrichtungen des heſſiſchen Gemeindeweſens fich nicht ableugnen 
läßt, jo find diefe Einrichtungen im allgemeinen doch als befriedigende 
zu bezeichnen und befler als die in verfchiedenen anderen Bezirken der 
Monargie. 


20* 


XVIII. 


Die im Regierungsbezirk Wiesbaden beſtehenden 
Landgemeindeverhältniſſe. 


Von 


Dr. Bertram, 
Appellationsgerichts-Vicepräſident a. D. in Wiesbaden. 





Die nachſtehende Darſtellung bezieht ſich nur auf den Negierungs- 
bezirt Wiesbaden und zwar auf denjenigen Teil des Regierungsbezirkes, 
welcher zum vormaligen Herzogtum Naffau gehört hat. 

Diefer Regierungsbezirk befteht aus den beiden Stadtkreiſen Wiesbaden 
und Frankfurt und aus 16 Landkreifen. Der Stadtkreis Wiesbaden und 
13 Landkreife umfafjen ſolche Gemeinden, welche Beftandteile des Herzog- 
tums Nafjau bildeten. Der Kreis Biedenkopf enthält lediglich Ortichaiten, 
die vormals zum Großherzogtum Heffen gehörten. Der Landkreis Frank— 
furt ift zufammengejegt aus Ortichaften, die früher teild zu Frankfurt, 
teil zu Kurhefien, teils zum Großherzogtum Heffen zugehörig waren, 
jowie aus dem vormals nafjauischen Orte Heddernheim. Der Obertaunus- 
freiß bejteht zwar überwiegend aus vormals nafjauischen Ortſchaften, ent- 
hält aber zugleich 8 Ortſchaften der vormaligen Landgrafichait Heſſen— 
Homburg. 

Zu dem von dem Ausſchuſſe des Bereind Für Socialpolitit aufge- 
ftellten Schema iſt betreffs der naſſauiſchen Landgemeindeverhältnifie 
Nachftehendes kurz zu bemerfen. 
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I. Grundlagen des Gemeindewejens, joweit durd diejelben die Ge— 
ftaltung und Wirkſamkeit der Gemeindeverbände bedingt wird, 


1. Die Unterfcheidung zwijchen Nittergätern und Bauergütern ift 
dem nafjauifchen Rechtsſyſteme fremd. Bejondere Bevorzugungen und 
Belajtungen nach diefer Unterjcheidung kommen aljo nicht vor. 

2. Die Dörfer und Fleden, in welchen die Landbevolkerung wohnt, 
bilden der Regel nach geichlofjene Beringe. An den Ortäbering jchließen 
fih gewöhnlich zunädit die Gärten und Baumftüde an; dann folgen 
Aderland und Wiefen, Waldungen und etwaige zum Gemeindeland ge= 
hörige WViehweideländereien. Getrennt von den Ortichaiten befinden fich 
einzelne Yabrilanlagen, Hütten» und Hammerwerfe, bejonders aber viele 
Mahlmühlen an den das Land durchziehenden Bächen und ſodann auch 
mannigjach Hofgüter. Die Zahl der größeren oder fleineren Hofgüter in 
den Gemarkungen der Landgemeinden beziffert fich auf ungefähr 120, wozu 
aber noch einzelne Hoigüter in den Stadtgemarkungen hinzukommen. 

3. In einer großen Anzahl von Gemarfungen, etwa in der Hälite 
derjelben, ift die Güterkfonjolidation entweder ganz oder teilweile durch» 
geführt; biernach erhält ein jedes Grundftäd eine ordnungsmäßige Zufahrt 
und fann jelbjtändig nach freiem Ermefjen des Eigentümers bebaut und 
bewirtjchaftet werden. Soweit die Güterfonfolidation nicht durchgeführt 
ilt, findet für das Nderland in der Regel die Dreifelderwirtichait Anwen 
dung. Daß bei der lebteren wechjeljeitige Beeinträchtigungen nicht vor— 
fommen und die nötige Ülbereinftimmung in Bezug auf Ausfaat und 
Ernte erfolgt, dafür wird durch die feldpolizeilichen Anordnungen von 
Bürgermeifter, Gemeinderat und Yeldgericht Sorge getragen. In ähnlicher 
Weile werden Borkehrungen getroffen in Bezug auf die Bewirtjchaftung 
der MWiejen. 

4. Brivatrechtliche Frondienſte beſtehen nicht; dieſelben wurden 
größtenteils jchon im Jahre 1812 und die noch verbliebenen jpäter im 
Wege der Gejeßgebung bejeitigt. 

Bezüglih der Zehntgerechtfame und Grundzinsgerechtjame bat jeit 
1840 eine freiwillige Ablöfung, jeit 1848 die Zwangsabldſung jtattge- 
funden. Soweit an die Stelle der Zehnten und Zinfen Annuitätene 
zahlungen an die naffauische Landesbank getreten find, werben dieje nad 
Maßgabe der zwilchen den Grundeigentümern und der Landesbankdirektion 
abgejchlofjenen Darlehensverträge faſt durchgängig in allernächiter Zeit 
erlöjchen. 


Die im Regierungsbezirk Wiesbaden bejtehenden Landgemeindeverhältniffe. 311 


Privatrechtliche Weidegerechtjame, welche in nicht bedeutendem Umfang 
beftehen, find nach der Königl. Preuß. Gemeinheitsteilungsordnung für den 
Regierungsbezirt Wiesbaden mit Ausnahıne des Kreiſes Biedenkopf vom 
5. April 1869 für ablösbar erklärt. Sehr eingreifenden Bejhränfungen 
find die privatrechtlichen Weidegerechtfame, ebenſo wie die im öffentlichen 
Rechte begründeten Gemeindeweiderechte bereits durch dag naſſauiſche Kultur— 
edilt vom 19. November 1812, jowie weiter durch die unter nafjauischer 
wie preußilcher Hoheit erlafjenen yeldpolizeiverordnungen unterworfen 
worden. 

Auch der Erbleihverband unterliegt der Zwangsablöjung nach Maß: 
gabe des föniglich preußifchen Gefege® vom 5. April 1869, betreffend die 
Umwandlung des Erbleihverhältnifjes in Eigentum und die Ablöjung der 
daraus bervorgehenden Leiſtungen im Gebiete des Regierungsbezirks Wies— 
baden, wogegen unter nafjauifcher Hoheit der Erbleihverband nur im Wege 
der freiwilligen Übereinkunft bejeitigt werden konnte. 

Die nafjauifche Güterfonfolidation verfolgt zufolge der einjchlagenden 
Verordnung vom 2. Yanuar 1830 den Zwed, die kleinen, zerjtreut durch— 
einander liegenden Güterjtüde eines Beſitzers zur leichteren Bebauung und 
befferen Bewirtichaftung in größere von derjelben Qualität zujammen- 
zulegen und zugleich für die Zugänglichkeit der Grundjtüde durch die 
Anlage von Wegen und für gute Bewäjjerung und Entwäflerung durch 
Regulierung der Bäche und Waflergräben Sorge zu tragen: dagegen wird 
nicht bezwedt, das ganze Befigtum eines Grundeigentümers zuſammen— 
zulegen. Daß diejer letztere Gefichtspunft einigermaßen in den Hintergrund 
tritt, beruht auf den Grundfägen, welche in Beziehung auf Erbrecht, Teil« 
barkeit und Veräußerlichkeit des Grundeigentums beitehen. Im Zujammen- 
bang damit jteht die Eigentümlichkeit des naſſauiſchen Konſolidations— 
verfahrens, daß Eleinere Zuteilungsbezirfe gebildet werden, in welchen die 
in einem jolchen Bezirke begüterten Grundbefiger nach Möglichkeit ihre 
Aquivalente erhalten, vorbehaltlich der Modifikationen, welche ſich daraus 
ergeben müfjen, daß Parzellen unter dem Normalmaß (12'2ar für Ader- 
land, 62 ar für Wiejenland) nicht gebildet werden jollen. 

5. Eine jede Gemeinde befitt die zu ihrem Gemeindeeigentun ges 
hörigen Waldungen jowie etwaige Wiejenländereien und Weideländereien 
jelbftändig für fih. Die Markgenofjenichaften, welche ehemals in Bezug 
auf größere Waldfomplere beitanden, find nach der im Jahre 1816 jtatt« 
gehabten Neubildung des Herzogtums allmählich aufgelöft, und die Marke 
waldungen den einzelnen Gemeinden reell zugeteilt worden. 

6. In Bezug auf rechtliche Gebundenheit fann hier nur der Fami— 
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lienfideilommißverband, der Lehnsverband und der Erbleihverband in Frage 
fommen. 

Soweit befannt, bejchränft ſich der FYamilienfideitommißverband auf 
die Befitungen der drei vormals reichäftändifchen Familien (Wied, Leiningen- 
MWefterburg, Holzappel) und im übrigen nur in ſehr beichränttem Maße 
auf vormals reichsritterfchaftliche oder landſäffige Beſitzungen. 

Auch der Lehnsverband kommt im nafjauifchen Rechtsgebiete nur in 
beichränftem Umfange vor. Ein Geſetz über die Zwangsablöſung der Lehen 
ift für das nafjauische Gebiet nicht ergangen. 

Der Erbleihverband, in welchem früher außer Hofgütern namentlich 
vielfach die Mühlen ftanden, ift teils im Wege des freiwilligen Überein- 
fommend, teil® auf Grund des oben erwähnten königlich preußiichen Ge- 
feßes vom 5. April 1869 in erheblichem Umfange aufgelöft worden. Die 
Zwangsablöfung des Erbleihverbandes war der Natur der Sache nach der 
Aufrechterhaltung größerer Güterlomplere nicht Törderlich. 

Soweit Fideilommißverband, Lehnsverband und Erbleihverband nicht 
entgegenitehen, ift die Zeilbarkeit des Grundeigentums zugeftanden mit der 
für alle Gemarkungen, auch für diejenigen, welche nicht zur Güterfonfoli- 
dation jchreiten, geltenden Beſchränkung, daß die Aderländereien nicht in 
Parzellen unter 12" ar und die MWiejenländereien nicht in Parzellen 
unter 6'2 ar geteilt werden dürfen. 

7. Die Erbfolge ift die römijchrechtliche, wobei jedoch zu bemerken, 
daß in Bezug auf das Verhältnis der Ehegatten zueinander die Errungen- 
Ichaitsgemeinichaft gilt und daß dem überlebenden Ehegatten regelmäßig 
das (nicht entziehbare) lebenslängliche Nubtnießungsreht an dem gejfamten 
Bermögen des vorverjtorbenen Ehegatten zufteht. Als im Jahre 1880 an 
den Kommunallandtag des Regierungsbezirts Wiesbaden die Frage geitellt 
wurde, ob es jich empfehle, in diefem Bezirke eine Landgüterordnung ein— 
zuführen, wie eine jolche demnächſt bekanntlich in den Jahren 1882 —87 
für die Provinzen Weftfalen, Brandenburg, Sclefien, Schleswig-Holftein 
und den Regierungsbezirk Caſſel erlafien worden ift, wurde dieſe Frage 
einftimmig verneint. Aus dem von dem Kommunallandtag gebilligten 
Kommilfionsbericht mögen nachjtehende Säße bier Aufnahme finden. 

„Die Gebietöteile, welche dem diesjeitigen Hommunalverbande ein- 
verleibt find, gehören — um mit den Worten der Goldenen Bulle zu 
reden — zu den NRheinlanden und den Landen des fränkifchen Rechtes, 
im Gegenfag zu den Landen, wo die ſächſiſchen Rechte beobachtet 
werden. Die Anftedelungen haben fich im wejentlichen als Städte und 
Dörfer gebildet, nicht ala vereinzelte arrondierte Hofbezirke; die Grund» 
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ftüde der einzelnen Stadt- oder Doribewohner, auch wenn fie einen 
größeren Kompler ausmachen, Tiegen gewöhnlich in den betreffenden 
Gemarkungen zerftreut. Die Zeilbarkeit der Gutsſtämme oder auch der 
einzelnen Grundftüde unter mehreren Miterben ift gejeglich anerkannt, 
vorbehaltlich der nach der naſſauiſchen Verordnung vom 12. September 
1829 vorgefchriebenen Einhaltung des Normalmaßes (regelmäßig 12'/2 ar) 
bei den einzelnen Stüden. — 

Nah dem Angeführten ift in dem hiefigen Bezirke die Zahl der 
Großgrundbefiger mit arrondiertem Befigtum nicht jehr groß, auch die 
Zahl der Großgrundbefiker, deren Eigentum zerjtreut in der Gemarkung 
liegt, ift eine verhältnismäßig befchräntte. Überwiegend ift die Zahl 
der Grundbefier, welche im wejentlichen joviel Grundjtüde befiten, um 
ihre Familien von der Landwirtichaft zu ernähren, und die Zahl der 
jenigen, welche daneben eine jonftige lohnende Beichäftigung betreiben. 
Die Zahl der ganz grundbefißlojen Yamilien ift, wenn man von ein= 
zelnen Orten abfieht, gering. Eine folche Lage der Dinge fcheint ung 
auch in volfäwirtfchaftlicher Beziehung irgend etwas Bedenkliches nicht 
zu haben. Die Zerteilung des Grundeigentums, bei Freiheit desfelben 
von ungerechtjertigten Beichräntungen und Laſten, erwedt und fördert 
den Eifer zur Erzielung des möglichjt hohen Ertrages, und es beitehen 
bekanntlich im diesfeitigen Kommunalverbandsbezirke erfreuliche Beſtre— 
bungen zur fortjchreitenden Hebung der Landwirtfchaft und zur Befle- 
rung der Lage der diefem Erwerbe gewidmeten Bevölkerung. 

Die gejegliche Bevorzugung eines Dliterben bei der Erbteilung in 
Immobilien widerftreitet dem Volksbewußtſein Hier zu Lande; fie würde 
ftörend in das bejtehende Syitem des Erbrechtes und des ehelichen 
Güterrechtes eingreifen; fie erjcheint nicht notwendig, da das zu Wün— 
Ichende durch teftamentarische Verfügungen oder im Wege der Vermögens» 
übergabeverträge erreicht werden kann, wobei hervorzuheben ift, daß auch 
der Antrag, defjen Begutachtung uns vorliegt, das freie Dispoſitions- 
recht der Erblaſſer nicht ausſchließt.“ 

Sutsübergabeverträge feitens der Eltern mit ihren Dejcendenten 
fommen mannigfach vor; fie find nur gültig, wenn fie gerichtlich abge— 
ichlofjen find, und bedürfen der Zuftimmung aller Intereſſenten, aljo der 
Eltern, der großjährigen Kinder und der Kuratoren der minderjährigen 
Kinder. Nach einer älteren nafjauifchen Verordnung war es den Eltern, 
welche das 60. Lebensjahr noch nicht erreicht hatten, nicht geftattet, zu 
einer Vermögensübergabe zu jchreiten, vorbehaltlich einer bei einer oberen 
Staatebehörde zu eriwirkenden Dispenfation. Dieſe Vorſchrift ift durch das 
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königlich preußifche Gejeg vom 23. Januar 1878 aufgehoben worden. 
Übrigens wird ftatt der Form der Vermögensübergabeverträge neuerdings 
häufig die Form der Kaufverträge gewählt, infofern bei leßteren der Ver— 
tragsabjchluß fich vereinfacht und indem der nach der nafjauiichen Geſetz- 
gebung bejtandene erhebliche Unterfchied in den Koften nach der neueren 
Geſetzgebung mehr ausgeglichen erjcheint. 

8. In Beziehung auf die Gemeindeverfaflung und die Gemeinde 
verwaltung bejtehen Unterjcheidungen zwiſchen Voll-, Halb» und Viertel- 
bauern, Kleingütlern u. j. w. nicht. Früher vorlommende Unterjcheidungen 
der Art wurden bereitö durch die nafjauifche Gemeindeordnung vom 5. Juni 
1816 aufgehoben. 

9. Soweit Erbpadhtverhältniffe noch beitehen, richtet fich das Rechts— 
verhältnis zwifchen Erbleihern und Erbpächtern nach den Grundfäßen der 
römiſchen Emphyteufis, vorbehaltlich übrigens der befonderen Beitimmungen 
in den Erbleihbriefen und in älteren desfalls noch gültigen Partikular— 
berordnungen. 

Die Zeitpachtverträge unterliegen den desfallfigen Beitimmungen des 
gemeinen Rechtes und beziehen fich hauptjächlich auf die Güter von Kor— 
porationen oder jonftigen Perjonen, welche zur eigenen Bewirtichaitung 
außer ftande find. Im übrigen wird das Grundeigentum in der Regel 
von den Eigentümern felbjt verwaltet. 

10. und 11. Die große Anzahl Eleinerer Gutsbefiger ift auf Die 
gleichzeitige Betreibung von Nebengejchäften in erheblihem Maße ange» 
wiefen. Dahin gehört insbejondere die Nebenbeihäftigung im Bergbau, 
deflen Betrieb in einzelnen Zeilen des nafjauischen Gebietes von Bedeutung 
ift. Abgejehen von dem Bergbau und Hüttenbetrieb hat die Fabrikthätig- 
feit nur in einzelnen Zandgemeinden einen hervorragenden Umfang, und 
hier fommt es auch namentlich vor, daß die Tyabrifarbeiter de Grund- 
befites entbehren. 

12. In Beziehung auf die Gewährung von Darlehen gegen Hypo» 
thefen ift von überwiegendem Einfluß die unter fommunaljtändijcher Leitung 
itehende nafjauiiche Landesbank, welche zur Zeit für den ganzen Regie— 
rungsbezirk den Zinsfuß auf vier Prozent fejtgefegt hat und deren Forde— 
rungen gegen Hypotheken fich zur Zeit annähernd auf 48 Millionen Mark 
belaufen. Daneben find ungefähr fünf Millionen Mark an Gemeinden 
und jonjtige Korporationen dargeliehen. 

Don Privaten oder andern Kreditinstituten Darlehen gegen Hypotheken 
zu erlangen, iſt den ländlichen Gutsbeſitzern nicht ſchwer wegen der Sicher: 
heit, welche die nafjauische Hypothekenordnung den Gläubigern gewährt. 
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Die mit der naſſauiſchen Landesbank verbundene nafjauische Sparkafje 
gewährt ohne Verpfändung von Jmmobilien Darlehen gegen Verpfändung 
von Wertpapieren jowie gegen Bürgichaft. Die Forderungen der Sparkaſſe 
gegen Berpfändung von Wertpapieren und gegen Bürgjchaft betragen un— 
gefähr vier Millionen, gegen Berpfändung von Immobilien ungelähr 
zwölf Milliohen Mark. 

Sodann fommen dem Perjonalfredit die vielfach vorhandenen Vor— 
jchußvereine zu Hülfe. 

Die Verfiherung der Gebäude gegen Feuersgefahr bejorgt die eben- 
falls unter fommunalftändifcher Garantie und Verwaltung jtehende naffauifche 
Brandverficherungsanjtalt, welche auf dem Prinzip der Gegenfeitigfeit be= 
ruht. Nur ſolche Gebäude fünnen nach dem naffauifchen Hypothefengejeße 
verpfändet werden, welche in der nafjauischen Brandafjeturanzanftalt ver« 
fichert find. 

Für die Verficherung der Immobilien beſteht eine öffentliche Anftalt 
nicht. Gleiches gilt in Bezug auf die DVerficherung gegen Hagelichlag, 
gegen Biehjeuchen und ähnliche Unglüdsfälle. Bon den Privatverficherungs: 
anftalten wird vielfach Gebrauch gemacht, doch immer noch nicht in ſolchem 
Umfange, als es zu wünfchen wäre. 

13. Auf den Grund des königlich preußifchen Geſetzes vom 1. April 
1879 Haben fih einzelne Wieſengenoſſenſchaften gebildet. Doch ijt zu 
bemerken, daß die nafjauiiche Güterfonfolidation vorzugsweife die Ausfüh— 
rung nüßlicher Bewäſſerungs- und Entwäfjerungsanlagen bezwedt, welche 
Anlagen nach vollendeter Konjolidation in das Eigentum der betreffenden 
Gemeinde übergehen und von dieſer unter ftaatlicher Kontrolle unterhalten 
werden müſſen. 


II. Verfaſſung der Gemeinden und Gutsbezirke, 


1. Die Berfaflung der naffauischen Landgemeinden beruht auf dem 
naflauiichen Gemeindegejeg vom 26. Juli 1854, welches in einigen Punkten, 
namentlich in betreff der Dienjtdauer der Bürgermeijter, durch das föniglich 
preußiiche Geje vom 26. April 1869 abgeändert worden ift, und auf der 
durch das königlich preußiiche Gejeg von 1885 eingejührten Kreisordnung 
für die Provinz Heflen-Nafjau. 

Die Grundlage für die nafjauischen Gemeindeverhältniffe hat die Ge— 
meindeordnung vom 5. Juni 1816 gebildet; eine größere Selbjtändigfeit 
wurde den Gemeinden verliehen durch das nafjauifche Gemeindegejeg vom 
12. Dezember 1848, an defjen Stelle das revidierte Gemeindegefeg vom 
26. Juli 1854 trat. 
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Das Gemeindegefjeg vom 26. Juli 1854 fennt eine Unterjcheidung 
zwifchen Stadtgemeinden und Landgemeinden nicht; dieſe wurde erft durch 
die Kreisordnung ind Leben gerufen. 

Bejondere Gutsbezirke neben den Gemeindebezirken beftehen im naffau- 
ifchen Gebiete nicht. , 

2. Eine jede Gemeinde bejteht jelbjtändig für fi. Eine Verbindung 
don mehreren Gemeinden zu Bürgermeiftereien, wie ſolche in der Rhein— 
provinz eingeführt find, findet nicht ftatt, und es wird auch Wert darauf 
gelegt, daß in einer jeden DOrtichaft eine zuverläjfige und geübte Verwal- 
tungsbehörde (Bürgermeifter und Gemeinderat nebit Feldgericht) beftehe, 
welche in fortdauerndem unmittelbaren Verkehr mit der jtaatlihen Ver— 
waltungsbehörde (Landrat und, was die freiwillige Gerichtsbarkeit betrifft, 
Amtögericht) ſtehe. 

Die bürgerlichen Gemeinden find gänzlich getrennt von den firchlichen 
Gemeinden, welche Trennung bereits durch die Gemeindeordnung vom 
5. Juni 1816 verfügt wurde. 

Jede Gemeinde jorgt jelbftändig für den Volfäunterricht, vorbehaltlich 
einiger Eleineren Gemeinden, welche den Lehrer gemeinfam unter Repartition 
der Koſten nach dem Steuerfuß bejolden. 

Sede bürgerliche Gemeinde bildet einen Ortdarmenverband für fich, 
und ebenſo jorgt eine jede für fih für den Bau und die Unterhaltung 
der Vicinalwege und der Feldwege. 

3. Die Gemeindebezirke wurden auf den Grund der Gemeindeordnung 
vom 5. Juni 1816 jeftgebildet unter Einfügung der ganz kleinen Anfiede- 
lungen und der bis dahin noch außerhalb des Gemeindeverbandes ſtehen— 
den Hofgüter, landeöherrlichen, jtandesherrlichen und gutsherrlichen Be— 
figungen. 

Nah dem naſſauiſchen Gemeindegele vom 26. Juli 1854 fann die 
Auflöfung und Neubildung von Gemeinden nur durch Gejeg erfolgen. 

Die Anzahl der naſſauiſchen Landgemeinden beträgt 795. Die Be- 
völferungszahl der einzelnen Gemeinden ſchwankt zwifchen 100 und 3000. 
Der Durhichnitt beträgt 450 Seelen, indem namentlich in den höheren 
Gegenden de8 Taunus und des Weſterwaldes fich viele Eleinere Gemeinden 
befinden. Die größeren Gemeinden befinden fi” am Main und am Rhein 
jowie in den fruchtbaren Seitenthälern der Lahn. 

4. Das aktive Gemeindebürgerrecht wird erworben durch Genehmigung 
des Antritts des angeborenen Bürgerrechtes oder durch Reception im die 
Gemeinde. 

Das aktive Bürgerrecht hat zur Folge: 
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a. das Recht der Stimmgebung bei Gemeindeverfammlungen, 

b. das Recht der Wahlfähigkeit und Wählbarkeit zu den Gemeinde— 
ämtern, 

c. dad Recht der Teilnahme an dem Allmendgenuffe. 

Den Witwen von Gemeindebürgern fteht die Teilnahme an dem 
Allmendgenuffe, nicht aber die Stimmgebung in der Gemeindeverfammlung 
und die Wahlfähigkeit oder Wählbarkeit zu Gemeindeämtern zu. 

Nach dem naſſauiſchen Gemeindegejeß vom 26. Juli 1854 waren ala 
Rechte der Gemeindebürger neben den oben genannten drei Berechtigungen 
weiter folgende bezeichnet: 

a. das Recht ded Aufenthaltes in der Gemeinde, 

b. das Recht, durch Heirat eine Familie in der Gemeinde zu begründen, 
c. dad Recht auf Armenunterftügung, 

d. das Recht des Gewerbebetriebes in der Gemeinde. 

Das Recht des Aufenthalts und das Recht des Gewerbebetriebs war 
felbfiverftändlich fein außfchließliches; doch mußte von Auswärtigen bie 
Erlaubnis zum temporären Aufenthalt in einer Gemeinde nachgejucht wer—⸗ 
den, und die Erlaubnis zum Gewerbebetrieb in fremder Gemeinde richtete 
ſich nach dem die Gewerbefreiheit begünftigenden nafjauijchen Gewerbegeſetze 
vom 9. Juni 1860. 

Das Recht auf Armenunterſtützung und die Befugnis der Verehelichung 
war abhängig vom Gemeindebürgerrechte. 

Nach dem Bundesgeſetz vom 4. Mai 1868 iſt nunmehr die Verehe⸗ 
lichung unabhängig von der Erwerbung des altiven Gemeindebürgerrechtes, 
und bezüglich der Armenunterſtützung iſt nach dem Bundesgeſetz vom 
6. Juni 1870 an die Stelle des Gemeindebürgerrechtes der Unterſtutzungs⸗ 
wohnſitz getreten. 

Die Erforderniſſe zum Antritte des angeborenen Bürgerrechtes ſind 
Volljährigkeit und die Nachweiſe eines den Unterhalt einer Familie ſichernden 
Vermögens oder Nahrungszweiges. 

Die Reception in eine Gemeinde kann jeder preußiſche Staatsangehörige 
verlangen, wenn die geſetzlichen Erfordernifje vorliegen: 

a. Volljährigkeit, 

b. Nachweile eines den Unterhalt einer Familie fihernden Vermögens 
oder Nahrungszweiges, 

ce. guter Leumund, 

d. die Entrichtung eines Aufnahmegeldes. 

Das letztere beträgt regelmäßig (rund) 100 Mark, vorbehaltlich höherer 
Feftfegung bis zum fünffachen Betrag des jährlichen Allmendgenufie. 
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Die Enticheidung über den Antritt deö angeborenen Bürgerrechtes 
und über die Aufnahme eine Auswärtigen ſteht zunächft dem Gemeinde- 
rate zu, vorbehaltlih des Mechtes der Beichwerde und der Klage im 
Verwaltungsſtreitverfahren. 

Das erworbene Gemeindebürgerrecht wird in der Regel nur verloren 
durch Erwerb des Bürgerrechts in einer anderen Gemeinde. Nimmt ein 
Gemeindebürger auswärts dauernden Aufenthalt, ſo ruhen deſſen gemeinde— 
bürgerlichen Rechte und Pflichten. 

Die Staatsdiener werden durch ihre Anſtellung Bürger in der Ge— 
meinde ihres Domizils; ſie nehmen jedoch während des aktiven Dienſtes 
an den Gemeindenutzungen nicht teil. Ebenſo iſt ihr Recht der Wahl- 
tähigfeit und MWählbarkeit zu Gemeindeämtern und zur Zeilnahme an 
Gemeindeverfammlungen julpendiert: andererſeits find fie frei von allen 
Leiftungen perfönlicher Dienfte und genießen bezüglich der Befteuerung des 
Dienfteintommens diejenigen Ermäßigungen, welche ſich aus der desfallfigen 
preußiſchen Gefegebung im allgemeinen ergeben. Nach der Entlafjung 
aus dem aktiven Dienfte, ſei e8 mit oder ohne Penſion, treten die Staata- 
diener in die Rechte und Verpflichtungen der übrigen aktiven Bürger ein, 
vorbehaltlich der Befreiung von perföntichen Dienften und der vorſchrifts— 
mäßigen Ermäßigung der auf die Penfion fallenden Gemeindefteuer. 

Wie bereits oben angedeutet, finden rechtliche Unterfcheidungen unter 
den Gemeindebürgern in dem Berhältnis zu der Gemeinde im allgemeinen 
nicht ftatt, mit der Modalität allerdings, daß bei den Wahlen für den 
Bürgerausfjhuß und den Gemeinderat jowie bei der Wahl des Bürger- 
meijterd das Dreiklaſſenſyſtem angenommen ift. Auch fommt bei den 
Gemeindedienften die Unterfcheidung vor, daß die YFuhrenbefiter Spann- 
dienfte zu leiten haben, die übrigen Bürger nur Handbdienite. 

An dem Allmendgenuß, joweit ein jolcher bejteht, nehmen nur die 
Gemeindebürger teil; zur Grund: und Gebäudejteuer an die Gemeindekaſſe 
werden alle in der Gemarkung Begüterten, zur Klaffen- und Eintommen- 
jteuer alle in der Gemarkung domilizierten Perjonen herangezogen. 


5. In jeder Gemeinde beiteht ein Bürgermeijter, ein Gemeinderat 
und ein Feldgericht jowie ein Gemeinderechner. Dem Bürgermeifter fann 
ein Natsfchreiber als Sekretär beigegeben werden. 

Der Gemeinderat, ein Kollegium bildend, iſt die eigentliche verwal« 
tende Stelle. Derielbe beiteht aus drei, ſechs oder neun Mitgliedern, welche 
von den wahlberechtigten Bürgern nad) dem Dreiflaffeniyitem gewählt 
werden, wobei abfolute Stimmenmehrheit erfordert wird. 
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Der Bürgermeifter ijt Mitglied des Gemeinderates; er hat die Ver: 
bandlungen desſelben zu leiten und deſſen Beichlüffe zur Ausführung zu 
bringen. Gr wird von einem Wahlkörper gewählt, welcher fich zufammen-« 
feßt aus dem Gemeinderat und aus Wahlmännern, welche in bdreifacher 
Zahl der Gemeinderatämitglieder von den wmahlberechtigten Bürgern dei 
Gemeinde mit relativer Stimmenmehrheit gewählt werden. 

Die Wahl des Bürgermeifterd unterliegt der Beltätigung des Land- 
rats, welche, wenn fie verweigert wird, don dem Regierungspräfidenten 
ergänzt werden fann. Die Wahl der Gemeinderatsmitglieder unterliegt 
feiner Bejtätigung. 

Die Amtsdauer ded Bürgermeiltere beträgt in Gemeinden mit 1500 
und mehr Einwohnern zwölf Jahre, in Gemeinden von geringerer Ein« 
wohnerzahl jechd Jahre. 

Die Amtsdauer der Gemeinderatsmitglieder beträgt drei Jahre. Jedes 
Jahr tritt ein Dritteil au8 und wird durch Neuwahl ſeitens der be— 
treffenden Abteilung erjeßt. 

Der Bürgermeifter bezieht neben den inftruftiongmäßigen Gebühren, 
welche Hauptjählih aus den ihm obliegenden Verrichtungen in der frei« 
willigen Gerichtsbarkeit erwachſen, ein feſtes Gehalt, welches in (rund) 
ein Markt bis zmweiundeinhalb Mark auf die Familie befteht. Die Ge- 
meinderatömitglieder verjehen ihr Amt unentgeltlich. 

Das neben dem Gemeinderat beitehende Feldgericht, welches ebenfalls 
follegialifch organifiert ift und von dem Bürgermeifter geleitet wird, ift 
im wefentlichen eine Hülfsbehörde für die von dem Amtsgericht ausgeübt 
werdende freiwillige Gerichtsbarkeit. Die Mitglieder des Feldgerichts wer- 
den auf Vorſchlag teils des Teldgerichtes, teils der Gemeinde (oder des 
Bürgerausſchuſſes) von dem Amtögerichte auf Lebenszeit ernannt. 

Die Verwaltungsbefugnis des Gemeinderats ijt nicht eine unbeſchränkte. 
In einer Reihe von Fällen, welche in dem Geſetze ganz genau bejtimmt 
find, ift derjelbe an die Zuftimmung der Gemeinde gebunden, inöbefondere 
wenn es fi um Veränderungen in Beziehung auf das Grundftodvermögen 
handelt. Ymmobilien können ohne Zuftimmung der Gemeinde nicht ver» 
äußert, in der Regel auch ohne deren Zuftimmung nicht erworben werden. 
Die Aufnahme von Anleihen bedari ebenfalls unbedingt der Zuftimmung 
der Gemeinde. Als Grundjaß ift angenommen, daß die Erlöfe von ver- 
äußerten Immobilien in Grundeigentum wieder angelegt und daß einge 
zogene Aktivfapitalien wieder ausgeliehen werden. Selbſt zur Schulden- 
tilgung Sollen ausftehende Aektivfapitalien nur mit Genehmigung der 
Auffichtsbehörde, nämlich des Landrate®, verwendet werden, indem im 
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übrigen die fucceffive Tilgung der Schulden aus laufenden Mitteln er— 

folgen joll. 

Wenn in Borftehendem von der Zuftimmung der Gemeinde zu den 
Beichlüffen ded Gemeinderates die Rede ift, jo ift zu bemerken, daß in 
allen größeren Gemeinden an die Stelle der Gemeinde der Bürgerausſchuß 
tritt. In denjenigen Gemeinden, welche 1500 Einwohner und mehr haben, 
muß notwendigerweife ein Bürgerausfchuß gewählt werden; in Gemeinden 
unter 1500 Ginwohnern fann dies gejchehen, wenn es von der Majorität 
der Gemeindebürger beichlofjen wird. Die Zahl der Bürgeraugihußmit- 
glieder beträgt das Sechsfache der Gemeinderatsmitglieder. Sie werden 
nach dem Dreiklaſſenſyſtem von den wahlberechtigten Bürgern mit relativer 
Stimmenmehrheit gewählte Die Amtsdauer beträgt drei Jahre. Jedes 
Jahr jcheidet ein Dritteil aus. 

6. Aus der Gemeindelafje werden in vorſchriftsmäßiger Weije die 
Koften der Gemeindeverwaltung und ber für die Gemeinde und den Ge- 
meindebezirt gemachten gemeinnüßigen Anflalten beftritten. Insbeſondere 
gehören dahin: 

a. die Bejoldung der nach dem Gemeindegejeße für die Verwaltung der 
Gemeinde anguftellenden Gemeindebeamten und die Xöhne anderer 
unentbehrlicher Gemeindediener ; 

b. die Bejoldung der Forftverwaltungs- und Forftichugbeamten nach 
dem nafjauifchen Edilt vom 9. November 1816 und den dazu ergan« 
genen jpäteren Geſetzen; 

. alle auf Verwaltung des Gemeindevermögen® zu verwendenden Kojten; 

d. die Koften des Volkseſchulunterrichts, ſowohl die Bejoldungen der 

Lehrer als die durch Erbauung und Unterhaltung der Schulhäufer 

und Anihaffung aller übrigen Schulbedürfnifie entjtehenden Koften, 

nah Maßgabe des nafjauischen Schulorganifationgediktes und der 
allgemeinen Schulordnung vom 24. März 1817 und der dazu er- 
gangenen jpäteren Geſetze; 

e. die Koften der Anlage und Unterhaltung der Gemeindehäufer, Uhren, 
der Gloden und Glodenfeile für da8 bürgerliche Geläute; 

. die Koſten der Anlage und Unterhaltung der in der Ortsgemarkung 
bejtehenden und notwendigen Vicinalwege und Öffentlichen Feldwege 
jowie auch die Beiträge zu den größeren Verbindungsftraßen nad 
Maßgabe des nafjauischen Geſetzes vom 2. Oftober 1862; 

g. die Koften der Anlage und Unterhaltung der Brunnen, Zotenhöfe, 

Feuerlöſchanſtalten und aller ſonſtigen Bedürfniffe der Ortspolizei; 
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h. die auf Förderung und Gmporbringung des Ackerbaues und der 
Viehzucht zu veriwendenden Koſten; 

i. der zur Unterftüßung der Ortdarmen erforderliche Aufwand, wohin 
auch die Ärztliche und geburtshülfliche Behandlung für undermögende 
Perſonen gehört, ſoweit die dafür beftimmten bejonderen Fonds nicht 
ausreichen, nad) Maßgabe des Reichsgeſetzes vom 6. Juni 1870 über 
den Unterftüßungswohnfig und der fich daran anjchließenden Geſetze; 

k. im allgemeinen alle auf die Förderung gemeinheitlicher Zwecke zu 
verwendenden Ausgaben. 

Als Gemeindeangelegenheit erfcheint auch die Führung der Perſonen— 
ftandaregifter nach dem föniglich preußifchen Gejee vom 9. März 1874 
und dem Reichsgeſetz vom 6. Februar 1875. Auch find gewifje militärifche 
Leiftungen durch Vermittelung der Gemeinden aufzubringen, als Einquar— 
tierungslaft, Fouragelieferung u. ſ. w. 

7. und 8. Bon dem Vermögen der bürgerlichen Gemeinden ift, wie 
bereit8 oben angedeutet, das Kirchen und Pfarrvermögen getrennt. 

Dad rentbare Vermögen der nafjauiichen Landgemeinden bejteht vor— 
zugsweife in den Gemeindewaldungen. Im allgemeinen ift das Waldareal 
innerhalb des nafjauiichen Gebiete von bedeutendem Umfang und der bei 
weiten größere Zeil jällt auf die Gemeindewaldungen. Der in die Ge- 
meindelafle fließende Holzerlös mindert fich injoweit, als Losholzverteilungen 
an die Semeindemitglieder jtattfinden. Die herkömmliche Losholzverteilung 
Toll nach dem Gefege aufrechterhalten werden, wenn nicht ein abändernder 
Beſchluß jeitens der Gemeindeverfammlung unter Genehmigung des Kreis— 
ausſchuſſes geiaßt wird. Die den Gemeinden gehörigen Ader und Wiejen 
werden gewöhnlich verpachtet, vorbehaltlich derjenigen Grasländereien, welche 
als Gemeindeviehweide von den Gemeindebürgern benußt werden. 

Außer dem Ertrage von Gemeindewaldungen und fonftigen Gemeinde— 
grundftüden bejtehen die Gemeindeeinnahmen zunächft in den Abgaben, 
welche auf Grund gefeglicher Beftimmungen in die Gemeindekaſſe fließen. 

Als wirkliche indirekte Steuer erjcheint die Accisabgabe, welche in 
einzelnen Landgemeinden erhoben wird. 

Als eine befondere, einen ort3polizeilichen Zweck verfolgende Abgabe 
zu den Gemeindekaſſen erjcheint die Hundeftener. Sodann fließen in die 
Gemeindekaſſen gemwiffe Strafgelder. 

Andere Abgaben werden wegen Benußung der Gemeindeanitalten er 
hoben. Cine generelle Abgabe iſt das Bürgereintrittögeld. Weiter gehören 
dahin, je nach Umftänden, etwaige Wegegelder, Marktjtandagelder, Eich- 
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gebühren, Schlachthaugsgebühren, Gebühren wegen Führung der Perfonen- 
ſtandsregiſter. 

Einzelne Abgaben und Strafgelder find ſpeciell für die Armenpflege 
zu verwenden. 

Reihen die Einkünite aus dem Gemeindevermögen ſowie aus den 
indireften Abgaben und den Vergütungen für gemeinheitliche Veranftaltungen 
nicht aus, jo wird das Fehlende durch direkte Befteuerung ergänzt. Die 
Erhebung der direlten Steuern zu Gemeindebedürfniffen geichieht nach den 
für die Staatsfteuer beftehenden KHataftern des Gemeindebezirltd. An direkten 
Steuern follen in der Regeln nicht mehr ald 60 Prozent der Staatöjteuern 
zur Erhebung fommen. Zur Erhebung eines höheren Prozentjates bedarf 
e3 der Zuftimmung der Gemeinde und des Kreisausſchuſſes. 

Außer den Diensten, welche im Interefje der Orispolizei, namentlich 
in Bezug auf Wachedienft und FFeuerlöjchanftalten, den einzelnen Bürgern 
obliegen, hat nach dem Beichluß des Gemeinderat? jeder Bürger die 
Verpflichtung, jelbft oder durch einen Stellvertreter jährlich an höchſtens 
zehn Tagen zu Zwecken der Gemeindeverwaltung Dienjte durch Handarbeit 
oder, wenn er eine Fuhre zur Betreibung eines Gewerbes oder der Land— 
wirtichaft befitt, durch fein Gejpann zu leiten. Bon Spanndieniten iſt 
niemand befreit, wogegen bezüglich der Befreiung von Handdienften ge 
wiſſe gejeßliche Beltimmungen beitehen. Gine Ausdehnung der Leiftungen 
an Hand» und Spanndienften ift an jehr bejchränfende Beftimmungen ge= 
bunden. Im allgemeinen fommen ſolche Dienjte hauptlählih nur bei 
Megebauten vor, werden aber auch Hier allmählich durch Verdingung der 
Arbeiten und Lieferungen zu Laſten der Gemeindekaſſe erjeht. 

Die Einnahmen der Gemeindekaſſe in ihrer Gejfamtheit werden zur 
Beitreitung der Ausgaben in ihrer Gejamtheit verwendet, und wird für 
die richtige Verteilung der Gefamteinnahme auf die Gejfamtausgabe durch 
den Gemeinderat in dem jährlichen Rechnungsüberjchlage Sorge getragen. 
Eine Unterjcheidung in der Weile, daß gewiſſe Aufwendungen der Gemeinde 
im Intereſſe des Gemeindevermögensd, andere im Intereſſe der Gutsbefiger, 
andere im Intereſſe aller Einwohner gemacht werden und daß danach die 
Aufbringung der Mittel fich zu richten habe, findet nicht ftatt. 

Rechtzeitig vor dem Beginne des Gtatsjahres hat der Bürgermeifter 
unter Zujiehung des Gemeinderechnerd einen Rechnungsüberichlag für das 
fünitige Jahr aufzuftellen, worin die Ausgaben der Gemeindekaſſe und die 
zu deren Dedung vorhandenen oder vorzufchlagenden ordentlichen und außer- 
ordentlichen Einnahmen jo genau wie möglich anzugeben find. Auch muß 
daraus zu erjehen fein, wieviel an Gemeindenugungen zur Verteilung an 
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die Bürger beitimmt, mithin von der Verwertung für die Gemeindekaſſe 
ausgenommen fein joll. 

Diefer Rechnungsüberfchlag ift nach vorheriger Prüfung durch den 
Gemeinderat zur Kenntnis der Gemeinde oder des Bürgerausfchuffes zu 
bringen und außerdem öffentlich aufzulegen. Nach diefer Offenlegung und 
nach Anhörung etwaiger Einwendungen und erfolgter Entfcheidung darüber 
wird der Rechnungsüberichlag dem Landrate zur Einficht vorgelegt, welcher 
ihn, wenn die darin aufgenommenen Einnahme» und Ausgabepoften nicht 
Abweichungen von den bejtehenden gejeglichen Vorfchriften enthalten, zur 
Bollziehung feſtſetzt: Jollten fich Abweichungen von den Geſetzen darin ergeben, 
jo wird danach die entiprechende Verfügung von dem Landrate erlaffen. 

Unterläßt oder verweigert eine Gemeinde die ihr gejeßlich obliegen- 
den, von der betreffenden Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zus 
ſtändigkeit fejtgeitellten Leiftungen auf den Haushaltsetat zu bringen oder 
außerordentlich zu genehmigen beziehungsweije zu erfüllen, jo verfügt der 
Landrat, unter Anführung der Gründe, die Eintragung in den Etat, be= 
ziehungsweife die Feſtſtellung der aufßerordentlichen Ausgabe. Gegen die 
Verfügung des Landrates flieht der Gemeinde die Klage bei dem Bezirks— 
ausſchuſſe zu. 

Auf Grund des Nechnungsüberjchlages oder eine Beſchluſſes des 
Gemeinderaths hat der Bürgermeifter alle Einnahmen für die Gemeinde» 
faffe und alle Ausgaben auf diejelbe anzumeijen. Alsbald nach Ablauf 
des Derwaltungsjahres hat der Rechner die betreffende Jahresrechnung 
aufzuftellen. Diejelbe wird nach Prüfung durch den Gemeinderat und 
eine Kommiſſion der Gemeinde oder des Bürgerausfchuffes an den Yandrat 
eingejchieft, welcher fie, zur Revifion und zum Abjchluffe, der Rechnungs 
revifiongftelle bei der Königl. Regierung zu Wiesbaden vorlegt. 

Als Staatszuſchüſſe zu den KHaflen der Landgemeinden find die Zu— 
ſchüſſe zu den Lehrerbefoldungen Hervorzuheben; im übrigen werden die 
Gemeinden, in&bejondere von dem fkommunaljtändiichen Verband, auf 
Grund der Dotationsgefege unterftüßt, namentlich in Beziehung auf den 
Vicinalwegebau und auf die Armenpflege.. Was die leßtere betrifft, To 
werden die Gemeindekaſſen betreffs der Fürforge für Irrſinnige, Taub— 
jtumme, Blinde, Epileptifche, Sieche (die fogenannte außerordentliche Armen 
laft) durch das Zuſammenwirken der Privatwohlthätigkeitsanftalten, der 
Kreisfaffen und des kommunalſtändiſchen Verbandes in hohem Grade ent— 
laftet. Als förmliche kommunalſtändiſche Anjtalten bejtehen nur die Irren— 
anftalt zu Eichberg und die Taubftummenlehranftalt zu Camberg; aber 
den Wohlthätigkeitsanftalten für Blinde und Epileptifche werden von dem 
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Kommunalverbande erhebliche Beiträge zugewendet. Die Fürforge für 
arme Waifenfinder nimmt die Kaflen der Gemeinden und der Kreiſe nicht 
in Anfpruch, indem die Koften aus dem unter ftändifcher Verwaltung 
ftehenden naffauifchen Gentralwaijenionds und aus allgemeinen ftändijchen 
Mitteln beitritten werden. 

9. Die nächſte Auffichtsbehörde für die Landgemeinden ift der Yand» 
rat, vorbehaltlich der geſetzlichen Beitimmungen über die Kompetenz des 
Kreisausſchuſſes. Die letztere bezieht fich vorzugsweiſe auf ſolche Gegen« 
ftände, welche die Mitwirkung der Gemeindeverfammlung erfordern, aljo 
namentlich die Erhaltung des Grundjtodvermögens betreffen. 

10. Selbftändige Gutsbezirke (Gutsgemeinden) beftehen im nafjauischen 
Gebiete nicht. Durch die nafjauijche Gemeindeordnung vom 5. Juni 1816 
wurde verordnet, daß alle einzelnen Wohnungen, Mühlen, Höfe, Hütten- 
werke, Hammerwerfe, Yabrifgebäude und Wohnorte von weniger ala zwölf 
Familien, desgleichen alle und mamentlih auch die Tandesherrlichen, 
ftandesherrlichen und grundherrlihen Waldungen und Güter, welche bisher 
zu feiner Gemeinde gehörten oder eine eigene Gemarkung bildeten, einem 
der nächitgelegenen Gemeindebezirke zuguteilen und der daligen Gemarkung 
gänzlich einzuverleiben, daher dann auch die Grundftüde in das Stodbuch, 
Kagerbuch und Steuerkatafter des Gemeindebezirkes einzutragen und über— 
haupt gleich anderen Gemarfungsgütern zu behandeln feien. Da im Jahre 
1816 die landftändijche Verfaſſung des Herzogtums noch nicht in Wirk— 
ſamkeit getreten war, fo ift die nafjauifche Gemeindeordnung vom 5. Juni 
1816 von dem Landeöherren in Borausfegung und Erwartung der über- 
einjtimmenden Anficht der demnächſt zu verfammelnden Landſtände erlaffen 
worden. Diefer Zufammentritt erfolgte im Jahre 1818: ein MWiderfpruch 
gegen die vorgedachte Einverleibung aller Liegenjchaften in die Gemeinden 
ift, foweit befannt, weder bei der Deputiertenfammer noch bei der Herren— 
banf des nafjauifchen Landtags Hervorgetreten. Durch $ 15 der naſſauiſchen 
Gemeindeordnung dom 5. Juni 1816 wurden diejenigen Walddiftrikte, 
welche unter abgefonderter Adminiftration der Eigentümer ftänden und 
wotür nicht bisher bereit3 zu den Grundfteuererhebungen der Gemeinde» 
fafjen beigetragen worden jei, von der Grundfteuerzahlung an die betreffende 
Gemeinde für befreit erflärt, welche Steuerbefreiung aber durch das naffauische 
Gemeindegejeg vom 12. Dezember 1848 aufgehoben wurde. Infolge der 
legteren Vorſchrift ergab fih nun allerdings die Frage, ob nicht nunmehr 
die Koften des Forſtſchutzes ebenfo auf die Gemeindelafje zu übernehmen 
feien wie die Koſten des Feldſchutzes. Dieſe Frage wurde an fich ver- 
neint, in&befondere auch aus dem Grunde, weil die Forſtſchutzbeamten auch 
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bei der Bewirtichaftung der Waldungen mitwirken. Dagegen wurde eine 
Bermittlung darin gefunden, daß durch Gejeh vom 27. September 1849 
die Waldeigentümer für berechtigt erflärt wurden, bei Zahlung von Wald» 
grundfteuern an eine Gemeinde die normalmäßige Bejoldung des Forſt— 
ſchutzbeamten in Aufrechnung zu bringen. 


I. Würdigung der bejtehenden Gemeindeeinrichtungen. 


1. Das beitehende Yandgemeindereht Hat fich bewährt. Die be- 
ftehenden einzelnen Zandgemeinden haben fich unter der oben angebeuteten 
aushelfenden Fürſorge der Kreife, des Kommunalverbandes und des Staates 
der Erfüllung ihrer gemeinheitlichen Aufgaben gewachien gezeigt. Weder 
ein Bedürfnis noch eine Neigung Hat fich Fundgegeben zur Aufhebung der 
Gelbftändigfeit der einzelnen Gemeinden. 

2. Die neuere Freizügigkeits-, Verehelihungs- und Armengefeßgebung 
bat auf daß Gemeindeleben, auf dad Gefüge der naſſauiſchen Gemeinde- 
geſetzgebung ftörend eingewirkt. Es bezieht fich dies insbeſondere auf das 
Reichögeje vom 4. Mai 1868 über die Verehelihung und auf das Reichs— 
gejeg vom 6. Juni 1870 über den Unterftügungswohnfit. Früher hatten 
die Gemeindebehörden einen mitbejtimmenden Einfluß darauf, welche 
Hamilien der Gemeinde zur Unterftüßung anheimfallen würden, was jebt 
nicht mehr der Fall ift. 

Dad Geſetz über den Unterftüßungswohnfig erjcheint der Reviſion 
dringend bedürftig, ſowohl im allgemeinen ala in&bejondere nach der Rich— 
tung Hin, das mißliche Inftitut de Landarmenweſens zu befeitigen. 

Die Beflimmung, wonach die BVerehelichung von der Aufnahme in 
den Gemeindeverband unabhängig erflärt worden ift, unterliegt geringeren 
Bedenken und fann grundjäßlich aufrechterhalten werden, auch wenn das 
Syitem der Receptionagemeinde im Gegenjaß gegen das Syitem der Ein- 
wohnergemeinde beibehalten wird. 

Der naffauifchen Gemeindegefehgebung lag die dee zu Grunde, daß 
jeder Staatdangehörige einer bejtimmten Gemeinde ala heimatsberechtigt 
und unterftügungsberechtigt angehören müſſe und fein Gemeindebürgerrecht 
folange behalte, biß er ein andere Gemeindebürgerrecht durch Reception 
erworben habe. Diejes Prinzip, in zwedmäßiger Weiſe richtig durchgeführt, 
ericheint vorzugsweiſe geeignet, ein das Wohl der bürgerlichen Gejellfchaft 
förderndes Gemeindeleben zu begründen und zu erhalten und den Ge— 
meinden die gebührende Selbftändigkeit in der Ordnung ihrer Angelegen« 
beiten, namentlich ihres Haushaltes, unbejchadet der ftaatlichen Intereſſen 
zu fichern. 
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Übrigens läßt fich der Grundſatz, daß jeder Staatdangehörige einer 
beftimmten Gemeinde ala heimatberechtigt und unterftüßungsberechtigt an— 
gehören müſſe, auch mit dem Syſtem der Einmwohnergemeinde in Einklang 
bringen durch Beitimmung einer gleichmäßigen, beiſpielsweiſe zweijährigen, 
Dauer des Wohnfites für die Erwerbung des Gemeindebürgerrechts und 
die Erwerbung der Unterftügungsberechtigung und durch die Beftimmung, 
daß das erworbene Bürgerrecht und die erworbene Unterjtüßungsberechtigung 
fortdauern, bis anderwärtiges Bürgerrecht erworben jei. 

3. Die Gejehe über Kranfenverficherung, Unfallverfiherung und 
Alteräverficherung haben einen fichtbar erheblich hervortretenden Einfluß 
auf das Gemeindeleben, namentlich auf die Minderung des Aufwandes für 
die Örtliche Armenpflege, bis jett nicht geäußert. Doch möchte zu erwarten 
fein, daß diejelben in Verbindung mit einer richtig geftalteten Gemeinde» 
und Armengefeßgebung demnächſt mwohlthätig nach allen Richtungen Hin 
wirken werden. 

4. Die vor 74 Jahren erfolgte Einverleibung aller Liegenfchaften 
des nafjauischen Staatögebietes in den Gemeindeverband hat ſich bewährt 
und ift unangefochten geblieben. Erfahrungen über die Wirkungen 
neuerer Einverleibungen können nicht vorkommen. 

5. Die nafjauifche Landgemeindegejeggebung, wie fie fih in Verbin— 
dung mit der neueren Reichd- und Landesgeſetzgebung entwidelt hat, bedarf 
— wenn man von der wünjchenzwerten Reform in der Armengefet- 
gebung abfieht — an fich einer Umgeftaltung nicht. Doc eignen fich 
folgende Punkte zur Erwägung: 

a. Die Dauer der Dienftzeit der Bürgermeifter möchte auch für die- 
jenigen Gemeinden, welche weniger ald 1500 Einwohner haben, auf 
zwölf Jahre zu beftimmen jein, ftatt der bißherigen jechsjährigen 
Dienitdauer. Infolge der neuen Gefeßgebung find gegen früher die 
Dienftobliegenheiten eines Bürgermeifters umfangreicher und jchwieriger 
geworden. Der neueintretende Bürgermeifter bedarf einiger Zeit, um 
fih mit den verfchiedenen Zweigen ſeines Amtes genügend befannt 
zu machen und den Anforderungen der vorgejegten Behörde in vollem 
Maße zu entiprechen, und faum iſt dieſes Ziel erreicht, jo nahet bei 
der jechsjährigen Dienftperiode jchon die Zeit des Austrittes und 
der Wiederwahl heran, was lähmend auf den Dienft einwirft. 

b. Der im naſſauiſchen Gemeindegefeg vom 26. Juli 1854 normierte 
Gehalt der Bürgermeiiter entfpricht weder den jeßigen Geldverhält- 
niffen noch den Anforderungen, welche an die Dienjtthätigfeit eines 
Bürgermeifterd geftellt werden. Sowohl der Wenigft- wie der Höchit« 
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betrag möchte mindejtena zu verdoppeln fein. Gleicher Erhöhung 
bedürfen die Gebührenjäße für die Verrichtungen de Bürgermeifters 
im Gebiete der freiwilligen Gerichtöbarfeit. 

ec. Daß bei allen Gemeinden, welche weniger ala 1500 Einwohner 
haben, regelmäßig ein Bürgerausfchuß nicht beſteht, ift nicht zweck⸗- 
mäßig. Für die umfichtige und gründliche Behandlung der an die 
Gemeinde zu bringenden Angelegenheiten dürfte es förderlich fein, 
daß die Notwendigkeit der Wahl eines Bürgerausjchuffes jedenfalls 
auf alle Gemeinden, welche 500 und mehr Einwohner haben, ausge: 
dehnt werde, wenn man nicht noch weiter gehen will. 

d. In jolchen Gemeinden, welche 1500 und mehr Einwohner Haben, 
bat der Bürgermeijter jeine volle Arbeitskraft dem Dienfte zu widmen, 
weshalb es nicht unbillig erfcheint, demfelben für den Fall eintre- 
tender Dienftunfähigkeit oder nicht erfolgender Wiederwahl eine 
Penfionsberechtigung nach näherer gejeglicher Beftimmung zugugeftehen. 

e. Unter Vorausſetzung des Fortbeſtehens der Neceptionsgemeinde fcheint 
es notwendig zu werden, zu bejtimmen, daß die Verehelichung des— 
jenigen, welchem ein angeborene Bürgerrecht zur Seite fteht, deffen 
Eintritt in das aktive Bürgerrecht feiner Heimatgemeinde begründe. 
Der Antritt des angeborenen Bürgerrechtes wird nämlich, ſeitdem 
die Verehelichung von dem Gemeindebürgerrecht nicht mehr abhängt, 
häufig verabfäumt, und jo iſt die Möglichkeit nicht ausgeichloffen, 
daß im Laufe der Zeiten die aktiven Bürger jajt ganz verſchwinden. 
Dies trifft allerdings hauptjächlich für die Gemeinden zu, in welchen 
ein Allmendgenuß, namentlich eine Losholzverteilung, nicht jtattfindet, 
wogegen nach bisheriger Erfahrung in den einen Allmendgenuß 
bietenden Gemeinden der Antritt ded angeborenen Bürgerrechtes 
regelmäßig erklärt wird. In Bezug auf Auswärtige liegt ein Grund, 
ihnen mit der Verehelichung das Bürgerrecht in der Gemeinde des 
gewählten Wohnfites zu verleihen, nicht vor. 

Wollte man bezüglich der Landgemeinden zum Syftem der Einwohner« 
gemeinde übergehen, jo würden betreff3 der Teilnahme der Neuanziehenden 
an dem Allmendgenuß bejondere Vorſchriften (über ein zu entrichtendes 
Eintrittögeld) nicht zu entbehren jein, 
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